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Der Arzt und der Kranke. 

Mit besonderer Berücksichtigung des Krankenhausarztes. 
Von Prof. König, Göttingen. 


Wäre der menschliche Organismus ein Uhrwerk und der Arzt der 
kunstgeübte Handwerker, dasselbe zu regeln und etwaige eintretende 
Störungen zu beseitigen, so würde sich das Verhältniss zwischen dem 
Träger des erkrankten Organismus und dem heilenden Künstler sehr ein¬ 
fach gestalten. Mancher denkt sich’s so oder wenigstens fast so, und 
doch hinkt der Vergleich an allen Ecken. Denn das Uhrwerk kann 
man öffnen, alle Theile aus einander nehmen und so mit Sicherheit finden, 
was seinen regelmässigen Gang stört, den kranken Menschen nicht. 
Zwar gelingt es in einer Reihe von Fällen verhältnissmässig leicht, das 
zerbrochene Rad, die verdrehte Schraube auch bei dem menschlichen 
Organismus zu finden; aber ein ander Mal vermag auch der geschickteste 
Uhrmacher erst nach mannigfacher, vielseitiger mühsamer Untersuchung, 
durch Combination der Einzelresultate derselben, den Sitz und die Art 
der Betriebsstörung zu erkennen; und wieder in anderen Fällen kommt 
die Erkenntniss nur zu der „an Gewissheit grenzenden Wahrscheinlich¬ 
keit“ oder zu noch weniger. 

Was Wunder, dass dann auch die Reparatur solcher Schäden da¬ 
nach ausfällt, dass die Arbeitsversuche in dieser Richtung unsicher sind 
wie die Erkenntniss des Fehlers l Aber selbst, wenn er gefunden, wenn 
er entfernt werden, wenn für den Defect ein Ersatz geschaffen werden 
kann; in die Uhr schiebt sich das neue Rad, die Feder, die Schraube 
gefahrlos ein, die Cur der Fehler im menschlichen Organismus dagegen 
führt recht oft erst auf gefahrvollem Wege, durch Anwendung von 
Mitteln, welche selbst keine unschuldigen, keine unschädlichen sind, zum 
Ziel, ja der Organismus kann an dem Reparaturversuch zu Grunde gehen. 

Noch schlimmer aber liegen die Verhältnisse für den Künstler, den 
Arzt, wenn die Schäden allmählich irreparabel werden, wenn Räder und 
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Achsen ausgeleiert sind. Der Uhrmacher flickt und flickt, aber eines 
schönen Tages erklärt er sein Unvermögen, die Uhr noch weiter zum 
Gehen zu bringen; der Arzt muss den ausgelaufenen Organismus flicken 
und wieder flicken, bis Gott ihn und den Kranken erlöst. 

Und das Letzte oft das Bedeutungsvollste: dem Uhrmacher wird 
das gestörte Werk in vollstem Vertrauen übergeben, er arbeitet voll¬ 
kommen ungestört an einer Sache; der Träger des kranken Organis¬ 
mus, der mit eigenem Willen und fügen wir sofort hinzu, auch mit Stück¬ 
werk von ärztlichem Wissen begabte Mensch, findet durchaus nicht in 
allen Fällen die Kraft, seinem Willen und Wissen zu entsagen, wenn er 
sich mit seinem kranken Uhrwerk dem Künstler, welcher dasselbe wieder 
in Ordnung. bringen soll, in die Arme wirft. 

Die Aufgabe des Arztes ist es, die Möglichkeit der Erkenntniss 
der Störungen im menschlichen Organismus mit allen Mitteln der Kunst 
und Wissenschaft zu steigern, und wenn er die Störung gefunden, die 
sichersten und unschädlichsten Mittel zu ihrer Beseitigung anzuwenden; 
die Aufgabe des kranken Menschen ist, zu vertrauen und zu folgen, 
das eigene Wissen, den eigenen Willen schweigen zu lassen, dem Arzt 
sich gegenüber zu verhalten wie die Uhr zu dem ihren Gang reguliren- 
den Künstler. 


An das Vertrauen des Kranken zum Arzte knüpfen sich direct 
eine ganze Reihe von Heilungen. Viele nervöse Leiden sind ohne ein 
solches Vertrauen, ohne den Glauben an den Arzt gar nicht zu be¬ 
seitigen. Selbstverständlich muss dieses Vertrauen ein Vertrauen sein, 
welches sich in Thaten äussert, indem der Kranke in allen Stücken den 
Anordnungen des Arztes Folge leistet. Gegen dieses Verlangen wird 
ausserordentlich oft gesündigt, den Anordnungen wird nur stückweise 
Folge geleistet, die Cur wird abgebrochen und zwischendurch der Rath 
eines anderen, wirklichen oder vermeintlichen Heilkünstlers eingeholt. 
Hat der Arzt von solchem Treiben Kunde und sieht demselben zu, so 
hat er Alles verloren und der Kranke mit ihm. Unter solchen Ver¬ 
hältnissen giebt es nur einen Weg: das Aufheben des stillschweigend 
geschlossenen Vertragsverhältnisses. Dagegen muss aber auch von dem 
Arzt erwartet werden, dass er selbst, falls er seine Incompetenz in einem 
bestimmten Falle, sei es in der Diagnose oder Behandlung, einsieht, 
die Hinzunahme eines weiteren, womöglich in der Richtung, in welcher 
sich der Krankheitsfall seines Schutzbefohlenen bewegt, besonders er¬ 
fahrenen Collegen herbeiftihrt. Sein Ansehen leidet nicht, auch wenn 
der erfahrenere College jetzt den dunklen Fall aufklärt, die Mittel und 
Wege zum Gesundwerden zeigt. 

So wird durch das Vertrauen des Schutzbefohlenen zum Arzte die 
Stellung des letzteren zu einer ausserordentlich verantwortungsvollen, und 
ein Jeder, der sich dem ärztlichen Stande widmen will, soll sich prüfen, 
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ob er das Zeug dazu hat, dereinst solche Verantwortung zu tragen. Denn 
mit dem allem, was er wissenschaftlich erlernt, ist es nicht gethan: man 
wird zehn gute Uhrmacher finden, ehe man einen Arzt findet, der nicht 
nur den menschlichen Organismus, sondern auch den Menschen derart 
kennt und behandelt, dass derselbe ihm vertrauen kann. Die Kunst des 
Arztes und die Wissenschaft muss er beherrschen, aber er muss auch 
Wahrheit, Zuverlässigkeit und Treue, gepaart mit Klugheit und mit takt¬ 
vollem Wesen in sich vereinigen. 

Wer alle diese Gaben hat, der kann dann freilich auch erleben, 
dass ihm das Vertrauen, der Glaube seiner Kranken zu Th eil wird. 
Ihm wird gegeben, was zum Gelingen seines Thuns unerlässlich, oft 
über das Maass des Gewünschten hinaus. Denn mit dem unbegrenzten 
Vertrauen des einen Theils wächst das Gefühl der persönlichen Ver¬ 
antwortlichkeit in ernster Zeit in erdrückender Weise. 

So lohnend es erscheint, dieses Verhältniss des Kranken zu seinem 
Arzte in seinen Einzelheiten zu verfolgen; für heute will ich dieser 
Aufgabe nicht entsprechen. Ich habe diese kurze allgemeine Betrachtung 
vorausgeschickt, weil, meiner Meinung nach, ihre Ergebnisse maassgebend 
sein müssen, sowohl für die verschiedensten Formen der Krankheit als 
auch für die verschiedensten Lebenslagen, in welchen sich der Arzt 
und der kranke Mensch treffen. Ich bitte nun den Leser, mir zu folgen 
in der Betrachtung einer ganz besonderen Lebenslage, in welcher sich 
der Kranke dem Arzt gegenüber befindet und welche letzter Zeit viel¬ 
fach besprochen wurde, ich meine die Lebenslage, das Verhältniss des 
Kranken zu dem Arzt im Krankenhause. Ist es doch nicht zu ver¬ 
wundern, dass dies Verhältniss in den letzten Jahrzehnten vielfache Be¬ 
sprechung gefunden hat, da das moderne Krankenhaus heute eine ganz 
andere Stellung einnimmt als vor 20, 30 Jahren. Denn während sich 
in jener Zeit die Krankenhausbevölkerung recrutirte aus Armen und 
aus solchen Menschen, bei welchen irgend ein bestimmter Grund, wie 
beispielsweise beschränkte Wohnung und fehlende Pflege, eine zweck¬ 
entsprechende Behandlung unmöglich machte, während noch zu jener 
Zeit viele der Erkrankten nur gezwungen und mit Widerwillen die 
schützenden Mauern des Krankenhauses aufsuchte, so begiebt sich 
heute eine grosse Anzahl von Kranken bis zu den höchsten Gesell¬ 
schaftsklassen hinauf in das Krankenhaus, weil sie der Meinung sind, 
dass sie dort sicherer genesen werden. Bietet doch das heutige 
Krankenheim nach vielen Richtungen dem kranken Menschen unleug¬ 
bare Vorzüge, welche er sich im eigenen Hause schwer oder gar nicht 
schaffen kann. Wenn diese Erwägungen für die innerlich Kranken in 
zahlreichen Fällen zutreffen, so gelten sie doch ganz besonders für 
solche, deren Leiden chirurgisches Handeln erheischt. Ich habe mir 
die Besprechung des Verhältnisses dieser, der chirurgisch Kranken, zu 
ihrem helfenden Arzte, dem Chirurgen, herausgenommen, weil ich selbst 
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Chirurg bin und weil gerade bei diesem Gegenseitigkeitsverhältniss fast 
ausnahmslos in jedem Falle gewisse besondere Schwierigkeiten auf¬ 
zutauchen vermögen. 

Wie dies bei jedem privaten Kranken der Fall ist, so beschäftigt 
sich auch der Chirurg im Krankenhause, nachdem sich der kranke 
Mensch hat aufnehmen lassen und sich ihm anvertraut, in erster Linie 
damit, dass er festzustellen sucht, was seinem Clienten fehlt. Darauf 
gestützt, entwirft er einen Heilplan, welchen er in der Folge, sei es, 
dass eine Operation nöthig ist, nach einer solchen, wenn nicht, so ohne 
diese in einer Reihe von bestimmten Acten, welche sich zu der Nach¬ 
behandlung zusammensetzen, durchfuhrt. Dass alle diese Dinge, aus 
welchen sich die Behandlung zusammensetzt, wissenschaftlich und künst¬ 
lerisch keine anderen sind als die, welche bei dem privaten Kranken 
in Anwendung kommen, versteht sich von selbst Aber eine ganze 
Reihe von mehr äusseren, nicht direct zur Sache gehörigen Momenten 
bewirken doch, dass sich alles dies unter den verschiedenen Lebens¬ 
lagen recht verschieden vollzieht. 

Während der Behandlung des Kranken in der privaten Ausübung 
der Praxis eine ganze Reihe von Hindernissen conventioneller Art ent¬ 
gegenstehen, welche der Arzt bei Seite schaffen muss, ehe er nur mit 
der Diagnose und der Behandlung des Leidens seines Schutzbefohlenen 
beginnen kann, ist die Behandlung im Krankenhaus solcher Hindernisse 
vollkommen entkleidet. Bei ihr kann es nicht Vorkommen, dass der 
kranke Mensch sich in falsch angewandtem Schamgefühl einer zur 
Klärung der Diagnose nothwendigen Untersuchung entzieht. Solcher 
Widerspruch gegen eine bestimmte Untersuchung kommt wohl im Ganzen 
heute auch bei der Ausübung der Privatpraxis seltener vor als dies 
früher der Fall war. Nur selten sträubt sich der Patient oder die An¬ 
gehörigen desselben, Entblössungen irgend eines Körpertheiles, welche 
der Arzt für nöthig erachtet, vornehmen zu lassen, aber immerhin kommt 
es doch zuweilen noch vor. Ich höre doch zuweilen noch den Aus¬ 
spruch der Mutter, welche mir ihre kaum erwachsene Tochter zur Unter¬ 
suchung bringt: Denken Sie, der Arzt verlangte eine Entblössung der 
Brust, um eine Untersuchung vorzunehmen; wir kommen zu Ihnen, weil 
Sie uns sicher schon ohne das Rath geben können. Aber solche thörichte 
Mütter sind doch jetzt, nachdem die Objectivität der Untersuchung mehr 
und mehr zugenommen hat, viel seltener geworden als dies vor einer 
Reihe von Jahren der Fall war. Einer meiner liebsten Jugendfreunde 
machte einst auf Grund solcher thörichter Scham, welche von seinen 
ärztlichen Vorgängern respectirt worden war, sein Glück. Die Tochter 
eines vielfachen Millionärs litt an heftigen Schmerzen einer Hand, wegen 
deren sie ihren Hausarzt und verschiedene Autoritäten vergebens 
um Rath gefragt hatte. Mein Freund, durch einen Zufall der Familie 
bekannt geworden, um Rath gefragt, erklärt, ohne Untersuchung des 
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ganzen Armes mit Entblössung der Brust nichts rathen zu können. Das 
hat selbst der Professor X nicht verlangt und dem Professor Y, der es ver¬ 
langte, haben wir es abgeschlagen, und nun wollen Sie, ein so junger 
Mann, darauf bestehen? Aber er bestand darauf. Zweimal abgewiesen, 
wurde ihm nach Wochen die Untersuchung gewährt. Er fand in der 
Achselhöhle eine Geschwulst als Ursache der Armschmerzen, und eine 
gar nicht schwierige Operation beseitigte dieselben. Seine Praxis war 
gemacht und seines Ruhmes kein Ende. Heute kommen solche Hinder¬ 
nisse als störend für die Möglichkeit einer Erkenntniss weit seltener 
vor, aber sie ereignen sich doch auch noch. Im Krankenhause 
sind sie unmöglich, es versteht sich von selbst, dass der auf¬ 
genommene Kranke, sei es, dass eine Corporation ihn schickt, sei es, 
dass er auf seinen Wunsch Aufnahme fand, jede Untersuchung 
mit sich vornehmen lässt, welche zur Aufklärung seines 
Krankheitszustandes für nothwendig erachtet wird. Es 
wird diese Frage als solche überhaupt gar nicht bei der Aufnahme des 
zur Diagnose nöthigen Thatbestandes berührt. Dagegen versteht es sich 
von selbst, dass die Untersuchung mit der gehörigen Rücksichtnahme 
vorgenommen, dass jede unnöthige Entblössung vermieden, dass zu¬ 
mal jede Frivolität auf das Allerstrengste verboten ist. 
Nun ist es aber nicht ganz selten der Fall, dass besondere schmerz¬ 
hafte Eingriffe nöthig sind, um über einen Sachverhalt klar zu werden; 
es muss ein Instrument in eine Körperhöhle eingeführt werden, es muss 
ein kleiner Einschnitt, die Einsenkung eines Trocars in ein Gelenk, in 
eine Geschwulst vorgenommen werden; es hat sich herausgestellt, dass 
zur Beseitigung des Schmerzes der Muskelspannung die Anwendung 
eines Betäubungsmittels erforderlich erscheint. Es versteht sich 
von selbst, dass bei allen solchen, aus dem Rahmen der 
gewöhnlichen Untersuchung heraustretenden schmerz¬ 
haften oder irgendwie gefährlichen Untersuchungs¬ 
eingriffen die Einwilligung des Kranken oder der An¬ 
gehörigen desselben auch im Krankenhause entweder 
schon vorher im Allgemeinen oder bei der Vornahme 
solcher Untersuchung im Einzelnen eingeholt werden muss. 

Hat der Arzt auf dem Wege der Untersuchung die Krankheit er¬ 
kannt, so stellt er für den Einzelfall seinen Heilplan fest und beginnt die 
Behandlung. Auch hier gilt wohl mit Recht der Grundsatz, dass nur 
unter ganz besonderen Verhältnissen der Kranke um seine 
Einwilligung dazu gefragt wird. Mit dem Eintritt in das Haus hat er 
dazu, wie zu der Untersuchung, seine Einwilligung stillschweigend ge¬ 
geben. Aber es liegen doch gerade für die äusserlich Kranken solche 
soeben als „besondere“ bezeichnete Verhältnisse recht häufig vor. Lassen 
wir zuerst einmal die Kranken, welche in Noth- und Eilfällen dem 
Arzt zugehen, ausser Betracht — wir werden ihnen eine besondere Be- 
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sprechung widmen, da sie eine solche absolut erheischen — so ist auch 
hier wieder, gleich wie bei der Untersuchung im Allgemeinen, maass¬ 
gebend, dass ein Heilplan, der mit bestimmten Schmerzen für den 
Betroffenen oder mit Operationen, besonders mit gefahrvollen, verbunden 
ist, nicht ausgeführt werden soll, ohne die specielle 
Einwilligung des Kranken oder dessen Sorger. Ganz besonders 
ist jeder Eingriff ohne diese Erlaubniss ausgeschlossen, welcher eine 
Verstümmelung herbeiführt, wie beispielsweise eine Amputation. Bei 
einer grossen Anzahl dieser Fälle, bei welcher es sich voraussehen 
lässt, dass solche Operationen in Frage kommen, wird freilich bereits 
bei der Aufnahme des Patienten die Erlaubniss zur 
Vornahme von Eingriffen generaliter gegeben. Ist dies 
nicht geschehen, so ist jeder derartige Eingriff rechtlich 
verboten. Wir halten es also, das erklären wir ausdrücklich, für 
rechtlich unerlaubt, irgend einen blutigen, mit Schmerz oder zumal mit 
Gefahr verbundenen Eingriff ohne specielle Einwilligung des Kranken 
vorzunehmen; aber es liegt in der Natur der Verhältnisse, dass gegen 
dieses Gebot, insofern es sich um kleine unbedeutende, gefahrlose Ein¬ 
griffe, um die Eröffnung eines kleinen Eiterherdes, um die Erweiterung 
der Eröffnung oder dergl. mehr handelt, meist zum Nutzen der Person 
gesündigt wird. Das darf aber unter keinen Umständen geschehen bei 
gefahrvollen Operationen, am wenigsten bei solchen, welche, wie bereits 
bemerkt, eine Verstümmelung herbeiführen. Es hat seiner Zeit viel Staub 
aufgewirbelt, dass ein Arzt wider den Willen der Eltern einem Kinde 
das schwer erkrankte Bein abnahm. Offenbar war die Operation wissen¬ 
schaftlich vollkommen gerechtfertigt, aber wir glauben, dass wir uns mit 
der grossen Mehrzahl, vielleicht mit allen deutschen Chirurgen im Ein¬ 
klang finden, wenn wir die Meinung aussprechen, dass der Arzt, welcher 
solche Amputation vomimmt, unter allen Umständen dem Richter ver¬ 
fallen ist. Lagen doch in dem fraglichen Falle die Verhältnisse noch 
dazu sehr einfach. Es handelte sich um ein chronisches Leiden, welches 
wenigstens nicht augenblicklich, wenn der operative Eingriff 
unterlassen wurde, den Tod des Kindes zur Folge gehabt hätte. 1 ) 

Nun ist es aber in der That nicht immer der Fall, dass die Frage 
sich in so einfacher Weise entscheiden lässt. Was dem Arzt das Ge¬ 
wissen beschwert und was ihn, will er anders seinem ärztlichen 
Gewissen genügen, unter Umständen zwingen kann, „gegen 
das bürgerliche“ Recht zu handeln, das sind die Fälle, welche 
wir als Noth- und Eilfälle bezeichnet haben. Um die Gegensätze 
hervorzuheben, greife ich zunächst noch einmal aus der vorigen Gruppe 
einige Fälle heraus. Wir haben bei der Untersuchung gefunden, dass 


*) Cfr. unten den Artikel: „Die operativen Eingriffe und das Reichs¬ 
gericht,“ pag. 36. D. R. 
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der Kranke eine wachsende Geschwulst hat, welche, wenn nicht operirt, 
in absehbarer Zeit den Tod des Kranken herbeifuhren würde, dagegen 
liegt eine momentane Lebensgefahr nicht vor. Ein anderer Fall: Wir 
finden an dem Kranken eine alte Störung in der Stellung des Gliedes, 
welche dasselbe ohne Operation vollständig unbrauchbar erscheinen lässt. 
Keiner von diesen Fällen bringt den Arzt auch nur in Versuchung, 
einen Eingriff ohne directe und ausdrückliche Erlaubniss des Arztes zu 
unternehmen, denn bei dem ersteren wirkt zwar die Operation unter 
Umständen lebensrettend, insofern der Kranke nicht an den späteren 
Folgen der Geschwulst zu Grunde geht, aber zu dem Entschluss ist 
Eile überhaupt nicht nöthig. Und in dem anderen Falle kann der 
Arzt zwar überzeugt sein, dass der Kranke nur durch die Operation 
wieder zum Gebrauch der Glieder kommt, aber es wird ihm nicht ein¬ 
fallen, den rettenden Eingriff ohne die directe Einwilligung der Be¬ 
theiligten vorzunehmen. 

Ganz anders liegen die Dinge bei den von uns als Noth- und 
Eil fällen bezeichneten Erkrankungen. Krankheiten und Verletzungen 
können zu solchen werden, sie können den Chirurgen vor die Wahl 
stellen, dem starren Recht zu folgen und den Kranken unter seinen 
Händen sterben zu lassen oder das Recht zu brechen mit dem Versuch, 
ihn dem Leben zu erhalten. Nehmen wir einen der gewöhnlichen 
Fälle. Es handelt sich um eine schwere Verletzung eines Gliedes, um 
eine Wunde mit Haut- Weichtheil- und Knochenverletzung. Bei der in 
Narcose vorgenommenen Untersuchung zeigt es sich, dass nicht nur der 
Knochen schwer zertrümmert, sondern auch die Weichtheile, die grossen 
Gefasse und Nerven verletzt sind; eine schwere Blutung stellt sich ein, 
nur sofortige Amputation vermag den Verletzten zu retten. Derselbe 
ist vorher nicht gefragt worden, ob er mit der Amputation einverstanden 
ist Was soll geschehen? Die Amputation auf den nächsten Tag zu 
verschieben, ist schwer complicirend für den Verlauf; lässt man den 
Kranken erst vollkommen aufwachen, um ihm nur die Frage, ob er 
die Operation zulassen will, vorzulegen, so gehen Stunden darüber hin; 
bis dahin kann er eine Leiche sein. 

Oder: Man bringt einen Kranken, es ist ein Kind, das im äussersten . 
Grad geschwächt, dem Ersticken nahe ist. Bei der Untersuchung findet 
man, dass die eine Brusthöhle, mit Eiter gefüllt, die schweren un¬ 
zweifelhaft zum Tod führenden Erscheinungen bedingt. Nur die zur 
Entleerung des Eiters führende Operation vermag noch, falls sie rasch 
vorgenommen wird, Hülfe zu bringen, aber die Erlaubniss dazu ist vor 
der Untersuchung nicht eingeholt oder gar verweigert worden. 

Ein dritter Fall: Ein Kind hat sich einen Fremdkörper in die 
Luftröhre gebracht. Es hatte wiederholt Erstickungszufälle, aber die 
Eltern haben eine Operation zur Entfernung des Körpers abgelehnt. 
Während ein mm consultirter Arzt eine Untersuchung vomimmt, tritt 
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ein ganz jäher Erstickungszufall ein, der Fremdkörper sitzt im Kehlkopf, 
nur durch den Kehlkopfsschnitt ist er zu entfernen, um das nicht mehr 
athmende Kind dem Leben zurückzugeben. 

Lassen wir es genug sein. Leicht können wir die Zahl solcher 
Noth- und Eilfälle vermehren. Die aufgezählten genügen schon, um 
zu verstehen, dass in einem grossen Betrieb Anlässe genug denk¬ 
bar sind, welche auch den, den Satzungen des Rechts entsprechend 
denkenden Arzt in Versuchung führen können. Es sind nicht meine 
wenigst dankbaren Fälle, in welchen ich persönlich dieser Versuchung 
erlegen bin. Aber stets bin ich mir dabei bewusst gewesen, dass 
ich vom starren Rechtsboden abwich, dass ich in das Bestimmungs¬ 
recht der Person über ihren Körper, unter Umständen in das Bestimmungs¬ 
recht der Eltern, des Vormunds über Unmündige eingriff. Mit Be¬ 
wusstsein habe ich den Vorwurf, wider das Recht zu handeln, auf mich 
genommen, Angesichts der augenblicklichen Lebensgefahr, in welcher 
der Kranke schwebte. Muss man doch dabei bedenken, dass dem 
Vormunde seinen Pflegebefohlenen gegenüber in solchem klaren Falle 
auch ein Vorwurf gemacht werden kann, wir meinen den der fahrlässigen 
Tödtung, falls er die Erlaubniss zur Ausführung eines operativen Ein¬ 
griffes verweigert hat. 

Wir haben bis dahin angenommen, dass bei der Krankenhaus¬ 
behandlung das Verhältnis des Kranken zum Arzt ein derartiges ist, 
dass er demselben zum Zweck der Untersuchung seinen kranken Körper 
übergiebt, ebenso wie zur Durchführung des Heilplans. Wir setzen 
dabei voraus, dass Arzt und Kranker in einem Vertrauensverhältnis 
stehen, dass der Kranke die feste Ueberzeugung hat, der Arzt werde 
die ihm übergebene Macht nach seinem besten Wissen nur in seinem 
Interesse und zu seinem Besten gebrauchen. Das soll die Auffassung 
sein, auf der die Machtstellung des Arztes beruht, eine Machtstellung, 
ohne welche ein gedeihlicher Krankenhausbetrieb platterdings nicht be¬ 
stehen kann. Was geschieht aber, wenn der Kranke sich dieser Macht¬ 
stellung nicht fügt, wenn er schon die Untersuchung verweigert oder 
erst dem Heilplane seine Zustimmung versagt? Da wir der Meinung 
sind, dass jeder Zwang gegenüber dem Kranken im Krankenhause aus¬ 
geschlossen ist, andererseits aber verlangen müssen, dass sich der Kranke 
mit eigenem Willen und aus freier Entschliessung dem Willen des Arztes 
fugt, so versteht es sich von selbst, dass es in einem solchen Falle zur 
Lösung des Conflicts nur eine Möglichkeit giebt: der Vertrag, welchen 
der Kranke bei seinem Eintritt in das Haus und durch denselben still¬ 
schweigend mit dem Arzt geschlossen hat, löst sich damit, dass der 
Kranke das Haus verlässt. Gerade über diesen Punkt findet 
man aber die wunderlichsten Begriffe bei zahlreichen Laien. Betrachten 
wir einmal die Einzelheiten. Der alte Satz: Qui bene diagnoscit, bene 
medebitur, zu deutsch: Wer in der Erkenntniss der Krankheitsschäden 
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stark ist, der wird auch am besten die Mittel zu ihrer Beseitigung wählen 
können, gilt bei den wissenschaftlichen Aerzten auch heute noch als 
richtig und wenn man eine Amzahl solcher Menschen abzieht, welche 
vorziehen, sich von nicht ärztlich gebildeten Heilkünstlern behandeln 
zu lassen, auch bei der Mehrzahl der Laien. Wie kann man sich nun 
einen nach wissenschaftlichen Grundsätzen bestimmten Heilplan denken, 
welcher, falls sich der Kranke den nothwendigen Untersuchungseingriffen 
widersetzt, ohne Untersuchung und ohne Diagnose gemacht worden ist? 
Und noch schlimmer steht es mit der Verweigerung zur Annahme des 
Heilplans. Der Arzt hat erkannt, dass die Brust voll Eiter ist, und ver¬ 
langt die• Operation als einzig denkbares Heilmittel, der Arzt hat fest¬ 
gestellt, dass eine Geschwulst die Luftröhre zusammendrückt und dass 
nur durch Entfernung derselben eine Erstickungsgefahr beseitigt wird, 
er weiss in einem anderen Falle, dass die schwere Blutung, welche den 
Kranken zum Tod führt, nur durch die Operation einer Gefasserweiterung 
beseitigt werden kann. Aber der Kranke unterwirft sich nicht dem 
Heilplan. Ja, was soll denn der Arzt nun thun? Soll er in dem seiner 
Sorge empfohlenen Haus dulden, dass der Kranke die gute Zeit mit 
einem anderen, entweder von ihm gewünschten oder von einem Nächsten 
empfohlenen Mittel vertrödelt, soll er neben dem Schaden, welchen 
der kranke Mensch dabei erleidet, auch noch seine Autorität, den 
Glauben, welchen die vertrauensvollen Patienten zu ihm haben, ver¬ 
nichten? Gewiss nicht. Einer muss unter solchen Verhältnissen weichen, 
und das ist der renitente Kranke. Es ist letzter Zeit mannigfach ver¬ 
sucht worden, gegen dieses Verhältniss anzugehen, und wir sind der festen 
Ansicht, dass die fraglichen Versuche noch lange nicht zu Ende sind. 
Mannigfach haben Vereine, Genossenschaften mancherlei Art versucht, 
in die Rechte des Arztes einzugreifen. Laien haben sich angemaasst, 
der Unsersuchung eines Kranken beizuwohnen. Ja, was soll dabei her¬ 
auskommen? Denkt der Laie, er könne den Arzt controlliren, ob er 
legaliter untersucht? Wenn er das denkt, dann wäre es wohl rich¬ 
tiger, einen anderen Arzt zu wählen, dem er das Vertrauen schenkt, 
denn seine Controlle ist doch ganz sicher werthlos. Der Arzt, welcher 
sich einer solchen Controlle unterwirft, verdient den Namen eines 
solchen nicht. Noch übler ist es aber, wenn von Genossenschaften 
das Verlangen aufgestellt wird, dass einer der Genossen die Befugniss 
haben soll, zu controlliren, ob die Kranken im Haus auch ordentlich 
behandelt werden. Wir haben geglaubt, gerade hier bei der Besprechung 
der Machtvollkommenheit des Arztes im Krankenhaus diese Bemerkungen, 
welche sich auf bestimmte Vorkommnisse beziehen, einschieben und 
gegen solche Versuche Stellung nehmen zu müssen. 

Wer das Verhältniss, in welchem er als kranker Mensch zu dem 
Arzt im Krankenhaus steht, so auffasst, wie wir es für recht halten, der 
befindet sich in den besten Verhältnissen, um seine Gesundheit wieder 
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zu erlangen. Wir stehen nicht an, zu erklären, dass in einem gut 
ärztlich und gut durch die Pflege nach allen Richtungen versorgten 
Krankenhaus der kranke Mensch, zumal der chirurgisch kranke, am 
sichersten Genesung finden wird, wenn eine solche überhaupt noch 
möglich ist. 

Denn einmal geniesst er den Vorzug einer von keinerlei äusseren 
Rücksichten eingeschränkten Untersuchung und der davon abhängigen 
Diagnose und weiter waltet die Objectivität bei der Ausführung des 
Heilplans. Bei dieser Gelegenheit müssen wir auf einen Punkt hin- 
weisen, welcher für die Frage der Krankenhausbehandlung von grosser 
Bedeutung ist: der behandelnde Arzt steht der grossen Mehrzahl seiner 
Kranken als Fremder gegenüber, er ist mit ihnen nicht durch nahe 
verwandtschaftliche, durch nahe und alte Freundschaft verbunden. Das 
halten Sie für einen Vorzug? so bin ich schon oft gefragt worden. 
Ja wohl und zumal, wenn das Verhältnis bei dem Chirurgen statthat 
für einen sehr grossen, denn es bedingt die Objectivität des Handelns, 
und dadurch ist die sachgemässeste Behandlung garantirt. Wohl ist es 
etwas Schönes um das theilnehmende Herz eines Menschen, und wir 
geben ohne Weiteres zu, das bei dem alten Verhältniss des Hausarztes 
zu der ihm anvertrauten Familie dies theilnehmende Herz, das Be¬ 
kümmern um die lieb gewordenen Menschen gewisse Vorzüge bietet; 
für den Arzt, der eingreifen, und zumal für den, der energisch ein- 
greifen soll, wie der Chirurg, ist das Herz in dem gedachten Sinne oft 
eine schwere Fessel, ein Hemmniss für das denkende Gehirn, ein 
Hemmniss für die ausführende Hand. Wer’s nicht glaubt, der mag liie 
Chirurgen fragen, was sie thun, wenn eines ihrer Lieben chirurgischer 
Hülfe bedarf. Sie holen sich einen anderen, der das Fach versteht. 
Thun sie es nicht, so wird die Arbeit fast ausnahmslos danach, sie zeigt, 
dass Kopf und Hand in Gefangenschaft des Herzens waren. Nun soll 
damit aber nicht gesagt sein, dass der Arzt des Krankenhauses kein 
Herz für seine Kranken haben solle. Gewiss, er soll erstens bei allem 
Handeln von der grössten Humanität getragen sein, er soll auch in 
seinem Benehmen gegen seine Schutzbefohlenen die Humanität zeigen. 
Ein freundlicher Blick, ein gutes Wort, ein Händedruck, ein kurzes 
tröstendes Wort dem Geängstigten, auch wohl ein vom Interesse für den¬ 
selben eingegebenes ernstes, den Kleinmuth und die übertriebene Be- 
sorgniss strafendes Wort, das sind Aeusserungen dieser allgemeinen Liebe 
zu den leidenden Menschen, welche oft mehr nützen als Stärkungsmittel 
jeglicher Art. 

Uebrigens hält auch nur der Chirurg, welcher sich daran gewöhnt, 
seine Arbeit objectiv zu verrichten, sie so zu verrichten, als wenn der 
Mensch, an dem er arbeitet, eine zwar kostbare ihm anvertraute, aber 
doch nur eine Sache sei, auf die Dauer die Arbeit aus. Bei den ge¬ 
steigerten Anforderungen, welche heut zu Tage an die Leistungen eines 
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beschäftigten Chirurgen gestellt werden, müsste derselbe zu Grunde 
gehen, % wenn er bei seiner Arbeit stets mit Gemüthsbewegungen zu thun 
hätte. Das hält auf die Dauer auch der stärkste Organismus nicht aus. 

Wir gingen von der kurzen allgemeinen Besprechung des Verhält¬ 
nisses des Arztes zum Kranken aus, um uns dann zur Betrachtung dieses 
Verhältnisses im Krankenhaus zu wenden. Wir vertraten hier die An¬ 
schauung, dass nur dann, wenn der kranke Mensch dem Arzt in vollem 
Vertrauen seinen kranken Körper zur Erkenntniss der Krankheit und 
zur Beseitigung der gefundenen Schäden überlässt, das Institut des 
Krankenhauses in seinem segensreichen Wirken bestehen kann. Wir 
kamen auf Grund unserer Erfahrung zu dem Ausspruch, dass wenig¬ 
stens für äusserlich Kranke das Krankenhaus die sichersten Garantieen 
der Gesundung bietet. Ist dies der Fall, so folgt daraus, dass auch in 
dem privaten Verhältniss des Arztes zum kranken Menschen die Grund¬ 
lage für Heilung des erkrankten Organismus als die unentbehrliche be¬ 
zeichnet werden muss, welche im Krankenhaus so Vortreffliches leistet, 
das unbegrenzte Vertrauen des kranken Menschen zum Arzte. 


Warum kann der arztliehe Beruf nicht 
als ein Gewerbe angesehen werden? 

Unter Bezugnahme auf die deutsche Gewerbeordnung, die landesgesetzlichen 
Medicinalordnungen und die betreffenden gerichtlichen Entscheidungen. 

Von Geh. Med.-Rath Dr. Oscar Schwartz in Cöln. 


Unter dem Ausdruck „Gewerbe“, über welchen eine gesetzliche 
Begriffsbestimmung meines Wissens bisher nicht erlassen ist, versteht 
man nach gewöhnlichem Sprachgebrauch und im Sinne der deutschen 
revidirten Gewerbeordnung vom i. Juli 1883 jede fortdauernde, vor¬ 
zugsweise auf Gewinn berechnete Erwerbsthätigkeit behufs Erzeugung 
und Verarbeitung von Gegenständen des menschlichen Bedürfnisses, wie 
solche in den verschiedenen Fabriken, Handwerken und denjenigen Be¬ 
rufsarten stattfindet, auf welche sich die Gewerbeordnung bestimmungs- 
mässig bezieht. Der Hauptzweck der vorgenannten Gewerbe sowie der 
durch das Handelsgesetzbuch geregelten kaufmännischen Berufsarten ist 
auf Erwerb und möglichst hohen Gewinn. gerichtet, und werden be¬ 
sondere betreffende Berufspflichten nicht vorgeschrieben. Die deutsche 
Gewerbeordnung beruht vielmehr auf dem Princip der Gewerbefreiheit 
und Erzielung möglichst hohen Gewinns. Auf den ärztlichen Be¬ 
ruf, beziehentlich die Ausübung der Heilkunde, findet das genannte 
Gesetz nach Tit. I. 6 keine Anwendung vorbehaltlich der §§ 29, 30, 
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53, 80, 144, durch welche bestimmt wird: 1. dass einer Approbation, 
welche auf Grund des Nachweises der Befähigung ertheilt wird, die¬ 
jenigen Personen bedürfen, welche sich als Aerzte oder mit gleich¬ 
lautenden Titeln bezeichnen, Seitens des Staates oder einer Gemeinde 
als solche anerkannt oder mit amtlichen Functionen betraut werden 
sollen. 2. dass Unternehmer von Privat-Kranken- und Entbindungs¬ 
anstalten einer Concession bedürfen u. s. w., 3. ärztliche Approbationen 
nur dann zurückgenommen werden können, wenn die Unrichtigkeit der 
Nachweise dargethan wird, auf deren Grund solche ertheilt sind, und 
die bürgerlichen Ehrenrechte durch richterliches Urtheil aberkannt 
worden sind, 4. dass die Bezahlung der approbirten Aerzte der Ver¬ 
einbarung überlassen bleibt; als Norm für streitige Fälle aber Taxen 
von den Centralbehörden festgestellt werden können, 5. dass aufgehoben 
werden die für Medicinalpersonen bestehenden besonderen Bestim¬ 
mungen, welche ihnen unter Androhung von Strafen einen Zwang 
zur ärztlichen Hülfe auferlegen. 

Wie aus Vorstehendem ersichtlich, enthalten die genannten Para¬ 
graphen der deutschen Gewerbeordnung keinerlei Bestimmungen, 
durch welche die den deutschen Aerzten durch landesgesetzliche Ver¬ 
ordnungen und Sanitätsregulative auferlegten Berufspflichten als auf¬ 
gehoben und ungültig betrachtet werden können. Dass diese Berufs¬ 
pflichten vielmehr als noch fortbestehend anzusehen sind, geht deutlich 
hervor aus der nach der Gewerbeordnung erlassenen Allerhöchsten 
Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung einer ärzt¬ 
lichen Standesvertretung für Preussen: „Aerzten, welchen die Pflicht 
ihres Berufs in erheblicherWeise oder wiederholt verletzt oder sich 
durch ihr Verhalten der Achtung, welche ihr Beruf erfordert, unwürdig 
gezeigt haben, ist durch Beschluss des Vorstandes der Aerztekammer 
das Wahlrecht und die Wählbarkeit dauernd oder auf Zeit zu entziehen“ 
(§ 5 1 . c.). Diese ärztlichen Berufspflichten sind näher angegeben im 
medicinischen Doktoreide, nach welchem der Arzt seine Kunst nicht 
gewerbmässig und aus Gewinnsucht betreiben, die Gesundheit seiner 
Mitmenschen beschützen, Krankheiten Vorbeugen, jedem Kranken ohne 
Ansehen des Standes oder Vermögens mit gleicher Bereitwilligkeit helfen 
und auch nach Kräften zur Förderung der Heilkunst beitragen soll; 
ausserdem für die preussischen Aerzte: im Medicinaledict vom 27. Sep¬ 
tember 1825 und dem Sanitätsregulativ vom 8. August 1835, sowie 
den die genannten Landesgesetze declarirenden Ministerialerlasse, von 
welchen der Erlass vom 1. November 1845 also lautet: „Die ärztliche 
Pflicht der Krankenbesuche bei Tage und Nacht ist keine absolute, 
denn es lassen sich Fälle denken, wo diese Pflicht mit anderen Pflichten, 
eigener Gesundheit, Familie u. s. w. collidirt oder wo der Arzt nach 
der Eigentümlichkeit mancher Patienten unzulässigen Vexationen sich 
aussetzen würde. Wegen der Mannigfaltigkeit derartiger im Leben vor- 
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kommender Fälle ist der Arzt in dieser Angelegenheit auf sein Ge¬ 
wissen und die Verantwortlichkeit, welche dieses ihm auferlegt, an¬ 
gewiesen.“ 

Dass in Preussen die approbirten Aerzte nicht als Gewerbe¬ 
treibende anzusehen sind, geht auch daraus hervor, dass denselben 
weder vor, noch nach Erlass der Gewerbeordnung vom 1. Juli 1883 
die Gewerbesteuer auferlegt worden ist und das Königliche Ober-Ver¬ 
waltungsgericht durch Entscheidung vom 28. November 1892 die ärzt¬ 
liche Thätigkeit als ars liberalis bezeichnet, welche mit dem Gewerbe 
nichts zu thun habe. Eine ähnliche Entscheidung ist unterm 3. No¬ 
vember v. J. 'auch vom Civilsenat des Kammergerichts in Berlin gefallt 
worden. 1 ) Trotzdem lässt es sich aber leider nicht in Abrede 
stellen, dass ein zunehmender Theil der approbirten Aerzte, nach¬ 
dem die früher angeordnete Vereidigung bei der Approbation in Weg¬ 
fall gekommen und bei der Ausübung der Heilkunde der Kurpfuscherei 
und dem medicinischen Schwindel Thür und Thor geöffnet ist, sich 
nicht mehr an besondere Berufspflichten als gebunden erachtet, die 
Heilkunde vorwiegend vom financiellen Standpunkt betreibt Und sogar 
unter Verleugnung der Erforschung der auf Wahrheit begründeten 
Wissenschaft und ärztlichen Standesehre in das Lager der Lüge und 
des Schwindels mit fliegenden Fahnen und Aushängeschildern überge¬ 
treten ist. Ebenso ist es während der beiden letzten Decennien nicht mehr 
selten geworden, dass bei dringlichen Krankheits-, namentlich schweren 
Geburtsfallen, bei welchen es sich bekanntlich um zwei Menschenleben 
und das Wohl einer ganzen Familie handeln kann, ärztliche Hülfe ohne 
genügenden Grund verweigert oder von vorheriger Zahlung eines Geld¬ 
betrages abhängig gemacht wird. Auch werden unter vermehrter ärzt¬ 
licher Concurrenz bei Ausführung der heutigen socialen Arbeitergesetz¬ 
gebung Kassenarztstellen auf dem Wege der Licitation für Honorare 
erstanden, welche mit dem hohen Werth der Gesundheit und Erwerbs¬ 
fähigkeit unserer Arbeiterbevölkerung in keinem Verhältniss stehen, auch 
eine gewissenhafte, den Anforderungen der Heilkunde entsprechende 
Krankenbehandlung nicht mehr zulassen. 

Es wird desshalb eine nach meiner Erfahrung von allen ärzt¬ 
lichen Vereinen dringend gewünschte gesetzliche ärztliche Standesord¬ 
nung, in welcher unter Hinzuziehung der bereits bestehenden und staat¬ 
lich anerkannten Vertretungen die ärztlichen Pflichten und Rechte genau 
zu bezeichnen wären, nicht mehr länger verschoben werden 
können, wenn der zunehmenden Corruption eines in seinen Haupt¬ 
bestandteilen bis jetzt noch ehrenhaft und gutgewillten, für das All¬ 
gemeinwohl unentbehrlichen Standes noch vorgebeugt werden soll.. 
Videant consules! 

Dagegen nimmt das Reichsgericht in der unten besprochenen Ent¬ 
scheidung vom 31. Mai 1894 einen andern Standpunkt ein. Cfr. pag. 39. D. R. 


Digitized by t^ooQle 



M 


Die Stellung des Arztes in den Vereinigten Staaten. 


Die Stellung 

des Arztes ln den Vereinigten Staaten. 

Von Prof. Dr. George H. Roh6, Baltimore, Md. 1 ) 


Der amerikanische Doctor ist von ausländischen Schriftstellern so 
oft zur Zielscheibe wohlfeilen Spottes gemacht worden, dass es wohl 
nicht zwecklos sein dürfte, wenn einmal ein einfacher amerikanischer 
Arzt in der „Zeitschrift für sociale Medicin“ wahrheitsgetreu einerseits 
die gegenwärtige Art der Vorbildung, andererseits den gesetzlich vor¬ 
geschriebenen Befähigungsnachweis erörtert, welcher hier zu Lande erst 
zur Ausübung der ärztlichen Kunst berechtigt. 

Die amerikanische Nation gliedert sich in eine Anzahl von Gemein¬ 
wesen, Staaten genannt, welche in so weit von einander und der Staats¬ 
regierung unabhängig sind, als die Erledigung der internen Angelegen¬ 
heiten in Frage kommt. Da das Unterrichtswesen eines jeden Staates 
besondere „Acte“ regeln, so gebricht es der allgemeinen und speciellen 
Ausbildung der amerikanischen Jugend noch an der erforderlichen Ein¬ 
heitlichkeit. So ist z. B. Rhode Island volle Selbstständigkeit gewahrt, 
obwohl es an Flächenausdehnung den kleinsten Bezirk der Vereinigten 
Staatengruppe umfasst und seine Bevölkerungsziffer noch nicht jene der 
Stadt München erreicht, und den übrigen 65 oder 70 Millionen Ein¬ 
wohnern der Union steht kein Recht zu, seine interne Verwaltung, das 
Polizeisystem, das Unterrichtswesen oder die Rechtsprechung zu con- 
trolliren. 

Aus dieser Exemplificirung folgt fast mit Nothwendigkeit, dass die 
Regierung der Vereinigten Staaten niemals ein allgemein verbindliches 
Gesetz erlassen kann, welches nach einheitlichen Normen das Unter¬ 
richtswesen oder irgend ein Gebiet des socialen Lebens regelt, mit 
alleiniger Ausnahme jenes schmalen Terrains, bekannt als District von 
Columbia, da dessen Hauptstadt, Washington, gleichzeitig Sitz der Staats- 
regierung ist. Es müssen desshalb die geltenden Gesetze der Einzel¬ 
staaten von einander differiren, da sie ja der Ausdruck der jeweils 
herrschenden Volksanschauung sind. 

Dass eine einheitliche gesetzliche Regelung des Aerztewesens noth- 
wendig und wünschenswerth ist,- scheint den Amerikanern schon frühzeitig 
klar geworden zu sein, denn schon vor der Unabhängigkeitserklärung 
erliess die Colonie von New Jersey ein Gesetz, welches den für den 

! ) Das Manuscript ist uns in englischer Sprache zugegangen und von 
Dr. Placzek (Berlin) übersetzt worden. D. R. 
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ärztlichen Praktiker zu fordernden Befähigungsnachweis umgrenzte. Im 
Jahre 1799 errichtete der Staat Maryland eine medicinische und chirur¬ 
gische Facultät, welche zwar kein Lehrprivileg besass, doch das Recht 
hatte, Personen, welche in diesem Staate die ärztliche Praxis ausüben 
wollten, zu prüfen und mit dem Erlaubnisschein zu versehen. Nach 
dem Wortlaut dieses Gesetzes durfte Niemand ohne Licenz prakticiren. 
Zu jener Zeit, in welcher die Facultät begründet wurde, besass kaum 
ein Fünftel der ärztlichen Praktiker einen Titel. Im ganzen Lande 
existirten nur drei medicinische Lehranstalten, die Universität von Pennsyl- 
vanien, die medicinische Abtheilung der Harvard Universität und die 
medicinische Abtheilung des Dartmouth College in Massachusetts. Die 
grosse Mehrzahl der Aerzte besass nur ein solches Maass medicinischen 
Wissens, als sie von einem Lehrer, durch Lectüre oder persönliche 
Beobachtung zu erwerben vermochten. Classische und allgemeinwissen¬ 
schaftliche Kenntnisse waren unter jener Aerzteklasse so schwach ver¬ 
treten, dass sie kaum erwähnenswerth erscheinen. 

Die entlassenen Zöglinge der medicinischen Schulen stammten ge¬ 
wöhnlich aus guter Familie, verfugten oft über beträchtliche Mittel und 
nahmen eine hervorragende sociale Steilung ein. Hatten sie an der 
heimischen Lehrstätte promovirt, so unternahmen sie eine Studienreise 
nach ausländischen Universitäten, unter welchen bis in die Neuzeit Paris 
und Edinburg sich einer gewissen Bevorzugung erfreuten. Sie wurden 
in den letzten Jahren von Wien und Berlin verdrängt, wohin heute das 
Hauptcontingent der amerikanischen Studenten strömt. So war die 
amerikanische Medicin seit ihrer frühesten Zeit in innigem Connex mit 
Europas berühmtesten Lehrstätten. 

Augenblicklich besitzen in den Vereinigten Staaten 125 „Colleges“ 
ein gesetzlich ihnen zuerkanntes Recht, den medicinischen Doctortitel 
zu verleihen. Sie werden durchschnittlich jedes Jahr von 19000 Studen¬ 
ten besucht, von denen etwa 30 °/ 0 den Grad empfangen. Die Zahl 
der Professoren und sonstigen Lehrer übersteigt 2700. Die Zahlen 
dürften, weil aus officiellen Quellen stammend, annähernd richtig sein. 

Welcher Art ist nun der Unterricht, welchen diese 19000 Studenten 
an 125 Universitäten von 2700 Lehrern geniessen? Er zeigt natur- 
gemäss weitgehende Unterschiede, denn ungleichwerthig sind die Lehr¬ 
stätten in Laboratorien und klinischen Unterrichtsanstalten, ungleich¬ 
werthig die Professoren an Fachwissen und Lehrtalent, ungleichwerthig 
endlich die Studenten in ihrer Befähigung, Kenntnisse zu erwerben. Es 
müssen desshalb bei Erörterung der medicinischen Fachausbildung diese 
drei vorerwähnten Factoren eingehender kritisirt werden. 

1. Wie sind Laboratorien und Hospitäler beschaffen? An einigen 
Schulen kaum einer Erwähnung würdig, sind sie in der Mehrzahl der¬ 
selben überaus reich ausgestattet mit Secirräumen, chemischen, histo¬ 
logischen und pathologischen Arbeitsstätten. Bacteriologische und hygie- 
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nische Laboratorien stehen zur Verfügung, und an einigen der reicheren 
Universitäten wird Physiologie und Pharmakologie in ernster Labora- 
toriumsarbeit gepflegt. Wohl ist es wahr, dass unser Lehrbestreben nicht 
dahin geht, vollendete Chemiker oder Professoren der Physiologie aus 
jedem Studenten zu machen. Der amerikanische Mediciner ist nicht 
phantasievoll genug, um derartige Wundererscheinungen zu erwarten. 
Allenthalben wird jedoch redlich versucht, dem Studenten jene Kenntnisse 
beizubringen, welche ihn zum praktischen Arzte im wahrsten Sinne des 
Wortes machen. Ich halte es ftir tief bedauerlich, dass auswärts und 
leider auch bei uns der überbildete Laboratoriumsforscher oder Univer¬ 
sitätsprofessor den ärztlichen Praktiker mit immer wachsender Gering¬ 
schätzung behandeln, und die wenig geistreichen Witzeleien vom Katheder 
herab werden niemals von mir gebilligt werden. 

Bis vor etwa zehn Jahren bestimmte die Mehrzahl der amerikanischen 
Universitäten für die Zulassung zum Examen einen Studiengang von 
dreijähriger Dauer. Diese Frist war augenscheinlich, um Jemand für den 
ärztlichen Beruf hinreichend vorzubilden, zu kurz bemessen, diese Ueber- 
zeugung hatten Alle, und sie waren desshalb bemüht, hier Wandel zu 
schaffen. Doch da nur sehr wenige Universitäten irgend eine Staats¬ 
oder anderweite Unterstützung erhalten, wurde die Aenderung der Zeit¬ 
dauer des Studiums für die meisten zu einer Existenzfrage, litt doch 
eine Universität Gefahr, wenn sie den Studiengang verlängerte, ihre 
Hörer nach der rivalisirenden Nachbaruniversität zu treiben und so ihre 
Zukunft aufs Spiel zu setzen. 

Angesichts des Mangels einheitlicher Gesetze musste erwartet werden, 
dass jene Personen, welche an dem Prosperiren einer Universität ein 
materielles Interesse hätten, letzteres wohl mit Erfolg gegen auch noch 
so berechtigte Umwandelungsideen ausspielen würden, doch gerade das 
Gegentheil trat ein. Aus dem Widerstreit materieller und geistiger 
Interessen gingen die letzteren als Sieger hervor. Nicht vergeblich 
war an das Standesbewusstsein der Aerzteschaft, sowohl der innerhalb, 
wie ausserhalb der Universitäten stehenden, appellirt worden, und so 
wurde im Jahre 1889 eine Organisation zur Hebung des medicinischen 
Fachwissens begonnen. Diese Organisation, bekannt als die Vereinigung 
amerikanischer medicinischer Colleges, umfasst heute die meisten Uni¬ 
versitäten des Landes. Das Hauptaugenmerk wurde zunächst auf Besserung 
der Vorbildung gerichtet und ein Mindestmaass dieser für den Medicin- 
studirenden bestimmt, dessen Besitz erst durch ein Examen erwiesen 
werden muss, ehe dem Petenten die Immatriculation gewährt wird. In 
dieser Eingangsprüfung werden ausreichende englische, lateinische, mathe¬ 
matische und physikalische Kenntnisse gefordert, und ist sie auch zweifel¬ 
los oft blosse Formalität, so übt sie doch fraglos die Wirkung, alle die 
Elemente von den Universitäten fern zu halten, welche als Mitglieder 
nicht gerade zur Erhöhung des Standes beitragen würden. 
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Ferner wurde die Studienzeit an der Universität auf drei Jahre be¬ 
messen, ein Zeitraum, welcher im vergangenen Jahre auf vier erhöht 
wurde. Mit Beginn des Jahres 1895 müssen alle Studenten der Medicin 
den Nachweis eines vierjährigen Studiums erbringen, ehe sie an einer 
jener Unterrichtsanstalten, welche der früher erwähnten Association an¬ 
gehören, den Grad M. D. (medicinae doctor) erhalten können. Durch 
diese Erweiterung der Zeitdauer wird in Zukunft der Student besser als 
bisher der Laboratorium- und Hospitalarbeit obliegen können, welche 
bislang zu wenig Berücksichtigung fanden. 

2. Welcher Art ist das Wissen und die Lehrbefähigung der In- 
structjoren? Ohne Zweifel sind diese für ihre Stellung sehr ungleich 
qualificirt, das weiss Niemand besser als wir Aerzte. Nicht allein „Küs¬ 
sen geht nach Gunst“, auch der Professortitel wird häufig nach gleichem 
Princip verliehen und fällt dabei mitunter auf einen Unwürdigen, doch 
vielleicht ereignet sich das auch anderwärts. Wohl möchte 
man oft mit Schiller rufen: „Ach, was haben die Herren doch für ein 
kurzes Gedärm“, doch ihre Pflicht den Studenten gegenüber zu erfüllen, 
sind sie meist ernstlich bestrebt. 

Schnell verschwinden die anomalen Zustände der Vergangenheit, 
wo auf dem Lehrstuhl der Chemie ein ärztlicher Praktiker sass oder 
ein Chirurg Physiologie docirte. Jetzt lehrt Chemie ein erfahrener 
Chemiker und Physiologie docirt, wer durch Specialstudien daheim und 
im Auslande für diese Lehrthätigkeit sich befähigt erwies. Andere 
Specialfacher, wie Neurologie, Gynäkologie, Ophthalmologie etc., werden 
von Specialisten gelehrt, welche wohl ebenso trefflich durchgebildet 
sind, wie die gleichartigen Vertreter des Faches in anderen Ländern. 
Der anatomische Prosector avancirt zum Professor, wenn dieser die 
Chirurgieprofessur erhält. Wird der Lehrstuhl für innere Medicin durch 
Tod oder Verzicht vacant, so erhält ihn der Professor der Pharmako¬ 
logie, doch der Zeitraum des Harrens dehnt sich oft gar lang aus, 
besonders an den reicheren Lehrstätten, denn hier „sterben Wenige, und 
Niemand verzichtet“. 

3. Ist der amerikanische medicinische Student, wie oft behauptet, 
ein wenig vertrauenswürdiges Individuum? Man wirft ihm Armut, Un¬ 
wissenheit und Mangel an Erziehung vor. Dass er oftmals arm ist, 
entspricht der Wahrheit; dass er immer unwissend ist, ist ungerechte 
Uebertreibung, obgleich seine Vorbildung recht häufig sich recht ver¬ 
nachlässigt zeigt. Die Mängel und Unzuträglichkeiten seines Benehmens 
haben nichts Auffallendes, denn es gilt als feststehend, dass die Species 
Student, insbesondere die Varietät Mediciner, allenthalben ein wenig 
wild erscheint. Gewöhnlich ist der amerikanische Student ehrenhaft 
und ernst in seinem Streben. Trotz aller ihm anhaftenden Mängel darf 
er wohl stolz um sich schauen. 

Verlässt der Student die Universität mit der Bescheinigung des 
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regelrecht zurückgelegten Studienganges, hat er erfolgreich die Examens¬ 
klippe passirt und den Doctorgrad erworben, so ist er doch nur in 
wenigen Staaten zur Ausübung der Praxis berechtigt. Für die Mehrzahl 
derselben bedarf es eines weiteren Examens vor der jeweiligen Staats¬ 
prüfungscommission. Diese Nachprüfung wurde zu Beginn des Jahr¬ 
hunderts stets gefordert, war jedoch später aus irgend einem nicht ver¬ 
ständlichen Grunde ausser Gebrauch gekommen. In den letzten Jahren 
haben indessen viele Staaten in Folge andauernder Agitation zu Gunsten 
der Wiedereinführung dieses Examens Gesetze erlassen, welche die Aus¬ 
übung der medicinischen Praxis ohne erneute Prüfung vor der Commis¬ 
sion des betreffenden Staates untersagen. In vielen Staaten werden ftir 
diesen Zweck von dem Gouverneur auf Empfehlung der medicinischen 
Gesellschaft ständige prüfende Mitglieder ernannt. So macht sich die 
Aerzteschaft selbst für das Verhalten der prüfenden Behörde verantwort¬ 
lich. Von allen Staaten der Union besitzen nur drei keine derartigen 
beschränkenden Gesetze, Maine, New Hampshire und Rhode Island. 
Dort kann desshalb jeder Schuster, Stallknecht etc., falls er Neigung 
verspürt, sich Doctor nennen, sein Schild aushängen und so viele Narren 
behandeln, als ihm dazu Gelegenheit geben wollen. Kein Gesetz stört 
ihn in seiner „professionellen“ Thätigkeit. Es sind dies jedoch die 
einzigen Staaten, in welchen so wenig angenehme Zustände herrschen. 
In achtzehn Staaten: Alabama, Arkansas, Florida, Maryland, Massachusetts, 
Minnesota, Mississippi, New Jersey, New York, North Carolina, South 
Carolina, North Dakota, South Dakota, Pennsylvania, Texas, Utah, Vir¬ 
ginia und Washington wird das Recht zu practiciren nur auf Grund 
eines Examens von der Staatsprüfungsbehörde gewährt. In siebzehn 
Staaten, nämlich Colorado, California, Connecticut, Delaware, Illinois, 
Jowa, Kentucky, Louisiana, Missouri, Montana, Nebraska, New Mexico, 
Oklahama, Oregon, Tennessee, Vermont und West Virginia giebt ein 
Diplom das Recht zu practiciren, falls es von der Revisionsbehörde 
anerkannt wird. In einigen Staaten, besonders Illinois, Jowa und West 
Virginia besitzen die Staatsgesundheitsbehörden das Oberaufsichtsrecht. 
Es steht dieser Körperschaft in den genannten Staaten das gesetzliche 
Recht zu, das Diplom einer Schule zurückzuweisen, welche nach An¬ 
sicht der Revisionsbehörde nicht hinreichende Sorgfalt und Pflichttreue 
bei Aufnahme- und Schlussprüfung walten lässt, oder wenn der Lebens¬ 
lauf des Betreffenden bedenkliche Einzelheiten aufweist. Die wegen 
ihres Diploms Zurückgewiesenen können unter Umständen zu einem 
neuen Examen zugelassen werden und, wenn sie es erfolgreich bestehen, 
die Erlaubnis zu prakticiren erhalten. 

In zehn Staaten: Arizona, Georgia, Idaho, Indiana, Kansas, Michigan, 
Nevada, Ohio, Wisconsin und Wyoming soll derjenige, welcher als 
Arzt zu fungiren wünscht, sein Diplom vor Gericht oder einer anderen 
Gesetzesbehörde vorzeigen, leider existiren dort nur zur Ausführung 
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der wohlgemeinten Bestimmung keine Richter, welche die Qualität des 
Diploms und seines Besitzers zu beurteilen vermögen. 

Aus dem Gesagten erhellt, dass die meisten Staaten irgend welche 
Schutzvorkehrungen gegenüber unberechtigtem, ärztlichem Wettbewerb 
getroffen haben. Sind diese auch noch zuweilen sehr mangelhaft, so 
offenbart sich allenthalben ein Streben, sie zu festigen, und in wenigen 
Jahren wird wohl jeder Staat der Union, gleichgültig woher das Doctor- 
diplom stammt, die licentia practicandi an die erst zu erfüllende Be¬ 
dingung: „Neues Examen vor den Staatsautoritäten“ geknüpft haben. 

Viel ist geschehen zur Ausrottung von Uebelständen. Einzelne 
Reformen wurden bereits erwähnt. Die Verlängerung der Studienzeit, 
Verbesserung der wissenschaftlichen Arbeitsleistung, das neue Examen, 
Alles ist hauptsächlich der energischen Initiative der medicinischen 
Prüfungscommissionen zu danken. Seit einer Reihe von Jahren beauf¬ 
sichtigen die Staatsbehörden von Illinois und West Virginia streng die 
Handlungsweise der medicinischen Facultäten des Landes und brand¬ 
marken alle Schäden unnachsichtig. Das Resultat ist, dass nunmehr 
2 5 °/o der Examenscandidaten durchfallen. 

Von hoher Wichtigkeit ist die Frage: Wie ist die rechtliche 
Stellung des Arztes in einem Staate, welcher ihm die Erlaubniss zur 
Ausübung der Praxis gewährte? Geniesst der Arzt irgend welche ge¬ 
setzliche Sonderprivilegien vor den anderen Bürgern? Weit gefehlt, steht 
doch der Staatsbehörde das Recht zu, die gewährte Erlaubniss wegen 
ungehörigen Betragens zu widerrufen, und die Definition dieses für ärzt¬ 
liches Verhalten so dehnbaren Begriffes ist der Behörde überlassen. 
Auf den ersten Blick scheint dieser Umstand der Körperschaft eine 
ausserordentliche Gewalt zu verleihen, doch wurde diese bisher nicht 
missbräuchlich geübt. In einzelnen Fällen waren allerdings die Rechte 
des Angeklagten nicht genügend berücksichtigt worden, doch machte 
gerichtliches Urtheil stets derartige Vorentscheidungen unwirksam. Da¬ 
gegen wurden die Erstentscheidungen der Prüfungscommissionen über 
die licentia practicandi stets als zu Recht bestehend vom Gericht erkannt. 

Die Pflichten der Aerzte in Unterstützung der Sanitätsbehörden, 
um Infectionskrankheiten zu verhüten, die Organisation des amerikanischen 
Sanitätsdienstes und Krankenhauswesens, die Sorge für Irre und arme 
Kranke ist neulich von Dr. Placzek in seinem interessanten Buche 
„Die medicinische Wissenschaft in den Vereinigten 
Staaten“ so erschöpfend behandelt worden, dass uns Amerikanern 
nichts Wesentliches hinzuzufügen bleibt. 
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Die Entwicklung der städtischen Heim¬ 
stätten für Genesende Berlins. 

Von Stadtrath A. Marggraff, Berlin. 


Die in ärztlichen Kreisen längst erkannte Thatsache, dass die 
Krankenhäuser der grossen Städte bei ihrer beständigen Ueberfiillung 
nicht in der Lage sind, ausser der Krankenbehandlung noch die sich 
hieran anschliessende Reconvalescentenpflege zu übernehmen, und es 
daher Aufgabe der öffentlichen Wohlfahrtspflege sein müsse, Anstalten 
zu schaffen, in denen es auch dem Minderbegüterten ermöglicht wird, 
sich nach einer überstandenen Krankheit noch einige Zeit der Ruhe 
und sachgemässen Pflege, die er in seiner beschränkten Häuslichkeit 
nicht zu finden pflegt, hinzugeben, haben die städtischen Behörden 
Berlins im Jahre 1887 zu dem Beschluss geführt, besondere Anstalten 
flir Reconvalescentenpflege, wie solche seit längerer Zeit in England 
und Frankreich und in bescheidenen Versuchen auch in einigen Städten 
Deutschlands bestehen, unter dem Namen Heimstätten für Genesende 
ins Leben zu rufen. Es kam hierbei der Umstand zu Statten, dass die 
Stadt auf ihren Rieselgütern eine Anzahl Gebäude besass, die für den 
Landwirtschaftsbetrieb entbehrlich waren und daher nach Vollendung 
einiger Aptirungsbauten ohne besonders grossen Kostenaufwand zu diesem 
Zwecke in Benutzung genommen werden konnten. Da diese Anstalten 
jetzt über sieben Jahre im Betriebe sind, dürfte es von Interesse sein, 
etwas Näheres über ihre Entwicklung zu erfahren. 

Die Eröffnung der ersten beiden Anstalten, flir Männer in Heiners¬ 
dorf im Süden und flir Frauen in Blankenburg im Norden Berlins, mit zu¬ 
nächst je 40 Betten fand im Herbste 1887 statt. Die Verwaltung wurde 
unter den einfachsten Formen organisirt und die Bewirtschaftung je zwei 
von dem Victoriahause für Krankenpflege gestellten Victoriaschwestern 
unter der Aufsicht eines vom Magistrate niedergesetzten Curatoriums 
übertragen. Die ärztlichen Functionen, die nur in ein- oder zweimaligem 
Besuch der Heimstätte pro Woche bestehen, da es sich ja nur um die 
Ueberwachung von Reconvalescenten, nicht von Kranken handelt, über¬ 
nahmen in der Nachbarschaft wohnende Privatärzte, die auch die Guts¬ 
kranken behandeln. Die Entscheidung über die Aufnahme der Pfleg¬ 
linge behielt sich das Curatorium für jeden einzelnen Fall nach dem 
Ausfall eines einzureichenden ärztlichen Attestes vor, aus dem sich er¬ 
geben muss, dass der Patient keiner ärztlichen und medicamentösen Be¬ 
handlung mehr bedarf. So weit die Plätze nicht von Patienten der 
städtischen Krankenhäuser in Anspruch genommen werden, finden auch 
Personen aus der freien Krankenpflege Aufnahme; principiell aus- 
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geschlossen sind nur Geisteskranke, Tuberkulöse, Syphilitische und Alko¬ 
holiker. Die Ausstattung der Heimstätten erfolgte von dem Gesichts¬ 
punkte, dass die Pfleglinge in ihnen eine behagliche, wenn auch ihren 
socialen Verhältnissen entsprechende, bescheidene Häuslichkeit und die 
zur Unterstützung ihrer Reconvalescenz erforderlichen hygienischen Ein¬ 
richtungen, wie Bäder, einfache und Brausebäder, u. dergl. finden sollten. 
Die Schlafräume sind, abgesehen von einem grossen Schlafsaal in Heiners¬ 
dorf, zur Aufnahme von zwei bis fünf Personen eingerichtet, je nach der 
Grösse der gerade zu Gebote stehenden Gelasse; sie dürfen aber nur 
zum Ruhen benutzt werden. Zum Aufenthalt bei Tage dient ein grosser 
und gut ventilirter, zugleich als Speisesaal bestimmter Versammlungsraum. 
Die Gebäude sind mit sehr schönen und grossen Parkanlagen umgeben, 
die den Pfleglingen zur freien Benutzung stehen. In der Bewegungs¬ 
freiheit sind die Pfleglinge möglichst wenig beschränkt, sie können auch 
das Anstaltsgebiet verlassen, müssen sich aber zu den festgesetzten Mahl¬ 
zeiten wieder einfinden. Verstösse gegen die Hausordnung kommen 
trotz dieser Freiheit nur selten vor. Das Hauptgewicht wird natürlich 
auf eine zweckentsprechende Verpflegung gelegt. Es sind daher be¬ 
stimmte Vorschriften hierfür in Form von Speiseregulativen, wie in den 
Krankenhäusern, nicht gegeben, vielmehr wird auf eine häufig wechselnde, 
kräftige und reichliche, wenn auch einfache Nahrung Bedacht genommen 
und vorzugsweise Fleisch und Gemüse verabreicht; ausserdem erhält 
jeder Pflegling Milch nach Belieben, zwei bis drei Liter täglich, die 
die städtische Gutsverwaltung liefert. 

Anfänglich entwickelte sich die Belegung der Heimstätten nur lang¬ 
sam, da das neue Unternehmen der Stadt wohl zunächst etwas skeptisch 
betrachtet wurde, ausserdem aber auch derartige Anstalten sich ihre 
Kreise erst selbst erobern müssen. Allmählich stieg jedoch die Frequenz, 
und schon im ersten Sommer (1888) musste die Verwaltung auf eine 
Vermehrung der Betten Bedacht nehmen. Diese Steigerung setzte sich 
von Jahr zu Jahr fort und hatte zur Folge, dass nach und nach in 
Heinersdorf noch 20 Betten und in Blankenburg noch 14 Betten hinzu¬ 
genommen wurden. Ausserdem wurde für Blankenburg eine Sommer¬ 
baracke mit 16 Betten beschafft. Heinersdorf verfügt somit jetzt be¬ 
ständig über 60, Blankenburg im Winter über 54 und im Sommer über 
70 Betten. Hiermit sind diese beiden Heimstätten an die Grenze ihrer 
Belegungsfähigkeit gelangt. Im Winter wird diese Bettenzahl allerdings 
immer noch nicht ganz in Anspruch genommen, im Sommer dagegen 
sind die Anstalten etwa vier Monate hindurch voll belegt. 

Was nun die erzielten Erfolge anbelangt, so ergeben die den Ver¬ 
waltungsberichten des Magistrats beigefügten ärztlichen Jahresberichte, 
dass die in die neuen Anstalten gesetzten Hoffnungen sich in jeder 
Beziehung erfüllt haben. Während bei den Männern die Reconvales- 
centen von acuten Krankheiten überwiegen, stehen bei den Frauen die 
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mit chronischen Leiden obenan. Das Hauptcontingent stellen bei den 
Männern die Typhusreconvalescenten, sodann folgen die von Bronchitis, 
Pneumonie, Pleuritis, chirurgischen Erkrankungen und Rheumatismus, 
bei den Frauen stellen die Blutarmen und Bleichsüchtigen über ein 
Drittel aller Aufnahmen, sodann folgen auch hier die Reconvalescenten 
von Typhus, Lungenleiden, Operationen und mit einem immer noch 
bedeutenden Procentsatz die hysterisch Erkrankten. Die Aufenthaltsfrist 
wird gewöhnlich zunächst auf drei Wochen bemessen, bei Bedarf aber 
auf fünf Wochen und darüber verlängert. Einen Maassstab fiir die 
Wirksamkeit der Heimstättenpflege geben die Angaben über die Ge¬ 
wichtszunahmen der Pfleglinge. Naturgemäss sind diese bei den Recon¬ 
valescenten von acuten, typhösen Krankheiten am stärksten. Wir finden 
hier solche bei den Männern bis zu 23 kg, bei den Frauen bis zu 
13 kg. Aber auch bei den chronisch Erkrankten wurden grosse Ge¬ 
wichtsgewinne constatirt, beispielsweise bei blutarmen oder hysterischen 
Frauen bis zu 9 und 10 kg. Die Durchschnittszunahme stellt sich bei 
den Männern auf 4, bei den Frauen auf 3 kg. Am grössten ist sie 
in den ersten Wochen des Aufenthalts und wird dann allmählich ge¬ 
ringer. Fälle, in denen die Heimstättenpflege erfolglos geblieben wäre, 
sind verhältnissmässig selten vorgekommen und haben ihren Grund ge¬ 
wöhnlich darin gehabt, dass die Leiden schon zu tief eingewurzelt waren, 
oder die Patienten durch grobe Diätfehler die Reconvalescenz ver¬ 
hinderten. Besonders erwähnenswerth ist noch, dass in der Frauen¬ 
station auch einfache und systematische Turnübungen vorgenommen 
werden, die namentlich bei den zahlreichen Blutarmen gute Erfolge 
gezeigt haben. Für Nervenkranke und Hysterische haben sich die 
Heimstätten häufig als Heilanstalten erwiesen, da in ihnen die wesent¬ 
lichsten Heilfactoren für solche Leiden, Regelmässigkeit und Ordnung der 
Lebensweise, Ruhe des Landaufenthalts, freie Bewegung in gesunder 
Luft, zweckmässige und kräftige Nahrung, Zusammenwirken. Diese 
Resultate in Verbindung mit dem Umstande, dass dieselben Pfleglinge 
oft zwei- bis dreimal die Heimstätten aufsuchten, beweisen, dass die 
Verwaltung in der Art des Betriebes ihrer Anstalten das Richtige ge¬ 
troffen hat, und die Pfleglinge sich in den Heimstätten wohl fühlen und 
gern dort verweilen. 

Bei der Einrichtung der Heimstätten wurde von einzelnen Seiten 
aus hygienischen Gründen Bedenken dagegen erhoben, Reconvalescenten- 
anstalten auf den Rieselgütem anzulegen. Wenngleich diese schon da¬ 
mals von der städtischen Verwaltung auf Grund ihrer langjährigen Be¬ 
obachtung der sanitären Verhältnisse der Güter nicht getheilt wurden, 
so hat der siebenjährige Betrieb der Anstalten jetzt vollständig bewiesen, 
dass die Nähe der Rieselfelder auf die Gesundheit der Heimstätten¬ 
insassen ohne schädlichen Einfluss ist. 

Die erzielten Resultate mussten natürlich die städtischen Behörden 
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ermuthigen, auf dem beschrittenen Wege weiter zu gehen und die ihr 
noch zu Gebote stehenden Gebäude für gleiche Zwecke nutzbar zu 
machen. Der Nothstand, der auf dem Gebiete der Wöchnerinnenpflege 
unter der ärmeren Bevölkerung in den Grossstädten unverkennbar herrscht, 
liess es wünschenswerth erscheinen, die Reconvalescentenpflege zunächst 
nach dieser Richtung hin auszudehnen. Es wurde daher im Jahre 1890 
auf dem Gute Blankenfelde im Norden Berlins eine dritte Heimstätte 
zur Aufnahme von 60 Müttern mit ihren Kindern eingerichtet. Die 
Ueberweisung sollte etwa am zehnten Tage nach der Entbindung, einen 
normalen Verlauf des Wochenbettes vorausgesetzt, erfolgen, und die 
Verpflegung ebenfalls etwa drei bis fünf Wochen währen. Diese Anstalt, 
die namentlich in den Kreisen der Specialärzte grosse Hoffnungen er¬ 
regte, erhielt leider den erwarteten Zuspruch nicht, denn sie brachte es 
trotz vieler Bemühungen nicht über eine Tagesbelegung von sechs Wöch¬ 
nerinnen. Als hauptsächlichster Grund hierfür ist wohl der Umstand 
zu betrachten, dass die verheiratheten Mütter von ihrer Familie und 
ihrem Haushalte nicht wochenlang abkömmlich sind, und bei den un¬ 
verheirateten im Allgemeinen eine Abneigung gegen Anstaltspflege 
besteht, und die Gefahren eines schlecht abgewarteten Wochenbettes 
aus Leichtsinn oder Unkenntniss unterschätzt werden. Grosse Schwierig¬ 
keiten machte auch in vielen Fällen die Kostenzahlungsfrage, da die 
Krankenkassen sich nicht bereit finden liessen, die Kosten wie für die 
übrigen Reconvalescenten auch für ihre Wöchnerinnen zu übernehmen, 
und die Verwaltung nicht in der Lage war, ausschliesslich Freistellen 
zu gewähren. Die Folge davon war, dass die unter Aufwendung grosser 
Opfer hergestellte und mit allen hygienischen Einrichtungen, welche 
die Wissenschaft heute für die Wöchnerinnenpflege fordert, ausgestattete 
Anstalt, die an den wenigen Fällen, die zur Aufnahme gelangten, sehr 
schöne Resultate erzielt hatte, wegen mangelnder Frequenz im Herbste 
1892 wieder geschlossen werden musste. Um jedoch den Wöchnerinnen 
auch fernerhin die Möglichkeit für ihre Aufnahme in eine Heimstätte 
für Genesende zu wahren, und in beständiger Fühlung mit dem Bedürf¬ 
nisse hierfür zu bleiben, werden die sich ab und zu meldenden 
Wöchnerinnen jetzt der Heimstätte flir Frauen in Blankenburg mit 
überwiesen. 

Wie bereits oben bemerkt, sind von den Heimstätten in Blanken¬ 
burg und Heinersdorf tuberculös erkrankte Personen grundsätzlich aus¬ 
geschlossen. In Folge der Bewegung, die die Bekanntgabe des Koch’schen 
Mittels im Jahre 1890 hervorgerufen, hatte auch die öffentliche Für¬ 
sorge flir Schwindsüchtige bei der städtischen Verwaltung an Actualität 
gewonnen. Die Verhältnisse in den Krankenhäusern, die sich bei der 
allseitig gehegten Hoffnung auf den Erfolg des neuen Heilverfahrens 
ausserordentlich gefüllt hatten, drängten auf eine Entlastung von den 
der klinischen Pflege nicht bedürftigen Brustkranken. Die städtischen 
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Behörden beschlossen daher, eine besondere Heimstätte für solche auf 
dem Gute Malchow im Nordosten Berlins zu errichten. Die örtlichen 
Verhältnisse liessen dieses Gut besonders geeignet erscheinen, da hier 
ein sehr grosser, mit herrlichen alten Baumbeständen versehener Park 
vorhanden war, der den beständigen Aufenthalt der Pfleglinge im Freien 
gestattete. Das in Ermangelung eines unmittelbar verwendbaren Guts¬ 
gebäudes aufgeführte Heimstättenetablissement ist ein in Rohziegelbau 
aufgeführter, zweigeschossiger, pavillonartiger Langbau, der sich in einen 
erhöhten Mittelbau und zwei Flügelbauten gliedert, von denen der eine 
zur Aufnahme der Männer-, der andere der Frauenabtheilung, jede mit 
48 Betten, bestimmt ist. Die ganze Anlage ist in durchaus zweck¬ 
entsprechender Weise ausgestattet und mit allen Einrichtungen (Central¬ 
heizung, Ventilation, Badeeinrichtung, Brausebäder, Ent- und Bewässerungs¬ 
leitungen , Wasserfilteranlagen und Desinfectionsapparat), deren vom 
hygienischen Standpunkte eine solche Anstalt bedarf, versehen. Der 
Betrieb ist in ähnlicher Weise organisirt wie der der älteren Heim¬ 
stätten mit dem Unterschiede, dass die Leituug der Anstalt einem Arzte 
unterstellt ist, der die Pfleglinge beständig überwacht. Die Eröffnung 
fand im October 1892 statt. Besondere Schwierigkeit machte es, die 
Bedingung für die Aufnahmefähigkeit zu stipuliren. Der ursprünglich 
in der Hoffnung auf den Erfolg des neuen Heilverfahrens aufgestellte 
Grundsatz, nur solche Personen aufzunehmen, bei denen keine Bacillen 
mehr gefunden werden, erwies sich bald als unhaltbar, denn solche 
Patienten fanden sich nur in verschwindend geringer Anzahl. Man sah 
sich daher genöthigt, die Bedingungen dahin zu mildern, dass der 
Krankheitsprocess zu einem gewissen Stillstände gekommen und kein 
Fieber mehr vorhanden sein sollte. Hiernach hob sich die Frequenz 
namentlich auf der Männerabtheilung, anfänglich zwar auch nur all¬ 
mählich, jedoch stetig und stieg im Sommer 1893 derartig, dass die 
vorhandenen 48 Betten das Bedürfniss nicht mehr deckten. In dieser 
Nothlage kam nun der Verwaltung die ausser Betrieb gestellte Anstalt 
in Blankenfelde sehr zu Statten. Man verlegte dorthin im Juli 1893 
die tuberculösen Frauen und konnte nunmehr Malchow im ganzen Um¬ 
fange zur Männerverpflegung benutzen. Die Gesammtbettenzahl wurde 
jedoch mit Rücksicht auf die Raumverhältnisse auf 86 herabgesetzt. 
Die Frequenz der Anstalt in Malchow hält sich beständig auf einer be¬ 
friedigenden Höhe, im vergangenen Sommer war die Anstalt Monate 
lang und neuerdings ist sie ebenfalls wieder voll belegt; für Blanken¬ 
felde wäre jedoch auch jetzt noch eine stärkere Ausnutzung wünschens- 
werth, da im Jahresdurchschnitt kaum die Hälfte der Betten besetzt ist. 
Noch im höheren Maasse als in den älteren Heimstätten wird in den 
Stationen ftir Brustkranke auf eine kräftige und reichliche Verpflegung 
der Patienten unter ausgiebigstem Gebrauch von Milch Bedacht ge¬ 
nommen. Dem entsprechend sind auch die Mittel für die Beköstigung 
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noch reichlicher bemessen. Die Dauer der Verpflegung ist auch ge¬ 
wöhnlich bei Weitem länger als in den anderen Heimstätten und erstreckt 
sich oft mehrere Monate hindurch. Es liegt aber in der Natur der 
Schwindsuchtskranken, dass die Erfolge dieser Stationen nicht mit denen 
der anderen Heimstätten concurriren können, um so weniger, als ihnen 
auch häufig Personen überwiesen werden, bei denen der Krankheits- 
process bereits so weit vorgeschritten ist, dass von einer Besserung nicht 
mehr die Rede sein kann. Immerhin aber können die im Grossen 
und Ganzen erzielten Resultate mit grosser Befriedigung erfüllen. Bei 
einer bedeutenden Zahl von Pfleglingen, die noch einer Besserung fähig 
waren, zeigte sich neben der Zunahme des Körpergewichts (in einzelnen 
Fällen bis zu 12 kg) eine sichtliche Hebung der Kräfte, Verminderung 
des Hustens, der Athembeschwerden und des Auswurfs, vielfach auch 
verbunden mit einer Abnahme der physicalischen Erscheinungen. Die 
Hauptgewichtszunahmen fallen auch hier in die ersten Wochen des Auf¬ 
enthalts, da die meisten Pfleglinge zu Hause in den dürftigsten Verhält¬ 
nissen gelebt haben und sehr heruntergekommen in die Heimstätte 
gelangen. Im Allgemeinen ist aber zu bemerken, dass die Heimstätten 
flir Brustkranke mehr einem Krankenhause ähneln als einer Reconvales- 
centenstation, und ihre Erfolge unter diesem Gesichtspunkte und unter 
Würdigung des Umstandes, dass alle Versuche, die Tuberculose zu 
heilen, bis jetzt ein negatives Resultat ergeben haben, betrachtet wer¬ 
den müssen. 

Was nun die Kosten des Betriebes der Heimstätten anbetriflft, so 
ergiebt der Rechnungsabschluss für das Jahr 1893/94, dass die Ge- 
sammtausgaben für die Anstalten in Blankenburg und Heinersdorf etwa 

2.20 M., für die der Brustkranken in Malchow und Blankenfelde etwa 

3.20 M. auf den Tag" und Pflegling betragen haben. Es lässt sich 
jedoch mit ziemlicher Sicherheit annehmen, dass sie bei voller Aus¬ 
nutzung der Heimstätten das ganze Jahr hindurch sich noch ermässigen 
werden, und die Verwaltung in der Lage sein wird, mit dem von den 
Pfleglingen zu zahlenden Betrage von 2 M. pro Tag die gesammten 
Betriebsausgaben zu decken. Leider scheitert die Aufnahme vieler Be^ 
dürftigen noch an der Kostenzahlungsfrage. Den Betrag aus eigenen 
Mitteln zu erlegen, ist nur selten Einer im Stande. Die Aufnahme ist 
daher gewöhnlich von der Bewilligung der Krankenkassen abhängig. 
Bei der Mehrzahl dieser fehlt es nun wohl nicht am guten WilTen, 
ihren Mitgliedern die Reconvalescentenpflege in einer Heimstätte zu 
gewähren, einer grossen Zahl aber gebricht es bei den Ansprüchen, die 
durch die Krankenversorgung an sie gestellt werden, an Mitteln hierzu. 
Für Personen, die keiner Kasse angehören oder bereits ausgesteuert 
sind, was gerade bei den Schwindsüchtigen oft der Fall ist, muss daher 
im Wege der Wohlthätigkeit durch kostenfreie Aufnahme gesorgt werden. 
Die Stadt Berlin ist diesem Bedürfnisse in weitem Umfange nach- 
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gekommen, auch sind ihr durch die Freigebigkeit edler Wohlthäter 
Stiftungen in Beiträgen von 20000 und 100000 M. zur Verfügung 
gestellt, um aus den Zinsen dieser besonders bedürftigen und würdigen 
Personen Freistellen in den Heimstätten zu bewilligen; trotzdem ge¬ 
nügen die vorhandenen Mittel jetzt nicht mehr, und es ist hier der 
privaten Wohlthätigkeit ein Gebiet eröffnet, auf dem sie viel Noth und 
Elend lindern und Unglück abwenden kann. 

Die vorliegenden Erfolge zeigen, dass die Reconvalescentenanstalten 
berufen sind, eine Lücke in der Fürsorge für Kranke, die in allen 
grossen Städten empfunden wird, auszufüllen, und die Stadt Berlin darf 
das Verdienst für sich in Anspruch nehmen, die anstaltsmässige Recon- 
valescentenpflege zuerst in grösserem Umfange in Deutschland in den 
Bereich der öffentlichen Wohlfahrtspflege gezogen zu haben. 


Kritiken und Referate. 


Hippokrates, Sämmtliche Werke. Ins Deutsche übersetzt und 
ausführlich commentirt von Dr. Robert Fuchs. Erster Band, 
München 1895. Verlag von Dr. H. Lüneburg. VIII. 527. gr. 8. 
Preis 8 M. 40 (gebunden 10 M. 20). Referent: Pagel (Berlin). 

Hippokrates und Vater der Medicin — man hat sich von Alters her so 
sehr an die Identificirung dieser beiden Begriffe gewöhnt, dass in der That 
der Ausspruch wohl schon mehr einem locus communis gleich kommen dürfte. 
Gewiss und unzweifelhaft enthält die unter dem Namen und der Autorschaft 
des grossen Koer Arztes figurirende Schriftensammlung eine der ältesten und 
im besten Sinne wissenschaftlichen Zusammenfassungen der Gesammtheilkunde, 
wie sie sich bei einem auf hoher Culturstufe stehenden Volke des Alterthums 
präsentirt, und es ist mit Recht hervorgehoben worden: Was uns Sophokles 
und Euripides für das Drama, Thucydides und Herodot für die Geschichts¬ 
schreibung, Aristoteles für die Logik etc. bedeuten, das ist uns Hippokrates 
für die Medicin geworden. Philosophisch in der Schule eines Heraklit durch¬ 
gebildet, ein nüchterner und klarer Beobachter, knapp und präcise in seiner 
schriftlichen Lehr- und Ausdrucksweise ist er der Bearbeiter eines wissen¬ 
schaftlichen Lehrgebäudes der Medicin geworden, das Jahrhunderte, ja man 
darf sagen Jahrtausende lang Anerkennung behalten hat, aus dem zahllose 
Aerztegenerationen als aus einer unerschöpflichen Fundgrube immer wieder 
frische Weisheit entlehnt haben, das schriftstellerischen Talenten aller Art 
von Erotian und Galen bis auf Littr£ etc. zu Hunderten von Commentaren 
und Supercommentaren hat herhalten müssen. Und was haben übereifrige 
Schwärmer für die ältere Medicin selbst noch in der Neuzeit nicht Alles aus 
dem Hippokrates herauslesen wollen und herausdeuteln zu dürfen geglaubt?! 
Da wollten ihn die Einen schon für den Vater der seligen-unseligen natur- 
philosophischen Richtung in der Medicin erklären, die Anderen in ihm die 
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schönsten Gedankenkeime des, leider immer noch nicht seligen, aber gewiss 
nicht minder unseligen homöopathischen Mysticismus entdecken, noch Andere 
witterten bei ihm sogar die Principien der modernen Antiseptik, d. h. der 
trockenen, eiterungslosen Wundbehandlung — mit einem Wort der gewiss 
berechtigte Hipporkatescultus.artete schliesslich an Stelle einer vernünftigen, 
sachlichen Interpretation in eine künstliche, speculative Hermeneutik aus, man 
legte eben nicht mehr aus, sondern unter. Neuerdings hat sich eine Reaction 
gegen diese Anschauungen geltend gemacht. Es ist nicht ohne Erfolg ver- 
versucht worden, Bresche in dieselben zu legen. Rufer im Streite ist in 
dieser ganzen literarischen Angelegenheit ein jüngerer pharmakologisch ge¬ 
schulter Balneologe, der College von Oefele aus Neuenahr geworden, dem es ge¬ 
lungen ist, auf Grund von in echt naturwissenschaftlichem Sinne geführten 
exacten Untersuchungen durch comparatives Studium des bekannten Papyrus 
Ebers (in der deutschen Ausgabe des Berliner Collegen Heinrich Joachim) 
die unzweifelhaftesten Nachweise dafür zu liefern, dass sich in dem letztgenannten 
literarischen Document und in der Hippokratischen Schriftensammlung eine 
Reihe von ähnlichen, ja fast völlig gleichlautenden Stellen statuiren lassen, 
und darauf den eine frühere Vermuthung bestätigenden Schluss aufzubauen, 
dass die griechische Medicin keine autochthone Wissenschaft ist, sondern ihren 
Stammbaum aller Wahrscheinlichkeit nach auf ägyptische Quellenweisheit 
zurückleitet. So hat von Oefele in verdienstvollen Publicationen in der 
Allgemeinen Med.-Central-Zeitung ein bei Hippokrates und im Papyrus Ebers 
gleichlautendes Kanthariden-Recept beschrieben, desgleichen einen Inhalations¬ 
apparat, desgleichen eine Methode der Anginabehandlung, desgleichen die 
Identität von ivcpos und dem ägyptischen aaa qachgewiesen und noch manches 
Andere, was entschieden zur Annahme zwingt, dass in der Therapie 
wenigstens vielfach Griechen und Aegypter die gleichen Wege gewandelt 
sind. Für die übrigen Zweige der Medicin wird der Nachweis noch so lange 
ausstehen müssen, bis vielleicht weitere glückliche Funde uns eine ergiebigere 
Quelle für das Studium der ägyptischen Medicin eröffnen, als sie bis dato 
das vielleicht noch nicht genügend ausgenutzte Ebers sche Document bildet, 
das selbst nur eine Copie in fragmentarischer Form und kein Original dar¬ 
stellt. Ob andererseits nicht noch eine dritte gemeinschaftliche Urquelle der 
ägyptischen und griechischen Medicin zu Grunde liegt, wie weit ferner die 
aufgefundenen Aehnlichkeiten die echten Schriften des Hippokrates betreffen, 
sind Fragen, die wir hier nur streifen können. Wie die Angelegenheit aber 
auch immer ihre Entscheidung finden wird, in einem Punkt oder vielmehr 
sogar in zweien glauben wir bis zur Ueberzeugung vom Gegentheil einstweilen 
immer noch felsenfest an die Autorität des Hippokrates, nämlich in der von 
ihm zuerst ausgegangenen Betonung des künstlerischen Standpunktes in 
der Heilkunde und demgemäss in Bezug auf die ausgezeichneten und ewig 
mustergültigen hodegetischen Vorschriften, die in der That den Leistungen 
des Hippokrates den Stempel der Classicität aufdrücken und in unseren Augen 
die eigentlichen Vorzüge der ganzen Schriftensammlung ausmachen. Sie ge¬ 
rade verdienen Seitens der modernen Generation um so mehr die vollste Be¬ 
achtung, als sich ganz unmerkbar zur Zeit eine Art von Umwälzung unserer 
ganzen socialärztlichen Verhältnisse vollzieht, deren Ziele unabsehbar sind, 
die vielleicht erst in einem späteren Zeitalter vollendet sein und dann in 
Bezug auf ihre Tragweite und Bedeutung bewusst gewürdigt werden wird, 
eine Umwälzung, die an das künstlerische Können und das ethische Ver¬ 
halten unserer Berufsgenossen jedenfalls noch viel erhöhtere Anforderungen 
als bisher stellen wird. Man sieht, es fehlt gerade jetzt weder an allgemeinen 
noch an speciellen Anlässen, sich von Neuem eingehender mit dem Hippo- 
kratesstudium zu befassen. Die Forschung ist in ein gänzlich verändertes 
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Fahrwasser gerathen, und die Hippokratesfrage hat wieder einmal, wie man 
zu sagen pflegt, ein ,,actuelles“ Interesse gewonnen. Unter diesen Umständen 
müssen wir es als eine dankenswerthe That freudig begrüssen, dass sich 
Dr. Lüneburg, der vor Kurzem selbst noch als deutscher Uebersetzer der 
gynäkologischen Schriften des Soranus in die litterarische Arena eingetreten 
war, nunmehr entschlossen hat, unter die Verleger zu gehen und jedenfalls 
nicht aus biichhändlerischer Speculation, sondern geleitet von wahrer Liebe 
zur Sache den durch einige verdienstvolle Forschungen über Erasistratus 
bekannten Dr. Robert Fuchs mit der Besorgung einer deutschen Hippokrates- 
ausgabe betraut hat. Ein solches Werk ist für das der griechischen Sprache 
nicht mehr in zur Lectüre im Original ausreichendem Maasse kundige Gros 
des deutschen Aerztepublicums ein ganz entschiedenes Desiderat, da die 
bisher bekanntesten deutschen Ausgaben, die unvollständige und selten ge¬ 
wordene von Grimm-Lilienhain und die von Upmann veraltet, die kostbare 
und kostspielige französische von Littrö, die partielle von Pötröquin (enthaltend 
die chirurgischen Schriften) sowie die hyperkritische lateinisch - griechische 
Commentar-Ausgabe des niederländischen Philologen Ermerins für ganz andere 
Zwecke bestimmt und theils ihres Umfanges, theils ihrer Kostspieligkeit halber 
für die Bedürfnisse des deutschen Praktikers, der das Bestreben hat, sich mit 
dem Inhalt der Hippokratischen Schriften in angenehmer Form ohne spe- 
cielleres Studium derselben bekannt zu machen, nicht brauchbar sind. Von 
diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, aber lediglich von diesem aus, finden 
wir an der Arbeitsleistung von Dr. Fuchs nicht das Geringste zu moniren, 
wohl aber dürfen wir dem Herausgeber das Lob nicht versagen, dass er, ob¬ 
wohl ein noch junger Forscher, seine Aufgabe, die unter Umständen für 
mehrere Kräfte ausreichendes Material zu einer Lebensarbeit geboten haben 
würde, als Einzelner und innnerhalb der kurzen Zeit, die ihm dafür zur Ver- 
fügung stand, nach dem bisher vorliegenden ersten Bande zu schliessen, ganz 
vorzüglich gelöst hat. So wenig freilich vorliegende Ausgabe wegen mancher¬ 
lei Beschränkungen, die Verf. sich auferlegte, wegen des Mangels an dem ge¬ 
reinigten Urtexte, an dem kritischen Apparat, an einer literarisch-bio¬ 
graphischen Einleitung, die vor Allem das in der Hippokrates-Litteratur seit 
dem Erscheinen der letzten grossen Ausgaben Geleistete hätte zusammenfassen 
müssen (wie z. B. gleich bei der dritten in diesem Bande enthaltenen Schrift 
Utq) zi^rr^ ein Hinweis auf die classische Monographie des Wiener Aka¬ 
demikers Gomperz, Wien, 1890, fehlt) — ich sage also, so wenig die vor¬ 
liegende Ausgabe von Dr. Lüneburg-Fuchs Specialforschern, namentlich 
dem Historiker der Medicin eben wegen der genannten Mängel genügen würde, 
so sehr bildet gerade diese weise Beschränkung meines Erachtens einen 
grossen Vorzug für den historischen Sonderstudien ferner stehenden Praktiker. 
Ihm gerade kann diese vorzüglich vom Verleger ausgestattete und ausser¬ 
ordentlich preiswerthe Hippokratesausgabe rückhaltlos und von ganzem 
Herzen empfohlen werden. Der vorliegende Band I schliesst sich, ebenso 
wie das in den im Laufe des Jahres 1895 bestimmt nachfolgenden letzten 
zwei Bänden der Fall sein wird, in Bezug auf die Anordnung der Schriften 
der von Haeser in seinem bekannten Lehrbuche der Geschichte gegebenen 
Reihenfolge an. Er enthält in 27 Nummern folgende Einzelschriften der 
Sammlung: 1) das altehrwürdige Document und eins der wichtigsten Zeug¬ 
nisse des hohen ethischen Standpunktes, den die Hippokratiker in ihrem 
Beruf einnahmen, nämlich den Asklepiadeneid, der mutatis mutandis auch 
heute noch geleistet werden und den sich namentlich eine gewisse Kategorie 
unserer jüngeren, gar zu mercantil und specialistisch veranlagten Aerztewelt 
gründlich hinter die Ohren schreiben sollte. Dasselbe gilt von den folgenden 
Schriften ad 2 bis 8: das Gesetz, über die Kunst, die alte Medicin, der Arzt, 
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über den Anstand, Vorschriften, die sieben Abschnitte der Aphorismen, lau¬ 
terem, gediegenem Golde vergleichbar, eine Quelle des hehrsten Genusses 
und inniger Freude für den, der sich die Mühe der Lectüre nimmt. Es folgen 
nun 9 bis 15 b die Abschnitte anatomisch-physiologischen Inhalts: die Anatomie, 
das Herz, das Fleisch, die Drüsen, die Natur der Knochen, die Natur des 
Menschen, der Samen und die Entstehung des Kindes. Hieran schliesst sich 
von No. 15 c. bis No. 24 der allgemein-pathologische bezw. diätetische Theil 
der Sammlung mit den Ueberschriften: die Krankheiten (aber hiervon nur 
das vierte Buch, weil es nach Littrö den Uebergang von defi physiologischen zu 
den allgemein-pathologischen Anschauungen des Hippokrates passend ver¬ 
mittelt), die Nahrung, die Diät (I u. IV, das vierte Buch auch unter dem Titel: 
die Träume), die Hygieine der Lebensweise, über Luft, Wasser und Oertlich- 
keit, die Säfte, die Krisen, die kritischen Tage, die Winde. Den Schluss des 
I. Bandes bilden No. 25 das Buch der Prognosen und No. 26 bis 27 die Vor¬ 
hersagungen Band I und II. — Einen besonders anerkennenswerthen Vorzug 
der Arbeit von Fuchs bildet die Angabe zahlreicher Parallelstellen aus Hippo¬ 
krates und der Hinweis auf den Galenischen Commentar. — Mögen die Col- 
legen nicht säumen, die ihnen gebotene, bequeme und billige Gelegenheit, 
den Altmeister der Medicin kennen zu lernen, beim Schopfe zu ergreifen 
und zugleich den Verleger für die im Interesse der guten Sache gebrachten 
Opfer durch zahlreichen Ankauf des Werkes zu entschädigen, resp. ihn zu 
weiteren Leistungen auf diesem Gebiete zu ermuntern. 


Graf, Geschichte des Vereins der Aerzte des Regierungsbezirks 
Düsseldorf. Festschrift zur Feier des 50jährigen Jubiläums des 
Vereins der Aerzte des Regierungsbezirks Düsseldorf. Referent: 
v. Oe feie (Neuenahr). 

Graf hat sich trotz seiner vielseitigen anderweitigen Thätigkeit, da seit 
36 Jahren Mitglied des Vereins, seit 31 Jahren Mitglied des Vorstandes, der 
Aufgabe, eine Geschichte des Vereins zu schreiben, unterzogen. Die grossen 
Umwälzungen im allgemeinen socialen Leben und besonders auch in den so¬ 
cialen Forderungen, die auf den Aerztestand einstürmen und die natürlich 
einen Haupttheil solcher Vereinsthätigkeit absorbiren, lassen eine solche ärzt¬ 
liche Localgeschichte allgemein interessant erscheinen, da sich dieselbe ähn¬ 
lich, aber local schattirt fast gleichzeitig überall wiederholt. Auch tritt in der 
vorliegenden Schrift das locale Gepräge sehr zurück, da in diesem Falle 
das Gepräge einzelner Individualitäten breiteren Raum hätte bekommen müssen, 
und vor Allem die Person des Verfassers in ihrem Streben und Erreichen 
ausführlicher geschildert sein müsste. Die Bescheidenheit, die Letzteres ver¬ 
bot, raubt dem Geschichtsforscher kommender Jahrhunderte das Verständniss 
mancher Detailschattirung, so werthvoll, ja unersetzlich für seine eingehenden 
Studien auch in dieser Form die vorliegende Schrift sein wird. 

Diese Wichtigkeit resultirt daraus, dass der fragliche Verein der Zweit¬ 
älteste seiner Art ist. Im Jahre 1842 war „der Verein der Aerzte im Re¬ 
gierungsbezirk Merseburg und im Herzogthum Anhalt“ gegründet. 1843 hatte 
Dr. Küster die Aerzte des Regierungsbezirks Düsseldorf zu einer Zusammen¬ 
kunft nach Düsseldorf veranlasst und hier mit Dr. Pagenstecher zu der Be¬ 
gründung des Vereins am 2. Mai 1844 die Anregung gegeben. Der Verein 
verfolgt den dreifachen Zweck: 

1. Belebung und Förderung des wissenschaftlichen und practischen 
Strebens, 
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2. Anregung und Ausbildung der collegialischen Verhältnisse und 

3. Uebung und Veredelung des ärztlichen Standes in seinen bürgerlichen 
und staatlichen Beziehungen. 

Pagenstecher wurde Vorsitzender bis zu seinem Wegzuge nach Heidel¬ 
berg 1851. Schon in der ersten Zeit scheiterte leider das Unternehmen einer 
Wittwen- und Waisenkasse. Nach den Vorsitzenden Ruer (1852—1858) und 
Schneider (1858—1867) wird Graf Vorsitzender, der es noch zur Zeit ist und 
1892 sein 25 jähriges Jubiläum in dieser Stellung festlich beging. Erwähnens- 
werth ist noch die 1879 begründete Unterstützungskasse des Vereins. 


B. Dohm, Ueber Leistung von Kunsthilfe in der geburtshilflichen 

Praxis. Volkmanns Sammlung klinischer Vorträge. No. 94. Leipzig. 

1894. 10 S. Referent: Ludwig Pick (Berlin). 

Die wetteifernden Bestrebungen auf allen Gebieten ärztlicher Thätigkeit, 
der Kampf des Arztes um seine Existenz sind allmählich zu Factoren von 
erheblichster Tragweite auch für das therapeutische Handeln geworden: 
wir leben in einer Zeit ärztlicher Vielgeschäftigkeit. Jedes Gebiet der Heil¬ 
kunst bietet diesen ausgeprägten Zug, jedes Gebiet zeigt die gefährlichen, 
ja, verderblichen Einflüsse polypragmatischer Strömung, sei es in der innem 
oder operativen Therapie. Unstreitig liegt hinsichtlich der letzteren, ope¬ 
rativen Richtung die Hauptgefahr für den Praktiker im geburtshilflichen 
Bereich; denn die Geburtshilfe ist die natürliche chirurgische Domäne des 
praktischen Arztes, und hier kann jedes Zuviel für Mutter und Kind, also im 
wahren Sinne des Wortes doppelt gefährlich werden. Und um so leichter 
wird der Praktiker hier ein Opfer seiner operativen Gelüste, als die Frage, 
inwieweit es zulässig sei, in die Vorgänge einer normalen Geburt einzugreifen, 
noch immer eine „Streitfrage“ ist, die durch keine strengen Indicationen 
geklärt erscheint, als noch immer eine von lehrenden Autoritäten inaugurirte 
„operative“ Schule im Gegensatz zur abwartenden Richtung ihre Jünger 
bildet. Es ist daher ein verdienstvolles, mit Freuden zu begrüssendes Werk, 
wenn einer der bewährtesten Geburtshelfer, Rudolf Dohm, in der be¬ 
deutungsvollen Frage von der Ausdehnung und Berechtigung der Kunsthilfe 
in der geburtshilflichen Praxis als ein berufener Warner vor übelangebrachter 
Polypragmasie das Wort nimmt. 

Die Frage selbst ist so alt wie die allgemeine Zulassung der Aerzte zu 
den Geburten überhaupt. Hier verkörpert sich alsbald der Widerstreit der 
Richtungen in den Persönlichkeiten Boer's und Osiander’s: hier der sorg¬ 
fältige Beobachter natürlicher Vorgänge, der unbeirrt von der Sucht opera¬ 
tiver Erfolge der vis medicatrix naturae das vollste Vertrauen entgegenbringt, 
dort der operative Geburtshelfer mit blendenden Leistungen. Osiander’s 
Lehren fielen auf empfänglicheren Boden als die des Wiener Arztes. Kein 
Wunder! Ist nicht auch heute noch der — ach, wie so oft ohne Noth — 
operirende Geburtshelfer gegenüber dem bescheidener und überlegungsvoll 
mit Recht zuw’artenden Collegen der eigentliche „Helfer“ ? 

Für die Festsetzung der Richtschnur in der vorliegenden Frage hat die 
neuere Zeit wertvolles Material durch die Vollendung der Statistik beigebracht. 
Vor Allem ist die Thatsache zweifellos feststehend, dass die operativen Ent¬ 
bindungen an Frequenz gestiegen sind. Hier kommt unter den Gründen als 
Hauptmoment die zunehmende Verkehrserleichterung in Betracht: überwiegend 
häufig sind die geburtshilflichen Eingriffe in den Städten und in diesen 
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wiederum häufiger je nach dem Grade der Wohlhabenheit; in zweiter Linie 
aber auch das steigende Vertrauen der Bevölkerung in die ärztliche Hilfe¬ 
leistung. In allen statistischen Zusammenstellungen bis zu den siebziger 
Jahren kehrt die Steigerung der Operationsfrequenz um 0,7 % im Zeitraum 
von 30 Jahren gleichmässig wieder, und zwar sind es wesentlich Erstgebärende, 
die wegen der bei ihnen länger währenden Geburt in steigender .Häufigkeit 
operativen Eingriffen, meist der Zangenapplication, unterworfen werden. Nach 
Pfannkuch kamen 1868—70 in Kurhessen die Zangengeburten doppelt so 
häufig an Orten mit Aerzten vor als anderswo, nach den früheren Zusammen¬ 
stellungen von Schreiber in Kassel und Hanau sogar viermal so häufig! 
In erstaunlichem Grade erfährt die Operationshäufigkeit eine Steigerung in 
der neueren antiseptischen Aera: in Baden von 1870—1888 um nicht weniger 
als 3,8°/ 0 ! Die früher gefahrvollen Eingriffe büssten offenbar in den Augen 
der Aerzte durch die Antiseptik viel von ihrer Bedenklichkeit ein. Eine halt¬ 
lose Vermutung ist es, dass etw r a in einer unter dem Einfluss der verfeinerten 
Civilisation verringerten Leistungsfähigkeit der Frauen die schwierigen, ärzt¬ 
liche Hülfe erfordernden Vorkommnisse an Zahl zugenommen haben. Man 
könnte im Gegenteil eher die Ehemänner und sonstigen Angehörigen der 
Kreissenden einer gewissen Weichherzigkeit anschuldigen, die die Gebärende 
so schnell als möglich von ihren Schmerzen erlöst zu sehen strebt. 

Dem offenbaren Zuge der Zeit, den operativen Eingriffen in der Geburts¬ 
hülfe immer mehr Terrain einzuräumen, gegenüber tritt gebieterisch die Frage 
auf: was wird durch das häufige Operiren genützt? Ein gewissenhafter Arzt 
wird sich’s am nihil nocere nicht genügen lassen, sondern nach thatsächlichem 
Nutzen streben. 

Hier mangelt es zunächst bisher durchaus des Nachweises, dass durch 
das viele Operiren die Zahl der überhaupt lebenden Neugeborenen zu¬ 
genommen hätte; zur Feststellung dieser Thatsache müssten naturgemäss die 
procentuarischen Todtgeburten aus der Gesammtzahl aller Neugeborenen mit 
den procentuarischen Zahlen der gemachten künstlichen Entbindungen in steter 
Vergleichsreihe gegenübergestellt w r erden. Erwiesen ist bisher nur — z. B. 
durch die Arbeiten von Ploss —, dass dort wo viel operirt wird, auch das 
procentuarische Verhältniss der unter den Operirten lebend Geborenen gün¬ 
stiger wird. Hierfür aber liegt der einfache Grund im Operiren sine indica- 
tione, und dieser Grund giebt leicht den Schlüssel für die erstaunlich guten 
Resultate der künstlichen Entbindungen gerade in den Kreisen der oberen 
Zehntausend. Oder bildet wirklich allein die Geschicklichkeit mancher be¬ 
liebten Geburtshelfer die Ursache für ihre in der That glänzenden Erfolge? 
Auf der anderen Seite aber ist auch keineswegs der mütterlichen Gesundheit 
mit der Zunahme der Operationsfrequenz genützt worden. Werden doch von 
vornherein bei künstlichen Entbindungen mehr Verletzungen gesetzt werden 
als bei spontanem Geburtsverlauf. Insbesondere ist es ein verhängnisvolles 
Raisonnement, dass seit Einführung der Antisepsis das künstliche Entbinden 
ein gefahrloser Eingriff geworden ist. Die den operativen Eingriffen anhaften¬ 
den Nachtheile sind, wie Hegar und Verfasser seiner Zeit zahlenmässig 
nachgewiesen haben, mit der Antisepsis noch lange nicht abgestreift. Die 
Gesammtmortalität der Wöchnerinnen hat im Grossherzogthum Baden in der 
antiseptischen Zeit nicht abgenommen; ja, im Königreich Sachsen ist sogar 
die Mortalität der operirten Wöchnerinnen in dieser Epoche gewachsen! 

Die Antisepsis ist eben kein in die Hand des Arztes allein gegebenes 
ideales Werkzeug für die Erreichung seiner Zwecke; Hebammen und Warte¬ 
personal , die Wöchnerinnen selbst und ihre Umgebung üben auf die Durch¬ 
führung des an sich heilsamen Princips allerorten oft einen schlimmen und 
vor Allem uncontrolirbaren Einfluss. 
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Dass es gewisse Vorkommnisse im Geburtsverlaufe giebt — Querlagen, 
Nabelschnurvorfall, gefahrdrohende Zustände der Mutter —, in denen die Noth- 
wendigkeit und Pflicht künstlichen Einschreitens besteht, ist unbestreitbar. 
Dem gegenüber aber weist Dohrn, mit Rücksicht auf den erfreulicher Weise 
in der Behandlung der Nachgeburtsperiode immer mehr zur Geltung gelangen¬ 
den Grundsatz des Zuwartens, im Speciellen noch auf die Schädlichkeit eiligen 
operativen Vorgehens mit Zangenoperationen oder namentlich mit Eingriffen 
bei Steissgeburten hin. Trotzdem gerade diese Kindeslage an und für sich 
keiner Kunsthilfe benöthigt und sie für den Angriff des Arztes die aller¬ 
schlechteste Handhabe bietet, verändern oft genug unüberlegte brüske Hand¬ 
griffe die für die natürliche Austreibung des Kindes günstige Haltung — mit 
beklagenswerthem Endresultat. 

Verfasser schliesst mit folgenden Worten: 

,,Die Berufsthätigkeit erfordert vom Arzte, speciell bei Geburtsfallen 
mannigfache Entsagung. Zu verzichten auf die Ausübung einer Geschicklich¬ 
keit, die man durch mühsame Arbeit erworben hatte, zu entbehren des 
Ruhmes, den die Pflegebefohlene nur zu gern dem Eingriff des Arztes zu¬ 
zuschreiben geneigt ist, das ist die ernste Anforderung, die bei Geburten 
an unsere Selbstverleugnung oft genug herantritt. Der gewissenhafte Arzt, 
der die Naturvorgänge in ihrem ungestörten Verlauf zu beobachten gelernt 
hat, wird dieses Opfer zu bringen wissen. 

Er wird sich durch das Bewusstsein belohnt finden, dass dem Wohl 
seiner Anvertrauten damit oft mehr als mit dem operativen Eingriff ge¬ 
dient ist.“ 

Möge dieser Mahnruf nicht ungehört verhallen! 


Theodor Altschul, Die Frage der Ueberbürdung unserer Schul¬ 
jugend vom ärztlichen Standpunkte. Wien 1894. Referent: 
H. Neumann (Berlin). 

Verfasser behandelt sehr maassvoll und sachgemäss das Thema von der 
Ueberbürdung in der Schule und giebt durch die kleine Brochure in an¬ 
genehmer Form einen Ueberblick über alle wichtigeren Punkte der Frage. 

Nutzbringend kann die Schulhygiene nur von Aerzten und Lehrern ge¬ 
meinschaftlich betrieben werden; die Gesundheit der Schuljugend soll ohne 
Beeinträchtigung des Bildungsniveaus gesichert werden. Vorwalten des An¬ 
schauungsunterrichtes in den ersten Schuljahren, Vermeidung körperlicher und 
geistiger Uebermüdung durch sachgemässe Abwechselung, rechtzeitige und 
ausgedehnte Gewährung der Ruhe, ferner ein Mindermaass von häuslichen 
Aufgaben sind Forderungen allgemeiner Art, über deren Berechtigung sich 
kaum streiten lässt. Ganz besonders wichtig ist aber das Individualismen 
beim Unterricht: es lässt sich dies nur genügend erreichen, wenn man zuvor 
die schwachsinnigen Kinder entfernt, um sie in besonderen Klassen zu unter¬ 
weisen und ferner diejenigen Schüler, welche sich für die Mittelschulen un¬ 
geeignet zeigen, in die Volksschule zurückversetzt. Die hiernach zurück¬ 
bleibenden besser beanlagten Schüler sollen von dem gleichen Lehrer Jahre 
hindurch individualisirend fortgebildct werden. Hierbei würde auch mit dem 
Fachlehrersystem gebrochen und damit die Gefahr vermindert, dass der 
Lehrer im fachwissenschaftlichen Uebereifer möglichst grosse Massen von 
Wissen in die junge Seele hineinzwängt. — Zum Ausgleich der Ueberbürdung, 
die nicht nur auf den Gymnasien, sondern auch auf den Realschulen und 
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Mädchenschulen anzutreffen ist, sind vor Allem die Jugendspiele, viel weniger 
(wenn überhaupt) der Handfertigkeitsunterricht geeignet. Ob der Unterricht 
sich besser auf den Vormittag beschränkt oder auf den Vor- und Nachmittag 
vertheilt, ist noch streitig. 

Verfasser geht nunmehr auf den Antheil des Elternhauses an der Ueber- 
bürdung über, der bekanntlich gerade bei den besser Situirten nicht gering 
anzuschlagen ist. Er hält eine günstige Beeinflussung der Eltern von der 
Schule aus für möglich, indem man die Kinder die Grundregeln der Gesund¬ 
heitspflege lehrt; hierzu ist es aber wieder erforderlich, dass die Hygiene in 
den Lehrerseminarien ein obligatorisches Lehrfach bildet. 

Resumirend befurchtet Altschul bei normal beanlagten Kindern, bei nor¬ 
mal ausgebildeten Lehrern, bei normalen hygienischen Verhältnissen der Schul- 
localitäten nur dann eine Ueberbürdung der Schuljugend, wenn die Unterrichts¬ 
methode sehr mangelhaft ist und wenn im Elternhause noch eine private 
Ueberbürdung zu der nothwendigen Anstrengung durch die Schule hinzutritt. 
Es mache bei dem vorgeschriebenen Lehrstoff erst die übliche Lehrmethode 
und das schlechtere Schülermaterial die Ueberbürdung aus. 

Mit Recht betont Altschul die Nothwendigkeit methodischer Schul¬ 
untersuchungen; ihre Durchführung ist an die Einrichtung der Schulärzte 
geknüpft, die in beständigem Contact mit den Schülern und Lehrern und 
unter Beihülfe des Elternhauses, durch fortgesetzte Beobachtung und Unter¬ 
suchung der vorliegenden Verhältnisse den bisher doch nur mehr oder we¬ 
niger theoretisch erschlossenen Zusammenhang zwischen gewissen Gesundheits¬ 
störungen der Schuljugend und den Schulschäden zu beweisen im Stande 
wären. 

Schliesslich lenkt Verfasser noch die Aufmerksamkeit auf die Ueber¬ 
bürdung der Lehrer, welche nicht weniger wie ihnen selbst auch den Schülern 
zum Schaden gereicht. 

Die Bekämpfung der Ueberbürdung erfordert bedeutende Geldopfer: 
werden, so muss Referent fragen, dieselben gebracht werden? Aber vom 
Kostenpunkt abgesehen, wäre die erste Voraussetzung bei diesen Bestrebungen, 
dass die Berechtigung der Ueberbürdungsfrage überhaupt anerkannt und die 
Möglichkeit gewährt würde, sie eingehender zu studiren: selbst hieran fehlt 
es noch zunächst vieler Orten. 


Weraioh und Wehmer, Lehrbuch des öffentlichen Gesundheits¬ 
wesens. Stuttgart 1894. Ferd. Enke. 788 S. Referent: Lands¬ 
berger (Posen). 

Die Aufgabe eines Lehrbuches, in erschöpfender Weise den gegen¬ 
wärtigen Stand des behandelten Gebiets darzulegen, erfüllt dieses umfassende 
Buch vollkommen und vornehm; — vornehm, denn es überschreitet sein Ziel 
noch, indem es zum Weiterforschen vielfache Anleitung giebt. Eine Unsumme 
von Kenntnissen ist hier aufgespeichert, die ungeheuer reichen Beziehungen 
der Hygiene zu allen Einrichtungen der menschlichen Gemeinschaft und des 
Einzellebens aufgedeckt, die einschlägige Gesetzgebung, auch des Auslandes, 
zusammenfassend wiedergegeben und überall die gesammten literarischen 
Quellen verzeichnet. Das Buch ist für jeden Verwaltungsbeamten, Arzt, Wirth- 
schaftspolitiker und Hygieniker eine wahre Fundgrube, es giebt über jede 
Frage eine ganz erschöpfende Auskunft. Der Stand unseres heutigen hygie¬ 
nischen Wissens und Könnens und des gemeindlichen, staatlichen und inter¬ 
nationalen Gesundheitswesens ist in dieser Weise wohl noch niemals fixirt 
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worden, und der Practiker findet hier eine ausgezeichnete Handhabe, neue 
Einrichtungen zu treffen oder die vorhandenen nach fremden Beispielen zu 
verbessern und fortzubilden. Zu der fortlaufenden Darstellung finden sich die 
gesetzlichen Unterlagen und Bestimmungen durch das ganze Werk am Fusse 
der Seiten fortgeführt, was oft sehr bequem sein mag und den Gegenstand 
recht concentrirt, was jedoch bisweilen etwas die Uebersichtlichkeit be¬ 
einträchtigt, zumal auch Literaturverzeichnisse und Anmerkungen in diesem 
Raum concurriren. Das Werk will überhaupt sorgfältig studirt sein; wer dies 
thut, wird überall ergiebige Belehrung finden ; für eine rasche, oberflächliche 
Orientirung ist es nach Anlage und Sprache weniger geeignet. Es gliedert 
sich in vier Bücher, von denen das erste der Hebung der allgemeinen Lebens¬ 
bedingungen, das zweite der Abstellung der Nothlagen gewidmet ist, welche 
die Folge besonderer Lebensbedingungen sind. Das dritte Buch beschäftigt 
sich mit den vermeidbaren (Infections-) Krankheiten, das vierte mit den 
Maassnahmen, ihnen entgegenzuwirken. War das dritte Buch auch keines¬ 
wegs in diesem Rahmen entbehrlich — denn das öffentliche Gesundheits¬ 
interesse ist an den Capiteln der Syphilis, der Tuberculose- und Cholera¬ 
ausbreitung sicherlich aufs Höchste betheiligt — so hätte doch dieser Theil 
unseres Erachtens beträchtlich gekürzt werden können. Der Inhalt des Werkes 
ist reich und gross genug, als dass er noch viele rein pathologische, histo¬ 
rische, etymologische, statistische Beigaben vertrüge, so dankenswerth die¬ 
selben sonst sein mögen. 

Kaum eine Wissenschaft ist so sehr im Flusse begriffen, wie die Hygiene, 
und doch liegt es in der Natur der Sache, dass gerade ihre Ergebnisse die 
rascheste practische Verwerthung und Befolgung erheischen — selbst wo 
sie noch nicht ganz sicher begründet sind. Dabei mitzuhelfen, wird das vor¬ 
liegende ausgezeichnete Werk überall berufen sein. 


Sanitätsrath Dr. Menoke, Welche Aufgaben erfüllt das Kranken¬ 
haus der kleinen Städte, und wie ist es einzurichtenP Nach 
langjährigen Erfahrungen dargestellt. Mit 6 Tafeln, Abbildungen und 
io in den Text gedruckten Holzschnitten. Vierte vermehrte Auf¬ 
lage. Berlin 1894. Verlag von Richard Schoetz. Referent: Ko lim 
(Berlin). 

Das vorliegende, bereits in vierter Auflage erschienene kleine Buch hat 
sich in kurzer Zeit die allgemeinste Anerkennung erworben. Der Verfasser 
hatte sich zur Aufgabe gestellt, die von dem englischen Arzte Dr. Waring in 
seinem vortrefflichen Buche über Cottage-Hospitals gegebenen Ideen in 
Deutschland zu verbreiten. Durch die von ihm selbst trotz mannigfacher 
Schwierigkeiten ausgeführte Errichtung eines kleines Krankenhauses in dem 
Städtchen Wilster in Schleswig hat er die practische Ausführbarkeit dieser 
Ideen auch für die kleinsten Städte bewiesen. In seiner darüber gegebenen 
ausserordentlich klaren und fesselnden Darstellung finden Aerzte und Ge¬ 
meind evorstände in kleineren Städten reiche Belehrung und eine Fülle prac- 
tischer Anhaltspunkte, um ähnliche segensreiche Einrichtungen auch für ihre 
Orte ohne zu grossen Aufwand von Geldmitteln treffen zu können. Der Ver¬ 
fasser giebt zunächst eine anschauliche Schilderung der traurigen Lage der 
kranken Armen an kleinen Orten, denen zunächst alle zur Genesung noth- 
wendigen Bedingungen, wie eine Stätte für körperliche und geistige Ruhe, 
gesunde Luft, gute und zweckmässige Nahrung, Pflege, gute Lagerstätte, ärzt- 
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licher Beistand fehlen, da häufig die Gemeinde, welche die Pflicht habe, für 
ihre Armen zu sorgen, gar nicht in der Lage sei, das Nothwendige zu be¬ 
schaffen. Die beklagenswerthen Erfahrungen, die der Verfasser seit seiner 
vor 40 Jahren erfolgten Niederlassung in Wüster in dieser Beziehung gemacht 
hatte, erweckten in ihm den Wunsch und Hessen den Entschluss reifen, die 
Errichtung eines Krankenhauses in die Hand zu nehmen. Auf welchem Wege 
er sein Ziel trotz vielfacher Widerstände erreichte, wie er, unterstützt von 
dem dortigen Kreisphysicus, das Interesse der Einwohner für diese Idee 
weckte und durch Gründung eines Krankenvereines, Wohlthätigkeitsveranstal- 
tungen, Ueberweisungen und Zuwendungen das dazu nothwendige Capital 
flüssig machte, wird dann weiter in höchst interessanter und zur Nachahmung 
anregender Weise mitgetheilt. Hierauf werden diejenigen Gesichtspunkte, 
welche für die Herstellung und den Betrieb in einem Krankenhause kleinerer 
Orte hauptsächlich in Betracht kommen müssen, eingehend entwickelt. Der 
Verfasser betont dabei namentlich, dass die Verwaltung eines solchen Kranken¬ 
hauses nichts kosten dürfe, dass ein Arzt Leiter desselben sein müsse, dass 
sämmtliche Aerzte am Orte ihre Kranken dort unterbringen dürfen, von der 
Behandlung jedoch die noch nicht zwei Jahre am Orte befindlichen Aerzte 
aus Zweckmässigkeitsgründen auszuschliessen seien und dass die Pflege und 
Beköstigung der Kranken durch eine dort unentgeltlich wohnende Hausmutter, 
der dafür ein Kostgeld zu zahlen sei, besorgt werden könne. 

Nach diesen einleitenden Erörterungen wendet sich der Verfasser zur 
Besprechung des Baues und der Einrichtung eines solchen Krankenhauses. 
Es werden die Wahl des Bauplatzes, der Baugrund, das Fundament, die Unter¬ 
kellerung, der Oberbau nebst Eintheilung der Räumlichkeiten, die Kranken¬ 
räume, Anzahl der Betten, die Wände, Decken, Fussböden, Thüren, Fenster, 
Ventilation, Heizung, Badeeinrichtung, Aborte, innere Ausstattung, Leichen¬ 
kammer, Eishaus und Desinfection eingehend behandelt. In anerkennens- 
werther Weise werden hierbei unter vielfachem Hinweis auf das neue Ham¬ 
burger Krankenhaus in Eppendorf die neuesten Erfahrungen und Erscheinungen 
im Krankenhausbauwesen berücksichtigt. Er hält es für ausreichend, wenn 
für je 1000 Seelen ein Bett mit 30 Cubikmeter Luftraum berechnet wird, be¬ 
sonders da für Syphilis, Krätze und auch für Geisteskranke je ein Isolirraum 
zuzurechnen ist. Für kleinere Krankenhäuser empfiehlt er das Corridorsystem, 
nach dem auch das Krankenhaus in Wilster erbaut ist. Dasselbe zeigt einen 
nach Norden gerichteten langen Corridor an der Hauptfront mit Eingang an 
der östlichen Ecke. Von dem Corridor aus ist Zugang nach den vier nach 
Süden gelegenen Krankenzimmern, von denen die beiden kleineren zu je zwei 
Betten in der Mitte, die beiden grösseren zu je vier Betten rechts und links 
davon liegen. Der westliche Anbau enthält nach Norden das Aerztezimmer, 
das zugleich als Operationszimmer eingerichtet ist, nebst einem kleineren 
Cabinet für Instrumente und Verbandstoffe. Nach Süden liegt ein grösseres 
Isolirzimmer, daneben ein Abort. Der östliche Anbau zeigt nach Norden den 
Haupteingang in den Corridor, der nach Süden weitergehend zu der Küche, 
Wohn- und Schlafstube für die Hausmutter und in der Mitte der Ostseite zu 
der Badestube und den Closets führt. Bemerkenswerth bei diesem Kranken¬ 
hause ist noch, dass die Ventilation hauptsächlich durch die gegenüber¬ 
stehenden Drahtgazefenster und dergleichen Schiebethüren vermittelt wird., 
Die Heizung geschieht durch Kachelöfen. Zum Zwecke der Badeeinrichtung, 
welche auch eine Badekammer für gesunde Ortseinwohner besitzt, ist ein 
Wasserreservoir auf dem Boden des Gebäudes aufgestellt, das durch eine 
Druckpumpe gefüllt wird. Die Closets sind für Torfstreu eingerichtet und 
besitzen behufs Abfuhr fahrbare Kübel. Das nothw-endige Wasser wird durch 
die in den vor und hinter dem Krankenhause befindlichen Gartenanlagen vor- 
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handenen Pumpen geliefert. — Wie die aufgestellte ausführliche, sehr in- 
structive Kostenberechnung ersehen lässt, kostete das ganze Krankenhaus 
16000 M., der Platz 3600 M. Als Grundcapital waren zuerst 4900 M. ge¬ 
sammelt, die 290 Mitglieder des Kranken Vereins zahlten je 3 M. Jahresbeitrag. 
Die laufenden Betriebskosten wurden zum grössten Theil durch die Einnahmen 
der Krankengelder gedeckt. Dieselben betrugen für das Kostgeld pro Tag 
anfangs 75 Pf., später 90 Pf., für Krankenpflege zuerst 1 M. 20 Pf., später 
1 M. 30 Pf., für ein Privatzimmer 12 M. die Woche. Das kinderlose Ehe¬ 
paar, das die Beköstigung und Pflege der Kranken übernommen hatte, bezog 
die 75 bezw. 90 Pf. Kostgeld, hatte freie Wohnung und Benutzung des im 
Garten gezogenen Gemüses. Die Aufsicht über die Wäsche etc. führte der 
Frauenverein, das Rechnungswesen wurde von dem Vorstande des Kranken¬ 
vereins erledigt. Die von dem Verfasser beigefügte tabellarische Uebersicht 
über die Krankenbewegung und ihre Einnahmen und Ausgaben von der Grün¬ 
dung im Jahre 1870 bis 1892 beweisen, dass das Krankenhaus ohne grosse 
Zuschüsse sehr wohl zu existiren im Stande ist. 

Mit einem nochmaligen warmem Hinweise auf den Segen eines 
Krankenhauses für die kranken Armen eines kleinen Ortes und die Möglich¬ 
keit der Errichtung eines solchen auch für die kleinsten Städte schliesst der 
Verfasser sein vortreffliches Buch, in welchem eine ideale Auffassung der 
ärzlichen Thätigkeit und die volle Hingabe an die humanen Bestrebungen in 
Gemeinde und Staat überall sich geltend machen. Mögen seine Ideen und 
seine Thätigkeit auch fernerhin Anklang und eifrige Nachahmer finden. 


Tagesfragen. 

Die operativen Eingriffe und das Reichsgericht. 

Von A. Joachim, Rechtsanwalt beim Kammergericht in Berlin. 


Im letzten (25.) Bande der officiellen Sammlung der Entscheidungen 
des Reichsgerichts in Strafsachen (Seite 376 ff.) wird eine Entscheidung vom 
31. Mai 1894 mitgetheilt, die sich mit dem in der ärztlichen Presse wieder¬ 
holt besprochenen Strafprozess gegen den Vorsteher der chirurgischen Ab¬ 
theilung des Vereinshospitals zu Hamburg, Dr. W., unter der Spitzmarke be¬ 
schäftigt: 

Von welchen rechtlichen Voraussetzungen hängt die Strafbarkeit oder 
die Straflosigkeit von Körperverletzungen ab, welche zum Zwecke des 
Heilverfahrens von Aerzten bei operativen Eingriffen begangen werden? 

Diese Fragstellung lässt in erster Reihe eine Erörterung der ärztlichen 
Fahrlässigkeit und der sogenannten Kunstfehler erwarten; indessen nicht hier¬ 
über verbreitet sich die Reichsgerichtsentscheidung, sondern ausschliesslich 
über die Frage, inwieweit und unter welchen rechtlichen Voraussetzungen 
selbst die völlig sachgemässe und kunstgerechte, ja erfolgreiche Operation 
strafbar ist. 
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Die fundamentale Bedeutung dieser höchstrichterlichen Erörterung für 
die Ausübung der ärztlichen Praxis mag eine kritische Besprechung der Ent¬ 
scheidung rechtfertigen. 

Zum Verständniss der nachfolgenden Ausführungen sei der wesentliche 
Inhalt der Entscheidung vorangeschickt: 

Das Kind des Gastwirths G. litt an einer tuberculösen Vereiterung der 
Fusswurzelknochen und war, nachdem der behandelnde Arzt „eine Operation 
für nothwendig“ erklärt hatte, am 13. Juni 1893 von seiner Mutter dem Vereins¬ 
hospital zu H. zugefuhrt worden, dessen chirurgischer Abtheilung der an- 
geklagte Arzt Vorstand. Letzterer nahm am 23. Juni eine für nothwendig erachtete 
Resection der Fussknochen vor, trotzdem der Vater des Kindes wiederholt, 
zuletzt noch unmittelbar vor der Operation, als das Kind bereits in der Nar¬ 
kose lag, erklärt hatte, er widerspreche jedem operativen Eingriffe. 

Die Strafkammer des Landgerichts H. hatte den Angeklagten frei¬ 
gesprochen. Die bei der Operation zugefugten Körperverletzungen seien weder 
als „Gesundheitsbeschädigungen“ noch als „Misshandlungen“ im Sinne des 
§ 223 des Strafgesetzbuches anzusehen, weil die Gesundheit der Patientin durch 
die Operation nicht verschlechtert, sondern gebessert wäre, es im Uebrigen 
aber einen begrifflichen Widerspruch enthielte, „eine zweckmässige, vernünftige, 
ja nothwendige Behandlung mittels operativen Eingriffs“ als „Misshandlung“ 
zu qualificiren. Desshalb sei es rechtlich gleichgültig, ob Angeklagter mit oder 
gegen den Willen des Vaters operirt habe. Eventuell habe der Arzt zuver¬ 
sichtlich darauf gerechnet, es werde ihm nachträglich gelingen, den Willen 
des Vaters, den er für unvernünftig, dem Kinde schädlich und desshalb nicht 
ernsthaft gehalten, in seinem Sinne wieder umzustimmen, er habe daher auch 
subjectiv nicht rechtswidrig gehandelt. 

Das freisprechende Urteil der Hamburger Strafkammer ist vom Reichs¬ 
gericht aufgehoben worden. 

Das Reichsgericht verwirft zunächst die Ansicht, dass den zum Zweck 
des Heilverfahrens vorgenommenen chirurgischen Eingriffen in die Unversehrt¬ 
heit des Körpers und der Gliedmaassen eines Menschen schon um desshalb 
objectiv der Charakter einer unter § 223 Str. G. B. fallenden „Misshandlung“ 
abzusprechen sei, weil nach gewöhnlichem Sprachgebrauch unter „misshan¬ 
deln“ lediglich ein unangemessenes, schlimmes oder übles, niemals aber ein 
an sich vernünftiges und zweckmässiges Handeln zu verstehen sei. Mit dem 
Ausdruck „körperlich misshandeln“ habe § 223 Str. G. B. — wie dessen 
Entstehungsgeschichte zeige — im weitesten und allgemeinsten Sinne alle un¬ 
mittelbar und physisch dem körperlichen Organismus zugefügten Verletzungen 
zusammenfassen wollen, zu denen auch entstellende Beeinträchtigungen der 
körperlichen Unversehrtheit, mindestens in ihren wesentlichen Bestandtheilen, 
also erheblichere Substanzverletzungen, der Verlust einzelner Gliedmaassen 
u. dgl. zu rechnen seien. Die Rechtswidrigkeit solcher Verletzungen werde 
aber nicht dadurch ausgeschlossen, dass der Zweck oder gar der Erfolg 
derselben sich als dem Verletzten heilsam, als vernünftig darstelle, sondern 
nur dadurch, dass dem Verletzenden ein selbständiges Recht zur Verletzung 
zur Seite stehe. Dieses Recht gewähre nicht schon der ärztliche Beruf als 
solcher, sondern erst der zustimmende Wille des Patienten resp. seines 
Vertreters. Die Einwilligung könne nun zwar unter gewissen Umständen 
präsumirt werden; werde sie aber ausdrücklich verweigert, so könne die da¬ 
mit eintretende Strafbarkeit der Körperverletzung nicht durch eine nachträg¬ 
liche Zustimmung wieder beseitigt w erden. 

Die Kritik, welche das reichsgerichtliche Urtheil in der ärztlichen Presse 
gefunden hat, billigt zwar das Ergebniss desselben, bekämpft aber die Quali- 
ficirung der Operation als „körperliche Misshandlung“, m. E. mit Unrecht. 
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Dass der Schnitt mit einem Messer sich äusserlich als eine Verletzung 
des Körpers darstellt, wird Niemand bestreiten; sieht man nur auf die äussere 
Erscheinung, so ist der Messerschnitt des Operateurs eine Körperverletzung. 
Mehr hat auch das Reichsgericht nicht sagen wollen. Der § 223 Str. G. B. : 

Wer vorsätzlich einen Anderen körperlich misshandelt oder an der 

Gesundheit beschädigt, wird wegen Körperverletzung.bestraft 

fasst unter dem Begriff der „Körperverletzung“ zusammen die „körperliche 
Misshandlung“ und die „Gesundheitsbeschädigung“. Diese ganze Terminologie 
ist durchaus incorrect und widerspricht dem gewöhnlichen Sprachgebrauch; 
es giebt „Misshandlungen“, die überhaupt keine Verletzung des Körpers 
herbeifuhren, und ebenso giebt es „Gesundheitsbeschädigungen“, die sich 
nicht als Verletzung des Körpers darstellen. Es sind desshalb auch schon 
kurze Zeit nach Erlass des Strafgesetzbuches von verschiedenen Seiten Vor¬ 
schläge zu besserer Formulirung des gesetzgeberischen Gedankens gemacht 
worden. Bis dahin aber muss die Rechtsprechung, die hier wie überall die 
Aufgabe hat, den erkennbaren Willen des Gesetzgebers zur Geltung zu bringen, 
mit Wortausdrücken sich abzufinden suchen, welche den gesetzgeberischen 
Gedanken sprachlich nicht ganz correct wiedergeben. Was nun der Gesetz¬ 
geber mit dem Ausdruck „körperliche Misshandlung“ hat bezeichnen w-ollen, 
stellt das Reichsgericht m. E. ganz zutreffend aus der Entstehungsgeschichte 
des § 223 fest: alle unmittelbar und physisch dem körperlichen Organismus 
zugefügten Verletzungen. Eine solche Auslegung fasst den Begriff „Miss¬ 
handlung“ allerdings etwas weit; dies ist aber geboten, wenn anders alle 
„Körperverletzungen“ getroffen werden sollen, die sich nicht als „Gesund¬ 
heitsbeschädigung“ darstellen. Ist nun einerseits diese weitgehende Auslegung 
nothwendig, um den gesetzgeberischen Gedanken zur Geltung zu bringen, so 
widerspricht dieselbe andererseits auch durchaus nicht dem Wortsinne: 
man denke nur an die Operation ohne Narkose, und man wird durch die 
Schmerzäusserung des Operirten unschwer belehrt, dass der Messereinschnitt 
des Operateurs etwas „Missliches“, eine „Misshandlung“ des Körpers ist. 
Allerdings ist diese Misshandlung das Mittel zur Heilung, aber darum bleibt 
sie doch äusserlich Misshandlung. Der Zweck der Handlung verändert nicht 
das äussere Bild derselben ; es würde z. B. eine „fahrlässige Körperverletzung“ 
durch falsche ärztliche Behandlung gar nicht möglich sein, wenn schon der 
Heilzweck den Thatbestand der Körperverletzung ausschliessen w r ürde. 
Die von ärztlicher Seite unternommene Kritik der reichsgerichtlichen Aus¬ 
legung der „Misshandlung“ geht daher fehl; sie sucht die juristische Recht¬ 
fertigung der ärztlichen Operation auf einem falschen Wege. Nicht desshalb 
ist die Operation straflos, weil sie überhaupt keine „körperliche Misshand¬ 
lung“ ist, sondern weil und insoweit sie keine rechtswidrige Miss¬ 
handlung ist. Nicht jede körperliche Misshandlung ist strafbar, sondern 
nur die rechtswidrige d. h. diejenige, zu welcher der Handelnde kein 
Recht hatte. 

Zur Beantw ortung der reichsgerichtlichen Frage w ar daher das M o m e n t 
aufzusuchen, welches dem Arzt das Recht zur Vornahme der Operation giebt 

In der strafrechtlichen Theorie begegnet man hierüber verschiedenen 
Ansichten :; 

1. Die erste Ansicht hält die Einwilligung des Patienten für das allein 
maassgebliche, überall nothwendige und überall ausreichende Moment. Die 
Vertreter dieser Ansicht stellen den Satz auf, dass einer jeden Körper¬ 
verletzung die Rechtswidrigkeit und damit die Strafbarkeit genommen wird 
durch die Einwilligung des Verletzten. Trotz der entgegengesetzten Praxis 
des Reichsgerichts findet dieser Satz bei Theoretikern und Praktikern immer 
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mehr Anklang und kann wohl jetzt als die herrschende Meinung angesehen 
werden. Der Zweck des Eingriffs und die Person des Eingreifenden ist 
bei dieser Ansicht ganz gleichgültig. 

2. Eine zweite Ansicht hält principiell die Einwilligung zur Ver¬ 
letzung für unberechtigt und.unsittlich und desshalb rechtlich für unbeacht¬ 
lich; eine Ausnahme aber mache die Einwilligung zur Heilung 
einer vorhandenen Krankheit; diese erfülle sogar ein sittliches Ge¬ 
bot und sei daher berechtigt. Auch hier ist also die Einwilligung das 
maassgebende Moment, aber doch schon mit der Einschränkung, dass sie 
zum Zwecke der Heilung einer vorhandenen Krankheit gegeben 
sein muss. 

3. Eine dritte Ansicht fasst ausschliesslich die ärztliche Operation 
ins Auge und gründet die Berechtigung zu derselben nicht auf die Ein¬ 
willigung, sondern auf ein ärztliches Berufs recht, welches die Einen 
aus der Approbation, die Anderen aus der berufsmässigen Aus¬ 
übung der Heilkunst auch ohne Approbation herleiten wollen. 

4. Eine vierte, erst neuerdings aufgestellte Theorie versucht die Lösung 
durch Annahme eines Gewohnheitsrechtes als Quelle des Rechts zum 
ärztli<^ien Eingriff und will in jedem Einzelfalle feststellen, welche Voraus¬ 
setzungen das Gewohnheitsrecht, d. h. die Rechtsüberzeugung der Aerzte und 
des Publikums, für erforderlich erachtet, um die Rechtswidrigkeit aus- 
zuschliessen. 

Gegen jede dieser Theorieen lassen sich Bedenken geltend machen. Die 
vierte Theorie scheint dem Reichsgericht (und dem Oberreichsanwalt) noch 
nicht bekannt gewesen zu sein; wenigstens hat sie in der Entscheidung keine 
Würdigung gefunden. Ihr dürfte das principielle Bedenken entgegenstehen, 
dass im Gebiete des Strafrechts ein, die gesetzliche Bestimmung aufhebendes 
Gewohnheitsrecht nicht anzuerkennen ist. Eine allgemeine Lösung der Frage 
wäre aber ferner mit dieser Theorie gar nicht gefunden, und auch im Einzel¬ 
falle würde die Feststellung eines solchen Gewohnheitsrechts sich immer nur 
auf der, mehr oder weniger willkürlichen, subjectiven Meinung des Fest¬ 
stellenden aufbauen, da objective Merkmale für das Bestehen einer bestimmten 
Rechtsüberzeugung sich nicht finden lassen. 

Sehen wir nun, wie das Reichsgericht die Frage gelöst hat. 

Die Entscheidung vom 31. Mai 1894 lehnt in ausführlicher Begründung 
ab, dem operirenden Arzt irgend eine Sonderstellung vermöge seines 
ärztlichenBerufs einzuräumen. Der ablehnende Standpunkt wird zunächst 
mit folgendem Satze motivirt: 

,»Nachdem der letzte Rest der früher mit dem ärztlichen Stande ver¬ 
bunden gewesenen öffentlich-rechtlichen Pflichten durch die deutsche Gewerbe¬ 
ordnung beseitigt worden ist, kann ebenso w’enig mehr von irgend welchen 
aus dem freien Beruf entspringenden Rechten gesprochen werden.“ 

Diese Begründung ist allerdings unhaltbar. Der Arzt hat noch heute 
eine ganze Reihe von sogenannten Berufspflichten (z. B. die Anzeige¬ 
pflicht); die Gewerbeordnung hat, wie der § 6 und seine Motive ergeben, 
principiell überhaupt nicht in den Pflichtenkreis des Arztes eingreifen wollen; 
lediglich den Zwang zu ärztlicher Hülfe (den berüchtigten § 200 des Preuss. 
Strafgesetzbuches) hat sie durch Specialbestimmung aufgehoben, alle anderen 
Berufspflichten aber bestehen lassen (§ 144). Ebenso hat auch heute noch 
der Arzt als solcher eine Reihe von Berufsrechten, sowohl öffentlich- 
rechtlicher Natur, (z. B. das Recht der Ablehnung des Geschworenendienstes, 
des Zeugnisses etc.), als auch civilrechtlicher Natur (z. B. das Vorrecht im 
Concurse). 
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Indessen sind doch die anderen Ablehnungsgründe, die das Reichsgericht 
anfuhrt, durchaus überzeugend. Weder die Approbation, noch der Heilberuf 
vermögen für sich allein das Recht zum Eingriff zu begründen; sonst 
müsste es jedem Arzt gestattet sein, an jedem beliebigen Menschen eine für 
zweckmässig gehaltene Operation auch gegen dessen Willen vorzunehmen. 

Nach Ablehnung des Berufsrechtes sieht’ das Reichsgericht das die 
Rechtswidrigkeit ausschliessende Moment „grundsätzlich und wesentlich“ in 
der Berufung des Arztes durch den Willen des Patienten, d. h. in der 
Einwilligung des Patienten oder seines Willensvertreters. 

Mit dem Ergebniss dieser Entscheidung könnte man sich ja zufrieden 
geben; aber die Begründung zeigt doch eine klaffende Lücke. Das Reichs¬ 
gericht hat in seiner bisherigen Praxis immer daran fest gehalten, dass die 
Einwilligung des Verletzten die Körperverletzung nicht straflos macht. Sollte 
nun trotzdem bei der ärztlichen Operation die Einwilligung als das 
strafausschliessende Moment aufgestellt werden, so musste das Reichsgericht 
entweder die bisherige Praxis verlassen oder noch ein besonderes Moment 
nachweisen, welches eine Abweichung vom Princip herbeizuführen geeignet 
sein soll. Keins von beiden aber hat das Reichsgericht gethan: die Richtig¬ 
keit des bisherigen allgemeinen Princips wird ausdrücklich „dahingestellt“ 
gelassen und nach Ablehnung des Berufsrechts ein anderes besonderes 
strafausschliessendes Moment für die ärztliche Operation nicht angegeben. 

Dieser Mangel der Begründung beeinträchtigt den inneren Werth und 
die Ueberzeugungskraft der Entscheidung; dieselbe wird, weil sie nur belehrt 
und nicht überzeugt, wohl kaum im Stande sein, die so wünschenswerte 
einheitliche Praxis der Instanzgerichte herbeizuführen. 

Die Lücke in der Begründung wird sich aber noch nach einer anderen 
Richtung viel mehr fühlbar machen. Eine höchstrichterliche Entscheidung 
hat, neben der Erledigung des Specialfalles, noch die viel höher stehende 
Aufgabe, ein Wegweiser für die Rechtsprechung auf dem behandelten Gebiete 
zu werden. Die besprochene Entscheidung ist aber hierzu gerade desshalb 
nicht geeignet, weil sie das besondere Moment neben der sonst gleichgültigen 
Einwilligung nicht erkennen lässt ; denn erst dieses Moment giebt die Richt¬ 
schnur für die Beurtheilung ähnlicher Fälle. Ein lehrreiches Beispiel dafür, 
wie sich die Beantwortung der Frage der Strafbarkeit ärztlicher Eingriffe 
ganz nach der Feststellung jenes besonderen Momentes richtet, bietet das der 
Entscheidung beigedruckte Plaidoyer des Oberreichsanw r altes. Dieser schliesst 
sich der oben mitgetheilten zweiten theoretischen Ansicht an, sieht also das 
besondere Moment in dem „Zwecke der Heilung von einem bereits vorhandenen 
Leiden“. Er müsste daher die prophylaktische Impfung mit Diphterie-Heil¬ 
serum für strafbar halten, weil ein Leiden noch nicht vorhanden ist, und 
ebenso die Beseitigung eines Schönheitsfehlers, z. B. das Ausschneiden einer 
Warze, weil kein Heilzweck vorliegt. 

Wenn man nun aber weiter bedenkt, dass nichf nur der operative Ein¬ 
griff, sondern auch die Verordnung und Beibringung von Arzneien sich als 
„Körperverletzung“ im Sinne des § 223 Str. G. B. darstellen kann, dass ferner 
der Fortschritt in der ärztlichen Kunst teilweise auch durch Versuche am 
gesunden Menschen bedingt ist, dass endlich Heilmethoden wie die Trans¬ 
plantation und Transfusion körperliche Eingriffe am gesunden Menschen voraus¬ 
setzen, so wird man um so mehr bedauern, dass die Frage der Berechtigung 
ärztlicher Eingriffe nicht eine durchgreifende und alle Fälle umfassende Lösung 
gefunden hat. 

Sieht man die Einwilligung, wenn auch nur beim Vorhandensein noch 
anderer Voraussetzungen, als erforderlich zur Ausschliessung der Rechtswidrig¬ 
keit an, so entsteht noch eine Reihe von Nebenfragen, die in der Theorie 
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verschiedene Beantwortung gefunden haben, z. B. die Frage, bis zu welchem 
Alter des Patienten die Einwilligung eines gesetzlichen Vertreters erforderlich 
ist. Eine Erörterung aller dieser Fragen würde über den Rahmen dieser 
Besprechung hinausgehen, nur das möge hervorgehoben werden, was in der 
besprochenen Entscheidung vom Reichsgericht in ausführlicher Begründung 
festgestellt worden ist, dass nämlich die Einwilligung jedenfalls bei Beginn 
der Operation vorhanden sein muss oder wenigstens muss präsumirt werden 
können, dass also eine nachträgliche Genehmigung die Strafbarkeit der ohne 
oder gar gegen den Willen des Patienten vorgenommenen Operation nicht 
aufhebt.*) 


Zur Situation. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 


Ein geistreicher Herr hielt uns einmal entgegen: „Wenn drei Mediciner 
zusammen sind, so haben sie sicher vier verschiedene Meinungen.“ So weit 
sich dies auf unsere Wissenschaft beziehen sollte, konnten wir unseren Mann 
stellen, denn die Medicin theilt das Geschick der Unzulänglichkeit mit allem 
menschlichen Wissen, nicht mehr, nicht minder; nicht so aber bezüglich des 
ärztlichen Corpsgeistes, des Zusammenhaltens bei Verteidigung gemeinsamer 
Standesinteressen. Hier zeigt sich tatsächlich eine Zerfahrenheit, die sprich¬ 
wörtlich zu werden droht und auf die warnend hinzuweisen bereits andere 
Interessengemeinschaften sich anschicken. Nichts ist geeigneter, dies zu 
illustriren, als die Vorkommnisse, wie sie sich bezüglich der freien Arztwahl 
jüngsthin in unserer Haupt- und Residenzstadt abgespielt, in der Fach- und 
Tagespresse viel Staub aufgewirbelt und eine eingehende Erörterung in der 
Sitzung der Aerztekammer der Provinz Brandenburg und des Stadtkreises 
Berlin vom 15. Februar a. c. erfahren haben. 

Nach § 6 des Krankenversicherungs - Gesetzes vom 15. Juni 1883 haben 
die Kassen u. a. auch die Verpflichtung, ihren Mitgliedern freie ärztliche Be¬ 
handlung zu gewähren. In welcher Weise dies geschehen soll, lässt das Ge¬ 
setz offen, und so hat sich eine Streitfrage herausgebildet, von so eminenter 
Bedeutung für den ärztlichen Stand, dass von ihrer glücklichen Lösung seine 
Zukunft geradezu abhängt, die Frage, fixirte Kassenärzte oder freie Arztwahl! 
Die überwiegend grosse Mehrzahl der Aerzte hat sich, wie aus den Ver¬ 
handlungen des Aerztetages hervorgeht,-) für die freie Arztwahl ausgesprochen, 

1 ) Bei der erneuten Verhandlung des Landgerichts wurde der Operateur frei¬ 

gesprochen, aber wesentlich aus dem Grunde, weil das Kind bereits narkotisirt war, 
als der Vater die Unterbrechung der Operation verlangte und nach Aussagen der 
Sachverständigen die Operation nicht mehr unterbrochen werden konnte, ohne das 
Kind wesentlich zu schädigen und grösseren Gefahren auszusetzen; der Operateur habe 
somit nicht in rechtswidrigem Bewusstsein gehandelt. D. R. 

2 ) Der Aerztetag in Weimar 1891 hat u. A. folgenden Beschluss gefasst: Die freie 
Wahl des Arztes bei den Krankenkassen entspricht sowohl den Interessen der Kassen¬ 
mitglieder als auch den berechtigten Forderungen der Aerzte. Da sich dieselbe aber 
aus verschiedenen praktischen Gründen nicht vollständig überall durchführen lässt, so 
müssen wenigstens, wo dies möglich ist, den Kassenmitgliedem verschiedene Aerzte 
zur Wahl freigestellt werden. (Aerztl. Vereinsbl.) 
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und zwar nicht etwa in erster Reihe aus wirtschaftlichen, sondern aus ethischen 
Gründen, einmal, weil sie allein den humanen Zwecken der ärztlichen Be¬ 
handlung überhaupt entspricht und alsdann vor Allem, um den Stand zu be¬ 
freien von einer geradezu unleidlichen, unwürdigen Abhängigkeit von Kassen¬ 
vorständen, von der Beurteilung seines Könnens und Wissens durch hierzu 
ganz ungeeignete Persönlichkeiten, von dem öffentlichen Ausbieten von Kassen¬ 
arztstellen und den hiermit in Verbindung stehenden uud selbst von Behörden 
begünstigten Unterbietungen. J ) 

Aber auch Rücksichten politischer Natur fallen hierbei ins Gewicht. 
Wer in dem Arzt nicht bloss den Receptschreiber sieht, sondern einen Mann, 
der mit seinem besten Wissen und Können seinen Mitmenschen in ihrer leib¬ 
lichen Noth zur Seite steht und, wenn er das richtige Vertrauen geniesst, 
auch in der Lage sich befindet, grossen Einfluss auszuüben, der wird es 
sicherlich bedauern, wenn der ärztliche Stand, wie dies durch das Gebahren 
der Kassenvorstände der Fall ist, sein Ansehen verliert. 2 ) 

Im Uebrigen müssen wir von vornherein betonen, dass die Frage selbst 
nicht leichter Hand zu erledigen ist, sondern noch ausgedehnter Unter¬ 
suchungen, namentlich statistischer Natur, und des Nachweises bedarf, dass 
die freie Arztwahl auch ohne Nachtheil für die Kassen durchführbar ist. Der 
Fehlschuss „post hoc ergo propter hoc“ ist aber keineswegs bloss der Medicin 
eigen, er macht sich oft genng auch in der Politik und der Verwaltung be¬ 
merkbar. Ohne Zweifel ist es Pflicht der Vorgesetzten Behörden, darüber zu 
wachen, dass der Bestand der Kassen nicht gefährdet werde, aber selbst, wenn 
sich herausstellen sollte, was wir nicht glauben, dass dies durch die freie 
Arztwahl geschehe: Warum, erlauben wir uns zu fragen, sollen denn die Aerzte 
immer ihr Fell zu Markte tragen? Mögen doch die Kosten der Verwaltung 
vermindert, die Beiträge der Arbeitgeber und der betheiligten Mitglieder, 
erhöht werden! Wir kommen gelegentlich ausführlicher auf diesen Gegen¬ 
stand zurück. 

In Berlin bestand, als das Krankenkassengesetz in Kraft trat, der so¬ 
genannte Ge werkskranken verein, der seinen ärztlichen Bedarf durch besoldete 
Gewerksärzte deckte. Da bildete sich Ende 1891 in Folge der erfolgreichen 
Agitation des „Vereins zur Einführung freier Arztwahl“ ein „Verein der frei¬ 
gewählten Kassenärzte“, dem schliesslich die überwiegend grosse Mehrzahl 
der Berliner Aerzte, fast 1100, angehörte und dessen Thätigkeit sich auf eine 
grosse Anzahl von Kassen mit über 160000 Mitgliedern erstreckte. Wer die 
Herren an der Arbeit gesehen, die grossen Opfer an Zeit, Mühe und Selbst¬ 
verleugnung, die Selbstdisciplin, durch welche es lediglich möglich wurde, die 
eigenen Interessen wie die der Kassen zu wahren, muss diesem Verein und 
namentlich den leitenden Persönlichkeiten seine volle Anerkennung zollen. 
Der Apparat wirkte gut, und schon schien die freie Arztwahl für Berlin eine 
vollendete Thatsache zu sein, als ganz eigenartige Verhältnisse eintraten, die 
die allgemeine Aufmerksamkeit erregten und in der medicinischen Presse 
bereits vielfach erörtert worden sind. 

Im September 1893 hatte die Gewerbedeputation als beaufsichtigende 
Behörde an die Ortskrankenkassen mit freier Arztwahl, die sich zu einer 
„freien Vereinigung“ zusammengethan 'hatten, mit Bezug auf § 46 des Kranken¬ 
versicherungsgesetzes aus formellen Gründen die Verfügung erlassen, die mit 
dem Verein der freigewählten Kassenärzte geschlossenen Verträge rechtzeitig 


*) Cfr. Aerztl. Vereinsbl. XII. u. XIII. Jahrg. u. Berl. Kl. Woch. 1885 No. 1. 
2 ) Cfr. „Socialdemokratie in der Ortskrankenkasse Dresden und die Kassenärzte“. 
Aerztl. Vereinsbl. 1895 No. 295. 
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zu kündigen und nur nach Beseitigung der bemängelten Bestimmungen wieder 
zu erneuern. In langen, ermüdenden Verhandlungen hatte endlich der Verein 
der freigewählten Kassenärzte mit den verschiedenen Kassen neue Verträge 
vereinbart, nur der mit der Meyer’schen Kasse, der Ortskrankenkasse gewerb¬ 
licher Arbeiter und Arbeiterinnen, wohl der grössten Kasse Berlins und ganz 
Deutschlands, stand noch aus; die Generalversammlung hatte sich zwar für 
Beibehaltung der freien Arztwahl ausgesprochen, nur der Vorstand dieser Kasse 
war dagegen. Da fanden sich einige frühere Gewerksärzte, darunter zwei 
Mitglieder des Vereins der freige wählten Kassenärzte, die sich herbei Hessen, 
so ganz im Stillen mit diesem Vorstande ein Plänchen zu schmieden. Sie 
versprachen diesen Machthabern einen neuen Verein mit beschränkter 
freier Arztwahl zu gründen, und richtig, die Herren kannten ihre Leute, 
es wurde ihnen gar nicht schwer, eine genügende Anzahl von Aerzten, 
man spricht von 163, darunter auch eine grosse Anzahl dem Verein der frei¬ 
gewählten Kassenärzte angehörende zu finden, die mm ihrerseits sich als 
,.Verein der Kassenärzte“ dem Vorstand zur Verfügung stellten. 

So widersinnig dieser Zwiespalt der Aerzte den Kassen gegenüber auch 
an sich ist, so findet derselbe doch erst seine volle Bedeutung dadurch, dass 
untergeordnete Organe der Vorgesetzten Behörde hierbei Partei zu Gunsten 
des neu zu Stande gebrachten Vereins ergriffen haben! 

Als nämlich die oben erwähnten neuen Verträge zu Ende des Jahres 
in Gültigkeit treten sollten, untersagte die Gewerbedeputation zu Ende des 
Jahres ganz unerwartet den Kassen unter Androhung von Strafe, die Ver¬ 
träge für das Jahr 1895 zu erneuern oder neue Verträge abzuschliessen, und 
ging so weit, für eine Kasse, welche trotzdem den Vertrag geschlossen, ihrer¬ 
seits Aerzte, und zwar aus dem neugebildeten Verein, anzustellen, unter An¬ 
drohung, die Vorstandsmitglieder für sämmtliche Nachtheile verantwortlich 
zu machen, welche ihr aus dem qu. Vertrage mit dem Verein der frei¬ 
gewählten Kassenärzte erwachsen würden. Die Gewerbedeputation erblickte 
nämlich, im Gegensatz zu der von dem auf dem einschlägigen Gebiete com- 
petenten Commentator des Krankenversicherungs-Gesetzes, Herrn Geh. Ob. Reg. 
Rath v. Woedtke, ausgesprochenen Ansicht, in dem Umstande, dass die Kassen 
mit freier Arztwahl mit einem Verein von Aerzten und nicht mit den einzelnen 
Aerzten den Vertrag abgeschlossen, einen Verstoss gegen die Bestimmungen 
des Gesetzes und verlangte, dass die dem Verein angehörenden Aerzte sich 
bereit erklären sollten, jeder Einzelne für sich mit den Kassen zu contrahiren, 
während der Kassenvorstand nicht verpflichtet sei, jeden beliebigen Arzt an¬ 
nehmen. 

Auf die rechtliche Seite der hier in Betracht kommenden Frage wollen 
wir zunächst nicht näher eingehen; wer sich für dieselbe interessirt, findet 
sie eingehend erörtert in den bereits oben erwähnten Verhandlungen der 
Aerztekammer der Provinz Brandenburg und des Stadtkreises Berlin, welche 
überhaupt für die in Rede stehende Frage von grundlegender Bedeutung 
sein dürften. Nach eingehender Discussion wurde folgende Resolution ein¬ 
stimmig gefasst: 

I. a) Die Verfügung der Berliner Gewerbedeputation vom 18. Dezember 
1894, durch w r elche einzelnen Berliner Krankenkassen unter Androhung 
einer Ordnungsstrafe verboten w T urde, mit dem Verein der frei¬ 
gewählten Kassenärzte einen Vertrag zu erneuern bezw. abzuschliessen, 
sofern nicht die dem Verein angehörenden Aerzte sich bereit erklären, 
einen Sondervertrag mit der Kasse abzuschliessen, während der Vor¬ 
stand der Kasse nicht die Verpflichtung hat, jeden beliebigen Arzt, 
welcher ihm als Vereinsmitglied vorgestellt wird, auch als Kassenarzt 


Digitized by 


Google 



44 


Tagesfragen. 


zu acceptiren, kann als zutreffend nicht anerkannt werden und bedarf 
dringend der Aufhebung. 

b) Die Art des Vorgehens der Gewerbedeputation, insbesondere der 
späte Termin der Verfügung, widerspricht der billigen Rücksicht, die 
nicht nur die unmittelbaren Kasseninteressenten, sondern auch die 
Aerzte von der communalen Aufsichtsbehörde erwarten dürfen. 

II. Die Beziehungen zwischen Aerzten und Krankenkassenmitgliedem 
werden im beiderseitigen Interesse durch die freie Arztwahl am 
besten geregelt. Die Kassenmitglieder haben ein Recht auf freie Arzt¬ 
wahl als der besten Form der ärztlichen Hilfe für ein erkranktes Kassen¬ 
mitglied. Die Selbstständigkeit und Unabhängigkeit des ärztlichen 
Standes wird allein durch die freie Arztwahl gewährleistet. 

Vorher hatte bereits der Herr Oberpräsident in Folge einer Seitens des Vor¬ 
standes des Vereins der freigewählten Kassenärzte an ihn gerichtete Beschwerde 
zunächst aus formellen Gründen die Verfügung des Magistrats aufgehoben! 

Wir haben uns bei diesen Dingen so lange aufgehalten, einmal, weil 
die Stellung des Kassenarztes eine der brennendsten Fragen ist, welche die 
ärztlichen Kreise bewegt, alsdann aber auch vorzugsweise desswegen, weil die 
beregten Vorgänge einen tiefen Einblick gewähren in die Zerfahrenheit, Zwie¬ 
tracht und Uneinigkeit der Collegen, die um so mehr zu verurtheilen sind, 
als die Aerzte in Folge ihrer gegenwärtigen Stellung alle Ursache haben, 
wenigstens nach aussen hin, dem Staate, dem Publicum, den Kassen gegen¬ 
über, geschlossen vorzugehen. 

Der alte Streit, der bald nach Aufhebung des Curpfuschereiverbotes 
entbrannte und die Aerzte in zwei feindliche, sich heftig bekämpfende Lager 
theilte, ist heutigen Tages nicht mehr am Platze. Die Schäden, die durch 
die Curirfreiheit für das öffentliche Wohl und die Aerzte entstanden sind, 
liegen jetzt so an der Oberfläche, dass sie nunmehr für alle Welt erkennbar 
sind. Wer dies nicht zugeben will, der ist entweder urtheilsunfahig, oder es 
mangelt ihm die Gabe, einen Irrthum einzugestehen und seine Persönlichkeit 
dem Allgemeinwohl unterzuordnen. Also diese alte Streitaxt kann ruhig be¬ 
graben werden, und dies um so mehr, als selbst der geringe Schutz, den die 
Gewerbeordnung dem Arzte einräumt, gefährdet erscheint, die geringen that- 
sächlich noch zwischen Arzt und Curpfuscher bestehenden rechtlichen 
Schranken in Gefahr stehen, durch die socialpolitischen Gesetze durchbrochen 
zu werden. Bezeichnend hierfür sind die denkwürdigen Sitzungen des Reichs¬ 
tages vom 28. März 1887, sowie 20. und 21. November 1891: 

In der ersteren war es namentlich die Antwort des Herrn Staatsministers 
v. Boetticher auf die Interpellation des Abgeordneten Dr. Goetz, be¬ 
treffend die Zulassung von Curpfuschem zur Behandlung bei den Krankenkassen, 
die in den ärztlichen Kreisen peinliches Aufsehen erregte: Der ärztliche Be¬ 
zirksverein in Chemnitz hatte auf Grund der §§ 6 und 46 des Gesetzes vom 
15. Juni 1883, nach welchem den Mitgliedern der Krankenkassen freie ärzt¬ 
liche Behandlung zu gewähren und den Kassenverbänden gestattet ist, Ver¬ 
träge mit Aerzten abzuschliessen, sowie auf Grund des § 29 der Gewerbe¬ 
ordnung, welcher bestimmt, dass diejenigen Personen, welche sich als Aerzte 
oder mit einem gleichbedeutenden Titel bezeichnen wollen, einer Approbation 
bedürfen und dass nur approbirte Mcdicinalpersonen Seitens des Staates 
oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit amtlichen Functionen 
betraut werden dürfen, darüber Beschwerde geführt, dass in Chemnitz Kranken¬ 
kassenvorstände sogenannte Naturärzte gegen Entgelt zur Behandlung kranker 
Kassenmitglieder zugelassen und für befähigt erachtet haben, gültige Krank¬ 
heitsatteste auszustellen. 
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Diese Beschwerde wurde in drei Instanzen zurückgewiesen, in erster — 
vom Rath der Stadt Chemnitz — im Wesentlichen desshalb, weil unter ärzt¬ 
licher Behandlung nicht nur die Behandlung durch Aerzte zu verstehen sei, 
sondern überhaupt die Behandlung einer Krankheit. Das sächsische Ministerium 
des Innern verwarf zwar diese Auslegung und erkannte an, dass die Kranken¬ 
kasse in Gemässheit des § 6, Abs. i des Krankenversicherungsgesetzes an sich 
verpflichtet sei, dem erkrankten Kassenmitgliede die Behandlung eines 
approbirten Arztes zu gewähren, verwarf jedoch die Beschwerde des ärztlichen 
Vereins, weil das erwähnte Gesetz nirgends eine Bestimmung enthalte, welche 
verbiete, dass das Kassenmitglied im Erkrankungsfalle die Hülfe einer anderen 
Person in Anspruch nehmen dürfe, dafem damit der Kassenvorstand ein¬ 
verstanden sei und sich das Recht Vorbehalte, in geeigneten Fällen auch gegen 
den Willen des Kassenmitgliedes die Behandlung durch einen approbirten, 
bez. durch einen Specialarzt anzuordnen. 

Nach dieser Abweisung hatte sich der Chemnitzer ärztliche Bezirksverein 
an den Bundesrath gewandt. In der erwähnten Sitzung des Reichstages gab 
nunmehr der Herr Staatsminister v. Boetticher die Erklärung ab, dass der 
Bundesrath dem Ersuchen des Aerztevereins, den § 6 des Krankenkassen¬ 
gesetzes dahin zu interpretiren, dass unter dieser freien ärztlichen Behandlung 
nur die Behandlung durch approbirte Medicinalpersonen zu verstehen sei, 
keine Folge gegeben, weil derselbe nicht der Meinung gewesen, dass durch 
dieses Gesetz festzustellen sei, wer zur Ausübung der ärztlichen Praxis be¬ 
rechtigt ist, dass dafür vielmehr die Gewerbeordnung, beziehungsweise die¬ 
jenigen Landesgesetze, die sich mit der Ausübung der ärztlichen Praxis zu 
beschäftigen haben, sedes materiae sind. 

In den Sitzungen des Reichstages vom 20. und 21. November 1891 kam 
es gelegentlich der Berathung über die Vorlage der Novelle zum Kranken¬ 
kassengesetz in Folge zahlreicher Petitionen, des Ausschusses des Aerztevereins- 
bundes, der Aerztekammer und anderer ärztlicher Verbände nochmals über 
den fraglichen Gegenstand zu einer eingehenden Discussion. *) 

In derselben erklärte Herr Staatsminister Dr. v. Boetticher u. A., 
dass er mit der Tendenz der gestellten Anträge (es handelte sich hierbei um 
Zusatzbestimmungen zu § 6, um Interpretationen wie die oben geschilderten 
und das Eindringen der Curpfuscher in die Kassen zu verhindern) ein¬ 
verstanden sei, dass gar kein Zweifel darüber sein könne, dass unter ärztlicher 
Behandlung „in der Regel und principiell“ (!) die Behandlung durch einen 
approbirten Arzt zu verstehen sei. Der Bundesrath habe nur abgelehnt, eine 
solche Bestimmung in das Gesetz aufzunehmen, weil alsdann die Krankenkassen 
genöthigt seien, in jedem Falle die Hülfe eines approbirten Arztes zu gewähren, 
dies aber aus Mangel an Aerzten — der Herr Minister exemplificirte u. A. 
auf die Hallichen — nicht überall möglich und das Gesetz desshalb für einen 
nicht unerheblichen Theil des Reiches vollständig wirkungslos sein würde. 
Es läge ihm aber ganz fern, der Curpfuscherei irgendwie Vorschub leisten zu 
wollen! Das mag ja sein, aber stehen denn die Krankenkassen nicht unter 
staatlicher Aufsicht? Mit demselben Recht wie diese könnten eventuell die 
Gemeinden den Anspruch erheben, ihre Armenärzte, ihre Impfärzte aus den 
Reihen der Curpfuscher zu wählen! Das Princip, das dem § 29 der Gewerbe¬ 
ordnung zu Grunde liegt, einmal durchbrochen, wo ist dann die Grenze 2 ), und 
wie kann verhindert werden, dass bei solcher Auffassung die Curpfuscherei 


*) Die Verhandlungen des Reichstages über § 6 der Novelle zum Kranken¬ 
kassengesetz. B. Kl. W. 1892, No. 49. 

*) Cfr. Die Curpfuscherei und die sociale Gesetzgebung. B. Kl. W. 1891, No. 12. 
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nicht glaubt berechtigt zu sein, für sich eine gewisse staatliche Anerkennung 
in Anspruch nehmen zu dürfen! 

Der hohe Reichstag hat gleichwohl sich dieser Auffassung angeschlossen, 
und obschon es die Aerzte nicht hatten fehlen lassen, für ihre gerechte Sache 
zu wirken, und von Pontus zu Pilatus gelaufen waren, so waren doch alle 
ihre Bemühungen vergebens. § 6 der Novelle des Krankenversicherungsgesetzes 
wurde schliesslich unverändert und in der bisherigen Fassung angenommen! 

Die freien Amerikaner denken, wie wir oben gesehen, über Curpfuscherei 
allerdings anders! Dafür wird aber bei uns eine rege Mitwirkung der Aerzte 
an den Aufgaben der öffentlichen Gesundheitspflege verlangt, und die Aerzte 
selbst beeilen sich, wie die Verhandlungen der Aerztekammem zeigen, diesen 
Anforderungen in ergiebigster Weise auch gerecht zu werden. Wenn ein Ge¬ 
werbetreibender es unternähme, sich selbst seine Erwerbsquellen zu unter¬ 
binden, so würde Jedermann ihn für verrückt erklären. Das hindert aber nicht, 
dass bei uns die Aerzte als Gewerbetreibende angesehen werden und man 
nach Aufhebung des Curpfuschereiverbots nicht ansteht, ihre Geschäfte von 
Curpfuschem besorgen zu lassen! Wer lacht da? 

Bei dieser Sachlage ist ein Zusammenhalten der Aerzteschaft doppelt 
geboten. Es müssen alle Hebel in Bewegung gesetzt werden, um das Ver- 
ständniss für die grosse Bedeutung eines angesehenen ärztlichen Standes für 
das Gemeinwohl in die weitesten Kreise zu tragen und namentlich die gesetz¬ 
gebenden Factoren durch eine erschöpfende, wissenschaftliche Behandlung der 
einschlägigen Fragen davon zu überzeugen. Diesem Zwecke soll auch das neue 
Unternehmen dienen und haben wir daher, unserem Programm gemäss, auch 
die verschiedensten Parteirichtungen für die Mitarbeiterschaft zu gewinnen ver¬ 
sucht. Wir hatten hierbei uns vielseitiger Anerkennung zu erfreuen, nur das 
wissenschaftliche Protzenthum, nicht minder ungeniessbar wie das financielle, 
verhielt sich ablehnend und verstieg sich sogar in allerdings nur sehr vereinzel¬ 
ten Fällen zu der gewisss nicht gentlemanliken Unhöflichkeit, eine höfliche An¬ 
frage unbeantwortet zu lassen. Es ist auch ohne dasselbe gegangen, und so 
befinden wir uns denn in der angenehmen Lage, jedem jener Herren mit dem 
Dichter zuzurufen: „So oft Du kommst, er soll Dir offen sein.“ Die Haupt¬ 
sache aber ist und bleibt den gegebenen Verhältnissen gegenüber strenges 
Zusammenhalten der Aerzteschaft zur Verteidigung ihres Ansehens, ihrer 
ethischen und wirtschaftlichen Interessen. Niemand kann uns helfen, als wir 
selbst. „Seid einig, einig, einig! 1 * 

Nachschrift: 

Dieser Artikel war bereits fertig gestellt, als gelegentlich der zweiten 
Lesung des Cultusetats in der 34. Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 
4. März unser hochverehrter Herr College, Abgeordneter Graf, in gewohnter 
Weise eine Debatte über dieMedicinalreform und Lage des ärzt¬ 
lichen Standes veranlasste. 

Sind durch den Gang dieser Debatte und namentlich durch die Seitens 
der hohen Regierung erfolgten Erklärungen die obigen Ausführungen gegen¬ 
standslos geworden? Die Erwiderung der Regierung, man befände sich in¬ 
mitten der Vorarbeiten für die Medicinalreform, w urde vom Hause mit kritischer 
Heiterkeit aufgenommen, und dem Abgeordneten Graf blieb nichts übrig, als 
zu constatiren, dass die Ausführungen vom Regierungstisch genau so lauten, 
w T ie vor 19 Jahren und wie im vorigen Jahre und dass es endlich Zeit sei, 
einmal auch Thaten zu sehen. 

Gleichwohl glauben wir, selbst auf die Gefahr hin, uns dem Vorworf 
eines zu grossen Optimismus auszusetzen, sagen zu müssen, dass in dem 
Standpunkte der Regierung der Lage des ärztlichen Standes gegen¬ 
über gegen früher — man erinnere sich nur der auch oben berührten Ver- 
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handlungen über das Krankenversicherungsgesetz — sich doch augenscheinlich 
eine gewisse Aenderung bemerkbar macht. Vor Allem erblicken wir die¬ 
selbe in der Erklärung, dass die Regierung nunmehr die Nachtheile anerkennt, 
welche die Gewerbeordnung und das Krankenkassengesetz dem ärztlichen 
Stande zugefugt; und Abgeordneter Graf hat sich diese Gelegenheit denn 
auch nicht entgehen lassen, um zu betonen, dass man alsdann auch conse- 
quenter Weise eine Aenderung erwarten müsse. Alsdann hat uns die Er¬ 
klärung, dass der Entwurf zu einer Medicinalreform zuerst der Aerzteschaft 
zur Berathung vorgelegt werden soll, angenehm berührt, in so fern hiermit 
gegen früher, wo die Aerzte in der sie so sehr berührenden Krankenkassen¬ 
gesetzgebung gar nicht gehört wurden, zugestanden wird, dass es nöthig und 
auch nützlich sei, die Aerzte bei den Dingen, die sie angehen, ein Wort mit¬ 
sprechen zu lassen. 

Endlich w r ollen wir auch dankbar anerkennen, dass die Fata morgana 
einer „Reform der Medicinaltaxe“ endlich der Wirklichkeit Platz gemacht; der 
Entwurf ist ja nun fertig gestellt und liegt bereits den ärztlichen Kreisen zur 
Begutachtung vor! Wir kommen im nächsten Heft auf diesen Entwurf zu¬ 
rück und begnügen uns für heute, denselben zunächst unten zur Kenntniss 
unserer Leser zu bringen. 
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Der Lebensversicherungsverein für deutsche Aerzte 
angeschlossen an die N.-Y. Germania. 

Von Sanitätsrath Dr. L. Lehmann (Oeynhausen). 


Viele Wittwen von Aerzten werden alljährlich aus öffentlichen und pri¬ 
vaten Stiftungen unterstützt. 1894 musste der „Aerztl. C.-Anz.“ 108 Gesuche 
der Art unerfüllt lassen; die Nasse- und Busch - Stiftung unterstützte 30, die 
Hufeland-Stiftung (1893) 201. 

Die Unterstützungen betragen 57—200 M. Hunderte von Unterstützungs¬ 
anträgen müssen aus Mangel an Geld abgewiesen werden. 

Vor 40 Jahren war die Noth in ärztlichen Familien noch grösser ver¬ 
gleichsweise, als heute; es war mehr als Zufall, dass ich häufig Augenzeuge 
von der drückenden Armuth wurde, die bei Hinterbliebenen von Aerzten 
Elend und Noth schuf, wenn der Ernährer starb, der sein Leben den Mit¬ 
menschen opferte und nicht so viel erwerben konnte, die Angehörigen vor 
Dürftigkeit und Noth zu sichern. Von früh an trieb mich diese traurige Wahr¬ 
nehmung zum Nachdenken, wie solchem Elend abzuhelfen. Zweifellos hätte 
das durch Lebensversicherung geschehen können; aber die dürftige Einnahme 
der damaligen Aerzte erlaubte nicht einen Aufwand für Prämienzahlung, die 
alljährlich wiederkehrte. Eine Erspamiss der Art warf der Erwerb nicht ab, 
oder wenigstens musste die Sorge entstehen, dass nicht mit Sicherheit auf 
eine solche Erspamiss gehofft werden könne. — 

Es dämmerte der Plan in meiner Seele, dass mittels Versicherung 
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im Vereine sich Geldmittel schaffen lassen müssten, um dem Mittellosen 
bei seiner Prämienzahlung beizuspringen. Jahre lang beschäftigte mich diese 
Angelegenheit, wie Vorträge in den Sitzungen des Vereins der Aerzte in 
Westfalen während der sechziger Jahre (in Hamm, in Hagen, in Münster), 
später in Deutz, zuletzt in der Berliner Gesellschaft für innere Medicin dar- 
thun. In Folge dieser Bemühungen, welche in die Oeffentlichkeit drangen, 
traten eine Reihe von Lebensversicherungsgesellschaften mit mir in Verbin¬ 
dung und machten Vorschläge, die alle dem Wunsche entsprachen, die an¬ 
gestrebten Versicherungen abzuschliessen, aber keineswegs der Absicht, die 
Mittel für Unterstützung zu erzeugen. Man bot beispielsweise i—3 °/ 0 der 
Prämie als einen Nachlass für den Prämienzahler — ein Angebot, welches für 
das Vorgesetzte Ziel als unerheblich beurtheilt werden musste. — In diesem 
Wettbewerb erschien die in Berlin domicilirte Lebensversicherungsgesellschaft 
New-Yorker Germania und bot diejenigen Gebühren, welche gewöhnlich die 
Agenten der Gesellschaft für vermittelte Versicherungsgeschäfte empfangen, 
dem Vereine als Erwerb unter der Bedingung, dass alle Zahlungen und Corre¬ 
spondenz direct an die Gesellschaft und kostenlos für diese erfolgen, und 
Thätigkeit von Agenten ausgeschlossen sei. Die angebotenen Gebühren be¬ 
trugen damals (1869) für die erste Prämienzahlung 20 °/ 0 , für jede folgende 
10°/ 0 . (Es sei hier sogleich bemerkt, dass nach 15jährigem Bestehen diese 
Sätze auf bezw. 15 °/ 0 und 5 °/ 0 heruntergemindert werden mussten und dass 
heute nur die letztgenannten Zahlen gelten.) 

Dieses Angebot schien sgfort dem von mir angestrebten Ziele auf ge¬ 
nügend sicherem Wege zuzuführen. Vor Annahme desselben wurde die Solidität 
und kaufmännische Sicherheit der Gesellschaft geprüft. An der Spitze für 
die europäische Abtheilung des Unternehmens standen Namen wie: E. von 
der Heydt, Hardt & Co., der Generalbevollmächtigte war Herrn. Rose. Der 
A. Schaaffhausen’sche Bankverein in Köln hatte die Güte, auf Anfrage meiner¬ 
seits die beste Auskunft über das Unternehmen zu ertheilen. Erkundigungen 
bei zwei Aerzten in New-York, den Collegen Herrn Dr. Wilson und A. Jacoby, 
brachten völlig beruhigende Urtheile über die Sicherheit der New-Yorker 
Gesellschaft, desgleichen ein Urtheil des Herrn Dr. Fr. Kapp. Befürchtungen, 
dass wir unsere Sache einer ausländischen, also nicht ganz sicheren Ge¬ 
sellschaft anvertrauten, durften demgemäss als unbegründet angesehen werden. 
Nach solchen Vorbereitungen glaubte ich mich berechtigt, dem Vereine der 
Aerzte in Westfalen den Anschluss an die New-Yorker Germania zu empfehlen. 
Der Verein ging auf meinen Vorschlag ein (Hamm, 2. April 1869), und bis zum 
30. November 1869 hatten sich 14 Mitglieder zum Verein constituirt. Die 
Versicherungssumme betrug 33000 Thaler; und davon erhielt der Verein einen 
Fonds von 300 Thalem, welcher letztere 1873 (am 2. September) bereits 1061 
Thaler betrug. Bis dahin hatten 18 westfälische Aerzte ihr Leben mit ins- 
gesammt 51 000 Thaler versichert. 

Da — 1873 — beschlossen die Mitglieder des Vereins, nunmehr von 
der Erreichbarkeit des Zieles überzeugt, den Verein auf alle deutschen Aerzte 
auszudehnen und demgemäss den bisherigen Namen umzuändem in „Lebens¬ 
versicherungsverein für deutsche Aerzte, gegründet durch die Aerzte in West¬ 
falen (in Anschluss an die New-Yorker Germania)“. Die Anzahl der Vereins¬ 
mitglieder wuchs allmählich, wenn auch nicht stetig. Es starben im Verlaufe 
der Jahre eine Anzahl; und es sind gegenwärtig noch 60, deren Gesammt- 
versicherung rund M. 486395 und 700 M. Rente beträgt; davon wird eine 
Gesammtprämie von jährlich M. 17924 bezahlt. Im Ganzen wurden bisher 
mehr als M. 4500 fälliger Prämien vom Vereinsfonds übernommen, und ausser¬ 
dem ca. M. 4000 den sämmtlichen Mitgliedern je bei der Prämienzahlung 
(5°/o) zurückvergütet. 
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Trotz dieser Vereinsleistung wuchs unser Fonds, welcher betrug ab¬ 
gerundet (1869 «= 300 Thaler) folgendermassen: 

1880 1881 1882 1883 1884 1885 1886 1887 1888 1889 

M. 8100 9600 10900 11600 13000 14000 15100 16200 17300 18200 

und betrug Ende 1994 « M. 20600, hinterlegt gegen 3 2 / a °/ 0 bei der Oeyn- 
hauser Sparcasse. 700 M. Zinsen dürfen schon jetzt jährlich für Vereins- 
zw’ecke ausgegeben werden, ohne dass das Capital berührt wird. 

Erwägt man, dass die Mitglieder naturgemäss durch Tod an Zahl ab¬ 
nehmen, so hinterbleibt dem Verein eine allmählich zuwachsende Erbschaft, die 
die Zuverlässigkeit der Vereinsprognose steigert und neu beitretenden Mit¬ 
gliedern eine immer grösser werdende Sicherheit für die Erfüllung der Vereins¬ 
aufgabe gewährleistet. Hat sich aber einmal ein ahnsehnliches Capital an¬ 
gesammelt — z. B. in solcher Grösse, dass die Gesammtjahresprämie des 
Vereins mehrfach durch den Fonds gedeckt wird — so hindert nichts mehr, 
auch den Hinterbliebenen verstorbener Mitglieder im Falle der Noth bei¬ 
zustehen. In der That ist diese Aufgabe der Vereinsversicherung sogleich 
bei Schöpfung derselben in* Aussicht genommen worden, konnte aber gegen¬ 
wärtig noch nicht erfüllt werden, um erst den Hauptzweck gegen alle Gefahr 
zu sichern. 

Warum, darf man fragen, ist die Theilnahme der Aerzte an dieser von 
so schönem Erfolg gekrönten Einrichtung so gering? 

Ich höre manchmal einwenden, die Prämientarife unserer Anschluss¬ 
gesellschaft seien relativ höher, als die der concurrirenden deutschen Gesell¬ 
schaften. Mir liegt eine Prämienvergleichungstabelle vor, in welcher 23 
theils deutsche, theils ausländische Gesellschaften in ihren 
bezügliche.n Prämien neben einander gestellt sind. Zur Verein¬ 
fachung der Uebersicht stelle ich den Tarif der New-Yorker Germania in 
Fettschrift voran und lasse nur diejenigen Gesellschaften folgen, welche ge¬ 
ringere Preise forderten. Der Rest von Nichtgenannten unter 23 fordert 
mehr. — 

Beitrittsalter 30 Jahre. — Für M. 1000 (zahlbar beim Tode) jähr¬ 
liche Prämie: 

M. 24,60; 23,60 (Frankfurter L.-V.-G.); 24,10 (Magdeburg); 23,65 (Nordstern); 

24,26 (Equitable); 

oder .... 20 Jahre lang zu zahlen: 

M. 33; 32,90 (Frankfurter L.-V.-G.); 32,58 (Equitable). — 

Für M. 1000, zahlbar nach 25 Jahren (oder beim früheren Tode): 

M. 39,60; 39,5° (Stuttgart); 

zahlbar nach 30 Jahren (oder beim früheren Tode): 

M. 32,80; 32,60 (Berliner L.-V.-G.). 

Diese Unterschiede sind minimal, und in der ersten Rubrik nur vier¬ 
mal, in der zweiten zweimal, in der dritten und vierten je einmal unter 
23 verglichenen Gesellschaften vorkommend, während bezw. 18mal, 20mal, 
22 mal die Preise der New-Yorker Germania die geringeren sind. 

Dazu kommt, dass unser Fonds 5°/ 0 der Prämie jedem Mitgliede in 
den letzten Jahren vergütet hat, wodurch dann vollends jeder Preisnachtheil 
mehr als ausgeglichen ist. 

Die Dividenden sind variabel, im Voraus nicht zu bestimmen, bei der 
New-Yorker Germania in Folge des reducirten Zinsfusses heruntergegangen. 
Das wird wahrscheinlich allgemein der Fall sein müssen. Eine Vergleichung 
der Grösse des Einflusses der Zinsreduction auf Dividende bei den einzelnen 
Gesellschaften liegt mir nicht vor. Eine Beurtheilung des angemessenen 
Mehr und Weniger in dem einzelnen Falle steht mir nicht zu. 
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Wenn nun eine Massenversicherung der Aerzte die vorstehend dar¬ 
gestellten Mittel schaffen kann, um dem Einzelnen durchzuhelfen bei geringem 
Erwerb, warum ist die Theilnahme der Collegen so gering ? Ist das Indifferen¬ 
tismus gegenüber dem Standeswohl oder Unbekanntschaft mit dieser ge¬ 
troffenen Einrichtung? 

Es ereignete sich, dass einer unserer Collegen sein Leben mit einem an¬ 
sehnlichen Capitale bei der New-Yorker Germania versicherte. Nachdem die 
Versicherung abgeschlossen worden war, brachte der Betreffende in Erfahrung, 
dass ein Lebensversicherungsverein für die Aerzte bestehe, angeschlossen an 
dieselbe Gesellschaft seiner Wahl. Er stellte nunmehr den Antrag auf Auf¬ 
nahme als Mitglied des Vereins. Da aber die Versicherung durch Vermitte¬ 
lung eines Agenten zu Stande gekommen war, dieser seine Provision be¬ 
anspruchte, so konnte dem Antrag nicht willfahrt werden. — Aus diesem 
Beispiele mag erkannt werden, dass Unbekanntschaft unseres Vereins unter 
den Collegen vorkommt und dessen Entwickelung schädigt. Hoffentlich wird 
die Kunde von unserem Verein allmählich überallhin und allgemein verbreitet. 
Da Niemand ein Opfer bringt, da ein Capital sicherlich geschaffen wird, 
gross genug, der Armuth unter den Collegen einen Schild entgegenzuhalten: 
warum ist die Theilnahme an unserem Verein nicht allgemein? 


Das Krankenkassengesetz und die Aerztekammern 

in Oesterreich. 

Wien, im Februar 1895. 

Der hehre Beruf des Arztes ist ein so idealer, dass ihm eigentlich der 
Kampf um das tägliche Brod gar nicht aufgebürdet wrerden sollte. Der aller 
Orten tobende wirthschaftliche Kampf hat aber auch den ärztlichen Stand 
nicht verschont und nothgedrungen mussten auch die Aerzte ihn aufnehmen. 
Die Erwerbsverhältnisse der Aerzte in Oesterreich haben durch die ge¬ 
schaffenen Zustände einen solchen Niedergang erfahren, dass, wenn es so 
weiter geht, der ärztliche Stand der Proletarisirung entgegengeführt wird. 
Die Errichtung der Polikliniken und Ambulatorien, an welchen auch bemittel¬ 
ten Kranken unentgeltlicher ärztlicher Rath ertheilt wird, die Favorisirung 
der Impfinstitute durch den Staat, die Schaffung der Freiwilligen Rettungs¬ 
gesellschaft und noch manche andere Dinge auf der einen Seite, die un¬ 
geheure Ueberproduction an Aerzten und deren Anhäufung in den Gross¬ 
städten auf der anderen Seite haben allmählich eine traurige wirthschaftliche 
Nothlage geschaffen. Zu all’ diesen Factoren kam dann die Durchführung 
der Arbeiterschutzgesetze, insbesondere die des Krankenversicherungsgesetzes, 
wodurch den Aerzten ein unsagbarer Nachtheil in materieller Beziehung zu¬ 
gefügt wurde. Allerdings haben die Aerztcvereinstage und die ärztlichen 
Vereine seit Jahren gegen die immer misslicher sich gestaltenden Verhältnisse 
Stellung genommen, sie haben Vorstellungen und Petitionen an die Regierung 
gerichtet — alles vergebens. Als vor mehr denn drei Jahren das Aerzte- 
kammergesetz sanctionirt wurde, da ging ein frohes Hoffen durch die Reihen 
der Aerzte, da ja nun eine autoritative Vertretung geschaffen war, welche 
die Wünsche der Aerzte zum Ausdrucke bringen konnte und die nicht so 
leichthin umgangen werden durfte. Mehr als zwei Jahre mussten die Aerzte 
warten, bis es zur Creirung der Aerztekammern kam. Alle Aerzte waren 
darin einig, dass die sociale Gesetzgebung die Erwerbsverhältnisse der Aerzte 
nicht mehr in der bisherigen Weise beeinträchtigen darf und dass es eine 
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der ersten Aufgaben der Aerztekammem sein muss, hier Wandel zu schaffen. 
Thatsächlich haben die Kammern, dem allgemeinen Wunsche der Aerzte 
Rechnung tragend, die erste Gelegenheit, in dieser Frage Stellung zu nehmen, 
benützt. Die Regierung hat nach einem abgelaufenen Lustrum seit der 
Schaffung des Krankenkassengesetzes die Absicht, nothwendig gewordene 
Aenderungen desselben vorzunehmen und zu diesem Zwecke an alle Inter¬ 
essenten — an die Aerztekammem allerdings erst dann, nachdem sie sich 
in einer besonderen Eingabe als solche declarirt hatten — einen Fragebogen 
herausgegeben, der vorwaltend versicherungstechnische Fragen berührt. Die 
Wiener Aerztekammer hat nur die, die ärztlichen Angelegenheiten berühren¬ 
den Fragen beantwortet. Da diese für den ärztlichen Stand selbst von ge¬ 
ringerer Bedeutung sind, und etwaige diesbezügliche Aenderungen, selbst wenn 
sie im Sinne der Aerzte gelöst werden, noch immer nicht die durch das 
Gesetz geschaffenen misslichen Erwerbsverhältnisse der Aerzte ändern würden, 
so hat die erste Kammer des Reiches es für nothwendig gefunden, ihren, d. h. 
den Standpunkt der Aerzte in dieser Frage klar zu legen. Sie hat nach Beant¬ 
wortung des Fragebogens von dem in der ministeriellen Zuschrift gestattetem 
Rechte Gebrauch gemacht und die besonderen Wünsche der Aerzte angeführt. 

Es wird dort darauf hingewiesen, dass die Aerzte keineswegs Gegner 
des socialen Reformwerkes seien, dass sie aber der Ansicht sind, dass das 
Krankenkassengesetz nur für die unbemittelte Classe, für die wirklich Armen, 
geschaffen wurde, und nicht, dass durch dasselbe, wie die Thatsachen be¬ 
weisen, ein nicht unbeträchtlicher Theil der zahlungsfähigen Bevölkerung der 
Erwerbssphäre der Aerzte entzogen werde. Die Weiterentwicklung des 
Krankenkassenwesens in diesem Sinne muss nothwendiger Weise zum Ruin 
des ärztlichen Standes fuhren. Dass es aber hierzu nicht komme, ist nicht 
nur ein Gebot der Gerechtigkeit gegenüber dem ärztlichen Stande, es liegt 
in letzter Linie auch im Staatsinteresse. Die Wiener Aerztekammer fordert 
demgemäss eine Beschränkung der Wirksamkeit des Gesetzes ausschliesslich 
auf die zum Beitritte Verpflichteten, w T elche kein höheres Jahresein¬ 
kommen als 800 fl. haben sollen. Weiterhin wird, um das Ansehen und 
die Würde des ärztlichen Standes zu schützen, gefordert, dass in das Gesetz 
Bestimmungen bezüglich des ärztlichen Dienstes aufgenommen werden. 

Die wichtigste Forderung und auch die radicalste Aenderung des Ge¬ 
setzes, welche allerdings geeignet wäre, den meisten Beschwerden der Aerzte 
in Bezug auf das Krankenkassenwesen abzuhelfen, wonn sie erfüllt würde, 
ist das Verlangen, dass in dem geänderten Gesetze ein neuer Paragraph Platz 
finde, welcher den Kassenmitgliedem ausdrücklich die freie Wahl des Arztes 
(allerdings nur in Wien) anheim giebt. Dass die Kammer einen Ausnahme¬ 
paragraphen für Wien verlangt, hat darin seinen Grund, dass die Schwester¬ 
kammer für Niederösterreich in einer gemeinsamen Besprechung mit den 
Vorstandsmitgliedern der Wiener Kammer sich ausdrücklich und sehr energisch 
gegen die freie Aerztewahl in ihrem Gebiete ausgesprochen hat. Auch in der 
Wiener Kammer gab es einige Gegner, aber die grosse Mehrheit hat sich für 
die uneingeschränkte Aufnahme dieses Wunsches ausgesprochen. Sie hat sich 
in dieser Frage nicht auf den Utilitätsstandpunkt gestellt und etwaige Aende¬ 
rungen des Gesetzes verlangt, w f elche die Stellung der fix bestellten Kassen¬ 
ärzte zu verbessern geeignet wären, sondern sie hat sich auf den Standpunkt 
der Wahrnehmung der Interessen des ganzen ärztlichen Standes gestellt und 
einzig und allein die freie Aerztewahl gewünscht. Ob es zweckmässig w j ar, 
sich auf diesen extremen Standpunkt zu stellen, wird die Zukunft lehren. 
Wir fürchten sehr, dass die Regierung diesen Wunsch der Kammer ignoriren 
oder ihn als eine den Kassen zugehörige administrative Angelegenheit er¬ 
klären wird. Dass die Stellung der Aerzte in ziemlich scharfer Weise präcisirt 
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und die freie Aerztewahl als das sicherste und beste Mittel zur Hinweg¬ 
schaffung der bestehenden Misslichkeiten erklärt wird, ist gewiss ganz gut 
und zweckmässig. Was aber dann, wenn die Regierung auf die gesetzliche 
Feststellung der freien Aerztewahl nicht eingeht? Dann ist diese ganze Ein¬ 
gabe eine zwecklose gewesen, sie hat vielleicht dem Prestige der noch so 
jungen Institution der Aerztekammem geschadet und dem ärztlichen Stande 
in keiner Weise genutzt. Es wird sich dann zeigen, dass diejenigen, welche 
davor warnten, diesen extremen Standpunkt einzunehmen, ohne dass gleich¬ 
zeitig andere Vorschläge zur Aenderung des Gesetzes im Sinne der Aerzte 
gemacht werden, Recht hatten. Wenn die österreichische Regierung nicht 
auf die gesetzliche Feststellung der freien Aerztewahl eingeht, dann wird, 
nachdem inzwischen lange Zeit nutzlos verstrichen sein wird, erst das ge¬ 
schehen, was die Aerzte in Deutschland und in letzter Zeit auch in Ungarn 
gethan haben, es werden die Aerzte die freie Aerztewahl mit den Kranken¬ 
kassen selbst zu vereinbaren suchen. Die Wiener Aerztekammer würde 
daher gut thun, heute schon daran zu denken, dass ihr Wunsch nicht erfüllt 
wird und dass sie berufen ist, die freie Aerztewahl auch ohne gesetzliche 
Bestimmung durchzuführen. Vor Allem wäre es Aufgabe der Aerztekammer, 
den in den letzten Monaten gegründeten „Verein der Aerzte zur Einführung 
der freien Aerztewahl bei den Krankenkassen“ in jeglicher Weise zu fördern, 
andererseits aber Veranlassung zu treffen, dass sich die Aerzte Wiens organi- 
siren. Ist die Organisation eine möglichst allgemeine geworden, dann ist 
eine entsprechende Standesordnung zu schaffen, welche Uebergriffe, Minuendo- 
licitation etc. bei Durchführung der freien Aerztewahl zu verhüten im Stande 
ist. Erst wenn diese Vorarbeiten erledigt sind, dann wird es Zeit sein, einen 
moralischen Druck auf die derzeit fix angestellten Kassenärzte auszuüben und 
ihnen nahe zu legen, dass es das allgemeine Interesse der Aerzte erfordert, 
auf ihre Stellen zu verzichten. Wenn jene überzeugt sein werden, dass nicht 
viele hundert andere hinter ihnen stehen, welche die verlassenen Plätze ein¬ 
zunehmen bereit sind, dann werden sie zweifellos der Gesammtheit das Opfer 
der Resignation bringen. Allerdings müsste eben durch eine Standesordnung 
gewissen Elementen, welche leider auch im ärztlichen Stande nicht fehlen, 
von vornherein ein Hemmschuh angelegt werden, damit nicht in Wien der 
Welt ein ähnliches Schauspiel der Treulosigkeit geboten werde, wie in letzter 
Zeit in Berlin. —t — 
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Gesetzgebung. 

Entwurf der neuen preussischen Medicinaltaxe Sr. Excellenz des Herrn 
Kultusministers Dr. Bosse. 

Entwurf einer Bekanntmachung betreffend die Gebühren 
der approbirten Aerzte. 

Auf Grund des § 80 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich 
(Reichs-Gesetzblatt 1883, Seite 177 ff.) setze ich hierdurch Folgendes fest: 


Den approbirten Aerzten (§ 29 Abs. 1 der Gewerbeordnung) stehen für 
ihre berufsmässigen Leistungen in streitigen Fällen Mangels einer Verein¬ 
barung Gebühren nach Massgabe der nachstehenden Bestimmungen zu. 
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§• 2 . 

Die niedrigsten Sätze gelangen zur Anwendung: 

1. im Falle des § 54 No. 4 der Konkurs-Ordnung vom 10. Februar 1877 
(Reichs-Gesetzblatt Seite 351 ff.), 

2. wenn nachweisbar Unbemittelte oder Armenverbände die Verpflichteten 
sind. Sie finden in der Regel Anwendung, wenn die Zahlung aus 
Staatsfonds, aus den Mitteln einer milden Stiftung, einer Knappschafts¬ 
oder einer Arbeiterkrankenkasse zu leisten sind. 

§ 3 - 

Im Uebrigen ist die Höhe der Gebühr innerhalb der festgesetzten Grenzen 
nach den besonderen Umständen des einzelnen Falles, insbesondere nach der 
Beschaffenheit und Schwierigkeit der Leistung, der Vermögenslage des Zahlungs¬ 
pflichtigen pp. zu bemessen. 

§ 4 . 

Verrichtungen, für welche in dieser Taxe besondere Gebühren nicht 
ausgeworfen sind, sind nach Massgabe derjenigen Sätze, welche für ähnliche 
Leistungen gewährt werden, zu vergütigen. 


Taxe für approbirte Aerzte. 

Allgemeines. 

Die in den folgenden Nummern bezeichneten Verrichtungen unterliegen 
nachstehenden Gebührensätzen: 

1. Der erste Besuch des Arztes bei den Kranken 2—20 M. 

2. Jeder folgende im Verlauf derselben Krankheit 1—6 M. 

3. Die erste Berathung eines Kranken in der Wohnung des Arztes 1 bis 
10 M. 

4. Die folgenden Berathungen in derselben Krankheit 1—5 M. 

5. Die Gebühr für den Besuch bezw. die Berathung schliesst in der Regel 
die Untersuchung des Kranken (physikalische Untersuchung der Brust¬ 
organe, Temperaturmessung u. s. w.), stets aber die Verordnung mit 
ein. Findet jedoch eine besonders eingehende Untersuchung eines oder 
mehrerer Organe zur Feststellung des Krankheitsfalles (mit dem Augen-, 
Kehlkopf-, Ohren-, Scheidenspiegel u. dergl.) statt, so können das erste 
Mal hierfür 2—3 M. besonders berechnet werden. 

6. Für Besuche oder Berathungen, bei denen eine der Verrichtungen vor¬ 
genommen wird, für welche nach der Taxe eine Gebühr von mehr als 
10 M. zu entrichten ist, darf eine besondere Gebühr nicht berechnet 
werden. 

7. Muss der Arzt nach der Beschaffenheit des Falles oder auf Verlangen 
des Kranken oder seiner Angehörigen länger als eine Stunde verweilen, 
so stehen ihm für jede angefangene Stunde 1.50—3 M. zu. Diese Ge¬ 
bühr fallt fort, wenn bei dem Besuch eine Entschädigung für die durch 
denselben veranlasste Zeitversäumniss berechnet wird. 

8. Mehr als zwei Besuche an einem Tage können nur dann berechnet 
werden, wenn dieselben im Einverständnis mit dem Kranken oder 
dessen Angehörigen erstattet werden oder nach der Beschaffenheit des 
Falles geboten sind. 

9. Sind mehrere zu einer Familie gehörende und in derselben Wohnung 
befindliche Kranke gleichzeitig zu behandeln, so ermässigt sich der 
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Gebührensatz für die zweite und jede folgende Person auf die Hälfte 
des Satzes 2. 

Es stehen ferner zu: 

10. Für Besuche oder Berathungen in der Zeit zwischen 9 Uhr Abends und 
7 Uhr Morgens des 2—3 fache der Gebühr zu 1 und 3. 

11. Für Besuche, welche am Tage auf Verlangen des Kranken oder seiner 
Angehörigen sofort oder zu einer bestimmten Stunde gemacht werden, 
das Doppelte des Satzes zu 1 und 2. 

12. Für die mündliche Beratschlagung zweier oder mehrerer Aerzte jedem 
derselben (einschliesslich des Besuches) 5—30 M. 

13. Für eine solche während der Nachtzeit (No. 10) das Doppelte. 

14. Für fortgesetzte Beratschlagungen in demselben Krankheitsfalle, für die 
zweite und folgende 5—20 M. 

15. Für jeden als Beistand bei einer anderweiten ärztlichen Verrichtung 
(Operation, Leichenöffnung pp.) hinzugezogenen anderen Arzt 5 bis 20 M. 

16. Für etwaige Fuhrkosten und für die durch den Krankenbesuch bedingte 
Zeitversäumniss steht dem Arzt bei Krankenbesuchen in seinem Wohn¬ 
orte in der Regel eine besondere Entschädigung nicht zu, doch können 
die vorbenannten Umstände für die Bemessung der Forderung für den 
Besuch innerhalb der zu No. 1 und 2 ausgeworfenen Sätze in Betracht 
gezogen werden. 

17. In den Fällen zu No. 10, n, 12, 13, 14 dagegen kann auch innerhalb 
des Wohnortes des Arztes bei Entfernung des Kranken nicht unter 
2 Kilometer von der Wohnung des Arztes neben der Gebühr für den 
Besuch eine Entschädigung für Fuhrkosten und Zeitversäumniss für jede 
angefangene Stunde in Höhe von 3—5 M. berechnet werden. 

18. Befindet sich der Kranke ausserhalb des Wohnortes des Arztes und 
zw r ar nicht unter 1 Kilometer von der Grenze desselben und nicht 
unter 2 Kilometer von der Wohnung des Arztes entfernt, so hat der 
Arzt ausser der Gebühr für den Besuch den Ersatz der gehabten Fuhr¬ 
kosten zu beanspruchen. Bei Benutzung eigenen Fuhrwerks ist die Ent¬ 
schädigung nach den ortsüblichen Fuhrlohnpreisen zu berechnen. Letz¬ 
teres darf auch geschehen, wenn der Arzt ein Fuhrw r erk zu seiner Be¬ 
förderung nicht benutzt. 

19. Ausserdem hat der Arzt in den Fällen der No. 18 Anspruch auf Ent¬ 
schädigung für die durch den Besuch bedingte Zeitversäumniss und zwar 
1,50—2,50 M. für jede angefangene halbe Stunde der für die Reise er¬ 
forderlichen Zeit. 

20. Bei Reisen, welche mehr als 10 Stunden in Anspruch nehmen, findet 
ausser der Erstattung der Reisekosten eine Vergütung von 30—150 M. 
für den Tag statt. Die ärztliche Verrichtung ist besonders zu vergüten. 

21. Besucht der Arzt mehrere ausserhalb seines Wohnortes befindliche 
Kranke (No. 18.) auf einer Rundfahrt, so sind die gesammten Fuhr¬ 
kosten und die Entschädigung für Zeitversäumniss in angemessener 
Weise auf die einzelnen Verpflichteten zu vertheilen. 

22. Wird der Arzt bei Gelegenheit der Besuche gemäss No. 18, 19, 20, 21 
noch von anderen Kranken in Anspruch genommen, so steht ihm das 
Doppelte der Sätze unter No. 1 und 3 zu. 

23. Ein schriftlicher Krankheitsbericht oder ein Gutachten 3—30 M. 

24. Ein im Interesse der Heilung des Kranken zu schreibender Brief 2 bis 
10 M. 

25. Die Besichtigung einer Leiche nebst Ausstellung einer kurzen Bescheini¬ 
gung ausser der Gebühr für den Besuch 3—6 M. 

26. Die Sektion einer Leiche auf Verlangen der Angehörigen 10—30 M. 
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27. Ein schriftlicher Sektionsbericht 3—10 M. 

28. Bemühungen zur Wiederbelebung eines Scheintodten (ohne die etwaige 
Nachbehandlung) 6—20 M. 

29. Impfung der Schutzpocken (einschliesslich der Nachschau und der Aus¬ 
stellung eines Impfscheines) 3—6 M. 

30. Werden mehrere Personen in demselben Raume gemeinschaftlich geimpft, 
für jede weitere Impfung 1—2 M. 

31. Die Leitung eines Bades 2—10 M. 

32. Ausführung der Narkose 2—10 M. 

Erfolgt dieselbe behufs Ausführung einer Operation, für welche der Arzt 
nicht unter 10 M. zu beanspruchen hat, so ist für die Narkose keine 
besondere Gebühr zu berechnen. 

33. Eine hydrotherapeutische Einwicklung 2—5 M. 

34. Massage 2—5 M. 

35. Anwendung des constanten oder inducirten Stromes 2—20 M. 

36. Subcutane Einspritzung von Medikamenten (ausser dem Betrage für 
letztere), Einspritzung in die Harnröhre, ein Klystier 1—3 M. 

37. Einlegung einer Bougie oder ähnliche Verrichtungen 2—10 M. 

38. Anlegung der Magensonde oder des Schlundrohres 3—10 M. 

39. Letztere bei Strikturen der Speiseröhre oder mit Ausspülung des Magens 
5—10 M. 

40. Die Instrumente und Verbandmittel, welche entweder nur einen ein¬ 
maligen Gebrauch erlauben oder welche wegen besonderer Umstände 
haben vernichtet werden müssen oder welche der Kranke zu fernerer 
Anwendung für sich behält, sind dem Arzte zu liefern oder ihrem 
Werthe nach zu vergüten. 

41. Werden die Verrichtungen zu No. 33 — 36 längere Zeit hindurch bei 
derselben Krankheit wiederholt ausgeführt, so ist nur die drei ersten 
Male der volle Satz, für jedes folgende Mal die Hälfte zuzubilligen. 

42. Ein Aderlass 2—6 M. 


Besondere Verrichtungen. 

A. Wundärztliche Verrichtungen. 

43. Eröffnung eines oberflächlichen Abscesses oder Erweiterung einer Wunde 
2—10 M. 

44. Eröffnung eines tiefliegenden grossen Abscesses 10—20 M. 

45. Anwendung des scharfen Löffels 2—10 M. 

46. Der erste einfache Verband einer kleinen Wunde 1—10 M. 

47. Naht und erster Verband einer kleinen Wunde 2—10 M. 

48. Naht und erster Verband einer grösseren Wunde 10—30 M. 

49. Anlegung eines grösseren festen oder Streckverbandes 5—20 M. 

50. Jeder der folgenden Verbände die Hälfte. 

51. Unterbindung eines grösseren Gefässes als selbstständige Operation oder 
Operation einer Pulsadergeschwulst 10—100 M. 

52. Eine Sehnendurchschneidung 10—30 M. 

53. Eine Nervendurchschneidung 10—50 M. 

54. Entfernung fremder Körper 

a) aus den natürlichen Oeffnungen 2—10 M. 

b) aus dem Kehlkopf oder der Speiseröhre 5—50 M. 

55. Entfernung fremder Körper oder Knochensplitter aus einer Schusswunde 
5—10 M. 
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56. Entleerung von Flüssigkeiten mittelst Einstichs 

a) aus dem Wasserbruch 5—10 M. 

b) aus der Brusthöhle, der Bauchhöhle, der Blase oder dem Eier¬ 
stock 10—20 M. 

57. Entfernung kleinerer leicht zu operirender Geschwülste an äusseren 
Körpertheilen 3—15 M. 

58. Entfernung derartiger Geschwülste aus von aussen her zugängigen Körper¬ 
höhlen (Polypen) 3—30 M. 

59. Entfernung grösserer complicirter Geschwülste 20—200 M. 

60. Kathetrismus der Eustachischen Trompete, mit Lufteinblasen oder Ein¬ 
spritzung 2—5 M. 

61. Kleinere Operationen am Trommelfell und in der Paukenhöhle 2—10 M. 

62. Schwierige Operationen am Mittelohr vom Gehörgang aus 15—30 M. 

63. Anbohrung oder Aufmeisselung des Warzenfortsatzes 15—100 M. 

64. Einrichtung und Verband gebrochener Knochen, und zwar: 

a) eines oder mehrerer Finger oder Zehen 2—10 M. 

b) eines gebrochenen Gesichtsknochens oder Schulterblattes 3 bis 
10 M. 

c) eines gebrochenen Beckenknochens, der Knochen der Hand- oder 
Fusswurzel, der Mittelhand oder des Mittelfusses 6—10 M. 

d) des Schlüsselbeines, einer oder mehrerer Rippen, des Oberarms 
6—20 M. 

e) des Unterarms, des Unterschenkels 10—25 M. 

f) des Oberschenkels 15—30 M. 

g) des Oberschenkelhalses 20—50 M. 

h) der Kniescheibe 10—30 M. 

i) Naht der Kniescheibe 20—100 M. 

65. Für Einrichtung und Verband gebrochener Knochen bei Durchbohrung 
der Haut erhöhen sich die Sätze zu No. 62 um 10—50 M. 

66. Absetzung oder Auslösung von Gliedern und zwar: 

a) eines Ober- und Unterarms, eines Ober- oder Unterschenkels 
30—200 M. 

b) des Fusses oder der Hand 20—150 M. 

c) eines Fingers oder einer Zehe oder einzelner Glieder derselben 
5—30 M. 

67. Ausrottung eines Finger- oder Zehennagels 3—10 M. 

68. Trennung zusammengewachsener Finger oder Zehen 5—30 M. 

69. Resektion eines Knochens der Gliedmassen in der Kontinuität 30 bis 
150 M. 

70. Gelenkresektion oder Resektion des Ober- oder Unterkiefers 30 bis 
300 M. 

71. Resektion einer Rippe 20—150 M. 

72. Eröffnung der Schädelhöhle 20—200 M. 

73. Eröffnung der Kinnbackenhöhle 5—30 M. 

74. Gewaltsames Gradestrecken eines verkrümmten Gliedes oder Wieder¬ 
zerbrechen eines fehlerhaft geheilten Knochenbruches 10—50 M. 

75. Eröffnung eines Gelenkes zur Drainage oder zur Entfernung eines Fremd¬ 
körpers 10—100 M. 

76. Knochenaufmeisselung 20—100 M. 

77. Osteotomie 15—roo M. 

78. Dieselbe an der Hüfte 30—200 M. 

79. Operation des Klumpfusses 30—100 M. 
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80. Einrichtung und erster Verband verrenkter Glieder und zwar: 

a) des Unterkiefers 5—15 M. 

b) des Oberarms 10—30 M. 

c) des Oberschenkels 20—60 M. 

d) des Vorderarms oder Unterschenkels 15—30 M. 

e) des Fuss- oder Handgelenks 10—20 M. 

f) der Finger oder der Zehen 2—10 M. 

81. Für Einrichtung und Verband veralteter Verrenkungen sind bis zum 
Doppelten erhöhte Gebühren zu gewähren. 

82. Grössere plastische Operationen (Nasen-, Lippen-, Augenlid-, Gaumen¬ 
bildung) 20—200 M. 

83. Operation der einfachen Hasenscharte 10—100 M. 

84. Desgleichen der complicirten 20—200 M. 

85. Ausrottung eines Theils der Zunge oder der ganzen Zunge 20—200 M. 

86. Eröffnung des Kehlkopfes oder der Luftröhre 30—500 M. 

87. Theilweise oder gänzliche Ausrottung des Kehlkopfes 30—500 M. 

88. Eröffnung des Schlundes oder der Speiseröhre 30—200 M. 

89. Operation des Empyems durch Schnitt 20—150 M. 

90. Eröffnung des oberflächlichen Verschlusses des Afters, der Harnröhre, 
der Schamspalte 5—20 M. 

91. Eröffnung tieferer Verschlüsse des Mastdarms, der Harnröhre, der Scheide, 
des Gebärmuttermundes 15—100 M. 

92. Operationen an inneren Organen der Bauchhöhle 50—500 M. 

93. Zurückbringung eines beweglichen Bruches oder eines Mastdarmvorfalls 
3—10 M. 

94. Zurückbringung eines eingeklemmten Bruches 5—50 M. 

95. Operation eines eingeklemmten Bruches oder Radikaloperation eines 
Bruches oder Anlegung eines künstlichen Afters oder Operation eines 
widernatürlichen Afters 30—200 M. 

96. Operation der Mastdarmfistel oder des Mastdarm-Vorfalles oder von 
Hämorrhoidalknoten 10—100 M. 

97. Ausrottung des Mastdarms 50—300 M. 

98. Kathetrismus der Harnblase beim Mann 3—15 M. 

99. Derselbe bei der Frau 1,50—5 M. 

100. Werden die Operationen zu 98 und 99 wiederholt ausgeführt, so ist 
nur für die 3 ersten Male der volle Satz, dann die Hälfte zu berechnen. 

101. Operation der Phimose oder Paraphimose 6—20 M. 

102. Zurückbringung der Paraphimose 1 —10 M. 

103. Hamröhrenschnitt 10—100 M. 

104. Operation einer Harnröhrenfistel 20—100 M. 

105. Absetzung des Penis 15—50 M. 

106. Spiegelung der Blase als selbstständige Operation 5—20 M. 

107. Ausspülung der Blase desgl. 2—5 M. 

108. Steinschnitt oder Zertrümmerung (in einer oder mehreren Sitzungen) 
30—500 M. 

109. Operation des Blutaderbruches 10—30 M. 

110. Heftpflaster-Einwrickelung des Hodens 1—5 M. 

111. Schnittoperation des Wasserbruchs 20—100 M. 

112. Ausrottung eines oder beider Hoden 30—100 M. 

B. Augenärztliche Verrichtungen. 

113. Operation der verengten oder erweiterten Augenlidspalte oder der Ver¬ 
wachsung der Lidspalte 5—30 M. 
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114. Operation der Verwachsung der Augenlider mit dem Augapfel 20 bis 
100 M. 

115. Operation des auswärts gewandten Lidrandes 10—50 M. 

116. Desgleichen des einwärts gewandten oder des herabhängenden Augen¬ 
lides 10—100 M. 

117. Kathetrismus der Thränenwege 2—20 M. 

118. Operation der Thränensackfistel oder Verödung des Thränensackes oder 
Operation der Thränendrüsen-Fistel 10—50 M. 

119. Ausrottung der Thränendrüse 20—80 M. 

120. Entfernung des Flügelfelles 10—50 M. 

121. Entfernung von Fremdkörpern und zwar: 

a) aus der Bindehaut 2—10 M. 

b) „ „ Hornhaut 3—20 M. 

c) ,, ,, Augenhöhle 5 — 50 M. 

d) „ dem Innern des Augapfels 20—150 M. 

122. Schiel-Operation 15—150 M. 

123. Iridektomie, Pupillenbildung 20 — 150 M. 

124. Operation des grauen Staars oder des Glaucoms 50—300 M. 

125. Entfernung des Augapfels 30—150 M. 

126. Auswahl und Einsetzen eines künstlichen Auges 2—5 M. 

127. Ansetzen künstlicher Blutegel 2—3 M. 


C. Geburtshülfliche und gynäkologische Verrichtungen. 

128. Untersuchung auf Schwangerschaft, erfolgte Geburt oder Krankheit der 
Geschlechtsorgane 2—10 M. 

129. Beistand bei einer natürlichen Entbindung 6—20 M. 

130. Bei einer Zwillingsgeburt um die Hälfte mehr. 

131. Bei einer natürlichen, aber verzögerten Geburt für jede angefangene 
halbe Stunde 1,50—3 M. 

132. Künstliche Entbindung: 

a) durch Manual-Extraction 10—50 M. 

b) durch Wendung oder Zange 10—100 M. 

c) durch Wendung, Extraction und Zange zugleich oder durch Per¬ 
foration mit oder ohne Kephalotripsie oder Zerstückelung 20 
bis 100 M. 

133. Entbindung bei vorliegendem Mutterkuchen mehr 10—50 M. 

134. Einleitung künstlicher Frühgeburt 10—50 M. 

135. Kaiserschnitt bei einer Lebenden 50—500 M. 

136. Desgleichen bei einer Verstorbenen 10—50 M. 

137. Entfernung der Nachgeburt ohne Entbindung 10—20 M. 

138. Behandlung einer Nachgeburtsblutung ohne Entbindung 10 — 100 M. 

139. Operation eines veralteten Dammrisses 20—200 M. 

140. Operation der Mastdarm- oder Scheidenfistel 30—500 M. 

141. Einlegen von Arzneistiften in die Gebärmutter oder Ausspülung der¬ 
selben oder Aetzung des Gebärmutterhalses oder der Gebärmutterhöhle 
oder Ansetzen von Blutegeln mittelst des Mutterspiegels 3—10 M. 

142. Einlegen eines Mutterkranzes mit Lageveränderung der Gebärmutter 
2—20 M. 

143. Reposition der umgestülpten Gebärmutter 10—100 M. 

144. Unblutige Erweiterung des Muttermundes und Mutterhalses 3—20 M. 
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145. Blutige Erweiterung des Muttermundes 5—30 M. 

146- Naht alter Mutterhalsrisse 20—25 M. 

147. Ausschabung der Gebärmutterhöhle 10—100 M. 

148. Theihveise Entfernung der Gebärmutter 20—100 M. 

149. Gänzliche Entfernung der Gebärmutter 50—500 M. 1 ) 


Rechtsprechung. 

Haftpflicht des Arztes für einen durch Ausstellung eines 
unrichtigen Attestes erwachsenden Schaden. Urtheil der 16. Civil- 
kammer des Königl. Landgerichts in Berlin vom 6. Februar 1894. 

Der San.-Rath Dr.hatte dem Arbeiter W. auf dessen Verlangen 

bescheinigt, dass dieser nach dem 23. November 1891 in Folge von Zucker¬ 
krankheit als dauernd arbeitsunfähig betrachtet werden müsse, obwohl ihm 
bekannt war, dass die Krankheit und die dadurch bedingte Arbeitsunfähigkeit 
desselben schon seit dem 1. Juli 1891 bestanden hatte. Auf Grund dieses 
Attestes wurde dem W. von dem Vorstande der Invaliditäts- und Alters¬ 
versicherungsanstalt in Berlin eine Invalidenrente zugebilligt; als der Vorstand 
aber später den wahren Sachverhalt erfuhr, klagte er auf Zurückzahlung der 
gezahlten Rente, und zw*ar gegen die Erben des inzwischen verstorbenen 

Dr., da sich der Nachlass des ebenfalls verstorbenen Rentenempfängers 

als insufficient erwies. Die Klage wurde damit begründet, dass W. bei einem 
früheren, vor dem 23. November 1891 erfolgten Eintritt der Erwerbsunfähig¬ 
keit wegen Mangels der gesetzlich erforderlichen Beitragswochen eine Rente 
nicht habe beanspruchen können; die Rente sei ihm daher zu Unrecht und 
lediglich in Folge des unrichtig ausgestellten ärztlichen Attestes gewährt. 
Für den der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt daraus erwachsenen 
Schaden sei demnach der Arzt bezw\ dessen Erben auf Grund der Bestim¬ 
mungen des allgemeinen Landrechts [I. Th., 6. Tit., § 12 und 28] *) haftbar zu 
machen, eine Ansicht, die von Seiten des Gerichtshofs als berechtigt an¬ 
erkannt wurde. Das betreffende, die Erben zum Schadenersatz verurtheilende 
Erkenntniss des Landgerichts lautet w T ie folgt: 

„Da die Parteien jetzt darüber einig sind, dass der Nachlass des p. W. 
insufficient gewesen ist, somit Klägerin unzweifelhaft einen Schaden in Höhe 
der eingeklagten Forderung erlitten habe, so hing die Entscheidung des vor¬ 
liegenden Rechtsstreits lediglich von der Beantwortung der Fragen ab, ob 
bezw. welcher Grad des Versehens dem Beklagten und ob bezw r . w-elcher 
Grad eines concurrirenden Verschuldens der Klägerin zur Last fallt. Wenn 
auch die vom Beklagten in dem Attest gewählte Ausdrucksweise, der „W. 
müsse nach dem 23. November 1891 als dauernd arbeitsunfähig betrachtet 
werden“, objectiv als unrichtig nicht bezeichnet werden kann, so lag doch 
die Möglichkeit, diese Worte dahin misszuverstehen, dass die Arbeitsunfähig¬ 
keit erst seit dem 23. November 1891 bestehe, um so näher, als im Ein¬ 
gänge des Attestes auch von der allmählichen Abnahme der Kräfte in Folge 

1 ) Der Entwurf enthält noch eine Taxe für approbirte Zahnärzte, die wir im 

nächsten Hefte nachtragen werden. D. R. 

2 ) Die hier in Betracht kommenden §§ des Allg. Landrechts lauten; 

„§ 12. Wer nur aus mässigem Versehen den Anderen durch eine Handlung oder 
Unterlassung beleidigt, der haftet nur für den daraus entstandenen wirklichen Schaden.“ 

„§ 28. Die Verbindlichkeit zum Schadenersatz geht auf die Erben des Be¬ 
schädigen über.“ 
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der seit längerer Zeit bestehenden Zuckerkrankheit die Rede ist. Gerade 
der Umstand, dass der Gesundheitszustand des Patienten vor dem 23. November 
in dem Attest mit berücksichtigt wird, legt die Auffassung nahe, dass der 
23. November den Anfangstermin der vollen Erwerbsunfähigkeit bezeichnen 
soll. Und in der That haben ja auch nicht, nur die sämmtlichen Mitglieder 
des Vorstandes der Klägerin, sondern auch der Vertrauensarzt derselben das 
Attest in diesem solchem Sinne aufgefasst. 

War sonach der Wortlaut derselben thatsächlich geeignet, Irrthum zu 
erwecken, so fragt es sich weiter, welcher Grad von Fähigkeiten bezw. welche 
Anstrengung der Aufmerksamkeit auf Seite des Beklagten dazu gehört haben 
würde, einen solchen Irrthum zu verhüten. 

Bei der Beurtheilung dieser Frage ist das Gericht davon ausgegangen, 
dass es die Pflicht des Arztes, der um ein Attest gebeten wird, ist, sich ge¬ 
nau zu erkundigen, welchem Zwecke es dienen soll. Der Beklagte behauptet 
nun, dass er dieser Pflicht vollkommen genügt habe. Der p. W. habe ihm 
auf sein Befragen erklärt, dass er sich um eine öffentliche Unterstützung für 
die Zeit vom 23. November 1891 ab beworben habe und hierzu das Attest 
gebrauche. Diese Auskunft musste aber dem Beklagten schon bei Anwen¬ 
dung der gewöhnlichen Aufmerksamkeit verdächtig erscheinen. Es musste 
ihm, wenn er nicht die gewöhnliche Sorgfalt ausser Acht Hess, auffallen, wieso 
W. lediglich für die Zeit vom 23. November ab um öffentliche Unterstützung 
eingekommen war, während seine Erwerbsunfähigkeit bereits seit dem 1. Juli 
bestand. Er durfte daher als gewissenhafter Arzt das Attest in der von 
ihm ertheilten Form nicht ausstellen. Vielmehr war es seine Pflicht, in 
demselben hervorzuheben, es sei die Erwerbsunfähigkeit des p. W. bereits 
früher eingetreten, er bescheinige auf seinen Wunsch aber nur, dass sie am 
23. November 1891 bereits bestanden habe. Indem Beklagter dies unter¬ 
lass, trifft ihn der Vorwurf eines mässigen Versehens (A. L. R, I. Th., 6 Tit., 
§ 12). Er muss daher für den der Klägerin durch dasselbe erwachsenen 
Schaden haften. 

Nicht stichhaltig ist der Einwand des Beklagten, dass ein concurrirendes 
grobes Verseheh der Klägerin und ihrer Organe vorliege. Auf Seiten der 
Klägerin hat der Gerichtshof vielmehr nur geringes Versehen als vorliegend 
erachtet. Für die Beamten derselben hätte es einer ungewöhnlichen An¬ 
strengung der Aufmerksamkeit bedurft, um aus dem Attest das herauszulesen, 
was der Beklagte nach seiner Angabe hat zum Ausdruck bringen wollen. 
Es kann daher auch den klägerischen Beamten ein Vorwurf daraus nicht ge¬ 
macht werden — wie Beklagter es thut — dass sie nicht vorher bei ihm 
Rückfrage über den Sinn des Attestes gehalten haben. Denn bei Anwendung 
der gewöhnlichen Aufmerksamkeit musste es ihnen überhaupt entgehen, dass 
dasselbe einer doppelten Auslegung fähig sei. 

Da nun durch das geringe Versehen auf Seiten der Klägerin die Haft¬ 
pflicht des Beklagten nach A. L. R. I. Th., 6 Tit., § 21 nicht berührt wird, 
so war, wie geschehen, zu erkennen“. 


Kleine Mittheilungen. 


Der Landesdirector der Provina Brandenburg hatte im Auf¬ 
träge der Brandenburgischen 1 andwirthschaftlichen Berufs¬ 
genossenschaft an den Vorstand der Aerztckammer für die Pro- 
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vinz Brandenburg und den Stadtkreis Berlin ein Schreiben gerichtet, 
in welchem, unter Bezugnahme auf die Verhandlungen der Rheinischen land¬ 
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft mit der Aerztekammer für die Rhein¬ 
provinz, der Vorstand der Kammer ersucht wird, in Erwägung zu ziehen, ob 
in ähnlicher Weise, wie in der Rheinprovinz, auch in der Provinz Branden¬ 
burg der Frage der Anstellung von Vertrauensärzten für die genannte Berufs¬ 
genossenschaft näher getreten werden könne. Sie wünsche, dass jeder in der 
Provinz ansässige Arzt ihr Vertrauensarzt werden könne; die Thätigkeit eines 
solchen soll aber erst mit Beginn der 14. Woche nach dem Unfall eintreten, 
und ausserdem verzichte sie auf die Ausstellung eines Fundberichtes zu An¬ 
fang der Behandlung. Wenn auch diese Vorschläge in ihren Einzelheiten 
nicht ganz den Wünschen der Aerzte entsprechen, nahm die Kammer in der 
Sitzung vom 15. Februar c. doch in Anerkennung des Vertrauens, mit dem 
die genannte Berufsgenossenschaft dem gesammten Aerztestande entgegen¬ 
komme, die Vorschläge an und beauftragte ihren Vorstand, zunächst auf ein 
Jahr mit derselben ein Abkommen zu treffen. 


Unter der Ueberschrift „Katholische Kirche und medicinische 
Wissenschaft“ bringt die „Münchener Medic. Wochenschr.“ in No. 50 a. p. 
anknüpfend an einen Fall, in welchem ein Pfarrer einem von einem Arzte 
wegen unstillbaren Erbrechens einer Schwangeren eingeleiteten Abort entgegen¬ 
getreten und der Arzt Beschwerde eingelegt hatte, einen Bescheid des 
Bischöflichen Ordinariats Augsburg, in welchem als eine Lehre 
der katholischen Kirche hingestellt wird, dass die Anwendung eines 
Mittels, das die Rettung der Mutter zum Zwecke habe, doch mit directer 
Tödtung des Fötus verbunden sei, unerlaubt und sündhaft sei. Nach 
den Lehren der medicinischen Wissenschaft dagegen würde* ein 
Arzt, der es unterlassen würde, falls dies geboten ist, die Einleitung des 
Abortus vorzunehmen, eines Kunstfehlers sich schuldig machen. Das 
Blatt knüpft hieran die Bemerkung: „Hier besteht also ein unüberbrückbares 
Dilemma, über das zwar sehr viele Aerzte sich leicht hinwegsetzen werden, 
indem sie ihre Berufspflicht und das Wohl der ihnen anvertrauten Patienten 
höher achten werden als mittelalterliche moraltheologische Auffassungen, das 
aber gerade wirklich religiös gesinnten Aerzten — und dies traf in dem hier 
vorliegenden Falle zu — schwere Stunden zu bereiten vermag. Dazu kommt 
unter allen Umständen die Schädigung des Ansehens, das aus solcher Auf¬ 
fassung Aerzten, die in einer weniger aufgeklärten Gegend practiciren, bei 
ihren Clienten erwachsen kann.“ Die armen, armen Aerzte! 


In einer Eingabe an den Oberpräsidenten hatte der Verein 
zur Einführung freier Zahnarztwahl folgende drei Fragen aufgestellt: 
1. Sind die Zahnärzte im Krankenversicherungsgesetz den Aerzten gleich zu 
rechnen? 2. Können die Kassen mit den Zahnärzten Verträge abschliessen ? 
3. Ist unter freier ärztlicher Behandlung auch freie zahnärztliche Behandlung 
zu verstehen? 

Hierauf ist nach der „Medic. Reform“ folgender Bescheid der Ge¬ 
werbedeputation des Magistrats eingegangen: 

,, . . . Unstreitig sind Zahnärzte in Uebereinstimmung mit § 29 der Ge¬ 
werbeordnung auch in der Krankenversicherung als approbirte Aerzte be¬ 
rechtigt, in ihrem Specialfäche die Kassenmitglieder zu behandeln. So weit 
die Gemeinden, bezw. die Krankenkassen also die Absicht haben, für die 
Mitglieder der Gemeinde-Krankenversicherung und der Kassen ärztliche Be- 
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handlung durch Specialisten eintreten zu lassen, werden sie auch berechtigt 
sein, die Behandlung der Zahnkrankheiten Zahnärzten zu übertragen und mit 
letzteren einen diesbezüglichen Vertrag zu schliessen. Niemals könnte aber 
unseres Erachtens die Behandlung durch Specialisten von den Mitgliedern 
verlangt werden, und wird die Entschliessung der Kasse hierüber meistens 
von den besonderen localen Verhältnissen abhängen. Demgemäss werden 
auch Anträge der Mitglieder auf Grund des § 56 a des Krankenversicherungs¬ 
gesetzes nur unter Berücksichtigung der localen Verhältnisse beurtheilt und 
erledigt werden können. So selbstverständlich wir es für grossstädtische 
Kassen halten, dass dieselben ihren Mitgliedern die Möglichkeit gewähren, 
einen Augen- bezw. Ohrenarzt zu consultiren oder die Hülfe eines Zahnarztes 
in Anspruch zn nehmen, so selbstverständlich ist es auch schon aus localen 
Gründen, dass eine derartige Leistung der Kasse nicht überall gefordert 
werden kann. Die Kassen haben nicht, wie die anliegende Eingabe annimmt, 
die Verpflichtung, ihren Mitgliedern freie zahnärztliche Behandlung zu ge¬ 
währen, sondern nur die Verpflichtung zur Gewährung einer freien ärztlichen 
Behandlung auch bei Zahnkrankheiten. In diesem Sinne müssen wir die 
sub 3 gestellte Frage verneinen. Unter der als gesetzlichen Mindestleistung 
vorgeschriebenen freien ärztlichen Behandlung ist nicht auch freie zahn¬ 
ärztliche Behandlung, d. h. Behandlung durch einen Zahnarzt, sondern nur 
freie ärztliche Behandlung — diese allerdings auch bei Zahnkrankheiten — 
zu verstehen. Weil aber für Berlin die bei weitem grösste Zahl der prac- 
tischen Aerzte der Behandlung von Zahnkrankheiten sich nicht unterzieht, 
werden die hiesigen Kassen für die Gewährung der gesetzlich vorgeschriebenen 
ärztlichen Behandlung in der Praxis gezwungen sein, auch mit Zahnärzten Ver¬ 
träge abzuschliessen und dieselben unter die Zahl ihrer Kassenärzte auf¬ 
zunehmen.“ 

• — —-— 

In Uebereinstimmung mit dem von dem Oberverwaltungs¬ 
gericht in der Streitsache der Stadtgemeinde Berlin eingenommenen 
Standpunkt hat nunmehr auch das OLerl andesgericht in Stettin auf eine 
Klage der Stadtgemeinde Stettin dahin erkannt, dass in Städten mit könig¬ 
licher Polizeiverwaltung die Kosten für die polizeilich angeordnete Hei¬ 
lung von mit ansteckenden Krankheiten behafteten Personen 
auch nach dem Inkrafttreten des Polizeikostengesetzes vom 20. April 1892 
von der Stadtgemeinde zu tragen sind. (Nat. Z.) 


Nachdem am 8. und 5. November v. J. im kaiserlichen 
Gesundheitsamt Besprechungen über die hinsichtlich der Herstellung, 
des Vertriebes und der Anwendung des neuen Diphtherieheilserums 
zu ergreifenden medicinalpolizeilichen Maassnahmen stattgefunden und nach¬ 
dem ein Theil der aus diesen Berathungen hervorgegangenen Vorschläge 
durch die kaiserliche Verordnung vom.31. December v. J. seine Erledigung 
gefunden, sind die übrigen Anregungen seitens des Reichskanzlers (Reichsamt 
des Innern) mittels Schreibens vom 7. Januar 1895 den Bundesregierungen 
behufs weiterer Veranlassung übermittelt worden. Insbesondere ist es, um 
zuverlässiges Material zurBeurtheilung der Wirksamkeit desDiph- 
therieheilserums zu gewinnen, als dringend erwünscht bezeichnet worden, 
dass in allen grösseren Krankenanstalten innerhalb des Reichsgebietes die 
Wahrnehmungen, welche mit dem neuen Mittel gemacht werden, nach 
einheitlichen Grundsätzen zusammengestellt werden und das gesammelte 
Material dem kaiserlichen Gesundheitsamt behufs entsprechender Ver- 
werthung mitgetheilt werde. Zur Benutzung für die bezüglichen Erhebungen 


Digitized by CjOOQle 



Kleine Mittheilungen. 


63 


ist im Gesundheitsamt nach dem Ergebnisse der Berathungen, welche hier¬ 
über von der Sachverständigencommission abgehalten worden sind, ein in 
No. 3 der „Veröffentlichungen des kaiserlichen Gesundheitsamtes“ mitgetheilter 
Fragebogen aufgestellt worden. Der Reichskanzler hat den Bundesregierungen 
nahe gelegt, diesen Fragebogen für die grösseren Krankenanstalten, 
in denen das neue Mittel zur Anwendung gebracht wird, einzuführen, und das 
Geeignete zu veranlassen, damit das gewonnene statistische Material nach 
Abschluss jedes Vierteljahres dem kaiserlichen Gesundheitsamt zugängig ge¬ 
macht werde. 

Bekanntlich hat auf Anregung der Redaction der „D. M. W.“ auch der 
Verein für innere Medicin eine Sammelforschung über den in Frage 
stehenden Gegenstand eingeleitet, und Ähnliches ist auch im Ausland geschehen. 
So hat u. A. auch die Londoner Clinical Society eine Commission zur 
Prüfung des klinischen Werthes der Antitoxinbehandlung der Diphtherie er¬ 
nannt, der u. A. Stephan Mackenzie, Goodall,Washbourn angehören. 
Es steht demnach zu erwarten, dass man in absehbarer Zeit hinreichende 
Erfahrungen wird sammeln können, welche es ermöglichen werden, über den 
Werth des Heilserums ein abschliessendes Urtheil gewinnen zu können. 


Das Heilpersonal in Paris betrug am 31. December 1894: 2153 Aerzte, 
84 Medicinalbeamte, 1090 Hebammen, 960 Apotheker und 69 approbirte 
Zahnärzte. __ 

Das Deutsche Hospital in London, dessen segensreiche Wirk¬ 
samkeit allgemein bekannt ist, hat in diesem Jahre, am 26. April, unter Vor¬ 
sitz Sr. Kgl. Hoheit des Herzogs von Cambridge, die Feier seines 
50 jährigen Bestehens begangen. Die Unterhaltungskosten des Hospitals sind bis 
jetzt zum grössten Theil aus den freiwilligen Beiträgen der deutschen Colonie 
in England und deren Freunden gedeckt worden. Durch die grosse Zahl 
hülfesuchender Kranken hat sich aber trotz der liberalen Beiträge ein dringen¬ 
des Bedürfniss weiterer Hülfsmittel erwiesen, und der Vorstand wendet sich 
daher bei dieser Gelegenheit an die deutschen Landsleute mit der dringenden 
Bitte, ihn mit Geldmitteln freundlichst unterstützen zu wollen. Das Hospital mit 
Sanatorium und Reconvalescentenheim enthält 140 Betten. In Verbindung 
damit stehen drei Apotheken für Kranke ausserhalb des Hospitals. Deutsch 
sprechende Kranke ohne Rücksicht auf Confession werden frei aufgenommen, 
von deutschen Aerzten behandelt und von deutschen Schwestern gepflegt. 
Im vorigen Jahre empfingen 24868 Kranke unentgeltlich ärztlichen Beistand 
und Arznei. Zur Deckung des jährlichen Deficits von durchschnittlich 
ca. £ 4500 ist der Vorstand auf die mildthätige Hülfe des Publicums an¬ 
gewiesen. 

Die »Deutsche Bank Berlin“ und deren Filialen oder die Ex¬ 
pedition der Berl. „National-Ztg.“ haben sich bereit erklärt, Geldbeiträge 
entgegenzunehmen und dem Schatzmeister des Hospitals, Herrn Baron 
von Schröder, 145, Leadenhall Street, London E.C., zu übermitteln. 


Der Staat Massachusetts in Amerika hat mit der Entschädigungs¬ 
pflicht bei Tuberculose des Rindviehs einen oft ausgesprochenen 
Gedanken in die Praxis übersetzt: Die Krankheit spielt dort eine grosse 
Rolle; vielfach sind 8, sogar bis 35 p. M. der Rinder tuberculös; in Ost¬ 
massachusetts fand Austin Peters sogar seit December v. J. unter 500 Rin¬ 
dern 75 kranke. Diese mussten getödtet werden, ohne dass dem Besitzer 
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irgend eine Vergütung zu Theil wurde; ausserdem war natürlich ein be¬ 
trächtlicher Schaden damit verknüpft, dass Farmen, auf denen mehrfach 
Tuberculose vorkam, dadurch discreditirt wurden. Der Staat zahlt jetzt eine 
entsprechende Entschädigung, dem halben Werth des Viehs entsprechend. 
Die Prüfung geschieht mittels Tuberculins, wulches die dortigen Thierärzte 
bei vorsichtiger Anwendung für ein ausserordentlich sicheres Reagens er¬ 
achten. 

Soll der hier ausgeführte Plan allgemeine Gestalt gewinnen, auch auf 
unsere Verhältnisse übertragen werden und eine dauernde Einschränkung der 
Rindertuberculose durch frühzeitiges Erkennen und Verhindern von Infection 
erzielen, so dürfte män allerdings um die vor einer Reihe von Jahren bereits 
von Ly dt in empfohlene und ausführlich begründete Zwangs Versicherung 
nicht herumkommen. Man wird aber gut thun, dem Versuch in Massachusetts 
seine Aufmerksamkeit zu schenken, da hieraus wohl ein Schluss auf die Be¬ 
einflussung menschlicher Tuberculose durch die thierische sich ergeben 
dürfte. (B. Kl. W. 1895. No. 5.) 


Krankenkassen in Frankreich. Nach dem „Bulletin des sociötös 
mutuelles“ giebt es in Frankreich ca. 10000 Krankenkassen mit etw r a 1600000 
Mitgliedern. Im Jahre 1885 wies Dr. Böraud nach, dass die Berechtigung 
der Kassen, den Arzt zu jeder Tages- und Nachtstunde in Anspruch 
zu nehmen, mit einem Honorar von 50 Cts. pro Jahr und Kopf ent¬ 
schädigt wurde. Von einer Kasse wurden 7000 Einzelleistungen (Besuche 
und Consultationen) mit 3000 Frcs. honorirt. Die Aerzte der Stadt Cham- 
böry haben sich gegen eine solche Erniedrigung des ärztlichen Standes auf¬ 
gelehnt und einstimmig folgenden Beschluss gefasst: „Da die Armentaxe 
lur ganz Savoyen Frcs. 1,50 für den Tagesbesuch beträgt, so w T äre es er¬ 
niedrigend und unwürdig für die Aerzte wie für die Krankenkassen, wunn die 
Kassentaxe für ärztliche Honorare nicht zum Mindesten die Höhe der Armen¬ 
taxe erreichte.“ Vom 1. Januar 1895 werden die Aerzte Chamböry’s sich 
weigern, die Mitglieder der Krankenkassen unter folgendem Tarif zu be¬ 
handeln: Consultation in der Wohnung des Arztes oder Tagesbesuch Frcs. 1,50; 
Consultation mit einem Collegen oder Nachtbesuch Frcs. 5; ausserdem für eine 
kleine chirurgische Operation Frcs. 3; Einrenkung einer Luxation oder 
Fracturverband Frcs. 10. Die Aerzte betonen weiter, dass wenn sie auch 
mit Freude den humanitären Zweck der Krankenkassen durch ihre persönliche 
Mitwirkung zu unterstützen gewillt sind, sie jedoch dabei die materiellen 
Interessen und die Würde des ärztlichen Standes nicht ausser Acht lassen 
dürfen. Den aufgestellten Tarif betrachten die Aerzte nur als eine Abschlags¬ 
zahlung auf die Honorare, w r elche die Kassen ihnen in Wirklichkeit schuldig 
sind, und sie behalten sich vor, das volle Honorar von den Mit¬ 
gliedern zu verlangen, die selbst Arbeitgeber sind oder in 
einer notorisch günstigen materiellen Situation sich befinden. 
(Mödic. moderne No. 84; B. Kl. W. No. 5, 1895.). Tout comme chez nous! 


Die Centralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen hat 

auf ihrem diesjährigen vom 22. bis 24. April in Düsseldorf stattgefundenen 
Congress „die zw T eckmässige Einrichtung und Ausgestaltung der 
Krankenkassen“ erörtert und hierbei auch die freie Arztwahl einer ein¬ 
gehenden Discussion unterzogen, über die w'ir im nächsten Heft eingehender 
berichten werden. 
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Naturheilkunde und Schulmedicin. 

Von Ferdinand Hueppe. 


Wie in fast allen Zweigen der Erwerbsthätigkeit wird auch im ärzt¬ 
lichen Berufe über eine immer stärker werdende Zunahme des unlauteren 
Wettbewerbes durch Kurpfuscher, Naturärzte, kurz durch nicht berufs¬ 
mässig Vorbereitete geklagt und von Seite der das ärztliche „Gewerbe“ 
Treibenden immer häufiger der Ruf nach ausreichendem Schutze der 
ehrlichen Arbeit erhoben. 

Eine auf eine internationale Phraseologie sich stützende Richtung 
der Gesetzgebung hatte wie anderen Gewerben, so auch dem ärztlichen 
Berufe auf den Namen des Allheilmittels des freien Spieles der Kräfte 
die „praxis aurea“ versprochen, in Wirklichkeit den ärztlichen Stand 
aber nur noch tiefer geschädigt. 

Nach einem kostspieligen Studium von zehn Semestern, durch das 
Fegefeuer des Staatsexamens gereinigt, hat es der Mediciner in Deutsch¬ 
land glücklich erreicht, dass er sich Arzt nennen darf, während das Ärzten 
selbst Jedermann frei steht. Dafür hat denn aber auch nach wie vor 
kein Stand auch nur annähernd so viel für die Gesammtheit gethan 
wie gerade der ärztliche, aus dem zuerst die Anregungen zu den mo¬ 
dernen Wohlfahrtseinrichtungen für die Arbeiter und die ganze Social¬ 
hygiene mit ihrer Bekämpfung der Volksseuchen hervorgegangen sind. 

Will man die Stellung der Naturärzte zur Schulmedicin richtig be- 
urtheilen, so kann man die formalen Bedingungen nicht ausser 
Acht lassen, wie sie in der thatsächlichen Gesetzgebung vorliegen. Von 
allen Kulturstaaten, die eine ähnliche socialgeschichtliche Entwickelung 
durchgemacht haben, hat nur Deutschland den gesetzlichen Schutz für 
Kurpfuscher und Verwandte eingeführt, während z. B. Frankreich und 
Oesterreich den Aerzten als Entgelt für die durch das Studium auf¬ 
erlegten Pflichten auch einen Rechtschutz gegen Unberufene gewähren. 
Allerdings hat kürzlich sogar der Staat den Ast, auf den er sich selbst 
gesetzt hatte, abzusägen versucht, und der Staatskarren blieb wenigstens 
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einmal für Alle sichtbar durch einen längst vorausgesagten Radbruch 
im Sumpfe stecken. Die Nothwendigkeit einer Aenderung 
der formal ganz verfehlten Gesetzgebung dürfte damit an 
den maassgebenden Stellen endlich fühlbar geworden sein. 

Im Anschlüsse an die Krankenkassen bildeten sich vielfach auch 
sogenannte Sanitätsvereine d. h. Vereine zur Ausschindung der Aerzte, 
deren pecuniär leistungsfähigen Mitgliedern kein sittliches Recht zur 
Seite stand wie den armen Arbeitern. Die Agitatoren dieser Vereine 
sind fast stets Anhänger der angeblich „naturgemässen“ Lebensweise 
und als solche gewerbsmässige Hetzer gegen die Aerzte und den ärzt¬ 
lichen Stand. Leider tragen die Aerzte durch ihr passives Verhalten 
und die nach dieser Seite berüchtigte „Collegialität“ viel Schuld, dass 
die Gesetzgebung zu einer solchen Stellungnahme kommen konnte. Der 
ärztliche Beruf kann kein Gewerbe sein und durch die Hygiene 
sind den Aerzten so viele neue zu den freiwillig übernommenen älteren 
sittlichen Pflichten gegenüber der Gesammtheit erwachsen, dass eine 
gründliche Aenderung der Gesetzgebung nöthig ist. Das wird aber nicht 
geändert, wenn man über die Fehler Anderer schimpft, sondern nur durch 
zielbewusstes Handeln. Gerade da fehlte es aber früher immer, während 
die Anwälte trotz ihrer nicht minder grossen Concurrenz stets einig waren 
und sind, wenn es ihren Stand gilt. In dieser Einigkeit sind sie stets 
auch genügend mächtig gewesen, um sich Beachtung ihrer Ansprüche 
zu sichern. Im ärztlichen Stande dürfte die jetzige Organisation endlich 
Besserungen anbahnen und es wäre gut, wenn sich die ärztlichen Ab¬ 
geordneten in den Parlamenten oft etwas mehr mit ärztlichen Fragen 
beschäftigten, als es leider vielfach der Fall war. Der ärztliche Stand 
hätte guten Grund, sich das Wort von Gustav Freytag zu merken: „Fluch 
aller Weisheit, die gleichgültig macht.“ Unter dem Einflüsse dieser 
Verhältnisse ist der ärztliche Stand im Ganzen pecuniär entschieden 
zurückgegangen. Die fürstlichen Honorare einiger Kliniker und die 
besondere Hoffahigkeit der Chirurgen können Niemanden darüber 
täuschen. Ein Stand, der so viele Aufgaben gegenüber der Gesammt¬ 
heit hat, muss aber auch pecuniär leistungsfähig sein, wenn er seine 
Forderungen durchsetzen soll. Die ärztliche Kunst geht eben auch nach 
Brod und nur die Socialdemokraten können trotz ihres Wahlspruches 
„principibus obsta“ mit der Antwort des Prinzen an den Maler auf¬ 
warten: „Das muss sie nicht, das soll sie nicht, in unserem Zukunftsstaate 
gewiss nicht.“ 

Von den ausserhalb des ärztlichen Standes liegenden Erscheinungen 
hat sicher auch der Umstand Kurpfuschern und Naturärzten die Arbeit 
erleichtert, dass sich allmählich in unserer Erziehung ein 
durchaus nicht mehr zeitgemässes Missverhältniss 
zwischen archäologischem Ballast und modernen Be¬ 
dürfnissen eingestellt hat. Der Wunsch besteht wohl, diese 
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modernen Bedürfnisse, wie sie die Naturwissenschaften 
und die Sociologie gezeitigt haben, kennen zu lernen, aber 
die von der Schule mitgebrachten Grundlagen gestatten nicht so leicht 
die Befriedigung solchen Wunsches. In solcher Lage fallen ganze 
Gesellschaftskreise allen möglichen Formen der Mystik zum Opfer, und 
diese Leute sind stets Gegner der naturwissenschaftlichen Medicin, in 
der sie nur eine Form des „Materialismuss“ sehen, während sie für die 
volksverderbliche Bethätigung des krassen Materialismus unsittlicher 
Lebensweise oft ganz blind sind. Trotz der grösseren Oeffentlichkeit 
unseres Lebens darf man diese Einflüsse nicht unterschätzen, weil sie 
bis in die entscheidenden höchsten Verwaltungsstellen hinaufreichen. 

Mit der ganzen Entwickelung unserer socialen Verhältnisse hängt 
aber noch eine andere Erscheinung zusammen, die man ebenfalls nicht 
nach ihrer formalen Seite vernachlässigen darf, wenn man einen ge¬ 
wissen Rückgang der ausübenden Aerzte sicher stellt. Ich meine das 
Aufblühen der Hygiene als Gesundheitslehre und Ge- 
sundheitswirthschaft. Unsere grossen Aerzte, die Klassiker der 
Medicin, waren stets auch Hygieniker; der Arzt war der befreundete Be- 
rather der Familie in allen das Wohl der einzelnen Familienmitglieder 
betreffenden Fragen. Das hat sich, hoffentlich aber nur vorübergehend, 
sehr geändert, wozu die gesetzliche Aenderung der Stellung der Aerzte 
Manches beigetragen hat, woran aber vor Allem die Auswüchse des 
Specialistenthums und auch der Unfug der Polikliniken Schuld sind. 
Unter diesen besonderen Verhältnissen trat die Möglichkeit, im guten 
alten Sinne des Familienberäthers praktische Gesundheitspflege im Rahmen 
der ärztlichen Praxis zu treiben, stark zurück und die Hygiene selbst 
verlor zeitweilig die Fühlung mit den ärztlichen Bedürfnissen, weil sie 
als selbstständige Wissenschaft und Kunst und als Socialhygiene gar zu 
viel nachzuholen hatte. Die ärztliche Ausbildung hatte von dieser 
Hygiene zunächst wenig Vortheil, wenn sie überhaupt berücksichtigt 
wurde. Als Staatsarzneikunde war die Hygiene für den Praktiker fast 
werthlos geworden. Ja die Hygiene trat sogar mit ihren socialen Auf¬ 
gaben vielfach in schroffen Gegensatz zu -den Bedürfnissen des prak¬ 
tischen Arztes im früheren Sinne. 

Neben diesen mehr äusseren und formalen Verhältnissen, welche die 
Angriffe gegen die naturwissenschaftlich gebildeten Aerzte der „Schul¬ 
medicin“ ermöglichten oder erleichterten, sind aber noch mehr innere 
Zustände maassgebend gewesen. Diese liegen einmal in der Ent¬ 
wickelung der wissenschaftlichen Medicin und dann darin, dass that- 
sächlich einige medicinisch ungebildete Laien therapeutisch Grosses ge¬ 
leistet haben. 

Viele Laien scheinen noch immer zu meinen, dass gegen den Tod 
Kräuter gewachsen seien und dass die Aerzte eigentlich das Sterben 
abschaffen müssten. Während sich die urtheillosen Menschen aller 
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Bildungsstufen bei leichten Erkrankungen zunächst gern selbst quack¬ 
salbernd helfen, statt durch rechtzeitige Inanspruchnahme eines urtheils- 
föhigen Arztes vorbeugend vorzugehen, rufen Alle, auch die Anhänger 
der Naturheilkunde, den Schulmedieiner immer erst, wenn der Karren 
verfahren ist. So kommt es, dass die meisten Kranken, welche sterben, 
eben mit Hülfe des Arztes sterben, wie es seit undenklichen Zeiten die 
Witzbolde angeben. 

So sind die Aerzte für die „guten“ Freunde und die Feinde ge¬ 
kennzeichnet als 

„des doctes assassins, 

qui s’appellent mädecins“. 

Dazu kommt, dass der Arzt mindestens moralisch gezwungen ist, 
Jedem seine Hülfe angedeihen zu lassen, der ihn darum ersucht Der 
Arzt kann sich die Fälle nicht auswählen und muss heilbare und un¬ 
heilbare Kranke, richtig vorbehandelte und ganz verpfuschte Fälle an¬ 
nehmen und nach bestem Wissen und Können behandeln. Der Natur¬ 
arzt und besonders der Besitzer einer Naturheilanstalt ist darin ganz 
anders. Er wählt sich von vornherein die Fälle aus, die für ihn passen, 
schiebt die trotzdem aufgenommenen unbequemen Fälle, wenn irgend 
möglich, vor dem Tode ab und schafft sich dadurch von vornherein 
eine gute Statistik der Heilerfolge. Die schlechten Erfolge werden in 
den Reclamen in rührender Weise verschwiegen oder, soweit dies nicht 
geht, darauf zurückgeführt, dass die Leute zu spät, d. h. bereits durch 
j\erzte und Medicin verpfuscht, in ihre sonst unfehlbare Behandlung 
gekommen seien. Früher war Aehnliches auch vielfach in Badeorten 
üblich und das hat dazu beigetragen, dass man früher in ärztlichen 
Kreisen die Badeärzte nicht für ganz voll angesehen hat. 

Die Grundlagen für die Beurtheilung der Leistungen der Aerzte 
und der angeblichen Naturärzte sind schon meist so aus einander gehend, 
das man die Erfolge überhaupt nicht vergleichen kann. Das Sterben 
ist eben ein naturnothwendiger Act zur Erhaltung und Verbesserung der 
Art durch Abstossen der nicht mehr Existenzfähigen. Die Geschichte 
der Medicin ist genau so viel und so Avenig die Geschichte der mensch¬ 
lichen Irrthümer, wie die der Rechtswissenschaft oder eines anderen 
Faches. Wenn man im Hinblick auf frühere „Leistungen“ der Medicin 
sagen wollte, dass nur ein Todtengräber die wahre Geschichte der 
Medicin schreiben könnte, so müsste man auch mit gleichem Rechte 
sagen, dass nur ein Henker die Geschichte der Rechtswissenschaft dar¬ 
stellen kann. Ein vernünftiger Mensch wird vielmehr sagen, dass auf 
allen Gebieten menschlicher Thätigkeit der Weg zur 
lichten Wahrheit durch den Nebel der Unwissenheit und 
des Irrthums führt. 

Die Medicin hat aber gerade im Laufe dieses Jahr¬ 
hunderts wie alle anderen Naturwissenschaften ein b e - 
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deutendes Stück dieses Weges zurückgelegt und sie 
nimmt m'it Theil an den Ehren und Erfolgen der Natur¬ 
wissenschaft nicht nur an Wissen, sondern auch an 
Können. Die Sterblichkeit ist enorm gesunken, die Geburtsziffer 
übersteigt seit diesem Jahrhundert regelmässig die Todesziffer und zwar 
in stetig steigerndem Maasse, die Volksseuchen verlieren mehr und mehr 
von ihren Schrecken. Das allessindErfolge derSchulmedicin. 
Die Leistungen der operativen Medicin, die Schöpfung der aseptischen 
Methode durch Semmelweis, der antiseptischen durch Lister sind so 
gross, dass sich Niemand behufs Operation an Naturärzte oder Homöo¬ 
pathen wendet. 

Aber bei allen Erfolgen sind die Aerzte Naturforscher geblieben. 
Ein echter Naturforscher hat aber die Pflicht, stets zu zweifeln, um immer 
wieder zu prüfen und das Richtige zu ermitteln. Da sind die Natur¬ 
ärzte doch ganz andere Kerle! Die wissen Alles besser und sind darin 
ihrem Schöpfer noch ein gutes Stück über. Sie erklären sich stets 
seihst im Besitze der absoluten Wahrheit in Bezug auf das Heilen aller 
Krankheiten. Zu lernen haben sie gar nicht nöthig, weil sie bereits 
Alles wissen, und die Natur einer Krankheit zu erforschen, eine richtige 
Diagnose zu stellen, das Alles gebrauchen sie gar nicht. Ohne jede 
Kenntniss der Naturwissenschaften, ohne Naturbeobachtung, ohne jedes 
Wissen vom Bau und den Verrichtungen des gesunden und kranken 
menschlichen Körpers kommen sie mit „wenig Nachdenken“ zu ihrer 
unfehlbaren Heilkunst. 

Während sich die Schulmediciner als Specialisten für alle mög¬ 
lichen Organe oder Krankheiten ausbilden und dem Publicum anbieten, 
erklären die Naturärzte sich überall für die einzigen Specialisten im 
Heilen von Krankheiten. Allerdings das Sterben haben sie auch noch 
nicht abschaffen können, deshalb schreiben sie es auf das Conto der 
Schulmediciner. 

Dieser Appell an diejenigen, die nicht alle werden, ist aber erfolg¬ 
reich und die Entlohnung meist besser als die der Aerzte. Wie ist so 
etwas nur möglich in einem Volke, welches man ein Volk der Denker 
nennt? Oder ist es nicht vielleicht wesentlich doch noch ein Volk der 
Träumer, welches die wirklichen Dinge höchst unpraktisch beurtheilt? 
Ist da nicht noch ein Rest der mittelalterlichen Mystik vorhanden? 
Thatsächlich leitet ja in der Naturheilkunde die Homöopathie mit ihrer 
Mystik der Potenzen und die homöopathische Elektrotherapie und der 
Magnetismus der Naturheilkunde — die echte, ohne alle Kenntnisse 
der Physik leicht zu erlernende Electricitätslehre der Dummen — 
ohne Sprung hinüber zu den Lehren der Occultisten und zur vier¬ 
dimensionalen Weisheit der Spiritisten, deren Clientei ja bekannt genug 
ist. Diese Weisheit verbindet aber den Aberglauben der arischen Kultur 
mit dem Seelen- und Fetischdienst australischer und polynesischer Völker, 
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die sich jetzt noch im Zustande der Steinkultur befinden. Und da giebt es 
noch Leute, die sich beklagen, dass die Menschheit zu schnell fortschreitet! 

Aber noch ein psychologisches Moment spielt mit. Der Arzt ver¬ 
lässt die Hochschule mit viel Wissen und mit all den Zweifeln in sein 
Wissen, welches jeden Naturforscher auszeichnet und ihn gerade zum 
Weiterarbeiten an sich anspomt. Dagegen sind ihm viele Dinge fast 
ganz fremd geblieben, die er im Umgänge mit Menschen psychologisch 
verwerthen muss. Ein mit den Bedürfnissen seiner Schafe gut ver¬ 
trauter Schäfer und seine lateinische Varietät, der Pastor, weiss viel 
besser, wo es seinen Schutzbefohlenen fehlt, und er wird es deshalb 
gelegentlich auch bei Krankheiten richtiger anfangen als der Arzt. Sagt 
der Arzt, die Krankheit dauere mindestens 14 Tage, so erklärt der 
Naturarzt, sie dauere höchstens zwei Wochen und der Patient meint, 
der Naturarzt ist deshalb 14 / 2 = 7 mal so klug wie der Arzt. 

Im Bewusstsein ihrer Exactheit wollen leider viele Aerzte noch immer 
Krankheiten behandeln, statt sich darüber klar zu werden, dass wir nur 
an Krankheiten leidende Menschen, Individuen, zu be¬ 
handeln haben, deren Psyche stark betheiligt ist, wenn der Körper 
leidet In seiner Noth will der Kranke, auch der Gebildete, zu seinem 
Arzte ein Vertrauen haben wie zu einem Priester oder Propheten. Daran 
ändert alle Exactheit nichts und die Gesuche oder Anerbieten in Zei¬ 
tungen, die Praxis zu übertragen, müssen deshalb häufig starken Anstoss 
erregen. In den Kliniken wird aber leider aus Gründen, die der Pro¬ 
fessor nicht zu ändern vermag, der Student viel zu wenig auf diese 
Dinge hingewiesen und auch die Poliklinik ändert daran wenig; der 
„Fall“ beherrscht die Situation zu sehr, so dass der angehende Arzt fast 
alles das erst im Leben zu lernen hat, was seine Gegner bereits 
wissen. Die Entwickelung des klinischen Unterrichtes an den Kranken¬ 
anstalten hat hier eine Lücke in der ärztlichen Bildung geschaffen, die 
nur durch das Leben in der Praxis allmählich ausgefüllt wird. 

In Folge dieser Entwickelung des medicinischen Unterrichtes hat 
sich auch ein Missverhältniss zwischen Wissen und Können 
eingestellt, wie es früher nicht bestand. Bei dem geringeren Wissen 
der früheren Zeiten war der Gegensatz zu einem geringeren Können 
weniger auffallend als jetzt, nachdem die Medicin als Kunst sich nicht 
so schnell entwickelt hat wie die Medicin als Wissenschaft. Die tech¬ 
nischen Fortschritte des Specialistenthums wurden dadurch vielfach 
Fortschritte im Sinne des Handwerkes, aber nicht einer wahren Kunst, 
welche die wissenschaftliche Medicin als Hülfsmittel benützt. 

Dass die Möglichkeit eines staatlichen Einschreitens zum Herab¬ 
drücken der ärztlichen Kunst zum Handwerk mit dem Aufblühen des 
Specialistenthums zusammen fiel, ist wohl kaum ein Zufall. Die Specia- 
listen hatten vielfach ganz den Zusammenhang mit dem Ganzen ver¬ 
loren und erst seit einiger Zeit beginnt sich dies zu bessern, während 
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vorher nur Wenige sich über diese enge Auffassung des Specialismus 
erhoben hatten. In der pathologischen Anatomie und dann 
— für das ärztliche Handeln noch wichtiger — in der Hygiene 
haben die Einheitsbestrebungen in der Medicin zuerst 
wieder klaren Ausdruck gefunden, so dass alle Specialitäten 
sich ihrer Zusammengehörigkeit zur gemeinsamen Medicin bewusst werden 
mussten oder wieder bewusst werden müssen. 

Die grossen Fortschritte in der Diagnostik, in Auscultation und 
Percussion, Uroscopie, Elektricitätslehre, Bakteriologie brauche ich nur 
anzudeuten, um daran zu erinnern, wie das Erkennen der Krank¬ 
heitsvorgänge sicherer geworden ist. Die Naturheilkunde 
weiss das sehr wohl zu verwerthen, auch wenn sie äusserlich noch so 
sehr den Widerspruch gegen die Schulmedicin betont. Von einem Leiter 
einer Anstalt für Naturheilkunde habe ich ein Werk über Ernährung 
gelesen, welches nur ein Auszug aus den Arbeiten von Voit war, 
während man gerade in dieser Richtung stets seitens der „Naturärzte“ 
auf unversöhnliche Gegensätze hingewiesen wird. Nur die Naturärzte 
verstehen etwas von richtiger Ernährung, das ist das bescheidene Ein- 
geständniss vieler von ihnen, und dazu berufen sie sich auf die Heil¬ 
erfolge, die sie erzielen, wo die Schulmedicin nur geschadet habe. 

Immer wieder ist es so die therapeutische Leistung allein, welche 
gegen die Anhänger der Schulmedicin ausgespielt wird, der dafür nach¬ 
gesagt wird, dass sie dem Kranken zu seiner Krankheit noch die Medicin- 
krankheit obendrein verschaffe. 

Nun haben die wirklichen Heilkünstler nie das Mediciniren als 
ihre alleinige Aufgabe betrachtet, sondern das Receptschreiben oft nur 
vorgeschoben, während sie in Wirklichkeit auf die Psyche des Kranken 
einwirkten und die Natur walten Hessen, deren Kraft sie vertrauen 
durften: natura sanat, medicus curat! Der Kranke und seine Umgebung 
sah nur das erstere und urtheilte allein danach, so dass der grosse 
Menschenkenner und Spötter Moli£re meinte: „Ein Arzt ist ein Mensch, 
der sich dafür bezahlen lässt, dass er im Zimmer der Kranken Lappalien 
schwatzt, bis die Natur ihn geheilt hat oder die Arzneimittel ihn um¬ 
gebracht haben.“ 

Das Receptschreiben ist aber der alte Fluch der Medicin und schon 
zu Galens Zeiten klagten die Aerzte: „Populus remedia cupit“. Diese 
Erziehung zum Receptschreiben und das Verlangen des Volkes nach 
Recepten von den Aerzten hat zeitweilig zu den gröbsten Auswüchsen 
und der berüchtigten Vielgeschäftigkeit geführt, zu jener polypragmasia 
nigra dolens, wie man sie nennen könnte, gegen die sich von Zeit zu 
Zeit energischer Widerspruch erheben musste. Das Ansehen des ärzt¬ 
lichen Standes gewann dabei wenig, weil diese Gegensätze oft in einer 
Form verliefen, die dem Publicum nicht fremd blieb und für die ein 
witziger Franzose die Worte fand: 
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Chaque Docteur dit le contraire, 

Un autre remfede k chaque heure, 

C’est pourpuoi il ne faut pas avoir peur, 

II n’arrive rien plus, que qu’on — meurt! 

Der Ausgang aller ärztlichen Kunst im Heilen von Krankheiten 
war in einfachen Naturbeobachtungen an Menschen und Thieren gegeben. 
Priester, Krieger, Hirten, „wilde“ Weiber leisteten den Kranken und 
Verwundeten nach bestem Wissen und Können und oft mit Erfolg Hülfe. 
Diese Naturheilkunst hat von Urzeiten an neben und in 
der allmählich sich ausbildenden Schulmedicin Bedeu¬ 
tung behalten. Mechanische Behandlungsweisen wie die Massage 
mit ihren Knetungen, Streichungen und W’alkungen sind uralt und leiden 
in ihrem Werthe doch gewiss nicht, weil sie von Schäfern entdeckt und 
gerettet wurden, bis die wissenschaftliche Medicin sie endlich nach 
Jahrtausenden auch anerkannte und physiologisch zurecht stutzte. 

Schon Aristoteles meinte auf Grund ähnlicher vorausgegangener 
Erfahrungen, dass das, was am meisten für den Menschen in Betracht 
komme, wie Luft und Wasser, doch auch von grösster Bedeutung für 
die Heilung sein müsse, und die alten Kulturvölker hatten schon eine 
leistungsfähige Hydrotherapie in Verbindung mit einfacher, durch Hantel¬ 
übungen unterstützter Heilgymnastik. Eine vorbeugende Sonnentherapie 
für das ganze Volk, wie sie die Griechen in ihren Gymnasien besassen, 
ist uns noch ganz fremd und doch verstehen wir schon etwas die Lobes¬ 
hymnen des Anacharsis über die Erfolge dieses Systems, .und der mo¬ 
derne Sport, besonders der Rudersport, hat uns schon Aehnliches gebracht. 
Daneben nimmt sich die Sonnentherapie in engerem Sinne doch nur 
wie ein schwacher Anfang aus. Und doch ist es ein grosses Verdienst 
italienischer Aerzte, wieder darauf hingewiesen zu haben, dass man das 
durch unsere Kleidung ganz misshandelte und in seiner Leistungsfähigkeit 
herabgesetzte Hautorgan oft vortheilhaft zur Ausscheidung mit verwenden 
kann. Gewiss hat man in Deutschland an vielen Orten noch viel 
sonnigeren Sonnenschein und ebenso gute oder noch bessere Gelegenheit, 
zeitweilig Sonnentherapie zu treiben wie im „Weissen Hirsch“ bei Dresden. 
Aber Lahmann hatte den Muth, diese Therapie in Deutschland zuerst zu 
treiben, und er erzielte damit Erfolge oder doch günstige Unterstützungen 
anderer Verfahren, wo andere Methoden der Schulmedicin im Stiche 
gelassen hatten. 

Auch die moderne Wundbehandlung hat schon im Alterthum ihre 
Vorläufer gehabt, wobei Blutstillung, Linderung der Schmerzen und 
aseptischer Heilverlauf zu ihrem Rechte kamen und selbst der Ausgang 
der Asepsis, die Disposition des Individuums beachtet wurde. So sagt 
Plato von den Aerzten, dass sie das Blut aus den Wunden aussogen, 
mildernde Kräuter auf legten, aber sich sonst nicht um dieselben kümmerten: 
„denn dass ein von Natur Kränklicher und Zügelloser am Leben bleibe, 
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das hielten sie weder für ihn noch für Andere für erspriesslich, noch 
müsse ihre Kunst dahin wirken und solche behandeln, sollten sie auch 
reicher als Midas sein“. Im Griechenheere vor Troja war Machaon 
Held und consultirender Chirurg in einer Person. Erst der grosse 
Menschenkenner, Wilhelm der Siegreiche, hat den Kampf gegen die 
Seuchen dem Kampf gegen äussere Feinde gleichwerthig gehalten und 
Koch und seinen Mitarbeitern bei der Choleraexpedition Kriegsdeco- 
rationen verliehen, wie tapferen Kriegern. In der germanischen Gudrun- 
sage heilt der alte Sturmriese Wate nach der grausigen Schlacht 
auf dem Wülpensande sich und die anderen wunden Helden mit Wurz, 
Kräutern und Salben so erfolgreich, dass die modernen Generalärzte 
ä la suite dagegen trotz Antisepsis und Asepsis zurückstehen müssen: 

„Von also grossen Künsten hört’ ich früher nicht noch später sagen.“ 
Und doch war er nur ein Naturheilkundiger „in Heilkunst unterwiesen 
von einem wilden Weibe“. Die empirische Heilung ist eben auch 

Heilung, und der Erfolg entscheidet und fuhrt zur praxis aurea, so dass 
es in den Nibelungen heisst, nicht den exacten, sondern 

„den erfahrenen Aerzten gab man reichen Sold, 

Silber ungewogen, dazu das lichte Gold“. 

Diese echte Volks- und Naturheilkunde hat seit Urzeiten anch die Säfte 
von Wurzeln und Kräutern stets verwerthet und damit neben der 
mechanischen Behandlung auch die chemische durch Medicamente ge¬ 
pflegt: medica mente et medicamentis. 

Erst in den letzten Decennien zweigte sich ein Theil der medi- 
cinisch vorgebildeten und der Laienelemente unter den Anhängern der 
„Naturheilkunde“ ab als Fraction der „arzneilosen“ Heilkunde. Ihr 
Führer war ein tüchtiger und hygienisch urtheilender Arzt, Niemeyer, 
der durch die Hygiene immer mehr zur Anerkennung der Bedeutung 
der einfachen Heilfactoren wie Wasser, Luft, Bewegung, einfache Diät 
gedrängt wurde und dabei schliesslich, das Kind mit dem Bade aus¬ 
schüttend, alle Medicamente in der Theorie verwarf. In der Praxis 
wurden allerdings auch von den Anhängern dieser Theorie manche 
Medicamente thatsächlich angewendet und bei Herzkrankheiten z. B. 
spielt auch bei ihnen die Digitalis eine grosse Rolle. 

Unter den Anhängern der Naturheilkunde ist aber die Mehrzahl 
überzeugt, dass den Pflanzensäften eine grosse Bedeutung beikommt, 
und die mystischen Beziehungen der Pflanzensäfte zu den Säften des 
Menschen spielen sogar eine grosse Rolle, wie es in den letzten Jahren 
bei Pfarrer Kneipp der Fall war, und der Schulmediciner Dr. Lieber hat 
zur Benutzung für seine ultramontanen Wähler einen Thee gebraut, der 
nur gläubigen Katholiken hilft. Die Anhänger der Naturheilkunde sind 
unter sich thatsächlich über die Bedeutung der von der Natur gebotenen, 
vom Volke übernommenen Mittel und Methoden durchaus nicht 
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einig. Von den Einen wird, noch dazu mit kleinen Varianten, die als 
absolut unerlässlich gelten, das Wasser, von Anderen werden die Luft, die 
Sonne, Diät, Massage oder bestimmte Pflanzensäfte wie ein Fetisch hin¬ 
gestellt, der von dem gläubigen Kranken angebetet werden muss, wenn 
er geheilt werden will. Einig sind sie dagegen alle darin, dass nur sie 
im Gegensätze zu den Schulmedicinern mit diesen Mitteln heilen können, 
dass aber die Aerzte einerseits von diesen Naturmitteln nichts ver¬ 
stehen und andererseits mit ihren Medicamenten nur schaden und dem 
Kranken zu seiner Krankheit noch eine Medicinkrankheit hinzu ver¬ 
schaffen. 

Diese Idee von der unerlässlichen Medicinkrankheit — nicht zu 
verwechseln mit den den Aerzten geläufigen Nebenwirkungen der Arznei¬ 
mittel, welche auch Pflanzensäfte austiben können — war schon im 
vorigen Jahrhundert geläufig, wie der früher angeführte Ausspruch von 
Moli&re zeigt. Aber erst die Homöopathen haben hieraus einen grund¬ 
sätzlichen Gegensatz gegen die Schulmedicin herausgeklügelt. Die Natur¬ 
ärzte beten den ihnen bequemen Satz nach, ohne zu merken, dass auch 
die Pflanzensäfte davon betroffen werden, gegen welche die Homöo¬ 
pathie sich eben so consequent wendet. Denn damals haben auch die 
Aerzte nur die natürlichen Formen der Arzneimittel besessen. Viele 
dieser Mittel, wie sie jetzt noch Pfarrer Kneipp und Schäfer Ast an¬ 
wenden, sind im Laufe dieses Jahrhunderts für die Schulmedicin „obso¬ 
let“ geworden, weil man durch die Chemie die wirksamen Bestandteile 
sondern und richtiger erkennen und anwenden lernte, und manche dieser 
früher als heilsam angenommenen Mittel wurden als unwirksam erkannt 
und durch bessere ersetzt. In Bezug auf die Verwendung von Medica¬ 
menten ist die Naturheilkunde um gute 50 —100 Jahre hinter der 
Schulmedicin zurück geblieben und ihr wüstes Schimpfen ist nur ein 
Ausdruck dieser Rückständigkeit, die auf allen Gebieten über den bösen 
Fortschritt herfällt. 

Die Aerzte der Schule sind einsichtig genug, kein Mittel wegen 
seiner Herkunft zu verschmähen und es in einfacher Form von Wurzeln, 
Blüthen oder Blättern, von Thee oder Säften zu verwenden, so lange nicht 
die wirksamen Bestandteile chemisch isolirt und pharmakologisch auf 
Wirkungen und Nebenwirkungen genau bekannt sind, besonders auch weil 
oft die Nebenwirkungen der mit übertragenen anderen Bestandteile sogar 
erwünscht sind. Chinarinde, Guajakholz, Ipekakuanha haben in den Augen 
der Aerzte deshalb keinen geringeren Wert, weil sie von Indianern in 
ihrer Bedeutung erkannt und von ihren Medicinmännern den Europäern 
bekannt wurden. Aber es war ein riesiger Fortschritt, als man aus der 
Chinarinde das reine Chinin darstellen konnte, und es wäre sehr er¬ 
wünscht, wenn man das Chinin rein chemisch aus seinen Elementen 
aufbauen könnte. Bei dem Fingerhut zieht man dagegen immer noch 
das Infus der Blätter dem daraus gewonnenen chemisch reinen Alkaloid 
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vor. Diese beiden Beispiele können den grossen Gegensatz zwischen der 
Voreingenommenheit der Naturärzte, welche unter allen Umständen nur 
der Pflanze selbst vertrauen, und der jetzigen Unbefangenheit der meisten 
Schulmediciner illustriren, welche das Gute behalten oder annehraen, 
woher es auch komme, und nur dem wirklich im Versuche und am 
gesunden und kranken Menschen Erprobten vertrauen. 

In der Anwendung von Medicamenten hatte sich allmählich, be¬ 
sonders gegen Ende des vorigen und zu Anfang dieses Jahrhunderts 
der Brauch eingestellt, nur mit grossen Gaben vorzugehen. Wie Schulz 
kürzlich mittheilte, ist schon im vorigen Jahrhundert Gren energisch 
dagegen aufgetreten. Ich habe früher einmal angegeben, dass schon 
im System von Brown für die verschiedenartigen Wirkungen kleiner und 
grosser Gaben desselben Mittels Platz war und habe diese auf ärztlichen 
Erfahrungen beruhende Ansicht sogar in ihren Anfängen auf Paracelsus 
zurückfuhren können. In den letzten Jahren haben Arndt, Schulz und ich 
von ganz verschiedenen Ausgangspunkten aus und unabhängig von ein¬ 
ander das biologische Grundgesetz ermittelt, dass dasselbe Mittel jenseits 
eines Indifferenzpunktes in grösseren Mengen auf Protoplasma lähmend und 
tödtend, diesseits dagegen reizend, die Leistungen erhöhend wirken 
kann. Durch die Pötenzlehre von Hahnemann, nach der ein Mittel um 
so wirksamer ist, je verdünnter es ist, entstand nun ein vorübergehend 
unlösbarer Widerspruch zwischen Aerzten und Homöopathen. Die 
ersteren arbeiteten nur noch mit grossen, die letzteren nur noch mit 
kleinen Gaben derselben Mittel. Entkleidet man die Homöopathie der 
Mystik der Potenzen, die kaum noch etwas Anderes als Nihilismus im 
Gewände des Receptes ist, so ist der Grundgedanke, dass auch kleine 
Mengen Wirkungen haben können, richtig. Aber dies ist eine 
ältere Errungenschaft der Schulmedicin, die nur mit Un¬ 
recht in Vergessenheit gerathen war, so dass G. Jäger nicht ganz mit 
Unrecht von einem „misshandelten“ Naturgesetze sprach. Falsch ist auch 
hier nur wieder die Einseitigkeit, da man auch mit grossen Gaben be¬ 
stimmte Wirkungen erzielen kann, die nicht als Medicinkrankheiten auf¬ 
gefasst werden dürfen. Die Aerzte sollten Beides wissen und die Pharma¬ 
kologie wird hoffentlich diese Anregungen, wie sie neuerdings Arndt, 
Schulz und ich gegeben haben, aufnehmen. Die Homöopathen fassen 
in durchaus unzulässiger Weise anders geartete Wirkungen grosser 
Gaben der Arzneimittel als besondere Medicinkrankheiten auf und con- 
struiren sich so ohne Kenntniss der Gesetzmässigkeiten einen oft ein¬ 
träglichen Gegensatz zur Schulmedicin. 

Wunderliche Gegensätze bestehen auch in Bezug auf die Ernährung. 
Ich muss mich natürlich auch hier auf kurze Andeutungen beschränken. 
Die Emährungstheorie von Liebig hatte zweifellos das Eiweiss zu ein¬ 
seitig betont und damit die Vorstellungen der Aerzte über das, was 
nahrhaft ist, nicht immer günstig beeinflusst. Danach ist der Vege- 
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tarianismus als Reaction immerhin begreiflich. Aber welcher grenzenlose 
Unsinn ist erst von den Vegetarianern begangen worden, die ihre Lebens¬ 
weise als allein „naturgemäss“ hinzustellen belieben und doch Fehler 
über Fehler machen, dass man sie richtiger die Anhänger der „unverständ¬ 
lichen“ Lebensweise genannt hat. Die wirklichen Naturvegetarianer, welche 
wie Japaner, Chinesen, Hindus seit Jahrtausenden sich an ihre Lebens¬ 
weise angepasst haben und uns deshalb belehren können, zeigen uns von 
all den überflüssigen Mätzchen nichts. Wo nicht sittliche und religiöse 
Momente ins Spiel kommen, die sich einer naturwissenschaftlichen Discussion 
entziehen und nach denen auch bei uns der strenge Katholik zum Fasten 
Fische und Fischotter nicht als Fleisch betrachtet, weiss der Natur¬ 
vegetarianer ein Beefsteak als eine „verbotene Frucht“ zu schätzen und 
ärgert sich nur, dass er selten dazu kommt, und die Strandbevölkerung 
hilft sich mit „frutti di mare“ über die Oede der pflanzlichen Kost, 
erfolgreich hinweg. Ein Vegetarianismus mit solchen Früchten ist 
durchaus verständlich. 

Dass man aber oft mit weniger Eiweiss auskommt und dieses Ei- 
weiss oft der Pflanzenwelt entnehmen kann, das hat gerade die wissen¬ 
schaftliche Emährungsphysiologie ermittelt und damit selbst Fehler von 
Liebig beseitigt. Vor Allem hat aber Robert Mayer schon 1845 den 
energetischen Gesichtspunkt eingeführt, der erst in den letzten Jahren 
wieder entschiedener und zum Theil so einseitig aufgenommen worden 
ist, dass ich mich schon gegen eine drohende Unterschätzung des Eiweiss 
ausgesprochen habe. Die Fanatiker des Vegetarianismus sind in der 
Regel in den Nerven und dem Magen niedergebrochene alte Sünder 
und Schlemmer, bei denen man nicht gut von sittlichen Motiven sprechen 
kann. Im Uebrigen weiss jeder Arzt, dass man oft vortheilhaft eine mehr 
oder weniger strenge vegetarianische Lebensweise anwendet. Besonders 
in Grossstädten findet häufig eine zu einseitige Fleischdiät statt, die sich 
besonders auf Nieren und Herz störend bemerkbar machen kann. Ex¬ 
treme Fälle dieser Art, die mich schon lange darauf aufmerksam ge¬ 
macht haben, habe ich in Form des Uebertrainirtseins beim Sport kennen 
gelernt. Ruhe allein hilft da gar nichts, sondern nur der gleichzeitige 
Uebergang zu einer stärkeren pflanzlichen Ernährung mit Gemüsen, Salat 
und Obst, während man durch richtige Verwendung dieser Substanzen 
in der Nahrung von vornherein den Zustand vermeiden kann. Solche 
Extreme sind aber durch alle möglichen Uebergänge mit dem normalen 
Zustande gesunder Menschen verbunden. 

Gegen die angebliche Stärkung mit Wein, Bier und Alkaloiden im 
Kindesalter in Verbindung mit qualitativer Ueberfütterung haben sich 
doch wohl Schulmediciner ebenso energisch ausgesprochen wie andere 
Leute und viel früher. 

Dass auch die anorganischen Körper, die Salze, von grosser Bedeutung 
sind, wissen wir. Zum Wenigsten in Bezug auf Kochsalz, Kalk und Eisen, 
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wurde auch stets darauf Rücksicht genommen. Dass dies unter Um¬ 
ständen nicht genügt, hat am entschiedensten Lahmann behauptet, leider 
jedoch bis zu einem Grade der Einseitigkeit, dass man fast meinen 
könnte, Eiweiss, Fett, Kohlehydrate seien unwichtiger als die Nährsalze. 
Dieser „Spinattheorie“ gegenüber stehen die meisten Aerzte auf dem 
richtigeren Standpunkte der „Spinat- und Eitheorie“ und zur rechten Zeit 
wird man sich zu entsinnen haben, dass man auch Eisen und andere 
Nährsalze aus der Apotheke verschreiben oder an einer Heilquelle ge¬ 
messen kann. Aber immerhin ist es ein Verdienst, dass Lahmann die 
Bedeutung der Salze bei der Ernährung wieder stärker betont hat, weil 
durch Nichtbeachtung oft gesündigt wird. Aber zum Fetisch dürfen 
auch die Nährsalze nicht erhoben werden. Ein grundsätzlicher Gegen¬ 
satz besteht auch hier so wenig zwischen den Schulmedicinem und dem 
„Naturarzt“ Lahmann, dass dieser die Beweise ftir seine Ansicht aus¬ 
schliesslich aus physiologischen Werken der Schulmedicin entnommen hat. 

Eine gewisse Beachtung verdienen diese Dinge noch von einem 
anderen Standpunkte. Wir beziehen bekanntlich direct oder indirect 
durch das Fleich der Nutzthiere alle Nahrungsmittel aus dem Pflanzen¬ 
reiche. Für dieses hat aber Liebig die Mineraltheorie der Ernährung 
begründet. Es ist nun gewiss nicht gleichgültig ftir die Ernährung von 
Menschen und Thieren, ob die Pflanzen normal oder durch einseitige 
Erschöpfung des Bodens unrichtig ernährt sind, und Mängel der Pflanzen¬ 
nahrung könnten sich auch in der Ernährung der Menschen störend 
bemerkbar machen. Ein eclatantes Beispiel dieser Art einer unrichtigen 
qualitativen und quantitativen Pflanzenernährung liegt im Grossen an den 
Beobachtungen auf Rieselfeldern vor. Aber dieses Beispiel ist nicht 
von Naturärzten ermittelt und gewürdigt worden und diese ganze Frage 
ist seit Liebig dauernd Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchungen 
gewesen, in denen sich in der neuesten Phase die praktischen Ermitte¬ 
lungen von Schulz-Lupitz mit den Ermittelungen der modernen Bakte¬ 
riologie, die ebenfalls nicht von Naturärzten geschaffen wurde, decken. 

Der Arzt, der sich mit der Ernährung beschäftigen muss, wird gut 
thun, diese Dinge zu beachten, und in dieser Forderung hat der wissen¬ 
schaftliche Arzt absolut keine anderen Tendenzen als der Naturarzt. 
Es giebt wohl kein Gebiet, welches zum Schimpfen auf die wissenschaft¬ 
liche Medicin so ungeeignet ist, wie gerade die Ernährungslehre. 

Was die Anhänger der „naturgemässen“, der „giftfreien“, der „arznei¬ 
losen“ Heilkunde als ihren Eigenbesitz angeben, ist thatsächlich ein 
Theil des Wissens der Schulmedicin. Der Unterschied liegt nur in der 
Einseitigkeit und in der Art der Anpreisung uud darin hätte der selige 
Bamum bei den Gegnern der Schulmedicin viel lernen können. So 
arg ist es ja selbst bei der Tuberculin- und Heilserummethode und bei 
den reclamebedürftigsten Specialisten nicht gewesen, wie es dort un¬ 
erlässlich scheint. 


Digitized by 


Google 



7 « 


Naturheilkunde und Schulmedicin. 


Zu den Gegensätzen zwischen Naturärzten und Aerzten gehört auch 
das Verhalten gegenüber der Schutzimpfung gegen Pocken und weiter 
gegen alle Impfungen. Das war nicht immer so. Es war gerade eine 
alte Erfahrung des Volkes, dass das Ueberstehen einiger Seuchen Schutz 
gegen Wiederkehr derselben verleiht. In Europa war es eine Uebung 
der Mütter geworden, ihre gesund gebliebenen Kinder zu den an Pocken, 
Scharlach oder Masern erkrankten zu legen, in der Erwartung, dass 
diese Kinder, wenn sie so absichtlich und mehr künstlich einer Durch¬ 
seuchung ausgesetzt werden, eine leichtere Erkrankung derselben Art 
durchmachen würden, als die empfänglicheren und deshalb zuerst und 
von selbst erkrankten Kinder, aber auch in der sicheren Erwartung, 
dass die so erkrankten Kinder sich einen ähnlichen Seuchenschutz 
durch Ueberstehen der leichteren Erkrankung erwerben würden. In 
Indien und China wurde zu demselben Zwecke der weitere Schritt der 
absichtlichen Infection der Gesunden gethan. Anfangs wurden getrocknete 
und gepulverte Pustelborken in die Nase eingeblasen, später wurden im 
Orient die Blattern in die Haut eingeimpft. Das Pocken, wie man es 
später in Deutschland nannte, oder die Variolisation ist ein uraltes der 
Natur nachgeahmtes Mittel der Naturheilkunde. Als Lady Montague 
1717 dieses Verfahren in Westeuropa mittheilte, musste sie den heftigsten 
Widerstand von den damaligen Schulmedicinem erfahren und sie wandte 
sich in überscharfen öffentlichen Briefen gegen die Aerzte, die diese 
Wohlthat der Menschheit nicht anerkennen wollten, weil dadurch ihr 
Geschäft bedroht würde. Nur der Egoismus und die Habsucht der 
Schulmediciner sollten nach ihr das Einfuhren dieser volksthümlichen 
Naturheilmethode hindern. Liest man die Worte der edlen Lady, so 
glaubt man einen modernen Gegner der Schutzimpfungen aus dem Lager 
der Naturheilkunde oder arzneilosen und giftfreien Heilkunde zu hören. 
Die Komik ist in der That eine vollkommene. Als man dann die 
Schutzkraft der zuerst für „originär“ gehaltenen Kuhpocken kennen lernte, 
und als nach Vorausgehen einiger Versuche in England und Holstein end¬ 
lich Jenner 1796 mit der Kuhpockenimpfung hervortrat, wiederholte sich 
dasselbe Schauspiel. Der Kampf ging erst von Aerzten aus, die angeb¬ 
lich — so warfen ihnen wenigstens ihre Gegner unter den Laien vor — 
nur deshalb einlenkten, weil sie die neue vortheilhafte Geschäftsseite 
begriffen, wenn sie die bequemere Vaccination statt der früheren Vario¬ 
lisation ausführten. Dass die Aerzte den sachlichen Gründen Jenners 
zugänglich waren, schien für die Gegner des ärztlichen Standes aus¬ 
geschlossen. Es ist immer dieselbe Geschichte: die Aerzte plündern 
nur die Kranken aus, die ihre wahre Hülfe bei Krankheiten nur bei 
den selbstlosen Naturärzten finden. Die Komik liegt darin, dass 
diese selben Anhänger der nach einander aus dem Volke geschaffenen 
Impfungen gegen Pocken nicht nur die einzelnen Stadien mit denselben 
Redensarten bekämpften, sondern in jeder einzelnen Phase sofort Gegner 
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dieser ihrer eigenen Sache wurden, als die Aerzte das Gute und Richtige an¬ 
erkannten und zum Wohle der Gesammtheit förderten. Die vorher von 
den Naturärzten in den Himmel gehobenen Schutzmethoden waren dadurch 
mit einem Schlage zu Verbrechen aus Eigennutz der Aerzte gestempelt! 

Die Aerzte haben auf jeden Fall guten Grund, diese Kampfweise 
von Lady Montague bis zu den neuesten Impfgegnem sich zu merken, 
die sich mit ihren eigenen Waffen schlagen. Auch damit ist unsere 
Stellung in der Frage vorgezeichnet. Wir werden das zur Zeit Beste 
und Erprobte, die Schutzimpfung gegen Pocken mit der durch den Orga¬ 
nismus des Rindes gemilderten Pocke (Thiele 1839!) und mit Wieder¬ 
holung der Impfung zu geeigneter Zeit beibehalten und zu verallgemeinern 
suchen müssen. Wir werden aber auch fortfahren, diese Frage ohne 
Voreingenommenheit zu durchforschen und die Verfahren zu verbessern 
und aller Gefahren zu entlasten. Wir stehen mit der Schutzimpfung auf 
dem uralten Boden einer der grossartigsten Leistungen der Volksmedicin 
und Naturheilkunde. Die ärztlichen Anhänger der Naturheilkunde, welche 
in dieser Frage unsere Gegner sind, müssten durch das Verhalten ihrer An¬ 
hänger angewidert werden und dürften mit der Zeit in unser Lager über¬ 
gehen, wenn sie überhaupt noch so viel Selbstachtung haben, um den Aus¬ 
gang und die Wandlungen dieser Frage ernstlich zu prüfen. Hier er¬ 
eignet sich das Sonderbare, dass die Schulmedicin die 
Naturheilkunde gegen deren Anhang energisch ver- 
theidigen muss. 

Jeder wirkliche Fortschritt ist in Kämpfen gewonnen worden. Der 
Schulmediciner Sydenham führte die Chinarinde unter solchem Wider¬ 
stande der Aerzte ein, dass er meinte, „die Aerzte sähen sich beschimpft, 
indem er etwas leiste, was sie eingestandener Maassen nicht leisten könn¬ 
ten“. Stärker drücken sich auch die Naturärzte oft nicht aus. Der 
Schulmediciner Brandt hat die Wasserbehandlung des Unterleibstyphus, 
Brehmer die einzige bis jetzt erfolgreiche Heilung der Schwindsucht 
eingeführt und das einzige Specificum gegen eine Infectionskrankheit, 
welche wir bis jetzt neben Chinin und Quecksilber kennen, die Salicyl- 
säure gegen Rheumatismus, wurde von Stricker sicher gestellt. 

Neben diesen Schulärzten st£ht der Bauer Priessnitz als Schöpfer der 
heutigen „wissenschaftlichen“ Hydrotherapie. Diese Thatsache setzt aber 
doch die Leistungen der Schulmediciner nicht herab. Sie zeigt nur, dass 
es auch gelegentlich ausserhalb des ärztlichen Standes therapeutische 
Genies giebt. 

Wo ständen wir denn überhaupt in den Wissenschaften, wenn nur 
die Zünftigen gearbeitet hätten? Auf vielen Gebieten haben Dilettanten 
das Beste, geleistet und kühn neue Wege gewiesen. Allerdings laufen 
dabei nach der Richtung des Einzelwissens oft selbst grobe Fehler unter, 
die nur leider in der Regel zum Ruhme von in Vorurtheilen befan¬ 
genen, aber staatlich anerkannten Tagesautoritäten mit Behagen hervor- 
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gehoben werden unter Unterdrückung des Wichtigeren. Ein Robert 
Mayer oder Schopenhauer galten im Leben als Dilettanten und konnten 
keine Professur bekommen. Nach ihrem Tode leben heute Hunderte 
Professoren davon, dass sie deren Gedanken breit treten. Und umgekehrt 
giebt es Aerzte, die sich nie fachmännisch mit Rechtswissenschaft oder 
Verwaltung beschäftigt haben, aber an juristischem Takte und Organi¬ 
sationstalent die Fachleute weit übertreffen. Das gilt aber auf allen Gebieten. 

Weshalb wollen wir aber das Gute nicht nehmen, woher es auch 
komme? Es hat stets Leute gegeben und wird stets solche geben, die 
aus Zufälligkeiten verhindert werden, trotz ihrer Anlagen Aerzte zu werden, 
deren angeborenes ärztliches Talent aber bei irgend einer Gelegenheit 
zum Durchbruche kam und sich dann zum Nutzen der Kranken in 
Leistungen erprobte. Wer kann dem Bauern Priessnitz dieses Genie 
absprechen? Glücklicher Weise konnte er nicht schreiben, so dass wir 
nur seine Leistungen kennen und von thörichten medicinischen Erklärungen 
ä la Kneipp nichts von ihm wissen. Auch Arnold Rickli und Pfarrer 
Kneipp sind doch sicher starke ärztliche Talente. Beide haben viel 
von Priessnitz gelernt. Besonders interessant ist es aber wieder, dass 
Kneipp von der Hydrotherapie von Hahn ausging und bei der 
„wissenschaftlichen“ Hydrotherapie der Franzosen angelangt ist, so dass 
er wenig Grund hat, auf die Aerzte zu schimpfen. 

Alle wirklichen Leistungen der neben der Schulmedicin oder im 
Gegensätze zu derselben einhergehenden Naturheilkunde sind den Aerzten 
zugänglich und die besten Begründungen finden diese 
Naturmethoden stets neben den Erfolgen in den Fort¬ 
schritten der wissenschaftlichen Medicin. In der mo¬ 
dernen Hydrotherapie steckt mehr physiologisches Wissen und Können 
als in vielen glänzenden diagnostischen Kunststücken hervorragender 
Kliniker. Was Gutes und Brauchbares an der Naturheilkunde ist, 
ist der Schulmedicin bekannt und zugänglich, während die Laien unter 
den Anhängern der Naturheilkunde sich mit „wenig Nachdenken“, aber 
ohne Naturbeobachtung, ohne naturwissenschaftliche Kenntnisse und 
Fortschritte begnügen, weil sie für immer bereits Alles wissen und 
besser wissen und höchstens noch ein Sittlichkeitsattest von der Polizei 
nöthig haben, um auf das Publicum los zu gehen. 

Unter den Anhängern der sogenannten Naturheilkunde finden 
sich aber auch viele approbirte Aerzte, welche theils durch rein äussere 
Verhältnisse des Erwerbes, theils durch Neigung sich dieser Specialität 
zuwendeten. Es gehört aber doch zum eisernen Bestände dieser Richtung, 
dass auch diese Aerzte stets über die Schulmedicin in oft unglaublicher 
Weise herfallen. Wenn man die Schwierigkeit bedenkt, welche der 
Arzt oft Kranken gegenüber hat, so begreift man es, wenn der eine 
oder andere schliesslich Homöopath oder Naturarzt wird. Das Mystische 
und Geheimnissvolle, welches alles ausserhalb der Schulmedicin Stehende 
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nun einmal für den Laien hat, gestattet oft Kuren lange fortzuftihren, 
wo die Rathschläge des Arztes vergeblich sind. Ein Appell an Verstand 
und Consequenz ist oft nutzlos, während dieselben Leute eine bisweilen 
fanatische Ausdauer entwickeln, wenn es nur gelingt, ihrem Bedürfnisse 
nach Mystik gerecht zu werden. Das gelingt aber oft durch Stellung¬ 
nahme gegen die Schulmedicin, Anpreisen der eigenen Unfehlbarkeit, 
besonders wenn der Besuch einer Naturheilanstalt mit ihrer Disciplin der 
Inconsequenz und Unselbstständigkeit der Patienten gegenüber vorteilhaft 
verwertet wird. Sachlich kommt aus demselben Grunde in Betracht, 
dass unter diesen Umständen Heilmethoden durchführbar sind, die der 
Arzt im gewöhnlichen Leben nur äusserst selten in der Familie con- 
sequent und richtig durchfuhren kann. Eine Massagebehandlung lässt 
sich allenfalls durchführen, die richtige Leitung einer Wasserkur zu 
Hause ist ohne vorausgegangene Erziehung in einer Wasserheilanstalt 
schon sehr schwierig, notwendige Bewegungen consequent durchzuführen 
gelingt nur äusserst selten ausserhalb einer heilgymnastischen Anstalt, 
und Diätkuren sind tatsächlich in den Familien meist nicht durch¬ 
zuführen. Das sind aber gerade die wichtigsten Dinge für die Be¬ 
handlung chronischer Krankheitszustände, in denen die Naturheilkunde 
tatsächlich Erfolge aufzuweisen hat. Aber diese Dinge sind an sich 
den Aerzten ebenso gut oder vielmehr besser zugänglich, weil die 
richtige Anwendung doch nur garantirt ist, wenn das Verständniss für die 
physiologischen und pathologischen Zustände vorhanden ist. Sonst 
wird mit diesen Dingen, so einfach die Manipulationen 
an sich sind, auch leicht geschadet. Es sind aber nicht alle 
terapeutische Genies wie Priessnitz oder Talente wie Rickli und Kneipp. 
Was daran fehlt, muss aber durch sorgfältiges Studium und praktische 
Uebung angestrebt werden und aus diesem Grunde wird der. 
naturwissenschaftlich gebildete Schulmedi einer am 
leichtesten und sichersten ein guter Naturarzt im 
wahren Sinne des Wortes werden. 

Wie kommt es nun, dass trotzdem immer noch dieser angebliche 
Gegensatz aufrecht erhalten wird und die Anhänger der sogenannten Natur¬ 
heilkunde sogar im Laufe dieses Jahrhunderts an Zahl zugenommen 
haben? Am kürzesten kann man dieses wohl dahin beantworten, dass 
die Naturheilkunde die hygienischen Heilfactoren hoch 
gehalten hat, während dieselben in der Schulmedicin 
aus oben angegebenen Gründen weniger gepflegt 
wurden und vorübergehend ganz in* Vergessenheit 
gerathen sind. Die ganze Naturheilkunde wird uns 
in ihren volksth ümlichen Erfolgen sofort verständlich, 
wenn wir sie als Theil ersch einung der hygienischen 
Bestrebungen erkennen, die der Medicin unseres Jahr¬ 
hunderts ihre wich tigste Bes onderheit verliehen haben. 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 6 
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Die Ursachen der Gesundheitsstörungen und Krankheiten zu er¬ 
kennen, ist die wissenschaftliche Aufgabe der Gesundheitslehre. Durch 
Verhüten dieser Störungen und Krankheiten dieselben zu vermeiden 
und durch Beseitigung der Krankheitsanlagen und Erziehung zur Ge¬ 
sundheit leistungsfähigere Geschlechter heranzuziehen, ist die Aufgabe 
der Gesundheitspflege und Gesundheitswirthschaft. Das Verhüten der 
Krankheit ist die beste Art der Heilung derselben, wie in den letzten 
Jahren nach harten Kämpfen der Hygieniker um diese Anerkennung 
einige hervorragende Kliniker rückhaltlos zugegeben haben. Aber 
dieses Verständniss ist alleijüngsten Datums. Die herrschend gewordene 
anatomische Richtung in der Pathologie, welche an die Namen Malpighi, 
Bichat, Virchow geknüpft ist, hatte seit dem vorigen Jahrhundert das ätio¬ 
logische Denken bei den Aerzten stark in den Hintergrund gedrängt. 
Das Suchen des anatomischen Sitzes der Krankheiten führte nicht nur 
dazu, in den kranken Zellen ein neues Krankheitswesen, ein ens morbi, 
anzuerkennen, sondern auch dazu, die Diagnostik einseitig zu bevor¬ 
zugen, in der Diagnose die Würde der Medicin zu sehen und in 
weiterer Consequenz zu einer spitzfindigen Symptomatologie. Damit 
wurde therapeutisch der Schwerpunkt schon seit dem vorigen und ganz 
besonders in diesem Jahrhundert einseitig auf die Bekämpfung der 
Symptome und Symptömchen gelegt, und die Vielgeschäftigkeit der Aerzte 
im Verschreiben von Mittelchen feierte wahre Orgien. Dass eine solche 
Therapie wenig leisten, wohl aber oft schaden musste, ist den Aerzten 
selbst mit Fortschritt der Kenntnisse klar geworden. Aber doch verging 
in der wissenschaftlichen Medicin fast ein Jahrhundert, während dessen 
es allerdings nicht an Aerzten der Schulmedicin gefehlt, die trotzdem 
etwas vom Behandeln und Heilen verstanden. Im Allgemeinen kann 
man aber von der früheren Vielgeschäftigkeit im Receptiren oft das¬ 
selbe sagen, was Fritz Reuter von manchen Wasserkuren sagt, sie be¬ 
wiesen nämlich „was die menschliche Kretur Aliens aushalten kann“. 

Wie tief dieses symptomatologische Verfahren im Denken der 
Aerzte wurzelte, dürfte wohl am besten daraus zu ersehen sein, dass 
nicht nur Virchow zu der Auffassung gelangte, dass man die einzelnen 
Phasen und Symptome eines Krankheitsvorganges verschiedenartig auf¬ 
fassen und behandeln müsse, auch Virchows Gegner in der Aetiologie, 
Henle als Mitbegründer der „rationellen“ Therapie, kam in der Be¬ 
handlung der Krankheiten ganz auf demselben rein symptomatologischen 
Standpunkte an. 

Es ist ein ganz zweifelloses Verdienst von Hahnemann, zuerst 
gegen diese wenig leistende Richtung in der Behandlung der Krank¬ 
heiten aufgetreten zu sein, indem er gegen jede Krankheit ohne Rück¬ 
sicht auf Zahl und Wechsel der Zeichen nur ein Mittel anwandte und 
diese Medicamente in so geringen Mengen gab, dass er eigentlich die 
Natur allein walten Hess. Mit Bewusstsein that das Letztere dann die 
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Wiener Schule in ihrem „Nihilismus“, der das eine gute leistete, dass 
sich die Aerzte erst einmal mit dem natürlichen Verlaufe der Krank¬ 
heiten bekannt machten und erkannten, dass viele Krankheiten 
ohne Medicamente besser verliefen als mit Verschreiben 
und Vielgeschäftigkeit. 

Dass trotzdem die Bedeutung der Krankheitsanlagen für die Be¬ 
handlung und Heilung damals noch nicht voll gewürdigt wurde, lag an 
der eingerissenen Richtung des Denkens, der selbst ein Henle in der 
Therapie erlag. Der Bauer Priessnitz hat dies zuerst erkannt und 
durch Einwirkung auf die Krankheitsanlagen durch einfache Heilfactoren 
wie Wasser, Luft, einfache Diät grossartige Heilerfolge erzielt. 

Vor jetzt 41 Jahren hat der Schulmediciner Brehmer sein Sana¬ 
torium in Görbersdorf begründet, in dem er trotz der scheinbaren Er¬ 
fahrungen von Jahrtausenden und im Widerspruche zu allen Aerzten den 
Beweis lieferte, dass die Schwindsucht eine durch einfache hygienische 
Factoren, durch Luft, Wasser, Diät heilbare Krankheit ist, und schon 
vor 48 Jahren hat Semmelweis, der seiner Zeit weit vorausgeeilte 
Schöpfer der aseptischen Wundbehandlung, bewiesen, dass die berüch¬ 
tigten, Pocken und Cholera an Gefährlichkeit übertreffenden Kindbett¬ 
fieber durch einfache Reinlichkeit verhütet werden können. 

Diese einfachen Heilmittel, Wasser, Luft, Sonne, Bewegung, Diät 
wirken durch Vermittelung des Stoffwechsels derart ein, dass siedie 
Krankheitsa^ilagen herabsetzen, die Seuchenfestigkeit 
erhöhen. Man sollte deshalb erwarten, dass die Erziehung der Aerzte 
darauf gebührend Rücksicht nähme. Das ist aber leider nicht der Fall, 
und so klafft hier ein Riss zwischen Wissen und Können und dies 
erlaubt den Naturärzten leider sehr oft, Heilungen 
zu erzielen, wo die Aerzte nicht geholfen haben. 

Eine weitere Folge des „Nihilismus“ in der Medicin war aber auch 
die, dass man erkannte, dass manche Symptome der Behandlung be¬ 
dürfen, und dass manche Medicamente den Heilverlauf günstig bein- 
fiussen und einzelne sogar den Werth specifischer Mittel besitzen. Es 
ist deshalb Unrecht, die Medicamente und das Verschreiben solcher in 
Bausch und Bogen zu verurtheilen. Aber das Studium derselben muss 
einerseits in der früher angegebenen Weise vertieft werden und anderer¬ 
seits darf daraus nicht eine neue Polypragmasie erwachsen, die nur 
der Bequemlichkeit und Denkfaulheit dient. Die Chemie wird zweifel¬ 
los Mittel entdecken, die gegen manche Krankheitszustände günstig 
verwerthbar sind, darunter hoffentlich auch noch weitere specifische 
Mittel. Das Schlimme ist nur, dass man der Forschung keine Zeit 
lässt, zu prüfen und auszuwählen, und dass das Geschäftsinteresse der 
chemischen Fabriken von heute auf morgen schon Erfolge sehen will, 
um die Auslagen wieder einzubringen. Der Markt wird auf diese Weise 
neuerdings wieder mit Mitteln überschwemmt, von denen nur selten 
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eines sich wirklich erprobt. Dies muss den gesunden Kern der chemischen 
Therapie mit treffen und gerade dieser Umstand, dass viele Aerzte 
mehr im Geschäfsinteresse der chemischen Fabriken als im Interesse 
der Kranken thätig zu sein scheinen, führt neuerdings der 
Naturheilmethode wieder viele Anhänger zu. 1 ) 

Ueber die chemischen Mittel, w r elche den Krankheitsverlauf günstig 
beeinflussen, sind die Acten nur dann geschlossen oder leicht zu 
schliessen, wenn es sich um symptomatologisch in Betracht kommende 
Mittel handelt wie etwa Digitalis bei Herzkrankheiten. Bei den Medi- 
camenten, welche gegen Seuchen mit Erfolg angewendet werden, wie 
Chinin, Quecksilber, Salicylsäure ist es noch durchaus strittig, ob sie 
auf die Seuchenerreger antiseptisch oder auf die Gewebe und Zellen 
als Reize wirken. Auf jeden Fall muss die letztere Möglichkeit mehr 
als bis jetzt ins Auge gefasst werden, dass auch chemische 
Mittel auf die Krankheitsanlagen günstig einwirken 
können. Bei dieser Möglichkeit ist das unbewusste Mitverschreiben 
von Medicinkrankheiten ausgeschlossen und chemische Mittel 
können heilen ohne zu schaden. Wie wichtig es ist, diese 
von der Schulmedicin noch gar nicht ernstlich ins Auge gefasste Mög¬ 
lichkeit zu beachten, dürfte sich z. B. daraus ergeben, dass man den 
Anfall von Wechselfieber nicht nur mit Chinin, sondern auch mit 
Wasser abschneiden und so Wechselfieber heilen kann. Sollte es ge¬ 
lingen, diese Seite der Medicinanwendung auszubilden und so die 
Pflanzensäfte und chemischen Medicamente als Reizmittel, welche die 
Krankheitsanlage beeinflussen, zu Ehren zu bringen, so werden viele 
Widersprüche gegen das „Receptschmieren“ der Aerzte verstummen und 
auch die Medicamente können wie Wasser und Luft 
in den Dienst einer richtigen naturwissenschaftlichen, 
d. h. wahren Naturheilkunde treten. Hier sind der Pharmako¬ 
logie noch grosse und neue Aufgaben gestellt, die sie aber nur lösen 
kann, wenn sie sich viel entschiedener als bis jetzt mit Aetiologie und 
Hygiene vertraut macht. Während aber schon jetzt in der Pharma¬ 
kologie und Klinik die chemischen Mittel mit einer kolossalen Weit¬ 
läufigkeit auf das Sorgfältigste besprochen werden, sieht und hört der 
Arzt auf der Hochschule von den physikalischen Heilmethoden sehr 
wenig, von den hygienischen aber fast gar nichts. Tritt er in das Leben 
ein, so weiss er ausser einigen Phrasen, die er oft auch noch erst den 
Tageszeitungen entnommen hat, von Diät, Wasser, Luft in ihrer Be¬ 
deutung als Heilfactoren in der Regel nichts. Als ob sich das von 
selbst verstände, dass jeder damit zu Rande komme. Dagegen weiss 
er mehr Recepte auswendig, als für sein Denken und Urtheilen gut ist. 


*) Cfr. die bezüglichen Ausführungen des Herrn Prof. L. Lew in, pag. 134. 

D. R. 
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Die Würde der Medicin liegt im Verhüten und Heilen. 
Das ist unsere Aufgabe als Aerzte, dafür studieren wir und — so schön 
sich solche Redensarten auf „wissenschaftlichen“ Congressen auch anhören 
mögen — wir belügen uns nur selbst, wenn wir die Würde der Medicin 
in der Aetiologie oder Diagnostik zu finden vorgeben. Das Alles ist 
nur Mittel zum Zweck und nicht die Würde, nicht das Ziel der Medicin 
und Heilkunde. Das Volk lässt sich nun einmal auf die Dauer weder 
durch Redensarten in den geistigen Fortschritten aufhalten, noch mit 
Redensarten einseifen. Desshalb ist es für die Schulmedicin 
ein grosses Unglück, dass die wichtigsten Heilfactoren 
im Schulunterrichte die gebührende Beachtung noch 
nicht gefunden haben, dass fort und fort denkende 
Aerzte in einen Gegensatz zu der Schulmedicin g e - 
rathen, dass noch fort und fort Laien im Heilen von 
Krankheiten den Aerzten erfolgreiche Concurrenz 
machen können. Das Widersinnige ist um so beschämender, als 
gerade der naturwissenschaftlich vorgebildete Arzt alle diese Dinge am 
besten zu erkennen und die Grenzen am sichersten festzustellen vermag, 
als die besten Begründungen für die Naturheilkunde dem Apparate der 
naturwissenschaftlichen Zweige der Medicin, besonders der Physiologie 
und Hygiene, entnommen werden. 

Gelingt es, diesen Mangel im Unterrichte der 
Aerzte zu beseitigen, so hört der Gegensatz zwischen 
Schulmedicin und Naturheilkunde mit einem Schlage 
auf, besonders wo er sachlich nicht besteht und viele Aerzte nur auf 
Grund ihrer naturwissenschaftlichen Bildung diese Unterlassungen nach¬ 
träglich wieder gut machen. Aber man muss verlangen, dass dies im 
normalen Unterrichte bereits ausgiebig geschieht, damit jeder Arzt 
voll ausgerüstet die Hochschule verlässt. 

Die Reformbedürftigkeit des ärztlichen Unterrichtes ist aber nach 
verschiedenen Richtungen sehr gross und die jetzige Behandlungsmög¬ 
lichkeit der Hygiene reicht nicht aus, alle Lücken auszufüllen. Immer¬ 
hin ist es bei dem Widerstande, dem Fortschritte des Unterrichts gerade 
in den Facultäten begegnen, ein wichtiger Schritt vorwärts, dass die 
Hygiene wenigstens grundsätzliche Berücksichtigung im Unterrichte ge¬ 
funden hat. Nur Oesterreich hat sich hierin von allen Kulturstaaten aus¬ 
geschlossen. Das zielbewusste hygienische Denken in der Naturheilkunde 
hat dem ärztlichen Stande so enormen Schaden zugeftigt, dass der 
ärztliche Stand sehr stark dabei interessirt ist, dass man nicht auf halbem 
Wege stehen bleibt. 

Durch die Hygiene wird die Stellung des Arztes 
social stark beeinflusst, aber durch die Hygiene und 
die hygienischen Kenntnisse der allgemeinen Lebens¬ 
substrate gehen dem Arzte so viele und ausschlag- 


Digitized by 


Google 



86 


Naturheilkunde und Schulmedicin. 


gebende Hülfsmittel in seinem Kampfe gegen Krank¬ 
heitsanlagen und Krankheitsvorgänge zu, dass für die 
Zukunft hierin sicher die Hälfte seines Wissens und 
Könnens liegen wird. 

Durch die hygienischen Hülfsmittel wird der Arzt wieder im 
besten Wortsinne Hausarzt werden und für die Erhaltung der Gesundheit 
auch eine angemessene Entlohnung für seine Mühen finden. Allerdings 
wird es noch eine Weile. dauern, bis die Aerzte es so weit gebracht 
haben werden, wie in — China. Wenigstens sollen dort die Aerzte zu 
Neujahr in dem Maasse entlohnt werden, als es ihnen gelungen ist, die 
Gesundheit ihrer Schutzbefohlenen zu erhalten, und Abzüge erfahren 
nach Maassgabe der behandelten Krankheiten. 

Bei uns waren die Vertreter der Naturheilkunde eine Zeit lang fast 
die alleinigen zielbewussten Förderer der persönlichen Gesundheitspflege. 
Indem sie durch vorbeugende Anwendung der hygienischen Mittel 
bereits in den Tagen der Gesundheit auf die noch nicht erkrankten 
Familienglieder einzuwirken suchten, haben sie die hygienischen 
Bestrebungen, in denen der bessere Theil der Heilungen liegt, oft 
tüchtig gefordert. Gerade in der Gesundheitslehre und 
Gesundheitspflege liegt aber ein grosserTheil derVolks- 
thümlichkeit der Medicin und das kann ohne Schaden für den 
ärztlichen Stand niemals unbeachtet bleiben, wenn man die Stellung¬ 
nahme weiter Kreise zu Gunsten der Naturheilkunde unbefangen 
würdigen will. Durch entschiedene Förderung und zielbewusste Thätig- 
keit auf dem Gebiete der persönlichen und öffentlichen Gesundheits¬ 
pflege, durch bessere Kenntnisse der Heilfactoren, welche die Hygiene 
auch für das Behandeln und Heilen der Krankheiten bietet, haben es 
aber die Aerzte selbst in der Hand, das Gute und mit 
Recht Volksthümliche der Naturheilkunde sich anzu¬ 
eignen und sich damit zum Führer dieser den ganzen 
ärztlichen Stand angehenden Bewegung zu machen 
und ihrem Stande echte Volksthümlichkeit zu ge¬ 
winnen. 

Die Naturheilkunde ist sachlich längst kein Gegensatz mehr zur 
Schulmedicin, wenn sie es auch nach der Art ihrer Entwickelung eine 
Zeit lang war. Kann die Medicin als Naturwissenschaft 
die schärfste Beleuchtung vertragen, so muss sie auch 
als Kunst in vollem Lichte der Oeffentlichkeit be¬ 
stehen können. Für Wissenschaften, die nur im Dunkel des 
Autoritätsdünkels und in den Formeln von Hieroglyphen vegetiren 
können, ist unsere Zeit nicht mehr geeignet. Die Medicin muss aus 
ihrem Wolkenkukuksheim hernieder steigen in die Gefilde, wo Menschen 
wohnen, deren Bedürfnisse, Wünsche und Anschauungen sich in der 
Zeit ändern. 
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Wir haben das gute Recht, Aenderungen zu Rechte bestehender 
Zustände zu verlangen, die unserem Stande schaden, ohne den Kranken 
und Hülfsbedürftigen zu nützen, wir können für die uns auferlegten 
Pflichten auch Rechte beanspruchen, aber unsere erste Pflicht 
ist und bleibt, die eigenen Schwächen und Fehler zu 
erkennen und durch organische Reformen zu ändern 
undzubessern. 

Das Gute und Wahre der „Naturheilkunde“ ist gerade dem natur¬ 
wissenschaftlich vorgebildeten Arzte leicht zugänglich und steigert seine 
Leistungsfähigkeit ausserordentlich. Wie der Arzt Individuen behandeln 
soll und nicht Krankheiten, so wird sich auch der Kranke schliesslich 
immer wieder an ein Individuum wenden und nicht an einen Gattungs¬ 
begriff, ob wir den Naturarzt oder Schulmediciner nennen. Richard 
Wagner, der anfangs ein fanatischer Anhänger der Naturheilkunde und 
Gegner der Schulmedicin war, kam nach manchen durch Naturkuren 
veranlassten „lächerlichen Selbstquälereien und absurden Betrachtungen“ 
zur Ueberzeugung, dass man sich nicht einer „Heilmethode“ sondern 
einem „begabten, tüchtigen Arzte, einem Individuum“ anvertrauen solle. 

Aber dieses ärztliche Individuum müssen wir nicht nur mit dem 
Wissen, sondern auch mit dem ganzen Können unserer Kunst ausrüsten. 
Das leistet aber die bisherige Ausbildung an den Universitäten in 
Folge der Entwickelung des medicinischen Studiums nicht und dess- 
halb sollte für uns durch die Angriffe auf die Schul¬ 
medicin die Forderung einer zeitgemässen Reform 
des ärztlichen Unterrichtes in erster Linie angeregt 
werden. 


Die deutsche Medicinalreform. 

■ Vom Standpunkte der neueren Heilkunde und deutschen Reichsgesetzgebung. 
Von Dr. Oscar Schwartz, Geh. Med.-Rath in Cöln. 


Das Bedürfniss einer den Fortschritten der naturwissenschaftlichen 
Heilkunde entsprechenden Reform der gesetzlichen Medicinalordnungen 
hat sich in den deutschen Staaten, namentlich in Preussen, schon seit 
mehr als fünfzig Jahren geltend gemacht, wie aus der Thatsache her¬ 
vorgeht, dass in der Cabinetsordre vom 27. Januar 1845 die Reform 
der preussischen Medicinaiverfassung als ein längst anerkanntes B e - 
dlirfniss bezeichnet wurde und auch der verstorbene preussische 
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Ministerialrath J. H. Schmidt einen unter Hinzuziehung hervorragender 
und erfahrener Aerzte bearbeiteten Entwurf zur Reform des Medicinal- 
wesens schon 1846 der Oeffentlichkeit übergab. Dieser Entwurf wurde 
in der damaligen Fachpresse, namentlich in der von den Bonner Pro¬ 
fessoren Nasse, Wulzer, Kilian und den praktischen Aerzten DDr. Ungar 
und Claessen redigirten rheinischen Monatsschrift für praktische Aerzte 
(Jahrgang 1847/48) in eingehendster Art besprochen und kritisirt. Da 
staatlich anerkannte ärztliche Corporationen damals in Deutschland noch 
nicht gebildet waren, wurden die Aerzte behufs Berathung der Medi¬ 
cinalreform zu freien grösseren Versammlungen und Vereinigungen 
besonders eingeladen, wie im Sommer 1848 nach Bonn, Trier, Sieg¬ 
burg, Oschersleben u. s. w. 

Die Wünsche und Bestrebungen der damaligen Aerzte, wie solche 
in der Fachpresse und den erwähnten Versammlungen zum Ausdruck 
gelangten, waren vorzugsweise gerichtet: 

1. Auf Verbesserung der ärztlichen Bildungs- und namentlich der 
damals vollständig veralteten und unbrauchbar gewordenen Prüfungs¬ 
anstalten. 

2. Gleichmässige Ausbildung der Aerzte in der inneren Medicin, 
Chirurgie und Geburtshülfe fiir die ärztliche Praxis in Stadt- und Land¬ 
gemeinde unter Aufhebung des damaligen Instituts der medici puri 
sowie der Chirurgen I. und II. Klasse. 

3. Erlass neuer gesetzlicher ärztlicher Standesordnungen und Standes¬ 
vertretungen mit disciplinaren Befugnissen an Stelle der bisher von den 
staatlichen Verwaltungsbehörden über die Aerzte ausgeübten Disci- 
plinargewait. 

4. Eine der akademischen Vorbildung sowie der abgelegten Staats¬ 
prüfung entsprechende bessere Stellung der Aerzte im civilen und 
militärischen Staatsdienste. 

5. Vorsorge für ärztliche Wittwen und Waisen sowie durch Alter 
oder Krankheit erwerbsunfähig gewordene Aerzte. 

6. Leitung des gesammten Medici nalwesens durch 
einen Arzt bezw. sachverständigen Medicinalbeamten. 

Die letzte Forderung wurde als eine wesentliche vertreten durch 
Prof. Budge in einer am 13. Juni 1848 in Bonn stattgefundenen Ver¬ 
sammlung der Aerzte der Rheinprovinz. Die damalige Versammlung 
beantragte auch die Anbahnung einer allgemeinen deutschen 
Medicinaiverfassung bei der Nationalversammlung in Frankfurt. 

Der praktische Arzt Dr. Claessen in Cöln suchte die Nothwendig- 
keit einer Verbesserung der damaligen ärztlichen Bildungs- und Prüfungs¬ 
anstalten durch einen betreffenden Bericht des Dr. Höfer an den fran¬ 
zösischen Unterrichtsminister Villemain über die deutschen medicinischen 
Universitäten und Medicinalordnungen zu beweisen, welcher Bericht im 
Moniteur universel vom 15., 16., 20. und 22. April 1844 erschien und 
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unter Anderem folgenden Passus enthielt: „Les eleves allemands, n’ dtu- 
diant r i e n ou presque rien les deux et m£me les trois premteres anndes 
de leur s^jour dans les Universitas. La derni&re ann£e, tachant vaine- 
ment de regagner le temps perdu, ils se livrent ä des travaux preci- 
pitds et ont hate de preparer les questions d’examen, en general 
connues d’ avance. Enfin, sur cent £l£ves il n' y en a peut&re pas 
c i n q u e qui mettent sdrieusement ä profit tout le temps fix£ pour 
leurs dtudes. Ceci parattra sans doute etrange ä quiconque connait 
l’esprit patient et laborieux de la jeunesse allemande. II ne faut donc 
en rejeter la faute que sur le vice de 1 * Organisation.“ 

Dr. Claessen erklärte den vorstehenden Bericht flir durchaus zu¬ 
treffend und bestätigte nach seiner Erfahrung, dass drei Viertel der 
deutschen Studenten der Medicin auf der Universität in den ersten 
Jahren wenig oder gar nichts und nur unmittelbar vor dem Exa¬ 
men Alles übereilt und flüchtig sich aneigneten. Wenn die¬ 
selben trotzdem die ärztliche Approbationsprüfung, welche für Preussen 
damals nur vor einer besonderen Prüfungscommission in Berlin ab¬ 
gelegt werden konnte, bestanden, so war dies nur dadurch möglich, 
dass der ganze Prüfungsapparat für Aerzte unter Mitwirkung zahlreicher 
Dressur- und Einpaukanstalten ohne genügende Controlle der erhaltenen 
Vorbildung und ohne Rücksicht auf die durch die medicinischen Facul- 
täten vertretene Wissenschaft fabrikmässig betrieben wurde. 

Vergleichen wir nun die jetzigen medicinischen Bildungs- und Prü¬ 
fungsanstalten mit denjenigen vor 50 Jahren, so kann man nicht be¬ 
haupten, dass die damals begonnene deutsche Medicinalreform voll¬ 
ständig im Sande verlaufen wäre; es muss vielmehr anerkannt werden, 
dass eine fortschreitende Verbesserung in den ärztlichen Studien- 
und Prüfungsordnungen stattgefunden hat, die früher bestandenen vor¬ 
genannten Missbräuche möglichst beseitigt und durchgehends ein den 
Bedürfnissen der Stadt- und Landbevölkerung genügendes, für die Haupt¬ 
zweige der praktischen Heilkunde gleichmässig ausgebildetes ärztliches 
Personal in Deutschland gebildet, worden ist. Um so mehr ist aber 
zu bedauern, dass die mit verlängerter und beaufsichtigter Studienzeit 
vorgebildeten, nach strengen Vorschriften geprüften deutschen Aerzte 
durch die neuere Reichsgesetzgebung verleitet werden, den ärztlichen 
Beruf vorwiegend gewerbmässig zu betreiben ohne Beachtung der 
ihnen durch die landesgesetzlichen Medicinalordnungen auferlegten 
Pflichten und ohne Rücksicht auf die in den heutigen medicinischen 
Bildungsanstalten vertretene Wissenschaft. Wenn schon in den 
früheren Jahrhunderten, als die Aerzte vorwiegend auf Kranken¬ 
behandlung angewiesen waren, der gewerbmässige Betrieb des 
ärztlichen Berufs mit den Interessen des Allgemeinwohls unvereinbar 
gehalten wurde, so muss bei den grossen Fortschritten, welche die 
wissenschaftliche Heilkunde während der letzten Decennien, 
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namentlich auf dem hygienischen Forschungsgebiete durch Fest¬ 
stellung der Krankheitsursachen gemacht hat, von einem Betriebe des 
ärztlichen Berufs als Gewerbe vollständig abgesehen werden, falls 
die hohen Ziele der Heilkunde zur Verhütung der Krankheiten 
irgendwie erreicht werden sollen. 

Den seit 1883 in der neueren Hygiene besonders vorgebildeten 
und geprüften deutschen Aerzten wurde namentlich durch die deutsche 
Krankenkassengesetzgebung eine der wichtigsten socialen 
Aufgaben gestellt, da schon 1890 circa 7 Millionen Arbeiter Anspruch 
auf freie ärztliche Behandlung und Arzneien erhielten und 
jährlich circa 17 Millionen Mark für Aerzte und 14 Millionen für Apo¬ 
theker verausgabt wurden. Was hätte mit den. vorgenannten Summen 
nicht nur für das sociale Wohl der Arbeiter, sondern auch für geeig¬ 
nete Berufsthätigkeit der betheiligten Aerzte und Apotheker geleistet 
werden können, wenn im Sinne der Hygiene, welche auf möglichst 
schnelle Heranziehung sachverständiger Hülfe zur Beseitigung der 
Krankheitsursachen dringt und im Sinne des Gesetzes, welches schon 
beim ersten Beginn der Krankheit freie ärztliche und arznei¬ 
liche Hülfe gewährt, Seitens der Kassen Vorstände wäre verfahren 
worden! Leider waren aber die letzteren vorwiegend darauf bedacht, für 
möglichst viele Kassenmitglieder einen Arzt für den billig¬ 
sten Preis anzustellen, und Hessen sich namentlich junge, noch 
wenig beschäftigte Aerzte dazu verleiten, Kassenarztstellen für Honorare 
zu übernehmen, welche den niedrigsten Sätzen der vor 80 Jahren 
erlassenenen gesetzlichen Medicinaltaxe nicht entsprechen und für 
welche eine rechtzeitige und kunstgerechte Krankenbehandlung gar nicht 
geleistet werden kann. So sind die heutigen Kassenärzte, namentlich 
beim Auftreten von Epidemien ausser Stande, die sich in den Sprech¬ 
stunden zusammendrängenden Arbeiter auf Krankheit zu untersuchen 
oder durch Untersuchung bettlägeriger Kranker in ihrer Häuslichkeit 
die Krankheit festzustellen. Daraus erklärt sich dann die übereilte 
und oberflächliche Ausstellung der Befundscheine, namentlich bei Un¬ 
fällen, sowie die Ueberlastung der Krankenkassen durch Verpflegungs¬ 
gelder für Simulanten oder unheilbar gewordene Kranke. 
Liefert doch die tägliche Erfahrung den Beweis, dass nicht nur die ge¬ 
sundheitlichen, sondern auch die finanziellen Interessen aller Kran¬ 
kenkassen durch Anstellung tüchtiger, gewissenhafter, für ihre ärztlichen 
Verrichtungen angemessen belohnter Aerzte am besten geschützt werden 
und das Honorar, welches dem Arzte geboten wird, auch als Maassstab 
dienen könne für den Werth, den man auf die Gesundheit des Arbeiters 
legt, welcher doch in der Regel kein anderes Gut besitzt, wie seine 
Gesundheit und Arbeitskraft! 

Zur Zeit herrscht nun als Folge der neuen Krankenkassengesetze 
grosse Unzufriedenheit sowohl bei der Arbeiterbevölkerung, wie bei den 
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Aerzten, von welchen letzteren ein grosser Theil statt des fixirten Ge¬ 
halts die freie Arztwahl mit Honorar für die Einzelleistung einzu¬ 
führen bemüht ist. Ueber die ärztliche Honorarfrage, ob Pauschquan¬ 
tum oder Gebühr für die Einzelleistung habe ich mich schon an einer 
anderen Stelle: „Die hygienische Wirksamkeit der Krankenkassenärzte 
nach dem Gesetz vom 10. April 1892“ (Deutsche Vierteljahrsschrift 
für öffentliche Gesundheitspflege, S. 105 —108) aussprechen zu müssen 
geglaubt. „Diese in der ärztlichen Fachpresse und ärztlichen Vereinen 
genügend verhandelte Frage wird nach meiner bisherigen Erfahrung 
nicht überall auf die gleiche Art gelöst werden können, vielmehr 
zunächst nach den sehr verschiedenen in Betracht kommenden localen 
Verhältnissen der freien Vereinbarung der Betheiligten zu überlassen, 
seitens der ärztlichen Vereine aber hauptsächlich dahin zu wirken 
sein, dass dem die Krankenbehandlung und die sociale Stellung der 
Aerzte schädigenden Unterbieten möglichst vorgebeugt werde. Erst 
dann wird es auch gelingen, eine der Zahl der Arbeiter entsprechende 
grössere Zahl bereitwilliger Kassenärzte zur Verfügung zu stellen und 
den Arbeitern zu jeder Tageszeit möglichst schnelle Hülfe 
zu verschaffen/ 1 

Leider waren aber die eifrigsten Bemühungen der ärztlichen Ver¬ 
eine und auch der staatlich anerkannten Standesvertretungen bisher nicht 
im Stande, die auf dem Gebiete des Krankenkassenwesens hervor¬ 
getretenen erheblichen Missstände zu beseitigen, und kann deshalb eine 
weitere gesetzliche Regelung der auf die Ausübung des ärztlichen 
Berufs im Interesse der öffentlichen Gesundheitspflege und des ärzt¬ 
lichen Standes bezüglichen Pflichten nicht mehr länger ver¬ 
schobenwerden. 

Zunächst scheint es eine Pflicht der über den Krankenkassenbetrieb 
gesetzten Aufsichtsbehörden zu sein, unter Hinzuziehung der ihnen 
zugetheilten Medicinalbeamten darüber zu wachen, dass dort, wo eine 
freie Aerztewahl nicht ausführbar erscheint, eine genügende Anzahl be¬ 
rufstüchtiger, im Krankendienst erfahrener Kassenärzte angestellt und 
nach Vorschrift der gesetzlichen Minimaltaxe honorirt, auch unbegrün¬ 
dete Kündigungen verdienter Kassenärzte vermieden werden. Der § 45 
des seit 1. Januar 1893 in Kraft getretenen neuen Krankenkassen¬ 
gesetzes giebt der staatlichen Aufsichtsbehörde die Macht, 
die Interessen der Krankenbehandlung zu schützen und die Befolgung 
der betreffenden gesetzlichen Vorschriften nöthigenfalls zu erzwingen. 
Nach dem Kaiserlichen Erlass vom 4. Februar 1890 sollten die Organe 
der Staatsregierung Gelegenheit nehmen, sich über die Verhält¬ 
nisse der Arbeiter, also auch die gesundheitlichen fortlaufend zu 
unterrichten und mit den Arbeitern Fühlung zu behalten. 

Behufs Controlle der ärztlichen Pflichterfüllung würde zum Ersatz 
der früher über die deutschen Aerzte bestandenen staatlichen Discipli- 
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nargewalten eine für alle deutschen Aerzte gültige neue Standes- 
ordnung im Sinne der alten Medicinalordnungen zu erlassen und die 
in den meisten deutschen Staaten bereits eingerichteten ärztlichen Stan¬ 
desvertretungen bezw. Aerztekammem mit entsprechenden discipli- 
naren Befugnissen zu versehen sein. 

Eine von der Privatpraxis oder störenden Nebenämtern un¬ 
abhängige Stellung der Medicinalbeamten durch pensionsberechtigtes 
Gehalt, wie solche in den meisten deutschen Staaten bereits besteht 
und sogar auch in England und Amerika eingeführt ist, kann bei den 
dringenden Anforderungen der neuen Sanitätspolizei und Rechtspflege 
namentlich in dem das Deutsche Reich führenden Preussen nicht 
länger verschoben werden. 

Nachdem seit 1873 die bei den preussischen Bezirksregierungen 
fungirenden Medicinalräthe, welche schon nach der Instruction vom 
23. Oktober 1817 alle die Gesundheits- und Medicinalpolizei betreffen¬ 
der Sachen mit allen Rechten, Pflichten und Verantwortlichkeiten der 
übrigen Departementsräthe zu bearbeiten hatten, den letzteren auch be¬ 
züglich pensionsberechtigten Gehalts gleichgestellt worden sind, 
können die Kreisphysiker, welche als ausführende Organe der Sanitäts¬ 
verwaltung und Rechtspflege, nach den neuen Verordnungen und In¬ 
structionen mit den schwierigsten und zeitraubendsten technischen Unter¬ 
suchungen und Arbeiten beauftragt sind, nicht länger auf die Privat- 
praxis, als ihre hauptsächliche Erwerbsquelle, angewiesen bleiben. 
Die Kreisphysiker haben jetzt nämlich allen an sie ergehenden polizei¬ 
lichen und gerichtlichen Requisitionen mit möglichster Beschleu¬ 
nigung zu entsprechen behufs Ausführung gerichtlicher Besichtigungen, 
Obductionen, Abwartung gerichtlicher Termine , Feststellung von 
Krankheits- und Todesursachen beim Auftreten ansteckender Krank¬ 
heiten, bei sanitäts-polizeilicher Begutachtung von Wohnräumen, Schulen 
und anderer öffentlicher Gebäude, Beerdigungsplätzen, Brunnen, bei 
Untersuchung des Trinkwassers und sonstiger Lebens- und Genuss¬ 
mittel. Die genannten Beamten haben ferner sämmtliche Apotheken, 
Kranken-, Irren- und Entbindungsanstalten, Droguen- und Giftwaaren- 
handlungen ihres Kreises zu revidiren, die Hebammen nebst ihren In¬ 
strumenten nachzuprüfen, alle Contraventionen gegen die geltenden 
Medicinalgesetze den zuständigen Staats- und Amtsanwälten anzuzeigen, 
den Gesundheitszustand der Staatsbeamten auf Requisition der Staats¬ 
behörden im Interesse des Dienstes unentgeltlich zu untersuchen und 
nach einer neuesten Bestimmung auch die in häuslichen Verhältnissen 
verpflegten Geisteskranken zu überwachen. Ebenso haben sie monat¬ 
lich summarische und dreijährig specificirte Nachweisungen über das 
Medicinalpersonal, die Medicinalanstalten, die dabei vorgekommenen 
Veränderungen nebst Berichtigungen des Medicinalkalenders einzureichen 
und schliesslich nach vorgeschriebenem Schema einen eingehenden 
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jährlichen Sanitätsbericht sowie auf Revision sämmtlicher Impf¬ 
listen und technischer Beaufsichtigung des Impfgeschäfts beruhenden 
Impfbericht zu erstatten. Für die Ausführung der vorgenannten nur 
im Allgemeinen aufgezählten Amtsgeschäfte und Untersuchungen bedarf 
der Kreisphysikus selbstverständlich eines geeigneten, möglichst isolirten, 
mit Registratur und den erforderlichen kostspieligen Instrumenten, Mikro¬ 
skop u. s. w. versehenen Locals, muss sich auch eine dem Fortschritt 
der Wissenschaft entsprechende Litteratur beschaffen und sich an wissen¬ 
schaftlichen ärztlichen Vereinen betheiligen; bezieht aber für alle ge¬ 
nannten im Interesse des Dienstes nothwendigen Aufwendungen in Preussen 
nur ein jährliches nichtpensionsberechtigtes Gehalt von 900 Mark ohne 
jede weitere Entschädigung für Bureaukosten. Für die am 
Wohnorte im staatlichen Interesse zu erledigenden sanitäts-polizeilichen 
Geschäfte wird nach dem Gesetz vom 9. März 1872 eine bei weiten 
Entfernungen häufig unzureichende Entschädigung von 1,5 Mark 
für Fuhrkosten bewilligt; für die in den kleineren Physikatsbezirken jähr¬ 
lich sehr selten oder gar nicht vorkommenden gerichtlichen Obductionen 
eine Gebühr von 12 Mark. — Bei den genannten ganz unzureichenden 
Gehalts Verhältnissen sind die Kreisphysiker genöthigt, um Anstellungen 
als Hospital-, Strafanstalts-, Krankenkassen- oder Armenärzte sich zu 
bewerben, der übrigen Privatpraxis nachzugehen, und gerathen hier¬ 
durch in eine mit ihrem Amte unverträgliche Abhängigkeit vom Publikum 
sowie in die unangenehmsten Conflicte mit den nicht beamteten Aerzten, 
ohne deren bereitwillige Mitwirkung die staatliche Sanitätspolizei im 
Sinne der gültigen Seuchengesetze und Sanitätsregulative nicht wirk¬ 
sam gehandhabt werden kann. — 

Wenn aber auch einzelne Kreisphysiker durch Nebenämter und 
Privatpraxis eine finanziell günstige Lebensstellung vorübergehend er¬ 
langt haben, so verlieren sie dieselbe doch im höheren Lebensalter bei 
abnehmender Arbeitskraft durch Kündigung der Nebenämter seitens der 
zuständigen Verwaltungsbehörden und sind dann in Ermangelung von 
Privat vermögen wieder auf das absolut unzureichende nicht pensions¬ 
berechtigte Physikatsgehalt, als einzigen Rettungsanker, angewiesen. So 
erklärt es sich, dass Kreisphysiker, welche das 80. Lebensalter bereits 
überschritten haben und durch Alterschwäche, namentlich unheilbare 
Abstumpfung der Sinnesorgane, für gerichtsärztliche Functionen ganz un¬ 
fähig geworden sind, zum grössten Nachtheil der Rechtspflege und 
Sanitätspolizei noch im Dienst bleiben, weil ihre Dienstentlassung auf 
Grund des Pensionsgesetzes, nicht veranlasst werden kann. Dieser letzt¬ 
genannte Hauptübelstand scheint mir allein ausreichend zu sein, um 
alle gegen die sofortige Bewilligung pensionsberechtigter 
Gehälter an die Kreisphysiker noch bestehenden Bedenken zu be¬ 
seitigen. Ausser den Kreisphysikern sind in Preussen als Kreismedicinal- 
beamte Kreiswundärzte mit einem Gehalt von 600 Mark angestellt, 
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welche aber nur bei den nach gesetzlicher Vorschrift immer von zwei 
Aerzten vorzunehmenden gerichtlichen Obductionen amtliche Beschäf¬ 
tigung finden und dieserhalb auch bereits in vielen Kreisen, namentlich 
aber in der Provinz Hannover nicht mehr angestellt werden, weil 
sie bei den heutigen erleichterten Verkehrs Verhältnissen recht gut durch 
Heranziehung benachbarter Kreisphysiker oder nicht beamteter foren¬ 
sisch geprüfter Aerzte ersetzt werden können. Durch definitive Ein¬ 
ziehung aller vacant werdender Kreiswundarztstellen, deren qualificirte 
Inhaber in vacante Physikatsstellen befördert werden können, sowie 
durch Vereinigung kleiner, wenig bevölkerter ländlicher Kreise zu einem 
grösseren Physikatsbezirke würden auch schon jetzt zu Gunsten erhöhter 
pensionsberechtigter Physikatsgehälter noch weitere Ersparnisse im Medi- 
cinaletat zu erzielen sein. — Nach den bisherigen Kammerverhand¬ 
lungen besteht bei der zuständigen Staatsbehörde der beste Wille, 
den sachlich begründeten dringlichen Ansprüchen der Kreisphysiker ge¬ 
recht zu werden. Nach dem bewährten englischen Sprüchwort: „Where 
a will, there a way“ muss aber der gute Wille auch endlich einen 
gangbaren Weg finden, um die der nothwendigen Medicinalreform ent¬ 
gegenstehenden finanziellen Schwierigkeiten zu überwinden. — Zu 
bemerken bleibt schliesslich noch, dass der Titel: Kreiswundarzt, welcher 
noch aus einer Zeit stammt, in welcher Chirurgen I. Klasse als chirurgi 
forenses zu gerichtlichen Obductionen hinzugezogen wurden, für die 
heutigen als Kreiswundärzte angestellten pro physicatu geprüften pro- 
movirten Aerzte ebenso unpassend geworden ist, wie der betreffende 
Ministerialerlass vom 15. September 1842, welcher den Kreiswundärzten 
und Kreisthierärzten die Befugniss ertheilt, die Uniform der achten 
Klasse zu tragen. Dagegen wird es sich empfehlen, den zu sehr be¬ 
schäftigten Physikern namentlich in Grossstädten forensisch geprüfte 
junge Aerzte, welche sich für die Medicinalbeamtencarri6re entschlossen 
haben, als Physikatsassistenten zur Hülfeleistung zu überweisen 
in ähnlicher Art, wie Regierungs- und Gerichtsassessoren den Land- 
räthen und Staatsanwälten überwiesen werden. Es würde dadurch auch 
eine praktische Vorschule geschaffen für die Besetzung der Physikats¬ 
stellen mit möglichst geschäftserfahrenen Beamten. 

Wenn man berücksichtigt, welche Kosten eine grössere Epidemie 
dem Staate und den betroffenen Gemeinden verursacht, werden die ver- 
hältnissmässig geringen Kosten, welche durch ein zur Verhütung von 
Epidemien fortdauernd thätiges und bereites Medicinalpersonal entstehen, 
gar nicht in die Wagschale fallen dürfen. — Namentlich bei 
Ausbruch eines Krieges wird man Militärärzte zur Ueberwachung der 
Epidemien nicht mehr heranziehen können, wie dies 1893 und 1894 
gegen die Einbrüche der Cholera leider noch nothwendig war. Es 
werden vielmehr im Kriegsfall ausser den Militärärzten noch eine grosse 
Anzahl von Medicinalbeamten und Civilärzten in die mobile Armee ein- 
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treten und wie 1866 und 1870 die im Rücken der Armee sich aus¬ 
breitenden Epidemien nur von den nicht mehr militärpflichtigen Medicinal- 
beamten und Civilärzten bekämpft werden müssen. — Da die für 
Preussen bezüglich Honorirung der Aerzte noch gültige Taxe bereits 
80 Jahre alt geworden ist und sich während dieser langen Zeit die 
Art des Medicinalpersonals, der ärztlichen Verrichtungen und der Geld¬ 
werth wesentlich verändert hat, hat sich im Sinne der deutschen Ge¬ 
werbeordnung der möglichst baldige Erlass neuer landesgesetzlicher Me- 
dicinalpersonentaxen als unbedingt nothwendig herausgestellt, nicht 
nur, um betreffende Streitigkeiten ohne die kostspielige Mitwirkung der 
Gerichte zu entscheiden, sondern auch um das die Interessen der 
Krankenbehandlung gefährdende taxwidrige Unterbieten und 
Ueberfordern der Aerzte in Schranken zu halten. Im Interesse 
aller öffentlichen Krankenkassen würden ebenso wie in die neuen Arz¬ 
neitaxen auch in die neuen Taxen für Medicinalpersonen besondere 
Bestimmungen aufzunehmen sein. 

Was die durch die deutsche Reichsgewerbeordnung frei gegebene 
gewerbmässige Ausübung der Heilkunde durch ungeprüfte Personen be¬ 
trifft , so wurde bekanntlich die von der Geschäftsführung des vor¬ 
jährigen internationalen hygienischen Congresses in Budapest gestellte 
Frage: „Soll die ärztliche Praxis frei oder an eine Qualification ge¬ 
knüpft sein?“ ohne Widerspruch dahin beantwortet, dass die ärzt¬ 
liche Praxis abhängig zu machen sei von dem Nachweis 
einer technischen und sittlichen Qualification. 

Es wurde bei den betreffenden Verhandlungen namentlich hervor¬ 
gehoben, dass die gegen epidemische Krankheiten erlassenen Vor¬ 
schriften bezw. die Landesseuchengesetzgebung, das preussische Sanitäts¬ 
regulativ vom 8. August 1835 u. s. w. nicht wirksam zur Ausführung ge¬ 
bracht werden könnten, wenn die Reichsgewerbeordnung die 
gewerbmässige Behandlung aller ansteckenden Kran¬ 
ken durch unwissende, unzuverlässige, zur Anzeige nicht 
verpflichtete Kurpfuscher gestatte (cf. die Berichte über den 
internationalen hygienischen Congress in Budapest. Deutsche Viertel¬ 
jahrsschrift für-öffentliche Gesundheitspflege, Heft 4, 1894, Heft 2, 3, 
1895). Da nach Art. IV, 15 des deutschen Reichsverfassungsgesetzes 
alle Maassregeln der Medicinal- und Veterinärpolizei 
der Beaufsichtigung seitens des Reichs und der Gesetz¬ 
gebung desselben unterliegen, so würde meines Dafürhaltens 
das Reichsamt deslnnern die zuständige Behörde sein, 
um möglichst bald entsprechende Abänderungen der deutschen Ge¬ 
werbeordnung und des deutschen Strafgesetzbuchs zu 
veranlassen. 

Wenn zur Zeit in Deutschland mehr wie 20,000 geprüfte, durch 
gesetzliche Standesordnungen zur Hülfeleistung in dringlichen Krank- 
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heits- und Unglücksfällen verpflichtete Aerzte zur Verfügung stehen, 
ausserdem in Nothfällen und bis zur Ankunft des Arztes die nach 
Vorschrift des Prof. v. Esmarch vorgebildeten Samaritervereine unent¬ 
geltlich herangezogen werden können, darf die gesetzliche Freigabe der 
Heilkunde durch den zeitweisen und in manchen Orten entstehenden 
Mangel an geprüftem Medicinalpersonal nicht länger als begründet an¬ 
erkannt werden. Sollten aber trotzdem noch Fälle Vorkommen, wo 
weder Aerzte noch Samariter zu haben wären, so würde es immer besser 
sein, die Kranken der unbehinderten Naturhülfe und der allgemeinen 
Nächstenliebe zu überlassen, wie der sogenannten Kunsthülfe einer ge- 
werbtreibenden gewissenlosen Kurpfuscherei. 

Nachdem die Reform des deutschen Militärmedicinalwesens 
durch die Einsicht und Thatkraft der deutschen Fürsten und ihrer sach¬ 
verständigen ärztlichen Rathgeber, namentlich auch auf hygienischem Ge¬ 
biete erfolgreich durchgeführt worden ist und sich w'ährend der Kriegs¬ 
jahre 1870/71 bewährt hat, dürfen wir die Hoffnung nicht aufgeben, 
dass auch die seit 50 Jahren in der Schwebe gehaltene Reform des 
deutschen Civilmedicinal wesens endlich zu einem be¬ 
friedigenden Abschluss gebracht werde. Thatsächlich steht 
auch nach den geltenden Landesgesetzen, namentlich dem preussischen 
Sanitätsregulativ vom 8. April 1835 das Militärmedicinalwesen mit dem 
Civilmedicinalwesen im innigsten Zusammenhänge, und sind, 
Civil- wie Militärärzte namentlich im Kriege und beim Ausbruch von 
Epidemien auf gemeinsame Wirksamkeit angewiesen. * Eine 
weitere Verschiebung der schon seit 50 Jahren durch Königliche Cabi- 
netsordre als dringend nothwendig anerkannten Reform der 
civi 1 en Medicinalverwaltung, eine sogenannte Versumpfung der 
civilen Medicinalreform wird für die Dauer auch auf die Quali- 
fication des Sanitätsofficiercorps und die so wesentlich verbesserten 
hygienischen Zustände der deutschen Armee nur nachtheilig ein¬ 
wirken müssen. 


Digitized by 


Google 


Die gesellschaftliche Stellung der Aerzte in Frankreich. 


97 


Die gesellschaftliche Stellung der Aerzte 
in Frankreich. 

Von Dr. Max Nordau in Paris. 


In dem ständisch gegliederten Frankreich vor der grossen Um¬ 
wälzung bildeten auch die Aerzte eine streng geschlossene Zunft, aber 
die erste aller Zünfte. Sie folgten zwar im Range hinter dem Adel 
und der Geistlichkeit, aber in dem dritten Stande, dem „tiers £tat“, 
waren sie allseitig als oberste Schicht anerkannt. Theoretisch hatten 
sie weniger Macht als die Richter, die „robins“, die sich als zum Adel 
gehörig betrachteten und als deren organische Anhängsel die Rechts¬ 
anwälte und Notare angesehen wurden, praktisch übten sie durch ihre 
Beziehungen zu allen Grossen im Staate bis zum Könige hinauf einen 
mindestens ebenso grossen Einfluss wie Kanzler, Präsidenten „ä mortier“ 
(„mit der Mörsermütze“, dem Abzeichen der Würde eines Gerichts¬ 
vorsitzenden) und „Herren des Palastes“ oder „des Chätelet“. Die Uni¬ 
versität war keine einfache Lehranstalt, die sich damit begnügte, zu 
unterrichten, zu prüfen, wissenschaftliche Titel zu verleihen, und sich um 
den von ihr ausgebildeten und mit dem Baccalaureus-, Licentiaten-, 
Magister- oder Doctordiplom ausgestatteten Arzt nicht weiter kümmerte, 
wenn er einmal ihre Hörsäle verlassen hatte. Sie war eine Gilde nach 
dem Muster aller anderen derartigen mittelalterlichen Körperschaften. 
Der Hörer war gleichsam Lehrling, dann Gesell. Das Doctorexamen 
kam der Meisterprüfung gleich. Der Doctor wurde durch sein Diplom 
vollberechtigtes Mitglied der Facultät, das heisst der Zunft, und übte 
bis an sein Lebensende seine Meisterrechte in ihr aus. Er nahm an 
der Wahl der leitenden Persönlichkeiten, der Professoren und des 
DecansTheil; er überwachte die Verwaltung des Facultätsvermögens; er 
hatte in den Versammlungen der Facultät berathende und beschliessende 
Stimme und empfand stark das Band, das ihn mit den Berufsgenossen 
verknüpfte. Die Sprache hat die Erinnerung an dieses Verhältniss 
lebendig bewahrt. Obschon der Arzt heute nach Beendigung seiner 
Studien nichts mehr mit der Facultät zu schaffen hat, heisst er im Munde 
der Gebildeten synekdochisch noch immer „die Facultät“ und man hört 
jeden Augenblick Redewendungen wie: „Was hat die Facultät be¬ 
schlossen?“ oder: „Was ist die Meinung der Facultät?“ fiir: „Was hat 
der Arzt gerathen?“ oder: „Wie äussert sich der Doctor über den Zu¬ 
stand des Kranken?“ 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 7 
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Die Zusammengehörigkeit, die sich in dieser Ausdrucksweise ab¬ 
spiegelt, bestand thatsächlich unter den Aerzten des ancien rdgime. Sie 
sahen einander scharf auf die Finger und duldeten keinen Verstoss 
gegen die Standesehre, allerdings auch nicht gegen das materielle 
Interesse der Facultät. Der Ausschluss aus dieser, und damit in der 
Regel die Vernichtung der bürgerlichen Existenz, war die Strafe, der 
sich der Arzt aussetzte, wenn er die öffentliche Meinung seiner Standes¬ 
genossen missachtete. Auf das Decorum wurde hoher Werth gelegt. 
Der Arzt fühlte sich als eine Art Laienpriester, als stillschweigenden 
Verbündeten der Kirche und Genossen des Geistlichen. Er nahm etwas 
von den priesterlichen Aeusserlichkeiten an: die Gemessenheit der Be¬ 
wegungen, die Salbung und Gedämpftheit der Rede, die häufige An¬ 
führung von Bibelstellen, den Hinweis auf Gott, die heilige Jungfrau 
und die Heiligen, die Anrufung der Dreifaltigkeit und besonderer 
Schutzpatrone. Er leistete bei der Aufnahme in die Facultät Glaubens¬ 
eide. Wie er sich beruflich und oft auch ausserberuflich der Kirchen¬ 
sprache, des Lateins, bediente, so gab er seiner Kleidung einen geist¬ 
lichen Schnitt, wie denn auch heute noch der Candidat der Medicin 
bei der Promotion einen schwarzen Talar und ein weises Bäffchen an¬ 
zuziehen hat. (Ich habe diese Ceremonie vor der Pariser Facultät selbst 
durchgemacht und mich dabei weidlich ergötzt). Der Stand sah auf 
Rechtgläubigkeit und Ehrbarkeit seiner Glieder. Die Facultät ver- 
urtheilte Irrlehren und schloss Hugenotten und andere Ketzer aus. Sie 
duldete keinen anstössigen Lebenswandel und nicht einmal unstandes- 
gemässe Ehen. Es gab ihr Aergerniss, dass ein Arzt im siebenzehnten 
Jahrhundert in Paris seine Besuche zu Pferde machte. Sie gestattete nur 
das Maulthier, das auch für Priester das herkömmliche Reitthier war, 
und der betreffende Neuerer hatte lang und schwer zu kämpfen, ehe er 
die Anerkennung seines Rechts, ein Pferd zu benutzen, durchsetzen 
konnte. Sie that den trefflichen Theophrast Renaudot in Acht und Bann, 
weil er 1636 seine Zeitung (die noch heute bestehende „Gazette de 
France“)» ein unentgeltliches Auskunftsbureau und eine Poliklinik grün¬ 
dete, denn sie fand, dass dies gegen den ärztlichen Anstand verstosse, 
und es wäre ihm übel ergangen, wenn der allmächtige Cardinal Richelieu 
nicht sein besonderer Gönner gewesen wäre. Immerhin liess die Facul¬ 
tät Renaudots Söhne Isaac und Eusebius nicht zum Doctorat zu, ehe 
sie mit feierlichem Eidschwur die „Verirrungen“ ihres Vaters verurtheilt 
und sich verpflichtet hatten, sie niemals nachzuahmen. 

Durch dieses Verhalten erreichte die Facultät es, dass ein Abglanz 
des Ansehens der Kirche selbst auch auf sie fiel. Dazu kommt, dass 
die beruflichen und gesellschaftlichen Beziehungen der Aerzte zu 
einander, die Formen ihres Verkehrs unter sich und mit dem Publicum 
streng geregelt waren und jeder Verstoss gegen das Herkommen scharf 
geahndet wurde. Die Deontologie, „die Wissenschaft von dem, was 
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sich geziemt“, wurde an der Facultät besonders gelehrt und erreichte 
die Entwickelung eines byzantinischen Hofceremonials. Endlich sei er¬ 
wähnt, dass die materielle Lage der Aerzte eine glänzende war. Das 
bekannte „Dat Galenus opes“ war buchstäblich richtig. Die Facultät 
übte auch insofern ihr Zunft Vorrecht, als sie keine Ueberfiillung des 
Berufs duldete und mit ausgesprochener Vorliebe als neue Mitglieder 
die Söhne oder Schwiegersöhne der alten in ihre Mitte aufnahm. Man 
war also in der Regel Arzt vom Vater auf den Sohn, der Nachfolger 
trat in die Praxis des Vorgängers, der junge Doctor erbte Vermögen, 
Stellung und Berufseinkommen seines Vaters und oft einer ganzen Reihe 
von Vorfahren, und das Publicum konnte mit dem Arzt keine andere 
Vorstellung verbinden als die eines von Haus aus reichen, mannig : 
fach bevorrechteten, einer etwas geheimnissvollen, schwer zugänglichen 
und mächtigen Körperschaft angehörenden Mannes, der einen ungewöhn¬ 
lich einträglichen Beruf ausübt. 

Dass ein solcher Mann sich hohen Ansehens erfreut, ist selbstver¬ 
ständlich. Er hatte ja Alles, was auf die Menschen immer und überall 
Eindruck macht: Reichthum, Ausschliesslichkeit, verwickelte ceremoniöse 
Formen und Bräuche, Familienüberlieferungen, innere Berufspolizei 
und Anlehnung an eine starke und eifernde Körperschaft. Man lasse 
sich durch die Verspottung der Aerzte im Theater Moli£res nicht irre 
machen. Zunftvorrechte fuhren nothwendig zu Missbrauch und dieser 
entgeht der Aufmerksamkeit kluger Beobachter nicht lange. Natürlich 
sahen die Zeitgenossen Ludwigs XIV. sehr wohl, wie bei der Facultät 
Gevatter- und Vetterschaft waltete, und dreiste Ketzer klärten sie auch 
über die Unwissenheit der feierlichen. Professoren und Doctoren in Pe¬ 
rücke und Talar auf. 

Das wilde Gezänk eines Riolan und Guy Patin mit einem Ambroise 
Pard und Theophrast Renaudot, das in der ersten Hälfte des sieben¬ 
zehnten Jahrhunderts die stillen Räume der Pariser Facultät durchtobte, 
erweckte auch bei den Aussenstehenden die lebhafteste Antheilnahme 
und das Publicum freute sich königlich darüber, dass die Grobheiten, 
Spottreden und Verwünschungen, welche die Streiter einander an den 
Kopf warfen, es von dem Druck der scheuen und etwas beklommenen 
Ehrfurcht befreiten, mit der der verschüchterte Laie sonst gewohnt 
war, auf die unnahbar würdevollen Priester der Heilkunst zu blicken. 
In den Gestalten eines Diafoirus, seines Sohnes Thomas und des 
Monsieur Purgon hat man die Frucht schadenfroher Beobachtung der 
Facultätszwistigkeiten zu sehen. Aus dem „Eingebildeten Kranken“ 
tönt dem Kundigen nur ein Widerhall der masslosen Pariser Polemik von 
1630—1640 entgegen. Er wird aus dem Stücke niemals ein Urtheil 
über die wirklichen Anschauungen schöpfen, die die französische 
Gesellschaft des siebenzehnten Jahrhunderts von der Heilkunst und ihren 
Jüngern hatte. 

7 * 
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Sitten überdauern Gesetze und Gewohnheiten amtliche Einrich¬ 
tungen. Die Facultät hat seit hundert Jahren aufgehört, eine Zunft 
zu sein, der Arzt ist nicht mehr das Mitglied einer geschlossenen Gilde, 
aber seine Stellung in der französischen Gesellschaft hat sich noch wenig 
geändert. Das Publicum steht noch immer unter der Wirkung der über¬ 
lieferten Ehrerbietung vor dem Mann in der strengen dunkeln Tracht, 
der für sich fast priesterliche Achtung forderte und seinen Ansprüchen 
durch Standesansehen und persönlichen Reichthum Nachdruck verleihen 
konnte, und obschon in den letzten Jahren eine langsame Aenderung 
dieses Verhältnisses wahrnehmbar wird, dürfte es doch wohl noch eine 
Weile dauern, bis sich die Denkgewohnheiten der Franzosen in Betreff 
des Arztes gründlich umgestaltet haben werden. 

Die Gesellschaft räumt dem Arzt einen ersten Platz ein. Er spielt 
beim gastlichen Tisch und im Salon selbst sehr vornehmer Wirthe eine 
hervorragende Rolle und oft genug ist er, allenfalls mit dem Pfarrer des 
Sprengels, der einzige bürgerliche Gast im unzugänglichen Hötel eines 
Herzogs des Faubourg St. Germain. Der Staat behandelt ihn als eine 
Stütze der bestehenden Ordnung und als eine Art Gelegenheitsbeamten 
ausserhalb des festen Rahmens der Verwaltung. Unseren Physicus kennt 
man in Frankreich nicht. Jedem Doctor einer französischen Fakultät 
können staatliche Obliegenheiten auferlegt werden. Auf behördliche 
Aufforderung hat er gerichts- oder polizeiärztliche Pflichten zu er¬ 
füllen. Nur in den grössten Städten giebt es Sonderfachleute für 
diese Arbeit. In der Provinz, auf dem flachen Lande wird der 
nächste Doctor vom Untersuchungsrichter, Unterpräfecten oder Bürger¬ 
meister herangezogen, um eine Untersuchung, eine Leichenöffnung 
vorzunehmen, ein Gutachten über eine Verletzung, eine Erkrankung, 
eine Geistesstörung abzugeben, und das Zeugniss des Arztes hat vor 
der Verwaltung und der Rechtspflege volles Gewicht. Der Staat be¬ 
trachtet den Arzt so vollständig als seinen Diener, dass er ihm auch 
den seinen Dienern vorbehaltenen Lohn freigebig zubilligt. Jeder fran¬ 
zösische Arzt, der gesellschaftlich und beruflich einwandfrei ist, kann 
darauf rechnen, dass er zuerst die Palmen eines Officiers der Akademie, 
dann das Kreuz der Ehrenlegion erhält. Um diese Auszeichnungen, 
das Lebensziel vieler Franzosen, zu erlangen, braucht der Arzt keine 
ausserordentlichen Verdienste zu haben; er ersetzt sie durch Dienstalter; 
er erwartet sie als eine amtliche Anerkennung, die ihm kraft seines Be¬ 
rufes ebenso gebührt wie dem Officier und höheren Verwaltungsbeamten. 

Die ärztliche Hierarchie baut sich ganz anders auf wie bei uns. 
Das Lehramt giebt in den Augen des Publicums kein besonderes An¬ 
sehen, wohl aber die Stellung an der Spitze einer Krankenhausabthei¬ 
lung. Der „m^decin des hopitaux“, der seinen Platz, wenigstens in 
Paris und den anderen grossen Städten, nicht einer Ernennung oder 
Wahl, sondern einer Wettprüfung durch ältere Krankenhausärzte ver- 
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dankt, steht unvergleichlich höher als ein Agrdge (ausserordentlicher 
Professor) oder als ein Professor der Facultät, und wenn der Professor 
den Ehrgeiz hat, in die Vorderreihe des Standes zu gelangen, so muss 
er sich eben der Wettprüfung unterziehen und zuerst Krankenhausarzt 
werden. Die vornehmste Körperschaft unseres Standes in Frankreich, 
die „Academie de Mddecine“, ist von der Universität ganz unabhängig 
und wählt ihre Mitglieder ohne jede Rücksicht auf ihre Beziehungen 
zum Lehramt. Das persönliche Ansehen allein ist maassgebend und zu 
solchem gelangt der Arzt als Leiter einer Krankenhausabtheilung leichter 
denn als Inhaber eines Lehrstuhls. Ausserdem bestimmt noch das 
Bändchen im Knopfloch den Rang des Arztes, und das Publicum stellt 
den decorirten Doctor ohne jeden anderen wissenschaftlichen Titel un¬ 
bedenklich höher als den Professor, der sich noch nicht der rothen 
Knopflochzier erfreut. Und da, wie ich gezeigt habe, der Orden nach 
einer angemessenen Zeit nicht ausbleibt, so kann man sagen, dass in 
Frankreich das Publicum keine andere Rangordnung unter den Aerzten 
anerkennt als die des Dienstalters, das durch staatliche Auszeichnungen 
betont ist. 

Das Ansehen, in dem der Arzt beim Publicum steht, kommt auch 
in der Häufigkeit zum Ausdruck, mit der ihm Wahlämter an vertraut, ja 
aufgenöthigt werden. Zur Zeit sind zwei Doctoren der Medicin (Chautemps 
und Cadaud) Minister. Im Senat sitzen 14, in der Abgeordnetenkammer 42 
Aerzte. (Unser Reichstag enthält deren bloss sechs, und einer von 
ihnen ist im Eisass gewählt, wo die Bevölkerung vielfach noch ihre 
Gewohnheiten aus der französischen Zeit beibehalten hat). Auch in 
den Departements- und Stadtvertretungen fehlen niemals einige Aerzte, 
und in der Pariser Stadtverordnetenversammlung waren in den letzten 
zwanzig Jahren von vierzehn Vorsitzenden fünf Doctoren der Medicin. 

Man würde nun leicht zu dem Schlüsse gelangen, dass Frankreich 
das Paradies der Mediciner sei. Das ist indess nicht mehr in dem 
Maasse der Fall wie noch vor wenigen Jahrzehnten. Gewiss liegen die 
ärztlichen Verhältnisse hier noch erheblich besser als in Deutschland 
und anderen Ländern Europas, die ich kenne. Aber sie zeigen gleich¬ 
falls die Neigung, sich rasch zu verschlimmern. Bis vor Kurzem gab 
es hier kein ärztliches Proletariat. Dem Studium der Heilkunde wen¬ 
deten sich nur wohlhabende junge Leute zu, die überdies, wie zur Zeit 
des ancien r^gime, meist aus Medicinerfamilien stammten und es nicht 
nöthig hatten, mit unwürdigen Mitteln nach Praxis zu jagen. Das än¬ 
dert sich zusehends. Der Andrang zum medicinischen Studium w r ird 
von Jahr zu Jahr grösser, die Facultäten senden jährlich erheblich mehr 
Aerzte in die Praxis hinaus, als durch Tod oder Rücktritt in den Ruhe¬ 
stand abgehen, der junge Doctor nimmt nicht mehr ruhig die bestehende 
Stelle ein, die ein Vorgänger erledigt, er muss sich seinen Platz unter 
der Sonne erst schaffen und hat den Kampf ums Dasein mit allen 
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seinen Härten zu bestehen. Viele dieser Aerzte sind kühne Eindring¬ 
linge in den Stand und in das Land. Es sind mittellose Fremde, 
Russen, Rumänen, Levantiner, Spanier, Amerikaner, ohne allgemeine 
Bildung, ohne Erziehung, manchmal leider auch ohne recht entwickeltes 
Gefühl der persönlichen Würde, der Mannes- und Berufsehre, und diese 
neuen Elemente sind daran, dem Ansehen unseres Standes in Frank¬ 
reich schwer zu schaden. Sie wollen nur leben und sind an die nie¬ 
drigste Lebenshaltung gewöhnt. Sie wenden anstössige Formen des 
Wettbewerbes an, drängen sich dem Publicum in einer hier nie ge¬ 
kannten ungeziemenden Weise auf und „spielen billiger“ wie schwindel¬ 
hafte Krämer. Unter dieser Kategorie von Aerzten findet man die 
Leute, die sich dazu herbeilassen, in den Sold eines Quacksalbers zu 
treten und dessen Recepte zu unterschreiben; die in Paris von Haus 
zu Haus gehen, die Vicewirthin um ihre Gönnerschaft bitten und ihr 
einen Antheil an dem Honorar der Kranken versprechen, denen sie ihn 
empfehlen würde; die in den Gasthöfen die Kellner bestechen, um zu 
erkrankten Reisenden gerufen zu werden; die für pharmaceutische 
Specialitäten, für Mineralwässer, für Bruchbandfabrikanten reisen u. s. w. 
Die ehrbaren, an den alten Standesüberlieferungen festhaltenden ein¬ 
heimischen Aerzte sehen diesem Treiben mit Scham und Unwillen zu, 
aber sie haben kein Mittel gefunden, es abzustellen. Die Entrüstung 
über das aufschiessende ärztliche Proletariat ist so gross, dass bereits 
vorgeschlagen wurde, Ausländern das Studium an den französischen 
Facultäten oder doch die Ausübung der Heilkunde in Frankreich zu 
verbieten. Diese Vorschläge wurden als zu weitgehend abgelehnt, doch 
ist die Stimmung der Collegen und des Publicums den in Frankreich 
prakticirenden Fremden höchst ungünstig. Wir haben alle unter den 
Sünden oder dem Missgeschick Einzelner mehr oder weniger zu leiden. 

Deutsche Collegen denken oft mit Neid an den gesetzlichen Schutz, 
der die ärztliche Thätigkeit in Frankreich umgiebt. Es ist wahr: wer 
hier, ohne im Besitze des Doctordiploms einer französischen Facultät 
zu sein, die Heilkunst ausübt, der setzt sich gerichtlicher Verfolgung 
und ernster Strafe aus. Ich würde aber, wenn ich in Deutschland 
prakticirte, auf diesen gesetzlichen Schutz wenig Werth legen. Die 
Menschen sind überall dieselben. Der Laie hat in Frankreich ebenso 
wie bei uns einen unwiderstehlichen Hang zum Wunderbaren, Abson¬ 
derlichen, Neuen. Trotz des Gesetzes und der Polizei geht er ebenso 
häufig wie in Deutschland zum Marktschreier und Quacksalber und 
dieser hat es hier sogar besser als bei uns, denn während der deutsche 
„Naturarzt“, „Bandwurmdoctor“ u. s. w. sein Gewerbe mit dreister Offen¬ 
heit betreiben kann, muss der französische „charlatan“ oder „rebouteur“ 
es im Verborgenen üben und ist dadurch mit dem Reiz des Geheimniss- 
vollen und Verbotenen umkleidet, der ihn für die Menge besonders anzie¬ 
hend macht. Es wird meinen Collegen in Deutschland auf den ersten Blick 


Digitized by taOOQle 


Die gesellschaftliche Stellung der Aerzte in Frankreich. 103 

# 

befremdlich erscheinen, aber es ist doch wahr: die Kurpfuscher sind in 
Frankreich viel leidenschaftlichere Vertheidiger des ärztlichen Monopols 
als wir regelrecht approbirte Doctoren. Würde der französische Gesetz¬ 
geber heute die ärztliche Praxis freigeben, wir hätten wenig oder nichts, 
die Charlatans viel oder Alles zu verlieren. Dieses Gezücht fühlt sich 
nur im Dunkel behaglich. Das volle Licht kann es nicht vertragen. 
Dem Quacksalber ist nie so wohl, wie wenn er für den Verfolgten, 
den Märtyrer posiren kann. Darf er seine Bude auf dein offenen 
Markte aufschlagen, so hört der Zulauf der Menge in der Regel bald 
auf. Jedenfalls hat unser gesetzliches Vorrecht auch in Frankreich nie 
einen Schwachkopf gehindert, sich von klugen Frauen, Kartenlegerinnen, 
Somnambülen u. s. w. behandeln zu lassen, und der Zuave Jacob hat 
noch heute, wie vor achtundzwanzig Jahren, trotz häufiger Polizeistrafen, 
eine Praxis, um die ihn manche Leuchte unserer Wissenschaft beneiden 
kann. Solche Erfahrungen machen gegen den Werth des gesetzlichen 
Schutzes skeptisch *) 

l ) Die obigen Ausführungen unseres hochverehrten Mitarbeiters über 
Kurirfreiheit haben wir, obwohl wir dieselben nicht theilen, unserm Programm 
gemäss unseren Lesern nicht vorenthalten wollen, erlauben uns jedoch, zu 
denselben Folgendes zu bemerken: 

Auch in Deutschland sind ähnliche Ansichten laut geworden, zumal als es 
sich darum handelte, gelegentlich der Einreihung der Aerzte in die Gewerbe¬ 
ordnung den bekannten § 200 des früheren Strafgesetzbuches, welcher die 
imbegründete Verweigerung ärztlicher Hülfe in Fällen dringender Gefahr unter 
Strafe stellte, loszuwerden, und dafür die Kurirfreiheit einzutauschen. Die 
Nachtheile, die diese aber für die Aerzte und mehr noch für das Gemein¬ 
wohl herbeigeführt, haben uns von solchen Anschauungen gründlich zurück¬ 
gebracht. 

Dass die gewerbsmässige Kurpfuscherei, auch wenn sie gesetzlich ver¬ 
boten wird, nicht auszurotten ist, darüber ist allerdings alle Welt einig. Die 
daraus entstehenden Gefahren liegen aber, ganz abgesehen von dem schäd¬ 
lichen Einfluss auf die öffentliche Gesundheit, für den ärztlichen Stand 
weniger in einer wirtschaftlichen Schädigung, als in der schiefen, sein An¬ 
sehen beeinträchtigenden Stellung sowohl den staatlichen Behörden als dem 
Publicum gegenüber. Bezeichnend hierfür sind die Vorgänge in Deutsch¬ 
land, wie wir sie im ersten Hefte in dem Artikel ,.Zur Situation“ darzulegen 
Gelegenheit hatten. Es ist doch wohl lediglich der Kurirfreiheit zu danken, 
wenn Regierung und Parlament sich nicht abgeneigt zeigen, in die staatlich 
beaufsichtigten Krankenkassen das Eindringen der Kurpfuscher zuzulassen 
und selbst das Reichsgericht (s. Artikel „Die operativen Eingriffe und 
das Reichsgericht“ in Heft I) irrthümlich die Aerzte als Gewerbetreibende 
betrachtet. Endlich haben ja auch, wie wir aus dem belehrenden Aufsatz 
des Herrn Prof. Dr. Rohö im ersten Heft ersehen, die freien Amerikaner mit 
der Kurirfreiheit so böse Erfahrungen gemacht, d*tss sie zur Einführung sehr 
rigoroser Maassnahmen sich gezwungen sehen, so dass wir den Herren 
Collegen in Frankreich nur wünschen können, sie mögen von solchen Ver¬ 
suchen verschont bleiben. D. R. 
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Die ersten 25 Jahre der K. K. medicinischen Facultät in Inns¬ 
bruck seit ihrer Wiedererrichtung im Jahre 1809. Festrede 
gehalten bei der Jubiläumsfeier der K. K. Leopold-Franzens-Uni¬ 
versität in Innsbruck, den 24. November 1894, von K. Wilhelm 
Franz Loebisch, K. K. o. ö. Universitätsprofessor, d. Z. Dekan 
der medicinischen Facultät in Innsbruck. — Wien und Leipzig, 
Urban & Schwarzenberg, 1894. Referent: A. Eulenburg (Berlin). 

Wenigen Lesern dürfte die Thatsache bekannt sein, dass die 1869 
erneuerte medicinische Facultät in Innsbruck schon im vorigen Jahrhundert 
unter Maria Theresia sich einer kurzen Blütheperiode erfreute, dann unter 
ihren Nachfolgern zugleich mit der Universität zweimal aufgehoben und seit 
1835 durch eine mit der Universität nur lose zusammenhängende medicinisch- 
chirurgische Lehranstalt ersetzt wurde. Die Lehrkräfte der letzteren wurden 
bei Wiederaufrichtung der Facultät zum Theil in den neuen Lehrkörper 
übernommen ; von ihnen sind noch der Chirurg Rembold (jetzt emeritirt, in 
Graz) und der Vorsitzende des Tiroler Sanitätsraths Tschurtschenthaler in 
Innsbruck am Leben. Ueber die Vorgänge vor, bei und nach Einrichtung 
der neuen Facultät, über Berufungen, Lehrkräfte, neubegründete und noch 
zu begründende Institute, wissenschaftliche Leistungen u. s. w. giebt die von 
Loebisch gehaltene Festrede reichhaltige und vielfach belehrende Auskunft. 
Mehr noch jedoch interessiren uns gerade an dieser Stelle einige Betrach¬ 
tungen allgemeinen Inhalts, zu denen sich der Festredner veranlasst fühlt und 
die sich auf die Forschungs- und Unterrichtsergebnisse an den österreichischen 
und vergleichsweise auch an den deutschen medicinischen Facultäten beziehen. 
Loebisch beklagt es, dass sich für die Bearbeitung wissenschaftlicher 
Fragen unter den jüngeren, eben ausgebildeten Medicinem nur verhältniss- 
mässig wenig freiwillige Hülfsarbeiter finden; er meint, dass es damit auch 
an den übrigen österreichischen Universitäten nicht besser bestellt sei, und 
glaubt, dass es besser werden könnte, wenn man das deutsche System 
der Dissertationsarbeiten vor Ertheilung des Doctortitels auch in 
Oesterreich einführte, wo bekanntlich der Doctortitel bisher lediglich auf 
Grund der abgelegten Staatsprüfung ohne Weiteres ertheilt wird. Wenn 
Loebisch es für ,,zweifeilos“ erklärt, „dass durch die Dissertationen 
die Anzahl der wissenschaftlichen Arbeiten in Deutschland 
nicht unwesentlich vermehrt wird“, so glaube ich, dass er sich 
hierbei doch von einer etwas zu optimistischen Auffassung leiten lässt. Mit 
Recht haben einzelne unserer deutschen medicinischen Facultäten, wie z. B. 
Leipzig, auf die Drucklegung ihrer Dissertationen bereits verzichtet, und 
die übrigen thäten vielleicht gut daran, diesem Beispiele zu folgen, oder 
wenigstens den Druck auf ganz hervorragende Einzelarbeiten zu beschränken, 
die dann nicht in der jetzt üblichen Form der Dissertation, sondern als 
wissenschaftliche Abhandlungen in Archiven u. s. w. zu publiciren sein würden. 
Wenn Loebisch im Anschlüsse daran ferner bemerkt: „Immerhin haftet der 
Institution etwas Plutokratisches an, indem es nur solchen, die hierzu die 
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Mittel besitzen, möglich ist, sich nach abgelegter Staatsprüfung 
noch ein bis zwei und selbst drei Jahre lang wissenschaftlichen 
Arbeiten zu widmen“, so überschätzt er sehr bedeutend die Zeitdauer 
die die Herren Doctoranden erfahrungsgemäss bei uns auf die Abfassung 
ihrer „Specimina“ zu verwenden pflegen, und die nicht so viele Monate 
beträgt, wie im Obigen Jahre angenommen werden. Auch ist die häufig 
geltend gemachte Forderung leider noch nicht durchgedrungen, dass die 
Ablegung der Doctorprüfung, des (seinen Namen bekanntlich so wenig recht¬ 
fertigenden) „examen rigorosum“ nur nach abgelegter Staatsprüfung 
gestattet sein sollte; von der Mehrzahl der Aspiranten wird dieses Examen vor 
oder während der Staatsprüfung beiläufig erledigt, und wir haben selbst titulirte 
Doctoren der Medicin, die niemals das Staatsexamen gemacht haben noch 
machen werden und von denen einzelne die Zahl der ,,Curpfuscher“ in 
unerfreulicher Weise vermehren. Das bei uns übliche Verfahren hat also auch 
manche Schattenseiten dem österreichischen gegenüber, die sogar zu einer 
Empfehlung des letzteren bei uns (freilich nicht ohne erhebliche Modificationen) 
geführt haben. Die weiteren Betrachtungen von Loebisch über die noth- 
wendige und unzertrennliche Verbindung von Theorie und Praxis in der 
medicinischen Ausbildung wird im Princip Jeder gern unterschreiben; man 
wird allerdings nicht ohne Vorbehalt zugeben können, dass für die prak¬ 
tische Ausbildung der Mediciner heutzutage ausreichend gesorgt sei und 
dass beispielsweise unsere Kliniken wirklich „im Besitze aller Behelfe 
zur Erkennung und Behandlung der Krankheiten“ seien; wo sind 
beispielsweise die Kliniken, die sich im Besitze guter hydrotherapeutischer 
und mechanotherapeutischer Hülfsmittel — beide heutzutage doch wohl dem 
praktischen Arzte unentbehrlich — befinden und ihren Zuhörern etwas Ver¬ 
ständnis dieser Dinge in die Praxis mitgeben?‘) — Das Vorstehende genügt 
wohl, um von dem reichen und ungewöhnlichen Inhalte der Loebisch’schen 
Festrede eine Vorstellung zu geben; ihre Lectüre sei daher bestens empfohlen. 


Aerztliche Sachverständigen - Zeitung. Herausgegeben von Dr. 
L. Becker und Dr. A. Leppmann. Verlag von R. Schoetz, 
Berlin. Referent: A. Oldendorff (Berlin). 

Die Herausgabe dieser nunmehr in ihren ersten Nummern vorliegenden 
Zeitschrift haben wir mit grosser Genugthuung begrüsst. Sie behandelt zwar 
nur einen Zweig der Socialmedicin, aber einen so überaus wichtigen, dass der¬ 
selbe sehr wohl eine ganz besondere und ausgedehnte Betrachtung verdient. 
Die Klagen über Unzuverlässigkeit ärztlicher Atteste, über Mangelhaftigkeit 
ärztlicher Gutachten sind keineswegs neu. Bereits im Jahre 1877 hat sich der 
V. deutsche Aerztetag in Nürnberg mit diesem wichtigen Gegenstand befasst, 
und wir selbst haben in demselben Jahre in der damals von Herrn B. Fraenkel 
redigirten „Deutschen Zeitschrift für praktische Medicin“ einen orientirenden 
Aufsatz über diesen Gegenstand veröffentlicht und in demselben auf die 
preussischen Ministerialverfügungen vom 20. Januar 1853 und 11. Februar 1856 
(v. Raumer), vom 10. September 1858 (Lehnert), vom 24. September 1870 
(v. Mühler) hingewiesen, weil dieselben unschwer erkennen lassen, dass die 
ärztlichen Atteste kein besonderes öffentliches Vertrauen geniessen. Wir haben 
aber gleichzeitig auch damals besonders betont, dass die Ursachen hiervon zu 

l ) Cfr. pag. 85. D. R. 
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einem grossen Theil in ganz eigenartigen, dem ärztlichen Beruf als solchem 
anhaftenden Besonderheiten und vor Allem in den, wie jedem, so auch dem 
ärztlichen Wissen und Können gesteckten Grenzen zu suchen sind. Dass aber 
diese von Laien nicht hinreichend gewürdigt werden können, liegt auf der Hand. 
Seit der Einführung der socialpolitischen Institutionen haben sich diese Ver¬ 
hältnisse geradezu zu einer öffentlichen Calamität herausgebildet, da nunmehr 
die ärztlichen Atteste in weite Volkskreise dringen, und man von „Gevatter 
Schneider und Handschuhmacher“ doch nicht erwarten kann, die oft überaus 
schwierigen ärztlichen Gutachten auf diesem Gebiete richtig beurtheilt zu 
sehen. Hoffentlich wird die „Aerztliche Sachverständigen-Zeitung“ mit dazu 
beitragen, hier Abhülfe zu schaffen, zumal bisher die Herren Herausgeber 
gezeigt, dass sie ihrer Aufgabe vollkommen gewachsen sind. Wir selbst aber 
werden unserem Programm gemäss nicht verfehlen, unsere Leser auch auf 
diesem Gebiete stets auf dem Laufenden zu erhalten. 


Lehrbuch der ärztlichen Sachverständigen - Thätigkeit für die 
Unfall - und Invaliditäts - Versicherungs - Gesetzgebung. V erlag 

von Richard Schoetz, Berlin. Referent: Dr. Ed. Golebiewski (Berlin). 

Nachdem des Verfassers „Anleitung zur Beurtheilung der Arbeits- und 
Erwerbsfähigkeit nach Verletzungen“ in verhältnissmässig sehr kurzer Zeit 
vier Auflagen erlebt und auch die vierte Auflage jetzt wieder vergriffen ist, kam 
Becker auf den Gedanken, sein erstes Werk zu erweitern und umzugestalten 
zu einem „Lehrbuch der ärztlichen Sachverständigen-Thätigkeit für die 
Unfall- und Invaliditäts-Versicherung“. 

Das ganze Werk, 352 Seiten stark, zerfällt in zwei Haupttheile. Der erste 
Theil behandelt die Unfallversicherung, der zweite die Invaliditätsversicherung. 
Jeder der beiden Haupttheile zerfällt in einen allgemeinen und einen 
speciellen Theil. 

Im allgemeinen, die Unfallversicherung behandelnden Theil werden 
folgende Themata einer genaueren Erörterung unterzogen: 

1. Gesetzliche Organisation der Unfallversicherung in Deutschland. 

2. Unfall im Betriebe. Körperverletzung. 

3. Erwerbsunfähigkeit. 

4. Völlige Erwerbsunfähigkeit. 

5. Theilw^eise Erwerbsunfähigkeit. 

6. Dauernde und zeitweise Erwerbsunfähigkeit. 

7. Ursächliches Verhältniss der Verletzung und deren Folgen. 

8. Simulation. 

9. Aerztliche Gutachten. 

Der specielle Theil bespricht die Unfallverletzungen. Die Eintheilung 
erfolgt nach den Körperregionen. 

In dem Haupttheil der Invaliditätsversicherung behandelt der all¬ 
gemeine Theil : 

1. Die gesetzliche Organisation der Invaliditäts- und Altersversicherung. 

2. Dauernde Enverbsfähigkeit. 

3. Anderweitige in Betracht kommende Verhältnisse. 

Der specielle Theil bringt ausgewählte Beispiele von Invalidität, welche 
nach verschiedenen chronischen Leiden den einzelnen Antragstellern auf 
Invalidenrente zu- bezw\ abgesprochen wurde. 
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Literarische Erzeugnisse sind nicht nur das Product einer bestimmten 
Individualität und eigener persönlicher Erfahrungen, sondern auch der Zeit. 

Becker wird somit Grund gehabt haben, wenn er nach zehnjährigem 
Bestehen des Unfallversicherungsgesetzes sowohl seine eigenen Erfahrungen, 
als auch die des Reichsversicherungsamtes, welche bisher von dieser Behörde 
gemacht worden sind, für sein Werk verwerthet. 

Der Zweck des Buches ist aus dem Titel ersichtlich. Es kommt dem 
Verfasser lediglich darauf an, den Arzt, welcher in die Lage kommt, sein 
sachverständiges Urtheil über die Erwerbsunfähigkeit eines Arbeiters ab¬ 
zugeben, in den ganzen Inhalt dieser Thätigkeit einzuführen, ihn hinreichend 
zu informiren und endlich ihn zu befähigen, seiner Thätigkeit als ärztlicher 
Sachverständiger zu genügen. Dieses Ziel der ärztlichen Sachverständigen- 
Thätigkeit schliesst von vornherein eine klinische Würdigung der einzelnen 
Verletzungsarten und der als Folgen von Betriebsunfällen anerkannten Krank¬ 
heiten aus. In der sehr reichen und sorgfältigen Zusammenstellung der ver¬ 
schiedenen Unfallverletzungen finden daher Aetiologie, Pathologische Anatomie, 
Therapie, Verlauf der einzelnen Fälle und Prognose gar keine oder eine 
kaum nennenswerthe Beachtung. Das lag aber auch jedenfalls nicht in der 
Absicht des Verfassers. Der Aufgabe aber, die er sich gestellt hat, wird er 
in vollem Umfange gerecht, wenn auch Referent nicht überall mit dem 
Verfasser übereinstimmt. Es ist gewiss werthvoll, die Resultate der von 
Ravitzsch mit dem Bandmaass an den oberen Extremitäten vorgenommenen 
Messungen mitzutheilen, der Werth ist aber, selbst bei der Annahme der 
Richtigkeit dieser Maasse, ein unvollständiger ohne eine kritische Würdigung 
dieser Resultate. Es wird von uns Aerzten noch eine viel zu hohe Bedeutung 
den mit dem Bandmaass erzielten Umfangmaassen beigelegt, zu oft leicht¬ 
fertig, ohne näheres Eingehen auf die anatomischen und pathologischen 
Verhältnisse, auf die Thätigkeit des Verletzten, aus einem Minderumfang auf 
eine Muskelatrophie geschlossen, selbst da, wo eine solche gar nicht besteht. 
Wenn wir Aerzte nicht die Behörden, für die wir die Gutachten abgeben, 
darauf aufmerksam machen, verharren sie in einem Irrthum, in den wir selbst 
sie hineingeführt haben. Jedenfalls ist es nicht richtig zu sagen, dass das 
beste Mittel zum handgreiflichen Nachweis eines Muskel¬ 
schwundes das Messband sei. Referent hat in seinem Material 
eine stattliche Reihe von Fällen aufzuweisen, in denen an den Armen sowohl, 
als auch an den Beinen, eine deutliche Muskelatrophie durch die schwächere 
Consistenz, herabgesetzte elektrische Erregbarkeit, durch die veränderte Form 
der Musculatur nachgewiesen werden konnte, obwohl das Bandmaass einen 
deutlichen Mehrumfang ergab. Das Bandmaass ist sicher das 
unvollkommenste Instrument zur Feststellung einer Muskel¬ 
atrophie, es kann uns nur bei sehr starken Atrophien einen 
ungefähren Anhalt geben. Bedauerlich ist es allerdings, dass wir noch 
keine besseren Hülfsmittel für diesen Zweck besitzen. 

Bezüglich der procentualen Abschätzung der Erwerbsfähigkeit steht 
Referent vollständig auf dem Standpunkt des Verfassers, und ich glaube, 
dass jeder ärztliche Sachverständige, welcher auf diesem Gebiet eine Menge 
von Erfahrungen gesammelt hat, zu diesem Standpunkt gelangen muss. Man 
denke sich ein Dutzend ganz analoger Fälle von Beugecontractur des rechten 
Mittelfingers von einem Dutzend Aerzten beschrieben. Man kann ganz sicher 
sein, dass alle Beschreibungen mehr oder weniger verschieden bezüglich der 
Würdigung des Falles, der Gebrauchsfähigkeit des Fingers und der Hand 
ausfallen werden, in dem Procentsatz aber werden die Begutachter doch alle 
sich ziemlich wiederfinden, vorausgesetzt natürlich, dass sie wissen, worauf 
cs ankommt. 
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Im speciellen Theil, in dem die einzelnen Verletzungsarten besprochen 
werden, finden u. A. die traumatischen Neurosen eine ausführliche Würdigung, 
indem der Verfasser mit grossem Geschick den gegenwärtigen Standpunkt in 
dieser Frage kennzeichnet. Ob nun aber die Rumpfschen Symptome für die 
traumatische Neurose sich überall Geltung verschaffen werden, erscheint 
fraglich. Die ganze Frage der traumatischen Neurose ist immer noch nicht 
als abgeschlossen anzusehen. Aber auch die anderen Verletzungen entbehren 
nicht der Ausführlichkeit. So finden auch die Augenverletzungen, die Ver¬ 
letzungen der Füsse und Hände eine ausführliche Berücksichtigung. 

Wenn der Verfasser sagt, dass der ganze Fuss fast gar keine Muskel¬ 
substanz habe, so liegt hierin eine gewisse Unterschätzung der Fussmuskeln 
und ihrer Bedeutung. Wohl ist die Muskelsubstanz des extens. digit. comm. 
brevis und die der Interossei auch auf dem Fussrücken eine geringe, aber 
doch nicht zu unterschätzen, andererseits besitzt aber doch die Fusssohle 
eine für die Verhältnisse ganz bedeutende Muskelsubstanz, die vorzugsweise 
beim Gehen und Stehen und beim Tragen von Lasten von grosser physio¬ 
logischer Bedeutung ist. 

Als Hauptsache der Functionsleistung des Fusses sieht Verfasser die 
Winkelbewegung im Sprunggelenk und die dreieckige Stützfläche unter der 
Fusssohle an, alle ausserhalb der Grenzen dieser Functionsleistung liegenden 
Bewegungen, die Achsendrehung des Fusses bei gebeugtem Knie, die Rotation 
des Fusses, die Hebung und Senkung der Ränder der Sohlenfläche, endlich 
die Beweglichkeit der Zehen, nennt er Luxusfunctionen. Dem kann Referent 
nicht beistimmen. Auch nicht eine einzige dieser Functionen ist eine Luxus¬ 
function, die entbehrt werden kann, und wenn eine von diesen Functionen 
durch einen Unfall verloren geht, dann macht sich dieser Verlust oft recht 
unangenehm fühlbar. Es ist richtig, dass Leute mit plumper Fussbildung, 
starken Plattfüssen, übqr einander gelegten Zehen, ja selbst mit Klumpfüssen, 
in ihrer Arbeitsfähigkeit nicht gestört worden. Es betrifft dies aber zumeist 
Personen, die diese Fehler gleich bei ihrer Geburt zur Welt gebracht haben. 
Hat doch Unthan, der ohne Arme zur Welt gekommen, noch niemals das 
Fehlen dieser für uns so wichtigen Glieder besonders zu beklagen gehabt, 
er weiss sich mit den Füssen und Zehen auch zu helfen. Etwas Anderes ist 
es mit dem traumatischen Verlust von Gliedern oder einzelnen Functionen. 
Da fallt es immer sehr schwer, sich den neuen Verhältnissen anzupassen, und 
manch einem Organismus scheint dies fast unmöglich zu sein. Doch das sind 
Einzelheiten, welche Referent hervorzuheben für nöthig befunden hat. Der 
ganze specielle Theil der Unfallversicherung stützt sich vor allen Dingen auf 
eine reiche Casuistik, zu welcher Verfasser von 3110 Recursentscheidungen des 
Reichsversicherungsamtes 1068 herausgesucht und benutzt hat. Verfasser 
verwerthet diese Recursentscheidungen, indem er sie in langen Tabellen anführt, 
in denen Stand, Alter, Art der Verletzung, zugebilligte Rente und Datum der 
Recursentscheidung je eine besondere Rubrik finden. Unter Art der Ver¬ 
letzung sind auch häufig die Folgen der Verletzungen in gedrängter Kürze, 
aber im Allgemeinen sehr verständlich beschrieben. An die Anführung 
dieser überaus reichen Tabellen knüpfen sich allgemeine kritische und be¬ 
lehrende Bemerkungen. 

Dankbar muss man es dem Verfasser anerkennen, dass er auch besonders 
strittige und bisher dunkle Fragen ausführlich behandelt und die hierüber 
nothwendigen Aufklärungen giebt, ferner, dass er auch auf die Beurtheilung 
der inneren Verletzungen und Erkrankungen näher eingeht. Auch das ist sehr 
anerkennenswerth, dass er bei Besprechung der Unterleibsbrüche (S. 202) sagt, 
was man unter betriebsüblicher Anstrengung versteht, eine Frage, die sicher 
bei der Entstehung und Beurtheilung der Leistenbrüche eine grosse Rolle spielt. 
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Wer das vorliegende Werk mit Aufmerksamkeit durcharbeitet, findet, 
dass der Autor das gehalten hat, was er in seiner Vorrede versprach. Nicht 
nur der ungeübte, sondern auch derjenige Arzt, welcher viel mit der Aus¬ 
führung der socialen Gesetzgebung zu thun hat, wird in diesem Buche so 
Manches finden, was für ihn neu und belehrend ist. 


Ueber das Sehvermögen der Eisenbahnbeamten. Von Dr. Paul Silex, 
I. Assistent an der Königlichen Universitätsaugenklinik und Privat- 
docent an der Universität Berlin. Berlin 1894. Verlag von S. Karger, 
Referent: Professor A. v. R e u s s (Wien). 

Bereits beim VI. internationalen hygienischen Congresse in Wien im 
September 1887 und wiederholt beim VIII. hygienischen Congresse in Budapest 
im September 1894 habe ich über die Augenuntersuchungen der Eisenbahn¬ 
bediensteten gesprochen, die Mängel des an vielen Bahnen geübten Unter¬ 
suchungsmodus klar gelegt und das Fehlen jeder oberbehördlichen Controlle 
gerügt. Ich habe vor Allem gerathen, in jedem Lande eine aus Delegirten 
der Eisenbahndirectionen und aus Augenärzten bestehende Commission zu 
berufen, welche die Forderungen, die man an das Sehvermögen der Bahn¬ 
bediensteten zu stellen hat, sowie die Untersuchungsmethoden bestimmt. 
Detailvorschläge machte ich nicht, da dies dem internationalen Charakter des 
Congresses nicht entsprochen hätte und weil es eben Sache der Commission 
wäre. Diesen Standpunkt muss ich auch gegenüber der vorliegenden Arbeit 
einnehmen. Silex hat hierin die Antwort auf die Fragen gegeben, die ich 
der Commission vorgelegt wissen will. Er hat hierbei vor Allem die Ver¬ 
hältnisse in Deutschland vor Augen, und seine Anträge sind eigentlich an die 
Adresse einer Directionsconferenz gerichtet, von welcher er glaubt, dass sie 
unter Mitwirkung von Vertretern des Ministeriums zu Stande kommen wird 
und von welcher wahrscheinlich Gutachten sachverständiger Aerzte eingeholt 
werden dürften, 

Silex macht Vorschläge über die Sehschärfe, welche man bei den ein¬ 
zelnen Dienstkategorien verlangen muss, über die Zulässigkeit des Brillen¬ 
tragens, über die Forderungen, welche man bezüglich des Farbensinnes zu 
stellen hat; er bespricht die Anpassungen, welche alle diese Postulate bei 
bereits Angestellten erfahren müssen; er giebt die Methoden an, nach welchen, 
wie er meint, untersucht werden soll, und spricht zum Schlüsse den sehr 
berechtigten Wunsch nach «eigenen Bahnaugenärzten aus. Allen diesen Vor¬ 
schlägen stimme ich im Ganzen und Grossen zu. Aber ich glaube, meinem 
oben präcisirten Standpunkte gemäss, dass Silex zu viel gethan hat, wenn er 
auch als Sachverständiger in Eisenbahnangelegenheiten auftritt. Ich will nicht 
missverstanden werden. Lange Zeit mit Untersuchungen an Bahnen beschäftigt, 
habe ich einen vielleicht genügenden Einblick in das Getriebe des executiven 
Dienstes erlangt, ich kenne ungefähr die Signale, ich weiss auch beiläufig 
was die Aufgabe jedes einzelnen Bediensteten oder Beamten ist; ich würde 
mir also Zutrauen, ohne Commission ein Regulativ für die Augenuntersuchungen 
zu verfassen und glaube, Silex besitzt gleichfalls die nothwendige Befähigung 
hierzu. Trotzdem würde ich das Regulativ nicht abfassen. 

Es unterliegt wohl keinem Zweifel, dass die Personen, denen die eigent¬ 
liche Führung des Zuges obliegt, den höchsten Anforderungen genügen müssen, 
die man an das Sehen in die Feme und an den Farbensinn stellen kann. In 
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wie weit man davon bei solchen Individuen absehen kann, die trotz vor¬ 
handener Mängel das Glück hatten, ohne Unfall durch viele Jahre ihren Dienst 
zu versehen, ist eine zu discutirende Frage; gar zu häufig sind ja solche 
Fälle nicht. 

Anders verhält es sich jedoch bei dem übrigen zugbegleitenden 
Personale, bei den Conducteuren, Schaffnern, Zugführern, Packern und wie sie 
sonst heissen mögen. Bei diesen muss die Direction dem Arzte genau 
sagen, was sie von ihnen verlangt, und dann erst kann der Arzt antworten, 
was für Augen hierzu erforderlich sind. Ich habe stets den Eindruck ge¬ 
wonnen, dass von diesen Bediensteten theoretisch viel mehr begehrt wird, 
als sie in praxi wirklich zu leisten haben. Ihre Function bezieht sich wohl 
viel mehr auf den Inhalt der Waggons, seien es Personen oder Sachen, und 
nur zum geringsten Theile auf das Beachten der Signale. Ich mag jedoch 
als Arzt darüber urtheilen, wie ich will, es wird ein Laienurtheil bleiben, 
und dem Sachverständigen im Eisenbahnfache gebührt das erste Wort. Ganz 
dasselbe ist der Fall bei dem Stationspersonale höherer und niederer 
Kategorie. Speciell bei den Beamten wird man betreffs der Kurzsichtigkeit 
und Zulässigkeit des Brilletragens im Dienste in der Bevormundung nicht zu 
weit gehen dürfen und die Verantwortlichkeit mehr dem Einzelnen überlassen 
müssen — wie will man auch controlliren, ob die Brille, welche die gefor¬ 
derte Sehschärfe erzeugt, wirklich getragen wird ? Bei dem niederen Personale, 
bei welchem die dienstlichen Anforderungen je nach der Grösse der Station, 
trotz derselben amtlichen Benennung des Ranges, so verschieden sind, bedarf 
es einer ganz präcisen Fragestellung durch die Bahnbehörde, um eine brauch¬ 
bare Antwort von Seiten des Arztes zu ermöglichen. 

Wenn ich also damit, dass Silex diese Antworten ohne erhaltene Frage 
gegeben hat, nicht ganz einverstanden bin, muss ich in zwei anderen Punkten 
vollständig mit ihm übereinstimmen; erstens damit, dass man die Anforderung 
betreffs der Augen neu aufgenommener Individuen immer mit Rücksicht 
darauf zu stellen habe, ob dieselben je einmal zum executiven Dienste herbei¬ 
gezogen werden könnten, auch wenn sie damit im Anfänge gamichts zu thun 
haben (Schlosser, Träger, Wagenputzer), zweitens w*as den Ruf nach Bahn¬ 
augenärzten betrifft. Die Augenheilkunde ist heutzutage eine so von der 
übrigen Medicin losgelöste Specialität geworden, dass sich die meisten prak¬ 
tischen Aerzte nur gezwungen mit oculistischen Dingen beschäftigen. Die 
armen Bahnärzte, die vor Allem Chirurgen sein sollen, müssen nun plötzlich 
mit Refractionsanomalien sich abgeben oder gar mit Untersuchungen auf 
Farbenblindheit, womit sie sich nie absonderlich beschäftigt haben. Sie 
w f ürden alle sehr dankbar sein, w r enn man ihnen die Sorge für die Augen 
der Bahnbediensteten vollständig abnehmen würde. Würden Specialisten 
hierfür angestellt werden, dann würden auch nicht solche Regulative für die 
Untersuchung der Augen zu Tage gefördert werden, wie sie Silex als für 
Oesterreich geltend auf pag. 20 aufführt. Auf dem hygienischen Congresse in 
Wien habe ich mich sehr gegen dieses Regulativ ausgesprochen; Silex ist 
also ganz im Irrthume, w*enn er glaubt, dasselbe sei auf mich zurückzuführen. 
Wenn er meint, dass die Gratisarbeit der Aerzte zu verurtheilen sei, bin ich 
ganz seiner Meinung; er irrt aber, wenn er glaubt, alle Bahnvenvaltungen 
würden sich dagegen ablehnend verhalten; gewiss thun es viele, alle aber 
nicht. Experto crede Ruperto! 
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Dr. M. Krisowski, Ueber die Versorgung der hülflosen verlassenen 
Kinder. Deutsche Vierteljahrsschrift für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege XXVI. 4. pag. 563 u. ff. 1894. 

Dr. H. Neumann, Versorgung der unbemittelten Bevölkerung 
Berlins mit Kindermileh. Berliner Kl. Wochenschr. 1894. No. 20. 

Dr. phil. et med. H. C. Flaut, Einfluss der Beschaffenheit von 
Milch und Wohnung auf das Gedeihen der Ziehkinder in 
Leipzig. Zeitschrift für Hygiene und Infectionskrankh. XV. 2 p. 308. 
Referent: A 1 1 s c h u 1 (Prag). 

Bekanntlich ist die Säuglingssterblichkeit die stärkste Compo- 
nente der Gesammtsterblichkeit und eine Herabsetzung der ersteren 
muss auch die Gesammtsterblichkeit wesentlich verringern. In einem sehr 
fleissig gearbeiteten Aufsatze unternimmt es Dr. M. Krisowski den Ur¬ 
sachen der hohen Säuglingssterblichkeit nachzugehen, berücksichtigt den 
Einfluss des Klimas, der Geburtsziffer, der häuslichen hygienischen Ver¬ 
hältnisse, die materielle Lage der Eltern, den Unterschied zwischen „Stadt 
und Land“ und bezeichnet mit Recht die Pflege des Säuglings als das 
wichtigste hier in Frage kommende Moment. Ganz besonders einflussreich 
ist hierbei die Ernährung der Säuglinge: Von 1000 (in Berlin) mit Mutter- 
und Ammenbrust ernährten Säuglingen starben etwas über sieben, von 
1000 mit Kuhmilch oder Milchsurrogaten ernährten über 42, resp. 67, d. i. 
fast zehnmal so viel, an Krankheiten der Verdauungsorgane. In allen 
Staaten und in allen Städten ist die Mortalität der unehelichen Kinder bei 
Weitem grösser, als jene der ehelichen. Krisowski erörtert die ein¬ 
zelnen hier maassgebenden Momente auf Grund statistischer Untersuchungen 
und wirft die Frage auf, wie die enorme Säuglingssterblichkeit der un¬ 
ehelichen Kinder eingeschränkt werden könnte? Das führt ihn direct zu 
seinem eigentlichen Thema, der Findlingsversorgung. Er erläutert 
zuerst an der Hand der Einrichtung der Prager Findelanstalt, die er als 
die in der Literatur am besten beschriebene und bekannte bezeichnet, das 
romanische System, die eigentliche FindelanstaltsVersorgung, und stellt 
derselben als Typus des germanischen Systems die Berliner Ver¬ 
sorgungsanstalt mit ihrem Kost- und Haltekinder wesen entgegen. 

In die interessanten Details der Krisowski'sehen Arbeit einzugehen, 
würde den Rahmen eines kurzen Referates weit überschreiten, es sei deshalb 
nur •hervorgehoben, dass Krisowski zu dem wohl begründeten Schlüsse 
gelangt, dass die absoluten Leistungen der Findelanstalt die 
des Berliner Kinderschutzvereines bei Weitem überragen, 
trotz der relativ günstigen Mortalitätszahlen der letzteren. 

(Epste in-Prag hat in seinem in der Section für Kinderhygiene in 
Budapest erstatteten Referate „Ueber Mittel und Schutzeinrichtungen zur 
Herabminderung der Kindersterblichkeit im ersten Lebensjahre“ [„Zeitschrift 
für Hygiene und Infections-Krankheiten“. XIX. Band. 1895. P a g* 334 ] ebenfalls 
den Findel ans tal ten das Wort geredet. Referent.) 

Krisowski geht sodann in ausführlicher Weise auf die Einwürfe ein, 
die den beiden Systemen gegenüber erhoben werden können und erhoben 
wurden, überall seine Auseinandersetzungen mit statistischen Daten unter¬ 
stützend, und beweist, dass jedes System seine Vorzüge und Nach¬ 
theile hat. Vom ärztlichen Standpunkte giebt Verfasser dem romanischen 
System den Vorzug, vom juridischen und staatsökonomischen 
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aber dem germanischen. Es wäre demnach das, was wir an dem einen und 
dem anderen Systeme für gut befunden haben, zu einem neuen System 
zusammenzufassen. Für dieses neue System giebt Krisowski einzelne 
„Grundzüge“ an, von welchen die einen gesetzliche Bestimmungen um¬ 
fassen (Verlust der Ehrenrechte bei nicht eingehaltenem Eheversprechen, 
Ausdehnung der Alimentationspflicht auch auf die Mutter, Errichtung von 
Findelanstalten, in welchen alle unehelichen Geburten geleitet werden 
ausser jenen, die im Hause der Eltern der Geschwängerten stattfinden, was 
aber vorher angemeldet werden muss, u. A. m. Ob die letzte Forderung 
gesetzlich erzwungen werden kann, wagt Referent zu bezweifeln.) 

Der andere Theil der „Grundzüge“ behandelt die Verwaltung und Ein¬ 
richtung der Anstalten. Zum Schlüsse stellt der Verfasser die Vortheile 
zusammen, die das neue System gegenüber dem bisherigen in hygienischer, 
moralischer und socialer Beziehung bieten würde, und betont, dass er keinen 
fertigen Plan, sondern nur eine kurze Skizze einer neuen Art der Findlings¬ 
versorgung liefern wollte; erst wenn die Idee im Ganzen gebilligt und geklärt 
ist, werde es an der Zeit sein, über die Einzelheiten der Ausführung zu 
sprechen. — 

Was unter den thatsächlich in Berlin herrschenden gegenwärtigen Ver¬ 
hältnissen an Verbesserungen in der Ernährung der Säuglinge geleistet 
werden kann, darüber belehren uns die beiden anderen Autoren: 

Dr. H. Neumann hat bezüglich der Mi Ich Versorgung der Kinder der 
unbemittelten Berliner Bevölkerung genaue Erhebungen gepflogen und uns 
deren Ergebnisse übermittelt: 

Von 194 mit „Stadtmilch“ ernährten Säuglingen der Clientei des Ver¬ 
fassers litten 57 °/ 0 , von 127 mit „Landmilch“ ernährten 59 °/ 0 an Darm¬ 
katarrhen. „Es ist also in Berlin im Ganzen und Grossen für die berüch¬ 
tigten sommerlichen Darmerkrankungen der Kinder gleichgültig, ob die Milch 
frisch aus dem Kuhstall oder aber vom Milchwaagen entnommen wird“ (das 
heisst bei der speci eilen Clientei des Verfassers. Referent). Neu mann 
schlägt zur Verbesserung der Berliner Milchverhältnisse vor: 

1. Die persönliche Fürsorge, und nach dieser Richtung für die ärmere 
Bevölkerung die allgemeine Verbreitung der Kenntniss der Renk’sehen 
Milchschmutzprobe (die leicht verständlich und ohne Mühe durch¬ 
führbar ist) und jene der Bedeutung von Kälte und Wärme für die Con- 
servirung der Milch. Durch Hitze und Sauberkeit sei auch unter ärmlichen 
Verhältnissen die Milch zu conserviren, und Kühlvorrichtungen ein¬ 
zurichten, die sofort bei der Installation der Wasserleitungen an den Ausflüssen 
derselben angebracht werden könnten, wären auch in den Wohnungen der 
Armen nach Ansicht des Verfassers nicht so schwierig (? Referent). 

2. Die polizeiliche Controlle — verbesserte Ueberwachung der Stallmilch 
und der Milchproduction. 

3. Wohlthätigkeitseinrichtungen. 

Privatwohlthätigkeit könne in Berlin nur einiges Wenige erreichen, es 
müsse daher die Commune selbst die Versorgung der Unbemittelten mit 
Kindermilch in die Hand nehmen, sei es, dass sie selbst als Producentin 
auftritt, sei es, dass sie indirect die bedürftigen Consumenten mit billiger und 
guter „Kindermilch“ versorgt. 

Plaut, der fast dasselbe Thema auf breiterer Grundlage behandelt, 
hat sich folgende Fragen gestellt und beantwortet: 

1. Wie ist die Milch beschaffen, die den Ziehmüttern verkauft wird? 

2. Welche Veränderungen erfährt die Milch im Hause der Ziehmütter, 
bis sie in den Magen des Kindes gelangt? 
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3. Lässt sich ein ätiologischer Zusammenhang zwischen den Ver¬ 
dauungsstörungen der Kinder und der schlechten Beschaffenheit der Milch 
nachweisen ? 

4. Wie ist die Beschaffenheit der Wohnungen? (Grösse, Ventilations¬ 
möglichkeit, Reinlichkeit, Lage, Anzahl der Bewohner.) 

5. Wie ist der Gesundheitszustand der Kinder? 

a) zu Anfang der Untersuchung, 

b) nach einem bestimmten Zeitraum. 

Der Hauptwerth wurde bei den Milchuntersuchungen auf die Ermittelung 
der Haltbarkeit jeder einzelnen Sorte gelegt. Die dabei in Anwendung ge¬ 
brachte Methode (eine vom Verfasser im „Archiv für Hygiene“ Bd. XIII. Heft 2 
genau beschriebene modificirte Soxhlet’sche Säurebestimmung) ermittelt die 
Incubationszeit einer Milchsorte, d. h. die Zeit, die verstreicht, bis eine 
Milch die erste Säurebildung aufweist. Auf Grund mühevoller, genauer 
Erhebungen, die uns tabellarisch zusammengestellt vorgeführt werden, wird 
bewiesen, dass die Leipziger Milch, die den Ziehmüttern verkauft wird, 
sehr häufig schlecht ist: 

Von 24 untersuchten Milchsorten waren 8 bezüglich der „Incubations¬ 
zeit“ zufriedenstellend, 16 Sorten zeigten aber selbst an kalten Tagen eine 
ungenügende Incubationszeit. 

Die Temperatur hatte (selbst bei Milch von sonst guter Incubation) den 
grössten Einfluss auf die Incubationszeit, insofern an heissen Tagen durchweg 
eine bedeutende Abkürzung der Incubation beobachtet wurde. Es erwies 
sich ferner, dass nicht die Aufbewahrungsart der Milch im Hause der Zieh¬ 
mütter einen wesentlichen Einfluss auf die Beschaffenheit der Milch ausübte, 
sondern dass die Schuld an der schlechten Beschaffenheit der Milch auf 
Rechnung der Vorbehandlung ausserhalb des Hauses kommt. Der ätiologische 
Zusammenhang zwischen schlechter Milch und Verdauungsstörungen ist nach 
Plaut’s Untersuchungen fast ausser Zweifel gestellt, ebenso der zwischen 
schlechter Wohnung und Entwickelung der Ziehkinder. 

Plaut zieht aus seinen sorgfältigen Untersuchungen folgende Schluss¬ 
folgerungen: Es wäre nothwendig, die Milchbeurtheilung in den Geschäften 
nicht nur nach der chemischen Zusammensetzung vorzunehmen, sondern auch * 
die Beschaffenheit des Geschäftes und den Betrieb desselben genau zu über¬ 
wachen; die „Landmilch“ muss vor ihrer Ueberführung in die Stadt (im 
Stalle selbst) gekühlt werden; im Hause der Ziehmutter genügen die „Zieh¬ 
kindervorschriften“ (Abkochung); bei Vergebung des Rechtes, Ziehkinder 
aufzunehmen, wären jene Ziehmütter zu bevorzugen, welche gesunde Wohn- 
räume zur Verfügung haben. 


Text-Book of Hygiene. A comprehensive treatise of the principles 
and practice of preventive medicine from an american stand-point. 
By George H. Roh£, M. D. Third edition. Philadelphia 1894. 
Referent: J. Koehler (Berlin). 

Der Verfasser hat entsprechend dem Titel fast alle Gebiete der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege in kurzer, sachlicher und anziehender Weise 
behandelt. Nur den praktischen Zweck vor Augen, legt er auf die Ent¬ 
wickelung und Darstellung der wissenschaftlichen Theorien weniger Gewicht 
als auf die Resultate der exacten Forschung, auf die es dem amerikanischen 
Leser in erster Reihe ankommen muss. 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. g 
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Mit besonderer Vorliebe hat Verfasser die Infectionskrankheiten, deren 
geschichtliche Daten kurz angegeben werden, in ihrer Entstehung und Ver¬ 
hütung erörtert, wobei die ausführlichen Bestimmungen, welche die Vereinigten 
Staaten von Nordamerica bezüglich der See- und Landquarantäne getroffen 
haben, vomehmliche Beachtung verdienen. 

Das Buch ist für den ausübenden wie lernenden Mediciner eine gute 
und bequeme Handhabe in allen Fragen der praktischen Gesundheitspflege, 
so dass es kein Wunder nehmen kann, wenn es in kürzer Zeit die dritte 
Auflage erlebt hat; mögen ihr noch viele folgen. 


Clären, Ueber die Berufeversohwiegenheit der Aerzte mit beson¬ 
derer Berücksichtigung der Krankenkassengesetzgebung. Separat- 
Abdruck aus der Festschrift zur Feier des fünfzigjährigen Jubiläums 
des Vereins der Aerzte des Regierungsbezirks Düsseldorf. Verlag von 
J. F. Bergmann, Wiesbaden. 

Kühner, Die Verschwiegenheit des Arztes und der Zwang zum 
Zeugniss. Vierteljahrsschrift für ger. Med. und öffentl. Sanit. 1895. 
Heft I. Referent: Placzek (Berlin). 

Beide Arbeiten fussen auf des Referenten monographischer Arbeit 
„Das Berufsgeheimniss des Arztes“, deren Inhalt sie in grossen Zügen wieder¬ 
geben, um weitergehende Erörterungen über Specialfragen anzuknüpfen. Hierbei 
empfiehlt Clären in erfreulicher Uebereinstimmung mit dem Referenten den 
Aerzten, die Verschwiegenheit gegenüber Mitgliedern der Krankenkassen in 
gleicher Weise zu beobachten, wie gegenüber den Privatpatienten, „um so 
eher, als die Bewahrung des Berufsgeheimnisses fast niemals mit den be¬ 
rechtigten Interessen der Kassen collidirt.“ Er räth deshalb, die Frage nach 
der Diagnose, sobald es sich um eine geheime Krankheit handelt, entweder 
unbeantwortet zu lassen oder eine allgemeine — niemals aber eine ab¬ 
sichtlich falsche — Diagnose anzugeben. Bei selbstverschuldeten Krankheiten 
genügt zur Vermeidung einer materiellen Schädigung der Kassen erforder¬ 
lichen Falles eine allgemeine (ohne Bezeichnung der Krankheit) gefasste Mit¬ 
theilung des Arztes, wie: „Patient erklärt auf das Krankengeld zu verzichten“, 
oder dergleichen. 

Hinsichtlich des so wohlthätigen und leider wenig gekannten Zeugniss- 
verweigerungsrechtes bekennt sich Clären zu Anschauungen, welche erheblich 
von jenen des Referenten und Kühner’s abweichen. Während letzterer 
durchaus meine Deutung der § 348 Civilprocessordnung, resp. § 52 Straf¬ 
prozessordnung billigt, dass hierdurch dem freien Belieben des Arztes über¬ 
lassen werde, ob er über beruflich anvertraute Thatsachen Auskunft geben 
wolle oder nicht, hält Clären ihn in solchem Falle für „gesetzlich berechtigt 
und beim Obwalten humanitärer Gründe moralisch veqiflichtet“, das Berufs¬ 
geheimniss zu verletzen, eine Ansicht, die wohl kaum allgemein anerkannt 
werden dürfte. 
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Der Entwurf zu einer neuen preussischen 
Medicinaltaxe. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 


Die alte Seeschlange „Reform der Medicinaltaxe“ scheint nunmehr von 
der Bildfläche verschwinden zu wollen; wenigstens hat, so weit uns bis jetzt be¬ 
kannt geworden, der vorliegende Entwurf (cfr. Heft I, pag. 52 u. ff.) im Gegensatz 
zu seinen Vorgängern im Jahre 1876 und 1879, sich in den ärztlichen Kreisen im 
Ganzen und Grossen einer sympathischen Aufnahme zu erfreuen, und es ist 
somit begründete Aussicht vorhanden, dass die Frage endlich zur Ruhe 
gelangen und das ärztliche Honorarwesen in Preussen eine befriedigende 
Regelung erfahren wird. 

Es wäre aber ungerecht, für den bisherigen schleppenden Gang der 
Angelegenheit die Regierung allein verantwortlich zu machen, die Haupt¬ 
ursache liegt vielmehr zweifellos*in der grossen Schwierigkeit, allen hierbei 
in Betracht kommenden Interessen allseitig gerecht werden zu können. Es 
machen sich hier namentlich geltend die grossen Verschiedenheiten der 
Verhältnisse in Stadt und Land, der Erwerbs- und Vermögens Verhältnisse der 
einzelnen Zahlungspflichtigen, der Mühewaltungen selbst, sowohl nach der 
Person des beanspruchten Arztes wie nach der Art des Krankheitsfalles, 
u. dgl. m., Momente, aus welchen sich eine Reihe von streitigen Fragen er¬ 
geben, die von verschiedenen Standpunkten aus auch sich verschiedenartig 
beurtheilen lassen. 

Es darf daher auch nicht Wunder nehmen, dass in den preussischen 
Aerztekammem die Ansichten über diese Materie weit aus einander gingen und 
die ihnen von Ministerium aus zur Begutachtung vorgelegten Fragen 1 ) ver¬ 
schieden beantwortet wurden. 


J ) Diese Fragen lauteten: 

I. Erscheint es zweckmässig, eine einheitliche Taxe für die ganze Monarchie * 
oder besondere Taxen für die einzelnen Provinzen zu erlassen, eventuell unter Berück¬ 
sichtigung der Verhältnisse des flachen Landes und der kleinen Städte einerseits und 
der grossen und grössten Städte andererseits? 

II. Empfiehlt sich der Erlass einer Taxe, in welcher nur der Mindestbetrag der 
zu gewährenden Gebühren bestimmt wird, oder einer solchen, welche einen Mindest¬ 
oder einen Höchstbetrag feststellt? 

Im ersteren Falle wäre die weitere Frage zu berücksichtigen, wann eine solche 
Taxe zur Anwendung zu bringen sein würde, ob z. B. auch dann, wenn die Zahlung 
der Gebühren aus Staats- oder Communalmitteln oder aus Gewerkskrankenkassen etc. 
zu erfolgen hat. 

Im zweiten Falle würde es sich fragen, nach welchen allgemeinen Gesichts¬ 
punkten die Festsetzung einer ärztlichen Forderung innerhalb der durch die Taxe 
festgesetzten Grenzen zu erfolgen hätte. 

8 * 
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Während fünf Kammern (Berlin-Brandenburg, Schlesien, Hessen-Nassau, 
Westfalen und Pommern) sich für eine einheitliche die Gesammtmonarchie 
umfassende Minimaltaxe erklärten, sprachen sich die übrigen Kammern, mit 
Ausnahme der von Schleswig-Holstein, für eine einheitliche Minimal- und 
Maximaltaxe aus, und nur Schleswig-Holstein für eine für jede Provinz 
besondere Minimal- und Maximaltaxe. 

Auf die nähere Begründung dieser verschiedenen Standpunkte müssen 
wir hier verzichten. Wer sich hierfür interessirt, findet den Gegenstand ein¬ 
gehend in der medicinischen Fachpresse erörtert. 1 ) 

Der vorliegende Entwurf selbst bildet, den Wünschen der Majorität der 
Aerzte entsprechend, eine für die Gesammtmonarchie einheitliche Minimal- 
und Maximaltaxe. Können die Aerzte im Grossen und Ganzen sich mit diesem 
Entwurf einverstanden erklären? Im Grossen und Ganzen, ja! obschon einige 
Aenderungen dringend geboten erscheinen. 

Zunächst ist nicht zu übersehen, dass die im Entwurf aufgestellten Sätze 
ja nur eine Norm bilden für streitige Fälle, in denen keine Vereinbarung ge¬ 
troffen worden, dass die Aerzte also nach wie vor berechtigt sein werden, 
auch höhere Sätze zu liquidiren, als die im Entwurf aufgeführten Maximal¬ 
sätze. Das den Aerzten durch die Gewerbeordnung gewährleistete Recht 
der freien Vereinbarung ist aber gegenwärtig fast ganz illusorisch, und zwar 
deshalb, weil trotz § 80 der Gewerbeordnung 2 ) die Taxe vom 21. Juni 1815 
keineswegs als aufgehoben zu betrachten ist, vielmehr laut Ministerialerlasses 
vom 11. Januar 1873 und des Obertribunalerkenntnisses vom n. März 1873 
noch zu Recht besteht. 

Die Folge davon ist, dass der Arzt, der keine Vereinbarung getroffen, 
bei wohlhabenden, aber filzigen Leuten, da höhere Sätze als die nach jener 
veralteten Taxe vom Richter nicht zugebilligt werden, auf ein Honorar über¬ 
haupt verzichten oder seine Ansprüche erheblich herabsetzen muss. Die 
übergrosse Mehrzahl der Aerzte ist aber heutigen Tages, Gott sei Dank, noch 


III. Nach welchen Gesichtspunkten wird die Frage zu behandeln sein, ob und 
in welchem Maasse dem Arzte, falls er beim Besuche eines Kranken einen längeren und 
zeitraubenden Weg zurückzulegen hat, neben der Gebühr für die ärztliche Verrichtung 
Entschädigungen für die Fuhrkosten etc. und die Zeitversäumniss zuzubilligen sind, 
und zwar: 

1. wenn der Besuch einem ausserhalb des Wohnortes des Arztes be¬ 
findlichen Kranken gemacht wird, 

2. wenn der Kranke sich am Wohnorte des Arztes befindet, letzterer 
aber entweder 

a) den Besuch von seiner Wohnung aus unternimmt und von demselben 
in seine Wohnung zurückkehrt, oder 

b) den Besuch im Verlaufe des ärztlichen Rundganges bei seinen Ktanken 
erledigt ? 

(Cfr. Correspondenzblatt der Aerztekammer und der Aerztevereine der Provinz 
Brandenburg etc. 1892. pag. 300.) 

J ) Cfr. Aerztliches Vereinsblatt 1889 ; Berliner Klinische Wochenschrift 1879; 
Correspondenzblatt der Aerztekammer und der Aerztevereine der Provinz Brandenburg 
etc. 1889, 1890 und 1892; Deutsche Medicinische Wochenschrift 1888. Deutsche 
Medic. Zeitung 1895. No. 36 und 37. 

2 ) § 80 der Gewerbeordnung lautet: ,,Die Bezahlung der approbirten Aerzte 
u. s. w. (§ 29) bleibt der Vereinbarung überlassen. Als Norm für derartige Fälle 
im Mangel einer Vereinbarung können jedoch für dieselben Taxen von den Central¬ 
behörden festgesetzt werden. 
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so geartet, dass sie vorzieht, lieber eine ihr drohende Einkommensschädigung 
hinzunehmen, als ihre Hülfeleistung im Voraus von einem bestimmten Geld¬ 
betrag abhängig zu machen. 

Indem der Entwurf einen dem gegenwärtigen Geldwerth und den ver¬ 
schiedenen Verhältnissen im Ganzen ausreichend angepassten Spielraum 
zwischen Minimal- und Maximalsätzen gewährt und hierbei gleichzeitig auch 
der Besonderheit der ärztlichen Mühewaltung, den sofort oder zu einer be¬ 
stimmten Zeit verlangten Besuchen, den verschiedenen ärztlichen Verrich¬ 
tungen etc. Rechnung trägt, wird mit einem Schlage eine der grössten Miss¬ 
stände der gegenwärtigen ärztlichen Honorarverhältnisse beseitigt. Dies ist 
aber nicht nur in wirtschaftlicher, sondern auch in ethischer Beziehung 
nicht zu unterschätzen. Denn die Folge wird sein, dass der an sich geringe 
Theil der Aerzte, der jetzt unter dem Einfluss des kategorischen Imperativs 
von dem ihm zustehenden Recht der Vereinbarung Gebrauch gemacht, sich 
nach Emanirung der Taxe noch erheblich vermindern dürfte. Beiläufig be¬ 
merkt kommen, da der ärztliche Beruf als ein nobile officium aufzufassen ist, 
ja überhaupt bei der ärztlichen Honorarfrage ganz eigenartige Gesichtspunkte 
in Betracht. Freilich müssen die Aerzte auch leben und bedürfen hierzu des 
Honorars, und dasselbe muss auch angemessen sein, schon um die ärztliche 
Leistung nicht zu entwerthen; im Uebrigen liegt es aber sicher in der ganzen 
Thätigkeit des Arztes, dass zwischen ihm und seinem Clienten möglichst 
w T enig von Bezahlung die Rede ist, und verdienen daher alle diesem Zwecke 
dienenden Vorschläge (Errichtung von Aerzte-Syndikaten und dergleichen), 
gewiss volle Beachtung. 

Nun ist allerdings nicht in Abrede zu stellen, dass die im Entwurf auf¬ 
gestellten Minimalsätze ungemein niedrig sind und stellenweise noch unter 
die der Taxe von 1815 hinuntergehen. Dies ist augenscheinlich eine Folge 
des zu Grunde liegenden Princips, da eine einheitliche Taxe selbstver¬ 
ständlich den verschiedensten Verhältnissen, den Bedürfnissen selbst des 
entlegensten Dorfes und des kleinsten Einkommens angepasst sein muss. 

Dem gegenüber ist aber darauf hinzuweisen, dass ein grosser Theil der 
Bevölkerung in Folge der socialpolitischen Gesetze — von den fünfzig Mil¬ 
lionen Einwohnern Deutschlands gehören ja, wie wir oben gesehen, bereits 
acht Millionen der Versicherung an — und der immer mehr wachsenden Für¬ 
sorge für Arme und Bedürftige hinreichend mit ärztlicher Hülfe versehen und 
der den Aerzten bleibende zahlungsfähige Bruchtheil ein über Erwarten 
geringer ist. In einer im Jahre 1885 in der Berliner Klinischen Wochenschrift 
publicirten Arbeit 1 ) haben wir über diese Verhältnisse auf Grund der Steuer¬ 
rollen einen gewissen Einblick zu gewinnen versucht: 

Im Etatsjahre vom 1. April 1882 bis dahin 1883 kam in Preussen ein 
Arzt auf 

3180 Einwohner, und zwar 1 auf [78 der klassificirtenEinkommen- 
steuer unterliegenden Personen, 

2148 der Klassensteuer unterliegenden Personen, 

954 von den Steuern befreiten Personen, von denen fast 98°/ 0 auf die 
wegen eines Einkommens unter 420 Mark und wegen*beeinträchtigter Leistungs¬ 
fähigkeit bei einem Jahreseinkommen von 420 bis 660 Mark befreiten Personen 
kommen. 

Im Verhältniss zur Zahl der zur Steuer veranlagten Personen 
kamen ein Arzt auf 


*) Cfr. Das Reichsgesetz, betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter vom 
15. Juni 1883 und d le Interessen des ärztlichen Standes. Berliner Klinische Wochen¬ 
schrift XXII. No. 1 und 2. 
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22 zur klassificirten Einkommensteuer veranlagte, 598 zur Klassensteuer 
veranlagte Personen. 

Von ersteren entfielen 22,7 °/ 0 auf die erste und 73 °/ 0 auf die sechs ersten 
Steuerstufen und 17 °/ 0 auf Einzelnsteuemde und 82,9 °/ 0 auf Haushaltungs- 
vorstände mit durchschnittlich 4,14 Haushaltungsangehörigen; von den zur 
Klassensteuer veranlagten Personen entfielen 53,9% auf die erste (Ein¬ 
kommen von 420 bis 600 Mark), 74,1 °/o auf die beiden ersten (Einkommen 
bis 900 Mark) und 92,4 °/ 0 auf die sechs ersten (Einkommen bis 1500 Mark) 
Steuerstufen und 23,8 °/ 0 auf Einzelnsteuemde und 76,2-°/ 0 auf Haushaltungs¬ 
vorstände mit durchschnittlich 4,40 Haushaltungsangehörigen. 

Speciell in Berlin kam ein Arzt auf 

88 der Einkommensteuer unterliegende Personen, 

845 der Klassensteuer unterliegende Personen, 

226 von der Steuer befreite Personen, deren überwiegend grosse Mehr¬ 
heit gleichfalls wie im ganzen Staate wegen eines Einkommens von unter 
420 Mark unbesteuert war, 

und im Verhältniss zur Zahl der zur Steuer veranlagten 
Personen ein Arzt 

auf 28 zur Einkommensteuer veranlagte Personen, 

auf 370 zur Klassensteuer veranlagte Personen. 

Von ersteren entfielen 19 °/ 0 auf die erste (Einkommen von 3000 bis 
3600 Mark) und s8°/ 0 auf die sechs ersten Steuerstufen (Einkommen bis 
6000 Mark), von letzteren 38,3 °/ 0 auf die erste (Einkommen 420 bis 600 Mark) 
und 91 °/ 0 auf die sechs ersten Steuerstufen (Einkommen bis 1500 Mark). 

Zu ähnlichen Ergebnissen gelangte später auch Guttstadt bezüglich der 
Jahre 1885/86 und 1889/90. *) 

Diese Ergebnisse mögen nicht ganz den wirklichen Verhältnissen ent¬ 
sprechen und durch die Finanzreform möglicherweise eine Aenderung erfahren 
haben, soviel geht aber doch aus ihnen hervor, dass das Gros der Aerzte 
in seinem Erwerb auf die unbemittelten Klassen angewiesen und der Bruch- 
theil der besitzenden Klassen nur ein sehr geringer ist. Wir haben diese 
Thatsache hier reproducirt, weil dieselbe unserer Ansicht nach bei Be- 
urtheilung sowohl der hier in Rede stehenden Frage, als auch der bei der 
Arbeiterversicherung in Betracht kommenden nicht genügend beachtet und 
gewürdigt wird. 

Die Forderung, die Minimalsätze zu erhöhen, scheint daher völlig be¬ 
rechtigt, jedenfalls sollten sie so fixirt werden, dass sie nicht unter die 
Sätze der Taxe von 1815 hinuntergehen! 

Um aber den oben berührten, hierbei in Betracht kommenden Ver¬ 
schiedenheiten gerecht zu werden, scheint uns ein von Guttstadt 2 ) gemachter 
und in jüngster Zeit von Joachim 3 ) wieder aufgenommener Vorschlag sehr 
beachtenswerth, nämlich bei Festsetzung der Minimalsätze von der in Preussen 
bestehenden Einrichtung der Servisklassen Gebrauch zu machen. Zu 
diesem Zweck schlägt Joachim vor, hinter § 2 des Entwurfs folgenden neuen 
Paragraphen einzufugen: 

„Die in der nachfolgenden Taxe angeführten Minimalsätze gelten nur für 
die Orte der V. Servisklasse. Für jede höhere Servisklasse erhöhen sich die 
Minimalsätze bei Position 1 um 1 ! 10» bei Position 2 um l i & “ 


Deutsche Medicinische Wochenschrift 1888 pag. 7 und Correspondenzblatt 
der Aerztekammer der Provinz Brandenburg etc. 1890. No. I, pag. 10. 

2 ) Deutsche Medicinische Wochenschrift 1888. 

3 ) Deutsche Medicin. Zeitung 1895. 
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Joachim glaubt hierdurch für Berlin die Minimalsätze auf die Höhe zu 
bringen, die bereits heute als ortsüblich gilt und die die Aerztekammer für 
die Provinz Brandenburg etc. für Berlin empfohlen, nämlich auf drei Mark für 
den ersten und auf zwei Mark für jeden folgenden Besuch. 

In gleicher Richtung bewegen sich die Forderungen, die eine höhere 
Norm für die durch Zeit und Raum veranlassten grösseren ärztlichen Mühe¬ 
waltungen verlangen. So wünscht beispielsweise der Geschäftsausschuss der 
Berliner ärztlichen Standesvereine in §7*) statt „i Stunde“ „ x / a Stunde“ zu 
setzen und in § 17 1 ) statt „nicht unter zwei Kilometer“, „nicht unter einen 
Kilometer“. 

Von besonderem Interesse sind die Bestimmungen, in welchen Fällen 
die niedrigsten Sätze zur Anwendung gelangen sollen (§ 2 des Entwurfs). 
Hier ist in den ärztlichen Kreisen allgemein die Stimmung vorhanden, 
Passus 1, der von der Concursordnung handelt, gestrichen zu sehen. Die 
Aerzte wollen lieber auf ihr Vorzugsrecht verzichten, als sich der Gefahr aus¬ 
setzen, durch Heranziehung der Minimalsätze in ihren ärztlichen Liquidationen 
für fallite Clienten die Werthschätzung der ärztlichen Leistung im Publicum 
zu discreditiren. 

Bezüglich der Maximalsätze müssen wir, da es wünschenswerth ist, das 
bemittelte Publicum an eine angemessene Honorirung der Aerzte zu gewöhnen, 
in No. 2 des Entwurfs, der die Sätze für die folgenden Besuche normirt, für 
eine Erhöhung des Maximalsatzes von sechs auf zehn Mark plaidiren, im 
Uebrigen stehen wir aber den sonstigen, namentlich von Specialisten ge¬ 
wünschten Erhöhungen dieser Sätze ziemlich kühl gegenüber. Denn diesen 
wird es ja meistens nicht verargt, wenn sie das Honorar im Voraus bestimmen, 
und andererseits ist es auch nicht erstrebenswerth, den zwar bemittelten, aber 
in relativ bescheidenen Verhältnissen sich befindenden Kranken, wenn er 
glaubt des Rathes einer Autorität nicht entbehren zu können, der Gefahr 
auszusetzen, über Gebühr belastet zu werden. Auch nach oben hin scheinen 
uns aus diesem Grunde gewisse Schranken ganz am Platze zu sein. 

Im Uebrigen sind schliesslich die im Entwurf normirten Sätze im Ganzen 
und Grossen doch so beschaffen, dass sie dem Arzte, der ja heutigen Tages 
nicht mehr nur medicus purus ist, sondern seinem Studiengange nach befähigt 
sein soll, auch die in praxi nöthige technische Hülfe, namentlich in der 
Geburtshülfe und Chirurgie, zu leisten, die Möglichkeit gewähren, selbst bei 
nur bescheidener Inanspruchnahme sich ein auskömmliches Einkommen zu 
sichern. 

Freilich mit der Taxe allein ist es nicht gethan! Keine noch so hohe 
Taxe kann den Aerzten helfen, wenn sie nicht selbst vermögen, durch enges 
Zusammenhalten das besitzende Publikum an eine angemessene Honorirung 
zu gewöhnen, eine Art Gewohnheitsrecht zu schaffen, das dann in streitigen 
Fällen, wie in Frankreich auch der Richter beachtet. Die in Aussicht ge¬ 
nommene Taxe bietet ihnen hierzu eine hinreichende Handhabe. Unserer 
Ansicht nach hat die Regierung ihre Schuldigkeit gethan, es wird nunmehr 
Sache der Aerzte sein, auch die ihre zu thun. 


x ) Cfr. I. Heft dieser Zeitschrift pag. 53 und 54. 
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Die Kassenarztfrage auf der IV. Conferenz der 
Centralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen. 

Von Dr. H. Alb recht, Berlin. 


Die zweckmässige Einrichtung und Ausgestaltung der Krankenkassen 
bildete den Hauptverhandlungsgegenstand der diesjährigen Conferenz der 
Centralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen, die am 22. und 23. April d. J. 
in Düsseldorf abgehalten wurde. Die durch sorgfältig ausgearbeitete Referate 
vorbereitete Discussion über das Thema bewegte sich wesentlich nach drei 
Richtungen hin, nämlich einmal, in welcher Weise innerhalb der gesetzlich 
zulässigen Grenzen eine Ausdehnung der Leistungen der Krankenkassen w r ün- 
schenswerth erscheine, zweitens wie die Kassen am zweckmässigsten zu or- 
ganisiren seien, um sie zu den grösstmöglichen Leistungen zu befähigen — 
hier handelte es sich hauptsächlich um die Frage, ob centralisirte oder be¬ 
ruflich gegliederte Ortskrankenkassen —, drittens wie die Stellung der Aerzte 
zu den Kassen am besten zu regeln sei, um sow r ohl den Interessen der Kassen 
wie der Aerzte gerecht zu werden. 

Die Leser dieser Zeitschrift interessirt in erster Linie die zuletzt genannte 
Frage, die in der Discussion wesentlich auf die Streitfrage, ob Kassenärzte 
oder freie Arztwahl, hinauskam. Eingeleitet wurde dieser Theil der Er¬ 
örterungen durch ein Referat von Sanitätsrath Dr. Busch (Crefeld), das sich 
voll auf dem Boden der freien Arztwahl bewegte. Die freie Arztwahl ist 
nach dem Referenten erstens eine gerechte Forderung der Arbeiter. Nach 
der Auffassung ihrer Begründer sollte die ganze sociale Gesetzgebung dem 
Arbeiter nicht eine Wohlthat, sondern ein durch die Entwickelung unserer 
socialen, gewerblichen und staatlichen Verhältnisse bedingtes Recht bieten. 
Wenn dem Arbeiter in diesem Sinne durch das Krankenversicherungsgesetz 
freie ärztliche Behandlung gewährleistet sein soll, so muss diese Behandlung 
auch insofern eine freie sein, als er sich, so weit dies möglich und durch¬ 
führbar ist, den Arzt seines Vertrauens selber wählen kann. Die freie Arzt¬ 
wahl liegt zweitens auch im Interesse der Krankenkassen selbst. Diejenige 
ist die beste Krankenkasse, welche die ihr vom Gesetz vorgeschriebenen 
Leistungen am ausgedehntesten gewährt, welche im vorliegenden Falle also 
auch die Ansprüche ihrer Mitglieder auf ärztliche Behandlung in der freiesten 
Weise erfüllt hat. Viele Krankenkassen haben bewiesen, dass die freie Arzt¬ 
wahl ohne besondere finanzielle Mehrbelastung möglich ist. Viele Kranken¬ 
kassen bezahlen auch ohne freie Arztwahl dasselbe ärztliche Honorar, welches 
bei freier Arztwahl gefordert wird. Die freie Arztwahl ist drittens eine ge¬ 
rechte Forderung des ärztlichen Standes. Es ist schwer, in Zahlen nach¬ 
zuweisen, wie der ärztliche Stand durch das Krankenversicherungsgesetz pe- 
cuniär gelitten hat, unter den Aerzten besteht jedoch kein Zweifel darüber, 
dass die thatsächliche Noth des ärztlichen Standes zum grossen Theil durch 
die Krankenversicherung mit verschuldet ist. Von den 50 Millionen Ein¬ 
wohnern des Deutschen Reichs sind über 8 Millionen der Krankenversicherung 
unterworfen; sie werden, zum Theil mit ihren Familien, der freien ärztlichen 
Behandlung entzogen und einzelnen bestimmten Aerzten überwiesen. Wenn 
heute auch für manche Arbeiter, die früher den Arzt nicht bezahlten, der 
Arzt bezahlt wird, so haben doch die meisten Arbeiter früher für ärzt¬ 
liche Behandlung mehr als 2—3 M im Jahre bezahlt. Die niedrigen Honorar- 
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sätze der Krankenkassen haben zudem allmählich auch ihren Einfluss auf die 
Bezahlung der übrigen Bevölkerung ausgeübt. In den grossen Städten be¬ 
sonders haben viele Aerzte heute ein Einkommen, von dem sie bei den be¬ 
scheidensten Ansprüchen nicht existiren können. Manche andere Gründe, 
vor allem die Ueberfüllung des ärztlichen Standes, die Stellung des Arztes 
in der Gewerbeordnung, das Curpfuscherthum u. A. haben zum Theil dieses 
Elend mit bedingt — einen grossen Theil aber verschuldet die sociale Gesetz¬ 
gebung : was dem Arbeiter zum Segen gereichen sollte, das ist dem Arzte zum 
Verhängniss geworden. Noch deutlicher zu Tage treten die Schädigungen, die 
der ärztliche Stand in ethischer Beziehung erlitten hat. Unter den jetzigen Ver¬ 
hältnissen, wo grosse Krankenkassen manchmal wenige Aerzte mit verhältniss- 
mässig hohem Einkommen anstellen, ist es kein Wunder, dass die davon aus¬ 
geschlossenen Aerzte danach trachten, auch eine solche Stelle zu erlangen 
oder wenigstens an dem Einkommen Theil zu nehmen. Die Unterbietung, 
die in diesem begreiflichen Streben nach Verdienst sich an vielen Orten ge¬ 
zeigt hat, wo schliesslich die Gesundheit von Tausenden von Arbeitern an 
den Mindestfordemden vergantet wird, ist nicht nur eine Schmach für den 
ärztlichen Stand, sondern auch ein Hohn auf die Ziele, die der Krankenver¬ 
sicherung gestellt sind. Die Zusammensetzung der Kassenvorstände, die be¬ 
sonders bei den Ortskrankenkassen sich mehr und mehr nach der politischen 
Stellung der Arbeiter gestaltet, bringt es mit sich, dass auch die Aerzte, der 
strengen Noth gehorchend, sich in politischer Beziehung ihren Brotgebem 
zur Verfügung stellen. Die Beurtheilung des Charakters, der Gesinnung, der 
Umgangsformen nicht nur, wie auch des ärztlichen Wissens und Könnens 
durch Leute, die absolut nichts davon verstehen, ist mit der Zeit für jeden 
Arzt zum unerträglichen Joch geworden. Wenn die Einführung der freien 
Arztwahl auch keine materielle Besserung herbeiführen sollte, so wäre die 
dadurch zu erringende moralische Freiheit des Arztes schon des Schweisses 
der Edlen werth. 

Herr Geh. Oberregierungsrath v. Woedtke (Reichsamt des Innern) 
bestreitet die materielle und ethische Schädigung des ärztlichen Standes durch 
die socialpolitische Gesetzgebung in dem Umfange, wie sie von dem Refe¬ 
renten behauptet wurde. Je mehr Personen der ärztlichen Fürsorge zu¬ 
geführt würden, desto höher müsse doch die Entlohnung derjenigen im Werthe 
stehen, welche diese Fürsorge gewähren. Nur wenn die ärztliche Fürsorge 
gegen früher schlechter bezahlt würde, könnte doch von einer Schädigung 
der Aerzte die Rede sein, und hierfür sei der Beweis bis jetzt nicht erbracht. 
Und wenn sonst hier und da ein „unlauterer Wettbewerb“ stattgefunden 
habe, so könne doch nicht behauptet werden, dass damit die ganze Stellung 
der Aerzte in ethischer Beziehung untergraben werden sei. Das sei vor 
Erlass des Krankenversicherungsgesetzes auch schon hier und da vor¬ 
gekommen. Redner erklärt sich im Princip als Fürsprecher der freien Arzt¬ 
wahl, aber er möchte den Begriff der freien Arztwahl nicht in einen Gegen¬ 
satz zu dem des Kassenarztes bringen. Jeder Kassenvorstand würde sich einer 
unvorsichtigen Handlungsweise schuldig machen, der nicht mit einer be¬ 
stimmten Anzahl von Aerzten Abmachungen über die Gewährung ärztlicher 
Hülfe getroffen habe. Thäte er das nicht, so setze er sich der Gefahr aus, 
dass ihm hinterher unangemessen hohe Forderungen präsentirt würden, 
deren Begleichung er sich dann nicht entziehen könne. Eine Vertrags¬ 
schliessung mit den Aerzten sei daher unbedingt erforderlich. Wenn nun eine 
Kasse mit allen Aerzten ihres Kassenbezirks solche Verträge schliesse, so 
habe sie thatsächlich das Princip der freien Arztwahl, zugleich aber auch 
das Princip des Kassenarztes. Es werde ja nicht überall möglich sein, dass 
die Kassen mit allen ortsansässigen Aerzten Verträge schlicssen, wohl aber 
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werde jede Kasse gut thun, mit einer möglichst grossen Zahl von Aerzten in 
eine derartige Verbindung einzutreten. Ob dabei die Aerzte direct von dem 
Kassenvorstande gewählt oder ob sie von einem Aerzteverein präsentirt 
würden, sei dabei nebensächlich. 

Herr Dr. Mugdan (Berlin) stellt fest, dass auch von ärztlicher Seite 
Niemand mehr glaube, dass eine unbeschränkte freie Arztwahl durch¬ 
führbar sei. Es werde nur eine beschränkte freie Arztwahl gewünscht, aber 
eine solche, die es jedem Arzt ermögliche, unter vorher stipulirten Be¬ 
dingungen jedem Kassenmitgliede Hülfe zu leisten, und andererseits jedem 
Kassenmitgliede das Recht verleihe, unter vorher seitens des Kassenvor¬ 
standes festgesetzten Bedingungen den Arzt seiner Wahl zu consultiren. Im 
Gegensatz zu Herrn v. Woedtke hält Redner daran fest, dass infolge des 
Krankenversicherungsgesetzes die Höhe des ärztlichen Honorars im All¬ 
gemeinen gesunken sei. Die freie Arztwahl sei übrigens nicht allein Wunsch 
der Aerzte, sie sei auch ein Lieblingsgedanke des grössten Theils der Ver¬ 
sicherten selbst. Warum also unter diesen Umständen ihrer Einführung 
Widerstand entgegensetzen, nachdem sich herausgestellt habe, dass sie 
durchführbar sei? 

Nachdem noch eine Reihe von Rednern sich geäussert, konnte Herr 
Geh. Oberregierungsrath Dr. Koenigs (Ministerium für Handel und Gewerbe) 
das Ergebnis dieses Theils der Discussion dahin zusammenfassen, dass Ein¬ 
stimmigkeit darüber obzuwalten scheine, dass das System der freien Arzt¬ 
wahl in der von den Herren v. Woedtke und Dr. Mugdan angedeuteten 
Beschränkung das erstrebensw T erthe sei. Gegenüber der Auffassung, als ob 
sich die Lage der Aerzte durch das Krankenversicherungsgesetz so sehr 
verschlechtert habe, giebt Herr Geheimrath Koenigs zu erwägen, ob hier 
nicht eine Verwechselung des post hoc mit dem propter hoc vorliege. Die 
Lage der Aerzte habe sich seiner Meinung nach verschlechtert, weil trotz 
der vermehrten Nachfrage das Angebot noch viel stärker geworden sei. 
Daraus ergebe sich aber auch der Weg der Reform: Zusammenschluss der 
Aerzte zu Vereinen zur Bekämpfung der Missstände. Schliesslich empfahl er, 
die Thätigkeit der Krankenkassen nicht auf die Heilung der Krankheiten zu 
beschränken, sondern auf deren Vorbeugung auszudehnen. Durch Belehrung 
über Ernährung und Lebensweise, durch Bekämpfung der Missstände im 
Wohnungswesen könnten Kassenvorstände und Kassenärzte heilsam wirken 
und eine Verminderung der bisher stets im Wachsen gebliebenen Ausgaben 
der Krankenversicherung herbeiführen. 

Die Anhänger der freien Arztwahl können mit dem Verlauf dieser Dis¬ 
cussion wohl zufrieden sein. Dass die Klarstellung der Frage gerade an 
diesem Orte nicht ohne Nachwirkung bleiben dürfte, scheint durch die Be¬ 
deutung der Versammlung und ihre Zusammensetzung gewährleistet. Die 
Präsenzliste derselben wies annähernd 300 Namen auf. Die preussischen 
Minister für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten, der Kriegs¬ 
minister, die Staatssecretäre des Reichsamts des Innern, des Reichsmarine¬ 
amts, des Reichspostamts, die Vorstände des Reichsgesundheitsamts, des 
Kaiserlichen statistischen Amts, des preussischen statistischen Bureaus w r aren 
durch Commissare vertreten. Die Bürgermeister einer grösseren Anzahl 
von Städten, bezw\ ihre Vertreter, zahlreiche Mitglieder von Krankenkassen¬ 
vorständen, Leiter von industriellen Unternehmungen mit Betriebskranken¬ 
kassen u. s. w\ nahmen an den Verhandlungen Theil. 
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Der Sanitätsdienst bei den königlich ungarischen 

Staatsbahnen. 

Von Dr. Ludwig von Csatäry, Sanitätsrath, Oberinspector 
und Chefarzt, Budapest. 


Die grosse Ausdehnung der königl. ungarischen Staatsbahnen in der 
Länge von rund 11000 Kilometern und die grosse Anzahl der sowohl bleibend 
als veränderlich Angestellten, welche als Mitglieder der Krankenkasse sowohl 
die ärztliche Behandlung als die unentgeltliche Verabfolgung der Arzneien 
und anderer zu Heilzwecken dienenden Hülfsmittel beanspruchen können, er¬ 
forderten eine intensive und zweckmässige Organisation des Sanitätsdienstes; 
beispielsweise sei angeführt, dass gegenwärtig 190000 Individuen die Wohl- 
thaten der Krankenkasse der königl. ungarischen Staatsbahnen geniessen. 
Diese grosse Anzahl ist dadurch bedingt, dass nebst den wirklichen An¬ 
gestellten und Arbeitern auch deren Frauen und Kinder bis zum fünfzehnten 
Lebensjahre im Erkrankungsfalle der ärztlichen Hülfe theilhaftig sind. 

Es ist wohl leicht erklärlich, dass die zweckmässige Gestaltung des 
Sanitätsdienstes bei diesen beträchtlichen Dimensionen von ganz besonderer 
Wichtigkeit ist, nicht nur für die Mitglieder der Krankenkasse, sondern auch 
für die Sicherheit des Verkehrs und der Reisenden. 

Ich begann diese Organisation im Jahre 1870, zu welcher Zeit die Aus¬ 
dehnung der königl. ungarischen Staatsbahnen bloss dem zehnten Theile der 
jetzigen gleich kam; die Grundprincipien derselben bewährten sich auch bei der 
rapiden Entwickelung dieser Bahnen, und ich konnte die erforderlichen Kräfte 
ohne Schwierigkeit in die genau abgegrenzten Kaders einstellen. 

Die Organe des Sanitätsdienstes sind: 

1. Die Sanitätsabtheilung der Direction, respective deren Vorstand, der 
Chefarzt. 

2. Aerztliche Consulenten bei den Betriebsleitungen. 

3. Die Bahnärzte und Specialconsulenten. 

Der Chefarzt überwacht den gesammten Sanitätsdienst und ist der Vor¬ 
gesetzte der ärztlichen Consulenten und der Bahnärzte; er ist ständiges Mit¬ 
glied des Directionsausschusses der Krankenkasse und macht schriftlich 
oder auch mündlich seine Vorschläge in Bezug auf alle den Sanitätsdienst 
anlangenden Gegenstände, als: Abfassung von Instructionen, Einteilung der 
Sanitätsbezirke, Ernennung und Entlassung der Sanitätsconsulenten und der 
Bahnärzte, Mitwirkung bei den technisch-polizeilichen Begehungen, sanitäre 
Inspection sämmtlicher Gebäude, Restaurationen und Verkehrsmittel, sowie 
der Rettungswagen und Rettungskisten, Vorkehrungen *bei Vorhandensein von 
Epidemien, Ueberprüfung der bahnärztlichen Befunde, Controlle der ärztlichen 
Ordinationen, Führung der ärztlichen Statistik. 
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In Abwesenheit des Chefarztes wird derselbe durch den Chefarztstell¬ 
vertreter vertreten. 

In der Sanitätsabtheilung befinden sich: ein Concipist, welcher Doctor 
der gesammten Heilkunde sein muss, ein Diurnist und ein Amtsdiener. 

All diese sowie der Chefarzt sind den anderen Eisenbahnbeamten gleich¬ 
gestellt und zwar: der Chefarzt als Oberinspector, der Stellvertreter als Ober- 
controleur, haben daher dieselben Pflichten und Rechte wie die Beamten 
anderer Dienstzweige. 

Laut Verordnung des Sanitätsgesetzes vom Jahre 1876, Art. XTV haben 
sämmtliche Bahnverwaltungen eine genügende Anzahl von Bahnärzten an¬ 
zustellen; ein Ministerialerlass verfugt, dass auf den primären Bahnen auf je 
30 Kilometer und auf den Vicinalbahnen auf je 60 Kilometer Streckenlänge 
mindestens ein Bahnarzt angestellt werde. 

Diesen Erfordernissen haben die ungarischen Staatsbahnen schon im 
Jahre 1870, also vor dem Erscheinen des oben angeführten Gesetzes, ent¬ 
sprochen, und gegenwärtig sind 403 Bahnärzte nebst 4 Specialconsulenten 
für Augen-, Kehlkopf-, Frauen- und Kinderkrankheiten angestellt. 

Diese Specialisten haben ihren Wohnsitz in Budapest und sind dazu 
berufen, den Bahnärzten als Consilienärzte beizustehen. 

Die dienstlichen Obliegenheiten der Bahnärzte sind: 

a) Behandlung der Kranken. 

b) Ausstellung von ärztlichen Zeugnissen. 

c) Evidenzhaltung der Erkrankten und Genesenen durch die vor¬ 
geschriebenen Ausweise und Berichte. 

d) Ueberwachung der sämmtlichen Rettungsapparate und Arzneien. 

e) Ueberwachung des Gesundheitszustandes des im ärztlichen Bezirk 
angestellten Personals. 

f) Verfügungen bei Unfällen und Epidemien. 

g) Impfung, Wiederimpfung und im Notfälle Leichenbeschau. 

h) Unterricht des Verkehrs- und Zugbegleitungspersonals in der ersten 
Hilfeleistung bei Unfällen. 

In dienstlicher Beziehung sind die Bahnärzte den betreffenden Betriebs¬ 
leitungen und dem Chefarzte untergeordnet; ihre Ernennung erfolgt durch den 
Directionsrath der Krankenkasse auf Vorschlag der Direction der Staatsbahnen, 
respective auf jenen des Chefarztes, sowie auch ihre Entlassung. 

Die Bahnärzte sind nicht bleibend angestellte Beamte, es ist von beiden 
Seiten eine Kündigung von drei Monaten Vorbehalten, es kann daher der 
Dienst von Seite der Direction sowohl, als der Bahnärzte in der angeführten 
Zeit gekündigt werden; bei schweren Berufsvergehen kann die Entlassung 
sogleich erfolgen. 

Ich bemerke hierbei, dass die Direction von ihrem Kündigungsrechte in 
keinem Falle ohne sehr gewichtige Gründe Gebrauch macht und während 
meiner nunmehr 25jährigen Dienstzeit, bei der grossen Anzahl von Bahnärzten, 
nicht mehr als sechs Fälle zu verzeichnen sind, in welchen den Betreffenden 
der Dienst gekündigt wurde. 

Die Gehälter der Bahnärzte sind ihrem Wirkungskreise angemessen 
und belaufen sich auf 3000 bis 300 Mark jährlich, freie Fahrt für die eigene 
sowie die zwei angrenzenden Strecken, bei Beurlaubungen freie Fahrt auf 
allen ungarischen Staatsbahnen, Kohle, Holz und Petroleum mit 50 Proc. Nach¬ 
lass; ermässigte Fahrt für alle Familienmitglieder, d. i. Frauen und Kinder. 

Zur dienstlichen Beförderung der Bahnärzte dienen alle Personen- und 
Lastzüge, Draisinen und Bahnwagen; für einzelne Bahnärzte sind Draisinen 
ausschliesslich für den Bedarf des Sanitätsdienstes angewiesen. 
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Die Stellung der Bahnärzte wird in erster Linie durch ihre persönlichen 
Eigenschaften bedingt, und ich constatire mit grosser Genugthuung, dass die 
Bahnärzte der königl. ungarischen Staatsbahnen eine durchweg sehr geachtete 
Stellung einnehmen. 

Allerdings wäre es sowohl im Interesse der Aerzte als auch des Dienstes 
zweckmässiger, wenn der Bahnarzt, wie der Militärarzt, als wirklicher Be¬ 
amter mit Vorrückungs- und Pensionsrecht angestellt wurde, denn gegenwärtig 
nimmt er doch nur eine Zwitterstellung ein; als Beamter wird er betrachtet, 
wenn von ihm eine Leistung gefordert wird, wenn es aber zur Ausmessung 
des Jahresgehaltes oder zur Frage der Pensionirung kommt, wird er nur als 
Privatarzt betrachtet. 

Ich habe die feste Hoffnung, dass auch diesbezüglich in nicht gar zu 
langer Zeit eine für die Bahnärzte vortheilhafte Aenderung erfolgen wird und 
dass jene Anträge, welche ich bei Gelegenheit des internationalen medicinischen 
Congresses zu Berlin 1890 in der Abtheilung für Eisenbahnwesen gemacht habe, 
zur Geltung kommen werden. 


Gesetzgebung und Rechtsprechung. 


Gesetzgebung. 

Entwurf der neuen preussischen Medicinaltaxe. 

(Schluss.) 

II. Taxe für approbirte Zahnärzte. 

1. Für die Berathung eines Zahnkranken einschliesslich der Untersuchung 
des Mundes und etwaiger schriftlicher Verordnung 

a) in der Wohnung des Zahnarztes 1 — 5 M. 

Nachts 2—6 M. 

b) in der Wohnung des Zahnkranken 2—6 M. 

Nachts 3—10 M. 

2. Schliesst sich an die Berathung und Untersuchung in derselben Sitzung 
eine der Verrichtungen, für welche im Nachstehenden eine besondere 
Gebühr ausgeworfen ist, so darf eine solche nach Nr. 1 nicht gefordert 
werden. 

3. Reinigung aller Zähne 5—10 M. 

4. Ausziehen eines Zahnes oder einer Wurzel 1—5 M. 

Beim Ausziehen mehrerer Zähne oder Wurzeln in derselben Sitzung für 
den zweiten und die folgenden je die Hälfte. 

5. Für die Füllung einer Zahnhöhle 

a) mit plastischem Material 2—6 M. 

b) mit Gold je nach der Grösse 10—20 M. 

c) mit Zinn und Gold 5—12 M. 

6. Für die Abtödtung einer Zahnpulpa 2—4 M. 

Bei Abtödtung mehrerer Zähne in derselben Sitzung für jeden folgenden 
Zahn die Hälfte. 
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7. Für antiseptische Behandlung einer Wurzel oder einer Wunde in der 
Mundhöhle 1—2 M. 

8. Für Eröffnung eines Abscesses in der Mundhöhle und ähnliche einfache 
blutige Operationen im Munde 2—5 M. 

9. Für das Abfeilen störender Ränder an einem Zahne 1—3 M. 

Für dieselbe Operation an mehreren Zähnen in derselben Sitzung für 
jeden folgenden die Hälfte. 

10. Für die Stillung einer übermässigen Blutung nach einer Zahnoperation 2—4 M. 

11. Findet eine der unter Nr. 4—10 aufgeführten Operationen in der Woh¬ 
nung des Zahnkranken statt, so erhöht sich die für dieselbe ausgeworfene 
Gebühr um 3—10 M. 

Nachts um 5—15 M. 

12. Für die Anfertigung einer Platte aus Kautschuk für künstlichen Zahn¬ 
ersatz 8—10 M. 

13. Für Reparatur einer solchen Platte die Hälfte. 

14. Für jeden an derselben befestigten Zahn 5—10 M. 

Für Blockzähne mehr um 2—5 M. 

15. Für Klammern oder Einlagen aus Edelmetall zur Befestigung oder Ver¬ 
stärkung einer Kautschukplatte 5—10 M. 

16. Für Anfertigung einer Zahnersatzplatte aus Edelmetall wird ausser dem 
Metallwerth berechnet 20—30 M. 

17. Für jeden an einer solchen Platte (Nr. 16) befestigten Zahn 10—15 M. 

18. Für Ansetzung eines Stiftszahnes 10—20 M. 

19. Für Federn nebst Federträgem aus Gold an einem ganzen Gebiss 20—30 M. 

Der Preis für die Anfertigung von Obturatoren, von Apparaten zum 

Zweck der Rechtstellung schief stehender Zähne oder anderen zahntech¬ 
nischen Apparaten bleibt der freien Vereinbarung überlassen. 


Reichsgesetzliche Regelung des Apothekenwesens. 

Die kürzlich im Reichsamt des Innern aufgestellten 
und den verbündeten Regierungen zur Begutachtung zu- 
gegangenen Grundzüge für die reichsgesetzliche Rege- 
lung des Apothekenwesens lauten der „Rhein. - Westf. Ztg.“ 
zufolge: 

§ 1. Wer eine Apotheke betreiben will, bedarf hierzu, unbeschadet der 
Bestimmungen in § 29 der Gewerbeordnung, der Erlaubniss der zuständigen 
Behörde. 

§ 2. Die Zahl der für einen Gemeindebezirk oder für einen räumlich 
abgegrenzten Theil eines solchen Bezirks zuzulassenden Apothekenbetriebe 
wird nach Maassgabe des öffentlichen Bedürfnisses durch die höhere Ver¬ 
waltungsbehörde festgesetzt. 

§ 3. Wenn die Erlaubniss zum Betriebe einer Apotheke ertheilt werden 
soll, so lässt die Behörde eine öffentliche Aufforderung zur Bewerbung er¬ 
gehen und entscheidet nach Ablauf der Bewerbungsfrist über die Ermäch- 
tigung zum Apothekenbetriebe. 

§ 4. Die Erlaubniss muss versagt werden, wenn der Nachsuchende 

a) sich nicht im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet, 

b) in Folg?; gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über sein 
Vermögen beschränkt ist, 
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c) sich im Besitze einer dinglichen Apothekenberechtigung odre 
einer veräusserlichen Apothekenconcession befunden hat oder be¬ 
findet, sofern er nicht auf seine hieraus entspringende Befugniss 
zum Apothekenbetrieb unentgeltlich verzichtet hat oder ver¬ 
zichtet. 

§ 5. Die Erlaubniss kann ausserdem versagt werden 

a) wenn der Nachsuchende wegen eines Verbrechens oder Ver¬ 
gehens, bei welchem auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
erkannt werden kann, oder ein Verstoss gegen die Berufspflichten 
eines Apothekers vorliegt, rechtskräftig verurtheilt worden ist. 

b) wenn der Nachsuchende durch wiederholte Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften über den Betrieb von Apotheken seine 
Unzuverlässigkeit in Bezug auf die Ausübung des Apotheken¬ 
wesens dargethan hat. 

§ 6. Sind mehrere Bewerber aufgetreten, so ist die Erlaubniss dem¬ 
jenigen zu ertheilen, welcher die Approbation früher als die übrigen Mit¬ 
bewerber erhalten hat. Unter mehreren an demselben Tage approbirten 
Bewerbern wählt die Behörde nach eigenem Ermessen Bei Berechnnng des 
Alters der Approbation wird diejenige Zeit, während welcher der Bewerber 
nicht im Inlande im Apothekenberufe thätig gewesen ist, in Abzug gebracht. 

§ 7. Bei Ertheilung der Erlaubniss ist der örtliche Bezirk, in welchem 
die Apotheke betrieben werden soll, zu bezeichnen, und die Frist, binnen 
welcher der Betrieb begonnen werden muss, zu bestimmen. 

§ 8. An andere als die gesetzlich zugelassenen Verpflichtungen, Be¬ 
dingungen oder Beschränkungen darf die Erlaubniss nicht geknüpft werden. 
Insbesondere ist eine Genehmigung des Apothekerbetriebes auf Zeit oder 
Widerruf nicht zulässig. 

§ 9. Wenn die Erlaubniss an Stelle einer nach Maassgabe des Gesetzes er¬ 
loschenen oder entzogenen Betriebserlaubniss ertheilt wird, so darf dem Be¬ 
werber bei der Ertheilung die Verpflichtung auferlegt werden, von seinem 
Vorgänger oder dessen Erben die zur Einrichtung und zum Betriebe ge¬ 
hörigen, in gutem Zustande befindlichen Vorrichtungen, Geräthschaften und 
Waarenvorräthe gegen Entschädigung zu übernehmen. Die Entschädigung 
ist im Streitfälle oder falls der zwischen den Betheiligten vereinbarte Preis 
nach pflichtmässigem Ermessen der zuständigen Behörde den wahren Werth 
übersteigt, von einem Schiedsgerichte festzustellen, welches aus Sachver¬ 
ständigen besteht und dessen Vorsitzender ein höherer Medicinalbeamter ist. 

§ 10. Wenn der Berechtigte den Betrieb der Apotheke binnen der fest¬ 
gesetzten Frist nicht beginnt, so kann die Erlaubniss zurückgenommen und 
auf Grund der früheren Ausschreibung nach Maassgabe der Grundsätze in 
§§ 4 — 6 einem anderen Bewerber ertheilt oder eine neue Aufforderung zur 
Bewerbung erlassen werden. 

§ 11. Der Berechtigte ist zum Betriebe der Apotheke verpflichtet; will 
er denselben einstellen, so hat er hiervon mindestens drei Monate zuvor der 
zuständigen Behörde Anzeige zu erstatten. 

§ 12. Der Bundesrath erlässt die näheren Bestimmungen darüber, in¬ 
wieweit der Berechtigte die Befugniss hat, in Behinderungsfallen den Betrieb 
der Apotheke zeitweise durch Stellvertreter wahrnehmen zu lassen. 

§ 13. Die Erlaubniss zum Betriebe der Apotheke erlischt: 

a) wenn die Approbation des Berechtigten zurückgenommen wird, 

b) wenn dem Berechtigten die Erlaubniss zum Betriebe einer an¬ 
deren Apotheke ertheilt wird, 

c) wenn der Berechtigte durch gerichtliche Anordnung in der Ver¬ 
fügung über sein Vermögen beschränkt wird, 
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d) mit dem Tode des Berechtigten. In diesem Falle ist jedoch 
den Erben auf Antrag zu gestatten, dass der Betrieb der Apo¬ 
theke noch höchstens ein Jahr lang nach dem Tode des Be¬ 
rechtigten, falls sich aber unter den Erben eine Wittwe oder 
ein minderjähriges Kind des Berechtigten befindet, bis zur 
Wiederverheirathung der Wittwe bezw. bis zur Grossjährigkeit 
des hinterlassenen Kindes auf ihre Rechnung durch einen appro- 
birten Apotheker fortgesetzt wird. 

§ 14. Die Erlaubniss zum Betriebe der Apotheke kann entzogen werden: 

a) wie unter § 5a, 

b) wie unter § 5b, 

c) wenn die Unrichtigkeit der Nachweise dargethan wird, auf Grund 
deren die Erlaubniss ertheilt worden ist, 

d) wenn der Berechtigte unbefugt den Betrieb der Apotheke ein¬ 
stellt oder stellvertretungsweise wahrnehmen lässt, 

e) wenn der Berechtigte die Heilkunde ausübt. 

§ 15. Wegen der Behörden, welche über die Ertheilung und Entziehung 
der Erlaubniss zum Apothekenbetriebe zu entscheiden haben, und wegen des 
zu beachtenden Verfahrens gelten die Vorschriften der §§ 20 und 21 der 
Gewerbeordnung. 

§ 16. Die Wahl der Betriebsstätte bedarf der Genehmigung der zu¬ 
ständigen Behörde. Wer den Betrieb einer Apotheke beginnen will, muss 
der zuständigen Behörde Anzeige erstatten und die zum Betriebe bestimmten 
Räumlichkeiten angeben. 

§ 17. Wer die Betriebsstätte einer Apotheke verlegen oder in einer 
bestehenden Apotheke die Räumlichkeit oder ihre bisherige Zweckbestimmung 
verändern will, bedarf hierzu der Genehmigung der zuständigen Behörde. 

§ 18. Vor Beginn des Betriebes einer Apotheke ist die Betriebsstätte 
einer amtlichen Besichtigung zu unterwerfen, desgleichen in den im § 17 er¬ 
wähnten Fällen. 

§ 19. Die Apotheken sind von Zeit zu Zeit, und zwar innerhalb je dreier 
Jahre mindestens einmal, einer unvermutheten amtlichen Besichtigung durch 
Medicinalbeamte unter Mitwirkung pharmaceutischer Sachverständiger zu 
unterwerfen. Verfälschte oder verdorbene Waaren sind mit Beschlag zu be¬ 
legen und können vernichtet werden. 

§ 20. Der Bundesrath ist ermächtigt, Bestimmungen über 

a) das im Betriebe der Apotheken zu beschäftigende Hilfspersonal, 

b) die Beschaffenheit, Zubereitung und Aufbewahrung der Arznei¬ 
mittel, 

c) die Abgabe stark wirkender Arzneimittel in den Apotheken, 

d) die Arzneitaxe und 

e) den Vertrieb von Heilmitteln in den Apotheken zu erlassen. 

§ 21. Die Landescentralbehörden sind befugt, Vorschriften über die 
Einrichtung und den Betrieb, die amtliche Ueberwachung und zeitweise Be¬ 
sichtigung der Apotheken sowie darüber, welche Arzneimittel, Vorräthe, Ein¬ 
richtungen und Geräthschaften jederzeit in den Apotheken vorhanden sein 
müssen, zu erlassen. 

§ 22. Der Besitzer einer Apothekenberechtigung kann auf Zeit oder 
Widerruf ermächtigt werden, in einem Gemeindebezirke, in welchem sich 
eine Apotheke noch nicht befindet, ein Zweiggeschäft einzurichten. 

§ 23. Die Genehmigung zum Betrieb einer Hausapotheke kann auf 
Widerruf ertheilt werden: 
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a) Aerzten an solchen Orten, wo sich eine Apotheke noch nicht 
befindet, zum Zwecke der Arzneimittelabgabe an die von ihnen 
behandelten Kranken, 

b) Kranken-, Pflege-, Gefangen- und ähnlichen Anstalten zum Zwecke 
der Arzneimittelabgabe an ihre Insassen. 

§ 24. Der Betrieb ärztlicher Hausapotheken ist durch den ermächtigten 
Arzt, der anderen durch einen approbirten Apotheker oder in Ausnahmefällen 
mit Erlaubniss der zuständigen Behörde auch durch andere geeignete Personen 
zu fuhren. 

§ 25. Die nach §§ 20 und 21 ergehenden Vorschriften gelten auch für 
Hausapotheken. 

§ 26. Für Zuwiderhandlungen gegen bestimmte Gesetzesvorschriften 
sind gerichtliche Strafen anzudrohen. Ausserdem sind, unbeschadet der 
sonstigen Strafbestimmungen, Ordnungstrafen für solche Fälle vorzusehen, in 
denen durch Handlungen oder Unterlassungen gegen das Gesetz oder die 
hierzu erlassenen AusfuhrungsVorschriften verstossen wird. 

§ 27. Die Grundsätze in den §§ 3, 6, 9 und 13 Abs. 2 finden auf ding¬ 
liche Apothekenberechtigungen keine Anwendung. An deren Stelle sind die 
bezüglichen landesrechtlichen Bestimmungen maassgebend. Das Gleiche gilt 
bis zum Ablauf des Jahres 1900 hinsichtlich der sonstigen übertragbaren, zur 
Zeit der Verkündigung des Gesetzes bereits verliehenen Apothekenberech¬ 
tigungen. Neue übertragbare, insbesondere dingliche Apothekenberechtigungen 
dürfen nicht mehr begründet werden. Die bereits bestehenden Berechtigungen 
solcher Art können im Wege der Landesgesetzgebung gegen Entschädigung 
aufgehoben werden. 

§ 28. Die Bestimmungen über die Zuständigkeit der Behörden und des 
Verfahrens in Apothekersachen bleiben, soweit nicht in dem Gesetze bereits 
eine Regelung stattfindet, den Landesregierungen überlassen. 

§ 29. Die Bestimmungen über das Apothekenwesen des Heeres und 
der Marine werden durch das zu erlassende Apothekengesetz nicht berührt. 


Entwurf einer V erordnung wegen Ergänzung der Ver¬ 
ordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung 
einer ärztlichen Standes Vertretung. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen pp. verordnen 
auf den Antrag Unseres Staatsministeriums in Ergänzung der Verordnung vom 
25. Mai 1887 (Gesetz-Sammlung S. 169), was folgt: 

Artikel I. 

Vom Aerztekammerausschuss. 

§ 1. Der Aerztekammerausschuss wird aus Delegirten der Aerzte- 
kammern gebildet. Jede Aerztekammer wählt in den Ausschuss einen Dele¬ 
girten. Für den Letzteren wird zugleich ein Stellvertreter gewählt. Der 
Aerztekammerausschuss hat seinen Sitz in Berlin. Die Mitglieder des Aus¬ 
schusses verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 

§ 2. Der Aerztekammerausschuss hat die Aufgabe, innerhalb der den 
Aerztekammern zugewiesenen Zuständigkeit eine vermittelnde Thätigkeit aus¬ 
zuüben, und zwar sowohl zwischen dem Minister der Medicinalangelegenheiten 
und den Aerztekammern, als auch zwischen diesen untereinander. Insbesondere 
liegt demselben ob: 
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1. die Vorberathung der von dem Minister ihm überwiesenen Vorlagen ; 
zu diesem Zweck hat er die Vorlagen den Aerztekammem zur Berathung 
und Beschlussfassung mitzutheilen, die Ergebnisse der Berathung und 
die Beschlüsse der Aerztekammem zusammenzustellen und unter Bei¬ 
fügung der Beschlüsse und der ihnen zu Grunde liegenden Verhand¬ 
lungen an den Minister gutachtlich zu berichten; 

2. die Vorberathung der von einzelnen Aerztekammem oder von Mit¬ 
gliedern des Aerztekammerausschusses an ihn gerichteten Anträge ; zu 
diesem Zweck hat er die Anträge den Aerztekammem zur Berathung 
und Beschlussfassung mitzutheilen, nach den Ergebnissen der Berathung 
die Anträge im Sinne der Mehrheit der gefassten Beschlüsse zu er¬ 
ledigen und hiervon die Aerztekammem zu benachrichtigen. 

Im Uebrigen wird die Zuständigkeit der Aerztekammem durch den 
Aerztekammerausschuss nicht beschränkt. 

§ 3. Die Mitglieder des Aerztekammerausschusses und deren Stell¬ 
vertreter werden für die Dauer der Wahlperiode der Aerztekammem gewählt 
Die Wahl derselben erfolgt unter sinngemässer Anwendung der für die Wahl 
des Vorstandes der Aerztekammer gegebenen Vorschriften in der im § 8, 
Absatz 1 der Verordnung vom 25. Mai 1887 bezeichneten Wahlversammlung. 
Das erste Mal findet die Wahl im October 1895 statt. Der Aerztekammer¬ 
ausschuss führt auch nach Ablauf der Wahlperiode bis zur Constituirung des 
neuen Ausschusses die Geschäfte einstweilen weiter. 

§ 4. Der Aerztekammerausschnss wählt aus seiner Mitte einen Vor¬ 
sitzenden und einen Stellvertreter. Das erste Mal erfolgt die Berufung des 
Ausschusses durch den Minister der Medicinalangelegenheiten, welcher auch 
für dies Mal entweder selbst oder durch einen von ihm ernannten Commissar 
die Wahl des Vorsitzenden und des Stellvertreters leitet. Der Vorsitzende 
hat den Verkehr des Ausschusses nach Aussen zu vermitteln und für die 
Ausführung der Beschlüsse desselben Sorge zu tragen. Der Vorsitzende be¬ 
ruft, so oft es die Lage der Geschäfte erfordert, jährlich jedoch in der Regel 
wenigstens einmal, die Mitglieder zu Sitzungen und leitet in denselben die 
Verhandlungen. Die Berufung erfolgt mittels schriftlicher Einladung, welche 
die Gegenstände der Tagesordnung enthalten muss und spätestens vierzehn 
Tage vor der Sitzung eingeschrieben zur Post zu geben ist. Mitglieder, 
welche am Erscheinen behindert sind, haben hiervon behufs Einladung der 
Stellvertreter dem Vorsitzenden rechtzeitig Anzeige zu machen. Der Vor¬ 
sitzende hat binnen vierzehn Tagen nach erfolgter Constituirung des Aus¬ 
schusses hiervon unter Einreichung eines Verzeichnisses der Mitglieder und 
ihrer Stellvertreter dem Minister der Medicinalangelegenheiten Anzeige zu 
erstatten. 

§ 5. Der Aerztekammerausschuss beschliesst nach absoluter Stimmen¬ 
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
Zur Beschlussfähigkeit des Ausschusses ist die Theilnahme der Mehrheit der 
Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse des Ausschusses können mittels 
schriftlicher Abstimmung gefasst werden, sofern nicht ein Mitglied mündliche 
Abstimmung verlangt. Im Uebrigen regelt der Ausschuss seine Geschäfts¬ 
ordnung selbstständig. 

§ 6. Den Aerztekammem bleibt es überlassen, die für den Aerztekammer¬ 
ausschuss erforderlichen Mittel bereit zu stellen. 

§ 7. Die allgemeine Staatsaufsicht über den Aerztekammerauschuss wird 
durch den Minister der Medicinalangelegenheiten geführt. 
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Artikel II. 

Die Vorschrift im § 8, Absatz 5 der Verordnung vom 25. Mai 1887, 
wonach der Vorstand der Aerztekammer für die Dauer der Wahlperiode 
der letzteren zu wählen ist, wird dahin erweitert, dass der Vorstand auch 
nach Ablauf der Wahlperiode die Geschäfte bis zur Constituirung des neuen 
Vorstandes einstweilen weiter zu fuhren hat. 

Artikel III. 

Diese Verordnung ist durch die Gesetzsammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben etc. 


Rechtsprechung. 

Eine Körperverletzung kann auch dadurch verübt 
werden, dass der zu Verletzende durch rechtswidrige 
Einwirkung auf seinen Willen bestimmt wird, selbst et¬ 
was zu thun, was eine Beschädigung seiner Gesundheit 
zur Folge hat. Urtheil des Reichsgerichts (IV. Strafsenats) vom 
30. November 1894. 

Ein der Aufsicht des Angeklagten unterstellter Lehrling war von diesem 
dazu gebracht worden, ein unvollständig gereinigtes Stück Darm zu essen, 
und in Folge hiervon erkrankt. Die Handlung des Angeklagten wurde als 
Körperverletzung aufgefasst, und seine hiergegen gerichtete Revision ist ver¬ 
worfen worden aus folgenden Gründen: 

. . . Causal für die Gesundheitsschädigung des Sch. ist das Thun des 
Angeklagten insofern geworden, als Sch. durch den Befehl des Angeklagten 
veranlasst worden ist, das unvollständig gereinigte Stück Darm zu essen, und 
das Geniessen des ekelerregenden Gegenstandes bei Sch. eine Gesundheits¬ 
beschädigung zur Folge gehabt hat Es unterliegt auch keinem rechtlichen 
Bedenken, dass der objective Thatbestand einer Körperverletzung nicht eine 
immittelbare Einwirkung auf den Körper eines Anderen erheischt, dass das 
Vergehen vielmehr in der Weise verübt werden kann, dass entweder ein 
Dritter als Werkzeug zur Verursachung einer Körperverletzung benutzt, oder 
dass der zu Verletzende selbst durch Täuschung oder sonstwie durch rechts¬ 
widrige Einwirkung auf seinen Willen dazu gebracht wird, sich eine Körper¬ 
verletzung zuzufügen. Und in letzterer Hinsicht ist nicht erforderlich, dass 
ein Widerstand gegen die rechtswidrige Einwirkung auf den Willen unmög¬ 
lich ist. 

Bezüglich des subjectiven Thatbestandes ist in dem angefochtenen 
Urtheile ausgeführt, der Angeklagte sei sich bei seinem Befehle bewusst 
gewesen, dass das Verschlucken des ekelhaften Gegenstandes eine Er¬ 
krankung des Sch. verursachen könne, habe sonach die thatsächlich ein¬ 
getretene Erkrankung vorsätzlich herbeigeführt. Hiermit ist zum Ausdrucke 
gebracht, dass der Angeklagte die als mögliche Folge seines Thuns voraus¬ 
gesehene Erkrankung des Sch. mit in seinen Willen aufgenommen hat, und 
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der so festgestellte Eventualdolus genügt, die verursachte Gesundheits¬ 
beschädigung als eine vorsätzlich verübte anzusehen. Nicht nothwendig ist, 
dass der Angeklagte die Erkrankung des Sch. als eine nothwendige Folge 
seines Thuns vorausgesehen hat. . . . 

(Rechtsprechung und Medicinalgesetzgebung 1895, Nr. 8.) 


Erfrieren von Gliedern, in wie weit landwirtschaft¬ 
licher Betriebsunfall. § 1 L.-U. V.-G. (Entscheidung der wiirt- 
terabergischen L.-Vers.-A. vom 24. April 1894). 

Kläger hatte am 16. Januar 1893 unter der Einwirkung der Kälte eine 
Schädigung seiner Füsse erlitten. Die Ursache der Beschädigung wird der 
Einwirkung der Kälte zugeschrieben, welcher der Kläger anlässlich des Be¬ 
suchs des Marktes in W. ausgesetzt war, wo derselbe Schweine verkaufte, 
zu welchem Zweck er von Morgens früh bis Nachmittags l / 2 3 Uhr ausschliess¬ 
lich der Hin- und Rückfahrt abwesend war. 

Das Schiedsgericht hat angenommen, dass im vorliegenden Falle die 
körperschädigende Einwirkung der abnorm strengen Kälte zeitlich so zu¬ 
sammengedrängt war, dass von einer zeitlich nicht bestimmbaren allmählichen 
Entwickelung eines krankhaften Zustandes nicht gesprochen werden könne, 
sondern die Voraussetzungen eines zeitlich nachweisbaren plötzlichen Er¬ 
eignisses vorliegen, und hat deswegen in Uebereinstimmung mit einer Ent¬ 
scheidung des R.-Vers.-Amts in diesem Ergebniss einen entschädigungspflich¬ 
tigen Unfall anerkannt. 

Diese Auffassung erscheint gerechtfertigt. Es ist schon an sich wahr¬ 
scheinlicher, dass das Erfrieren der Zehen während des Stehens auf dem 
Markt eintrat und nicht zu einer späteren Zeit. Dass aber der Besuch des 
Marktes behufs des Verkaufs der im landwirthschaftlichen Betrieb gezogenen 
Schweine auf dem Schw’einemarkt eine Thätigkeit des landwirthschaftlichen 
Betriebes ist, ist auch von Seiten der Recursklägerin nicht bestritten. Eben 
diese Thätigkeit setzte den pp. B. aber in einem erhöhten Maasse der aller¬ 
dings dem landwirthschaftlichen Betrieb nicht speciell eigenthümlichen Ge¬ 
fahr einer Schädigung durch die Kälte aus. Es liegt daher ein Unfall im 
landwirthschaftlichen Betrieb vor. Uebrigens würde die Annahme eines ent¬ 
schädigungspflichtigen Unfalls auch dann nicht ausgeschlossen sein, wenn 
etwa auch noch bei der Heimfahrt vom Markte die Einwirkung der strengen 
Kälte noch schädigend fortgedauert hätte (D. M. Z. 37/95). 


Kleine Mittheilungen. 


Ueber den Verlauf der Cholera im Deutschen Reich während 
des Jahres 1894 hat das kaiserliche Gesundheitsamt eine Denk¬ 
schrift herausgegeben, der wir Folgendes entnehmen: 

Zu Beginn des Jahres 1894 war das Deutsche Reich nahezu cholerafrei; 
nur im Regierungsbezirk Oppeln zeigte sich die Seuche noch in einzelnen 
Fällen, erreichte indessen auch hier mit dem 20 Januar ihr Ende. In den 
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folgenden vier Monaten kam kein Cholerafall auf deutschem Gebiete vor. 
Indessen bestand die Gefahr eines erneuten Einbruchs der Cholera aus den 
Nachbarländern fort. In Russland hatte die Seuche im Winter nicht auf¬ 
gehört und wurde seit Ende Mai in Russisch-Polen wieder heftiger, ein 
bedeutender Krankheitsausbruch erfolgte ferner Anfang Juli in Petersburg. 
Auch im Westen war das Reich von der Cholera bedroht, doch ist es in den 
von Frankreich, Belgien und den Niederlanden begrenzten Theilen des 
deutschen Reichs nur zu einer geringen Einschleppung der Cholera ge¬ 
kommen. Westlich der Elbe sind insgesammt 35 Choleraerkrankungen mit 
13 Todesfällen vorgekommen; davon 5 in Aachen, vermuthlich aus Holland 
eingeschleppt, 17 in Bürgeln bei Marburg, wo die Entstehungsursache nicht 
aufgeklärt ist, während die übrigen Fälle sich auf verschiedene Orte vertheilen, 
von denen sieben unmittelbar am Rhein liegen und vorwiegend aus Holland 
kommende Schiffer betrafen. 

Stärker in Mitleidenschaft gezogen war die Osthälfte des Königreichs 
Preussen, insbesondere in den russischen Grenzgebieten. Im Regierungs¬ 
bezirk Oppeln erfolgte Ende Mai eine Einschleppung der Cholera aus dem 
russischen Kreise Bendzin nach Myslowitz; eine Weiterverbreitung wurde 
verhütet, doch kam es Mitte August zu neuen Erkrankungen, deren Zu¬ 
sammenhang mit der in Russland herrschenden Epidemie nachzuweisen war. 
Während in den anstossenden russischen Gouvernements Petrikau, Kielze 
und Radom 2521, 4397 und 4050 Personen, d. h. 21,0, 59,6 und 52,7 von je 
10000 Einwohnern, in Galizien 8238 = 12,6 von 10000 im Jahre 1894 der 
Cholera erlegen sind, betrug die Zahl der Choleratodesfälle -im Regierungs¬ 
bezirk Oppeln 190 = 1,2 auf 10000 Einwohner. — Für Westpreussen 
war die Besorgniss eines Einbruches der Cholera besonders gerechtfertigt 
durch den lebhaften Floss verkehr auf der Weichsel, zumal gerade 1894 die 
den Oberlauf dieses Stromes berührenden russischen und galizischen Gebiete 
stark heimgesucht waren. In den russischen Gouvernements Plock, Warschau 
und Siedlez starben 1452, 4064 und 740 an Cholera, d. i. 22,0, 27,1 und 9,8 
auf je 10000 Einwohner. Dagegen starben in ganz Westpreussen nur 131 Per¬ 
sonen = 0,9 von je 10000 Einwohnern. Nur in Tolkemit bei Elbing, wo 44, 
und in Tiegenhof bei Marienburg, wo n Todesfällle vorkamen, vermochte 
die Seuche in Folge ungünstiger örtlicher Verhältnisse sich vorübergehend 
einzunisten. 

Auf den mit der Weichsel in Verbindung stehenden Wasserstrassen 
wurde die Cholera dann auch nach anderen Provinzen verschleppt. So 
erschien sie Ende Juli am Laufe der Netze und Warthe, vereinzelt auch an 
der Oder, Spree und Elbe. Ein stärkerer Ausbruch erfolgte nur in Nakel, 
wo 31 Personen an der Cholera starben, sonst hatten die Regierungsbezirke 
Bromberg 31, Frankfurt a. d. Oder 7, Stettin 2, Potsdam 2, Merseburg und 
Magdeburg je 1, Lüneburg 2 Choleratodesfälle. 

Auch in Ostpreussen erfolgten Cholerafälle seit Anfang August in 
zerstreuten Orten, hauptsächlich an den Wasserstrassen, welche die Strom¬ 
gebiete der Weichsel, Pregel und Memel verbinden. Heftig trat die Seuche 
indessen nur in Grieslienen bei Allenstein und in dem der russischen Grenze 
benachbarten Dorfe Niedczwedczen bei Johannisdorf auf, durch Flösser und 
Schmuggler eingeschleppt. Im ersteren Orte starben 7, im anderen 21, 
im übrigen Ostpreussen 41 Personen an der Cholera. Insgesammt sind im 
Jahre 1894 im ganzen Deutschen Reich 490 Personen an der 
Cholera gestorben, d. i. 0,1 von 10000 Lebenden. Mitte December 
war Deutschland wieder vollständig cholerafrei. 

Die Bekämpfung der Cholera erfolgte im Wesentlichen mittelst 
der bereits 1893 auf Grund der Berathungen der Choleracommission verein- 
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barten Maassregeln. Nach einzelnen Orten wurden von der preussischen 
Regierung eigene Commissare zu Ermittelungszwecken und zur Unterstützung 
der Behörden entsandt, und an den Strömen, in deren Verlauf Cholerafälle 
vorkamen, Controllstationen zur gesundheitspolizeilichen Ueberwachung der 
Schifferbevölkerung eingerichtet. Es gelang hierdurch, zahlreiche Cholera¬ 
falle rechtzeitig festzustellen und so zu behandeln, dass eine Weiter¬ 
verbreitung der Seuche von ihnen nicht ausgehen konnte; der erfolgreichen 
Durchführung der Stromüberwachung ist es wesentlich zu danken, dass die 
Zahl der Choleraerkrankungen, trotz der Grösse der durch das heftige Auf¬ 
treten der Seuche in Russland bedingten Gefahr, in den zunächst bedrohten 
nordöstlichen Provinzen Preussens gering blieb, und dass, von wenigen 
Ausnahmefätlen abgesehen, ein Uebergreifen der Krankheit von den Wasser¬ 
strassen auf die Landbevölkerung nicht stattgefunden hat. 


An das Verhalten des Arstes gegenüber manchen chemischen 
und pharmaceutischen Fabriken knüpft Prof. Dr. L. Lew in in seinen 
Berichten über Pharmakologie und Toxikologie (Deutsche medi- 
cinische Wochenschrift No. 8 ; 1895) folgende beachtenswerte Bemerkungen: 

Eigentlich giebt es nur eine Ethik mit unveränderlichen Axiomen. 
Und doch stellt sich das Bild ethischen Verhaltens der Einzelindividuen oder 
ganzer Menschengruppen nicht immer so dar, wie es der ungeschriebene 
Codex ethicus erwarten lässt. In allen Berufen nimmt man dies wahr — 
nirgends aber berührt dies so unangenehm wie in der Medicin. Vielfach 
hat man in Standes- und anders gearteten Vereinen versucht, das ethische 
Verhalten von Aerzten zu einander sogar zu codificiren, aber auf das ethische 
Verhalten des Arztes zur Wissenschaft ist meines Wissens bisher nie Rück¬ 
sicht genommen worden. 

Gerade die Vorgänge in Bezug auf pharmakologische Dinge 
fordern zu einer Betrachtung heraus. Ist es mit dem ethischen Bewusstsein 
eines Arztes vereinbar, z. B. im festen Solde einer Handelsgesellschaft 
stehend, von Zeit zu Zeit „wissenschaftliche“ Artikel über ein bestimmtes, 
von ihm nicht entdecktes „Heilmittel“ zu veröffentlichen und dadurch 
diejenigen, welche den intimeren Vorgang bei dieser Empfehlung nicht 
kennen, zum Verschreiben des Mittels zu veranlassen? Entspricht es der 
Würde des ärztlichen Standes, für irgend ein Präparat, das man „angegeben“ 
hat, eine dauernde Rente von der dasselbe anfertigenden Fabrik zu beziehen, 
etwa in der Weise, dass man für jedes Etikett des Behältnisses, in dem sich 
das Präparat befindet, eine bestimmte Summe erhält? Oder ist es mit der 
Ethik vereinbar, auf eine Einrichtung, die an Krankenapparaten oder 
Instrumenten für die Heilkunde erdacht wurde, oder auf medicamentöse 
Präparate Patente zu nehmen? 

Ich habe vor längerer Zeit an anderer Stelle meine Ansicht über diese 
Fragen folgendermaassen präcisirt: „Der Entdecker von heilsamen Stoffen, 
der sich nicht mit dem Bewusstsein genug sein lassen will, durch seine Ent¬ 
deckung Leidenden geholfen, oder auf einem bestimmten Gebiete die 
Erkenntniss gefördert zu haben, sondern materiellen Gewinn beansprucht 
und einheimst, der besitzt nicht den ethischen Bildungsgrad, den eine gute, 
wissenschaftliche Erziehung dem Gebildeten verleihen müsste.“ 

Wohl wird mancher, wenn er diese Auslassung liest, meinen, dass nicht 
anders wie der Techniker und Chemiker der Mediciner auch den materiellen 
Lohn langer emsiger Studien, die sich in einem bedeutsamen Funde kristal- 
lisiren, haben müsse. Hiergegen brauche ich nicht Männer wie Helmholtz 
anzuführen, die in reiner Selbstlosigkeit ihres Geistes Arbeit willig, ohne 
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Entgelt der Menschheit darbrachten, nicht an alle jene, die, von Menschen¬ 
liebe und Freude am Schaffen durchglüht, minder Grosses, aber doch 
Wesentliches verdienstvoll und doch ohne „Verdienst“ Kranken überliessen. 

Nicht in einem Athemzuge mit allen diesen dürfen jene modernen 
„Verdienstvollen“ genannt werden, die für den Tagesbedarf erfinden, Mixta 
composita empfehlen und gesetzlich schützen lassen, unauffällig hier und da 
in medicinischen und Tageszeitungen darüber schreiben und schreiben 
lassen und durch die Art dieser Darstellungen den Eindruck hervorzurufen 
versuchen — was ihnen leider bei Unbefangenen oft genug gelingt —, dass 
es sich um Wissenschaft handelt. 

Ist diese Verquickung von Geschäft und Forscher- resp. Arztthum 
ethisch? Tausendmal nein! Und selbst wenn es gar kein Argument mehr 
gegen ein solches Handeln gäbe, wenn man es unanstössig fände, dass das 
ärztliche Söldnerthum im Dienste von beutelustigen Handelsgesellschaften für 
medicinische oder kosmetische Zwecke sich in medicinischen Journalen 
nicht sehr bescheiden bemerkbar macht, dass Aerzte Kostgänger pharma¬ 
zeutischer Laboratorien werden und deren Producte anpreisen, dass Aerzte 
durch solche Sykophanten getäuscht und Kranke durch die Aerzte ver¬ 
anlasst werden, für Minderwerthiges oder nicht Besseres als das, 
was im Arzneibuche steht, mehr auszugeben als nothwendig — so 
steht einem solchen Gebahren unlauteren Wettbewerbes doch eines gegen¬ 
über, woran so selten gedacht wird, das ist der Eid, den jeder Doctor 
leistet. Dieser Eid bindet wie jeder andere, denn er enhält dieselbe Schluss¬ 
formel wie der gerichtliche Eid: 

„Spondeo juroque.non ad vana aut sordida medicinae usum 

deflexurum; indefesso Studio in exploranda cognoscendaque arte persevera- 
turum; socios artis humaniter, amiceque et uti ipsa artis dignitas postulat, 
tractaturum, promptissimoque animo, neque ullo utilitatis propriae 
respectu, quidquid possim facultatis, cum illorum studiis in aegrotantium 

salutem consociaturum.Ita me Deus adjuvet et sacrosanctum ejus 

Evangelium!“ 

Dies ist ein Eid, der gehalten werden muss, und angesichts desselben 
muss jeder Zweifel an der Berechtigung unserer Auffassung schwinden. Aber 
selbst wenn dieser Eid nicht geleistet, wenn er als ein Ueberkommniss alter 
einfältiger Zeit einmal abgeschafft werden sollte, dann bliebe immer noch 
der Ruf berechtigt, der glücklicherweise als reine Empfindung noch in dem 
grössten Theil der Aerzte des Erdenrundes lebt: „Hinaus mit den 
Wechslern und Wucherern aus dem Heiligthum der Medicin!“ 


Ueber forstliche Begutachtung von Handelsartikeln schreibt 
die „D. Med.-Ztg.“ in No. 7: „Im „Bremer Courier“ vom 13. Februar 1895 
wird auf einer Grossfolioseite Apotheker Flügge’s Myrrhen-Cr£me an¬ 
gepriesen, der von „1500 deutschen Professoren und Aerzten“ geprüft und 
empfohlen sein soll für alle möglichen Hauterkrankungen. Sowohl in dieser 
Reclameannonce, als auch in einem von Flügge seiner Zeit (und wohl jetzt 
noch immer) nach üblichen Mustern in die Welt geschickten Reclamebuche 
finden wir leider wirklich eine Anzahl von Zeugnissen, die Aerzte nach Zu¬ 
sendung von Probebüchschen ausgestellt haben, zu unserem grössten Bedauern 
auch Aerzte von bestem Namen, wirkliche und unechte Professoren. Wir 
nehmen zu deren Gunsten an, dass sie nur aus Höflichkeit beim Empfange 
des „zu Versuchen“ übersandten Büchschens eine Quittung haben ausstellen 
wollen, die unter der Feder zu einem Atteste über die Wirkung des Crümes 
sich umgestaltete, um so mehr aber müssen wir vor der Abgabe auch solcher 
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Höfiichkeits- und Empfangsanzeigen wiederholt warnen, da wir sehen, zu 
welchen Zwecken sie gebraucht werden. Besser in den Augen der Fabrikanten 
unhöflich erscheinen, als seine Unterschrift in leichtfertiger Welse kom- 
promittiren. Ihr Herren Professoren und Collegen, das schickt sich nicht.“ 
In derselben Angelegenheit hat der Geschäftsausschuss der Ber¬ 
liner ärztlichen Standesvereine kürzlich folgende Erklärung an¬ 
genommen: „Die ärztliche Begutachtung von Handelsartikeln durch Atteste, 
welche zu Reclamezwecken veröffentlicht werden, entspricht nicht den 
ethischen Interessen des ärztlichen Standes.“ 


Ueber eine Regelung des Geheimmittelunwesens sollen, wie 
verlautet, neuerdings wieder seitens des Reichsamts des Innern an die ein¬ 
zelnen Bundesregierungen Anfragen ergangen und gutachtliche Aeusserungen 
erbeten sein. 

Die Leopoldinisoh-Carolinische Akademie der Naturforscher 

in Halle hat auf Antrag ihrer Fachsection für wissenschaftliche Medicin die 
goldene Cothenius-Medaille, die alte zwei Jahre zur Vertheilung ge¬ 
langt, dem Chefarzt des Militärhospitals zu Lille Dr. Laveran für seine 
Forschungsresultate über die Malaria-Plasmodien zuerkannt. 


Dem berühmten englischen Chirurgen Sir Josef Lister wurde 
am 9. April vom Prinzen von Wales in Marlborough House die Alb ert- 
Medaitle überrreicht, welche ihm von der Society of Arts fiir seine Ent¬ 
deckung der antiseptischen Wundbehandlung zuerkannt worden ist. 


Der 10. Balneologencongress, der in Berlin vom 7 . bis 11 . März er. 
unter Vorsitz des Herrn Professor Liebreich tagte, hat bezüglich der 
Hygiene in den Curorten folgende Forderungen aufgestellt: 

1. Die Einführung einer modernen Anschauungen entsprechenden Ent¬ 
wässerungsanlage zur Beseitigung der Haus- und Meteorwässer; 

2. eine zweckentsprechende Wasserversorgung; 

3. Maassnahmen zur ausreichenden Beschaffung von Kunsteis oder von 
einwandsfreiem Natureis; 

4. die Bereithaltung von den Verhältnissen der Curorte entsprechenden 
Räumen zur eventuellen Aufnahme von an acuten Infectionskrankheiten er¬ 
krankten Curgästen; 

5. Beschaffung eines Desinfectionsapparates und Einführung einer zweck¬ 
entsprechenden Desinfectionsordnung; 

6. die Herstellung eines Leichenhauses; 

7. eine den modernen Erfahrungen entsprechende Baupolizeiordnung. 
Der Vorstand der balneologischen Gesellschaft wurde beauftragt, auf 

Grund dieser Beschlüsse eine Petition an die zuständigen Behörden zu richten. 


Durch Urtheil des Oberverwaltungsgerichts vom 1. März 1895 

ist festgestellt worden, dass in Preussen die Ortspolizeibehörden befugt 
sind, zur Ausführung des Impfgesetzes impfpflichtige Kinder zwangs¬ 
weise vorführen zu lassen, falls deren Eltern der Aufforderung, die Kinder 
an einem bestimmten Tage dem Impfarzte zuzuführen, nicht Folge geleistet 
haben. 
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Entwurf eines Gesetzes betreffend das 

Irrenwesen. 

Von Landgerichtsrath Prof. Dr. Medem, Greifswald. 


§ i. Irrsinnig heisst im Sinne dieses Gesetzes jeder, bei dem die 
Fähigkeiten des Denkens oder der Selbstbestimmung im Verhältniss zu 
dem Durchschnitt von Menschen gleicher Lebensverhältnisse geminderte 
sind, sei es durch dauernde Ursachen, wie Nerven-, Seelen-, Geistes¬ 
krankheiten, sei es durch vorübergehende Ursachen, wie Trunkenheit, 
Aflfecte, Schwindelanfälle u. dergl. 

§ 2. Wem die Fähigkeiten des Denkens oder der Selbstbestim- 
mung gänzlich fehlen, der ist rechtlich unfähig zu Verhandlungen vor 
Behörden und zu sonstigen Handlungen und ist für deren Folgen nur 
mit seinem Vermögen und nur in so weit haftbar, als Andere durch sein 
Verhalten ohne ihr Verschulden einen unmittelbaren Schaden erleiden. 

§ 3. Bei wem die Fähigkeiten des Denkens oder der Selbst¬ 
bestimmung nicht gänzlich fehlen, aber gemindert sind, dessen rechtliche 
Fähigkeit zu Verhandlungen vor Behörden und zu sonstigen Hand¬ 
lungen und dessen Haftbarkeit flir sein Verhalten ist eine verhältniss- 
mässig geminderte. 

§ 4. Die besonderen Rechtsfolgen, welche in den Gesetzen an Aus¬ 
drücke, wie Wahnsinn, Blödsinn, Geisteskrankheit, Rasende, Verschwender, 
Taubstumme und ähnliche geknüpft werden, kommen in Wegfall. Die 
Vorschriften über Alters-, Geschlechts- und Processvertretung bleiben un¬ 
berührt. 

§ 5. Ueber die rechtliche Bedeutung des Verhaltens eines Irr¬ 
sinnigen hat das Gericht den Vorschriften der Civil- und Strafprocess- 
ordnungen gemäss nach seiner Ueberzeugung zu entscheiden. 

Zur Ergänzung der Handlungsfähigkeit eines Irrsinnigen sind, 
je nach der Art, dem Grade und der Dauer des Irrsinns, nach Vor¬ 
schrift der Process- und Vormundschaftsordnungen Beistände oder Pfleger 
oder, nach erfolgter Entmündigung, Vormünder zu bestellen. 
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Von den dabei dem Irrsinnigen auferlegten Beschränkungen ist 
den Betheiligten öffentlich oder in sonst geeigneter Weise Nachricht 
zu geben. 

Gleiche Benachrichtigungen können vom Gericht erlassen werden, 
wenn in einem Strafverfahren ein Angeschuldigter ausser Verfolgung 
gesetzt oder freigesprochen wird, weil er sich wegen Irrsinns der Straf¬ 
barkeit seines Verhaltens nicht bewusst gewesen. Im Schwurgerichtsver¬ 
fahren entscheidet über die zu erlassenden Benachrichtigungen das 
Gericht ohne Zuziehung der Geschworenen. 

Entmündigung. 

§ 6. Die Entmündigung kann nur durch Urtheil auf erhobene 
Klage ausgesprochen werden. 

§ 7. Für das Entmündigungsverfahren werden bei den Land¬ 
gerichten Entmündigungskammern gebildet, welche mit fünf 
Richtern, und zwar mit Mitgliedern der Civilkammem und der Straf¬ 
kammern, zu besetzen sind. 

Die Entmündigungskammern sind auch zuständig für die Beschwerden 
über Anordnungen des Vormundschaftsrichters. 

§ 8. Für die Entmündigungsklage ist die Entmündigungskammer 
des Landgerichts, bei welchem der Beklagte seinen allgemeinen Gerichts¬ 
stand hat, ausschliesslich zuständig. 

Gegen einen Deutschen, welcher seinen Wohnsitz nur im Auslande 
hat, kann die Klage bei dem Landgerichte seines letzten Wohnsitzes im 
Deutschen Reiche erhoben werden. 

§ 9. Die Entmündigungsklage kann von dem Ehegatten, einem Ver¬ 
wandten oder dem Vormunde des Beklagten erhoben werden. Gegen 
eine Ehefrau kann nur von dem Ehemann, gegen eine Person, welche 
unter väterlicher Gewalt oder unter Vormundschaft steht, nur von dem 
Vater oder dem Vormunde die Klage erhoben werden. Die Bestim¬ 
mungen des bürgerlichen Rechts, nach welchen noch andere Personen 
die Klage erheben können, bleiben unberührt. 

Zur Erhebung der Klage ist in allen Fällen die Staatsanwaltschaft 
befugt. 

§ 10. Auf die Entmündigungsklage darf der Termin zur mündlichen 
Verhandlung erst bestimmt werden, nachdem dasProcessgericht 
die Klage zugelassen hat. Die Klage ist zuzulassen, wenn erheb¬ 
liche Thatsachen zu ihrer Begründung angeführt und glaubhaft gemacht 
sind. Die Zulassung der Klage erfolgt ohne vorgängiges Gehör des Be¬ 
klagten. 

Der Beschluss, durch welchen die Klage zugelassen wird, ist mit 
der Klage zuzustellen. 
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Von der Zulassung der Klage, sowie demnächst von der Entschei¬ 
dung darüber hat das Processgericht dem Vormundschaftsrichter Mitthei¬ 
lung zu machen. 

§ 11. Mit der Entmündigungsklage kann eine andere Klage nicht 
verbunden werden. Eine Widerklage ist unzulässig. 

§ 12. Nach Zulassung der Entmündigungsklage wird dem Beklagten 
für den Rechtsstreit durch den Vorsitzenden des Processgerichts ein 
Rechtsanwalt als Vertreter bestellt. 

Die Bestellung eines Vertreters durch den Beklagten selber ist 
nicht ausgeschlossen. 

§ 13. Bei dem Verfahren in Entmündigungssachen tritt eine Mit¬ 
wirkung der Staatsanwaltschaft in gleicher Weise ein, wie bei dem Ver¬ 
fahren, welches die Nichtigkeit einer Ehe zum Gegenstände hat. 

§ 14. Der Beklagte ist von dem Gericht in nicht öffentlicher 
Sitzung persönlich zu vernehmen. Die Vernehmung kann durch einen 
beauftragten oder ersuchten Richter erfolgen. 

§ 15. Das Endurtheil darf nicht erlassen werden, bevor das Gericht 
einen oder mehrere psychiatrisch geprüfte Aerzte gehört hat. 

§ 16. Das Endurtheil tritt mit der Verkündigung vorläufig in Wirk¬ 
samkeit. Gegen dasselbe ist die Berufung und die Revision zulässig. 

Die auf Grund des § 5 dem Beklagten auferlegten Beschränkungen 
können von der Entmündigungskammer in dem Endurtheile oder auch vor¬ 
her aufgehoben werden. Geschieht dies nicht, so kommen sie erst mit 
der Rechtskraft des Endurtheils in Wegfall. 

§ 17. Die Wieder au fhebung der Entmündigung kann 
nur durch Urtheil auf erhobene Klage und auf Grund eines neuen Ver¬ 
fahrens ausgesprochen werden. 

Die Klage ist gegen die Staatsanwaltschaft zu richten. 

Zur Erhebung der Klage kann von dem Vormundschaftsrichter ein 
besonderer Vertreter bestellt oder auch der Entmündigte selber ermäch¬ 
tigt werden. 

Die Vorschriften über das Entmündigungsverfahren finden ent¬ 
sprechende Anwendung. 


Irrenanstalten. 

§ 18. Wenn durch den Irrsinn der Irrsinnige selber oder Andere 
gefährdet werden, so hat die Polizei die Aufnahme des Irrsinnigen in 
eine Irrenanstalt oder eine andere Aufsicht über ihn anzuordnen, je 
nach der Art und dem Grade der Gefährdung. 

Gleiche Anordnungen können von dem Gericht getroffen werden, 
wenn in einem Strafverfahren ein Angeschuldigter ausser Verfolgung ge¬ 
setzt oder freigesprochen wird, weil er wegen Irrsinns der Strafbarkeit 
seines Verhaltens sich nicht bewusst gewesen. Im Schwurgerichts ver- 
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fahren entscheidet über die zu treffenden Anordnungen das Gericht 
ohne Zuziehung der Geschworenen. 

§ 19. Vor erfolgter Entmündigung darf Niemand gegen seinen 
Willen länger als sechs Wochen in einer Irrenanstalt festgehalten werden. 
Ausnahmen hiervon bedürfen einer besonderen Begründung. 

§ 20. Sobald jemand vor erfolgter Entmündigung in eine 
Irrenanstalt aufgenommen wird, so hat sowohl die die Aufnahme ver¬ 
anlassende Behörde als auch die Irrenanstaltsdirection hiervon der per¬ 
sönlich zuständigen Entmündigungskammer des Aufgenommenen, unter 
Mittheilung der Veranlassung zur Aufnahme, alsbald Anzeige zu machen 
und auf Verlangen ferner über das Verhalten und die Behandlung des 
Aufgenommenen Auskunft zu ertheilen. 

Die Entmündigungskammer kann den Aufgenommenen durch einen 
beauftragten oder ersuchten Richter besuchen und vernehmen lassen, hat 
aber hierbei sowohl auf die Hausordnung der Anstalt, w r ie auf die von 
der Anstaltsdirection im Interesse der Heilung oder Schonung des Auf¬ 
genommenen gegen solche Besuche oder Vernehmungen erhobenen 
Widerspruch gebührend Rücksicht zu nehmen. 

Die Entmündigungskammer kann jederzeit die Entlassung des Auf¬ 
genommenen anordnen, sei es auf Antrag Betheiligter, sei es von Amts 
wegen. 

Wird eine vormundschaftliche Vertretung des Aufgenommenen nöthig, 
so hat die Entmündigungskammer hiervon dem Vormundschaftsrichter 
Mittheilung zu machen. 

Gegen die Entscheidungen der Entmündigungskammer findet, so weit 
nicht andere Rechtsmittel Platz greifen, die Beschwerde statt. 


Fürsorgeämter. 

§ 21. Für die obere Leitung und Beaufsichtigung des Irrenwesens 
sowie der Strafvollstreckung, der Erziehungshaft und der Zwangserziehung 
sind von den Landesregierungen Fürsorgeämter zu bilden, welche mit 
höheren Beamten des Kirchen-, Schul-, Medicinal-, Verwaltungs- und Justiz¬ 
dienstes zu besetzen sind. 

An die Fürsorgeämter ist von jeder Unterbringung einer Person 
in Erziehungshaft oder Zwangserziehung sowie eines entmündigten 
Irrsinnigen in eine Irrenanstalt alsbald und demnächst von Jahr 
zu Jahr Bericht zu erstatten und von ihnen über Art, Fortdauer und Auf¬ 
hebung der Unterbringung jederzeit Beschluss zu fassen, sei es auf An¬ 
trag Betheiligter, sei es von Amts wegen. 

Die Fürsorgeämter beschliessen nach Stimmenmehrheit. Bei Stimmen¬ 
gleichheit giebt das höchste richterliche Mitglied den Ausschlag. 
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Strafbestimmungen. 

§ 22. Wer wider besseres Wissen veranlasst, dass über Jemand Be- 
Schränkungen der in § 5 und § 18 gedachten Art oder das Entmün¬ 
digungsverfahren verhängt wird, wird wie wegen falscher Anschuldigung 
(§ 164, 165 Strf.-G.-B.), und wer wider besseres Wissen veranlasst, 
dass Jemand in eine Irrenanstalt gebracht oder darin festgehalten wird, 
wird wie wegen Freiheitsberaubung (§ 239 Strf.-G.-B.) bestraft. 

Der Versuch ist strafbar. 

Begründung. 

Zu §§ 1 bis 5. 

1. Dass unser Irrenwesen an grossen Uebelständen leidet und einer 
Reform dringend bedarf, wird augenblicklich von niemand bestritten. Der 
Grund hiervon scheint aber keineswegs allgemein bekannt, wird wenig¬ 
stens von niemand recht genannt. 

Nicht richtig nämlich ist es, wenn man so vielfach nur über Will- 
kürlichkeiten, sei es der Aerzte, sei es der Richter, klagt, indem man 
dabei vornehmlich nur das Entmündigungsverfahren und die Einsperrung 
angeblich Irrsinniger in Irrenanstalten im Auge hat. Sondern der eigent¬ 
liche Grund ist der, dass die Entwickelung der forensischen Psycho¬ 
pathologie mit derjenigen der medicinischen Psychiatrie nicht gleichen 
Schritt gehalten hat, so dass sich Jurisprudenz und Medicin oft fast gar 
nicht mehr verstehen, und zwar nicht bloss im Entmündigungsverfahren, 
sondern überall sonst auch, im Civilrecht und noch mehr im Strafrecht. 

Noch immer gelten für den Richter die gesetzlichen Begriffe 
„Blödsinn“, „Wahnsinn“, „Raserei“, „Verschwender“ u. s. w. mit be¬ 
stimmten Rechtsfolgen und mit Definitionen aus längst vergangener Zeit, 
— während die Psychiatrie doch schon seit lange erkannt hat, dass die 
psychopathologischen Krankheitsbilder von solcher Komplicirtheit und 
von so vielfacher Abstufung sind, dass es unmöglich ist, sie unter jene 
knappen Begriffe, Definitionen und Rechtsregeln zu fassen. Die neueren 
Gesetze wiederum geben den Begriffen, mit denen sie operiren, wie 
„Geisteskrankheit“, „krankhafte Störung der Geistesthätigkeit“, „Ausschluss 
der freien Willensbestimmung“ u. dergl. gar keine Definitionen bei, — 
und tragen dadurch den Zwiespalt der philosophischen Theorien geradezu 
in den Gerichtssaal. Und wenn, um solche unfruchtbaren theoretischen 
Disputationen abzubrechen, ein praktischer Richter den Psychiatriker 
kurzweg fragt, ob der Angeklagte „sanae mentis“, ob er für „zurech¬ 
nungsfähig“ und „strafbar“ zu erachten, so lehnt mein hochverehrter 
Freund Professor Arndt, und mancher neuere Psychiater mit ihm, die 
Antwort hierauf ab, beschränkt sich darauf, den psychopathologischen 
Zustand in seinen Einzelheiten zu beschreiben, und meint, dass daraus 
juristische Folgerungen zu ziehen lediglich Sache des Richters sei. 
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Das ist denn freilich für manchen Richter ziemlich unbequem, der 
sich die alte Schule lobt, welche in den gesetzlichen Ausdrücken sich 
zu bewegen nicht von sich wies und so dem Richter die Arbeit eigener 
Folgerungen abnahm. Aber sie gerade trifft die Schuld für die heil- 
losen Zustände in der heutigen forensischen Psychopathologie, die nicht 
entstanden wären, wenn diese nicht versäumt hätte, die Errungenschaften 
der medicinischen Psychiatrie sich zu eigen zu machen. 

Hiernach nun strebt der vorliegende Gesetzentwurf, und um zu¬ 
nächst die an die gesetzlichen Ausdrücke sich knüpfenden Zweifel und 
Kontroversen abzuschneiden, vermeidet er dieselben ganz und spricht 
statt dessen von den „Fähigkeiten des Denkens und der Selbstbestim¬ 
mung“ (§ i) hoffend, dass dies für den Laien wohl so ungefähr ver¬ 
ständlich sein mag, auch ohne Definition. Für den Richter aber und den 
Psychiatriker diene die Bemerkung, dass unter der „Fähigkeit des Den¬ 
kens“ das ganze Gebiet des Intellects (s. unten I bis V, „Verstand“), 
unter der „Fähigkeit der Selbstbestimmung“ das ganze Gebiet des 
Fühlens, Wollens und Handelns (s. unten VI bis IX, „Gemüth und 
Wille“) gemeint ist, und dass beide Gebiete einander nicht ausschliessen 
sollen, sondern vielfach in einander übergreifen und einen ausdrück¬ 
lichen Vereinigungspunkt haben in dem Begriff „Bewusstsein“ (s. unten X). 

2. Die zweite grosse Schwierigkeit für die forensische Psychopatho¬ 
logie ist: in der Reihe, in welcher sich die psychopathologischen Phä¬ 
nomene entwickeln, die richtige Grenze zwischen gesund und krank zu 
finden. Auch hier sucht der Gesetzentwurf die Schwierigkeit zu um¬ 
gehen, indem er auf den laienhaften Begriff des „Durchschnitts von 
Menschen gleicher Lebensverhältnisse“ („gesunder Durchschnitt“, „nor¬ 
male Mitte“) verweist (§ i). 

3. Indessen diese praktischen Auswege dürfen doch nur vorläufige 
praktische Geltung haben. Daneben ist mit aller Kraft danach zu streben, 
eine Verständung zwischen Jurisprudenz und Medicin 
herzustellen. Und zu diesem Zweck soll hier, in aller Kürze, der Ver¬ 
such gemacht werden, die psychopathologischen, d. i. die anormalen psycho¬ 
logischen Phänomene, Functionsstörungen, Defecte, von der normalen 
Mitte abwärts (Behinderung bis zum gänzlichen Fehlen, vnö bis äyev, 
oder Steigerung und Perversität V7ieg, nagd) so wie sie sich dem Juristen, 
als psychiatrischem Laien, darstellen, im Einzelnen zu betrachten und 
den psychiatrischen Begriffen unterzuordnen. Mehr als eine blosse Nomen- 
clatur kann hier freilich nicht geboten werden: 

I. Die Sinnesthätigkeit schwach, — perverse: 

Kurz-, Weit-, Schwachsichtigkeit, Farben-, Dämmerungs- und völlige 
Blindheit. Schwerhörigkeit bis Taubheit. Geruchs- und Geschmacksbehin¬ 
derungen. Temperatur- und Druckunempfindlichkeit. Schief- und Doppelsehen, 
Mouche volante, Ohrenklingen- und Sausen, Doppelhören und sonstige spon¬ 
tane Gehörs-, Gesichts-, Geruchs-, Geschmacks-, Temperatur-, Druck-, Hunger-, 
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Durst-, Sättigungs-, Haut- und Muskelempfindungen, Neuralgien und sonstige 
Sensationen. Visionen. Halucinationen (s. IV). 

Hypo- bis Anästhesie. Parästhesie. 

II. Die Aufmerksamkeit getheilt: 

Unaufmerksamkeit. Zerstreutheit. Zerfahrenheit. Ideenflucht. 

III. Das Gedächtniss schwach, unsicher: 

Vergesslichkeit. Gedächtnisschwache. Gedächtnisslosigkeit. 

IV. Die passive und active Reproduction (Erinnert werden. 
Sich erinnern. Denken. Auffassung. Ueberlegung. Denkkraft. 
Urtheilskraft. Vernunft. Verstand. Phantasie. Witz u. s. w.) 
träge, — perverse: 

Phantasie- und Witzlosigkeit. Auffassungs-, Denk- und Urtheilsschwäche. 
Seelenblindheit. Verwirrtheit. Verworrenheit. Schwachsinn. Stumpfsinn. 
Blödsinn. Verkennen. Verwechseln. Missverstehen. Phantasien. Waches 
Träumen. Visionen. Halucinationen (s. I, VIII). 

Culpa. 

V. Das Wissen (s. I bis IV. Bildung. Vernünftigkeit. Ver¬ 
ständigkeit) beschränkt, perverse*: 

Irrthum, ignorantia, Nichtwissen. Unerfahrenheit. Unbildung. 

Irrthum, error, Falschwissen. Aberglauben. Einbildungen. Suggestionen. Fixe 
Ideen. Wahnideen. Wahnsinn. Verrücktheit, partielle und totale, primäre 
und secundäre (s. X). Raserei (?). Verfolgungswahn. Grössenwahn, z. B. Recht¬ 
haberei, Processsucht, Quärulantenwahnsinn, Verschwendungssucht u. dergl. 
(aus Irrthum!) s. VI, VIII. 

Moralische Verrücktheit, moralisches Irresein, moralischer Defect, 
moral insanity, d. h. Nichtanerkennen von Sitten- und sonstigen Gesetzen, nicht 
gegen sich, aber auch nicht für sich. So leidet an moralischer Verrückt¬ 
heit, wer Anderer Eigenthum nicht achtet, sich aber auch seinerseits nicht 
beklagt, w T enn er selber bestohlen wird. Beklagt er sich hierüber, so ist er 
kein Verrückter, sondern ein Dieb. — Uebrigens ist auch gegen moralisch 
Verrückte ein Einschreiten der Behörden keinesweges auszuschliessen. 

Hypo- bis Anoia. Paranoia. 

VI. Das Empfinden von Lust und Unlust (Gefühl. Willens¬ 
und Handlungsmotive. Beweggründe.) gemindert, — gesteigert, 
— perverse: 

Unempfindlichkeit. Gleichgültigkeit. Indolenz. Apathie. Ueberempfind- 
lichkeit. Krankhafte Reizbarkeit. Reizbare Schwäche. Nervenschwäche. Neur¬ 
asthenie. Widerstandslosigkeit. Geschmacks - und Gefühlsperversitäten 
z. B. Geckenhaftigkeit, Narrheit, Grausamkeit, Blutdurst, Lustmord, Dipso- 
Klepto-, Pyromanie, Satyriasis, Uranismus u. dergl., Rechthaberei, Process¬ 
sucht, Quärulantenwahnsinn, Verschwendungssucht und sonstige Monomanien 
(aus Widerstandslosigkeit!) s. V. 

Hypo- bis Analgesie und -hedonie. Hyperalgesie und -hedonie. Paralgesie 
und -hedonie. 
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VII. Die Stimmung (Gemüthsstimmung. Gemüth) perverse d. h. 
ohne Grund glücklich, froh, rosig, lustig, exaltirt, — unglücklich, 
trübe, traurig, schwermüthig, verzweifelt, deprimirt, — wech¬ 
selnd, heftig, unberechenbar, explosiv: 

Uebermuth. Grössenwahn. Euphorie. Angst. Verfolgungswahn. Dysphorie. 
Raserei (?). Manie. Melancholie. 

VIII. Die Entschlüsse (Wünsche. Absichten. Vorsätze. Wählen. 
Wollen. Willenskraft. Willensbestimmung. Freie Willens¬ 
bestimmung. Willensfreiheit. — Determinismus. Indetermi¬ 
nismus) unzweckmässig, unvernünftig, unverständig, unbedacht, 
unüberlegt, instinctiv, triebartig (s. IV, V,); — eigensinnig, 
— zwiespältig, schwankend, — wechselnd, unberechenbar, 
explosiv : 

Eigensinn, Energie (?). Energielosigkeit. Willenlosigkeit. Raserei (?). 
Tobsucht. 

Dolus. 

IX. Die körperlichen Bewegungen behindert 
— perverse: 

Lähmungen. Sprachstörungen. Stummheit. Taubstummheit 
Reizbarkeit. Zittern. Krämpfe. 

Hypo- bis Akinesis. Parakinesis. 

X. Das Bewusstsein (Ichbewusstsein) getrübt, — perverse: 

Schlaf. Schlafwandeln- und handeln. Trunkenheit. Narkose. Hypnose. 
Suggestionen. Somnambulismus. Wuth, Angst, Bestürzung, Schrecken, Freu¬ 
dentaumel und sonstige Affecte. Epileptische und epileptoide, eklamptische 
und sonstige Krampf- und Schwindelanfälle. Verrücktheit, partielle und totale, 
primäre und secundäre (s. V). 

XI. Die voraufgeflihrten psychopathologischen Zustände bald mehr, 
bald weniger vorübergehend, — wechselnd, — dau¬ 
ernd: 

Schlaf. Trunkenheit. Narkose. Hypnose. Somnambulismus. Suggestion. 
Visionen. Halucinationen. Wuth, Angst, Bestürzung, Schrecken und sonstige 
Affecte. Krampf- und Schwindelanfälle. Illucida intervalla bei einem Gesunden. 
Lucida intervalla bei einem Kranken. Vesania typica, recurrens, circularis, 
Quartalsäuferthum u. dergl. Verblödung, Vesania, Stupor. Heilbare und un¬ 
heilbare Psychosen. 

Aus den hier aufgenannten psychologischen Anomalien setzen sich 
die Krankheitsbilder der verschiedenen Psychosen zusammen, in grosser 
Mannigfaltigkeit und vielfacher Abstufung, von den leichtesten Anfängen 
und vereinzelten Anfällen an bis zu der dauernden und totalen Willen¬ 
losigkeit, Verrücktheit, Verblödung (§ 2, § 3). 


— gesteigert, 
Krankhafte 
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Daraus ergiebt sich für das Recht die Nothwendigkeit einer sehr 
verschiedenen Auffassung und Behandlung der einzelnen Fälle. Bald 
handelt es sich darum, ob ein Testator testirfähig, ein Kontrahent ver- 
tragsfahig, ein Angeklagter zurechnungsfähig gewesen ist Bald fragt 
es sich, ob gegenwärtig der Testator testirfähig, die Kontrahenten 
vertragsfahig, die Prozessbetheiligten verhandlungsfahig, ein Irrsinniger, 
zu seinem eigenen oder zu Anderer Schutz, in Verwahrung zu nehmen 
ist Bald wird die Beiordnung eines Beistandes nöthig, bald die Be¬ 
stellung eines Vertreters, sei es eines Pflegers für einzelne Angelegen¬ 
heiten, sei es, nach erfolgter Entmündigung, eines Vormund es flir die 
Gesammtheit alles rechtlichen Handelns. 

Wenn nun gegenüber dieser Vielfachheit der Verhältnisse die Gesetze 
nur von Personen handeln, welche „des Vernunftgebrauchs beraubt“ 
(Bürgerl. G.-B. Entw. § 28), oder „des Gebrauchs ihrer Ver¬ 

nunft gänzlich beraubt“ sind („Rasende und Wahnsinnige“, Allg. LR. 
I § 27), oder welche „des Vermögens, die Folgen ihrer Handlungen zu 
überlegen, ermangeln“, (Blödsinnige“. Allg. LR. I § 28) oder von 
^Bewusstlosigkeit“ oder „Ausschluss der freien Willensbestimmung“ 
(Strf.-G.-B. § 51) so sind solche Gesetze ziemlich werthlos und sogar 
schädlich. Denn sie treffen nur die letzten Glieder der psychopatholo- 
gischen Reihe, über deren rechtliche Beurtheilung Niemand, kein Richter 
und kein Laie, in Bedenken sein kann; und der Speculation darüber 
hinaus sind sie gar hinderlich. Denn die wesentlichsten Schwierigkeiten 
ergeben sich eben bei den Mittelgliedern der Reihe, und hier gerade 
lassen die Gesetze den Richter gänzlich unberathen, ihn lediglich auf 
sein Ermessen verweisend. Es kann auch wohl nicht anders sein, bei 
dem gegenwärtigen Stande der forensischen Psychopathologie. Darum 
aber ist der erste nothwendige Schritt zur Verbesserung des gegen¬ 
wärtigen Zustandes: zunächst nur erst die Legalbegriffe-, 
Definitionen- und Rechtsfolgen gänzlich beseitigen 
(§ 4), tabula rasa machen, und so der forensischen Psychopathologie 
zunächst nur erst die Möglichkeit gewähren, sich zu bewegen und sich 
weiter zu entwickeln. 

Für diese Entwickelung, welche die schwierige Aufgabe der Ge¬ 
richte sein wird (es übrigens auch schon jetzt ist), lassen sich Regeln 
vorläufig kaum geben, ausser der Einen: Zur Entmündigung, welche 
die sämmtlichen civil- und staatsrechtlichen Interessen des Entmündigten 
und derjenigen, die mit ihm in Verbindung stehen, berührt: Vertrags¬ 
schluss und -Erfüllung, Testirfähigkeit, Eheschliessung und -Scheidung, 
väterliche Gewalt und Vormundschaft, Amts- und alle sonstigen po¬ 
litischen Rechte u. s. w. (nur für Delicte ist seine Verantwortlichkeit 
nicht völlig ausgeschlossen!) — zu dieser einschneidendsten Massregel 
sollte man nicht schreiten dürfen, ausser in den schwersten Fällen von 
länger andauerndem Irrsinn! 
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Dies scheint fast selbstverständlich; — und dennoch scheint es 
keinesweges stets befolgt zn werden. Im Gegentheil, hier ist ein Punkt 
der lautesten Beschwerden, die, wie es scheint, nicht unberechtigt sind, 
wenn z. B. ein Quärulant, weil er mit seinen unverständigen Denuncia- 
tionen und Petitionen die Behörden belästigt, entmündigt wird, anstatt 
dass es nur nöthig wäre, seine Eingaben femerweit unbeantwortet zu 
lassen. Und wenn auch die Psychiatrie, mit Recht, behauptet, dass es 
Einzelerkrankungen, Monomanien, zu denen der Quärulantenwahnsinn 
zählt, in dem Sinne, dass ein Mensch nur in dem Einen Punkte krank, 
sonst aber gesund wäre, nicht giebt, so folgt hieraus doch nicht, dass 
für den Quärulantenwahnsinn die Entmündigung das einzig richtige Mittel 
seil Aehnliches gilt für die Verschwendungssucht, die Trunksucht und 
überall sonst. Ueberall sollten die zu ergreifenden Massregeln sich nach 
den Eigenthümlichkeiten des Einzelfalles richten: Dem Taubstummen, 
Blinden, Altersschwachen giebt man Vertheidiger und sonstige Beistände 
zur Seite; epileptoide Bewusstseinsstörungen, an welchen ein Angeklagter 
leidet, werden vielfach zu etwas Weiterem nicht führen, als dass der 
Angeklagte freigesprochen wird; hysterische und sonstige krankhafte 
Reizbarkeit wird nur selten Anlass zum Einschreiten geben; einem Ge¬ 
legenheitstrinker gegenüber wird vielfach nichts weiter zu geschehen 
haben, als dass man, wenn er betrunken ist, mit ihm keine Verhandlung 
aufnimmt; gegenüber dem Gewohnheitssäufer mag man den Schank- 
wirthen den Schnapsverkauf an ihn verbieten; dem Quärulanten mag 
man das Recht, auf seine Eingaben Bescheid zu verlangen, dem Ver¬ 
schwender das Recht zur Verwaltung seines Vermögens entziehen, u. s. w. 
u. s. w. — zur Entmündigung aber sollte man nicht schrei¬ 
ten dürfen ausser bei totaler oder höchstgradiger Willen¬ 
losigkeit, Verrücktheit, Verblödung. 

§ 5 Absatz 4 und § 18 Absatz 2 füllen eine bedenkliche Lücke 
aus, welche sich zeigt, wenn das Gericht einen Angeklagten wegen Irr¬ 
sinns freisprechen und freilassen muss, ohne irgend welche Massregeln 
zum Schutze des Irrsinnigen und des Publicums treffen zu können. 

Zu §§ 6—17 (Entmündigung). 

Das hier vorgeschlagene Entmündigungsverfahren ist im Wesent¬ 
lichen genau dasselbe, wie es in dem Regierungsentwurf zur 
Civil-Process-Ordnung vorgeschlägen worden war, und habe ich 
daher, zumal was die processtechnische Seite des Vorschlags anlangt, 
auf die Motive des Regierungsentwurfs zu verweisen. Der Regierungs¬ 
entwurf schloss sich denjenigen Rechtssystemen an, die, wie z. B. das 
preussische, die Entmündigungsklage dem Processverfahren vor 
Richterscollegien zuwiesen. Diesen Rechtssystemen standen an¬ 
dere gegenüber, die, wie z. B. das gemeine, die Entmündigung dem 
summarischen Verfahren des Vormundschaftsrichters 
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zuwiesen, und denen man grössere Schnelligkeit und Billigkeit und die 
wertvolle Bekanntschaft des Vormundschaftsrichters mit seinen Ein- 
gessenen nachrühmte. Der Reichstag schlug einen Mittelweg ein: das 
Verfahren ist nunmehr nach §§ 593 bis 627 der Civil - Process - Ordnung 
stets, sowohl bei der Entmündigung wie bei der Wiederaufhebung der¬ 
selben, ein processual geordnetes; es geht stets zunächst an den 
Amtsrichter; an das Landgerichtscollegium gelangt es erst in einem 
zweiten Stadium, wenn nämlich die Entscheidung des Amtsrichters an- 
gefochten wird. 

Das Verfahren der Civil - Process - Ordnung enthält einen grossen 
Fortschritt gegenüber dem summarischen Verfahren des gemeinen Rechts, 
zugleich aber einen noch viel grösseren Rückschritt gegenüber dem 
preussischen Recht, indem an die Stelle von Richtercollegien Einzel¬ 
richter gesetzt sind. Denn was im Eingänge dieser Begründung von 
den Beziehungen zwischen Jurisprudenz und Psychiatrie gesagt ist, nämlich 
von dem Fehlen solcher Beziehungen, das trifft ganz besonders bei 
den Amtsgerichten zu, weil diese in ihren kleineren Bezirken nur seltener 
Gelegenheit haben, sich mit forensischer Psychopathologie zu beschäf¬ 
tigen, eigene Beobachtungen zu machen und Erfahrungen zu sammeln. 
Zwar muss trotzdem eine grosse Zahl der zu treffenden Entscheidungen 
dennoch den Amtsgerichten überlassen werden, und die Entscheidungen 
sind oft sowohl höchst präjudicirlich, wie um so schwieriger, als sie 
oft getrofferf werden müssen in grosser Eile, etwa am Sterbebette des 
Testators! Aber über diese Schwierigkeiten in solchen Eil- und Noth- 
fällen hilft auch das Entmündigungsverfahren der Civil - Process-Ordnung 
nicht hinweg, so schleunig man es auch machen mag. Und am aller¬ 
wenigsten durften die in jenen Eil- und Nothfallen nun einmal nicht zu 
beseitigenden Uebelstände nun auch auf das ordentliche Entmündigungs¬ 
verfahren übertragen werden, in dem es auf besondere Beeilung wohl 
kaum jemals ankommen mag. 

Dies hatte der Regierungsentwurf sehr wohl erkannt und sehr 
deutlich dadurch zum Ausdruck gebracht, dass er von jenen Eil- und 
Nothfallen gar nicht sprach, sondern diese den neben der Civil-Process- 
Ordnung bestehen bleibenden und auch heute noch anzuwendenden 
Process-, Notariats- und Vormundschaftsordnungen überliess, dann aber 
andererseits für das Entmündigungsverfahren besondere processuale 
Garantien, wie bei keinem anderen Ci vilproc essver¬ 
fahren sonst, schuf (§ 10!). 

Diesen Gedanken bringt mein Vorschlag nur wieder zur Geltung; 
und es ist nur ein Schritt weiter, wenn vorgeschlagen wird, besondere 
und besonders zu besetzende Entmündigungkammern zu bilden, 
deren Mitglieder zunächst und an sich psychiatrische Laien sind, denen 
aber dann eine so reiche Gelegenheit zu eigenen Beobachtungen und 
Erfahrungen auf dem Gebiet der forensischen Psychopathologie geboten 
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wird, wie kaum jemandem sonst, denn es kommen auf den Bezirk eines 
Landgerichts jährlich etwa 20 bis 30 Entmündigungsfalle, und ausserdem 
wird vor den Strafkammern und den Civilkammem nur gar zu oft die 
Frage der Zurechnungsfähigkeit, Vertragsfähigkeit, Testirfahigkeit u. s. w. 
erörtert. Dem gleichen Zweck dient auch die Zuweisung der Be¬ 
schwerden in Vormundschaftssachen an die Entmündigungskammern, die 
diesen auch das Beobachtungsmaterial der Vormundschaften, Pfleg¬ 
schaften und insbesondere der Zwangserziehung verwahrloster Kinder 
zuflihren soll (§ 7). 

Gegenüber der reichen Erfahrung, die sich demnächst bei den 
Entmündigungskammern finden wird, würde selbst die allerdings höchst 
werthvolle Bekanntschaft des Vormundschaftsrichters mit seinen Ein¬ 
gesessenen zurücktreten. Aber es besteht ja auch durchaus die Möglich¬ 
keit, diese Bekanntschaft in dem Verfahren vor der Entmündigungs¬ 
kammer nutzbar zu machen; und sicherlich wird dies der Regel nach 
geschehen. 

Von Kostspieligkeit und Billigkeit endlich bei einem Verfahren, 
welches die ganze active Rechtsfähigkeit eines Menschen berührt und 
fast vernichtet, auch nur zu sprechen, ist durchaus unzulässig. 

Dass die herbeizuziehenden Aerzte psychiatrisch geprüft sein müssen 
(§. 15), versteht sich von selbst. 

Zu §§ 18—21 (Irrenanstalten). 

Die Beaufsichtigung Irrsinniger und auch die Internirung derselben 
gehört recht eigentlich zu den Aufgaben der Polizei, mag es sich handeln 
um Betrunkene, die auf der Strasse Andere und sich selber beschädigen 
und belästigen, oder um Blödsinnige, die unvorsichtig mit Feuer um¬ 
gehen. Dem Ermessen der Polizei werden dabei, weil Gemeingefahrlich- 
keit und Selbstgefahrdung Begriffe sind, die sich kaum begrenzen lassen, 
sehr enge Grenzen nicht zu ziehen sein. 

Das ist es auch nicht, worüber man Beschwerde fuhrt. Sondern 
das ist es: 

1. dass es möglich sein soll, einen angeblich Irrsinnigen gegen 
seinen Willen ohne Mitwirkung der Staatsbehörden in’s Irrenhaus zu 
sperren, 

2. dass ein einmal in’s Irrenhaus gebrachter angeblich Irrsinniger 
darin soll festgehalten werden können auf unbestimmte Zeit, 

3. endlich dass im Irrenhause befindliche Irrsinnige ohne Schutz 
sein sollen gegen Benachtheiligungen. 

Solchen Beschwerden wird abgeholfen durch die §§ 18 bis 20. 

Nach § 18 sollen nur Polizeibehörden und Gerichte befugt sein, 
die Irrenhäuser zur Aufnahme von Irrsinnigen gegen deren Willen zu 
ermächtigen. Nach § 19 und § 20 sollen die Irrsinnigen nicht schlechter 
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gestellt sein als wie die Verbrecher, denen man ja so reichlich Gelegen¬ 
heit bietet, über ihre Haft und über ihre Behandlung darin Beschwerde 
zu fuhren, und die, wenn zur Beobachtung in eine Irrenanstalt gebracht, 
darin nie länger als sechs Wochen festgehalten werden dürfen. Nun 
müssen zwar hiervon Ausnahmen zulässig sein, — so im Besondem, 
wenn in der Irrenheilanstalt eine Kur begonnen ist, die in sechs Wochen 
sich nicht beendigen lässt. Dies wird sogar vielfach der Fall sein; denn 
die psychiatrischen Kuren sind meistens weit aussehend. Aber gerade 
darum müssen auch diese Kuren unter staatliche Kontrolle gestellt 
werden. Und die Irrenärzte sind einer solchen Kontrolle auch durch¬ 
aus nicht entgegen, sondern im Gegentheil dafür dankbar, selbst auf 
die Gefahr hin, dass die Entmündigungskammem ihnen auch einmal 
unbequem dreinreden möchten, insbesondere durch das Verlangen nach 
schleunigen und bestimmten Diagnosen und Prognosen. 

Zu § 21 (Fürsorgeämter). 

Den Fürsorgeämtern liegt die Sorge für das Irrenanstaltswesen 
ob. Sie sollen die Ausführungsverordnungen zu diesem Gesetz erlassen, 
über Einrichtung und Revision der Irrenanstalten, über Qualification des 
Arzt- und Wärterpersonals, über die Aufnahme und die Behandlung der 
in Irrenanstalten aufgenommenen Personen u. s. w. Die vorgeschlagene 
Zusammensetzung giebt eine Bürgschaft gegen Einseitigkeit. 

Solche Behörden sind aber eine Forderung nicht nur des Irrenrechts, 
sondern auch des Strafrechts mit seinen erziehlichen Aufgaben. 
Darum ist der hier vorgeschlagene § 21 derselbe, wie er in meinem 
„Entwurf eines Gesetzes betreffend Strafvollzug, Strafzumessung u. s. w.“ 
vorgeschlagen ist, und daher darf ich hier bezüglich der weiteren Be¬ 
gründung auf jene Schrift verweisen. 

Die jährlichen Berichte und ihre Erledigung enthalten eine grosse 
Arbeitslast 1 — keine zu grosse, da es sich um die Einsperrung von 
Menschen auf unbestimmte Zeiten handelt!! 

Zu § 22 (Strafbestimmungen). 

Die Strafe der falschen Anschuldigung ist Gefängniss von Einem 
Monat bis zu fünf Jahren. Die Strafe der Freiheitsberaubung ist Ge¬ 
fängniss von Einem Tag bis zu fünf Jahren und bis zu zehn Jahren 
Zuchthaus. 
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Psychiatrie als Examensfach. 

Von Prof. Sommer in Giessen. 


Vermuthlich wird sich die Frage, ob die deutschen Aerzte in 
Psychiatrie unterrichtet sein sollen, und damit im Wesentlichen das 
Schicksal der deutschen Psychiatrie überhaupt in nächster Zeit für lange 
Jahre hinaus entscheiden. Deshalb erscheint es angebracht, nochmals kurz 
die Gründe zusammenzustellen, welche die Einführung der Psychiatrie 
als obligatorisches Fach in die medicinische Staatsprüfung nothwendig 
machen. 

Zunächst kommt hierbei das Verlangen der praktischen Aerzte selbst 
in Betracht, welche in der Noth der Praxis am besten merken, was die 
Universität ihnen hätte beibringen sollen. Nicht die Irrenärzte in erster 
Linie, sondern gerade die ärztlichen Praktiker haben in den Aerzte- 
vereinen und auf den Aerztetagen am lautesten für diese Forderung ihre 
Stimme erhoben. Dieser Umstand ist in der Eingabe, welche im Auf¬ 
träge des Vereins südwestdeutscher Irrenärzte an die Regierungen von 
Bayern, Württemberg, Baden, Elsass-Lothringen und Hessen gerichtet 
worden ist (abgedruckt im Centralbl. f. Nervenheilkunde und Psychiatrie 
Oct. 1893) sehr gut hervorgehoben. Es heisst daselbst: „Vor Allem ist 
das hervorgetreten bei den Verhandlungen des 17. und 18. Aerztetages 
über die ärztliche Prüfungsordnung. Die bedeutende Majorität, mit der 
sich der Aerztetag für Aufnahme der Psychiatrie unter die Prüfungs¬ 
gegenstände ausgesprochen hat, ist viel mehr durch das Gewicht der von 
den praktischen Aerzten gegebenen Ausführungen als durch die besten 
Begründungen von special-ärztlicher Seite zu Stande gekommen. 

Auf dem 17. deutschen Aerztetag zu Braunschweig sagte Referent 
Dressier- Carlsruhe: „Die durch die Prüfungsordnung vom Jahre 1883 
vorgeschriebene gelegentliche Prüfung in Psychiatrie genügt mir nicht, 
wenn ich bedenke, welch grosse Rolle bei vielen somatischen Leiden 
auch die Psyche spielt, ohne deren richtige Deutung gar keine correcte 
Diagnose denkbar ist. Die gründliche Kenntniss der Psychiatrie be¬ 
fähigt den Arzt allein, im richtigen Moment richtig zu handeln, eventuell 
den Kranken rechtzeitig in die Anstalt zu bringen. So viel steht fest: 
der Student betrachtet die Fächer, in denen nur gelegentlich geprüft 
wird, als Nebenfächer und cultivirt sie danach.“ Der Bezirksverein 
München begründet seinen, die Aufnahme eines psychiatrischen Prüfungs¬ 
abschnittes in die Examensvorschriften empfehlenden Antrag mit den 
Worten: „Die Erfahrung hat ergeben, dass Aerzte, denen eine psychi- 
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atrische Vorbildung abgeht, die Anfänge einer Psychose nur zu leicht 
übersehen, und dass dadurch viel Unheil angerichtet wird. Dieser 
schwerwiegende Uebelstand kommt namentlich bei Militärärzten in 
Betracht“. — 

Der Commissionsbericht des Bezirksvereins Leipzig-Stadt zum 
18. Aerztetag in München äussert sich folgendermaassen: „Die Aufnahme 
der Psychiatrie unter die Prüfungsgegenstände erscheint nöthig in An¬ 
betracht der Häufigkeit der Seelenstörungen und der Wichtigkeit einer 
zeitig gestellten Diagnose. Auch die Nöthigung, mehr auf den Gedanken¬ 
kreis und das allgemein Menschliche eingehen zu müssen, dürfte von 
pädagogischem Nutzen für den angehenden Arzt sein.“ Die Commission 
des Bezirksvereins München aber erweitert ihre Begründung vom Jahre 
vorher folgendermaassen: „Nicht allein der Amtsarzt, sondern auch jeder 
praktische Arzt kommt so und so oft in die Lage, über das Vorhanden¬ 
sein einer geistigen Störung sein Urtheil abzugeben, sowohl privatim 
als auch vor dem Richter. Die praktischen Aerzte haben vorzugsweise 
die wichtige Aufgabe, die Anfänge einer geistigen Störung rechtzeitig zu 
erkennen und die Nothwendigkeit der Verbringung in eine Irrenanstalt, 
etwaige Gemein- und Selbstgeftihrlichkeit der Kranken zu beurtheilen, 
und sie müssen das Vorhandensein geistiger Störung zum Zwecke der 
Aufnahme in eine Irrenanstalt durch Zeugnisse bestätigen.“ Bei den 
mündlichen Verhandlungen konnte der Vertreter des Leipziger Vereins 
zunächst auf die seltene Einmüthigkeit hinweisen, mit der im Vorjahre 
wohl alle Mitglieder einverstanden gewesen seien, dass die Psychiatrie 
als selbstständiger Abschnitt in die Prüfungsordnung aufzunehmen sei, 
und er schliesst seine Empfehlung der dahin gehenden Thesen mit den 
Worten: „Wenn es sich um die Pathologie des Menschen handelt, sollte 
doch nicht bloss über somatische Krankheiten examinirt werden, sondern 
auch über psychische.“ 

Sachliche Einwendungen sind gegen die Thesen nicht erhoben 
worden, nur formelle Schwierigkeiten, die der Einreihung der Psychiatrie 
unter die Prüfungsfächer entgegenstehen, werden von einigen Seiten 
betont Diese müssen aber überwindbar sein, wenn so Vieles für die 
Sache spricht, wie z. B. auch der noch von Drewitz-Breslau hervor¬ 
gehobene Umstand, dass eine Ausbildung auf der Universität gerade 
für die Fächer gefordert werden müsse, in denen die jungen Aerzte 
sich nicht selbstständig fortbilden können, und hierzu gehöre vorzugs¬ 
weise die Psychiatrie. Das bestätigte Merkel-Nürnberg besonders für die 
auf dem Lande prakticirenden Aerzte, denen nach Kunschert’s-Saarlouis 
Geständniss keine Disciplin der Medicin mehr Schwierigkeiten macht 
als die Psychiatrie, und die das Gefühl der Unsicherheit in psychi¬ 
atrischen Fragen mehr als irgend etwas Anderes zu Consultationen und 
zur Aufführung der jetzt üblichen Curse veranlasst. W i e b ek e - Frank¬ 
furt a. O. sagte u. A.: „Ich habe leider Gelegenheit gehabt, über die 
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psychiatrische Unkenntniss meiner Collegen recht häufig zu erröthen, 
und ich glaube, es schädigt nichts mehr das Ansehen des 
ärztlichen Standes dem Richter und Staatsanwalt gegenüber als 
diese Unwissenheit in der Psychiatrie.“ 

Alle diese Redner aber waren darin einig, dass ohne Examen keine 
Gewähr dafür geboten werde, dass die so nothwendigen psychiatrischen 
Kenntnisse von den Studierenden thatsächlich auch erworben werden. 

Da gerade die Vertreter der praktischen Aerzte so eifrig auf die 
Schäden der psychiatrischen Unbildung hinweisen, so wird es nicht als 
eine Anklage gegen Collegen erscheinen, wenn ich diese Schäden kurz 
namhaft mache: 

1. Die Aerzte sind genöthigt, Urtheile und Gutachten über psychi¬ 
atrische Dinge abzugeben, von denen sie nicht mehr verstehen als jeder 
Laie. Oefter discreditieren sie dadurch sich und den ärztlichen Stand. 
Dass die Begutachtung von Geisteszuständen durch Leute, die in der 
Psychiatrie gar nicht unterrichtet sind, für die individuelle Freiheit 
mancher Mitbürger bedenklich werden kann, liegt auf der Hand. 
Durch unbesonnene Urtheile über Geisteszustände erschweren manche 
praktische Aerzte vor Gericht dem eigentlichen psychiatrischen Sachver¬ 
ständigen die Sache sehr. 

2. Die Aerzte verkennen häufig den Beginn von Geisteskrankheiten 
und bewirken aus Unwissenheit die schlimmsten Dinge. Z. B. werden 
die social so tief einschneidenden Anfangsstadien der progressiven 
Paralyse fast immer verkannt. Vermögensverlust, Compromittirung der 
Familie, criminalistische Auffassung von Handlungen, welche schon aus 
einem kranken dem Tode verfallenen Gehirn entspringen, ist oft die 
Folge. Ferner werden bei Beginn der Melancholie eine Anzahl Selbst¬ 
morde dadurch ermöglicht, dass die Hausärzte nicht rechtzeitig die be¬ 
ginnende Störung erkennen und Aufnahme in eine Heilanstalt bewirken. 
In Fällen von Paranoia wird oft die Aufnahme gerade von den Aerzten 
so lange hinausgezögert, bis ein Unglück passiert ist. Andererseits 
werden öfter Kranke in die Anstalten gebracht, die bei einiger psychi¬ 
atrischer Erfahrung der praktischen Aerzte in der Familie bleiben könnten. 
Ferner sind die Aerzte durchaus unwissend über den Theil der als 
Hysterie bezeichneten Krankheitsformen, welcher wesentlich auf Vor¬ 
stellungen beruht. Das rächt sich besonders bei der Begutachtung von 
Unfallskranken, wobei unglaublich falsche Urtheile abgegeben werden. 

3. Manche Aerzte haben eine ganz falsche Anschauung von psychi¬ 
atrischen Anstalten, die sie nie gesehen haben, und vermehren das im 
Publicum oft noch gegen dieselben vorhandene Misstrauen, anstatt dass 
sie die geistigen Vermittler zwischen Publicum und Anstalt bilden. 

4. Die Aerzte sind nicht in der Lage, die Urtheile der psychi¬ 
atrischen Sachverständigen in den häufigen sensationellen Fällen kritisch 
zu lesen und sich ein Werthurtheil zu bilden. Es fehlt ihnen jede Vor- 
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bildung, um dem Publicum in Bezug auf solche Gutachten belehrend 
gegenüberzutreten. Der psychiatrische Gutachter geniesst in Folge 
dessen das Privilegium einer Art Geheimsprache und kann ge¬ 
legentlich den grössten Unsinn behaupten, ohne dass die Mehrzahl der 
Collegen im Stande wäre, ihn auszulachen. Andererseits hebt sich bei 
Vorhandensein mehrerer „Sachverständiger“ ein vorzügliches psychi¬ 
atrisches Gutachten manchmal gar nicht von den zweifelhaften und 
albernen ab, weil den Aerzten, die hier den Anfang der öffentlichen 
Meinung bilden sollten, jeder Maassstab fehlt. So kommt es, dass bei 
manchen Processen die wichtigsten und falschesten Aeusserungen ver¬ 
schiedener Gutachter ruhig neben einander stehen, ohne dass dem Publi¬ 
cum von der grossen Zahl der praktischen Aerzte ein Werthbegriff zu¬ 
geführt würde. 

5. Nur aus der psychiatrischen Unbildung der Aerzte erklärt sich 
die hochinteressante culturgeschichtliche Thatsache, dass nach Gründung 
des Deutschen Reiches am Ende des 19. Jahrhunderts die Formel auf¬ 
gestellt werden konnte: „Der Körper den Aerzten, die Seele 
den Geistlichen“, und dass versucht werden konnte, diese Formel 
praktisch anzuwenden. Wenn die Aerzte Interesse an den wissenschaft¬ 
lich und praktisch so hochinteressanten Zuständen von Epilepsie und 
Idiotie hätten, wäre es nicht möglich geworden, dass diese Krankheiten 
vielfach ganz der ärztlichen Pflege und Aufsicht entzogen werden 
konnten. 

6. Durch diesen Mangel an psychiatrischer Bildung leiden direct 
und indirect die Geisteskranken und die Angehörigen. Es ist schon 
gesagt worden, dass bei beginnenden Melancholieen Selbstmord oft 
verhütet werden könnte, dass manche Paralytiker im Beginn verurtheilt 
werden, weil der Hausarzt nicht auf die Idee kommt, dass Geistes¬ 
krankheit vorliegt; ferner werden hysterische Zustände durch verkehrte 
Behandlung grossgezüchtet, andere Hysteriker für Simulanten erklärt. 
Ebenso leiden die Verwandten. Es ist für den Anstaltsarzt häufig er¬ 
schütternd, bei der Anamnese zu erfahren, wie eine ganze Familie 
durch eine unerkannte progressive Paralyse ruinirt wurde. 

Auch für die Behandlung der Kranken in den Anstalten würde 
eine entwickelte Kritik der Aerzte in psychiatrischer Beziehung segens¬ 
reich wirken. Wäre die Psychiatrie Examensfach gewesen, so wäre ver- 
muthlich die öffentliche Meinung längst darüber aufgeklärt gewesen, 
dass die Verhältnisse im Alexianerkloster grässlich sein mussten. Jetzt 
glaubt man, dass es sich dort um einzelne exorbitante Scheusale ge¬ 
handelt habe; dass bei einer moralischen Auffassung von 
Handlungen Geisteskranker bei Mangel an ärztlicher Aufsicht 
Züchtigungen und systematische Misshandlungen entstehen müssen, liegt 
fiir jeden Erfahrenen auf der Hand. Ich selbst habe den Scandal in 
Aachen längst erwartet und prognosticirt, als ich mich mit Herrn K a p p e 1 - 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 11 


Digitized by CaOOQle 



*54 


Psychiatrie als Examensfach. 


mann litterarisch auseinander zu setzen hatte (cfr. Centralbl. f. Nerven- 
heilk. Sept., Nov. 1893). Ein Decorations- und Tanti£menirrenarzt, wie 
Herr Kappelmann, der trotz der warnenden Stimme des Vereins 
deutscher Irrenärzte hochtrabend die Vorzüglichkeit der Ordenspflege 
unter seiner Mitwirkung gelobt hat, wäre nicht erst durch den Scandal- 
process, sondern durch die öffentliche Meinung der Aerzte gezwungen 
worden, seine Scheinfürsorge für mehr als 600 Geisteskranke im Neben¬ 
amt niederzulegen, wenn es in psychiatrischen Dingen überhaupt eine 
öffentliche Meinung der Aerzte gäbe. 

Zur Zeit ist es noch möglich, dass ein Arzt den Deckmantel für 
„moralische“ Behandlung * von Geisteskranken durch körperliche 
Züchtigung abgiebt, ohne sich bei seinen Collegen lächerlich zu 
machen. 

Aehnlich ist es mit manchen Missständen an den Staats- und Pro¬ 
vinzialanstalten. Da die Studenten nicht in Psychiatrie unterrichtet 
werden, so gerathen zufällig eine Anzahl Aerzte in die Psychiatrie 
hinein, welche wie die Faust auf das Auge passen. Diese bilden ein 
wahres Bleigewicht gegen die von Griesinger angebahnten Reform¬ 
bestrebungen (Wachsäle, Vermehrung und Erleichterung der ärztlichen 
Aufsicht, Verbesserung der Beschaffenheit und der Bezahlung des 
Personals, Wärterschulen, Abschaffung aller Zwangsmittel, Schutz der 
persönlichen Freiheit, klinischer Unterricht, Erleichterung der Auf¬ 
nahmen und Entlassungen, freiere Verpflegsformen etc.). Die öffent¬ 
liche Meinung der Aerzte wäre ein wichtiges Moment fiir den psychi¬ 
atrischen Fortschritt. Zur Zeit hat Jeder, der energisch für Reform ein- 
tritt, ebenso wie Griesinger mit dem zähen Widerstand einer Anzahl 
von Zufallspsychiatern zu kämpfen. Da psychiatrischer Fortschritt Geld 
kostet und es manchen Behörden überhaupt als eine Art Luxus er¬ 
scheint, flir die social untauglichen Geisteskranken Geld auszugeben, 
so schweigen diese Nothpsychiater aus Angst um ihre Stellen zu Allem, 
was ihnen von den Behörden in Bezug auf Ueberfiillung, mangelhafte 
Räumlichkeiten, Mangel an Personal und Aerzten zugemuthet wird. Das 
Ende vom Liede ist schliesslich immer ein Scandalprocess oder eine 
Fluth von Broschüren, wobei die Behörden- im Grunde viel schlechter 
fahren, als wenn sie für die Weiterentwickelung des Irrenwesens etwas 
gethan hätten. 

Wer aus Lust zur Sache durch natürliche Auswahl im Laufe des 
Universitätsstudiums (nicht durch Zufall oder Hunger) Psychiater wird, 
der wird sicher energischer für seine Sache eintreten, als ein appro- 
birter psychiatrischer Pfründner. Die allgemeine Ausbildung der Aerzte 
in Psychiatrie mit der Möglichkeit zeitiger Entscheidung für das Fach 
aus Neigung würde den Irrenanstalten ein viel gleichmässigeres Aerzte- 
material zuführen, als es jetzt vorhanden ist. Allerdings sind durch eine 
Anzahl im Griesinger’schen Sinne geleiteter Musteranstalten (z. B. Alt- 
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scherbitz) und durch einige Kliniken, welche für viele Aerzte als 
Durchgangsstationen gedient haben, in den letzten Jahrzehnten die Ver¬ 
hältnisse schon bedeutend besser geworden. 

Nun ist es eine alte Erfahrung, dass die Beschaffenheit des Personals 
wesentlich von der Beschaffenheit der Aerzte abhängt (cfr. den Bruder 
Heinrich und den Dr. Kappelmann). Unpsychiatrische „Irrenärzte“ 
verderben das beste Personal, und das Ende vom Liede ist immer gelegent¬ 
liche oder systematische Misshandlung von Kranken. Es wird manch¬ 
mal die Besserung des Wärterpersonals lediglich in Erhöhung der 
Wärtergehälter gesucht, sie beruht aber mehr in der Person und dem 
Einfluss des Arztes. Wer gegen das Bedenken von Behörden etwas für 
sein Personal thut, beweist, dass er die Wichtigkeit dieses Factors in 
der Irrenpflege erkannt hat, und dieses Moment wird in hundert Dingen 
zum Vorschein kommen. Durch die psychiatrische Ausbildung aller 
Aerzte mit der Möglichkeit einer Auswahl der Psychiatrie als Beruf 
würde sich auch das Durchschnittsniveau der Irrenärzte selbst heben, 
was für die Beschaffenheit vieler Anstalten und die Behandlung und 
Ueberwachung der Kranken von Bedeutung sein würde. 

Die Angelegenheit hat nun auch eine wichtige politische Seite, 
welche bisher abgesehen von der Eingabe des Vereins südwestdeutscher 
Irrenärzte, wenig betont worden ist 1 ). Jeder wirkliche Freund des Deutschen 
Reiches muss verlangen, dass bei einer einheitlichen Regelung, wie 
sie in der Reicbsorganisation der ärztlichen Prüfungen vorliegt, die 
guten Einrichtungen einzelner Bundesstaaten geschont werden. Nun 
haben mehrere Bundesstaaten (Bayern, Hessen) früher eine psychiatri¬ 
sche Prüfung besessen. In Bayern war sogar schon 1835 auf ausdrück¬ 
liches Verlangen der Regierung in Würzburg ein klinischer 
Unterricht in der Psychiatrie eingeführt worden. Die einheitliche 
Regelung der medicinischen Prüfungen bedeutete für diese Staaten eine 
entschiedene Verschlechterung. Dieses Weglassen war dadurch ver¬ 
ursacht, dass eine Anzahl anderer Bundesstaaten, besonders Preussen, 
in Bezug auf psychiatrische Lehranstalten weit zurückgeblieben waren 
und man mit der reichsgesetzlichen Regelung nicht bis zu dem Bau 
dieser Kliniken warten konnte. Nun haben aber gerade die süddeutschen 
Staaten im letzten Jahrzehnt sehr viel für die Psychiatrie als Unterrichts¬ 
fach gethan. In Tübingen, Würzburg, Giessen sind neue Institute wesent¬ 
lich für den klinischen Unterricht entstanden, ohne dass die Einzel¬ 
staaten Mangels einer reichsgesetzlichen Regelung im Stande wären, 
diese Einrichtungen wirklich auszunützen. Nachdem die psychiatrische 
Klinik in Rostock fast fertig ist, ist nur Preussen mit Kiel im Rück- 


! ) Zu dem Folgenden cfr. den Artikel in No. 306 der Münchener 
Neuesten Nachrichten vom 6. Juli: ,.Minister Bosse und die 
Psychi atrie.“ 
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stand geblieben. Soll nun dieses Fehlen einer psychiatrischen Klinik 
in Kiel genügender Grund sein, um das Deutsche Reich des psychi¬ 
atrischen Unterrichtes der Aerzte entbehren zu lassen? 

Diese von den Kennern der Sache oft erhobene Frage scheint 
nun glücklicher Weise durch die Erklärung des preussischen Ministers 
Bosse in seiner Antwort auf die Interpellation betr. den Mellage- 
process hinfällig geworden zu sein. Diese Erklärung lautet (nach dem 
stenographischen Bericht über die 79. Sitzung des preussischen Hauses 
der Abgeordneten vom Dienstag, 25. Juni 1895): „Die Voraussetzung 
der Wirksamkeit der ganzen Maassnahme ist allerdings die, dass unsere 
beamteten Aerzte mindestens psychiatrisch genauer, eingehender aus¬ 
gebildet werden, als es bisher der Fall ist. Unsere Kreisphysiker sind 
sämmtlich psychiatrisch geprüft, die Psychiatrie ist für das Kreisphysikus- 
examen ein Prüfungsgegenstand. Leider haben wir es bis jetzt 
nicht erreicht, dass für die ärztliche Prüfung überhaupt 
die Psychiatrie ein obligatorischer Prüfungsgegenstand 
ist; ich will auch dahingestellt sein lassen, ob es uns gelingen wird, 
beim Reiche, dem ja diese Frage der ärztlichen Prüfung untersteht, 
mit einem derartigen Fingerzeige durchzudringen. Die Sache hat ihre 
Schwierigkeiten, weil das unbedingt eine Verlängerung des medicini- 
schen Studiums über die jetzige Dauer hinaus zur Folge haben würde.“ 

Nach diesen Worten scheint der preussische Minister entschlossen 
zu sein: 

1. die psychiatrische Ausbildung der Amtsärzte genauer zu gestalten 
(vielleicht durch eine Dienstzeit an einer Irrenanstalt), 

2. für die Ausbildung und Prüfung derMediciner in 
Psychiatrie einzutreten; 

wofür dem Minister besonders auch deshalb der lebhafteste Dank zu 
zollen ist, weil früher Preussen wegen des Mangels der Klinik in 
Kiel direct als ein H e m m n i s s gegen die richtige Gestaltung der medi- 
cinischen Staatsprüfung durch Aufnahme der Psychiatrie betrachtet wurde. 

Nun kommt noch ein zweiter politisch nicht minder wichtiger 
Punkt dazu. Das Odium bei solchen Scandalprocessen, wie wir ihn in 
Aachen erlebt haben, bleibt schliesslich immer an den Behörden und 
Regierungen hängen, welche solche Zustände geduldet haben. Die 
psychiatrische Bildung der Aerzte würde eine prophylaktische Bedeutung 
in Bezug auf solche Dinge haben. Dass in Aachen von einem Arzt 
600, in manchen Staatsanstalten beinahe 200 — 2 50 Kranke versorgt werden 
sollen, würde dem Gros der Aerzte und dann bald auch dem grösseren 
Publicum als unsinnig erscheinen, wenn dieses Gros einen psychiatrischen 
Unterricht genossen hätte. 

Jetzt stehen die Irrenärzte im Kampf gegen solche Missstände, die 
sich immer für die Behörden bitter rächen, meist allein, müssen in der 
Polemik gegen diese Verhältnisse, wie es mir gegangen ist, Epitheta wie 
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„irreligiös“, „atheistisch“, „Denunciant“ ruhig hinnehmen und werden 
öfter noch von vorsündfluthlichen Fachcollegen ä la Kappelmann an- 
gefochten. Verstände die Mehrzahl der praktischen Collegen etwas von 
der Sache, so würde Abhülfe geschaffen werden, bevor solche Scandale 
Vorkommen, die von Erfahrenen leicht prognosticirt werden können, 
weil sie in der Natur der falschen Organisation begründet sind. Kommen 
nun Schäden zu Tage, so werden immer schliesslich Behörden beschul¬ 
digt, während die eigentliche Bedingung, das Milieu dieser Phänomene, 
in der psychiatrischen Unbildung der Aerzte liegt. 

Aber nicht nur in Bezug auf die Beschaffenheit der Anstalten, 
sondern auch auf die maasslosen Uebertreibungen solcher Missstände, 
wie sie z. B. in der Fluth von Brochüren über die württembergischen 
Staatsanstalten vorliegen, J ) würde in der psychiatrischen Bildung der Aerzte 
ein regulirender Einfluss vorhanden sein. Das Publicum wird 
durch Schauergeschichten über Freiheitsberaubung durch Irrenanstalten in 
Angst gehalten. Nur durch den belehrenden Einfluss einer psychiatrisch 
gebildeten Mehrzahl von Aerzten könnte die Beurtheilung der Irren¬ 
verhältnisse im grösseren Publicum auf das richtige Maass gebracht 
werden. Die psychiatrische Kenntniss der Aerzte wäre ein gemein¬ 
sames regulirendes Moment: 1) für die Beschaffenheit der Anstalten, 
2) für die Beschaffenheit der öffentlichen Meinung über die Anstalten. 

Es ist ein politischer Fehler, einen Zustand weiter bestehen zu lassen, 
welcher das so schon in weiten Volkskreisen genährte Misstrauen gegen 
die Regierungen und staatlichen Einrichtungen vermehren hilft. Möge 
der Herr Reichskanzler, der sich um den Aachener 
Process lebhaft gekümmert hat, sich der Psychiatrie 
als Examensfach vom reichspolitischen Standpunkt aus 
endlich annehmen! 

Ein Haupthindemiss gegen die Einführung der Psychiatrie in das 
Staatsexamen scheinen nun bisher die Gutachten der Facultäten gewesen 
zu sein. Von vornherein ist zu sagen, dass die Praktiker doch am 
besten wissen müssen, was ihnen noththut und dass deshalb die Urtheile 
der Aerztekammem nicht unwichtiger sind als die der Facultäten. Diese 
gehen immer vom Status quo aus und behalten wesentlich die Thatsache 
im Auge, dass durch die psychiatrische Klinik in Bezug auf Stunden- 
vertheilung etc. eine unliebsame Concurrenz erwächst. Schon jetzt ist 
die Studienzeit sehr knapp, um den gewaltigen Stoff zu bewältigen. 
Durch diese Rücksicht auf den Status quo wird aber die Beurtheilung 
von vornherein eine schiefe. Dazu kommt, dass nach dem bestehenden 
Gebrauch wohl grösstentheils innerhalb der Facultäten dem inneren 
Kliniker als dem der Psychiatrie am nächsten Stehenden die Beurthei¬ 
lung zugeschoben wird, der sich dann die Facultät fast ausnahmslos an- 


*) cfr. pag. 179. D. R. 
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schliesst. Nun haben aber gerade die inneren Kliniker wegen des 
strittigen Gebietes der Nervenpathologie, das Griesinger mit der 
Psychiatrie in engste Fühlung gebracht hat, die wenigste Veranlassung, 
die Psychiatrie aufkommen zu lassen. Der Umstand, dass eine Anzahl 
sehr bedeutender Psychiater wie Hagen, Rieger und Andere auffallend 
lange Extraordinarien geblieben sind, wirft ein Licht auf diese Stellung 
der Facultäten zu der Psychiatrie. Ohne den Herren Collegen von 
der inneren Klinik zu nahe treten zu wollen, muss man doch sagen, 
dass sie am wenigsten zu einer ganz unbefangenen Beurtheilung der 
Psychiatrie als Examensfach geeignet sind. De facto ist aber jetzt 
gerade ihr Urtheil ausschlaggebend für das Urtheil der Facultäten, welches 
den Ministerien unterbreitet wird. Es ist da ein circulus vitiosus vor¬ 
handen, der das wirkliche Leben und die Noth der Praktiker, das 
Schicksal der Kranken und die Organisation der Irrenpflege gar nicht 
mehr berührt, sondern sich in dem engen Rahmen der Facultätsurtheile 
und der ministeriellen Entscheidungen bewegt. 

Nun ist die Voraussetzung der Facultäten, dass die Psychiatrie in 
die bestehende Studienzeit eingezwängt werden müsse, ganz falsch. Es 
ist durchaus wünschenswerth, dass das medicinische 
Studium verlängert wird. Zur Zeit wird der medicinische Stand 
mit einer Menge von beutegierigen Elementen überschwemmt, welche 
den Beruf ohne jede innere Neigung lediglich deshalb ergreifen, weil 
sie in relativ enorm kurzer Zeit erwerbsfähig werden, ja sogar nach 
ganz geringer Vorbereitung in der Lage sind, dem Publicum als Special¬ 
ärzte zu imponiren. 

Es ist durchaus zu wünschen, dass hier durch eine verlängerte 
Studienzeit mit Erhöhung der Anforderungen durch Einfügung der 
Psychiatrie eine Hemmung eingeschaltet wird. Jedenfalls verräth es 
eine bedauerliche Unwissenheit über die Lage des ärztlichen Standes, 
wenn die Einführung der Psychiatrie deshalb abgelehnt wird, weil dann 
die Studienzeit verlängert werden müsste. 

Diese Einführung der Psychiatrie kann nun nur dadurch geschehen, 
dass die Psychiatrie als gleichberechtigtes Fach neben die anderen tritt. 
Der Vorschlag, das Hören einer psychiatrischen Klinik obligatorisch zu 
machen ohne folgende Prüfung, ist für den Kenner academischer Ver¬ 
hältnisse einfach kindlich. Kein Lehrer würde dem Studenten den 
Praktikantenschein verweigern können, selbst wenn er wüsste, dass er 
die Klinik ganz schlecht besucht hat. Nur ein richtiges Examen kann 
hier entscheiden. 

Es sprechen also alle Erwägungen in Bezug auf den ärztlichen 
Stand, die Kranken, die Angehörigen, die Irrenanstalten, die öffentliche 
Meinung, die Behörden, ferner auch politische Gründe für die Ein¬ 
führung der Psychiatrie in das medicinische Examen und zwar unter 
Erhöhung der Studienzeit um mindestens ein Semester. 
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In Uebereinstimmung mit der erwähnten Eingabe des Vereins der 
südwestdeutschen Irrenärzte komme ich zu folgendem Schluss: 

Es soll lauten: § 11 der jetzigen Vorschriften: Die medicinisch- 
psychiatrische Prüfung umfasst zwei Theile, von denen der eine die 
innere Medicin im Allgemeinen, der andere die Psychiatrie im Beson¬ 
deren betrifft. 

A. Der medicinische Theil etc. 

B. Der die Psychiatrie insbesondere betreffende Theil wird von 
einem Examinator in der psychiatrischen Klinik abgehalten. 

In Gegenwart desselben hat der Candidat einen Geisteskranken zu 
untersuchen, die Anamnese, Diagnose und Prognose des Krankheitsfalles 
und den Heilplan festzustellen, sowie im Anschluss hieran (auch an 
anderen Fällen) nachzuweisen, dass er sich mit den Grundzügen der 
Psychiatrie, besonders auch mit ihrer forensischen Nutzanwendung ver¬ 
traut gemacht hat. 

Ich schliesse mit dem Ausspruch von Griesinger: „Psychiatrische 
Kliniken — das ist der Hauptsatz meiner Ansichten — werden nun 
und nimmermehr freudig gedeihen und den beabsichtigten Nutzen 
stiften, wenn sie nicht völlig auf den Fuss aller übrigen Kliniken ge¬ 
stellt werden“. 


Entspricht der Deutsche Samariter¬ 
verein nach bisheriger Erfahrung einem 
socialen Bedürfniss unserer Zeit? 

Als Beitrag zur deutschen Medicinalreform (Heft 2, S. 87j. 
Von Dr. Oscar Schwartz, Geh. Med.-Rath in Cöln. 


Nachdem im Laufe des 17. Jahrhunderts das Medicinalwesen der 
deutschen Staaten nach dem Standpunkte der damaligen wissenschaft¬ 
lichen Heilkunde gesetzlich geordnet und die berufsmässige Ausübung 
der Heilkunde von einer staatlichen Prüfung abhängig gemacht war, 
wurden von den Regierungen auch Anweisungen erlassen für die zweck¬ 
mässige Behandlung verunglückter, in Todesgefahr oder Scheintod ge- 
rathener Personen, welche Anweisungen von den damaligen Chirurgen 
bis zu deren Ankunft aber von Jedermann schleunigst ausgefiihrt 
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werden sollten. Die Anweisungen wurden damals in zahlreichen Ab¬ 
drücken unter die Gemeinden vertheilt, auch an geeigneten Orten als 
sogenannte Rettungstafeln zu Jedermanns Einsicht ausgehängt und die 
Aerzte ausdrücklich aufgefordert, gemeinschaftlich mit dem 
Ortsvorstand, dem Pfarrer oder dem Schullehrer Anstalten zu treffen, 
dass wenigstens einige Einwohner, die sich durch ihre Geistesbildung 
und anerkanntes Interesse für das Gemeinwohl ausgezeichnet hätten, 
praktisch in der Anwendung der empfohlenen Rettungs¬ 
mittel geübt würden. Die Namen dieser Personen sollten in den 
Gemeinden bekannt gemacht werden, damit bei eintretenden Unglücks¬ 
fällen deren Hülfe schleunigst in Anspruch genommen werden könne. — 
Eine derartige Verfügung wurde beispielsweise unterm 2. Februar 1817 
von der Kgl. preuss. Regierung in Coblenz erlassen und findet sich ab¬ 
gedruckt in Rönnes preuss. Medicinalwesen Bd. II, III, S. 515. Ebenso 
geht aus dem preuss. Edict vom 15.November 1775, betreffend Belehrung 
über die Behandlung Verunglückter, klar hervor, dass die bei Ver¬ 
unglückten auch von ungeprüften Personen vor Ankunft des 
Arztes zur Ausführung gebrachten Hülfeleistungen keineswegs als Cur- 
pfuscherei angesehen, sondern sogar durch aus der Staatskasse zu¬ 
gestandene Prämien belohnt wurden. 

Besondere Schulen zum Unterricht von Laien beiderlei Ge¬ 
schlechts in der Hülfeleistung bei Unglücksfällen vor der Ankunft des 
Arztes wurden meines Wissens in Deutschland zuerst von dem durch 
Prof. v. Esmarch 1882 gegründeten deutschen Samariterverein in Kiel 
eingerichtet und die dort gehaltenen Vorträge als Leitfaden für in 
Deutschland weiter zu errichtende Samariterschulen dem Buchhandel 
übergeben. Der Deutsche Samariterverein folgte hier, wie v. Esmarch 
in der Einleitung zu seinen Vorträgen angiebt, dem Beispiele der eng¬ 
lischen Johanniter, welche schon seit 1877 mit Hülfe der angesehensten 
englischen Aerzte derartige Schulen überall in England errichtet 
und mehr wie 40000 Personen beiderlei Geschlechts entsprechend aus¬ 
gebildet hatten. Der später in England begründete Verein „Arabulance 
Association“ zählte schon 1886 mehr wie 80000 geprüfte Mitglieder 
(cf. v. Esmarch, Samariterbriefe S. 4). — Der Deutsche Samariterverein 
stellte sich in seinen Satzungen ausdrücklich nur die Aufgabe, die 
Kenntniss von der ersten Hülfe bei Unglücksfällen unter Laien zu 
verbreiten und zwar durch Errichtung besonderer Schulen 
für den Unterricht in den nothwendigen Hülfeleistungen 
bis zur Ankunft des Arztes. Für den theoretischen und prak¬ 
tischen Unterricht sollten durch den Verein geeignete Persönlichkeiten 
gewonnen und diesen das erforderliche Lehnnaterial, „Bücher, Tafeln, 
Modelle und Verbandgegenstände“ zur Verfügung gestellt werden. 

Den vorgenannten Vereinsstatuten entsprechend sind auch in dem 
Esmarch'sehen Leitfaden und später im Selbstverläge des Deutschen 
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Samaritervereins in Kiel erschienenen Katechismus zur ersten 
Hülfeleistung in Unglücks fällen nur solche Hülfeleistungen 
beschrieben und durch Abbildungen erläutert, welche bei Lebens¬ 
gefahr des Verunglückten keinen Aufschub gestatten 
und von unterrichteten Laien vor Ankunft des Arztes zweckmässig aus- 
gefuhrt werden können. Dahin gehört: Reinigung der Wunden, Be¬ 
deckung mit antiseptischem Verband, Befestigung desselben durch 
geeigneten Schutz, Druck und Stützverband, Stillung von Blutungen, 
Noth verband bei Knochenbrüchen und Verbrennungen, Behandlung be¬ 
ziehentlich Wiederbelebung von Ertrunkenen, Erstickten, Erhängten, 
Transport der Verunglückten zum Arzte oder nächsten Hospital. 

Ausdrücklich wurden die Samariter dahin instruirt, in allen Fällen 
auf möglichst beschleunigte Heranziehung ärztlicher 
Hülfe zu dringen, vor Allem nicht zu schaden durch Be¬ 
rührung der W r unden mit unreinen Fingern, schmutziger Leinwand, un¬ 
reinem W r asser, gebrauchten Schwämmen, Verkleben der Wunde mit 
Pflastern oder Zunähen derselben, Unterbinden von Blutgefässen, durch 
Einrenkungsversuche verrenkter Glieder. Die Samariter wurden ver¬ 
warnt vor allen eigenmächtigen Eingriffen, über welche sie in dem 
Unterrichtscursus nicht entsprechende Belehrung erhalten hätten. 

Der Unterricht wurde ertheilt durch Aerzte unter Assistenz ge¬ 
prüfter Samariter und sollten zu dem Lehrcursus zunächst nur solche Be¬ 
rufsstände zugelassen werden, die mit Unglücksfällen besonders häufig in 
Berührung kommen, wie Polizei-, Post-, Eisenbahnbeamte, Feuerwehr¬ 
männer, sowie das beim Bergbau, bei der Schifffahrt und in dem ge- 
sammten Fabrikbetriebe beschäftigte Personal. — 

W r enn auch nach Vorstehendem die Idee, Laien zur Hülfeleistung 
bei plötzlich eintretenden Unglücksfällen auszubilden, keine neue Er¬ 
findung , sondern schon im vorigen Jahrhundert von den deutschen 
Staatsregierungen angeregt und in England von den Johannitern bereits 
ausgeführt war, so erwarb sich doch v. Esmarch, welchem als Leiter 
einer chirurgischen Universitätsklinik und Generalarzt der mobilen 
deutschen Armee während der letzten Kriegsjahre die reichste Er¬ 
fahrung über die verderblichen Folgen einer mangelhaften oder ver¬ 
späteten Wundbehandlung in Frieden- und Kriegszeiten zur Verfügung 
stand, für das Allgemeinwohl ein unverkennbares Verdienst durch die 
Gründung eines Samaritervereins für Deutschland, sowie Einrichtung 
einer den Anforderungen der neueren Chirurgie entsprechende Samariter¬ 
schule. Auch war die Bezeichnung dieser Lehranstalt als Samariter¬ 
schule eine passende, weil der barmherzige und uneigennützige Sama¬ 
riter der Bibel gleichfalls Laie war, seine kaufmännische Beschäftigung 
nur unterbrach, um einen unbekannten Verwundeten zu verbinden und 
geeigneter Pflege zu übergeben. Einer so hochherzigen Mildthätigkeit, 
wie sie der biblische Samariter bewies, der nicht nur ohne Dank und 
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Entgelt seine Hülfe leistete, sondern sogar bis zur Heilung des Ver¬ 
unglückten die gesammten Verpflegungskosten zahlte, braucht den 
heutigen Samaritern nicht zugemuthet zu werden, da die Verpflegung 
unbemittelter Verunglückter bekanntlich den durch staatliche sociale 
Gesetzgebung verpflichteten Kassen zufallt. 

Wenn schon im vorigen Jahrhundert der Unterricht von Laien zur 
Hülfeleistung bei den im damaligen Verkehr vorkommenden Unglücks 
fällen seitens der staatlichen Sanitätsbehörden als nothwendig erkannt 
wurde, so hat sich das Bedürfniss des fraglichen Unterrichts in unserer 
Zeit noch dringlicher herausgestellt, nachdem der ganze Personen- 
und Waarenverkehr zu Land und zu Wasser, sowie alle, namentlich in 
unseren Grossstädten concentrirten Fabriken durch Dampfmaschinen 
betrieben und in Folge von Explosionen, Schiffbrüchen, gewaltsame Zu- 
sammenstösse, Entgleisungen gleichzeitig so zahlreiche Verwundungen 
verursacht werden, wie solche früher nur in Kriegszeiten Vorkommen 
konnten. Nach Bericht des Kgl. preuss. statistischen Bureaus kamen näm¬ 
lich 1882, dem Stiftungsjahr des Deutschen Samaritervereins, in Preussen 
nicht weniger, wie 16132 schwere Unglücksfalle vor, von welchen 
8180 tödtlichen Ausgang nahmen. Während der Jahre 1889, 90, 91 
ereigneten sich allein in der Stadt Cöln 332 Unglücksfälle namentlich 
im Gewerbebetriebe, mit tödtlichera Ausgang (cfr. VII. Gen.- 
San.-Bericht S. 5—9). 

Der Leipziger Samariterverein leistete Hülfe von 1883 — 1892 in 
40368 d. h. jährlich in 2200, der Kölner Samariterverein während 
des Jahres 1894 in 1374 Unglücksfällen. Ein in einer Kölner Fabrik 
beschäftigter Arbeiter meldete dem Vereinsvorstand binnen Jahresfrist 
nicht weniger wie 106 Hülfeleistungen. 

Zu bemerken ist noch, dass die heutigen Massenunglücksfälle nicht 
selten auf freiem Felde und auf offener See, in isolirt gelegenen Fabrik¬ 
oder Bergwerksbetrieben sich ereigneten, wobei ärztliche Hülfe erst nach 
mehreren Stunden herbeigeschaft werden konnte. Obgleich nun nach 
dem Vorbilde des Kieler Samaritervereins fast in allen bedeutenden 
Orten Deutschlands Samariterlehrcurse gebildet worden sind, auch Ihre 
Majestäten die Kaiserin Friedrich und König Albert von Sachsen das 
Protectorat über die Samaritervereine übernahmen, erhob sich doch 
Anfangs in der Presse und ärztlichen Vereinen lebhafter Wider¬ 
spruch gegen das Samariterinstitut, welcher Widerspruch hauptsächlich 
durch die Befürchtung angeregt wurde, dass dieses Esmarch’sche Institut 
ebenso in gemeingefährliche Curpfuscherei ausarten werde, wie solches 
bei dem nothdürftigst ausgebildeten staatlich geprüften Hülfspersonal, 
den Chirurgen II. CI. und den preussischen Heildienern der Fall ge¬ 
wesen war. Es ist aber von den protestirenden Aerzten übersehen 
worden, dass zwischen dem Samariter und dem staatlich geprüften Heil¬ 
diener der principielle Unterschied besteht, dass der Samariter in 
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der chirurgischen Hülfsleistung nicht seinen Beruf und Broterwerb 
zu suchen hat, sondern in seiner sonstigen Stellung als Beamter, Lehrer, 
Kaufmann, Fabrikarbeiter entweder Besoldung oder gewinnbringende 
Beschäftigung finden und nur in Nothfällen bei Abwesenheit eines 
Arztes unentgeltlich seinen verunglückten Mitmenschen Hülfe leisten 
will. Da aber der heutige Heildiener oder Hülfschirurg in der Regel 
keinen anderen Beruf hat, sondern darauf angewiesen ist, von seinen 
heilkünstlerischen Verrichtungen zu leben, so liegt für 
ihn die Versuchung sehr nahe, nicht mehr nach Vorschrift der betreffenden 
Ministerialerlasse und des für ihn ausgestellten Prüfungszeugnisses so 
lange zu warten, bis ihm vom Arzte die Ausführung einer chirurgischen 
Verrichtung gestattet wird, sondern sofort nach bestandener Prüfung auf 
seinem Hausschild sich als staatlich approbirte Medicinperson, 
Specialist für Hülfschirurgie, Massage u. s. w. zu bezeichnen und im 
Sinne der deutschen Gewerbeordnung die Heilkunst selbstständig in 
möglichst ausgedehntem Umfange auszuüben oder mit an¬ 
deren Worten ein approbirter Curpfuscher zu werden. Es ist 
besonders nach Lage der heutigen Gesetzgebung immerhin möglich, 
dass namentlich ein in seinem Hauptberufe schiffbrüchig gewordener 
Samariter seine in dem Lehrcursus erworbenen Kenntnisse und Fertig¬ 
keiten zur Curpfuscherei oder schädlichen Uebergriffen missbraucht; 
ich muss aber nach meiner bisherigen Erfahrung und den von mir 
sorgfaltigst durchgesehenen Berichten und eingezogenen Erkundigungen 
über die nunmehrige, länger als zehnjährige Wirksamkeit der in Deutsch¬ 
land eingeführten Samariterschulen die Angaben des Herrn v. Esmarch 
(Samariterbriefe S. 18) darin bestätigen, dass bis jetzt die heutige ge¬ 
meinschädliche Kurpfuscherei in das Deutsche Samariterwesen noch nicht 
eingedrungen ist, vielmehr die trotz aller Schulbildung noch heute fort¬ 
bestehende Unwissenheit und der Aberglaube des Publicums in medi- 
cinischen Dingen durch entsprechende populäre Vorträge und Lehr- 
curse erfolgreich bekämpft werden können. So berichtete der sehr er¬ 
fahrene, eine ausgedehnte Landpraxis ausübende pr. Arzt Dr. Kästner 
in Bomholm an den Vorstand des Kieler Vereins, dass in den Bezirken, 
in welchen er Samariterlehrcurse gehalten, die früher viel angewen¬ 
deten Quacksalbereien und unzweckmässigen Eingriffe bei Erkrankungen 
und plötzlichen Unglücksfallen beträchtlich abgenommen hätten 
und die Leute jetzt immer viel früher zum Arzt schickten, als es 
sonst der Fall gewesen. 

Die freiwilligen Rettungsgesellschaften, welche sich in Wien und 
Budapest gebildet haben, verfolgen zwar denselben Zweck, wie die 
Samaritervereine, bei plötzlichen Unglückslallen möglichst schnelle sach¬ 
verständige Hülfe zu bringen, unterscheiden sich aber von den 
Samaritervereinen dadurch, dass als Retter nicht Laien fungiren, 
sondern geprüfte Aerzte oder ältere Studenten der Medicin in besonders 
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eingerichteten Rettungsgebäuden abwechselnd Tag und Nacht zur 
Verfügung gestellt werden. Ueber die Einrichtungen des Budapester 
Rettungsvereins ist im Bd. 27, Heft 3, S. 7 der deutschen Viertel¬ 
jahrsschrift für öffentliche Gesundheitspflege eingehender von mir 
berichtet und auch nachgewiesen worden, wie häufig plötzliche Unglücks¬ 
fälle im heutigen grossstädtischen Betriebe Vorkommen. Beispiels¬ 
weise wurde während des Monats August 1894 die Budapester Rettungs¬ 
anstalt in 885 Fällen, unter welchen 327 Verletzungen, in Anspruch 
genommen. Dass bei letzteren auch in den mit ärztlichem Personal 
überfüllten Grossstädten Stunden vergehen können bis zur Ankunft eines 
bereitwilligen, die Chirurgie praktisch ausübenden Arztes, beweist die 
tägliche Erfahrung und muss ich auch in dieser Beziehung die in den 
Samariterbriefen v. Esmarchs enthaltenen Angaben bestätigen. Hier¬ 
nach sollen sogar im Frieden bei den militärischen Uebungen oder 
sonstigen Gelegenheiten in der preussischen Armee jährlich ungefähr 
40000 mechanische Verletzungen Vorkommen, bei welchen der zu¬ 
ständige Militärarzt entweder nicht anwesend ist oder nicht sofort herbei¬ 
geschafft werden kann. Es seien deshalb auch Seitens des preussischen 
Kriegsministeriums besondere Lehrcurse für die Hülfeleistung bei Un¬ 
glücksfällen und Verletzungen in Abwesenheit von Aerzten eingeführt 
und die Soldaten mit Samaritertäschchen für aseptischen Verband ver¬ 
sehen worden. Dass Rettungsanstalten, wie solche in Wien und Buda¬ 
pest bestehen, nur in Universitätsstädten oder mit grossen Hospitälern 
und zahlreichen jungen Assistenzärzten versehenen Grossstädten ein¬ 
gerichtet werden können, bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung. 

Es lässt sich also nicht mehr in Abrede stellen, dass das Institut der 
Samariter einem dringenden in Frieden und Krieg, in Stadt 
und Land bestehenden socialen Bedürfniss unsererZeit 
entspricht und, wenn dasselbe nach Vorschrift der im 10. Bericht 
des Deutschen Samaritervereins pro 1891/92 abgedruckten Satzungen, 
ohne Ausstellung von Diplomen und Prüfungszeugnissen 
unter Mitwirkung geeigneter und bereitwilliger Aerzte 
geleitet wird, die ärztliche Berufsthätigkeit nicht nur nicht schädigen, 
sondern nur wesentlich erleichtern und fördern kann. Das 
Institut der geprüften Heildiener, welches durch Ministerialerlass vom 
15. Oktober 1851 unter Herrschaft der alten Gewerbeordnung vom 
17. Januar 1845 zura Ersatz der in den aufgehobenen chirurgischen 
Lehranstalten ausgebildeten Wundärzte 2. Classe für den preussischen 
Staat nur nach localem Bedürfniss eingeführt wurde, ist unter der 
Herrschaft der neuen die Ausübung der gesammten Heilkunde frei¬ 
gebenden Gewerbeordnung im Sinne des genannten Ministeriaerlasses 
unhaltbar geworden und thatsächlich in gemeingefährlicher Weise 
entartet. Auch werden die kleineren chirurgischen Verrichtungen, 
welche die Heildiener nur auf ärztliche Verordnung ausführen sollten: 
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Aderlass, Schröpfen, Zahnausziehen, Oeffhung von Abscessen u. s. w. 
in neuerer Zeit weit seltener von Aerzten verordnet oder wegen der 
Gefahr der Blutvergiftung durch unreine Instrumente von den 
Aerzten selbst ausgefuhrt, welche auch die Wund verbände zur grösseren 
Sicherheit selbst anzulegen und grössere Operationen unter Assistenz 
jüngerer Collegen, sowohl in den Hospitälern wie in der Privatpraxis ohne 
Hinzuziehung von Heildienem auszufuhren pflegen. Es wird sich desshalb 
nach meiner persönlichen Erfahrung sehr empfehlen, staatliche Prüfungs¬ 
zeugnisse für Heildiener nicht mehr auszustellen, weil dieselben 
nach Lage der neuen Gesetzgebung ihren Zweck verfehlen, zur Täuschung 
des Publicums dienen können, auch einem Bedürfniss der neueren prak¬ 
tischen Heilkunde nicht mehr entsprechen. 

Um aber missbräuchlichen Verwendungen vorzubeugen, sollten 
den in den Samariterschulen ausgebildeten Personen weder Diplome 
noch Prüfungszeugnisse, sondern nur eine mit dem Vereinsstempel ver¬ 
sehene Ausweiskarte, ausgestellt werden, durch welche sich die 
Inhaber bei den Polizeibeamten legitimireh können. Nach einer be¬ 
sonderen Verfügung des Polizeipräsidenten vom 2. Juni 1890 ist die 
Kölner Schutzmannschaft angewiesen, den durch die Ausweiskarte sich 
legitimirenden Mitgliedern des Samaritervereins bei Unglücksfällen auf 
Ersuchen Hülfe zu leisten. 

Da bei Gründung von Samaritervereinen die schwierigste Aufgabe, 
Auswahl und Unterricht geeigneter Personen für die ersten 
Hülfeleistungen bei plötzlichen Unglücksfällen nur einem sachverstän¬ 
digen Arzte zugewiesen werden kann, so werden sich ihrer Bestimmung 
entsprechende Samaritervereine auch nur an solchen Orden bilden und 
dauernd erhalten lassen, in welchen erfahrene chirurgisch geübte und 
bereitwillige Aerzte zur Verfügung stehen. Wenn dieselben nicht 
in der Lage sind, ohne Beschädigung ihrer privatärztlichen Interessen 
den namentlich bei zahlreichem Schülerpersonal mühevollen und zeit¬ 
raubenden Unterricht unentgeltlich zu ertheilen, wird eine billige 
Entschädigung für die im öffentlichen sanitären Interesse geleisteten 
Verrichtungen vorher zu vereinbaren sein, da die den Samaritervereinen 
bisher aus der Privatwohlthätigkeit zufliessenden Mittel unsicher sind 
und auch zur Befriedigung anderer dringlicher Vereinsbedürfnisse ver¬ 
wandt werden müssen. Die financiellen Schwierigkeiten, mit welchen 
namentlich die grossstädtischen Vereine zu kämpfen haben, sind aus 
den Berichten des Leipziger und Kölner Samaritervereins pro 1894 
näher zu ersehen und werden diese Berichte hoffentlich die zuständigen 
Behörden und Krankenkassen für die entsprechende Beihülfe bereit¬ 
willig stimmen. 
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Bin statistisches Bild der medicinischen 

Facultät. 

Von Professor Dr. A. Petersilie in Berlin. 


Die Universitäten im Deutschen Reiche haben keine gemeinsame 
amtliche Statistik. Was an solcher aufgemacht werden kann, muss sich 
im Wesentlichen auf die in jedem Semester erscheinenden Personal¬ 
verzeichnisse stützen. Nur Preussen hat seit dem Wintersemester 1886/87 
eine sehr reichhaltige Statistik seiner Universitäten in’s Leben gerufen 
und fortgefiihrt.*) Deren Veröffentlichung ist zuletzt in dem 125. Hefte 
der „Preussischen Statistik“ (Berlin 1894) erfolgt. Diese sowie eine 
hierauf beruhende Abhandlung des Verfassers in der „Zeitschrift des 
Königlich preussischen statistischen Bureaus“ (Jahrgang 1894) hat aber 
nicht bloss die preussischen, sondern auch die übrigen deutschen Uni¬ 
versitäten berücksichtigt, letztere, so weit die Personalverzeichnisse die 
Unterlagen boten. 

Das nachstehende Bild der medicinischen Facultät würde, wenn es 
ganz vollkommen sein sollte, freilich noch verschiedene andere Punkte 
zu berücktigen haben, als hier berührt werden können. Mancher Leser 
wird aber vielleicht schon für das, was hier geboten wird, dankbar sein, 
wenn es sich im Wesentlichen auch nur auf einen statistischen Ueber- 
blick über den Lehrkörper und die Studirenden beschränkt. Dabei sei 
noch erwähnt, dass unter den letzteren die 260—265 Studirenden der 
militärärztlichen Lehranstalten Berlins nicht einbegriffen sind. 

I. Der Lehrkörper der medicinischen Facultät der 
20 Universitäten im Deutschen Reiche setzte sich zusammen, wie folgt: 

im Wintersemester im Wintersemester 


1886 87 1891/92 

Ordentliche Professoren 198 211 

Honorarprofessoren .... 5 12 

Ausserordentliche Professoren 163 177 

Privatdocenten. 223 248 

zusammen 589 648 


Innerhalb des bezeichneten zehnsemestrigen Zeitraums vermehrte 
sich die Zahl sämmtlicher Docenten der medicinischen Facultät um 

') Die statistische Abhandlung von J. Conrad in dem Lexis’schen Sam¬ 
melwerke über „die deutschen Universitäten“ (Berlin 1893) beruhte in wesent¬ 
lichen Theilen auf den Untersuchungen des Verfassers in der amtlichen 
.Preussischen Statistik“. 
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10,01 Proc., etwa in gleicher Stärke wie die Gesammtheit des Lehr¬ 
körpers aller deutschen Universitäten und Facultäten. Bei den Ordi¬ 
nariaten der medicinischen Facultät war die Zunahme aber doppelt so 
gross, wie im Durchschnitte aller Facultäten, indem sie 6,57 Proc. 
betrug. Etwas höher, nämlich 8,59 Proc., war sie bei den ausser¬ 
ordentlichen Professoren, deren Vermehrung indessen hinter dem Durch¬ 
schnitte aller Facultäten (12,64) wesentlich zurückblieb, was in noch 
stärkerem Grade bei den Privatdocenten mit einer Zunahme von 11,22 
Proc. (gegen 21,37 im Allgemeinen) der Fall ist. 

Das Zahlenverhältniss zwischen den einzelnen Arten von Docenten 
hat sich in dem Zeitabschnitte der zehn Semester zwar nicht auffällig, 
aber doch merklich verschoben. Auf je 100 Ordinarien kamen 


im Wintersemester 1886/87 
Extra- Privat¬ 
in Ordinarien docenten 

der medicinischen Facultät 82,32 112,63 

sämmtlichen Facultäten . . 45,22 56,26 


im Wintersemester 1891/92 
Extra- Privat¬ 

ordinarien docenten 
83,89 H 7,54 

49,19 65,94 


Der Unterschied der Zahlen der oberen und der unteren Zeile 
lässt die ganz eigenartige Zusammensetzung des Lehrkörpers der medi¬ 
cinischen Facultät erkennen: keine andere Facultät hat nur annähernd 
so viel ausserordentliche Professoren und Privatdocenten wie die medi- 
cinische, und die Aussicht, ein Ordinariat zu erlangen, ist für beide 
nicht sehr glänzend. Dem Leser mag das aus Erfahrung geläufig sein; 
immerhin ist es lehrreich, diese Thatsache einmal mit einer exacten 
Ziffer zu beleuchten.* 

Durch die Fülle der ausserordentlichen Professoren und der Privat¬ 
docenten ist dem Bedürfnisse der Studirenden nach* Lehrkräften reich¬ 
lich genügt: in der medicinischen Facultät entfielen auf einen Docenten 
überhaupt im Wintersemester 1886/87 14,04, im Wintersemester. 1891/92 
12,56 Studirende, auf je einen ordentlichen Professor aber 41,77 bezw. 
38,56. 

An den preussischen medicinischen Facultäten waren bezw. sind 
1894/95 95 ordentliche Professuren vorhanden, von denen zwei durch 
Extraordinarien verwaltet wurden; das Durchschnittsgehalt der Ordina¬ 
rien betrug 5147 Mark. Für besoldete ausserordentliche Professoren 
sind 49 Stellen vorhanden; 56 Extraordinarien sind ohne Gehalt; das 
Durchschnittsgehalt jener 49 Stellen beträgt 2313 Mark. 

2. Die Zahl der Studirenden der medicinischen Fa¬ 
cultät der 20 deutschen Universitäten betrug im Durchschnitte des 
Studienjahres 1886/87 8270, 1891/92 8137, was eine Abnahme von 
133 ergiebt, während im gleichen Zeitabschnitte sich die Zahl der evan¬ 
gelischen Theologen um 838, die der Philosophen um 1151 vermin¬ 
derte, dagegen die Zahl der katholischen Theologen sich um 132 und 
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die der Juristen um 1432 vermehrte. Die Abnahme der Zahl der 
Mediciner ist zwar nicht bedeutend, folgt aber der neuerlich vorherr¬ 
schenden Tendenz der allgemeinen rückläufigen Universitätsfrequenz, an 
der nur Juristen und katholische Theologen nicht theilnehmen. Eine 
Zunahme der Mediciner war indessen zu verzeichnen bei 


Berlin um 53 oder 4,46 Proc. 

Leipzig „ 103 „ 13,79 >, 

Kiel „ 37 ,, M,i2 „ 

Heidelbg. „ 40 „ 18,10 „ 


Rostock um 24 oder 20,87 Proc. 

Erlangen „ 76 „ 29,01 

Giessen „ 36 „ 40,00 

Strassbg. ,, 109 „ 48,23 


Die Abnahme vertheilte sich auf die übrigen Universitäten und 
war besonders stark bei Würzburg mit 17,11 Proc., Halle mit 20,38, 
Breslau mit 20,97 und Greifswald mit 24,58 Proc.. Ganz gering war 
sie bei München mit 1,48 Proc. Man beachte hierbei aber, dass sich 
diese Thatsachen auf die Jahre 1886/87 und 1891/92 beziehen, nicht 
auf die alleijüngsten Semester. 

Die Abnahme der Zahl der Mediciner entfallt merkwürdiger Weise 
lediglich auf Preussen, während der Andrang zum medicinischen Studium 
aus den anderen deutschen Bundesstaaten, namentlich aus Süddeutschland 
stärker geworden ist. 

Unter Ausschluss der Studirenden der Zahnheilkunde und der 
Pharmacie, die bei einigen Universitäten bei der medicinischen Facultät 
geführt werden, befanden sich unter den studirenden Medicinem der 
Heimath bezw. Staatsangehörigkeit nach 



im Studienjahre 

1886/87 1891/92 

1891/92 
mehr (-)-), 
weniger (—) 

Preussen ...... 

• S°22 

4723 

— 299 

andere Deutsche . . 

. 2806 

2968 

+ 162 

Reichsausländer . . 

443 

446 

+ 3 


Von den in Preussen beheimatheten Medicinem studirten 

auf 

preussischen Universitäten . . 

anderen deutschen Universitäten 

Die Abnahme der Medicin studirenden Preussen auf preussischen 
Universitäten ist hier noch grösser als die gesammte Abnahme dieser 
Art der Studirenden auf allen Universitäten im Deutschen Reiche. Der 
Unterschied wird durch die Zunahme der preussischen Studirenden auf 
den ausserpreussischen deutschen Universitäten nicht ausgeglichen. Der 
Rückgang der preussischen Universitäten ist zumTheil recht erheblich und 
steigert sich bei Bonn auf 14,6, Breslau auf 20,8, Greifswald auf 23,9 
und bei Halle auf 25,4 Proc. des Standes vom Jahre 1886/87. Eine 
Zunahme hat allein Kiel mit 22,4 Proc. aufzuweisen. Die Gesammt- 


im Studienjahre 
1886/87 1891/92 


3238 

1784 


2911 
1812 


1891/92 gegen 
1886/87 mehr (-f-), 
weniger (—) 

— 327 
+ 28 


Digitized by 


Google 





Ein statistisches Bild der medicinischen Facultät. 


169 


heit der ausserpreussischen deutschen Universitäten hat einen Zuwachs 
von 28 Medicin studirenden Preussen. Bevorzugt seitens der aus Preussen 
Stammenden werden seit 1886 Leipzig, Heidelberg, Rostock und Strass¬ 
burg, wo die Zunahme 31,6 bezw. 40,7, 60,9 und 72,7 Proc. der 
Studirenden aus preussischen Landen betrug. Andrerseits zeigte sich 
in Würzburg und Freiburg eine Abnahme dieser Studirenden um 20,8 
bezw. 27,7 Proc. 

Von den aus dem übrigen Deutschland stammenden Medicinem 
befanden sich 

im Studienjahre 1891/92 gegen 
auf 1886/87 1891/92 1886/87 mehr 

preussischen Universitäten . . . 314 323 9 

anderen deutschen Universitäten . 2492 2645 153 

Im Stande der Studirenden dieser Art auf den preussischen Uni¬ 
versitäten ist weder insgesammt noch im Einzelnen eine bemerkenswerthe 
Veränderung eingetreten. Bei den anderen deutschen Universitäten 
zeigen Heidelberg, Erlangen und Strassburg eine Zunahme von 40,7 
bezw. 44,3 und 58,1 Proc. ihrer medicinischen Bevölkerung im Jahre 
1886/87. Eine namhafte Verminderung (um 14,7 Proc.) hat auch 
hier wieder Würzburg aufzuweisen. 

Die bei weitem grösste Zahl der Mediciner studirt in Berlin, 
München, Würzburg und Leipzig. Der Staatsangehörigkeit nach ver¬ 
theilen diese sich, wie folgt. 

Es waren vorhanden 
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1886/87 mehr ( 
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- *5 

in 

Berlin: 

Preussen . . . 

961 

946 


andere Deutsche 

Il6 

136 

+ 

20 


Reichsausländer 

III 

159 

+ 

48 

in 

München: 

Preussen . . . 

367 

361 


6 


andere Deutsche 

722* 

709 

— 

13 


Reichsausländer 

6l 

63 

+ 

2 

in 

Würzburg: 
Preussen . . . 

499 

395 


104 


andere Deutsche 

334 

285 

— 

49 


Reichsausländer 

39 

42 

+ 

3 

in 

Leipzig: 

Preussen . . . 

263 

346 

+ 

83 


andere Deutsche 

448 

480 

+ 

32 


Reichsausländer 

37 

25 

— 

12 


Auf den Universitäten Berlin, München, Würzburg und Leipzig 
studirten hiernach im Ganzen 42 bezw. 43 Proc. der Gesammtzahl 
der auf den Universitäten im Deutschen Reiche Medicin studirenden 
Preussen, 58 bezw. 54 Proc. dieser Art der Studirenden aus anderen 
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deutschen Staaten, sowie 56 bezw. 65 Proc. der Gesamratzahl der 
reichsausländischen Mediciner. 

Betrachtet man die aus dem Deutschen Reiche stammenden Medi¬ 
ciner ihrer engeren Heimath nach näher, so treten manche 
interessante Verschiedenheiten hervor, die theilweise einen so aus¬ 
geprägten Charakter haben, dass man danach fast die Neigung oder 
Abneigung der Bevölkerung der einzelnen Gegenden für das medi- 
cinische Studium beurtheilen könnte, wenn man sich nicht erinnern 
müsste, dass gerade die Wahl des medicinischen Studiums nicht wenig 
durch die Wellenbewegungen des Wirthschaftslebens mit beeinflusst wird. 
Theilt man das Deutsche Reich in drei geographische Zonen, so sind 
folgende Zahlen über die Betheiligung der Bevölkerung am medicinischen 
Studium lehrreich. Es studirten Medicin 


aus der I. Zone: 

im Studienjahre 
1886/87 1891/92 

auf 10 000 männ¬ 
liche Einwohner 
1886/87 189192 

Provinz Ostpreussen. 

3 ii 

258 

3,32 

2,76 

„ Westpreussen. 

264 

247 

3.84 

3,52 

„ Posen. 

340 

266 

4,12 

3,17 

,, Schlesien. 

666 

580 

3,41 

2,90 

„ Pommern. 

297 

263 

4,03 

3,55 

Beide Mecklenburg. 

157 

116 

4,71 

3.48 

Provinz Schleswig-Holstein und Lübeck 

198 

153 

3,25 

2,34 

Hamburg. 

78 

97 

3,08 

3 ,M 

Provinz Brandenburg und Berlin . . . 

686 

764 

3,84 

3,79 

zusammen 

2997 

2744 

3,69 

3,22 

aus der II. Zone: 





Provinz Hannover und beide Lippe . . 

411 

401 

3,53 

3,30 

Oldenburg . 

61 

48 

3 , 6 i 

2,73 

Bremen. 

39 

50 

4 , 9 i 

5,67 

Provinz Sachsen, Braunschweig und 





Anhalt. 

536 

548 

3,55 

3,40 

Königreich Sachsen. 

493 

544 

3,20 

3,20 

8 thüringische Staaten. 

192 

186 

3,26 

3,02 

Provinz Hessen-Nassau und Waldeck 

• 301 

308 

3,76 

3,68 

,, Westfalen. 

464 

417 

4 ,H 

3,36 

„ Rheinland. 

_ 637 
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_2,93_ 

2,63 

zusammen 

3134 

3 I2 3 

3,42 

3,27 

aus der III. Zone: 





Hessen. 

195 

183 

4,12 

3,72 

Elsass-Lothringen. 

91 

147 

1,18 

1,82 

Baden . 

246 

308 

3,i5 

3,8o 

Württemberg und Hohenzollem . . . 

265 

264 

2,67 

2,60 

Bayern. 

860 

876 

3.26 

3,21 

zusammen 

1657 

1778 

2,93 

3,04 

aus dem Deutschen Reich 

00 

■) 7691 

3,4i 

3,17 


! ) Einschliesslich ausserhalb Preussens beheimatheter preussischer Staats¬ 
angehöriger. 
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In den beiden ersten Zonen sind es nur Hamburg und Bremen, 
deren Antheil um 6 bezw. 76 auf eine Million der männlichen Be¬ 
völkerung sich vermehrt hat; in der dritten sind es Elsass-Lothringen 
und Baden mit einer Zunahme von 64 bezw. 65. Ganz erheblich war 
der Rückgang bei beiden Mecklenburg, Posen, Schleswig-Holstein und 
Lübeck sowie Oldenburg. Auf demselben Standpunkte ungefähr blieb 
das Verhältnis der Studirenden zur männlichen Bevölkerung, wenn man 
die geringe Steigerung bei Hamburg als solche bestehen lassen will, in 
Brandenburg-Berlin, Hessen-Nassau mit Waldeck und Württemberg nebst 
Hohenzollem. 

Die geringsten Sätze fanden sich im Studienjahre 1891/92 bei 
Ostpreussen, Schleswig-Holstein, Oldenburg, Rheinland, Elsass-Lothringen 
und Württemberg mit Hohenzollem: Gegenden, deren meist ackerbau¬ 
treibende Bevölkerung die ärztliche Hülfe am wenigsten anzurufen pflegt. 
Ein starker Rückgang, wohl aus eben diesen Gründen, ist in Pommern 
(um 48) und den beiden Mecklenburg (um 123) eingetreten. Das ärzt¬ 
liche Bedürfniss mag, zumal in den grösseren Landgemeinden, in den 
Vorjahren vielleicht schon ausreichend gedeckt worden sein. 

Der hohe Antheil der Posener Einwohner hat andere Ursachen 
als die sanitären Verhältnisse der Provinz. Hier ist es die jüdische Be¬ 
völkerung, welche einen unverhältnissmässig hohen Procentsatz diesem 
Studium, und zwar namentlich in Berlin, zufuhrt; ein Theil dieser Medi- 
ciner findet übrigens auch in den benachbarten russischen Gebieten 
polnischer Zunge ein reiches Feld für ihre Berufsthätigkeit. Es kamen 
1891/92 in der Provinz Posen auf 10000 männliche Einwohner glei¬ 
chen Bekenntnisses 2,83 evangelische, 0,65 katholische, dagegen 47,90 
jüdische Mediciner von den auf preussischen Universitäten Studirenden 
aus dieser Provinz. 

Der grosse Procentsatz in Bremen sowie die Vermehrung der 
Medicin Studirenden aus Hamburg und Bremen erklärt sich wohl aus 
den Gesundheitsverhältnissen beider Städte, wird aber auch von Zu¬ 
fälligkeiten abhängen. 

Die auf den militärärztlichen Bildungsanstalten studirenden Medi¬ 
ciner, 260 bis 265 an der Zahl, sind bei der obigen Berechnung auf 
die Einwohnerzahl der einzelnen Staaten u. s. w. nicht berücksichtigt. 

(Fortsetzung folgt.) 
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Dr. H. Jaeger, Schulhygienische Untersuchungen zur Beurtheilung 
der Ueberbürdungsfrage. Deutsche Vierteljahrsschrift für öffent¬ 
liche Gesundheitspflege. XXVI. 4. pag. 563. 1894. 

Sohmidt-Monard (Halle a. S.), Ueber die körperliche Entwickelung 
der Ferienoolonie-Kinder. Jahrbuch für Kinderheilkunde XXXVII. 
3 u. 4. pag. 297. 1894. Referent: Alt sch ul (Prag). 

Dr. H. Jaeger bringt in seiner Arbeit die in jüngster Zeit etwas ver¬ 
nachlässigte Ueberbürdungsfrage, die von einer einheitlichen Auffassung noch 
weit entfernt ist wieder aufs Tapet. Nicht die positiven Leistungen in den 
einzelnen Unterrichtsgegenständen mögen die Hauptsache des Unterrichts sein, 
sondern die Uebung und Vertiefung der Denk- und Urtheilskraft. Die 
Frage: „Was istUeberbürdung?“ beantwortet Verfasser dahin, dass Ueber- 
bürdung ein solches Maass von Arbeit darstellt, welches die Schüler ihrer 
Gesundheit beraubt oder dieselbe gefährdet. Als Hülfsmittel zur Erkennung 
dieser Störungen dienen dem Verfasser die Maassstange und die 
Wage. „Diese zwei Instrumente“, meint Jaeger, „in die Massen¬ 
beobachtung der Schulkinder eingeführt, ergeben uns mit der Exactheit, 
wie nur die Mathematik sie liefern kann, (? Referent.) ein Bild nicht bloss 
von dem etwaigen Krankheits- nein, vielmehr von dem eigentlichen Ge¬ 
sundheitszustände der Kinder.“ 

Jaeger geht nun all die bekannten zur Ueberbürdung führenden Mo¬ 
mente durch, zeigt uns an durch Curven veranschaulichten Eigenunter¬ 
suchungen, dass die Ueberlastungen der^chuljugend in dem Zurückbleiben 
der Kinder hinter dem „Mittel“ des Längenwachsthums und des ent¬ 
sprechenden Körpergewichtes zum Ausdruck gelangen, und erstattet schliess- 
sich folgende Vorschläge: 

1. Regelmässige Messungen und Wägungen sind in den Schulen zur 
Pflicht zu machen. 

2. Eine möglichst zuverlässige Krankheitsstatistik zu gewinnen, 
ist aufs Dringendste anzustreben. 

3. Regelmässige Untersuchungen der Augen auf Kurzsichtigkeit 
mögen zur allgemeinen Durchführung gelangen. 

4. Bei den Hausaufgaben sei vom Kinde (bei jüngeren Kindern von 
den Eltern) die Zeit zu vermerken, welche der Schüler zur Ausfertigung der 
Arbeit brauchte. 

5. Die Strafarbeiten müssen gänzlich in Wegfall kommen. 

Enthalten auch diese Forderungen des Verfassers nichts Neues, so er¬ 
scheinen sie durch sorgfältige Untersuchungen gestützt, und die unermüdliche 
Wiederholung der von allen Schulhygienikem einmüthig geforderten 
Schulreformen zur Behebung der „Ueberbürdung“ ist nach Ansicht des 
Referenten durchaus nicht unnöthig; man muss gewisse Dinge so oft wieder- 
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holen, bis sie bei den maassgebenden Factoren Beachtung und An¬ 
erkennung finden. — 

Ein werthvolles Gegengewicht (nicht etwa das einzige) gegen die 
geistige Ueberanstrengung oder geistige Anstrengung überhaupt stellen die 
Ferien dar, welche für die Schuljugend die nöthige Erholung und Kräftigung 
für die kommende geistige Anstrengung bringen können, wenn die Eltern 
materiell derart gestellt sind, dass sie den Kindern während der Ferien 
Aufenthalt in frischer, gesunder Luft gewähren können. 

In den Grossstädten und in den grossen Städten sind aber gerade die 
am meisten erholungsbedürftigen Schüler, die Kinder armer Eltern; die 
Gründung von Feriencolonien für diese bedauemswerthen Kleinen zählt 
daher zu den segensreichsten humanitären Einrichtungen. 

Schmidt-Monnard (Halle a S.) erbringt in seiner Arbeit an einem 
ziemlich grossen, gut gesichteten Material neuerlich den Beweis, dass die 
Feriencolonien für die Colonisten eine erhebliche Kräftigung der Gesundheit 
im Gefolge haben. 

In Halle wurden nur die „Schwächlichen“ für die Feriencolonien aus¬ 
gesucht. Es ergaben die sehr sorgfältigen Untersuchungen, dass die „Colo¬ 
nisten“ vor Beginn der Ferien an Gewicht gleich waren den um etwa ein 
Jahr jüngeren „Zurückgewiesenen“, der Brustumfang der erwähnten Gruppen 
zeigt Differenzen von 1 bis 2 cm zu Ungunsten der „Colonisten“. Eine 
interessante Erscheinung ist eine sicher zu constatirende Wachsthums¬ 
hemmung mancher Kinder im siebenten Lebensjahre; Verfasser findet die 
Erklärung hierfür mit Recht in dem Schulbesuche, nicht im Lernen, sondern 
vor Allem in dem Sitzen in den überfüllten Klassen, in dem schädlichen 
Einfluss der Schule auf die Ergiebigkeit der Athmung. Schmidt- 
Monnard erörtert diese Frage in sachlicherWeise und zeigt zum Schlüsse, 
dass der Nutzen der Feriencolonien ein nach jeder Richtung hin zufrieden¬ 
stellender ist; Körpergewicht, Brustumfang und Differenz zwischen inspira¬ 
torischer Erweiterung und Ruhestellung der Brust haben nach den Ferien 
wesentlich zugenommen, und die „Colonisten“ haben nach einem drei¬ 
wöchentlichen Landaufenthalte die „Zurückgewiesenen“ in der köperlichen 
Entwickelung eingeholt. 

Die Ergebnisse der Schmidt-Monnard’sehen Untersuchungen sind 
von denen an anderen Colonisten gewonnenen nicht verschieden, in jüngster 
Zeit hat z. B. Goepel für Frankfurt a. d. Oder (Deutsche Vierteljahrsschrift 
für öffentliche Gesundheitspflege XXVII. 2. 1895. P a g- 3 02 ) dieselben gün¬ 
stigen Erfolge verzeichnet, und gelegentlich des „Internationalen Congresses 
für Feriencolonien in Zürich (13. und 14. August 1888) [„Verhandlungen“ 
erschienen bei Leopold Voss in Hamburg] haben nebst anderen Rednern 
Wyss (Zürich) und Unruh (Dresden) nach dieser Richtung reiches Material 
aus der ziemlich umfangreichen Litteratur bekannt gegeben, aber gerade 
diese übereinstimmenden günstigen Resultate sprechen für den grossen 
Nutzen der Feriencolonien. Allerdings kann man das Bedenken, das 
Röstel (Berlin) bei dem „internationalen Congress für Feriencolonien“ 
gegen den Werth der Wägungen vorgebracht hat, nicht als ganz gegenstandslos 
bezeichnen; Röstel theilte nämlich mit, dass in Chemnitz Wägungen auch 
der „Zurückgebliebenen“ (in der Stadt) vorgenommen wurden, und dass sich 
auch bei diesen Gewichtszunahmen (bei den Mädchen um durchschnittlich 
1,679 kg) constatiren Hessen, so dass man in den Ferien als solchen schon 
ein die Gewichtszunahme förderndes Moment erblicken müsse; aber die 
grossen Differenzen bei Schmidt-Monnard (und den Anderen) sind auf 
diese Weise doch nicht zu erklären, und man darf nicht vergessen, dass die 
(in der Stadt) „Zurückgeblicnen“ doch auch die von Natur aus Kräftigeren 
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und Gesünderen sind, die ihre normale Zunahme an Gewicht und Brust¬ 
umfang durchmachen, während die Feriencolonisten eben die Schwäch¬ 
lichen umfassen, die in der Stadt wohl schwerlich trotz der Ferien eine nur 
annähernd gleich günstige Entwickelung erfahren hätten, wie in den Colonien, 
so dass die Wägungen und Messungen denn doch einen entscheidenden 
Werth haben, w’enn man auch Röstels Bedenken, wie erwähnt, doch dabei 
etw as zu berücksichtigen haben w T ird. 


Schmieden, „Neuere Erfahrungen und Fortschritte auf dem Ge¬ 
biete des Krankenhausbaues.“ Vortrag gehalten in der Sitzung der 
Deutschen Gesellschaft für öffentliche Gesundheitspflege zu Berlin am 
25. Februar 1895. Referent: Kollm (Berlin). 

In dem Eingänge seines hochinteressanten, höchst bemerkenswerthen 
Vortrages erklärt zunächst der Verfasser, dass er keine weitgreifende 
Abhandlung über allgemeine Grundsätze bei Krankenhausbauten geben, 
sondern nur im Anschluss an die von den Herren Geh. Med.-Rath Dr. Pistor, 
Professor Dr. Rubens und Baurath Böttcher über dieses Thema aufgestellten 
Grundsätze diejenigen Punkte genauer erörtern wolle, welche er für besonders 
wesentlich beim Baue von Krankenhäusern halte, worüber er selbst Erfahrung 
gemacht habe, und denen in den besseren Bauteu der Neuzeit Rechnung 
getragen worden sei. Demnächst geht er auf die Frage ein, in welcher 
Art von Gebäuden der Kranke untergebracht werden soll. Vor etwa 
25 Jahren wurde bei Krankenhausbauten der sogen. Corridorstil verlassen und 
das Pavillonsystem, mit ihm das Princip der Decentralisation und der grössten 
natürlichen Ventilation angenommen. Mit äusserster Consequenz wurde 
dieses Princip in den eingeschossigen Pavillonbauten durchgeführt, welche 
anfangs aus Holz, später massiv gebaut wmrden. Musste aus irgend einem 
Grunde, wie bei den Koch’schen Baracken, die Holzconstruction beibehalten 
werden, so wurde durch Anwendung von Gipsdielen, Emaillefarbenanstrich, 
thunlichst dafür gesorgt, die Infectionsstoffe von dem Eindringen in die 
Wände abzuhalten. Gegenwärtig sind mit den Fortschritten der Technik 
und der Wundbehandlung die Anforderungen an die Decentralisation zurück¬ 
gegangen. Auch der einstöckige, massive Pavillon gilt nicht mehr als das 
einzig zulässige Gebäude. In Berlin, am Urban, hat man beispielsweise zwei¬ 
geschossige, in Paris dreigeschossige und in England und Amerika neuereHospi- 
täler sogar zwei-bis drei- und vier-bis fünfstöckig erbaut. Entscheidend dafür ist 
die Lage der Baustelle. Im Innern einer grossen Stadt, wo die grösste Raum¬ 
ausnutzung geboten ist, werden mehrstöckige, in den Vorstädten und ausserhalb 
der Stadt bei Raumüberfluss ein- bis zweigeschossige Bauten am Platze sein. 
Gewöhnlich werden 120—150 qm Raum für ein Bett verlangt. Mitunter 
kommt man mit weniger aus, wie am Urban in Berlin mit 50 qm, doch er¬ 
scheint Letzteres nicht nachahmenswert!!, wenngleich zahlreiche Hospitäler 
in London, Paris und Amerika ein ähnliches Verhalten zeigen. Gestattet kann 
dies nur werden, wenn alle übrigen hygienischen Anforderungen, der ärztliche 
Dienst, die Krankenpflege und die grösste Sauberkeit auf’s Vollkommenste 
ausgebildet sind. Als Beispiel, dass auch gegen diese Anforderungen ver- 
stossen wird, gilt unter Anderem das Great Northern Hospital in London. 
Letzteres ist auch aus dem Grunde bemerkensw-erth, dass es die verschieden¬ 
artigsten Baustile, so auch runde Pavillons neben viereckigen aufweist. 


Digitized by eaOOQle 


Kritiken und Referate. 


*75 


Im Allgemeinen wird als Form der Pavillons die viereckige gewählt, 
da die runden nur eine mangelhafte Raumausnutzung gestatten und thurm¬ 
artige Anbauten für die Nebenräume erfordern. Je nach den Anforderungen, 
die bezüglich der Trennung der Geschlechter, der Kinder, der äusseren, 
inneren, der ansteckenden Krankheiten gestellt werden, sind die verschieden¬ 
sten Anordnungen der Pavillons erforderlich. Im Allgemeinen verschwindet mit 
der grösseren Zahl der einzelnen Krankenabtheilungen und dem geringeren 
Umfange dieser die Möglichkeit, für jede einzelne Abtheilung eigene Pavillons 
anzulegen, und es entstehen dann combinirte Anlagen oder halbgeschlossene 
Krankenhäuser. Der Verfasser führt dafür verschiedene Beispiele aus der 
Reihe der hervorragendsten, neueren Krankenhäuser an und erläutert diese 
sehr eingehend unter Zuhülfenahme von sehr instructiven Plänen. Es werden 
besprochen als Muster für ein grosses Krankenhaus das Hamburger in Eppen¬ 
dorf für 1400 -1500 Kranke, als solches für ein mittleres das Bemburger 
für 240 Kranke, als Muster für Isolirstationen das Kaiserin Friedrich Kinder¬ 
krankenhaus in Berlin, das Infectionshospital in Stockholm, das Isolirhans 
des Presbyterianhospitals in New-York, Victoria Hospital in Montreal in 
Canada, die Koch’schen Baracken, die Infectionspavillons der Poliklinik 
Umberto I in Rom, John Hopkins Hospital in Baltimore und andere, auch 
verschiedene Hospitäler in den Tropen. Es geht daraus hervor, dass jedes 
Land seine Eigenheiten beim Hospitalbau hat. Die Engländer bauen jetzt meist 
vier- bis fünfstöckige Krankenhäuser. Meist werden im Gegensatz zu Deutsch¬ 
land in den anderen Ländern bei den zur Verfügung stehenden grossen 
Mitteln ausserordentlich luxuriöse Bauten aufgefuhrt. Während man bei uns 
4000—5000 Mk. pro Bett berechnet, werden anderwärts 8000, sogar 28000 Mk. 
und in einem Hospital in Paris 32 000 Fr. bewilligt. Es wird in Folge dessen 
beim Bau ausgezeichnetes Material verwendet, es werden vorzügliche tech¬ 
nische Einrichtungen getroffen und die Wohn- und Wirtschaftsräume luxuriös 
eingerichtet. Betreffs des Materials und der technischen Einrichtungen ist 
es als ein erfreulicher Fortschritt zu bezeichnen, dass neuerdings an Stelle 
von Holz hauptsächlich Eisen und Glas verwendet werden, wie in den Kranken¬ 
häusern in Eppendorf, in Offenbach und Frankfurt a.M. Ferner ist als Neueinrich¬ 
tung zu bezeichnen, dass jetzt zu den Röhren für warmes und kaltes Wasser, für 
Entwässerung, Heizung und Beleuchtung, solche für die Cabel der elektrischen 
Leitung und die durch das aseptische Verfahren bedingte Dampfleitung zum 
Sterilisiren von Verbandstoffen, Instrumenten und Geräthen, Herstellung keim¬ 
freien Wassers etc. kommen, worauf der Baumeister besonders Rücksicht 
nehmen muss. — Bei den Aborten sind die alten Constructionen mit hölzernen 
Sitzbrettem verdrängt und das System der freistehenden Unitas-Fayence- 
Closets eingeführt. — Der Fussboden wird von Mettlacher Fliesen hergestellt. 
Der dagegen erhobene Einwurf der zu starken Erkältung wird durch Ein¬ 
führung der Fussbodenheizung, welche in ausgedehnterem Maasse zuerst in 
dem Eppendorfer Krankenhause und dem Kinderhospital der Kgl. Charite 
zu Berlin angewandt worden ist, entkräftet. — Ebenso wie der Fussboden 
sollte der ganze Krankenraum ohne Holz ausgeführt werden. Die Decken 
zwischen den einzelnen Stockwerken müssen gewölbt sein, die Thürfutter 
von Eisen, die Thüren selbst, da Eisen und Schiefer zu schwer sind, von 
Holz, aber glatt mit Emaillefarbe gestrichen und lackirt. Die Aussenwände 
werden in unserem Klima mit porösen Steinen, an der Aussenseite wasser¬ 
dicht verblendet, an der Innenseite mit glattem Putz versehen und mit 
Emaillefarbe gestrichen, die Ecken abgerundet herzustellen sein. Unter¬ 
irdische Verbindungsgänge zwischen den einzelnen Pavillons sind nicht zu 
empfehlen, höchsten Kellercorridore mit reichlicher Fensterbeleuchtung und 
Lüftung, die, wenn möglich, wie bei dem neuen Krankenhause des Kreises 
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Teltow, einseitige directe Ausgänge in das Freie gestatten. Sehr wesentlich 
ist die Orientierung des Pavillons nach der Himmelsrichtung. Bei unserem 
Klima ist überall Sonnenzutritt erforderlich und erscheint jede Anlage ver¬ 
fehlt, welche nicht reichlich besonnt ist, wie z. B. das Kinderhospital für 
Infectionskrankheiten der Kgl. Charitö. Im Süden, wie z. B. in Aegypten 
bedarf man des Schutzes gegen die zu intensiven Sonnenstrahlen. Dort be¬ 
währen sich kuppelförmige Krankensäle mit vorgebauten Hallen. In den 
neuen Kliniken in Strassburg sind gleichfalls Vorhallen, aber nur bis zur 
Höhe der Fensterkreuze aufgeführt, so dass die Krankensäle noch durch den 
oberen Theil der Fenster besonnt werden. Die günstigste Richtung der 
Pavillons ist, in unseren Breiten, die von Nord nach Süd, wenn auch Prof. 
Dr. Knauflf in Heidelberg im Gegensatz zu anderen Autoritäten die von Ost 
nach West vorzieht. Um den Zwischenräumen zwischen den einzelnen 
Pavillons möglichst viel Sonnenzutritt zu gewähren, kann man mit grossem 
Vortheil das Niveau der einstöckigen Pavillons höher stellen, als das der 
zweistöckigen und sie dann durch vorgelegte Rampen zugänglich machen. 
Den meisten Zutritt gewähren der Sonne runde Pavillons, aber sie bedürfen 
für die Nebenräume Vorbauten. 

Hierauf die für die Kranken bestimmten Räume verlassend, bespricht 
der Verfasser eingehend auch andere zu einem Krankenhause gehörige 
Bauten, zunächst die Operationssäle. Im Eppendorfer Krankenhause ist der 
Operationssaal ganz von Eisen, Glas und Kacheln. Es giebt darin keinen 
Theil des Hauses, keine Möbel und Gebrauchsgegenstände, die nicht durch 
Wasserspülung zu reinigen wären. Die Luft im Operationsraum wird stets 
auf 30 0 erhalten, der Operationstisch ist heizbar. Bei der Klinik Umberto I 
in Rom, werden der Operateur, dessen Assistenten und der Patient durch 
eine Glaswand von dem Auditorium getrennt, - eine keineswegs empfehlens- 
werthe Einrichtung. In dem mit grossartigem Luxus ausgestatteten Roseveit 
Hospital in New-York, sowie auch in Frankfurt a. M. enthält das Operations¬ 
haus im Oberstock auch Räume für frisch Operirte. — Was die Polikliniken 
anbetrifft, so werden dieselben bei uns in Deutschland viel zu wenig berück¬ 
sichtigt, während in England und Amerika dafür, ebenso wie für Ambulanz¬ 
einrichtungen , von denen die im City-Hospital in Boston näher beschrieben 
wird, grossartige Einrichtungen bestehen. — Die Anlagen zur Aufnahme 
für Kranke werden verschieden sein, je nach dem die Anlage eine geschlossene 
ist oder aus lauter kleinen Gebäuden besteht. In letzterem Falle hat die 
Reinigung und Einkleidung der Kranken in jedem einzelnen Gebäude zu 
erfolgen, wodurch die Einrichtungen natürlich complicirter sein müssen. 
Besonders rühmend werden die diesbezüglichen Einrichtungen in Offenbach 
hervorgehoben. Der Eintretende geht vom Warteraum durch zweckmässig 
eingerichtete Schranken in das Bureau. Wird er dort als Patient auf¬ 
genommen , so ist dies nur möglich, wenn er das Auskleide- und Bade¬ 
zimmer passirt. Während der poliklinischen Stunden führt ein zweiter Zu¬ 
gang vom Vestibül in den Warteraum und von da weiter. Hiermit schliesst 
der Verfasser seinen ungemein anregenden Vortrag unter besonderem Hinweis 
auf die Nothwendigkeit der Erörterung dieser Fragen zu einer Zeit, da nicht 
nur der Neubau der Charitü, sondern auch der eines neuen städtischen 
Krankenhauses in Berlin bevorsteht. 
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Aus der Aerztliehen Sachverständigen-Zeitung: 

Dr. A. Teichmann-Berlin, lieber den Einfluss der Schwerhörig¬ 
keit auf die Arbeits- und Erwerbsfähigkeit (No. 7). 

Prof. Seydel-Königsberg, Fall von Kopfverletzung mit später 
und unvermuthet nachfolgendem Tode (No. 8). 

Sanitätsrath Dr. Becker-Berlin, Die gerichtlich medicinische 
Beweisführung bei Unfallverletzten (No, 9). 

Prof. Neisser-Breslau, Forensische Gonorrhoe - Fragen (No. 12). 
Referent: Ascher (Bomst). 

Bei der Krankenversicherung macht lediglich doppelseitige Schwer¬ 
hörigkeit mittleren Grades für die Beurtheilung Schwierigkeit; für die Ent¬ 
scheidung ist die jeweilige Beschäftigungsart maassgebend. Eine Schonung 
über die Dauer der Schwerhörigkeit hinaus giebt es nicht; im Gegentheil 
ermöglichen Hörrohre etc. die vorzeitige Aufnahme der Arbeit. Von Unfäl 1 en 
kommen in erster Reihe Verletzungen des Schädels in Betracht. Erinnert wird 
jedoch an das Beispiel des Liedercomponisten Robert Franz, der durch den 
plötzlicheu schrillen Pfiff einer Dampfpfeife unheilbar ertaubte. Die Taubheit, 
die ein Bahnwärter durch einen in unmittelbarer Nähe einschlagenden Blitz 
erlitt, war wohl lediglich Theilerscheinung einer allgemeinen Schreckneurose. 
Die Taubheit der Kesselschmiede ist eine Gewerbekrankheit und kein Unfall. 
Von Wichtigkeit ist hingegen eine Entscheidung des R.-V.-A., wonach ein 
Schwerhöriger, der an den Folgen eines Unfalles leidet, durch sein schon 
vorher bestehendes Leiden in höherem Grade entschädigungsberechtigt ist. 
Die Abschätzung der Erwerbsfahigkeit muss eine ganz besonders individuali- 
sirende sein. Die Erwerbsbeschränkung ist eine dauernde, falls das zu 
Grunde liegende Leiden nicht in den ersten 6 — 8 Wochen zurückgeht. Bei 
der Invali di täts Versicherung liegen die Verhältnisse einfacher, aber 
für den Versicherten ungünstiger. Bei der Schwerhörigkeit mittleren Grades 
müsste noch ein sonstiges Gebrechen hinzukommen, um volle Erwerbs¬ 
unfähigkeit zu verursachen. Das im „ersten Attest“ geforderte Datum des 
Beginnes der letzteren wird schwierig zu bestimmen sein, besten noch, 
w T enn man als solches den Tag der Entlassung aus der Arbeit wegen zu¬ 
nehmender Schwerhörigkeit bezeichnet. — 

Aus Seydel’s Fall ist als allgemein interessant hervorzuheben, dass 
der Verletzte noch 13 Tage nach einem durch Misshandlung erfolgten 
Schädelbasisbrüche sich umhertrieb, Alkoholexcesse beging, schliesslich im 
strengen Arrest starb, und dass die Section Veränderungen ergab, die man 
auf eine durch die Fractur hervorgerufene Pachymeningitis hämorrhagica 
bezog und letztere als Todesursache annahm. — 

Nach Beckens Ausführungen ist, während der medicinische Sach¬ 
verständige vor den gewöhnlichen Gerichten nur technisch den Sachver¬ 
halt aufklären soll, und die Schlussfolgerungen am besten dem Richter überlässt, 
seine Aufgabe bei der Ausführung der Unfallgesetze eine höhere, verant¬ 
wortungsvollere, weil er direct den Fall präcise beurtheilen soll und sein 
Urtheil das ausschlaggebende ist. Dazu ist ein genaues Verständniss für die 
Beschäftigungsart des Verletzten und der bei derselben in Function tretenden 
Körpertheile nöthig, erleichtert wird dasselbe durch Uebung und die Kennt - 
niss der vorliegenden Entscheidungen. Schwieriger ist schon die Beweis¬ 
führung über den Zusammenhang von Erwerbsunfähigkeit und Verletzung, 
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den unmittelbaren wie den mittelbaren. So hat das Reichgericht entschieden, 
dass bei den Bruchschäden nicht die Bruchanlage, sondern das Austreten 
der Eingeweide in den Bruchsack als die die Entschädigung bedingende 
Thatsache anzusehen ist, dass der Arbeiter den möglichst zwingenden Nach¬ 
weis für den Zusammenhang zu bringen hat, und dass es Aufgabe des 
Arztes ist, zu entscheiden, ob das angeschuldigte Betriebsereigniss als mit 
mehr als betriebsüblicher Anstrengung verbunden, thatsächlich als die Ur¬ 
sache anzusehen ist, dass also nicht bloss ein zufälliges Zusammnntreflfen 
vorliegt. 

Diese mehr als übliche Anstrengung spielt bei der Beurtheilung der 
Lungenblutung bei vorher Lungenkranken sowie bei Gesunden eine 
Rolle, ebenso bei Schlaganfällen. In einem Falle von Milzbrand war 
zu entscheiden, ob die Ansteckung durch Einathmung oder durch eine 
äussere Hautverletzung entstanden war. 

Auch der weitere Verlauf der Verletzung, der durch abnorme 
Körperbeschaffenheit ungewöhnlich werden kann, kann zu Streitigkeit Ver¬ 
anlassung geben, so namentlich bei Tuberculösen, Geistes- und Nerven¬ 
krankheiten , dem Delirium tremens, höherem Lebensalter. In diesen 
Fällen ist nach der Sprachübung des Reichsversicherungsamtes, sofern der 
Unfall eine wesentlich mitwirkende Ursache an dem schliesslich resultirenden 
Leiden ist, Entschädigungspflicht vorhanden. 

Diese ist auch bei neu auftretenden, vom Unfall unabhängigen Krank¬ 
heiten vorhanden, wenn die Entstehung derselben durch die natürlichen 
Folgen des Unfalles in besonderem Maasse begünstigt wurde, so bei 
Wundinfectionskrankheiten, der Fettembolie, dem Tetanus traumaticus, dem 
traumatischen Diabetes etc. Als mittelbare Folge eines Unfalles wurde auch 
eine Erkrankung an Cholera angesehen, die sich ein nach einem Hamburger 
medico- mechanischem Institut gesandter Unfallverletzter zugezogen hatte. 
Alle die erwähnten Verhältnisse gehören mit in den Begriff der Causalität, 
sofern sie eine wesentlich mitwirkende Ursache sind; nur darf man nicht 
post hoc ergo propter hoc schliessen. Die Statistik muss hier mitwirken, 
wie bei dem Zusammenhänge zwischen Trauma und Geschwulstbildung; die 
Oertlichkeit der Verletzung spielt eine Rolle, wie in einem Falle, wo die 
Zuckungen bei Paralysis agitans von dem verletzten Gliede ihren Anfang 
nehmen. Das Schlussurtheil muss möglichst eindeutig sein; es genügt dabei 
der Wahrscheinljchkeitsbeweis. 

Es ist in einem Referat unmöglich, der verdienstvollen Arbeit gerecht 
zu werden; wenn wir noch etwas zu wünschen gehabt hätten, so wäre es 
die Auseinanderhaltung der unter dem Worte ,»Disposition“ vereinigten Be¬ 
griffe: das eine Mal schafft das Trauma die Disposition, den Boden für eine 
Krankheit, das andere Mal ist es bei einem ,,Disponirten“ Veranlassung zum 
Ausbruch einer solchen; also disponirendes oder besser ,,praedisponirendes“ 
und „auslösendes“ Moment kann das Trauma bezw. der Unfall werden. Es 
kann sich deshalb der Fall ereignen, dass das Trauma das Eindringen von 
Krankheitserregern (Tuberkelbacillen, Strepto- und Stap^ylococccn etc., ver¬ 
anlasst hat, während der Ausbruch der die Erwerbsunfähigkeit bedingenden 
Krankheit durch ein zweites Moment hervorgerufen wird (neues Trauma, 
schlechte Ernährung etc.). Aus praktischen und logischen Gründen verdient 
die Auseinanderhaltung beider Begriffe unsere Aufmerksamkeit. Im Uebrigen 
fasst aber der Aufsatz Alles auf dem Gebiete der Unfallbeurtheilung bisher 
Geleistete in vortrefflicher Weise zusammen und zeigt den Weg für weitere 
Arbeiten. — 

Forensische Gonorrhoefragen geben Prof. N ei sser-Breslau (in 
No. 12) Gelegenheit, seinen Standpunkt, betreffs der Wichtigkeit des 
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Gonococcenbefundes dahin zu präcisiren, dass ein negativer Befund 
(bei sorgfältiger und sachgemässer Untersuchung) kein sicherer Beweis 
für das Nichtvorhandensein von Gonorrhoe ist, dass der positive 
dagegen für den Sachverständigen eines der wichtigsten Hilfsmittel ist, um 
dem Richter ein bestimmtes .Urtheil zu ermöglichen. In einem gewissen 
Widerspruch dazu scheint der von Neisser selbst angeführte Fall zu stehen, 
wo er einen seiner Patienten durch eine acht Wochen lang fortgesetzte, 
stets negativ ausgefallene Untersuchung darüber beruhigte, dass sein eiteriger 
Hamröhrenausfluss kein Tripper sei und auch nicht von seiner Frau her¬ 
rühren könne. 


Vier Jahre unschuldig in württembergischen Irrenanstalten. Ge¬ 
heime Vehme und moderne Bastille. Auf Grund eigener Er¬ 
lebnisse erzählt von Wilhelm Kuhnle. Stuttgart, Lutz, 1894. 

Der Fall Kuhnle II. TheiL Hie Bauer! — Hie Staatsanzeiger! 

Stuttgart, Lutz, 1894. 

Zustände in der Staats-Irrenanstalt Winnenthal. Dem Kgl. Württ. 
Medicinal - Collegium gewidmet. Von A. Oe, Civil - Ingenieur. 
Nebst Nachträgen zum Fall Kuhnle. Stuttgart, Lutz, 1895. 

Meine Erlebnisse in einer Irrenanstalt von Friedrich Balz. Stutt¬ 
gart, Lutz, 1895. 

Dem Irrenhaus entsprungen! Leben und Schicksale des Julius 
Pfeifer. Zwölf Jahre bei vollem Verstände im Irrenhaus 
Zwiefalten. Stuttgart, Lutz, 1895. 

Wie man Querulant wird und in’s Irrenhaus kommt. Leidens¬ 
geschichte des Joseph Wendelin Kurz. Stuttgart, Lutz, 1894. 
Referent: Sommer (Giessen). 

Der Mellageprocess hat die öffentliche Aufmerksamkeit auf den 
Zustand der von Ordensgesellschaften und Privaten geleiteten Anstalten ge¬ 
lenkt. Es ist nothwendig, auch den Zustand der Staats- und Provinzial¬ 
anstalten in’s Auge zu fassen und sich nach den Gründen zu fragen, aus 
denen sich die in der obigen Zusammenstellung nur angedeutete Fluth 
von Broschüren und Anklagen erklärt. Ich verzichte darauf, den Inhalt der¬ 
selben im Einzelnen zu berichten und auf die Frage der Richtigkeit einzelner 
Anschuldigungen einzugehen. Wir wollen hier die genetische Frage er¬ 
heben: Auf welchem Boden und unter welchen Einflüssen ent¬ 
wickeln sich solche litterarische Erscheinungen? Man muss bei 
diesen unwillkürlich an das interessante Phänomen in Pilzzüchtereien denken, 
wenn unter dem Zusammenwirken von einer gewissen Bodenbeschaffenheit 
mit atmosphärischen Zuständen plötzlich eine ungeahnte Menge in die 
Höhe schiesst. 

Nun muss offen gesagt werden, dass der eigentliche Grund dieser 
Phänomene wesentlich in wirklichen Missständen vieler Staats- und 
Provinzialanstalten beruht, wenn auch diese durchaus nicht identisch mit den 
in den Broschüren vielleicht fälchlich angeschuldigten Punkten sind. 
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Was sind das für Miss stände? 

1. Vielfach Mangel an Aerzten. 

2. Vielfach bei geringer Zahl der Aerzte noch eine Erschwerung der 
ärztlichen Aufsicht durch verkehrte Lage der Arztwohnungen. 

3. Mangel an Personal. 

4. Mangel von Wärt er schulen, in welchen das sorgfältig ausgesuchte 
Personal unter genauester ärztlicher Anleitung in den schweren Beruf der 
Irrenpflege eingeführt wird. 

5. Mangel an Raum für die vielen, der Aufnahme bedürftigen Kranken, 
bzw. an Anstalten. 

6. Mangel an Abtheilungen für permanente Bewachung (Wachsäle). 

7. Mangel an Organisation freierer Verpflegungsformen, in denen 
gewissen Geisteskranken das für sie taugliche Maass von Bewegungsfreiheit 
gewährt werden könnte. 

8. Erschwerung der Entlassungen durch bureaukratische Einrich¬ 
tungen, welche den Director in seiner Entschliessung hemmen. 

9. Erschwerung der Aufnahmen, vermöge welcher vielfach Kranke 
nicht rechtzeitig aufgenommen werden können. 

10. Mangel an directer Berührung der Anverwandten mit dem Kranken 
und den Anstaltsärzten. 

11. Mangel an Stadtasylen, in welchen die Verwandten ihre Kranken 
in der Nähe unterbringen könnten. 

12. Mangel an psychiatrischer Bildung der Aerzte, aus 
welchem die schwersten Missstände entspringen. 

Es ist unmöglich, alle diese Punkte im Rahmen eines Referates zu 
behandeln. Ich werde deshalb Gelegenheit nehmen, dieselben allmählich 
genauer in’s Auge zu fassen, und schliesse für heute mit dem Satz: Der 
Grund dieser Litteraturerscheinungen liegt nicht in ungerechtfertigten 
Freiheitsberaubungen, sondern in einer Reihe von organisatorischen 
Missständen, die an manchen Staats- und Provinzialanstalten noch vor¬ 
handen sind und welche energische Abhülfe verlangen. 


Ueber den Einfluss der Arbeitszeit auf die Gesundheit der Arbeiter 
im Allgemeinen. Von Regierungs- und Medicinalrath Dr. E. Roth 
(Oppeln). Deutsche Vierteljahresschrift für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege. 27. Bd. 2. Heft, 1895. Referent: Ascher (Bomst). 

Das vorliegende Referat (erstattet auf dem Budapester Hygienecongress) 
ist der beste Bew eis für den Einfluss der socialen Frage auf die neuzeitige 
Hygiene; es giebt ein vortreffliches Bild von den bisherigen Leistungen 
der in Betracht kommenden Culturstaaten auf diesem Gebiete und den in 
nächster Zeit noch zu erstrebenden Verbesserungen. Was man früher als 
socialistische Schlagworte zu hören gewohnt war, findet man hier als Er¬ 
gebnisse wissenschaftlicher Forschungen; aber das Letztere cum grano salis. 
Denn bei der Vielfältigkeit der auf den Arbeiter einwirkenden Schädigungen 
sind Schlüsse, namentlich auf Grund extensiver Statistiken, sehr mit Vor¬ 
sicht aufzunehmen, und der Uebergang zu der intensiven Untersuchung, 
die das Zeichen der neueren Hygiene ist, dürfte wohl bloss aus Mangel an 
Arbeitskräften sich etwas verzögert haben. Diese Untersuchungsart ist aber 
um so mehr zu wünschen, je mehr Aussicht die Postulate auf Einführung in 
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die Praxis gewonnen haben. Von den Schlüssen seien besonders hervor¬ 
gehoben die Forderung eines Maximalarbeitstages von zehn Stunden auch 
bei nicht erweislicher Betriebsgefahr und -Schädigung (No. 5), die Ein¬ 
schränkung der Ueberstundenarbeit (No. 6), die Ausdehnung gesetzlicher 
Schutzmaassnahmen auf Hausindustrie und Handwerk (No. 8). Es soll nicht 
vergessen werden, dass durch cantonales Gesetz in Zürich der grösste Theil 
dieser Forderungen erfüllt wird, und dass deshalb der dort gemachte Ver¬ 
such allgemeines Interesse verdient. 

Spätere Arbeiten auf diesem Gebiete werden wohl immer auf dieses 
Referat zurückgreifen müssen, und deshalb darf bei der Wichtigkeit des 
behandelten Themas seine eingehende Lectüre allseitig empfohlen werden. 


J. Schwalbe, Jahrbuch der praktischen Medicin. Jahrgang 1895. 

Stuttgart, Ferd. Encke. 666 S. 12 M. Referent: A. Oldendorff 

(Berlin). 

Das von Paul Boerner begründete bekannte Jahrbuch für praktische 
Medicin hat mit dem vorliegenden Jahrgang durch J. Schwalbe eine zweck¬ 
mässige Aenderung erfahren. Bei der Massenproduction auf allen Gebieten 
der Medicin war geradenach eine weise Einschränkung unbedingt geboten, 
sollte das Jahrbuch neben der Aufgabe als Nachschlagewerk auch seinen 
Hauptzweck erfüllen, nämlich als Lehrbuch zu dienen, das den vielbeschäf¬ 
tigten Praktiker möglichst schnell eingehend über die Fortschritte der ge- 
sammten praktischen Medicin zu orientiren vermag. So sind ganz zweck¬ 
mässig Anatomie und Physiologie als selbständige Kapitel fortgefallen und 
die bezüglichen Thatsachen in engem Zusammenhang mit den einzelnen Ab¬ 
schnitten der inneren Medicin, der Chirurgie und den Specialdisciplinen ver¬ 
arbeitet, während andererseits andere wichtige Gebiete, so die pathologische 
Anatomie incl. Bacteriologie und namentlich öffentliche Gesundheitspflege, 
inhaltlich eine beachtenswerte Erweiterung erfahren haben. Wir zweifeln 
nicht, dass das Jahrbuch in der neuen Gestalt weiterhin dazu beitragen wird, 
die Errungenschaften der medicinischen Wissenschaft unter den Aerzten zu 
verbreiten und die thatsächlichen Erfolge der praktischen Heilkunde zu for¬ 
dern und zu sichern. 


Heinrich Joachim, Die preussische Medicinaltaxe in ihrer histo¬ 
rischen Entwicklung. Berlin 1895. 186 S. 3 M. Referent: 

A. Oldendorff (Berlin). 

In der vorliegenden zeitgemässen dankenswerthen Arbeit entwirft Ver¬ 
fasser ein treues Bild von der geschichtlichen Entwicklung der preussischen 
Medicinaltaxe, deren Reform nach langen erfolglosen Versuchen ja nunmehr 
bevorsteht.*) 

Er erörtert eingehend die älteren deutschen Medicinaltaxen(Constitutiones 
regni Siciliae vom Jahre 1241; Leges Wisigothorum, Medicinalgesetz Kaiser 
Friedrichs II., Taxe der Stadt Nürnberg vom Jahre 1592), die brandenburgi- 


*) cfr. Heft I, pag. 52 und Heft 2, pag. 115. 
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sehen Taxen im 17., sowie endlich die preussischen Taxen im 18. und 19. 
Jahrhundert und unterzieht diese verschiedenen Taxen einer sorgfältigen Ver¬ 
gleichung. Hierbei hat sich derselbe nicht darauf beschränkt, lediglich die 
angegebenen Honorarsätze zusammenzustellen, sondern auch an der Hand sehr 
eingehender Untersuchungen sich bemüht, sie auf ihren heutigen Geldwerth 
zurückzuführen und so eine möglichst einwandsfreie Uebersicht zu geben, 
aus welcher zweifellos hervorgeht, dass die preussischen Aerzte früher wesent¬ 
lich besser honorirt wurden. Verfasser bezeichnet sein Werk als einen Bei¬ 
trag zur Geschichte des ärztlichen Standes in Brandenburg - Preussen und nicht 
mit Unrecht, da die Taxen doch immerhin einen gewissen Maassstab abgeben 
für die jeweilige Werthschätzung der ärztlichen Mühewraltungen. Dass diese 
bei uns gegenwärtig stark im Sinken begriffen ist, darüber ist alle Welt 
einig, hoffen wir, dass dem durch die in Aussicht gestellte Reform Einhalt 
geboten wird. 


Tagesfragen. 


Die Interpellation an die preussische Regierung 
über den Stand der Irrenpflege. 

Von H. Kure 11 a, Brieg. 


Es hat leider erst zu einem Scandalprocesse kommen müssen, ehe es in 
Preussen möglich war, die öffentliche Meinung und das Parlament für die 
Irrenpflege und ihren theils längt eingetretenen, theils drohenden Verfall zu 
interessiren. Am 25. Juni d. J. hat der Abgeordnete Sattler an die Regierung 
auf dem Wege der Interpellation die Frage gerichtet, welche Maassregeln 
dieselbe zu ergreifen gedenke, um die Missstände in privaten und von Cor- 
porationen geleiteten Irrenanstalten zu beseitigen und für eine durchgreifende 
Beaufsichtigung solcher Anstalten Sorge zu tragen. 

Der Interpellirende ging von einer Schilderung der Zustände im Aachener 
Alexianerklostcr, wo die rheinische ProvinzialVerwaltung, wie in mehreren 
Anstalten ähnlicher Art, zahlreiche Irre und Epileptiker unterhält, aus, rügte 
die Mängel der Ueberwachung durch Provinzialverw r altung und Regierung 
und forderte zum Schluss: Möglichste Ausdehnung deröffentlichen, 
Zurückdrängung der Privatanstalten. — Unterstellung aller 
Irrenanstalten unter ärztliche Leitung. — Reform der Medi¬ 
cinaiver w’altung als eines der dringendsten Bedürfnisse im 
preussischen Staate, zugleich unter Anstellung psychiatrisch 
gründlich gebildeterStaatsmedicinalbeamten und eines eige¬ 
nen Decernenten für Psychiatrie im Ministerium. 
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Der die Interpellation beantwortende Cultusminister betonte zunächst 
unter allgemeinem Beifall wiederholt, dass jede Schuld an den Mariaberger 
Zuständen, wenn eine solche zu constatiren wäre, unnachsichtlich gerügt und 
gesühnt werden solle; er sprach aber auch nicht mit einem Worte von dem 
System, das am Rhein endlich bankerott gemacht hat, und dessen unvermeid¬ 
liche Consequenzen in dem Processe Mellage endlich hervorgetreten sind, und 
von dem Willen, mit diesem System zu brechen. Die Organisation der Irren¬ 
pflege ist aber eine staatliche Culturaufgabe, der nicht genügt wird, wenn der 
Staat sie den Landarmenverbänden, diese der Kirche und schliesslich die 
Kirche sie den unter der Firma von Laienbrüderschaften zusammengewürfelten 
ungeeigneten Elementen zur Erledigung überweist; auch nicht durch die Be¬ 
rufung eines hervorragenden Psychiatrikers als Decernenten für das Irren¬ 
wesen, wenn die Staatsregierung für diese Stelle nichts Anderes übrig hat, 
als die Anstellung im Nebenamte eines jeder Initiative beraubten Functionärs. 

Da ist es nicht weiter verwunderlich, dass die vom Minister in Aussicht 
gestellten Maassregeln auf nichts als neue bureaukratische Maassnahmen 
herauslaufen: 

1. Es soll eine besondere unmittelbare Commission eingesetzt werden, 
welche alle, nicht bloss von Alexianern, sondern auch von Katholiken 
oder Evangelischen unterhaltenen Irrenanstalten einer unerwarteten Re¬ 
vision unterziehen soll. 

2. Es sollen die Regierungsmedicinalräthe unter Zuziehung eines 
höheren Verwaltungsbeamten alle Privatanstalten ihres Bezirks eingehend 
revidiren. 

3. Sollen demnächst neue Vorschriften in Kraft treten, durch welche 
die staatliche Aufsicht über die Privatirrenanstalten erheblich verschärft 
werden. 

4. Es soll durch diese Vorschriften die Einwirkung des Arztes auf 
die Behandlung der Kranken und die Verwendung des Personals ge¬ 
sichert werden. 

5. Es sollen 22 besondere Bezirkscommissionen eingesetzt werden, 
bestehend aus dem Regierungsmedicinalrath, einem Mitgliede der Re¬ 
gierung und einem wohlgeschulten Psychiater. 

6. Zur Zahlung von Diäten und Reisekosten an die Mitglieder dieser 
Commissionen sollen 8000 Mark jährlich ausgeworfen werden. 

Diesen Auskünften über die künftige Entwickelung des Irren- und desMedi- 
cinalwesens in Preussen gegenüber ist der Pessimismus leicht verständlich, der 
denn auch in denjenigen wenigen Bemerkungen hervortritt, die aus der Be¬ 
sprechung der Interpellation Sattler noch erwähnt zu werden verdienen. Der 
Abgeordnete von Eynern betonte, dass die Erklärungen des Cultusministers 
keineswegs geeignet sind, die Unruhe im preussischen Volke zu dämpfen 
und die Aufregung in irgend einer Weise zu beschwichtigen; dass eine Reform 
des Medicinalwesens an Haupt und Gliedern, eine Trennung desselben vom 
Cultusministerium und eine besondere Organisation desselben unter einem 
Nichtlaien erforderlich ist, dass erst dann gesunde Grundlagen für die Or¬ 
ganisation des Irrenwesens in Preussen gewonnen werden können. 

Der Cultusminister bezeichnete die letztere Forderung zwar als unerhört 
und noch nie in der Öffentlichkeit erhoben, musste sich aber im Laufe der 
Debatte noch von Virchow sagen lassen, dass das preussische Medicinalw'esen 
tief unter dem Veterinärwesen steht und dass es immer noch besser wäre, 
die Medicinalabtheilung dem Polizeiministerium anzugliedem, als dem Cultus¬ 
ministerium. 
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Eine sehr geringe Bekanntschaft der meisten Redner mit dem heutigen 
Zustande des öffentlichen Irrenwesens trat in allen Theilen der Debatte hervor. 
Bei einzelnen Rednern des Centrums zeigte sich zwar ein erfreuliches Ver- 
ständniss dafür, dass das Schicksal der Geisteskranken wesentlich von der 
Qualität des sie pflegenden Personals abhängt, zugleich aber trotz der Maria¬ 
berger Enthüllungen die Illusion, dass die religiöse, nicht die ärztliche Schulung 
und Leitung dem Personal diese Qualitäten verleihen könne, und die fernere 
Illusion, dass die Kutte den Mönch mache. 

Abgeordneter von Pappenheim hatte den Muth, für den Pastor von Bo- 
delschwingh und dessen Brüder Reclame zu machen; wir wissen ja nunmehr, 
dass diese Brüder ein eigenes Rothwälsch besitzen, in dem sie ihre Praktiken 
in eigenen Terminis benennen und für ihre traditionellen Brutalitäten gegen die 
Irren haarsträubende Ausdrücke fuhren, die als Specimina christlicher Nächsten¬ 
liebe classisch zu werden verdienen, wie der „Bruder Heinrich“. 

In summa, die Verhandlungen über die Interpellation Sattler haben 
gelehrt, dass es mit dem preussischen Irrenwesen trotz seines Krebsschadens 
der Auslieferung der Kranken an Obscurantengeseilschaften beim Alten 
bleibt, *) und dass wir von einer organischen Reform des Irrenwesens und 
des ganzen grossen Gebietes der socialen Pathologie und Medicin noch weit 
entfernt sind.*) 


*) Die Rheinprovinz hatte im April 1894 von landarmen Irren in eigenen An¬ 
stalten 1720, in religiösen 1032 untergebracht und zugleich neue Verträge mit evange¬ 
lischen Genossenschaften zur Unterbringung von 400 weiteren Irren in deren Instituten 
abgeschlossen. Heute hat die Rheinprovinz in fünf eigenen Anstalten etwa 1800, in 
140 verschiedenen nichtöffentlichen Anstalten 2200 Kranke untergebracht. 

2 ) Bezüglich des Aachener Processes mag hier noch folgende der „Nat.-Zeitung“ 
von hervorragender irrenärztlicher Seite zugegangene sehr beachtensw’erthe Zuschrift 
Platz finden. Dieselbe lautet : 

„Es scheint mir erwünscht, dass nunmehr im Rückblick auf den Aachener 
Process in kurzen Sätzen diejenigen Punkte hervorgehoben werden, w T elche Klärung 
herbeifuhren können. Ich bin überzeugt, dass alle Fachgenossen mit dem Folgenden 
übereinstimmen: 

1. Die Erfahrungen im Alexianerkloster zu Aachen bestätigen die Bedenken, 
welche in der Sitzung der deutschen Irrenärzte 1893 zu Frankfurt a. M. geäussert 
wurden und in den einstimmig angenommenen Thesen ihren Ausdruck fanden. 

2. Die Ursache der dortigen Missbrauche liegt in der Herrschaft eines durch 
die Zugehörigkeit zu einem geistlichen Orden der Kritik weniger ausgesetzten, 
zugleich ungebildeten und ungeschulten Personals ohne ärztliche Leitung und 
sogar ohne Aufsicht von einsichtigen Gebildeten. 

3. Diese Missbräuche konnten dadurch sich einwurzeln, dass die staatliche 
Aufsicht mangelhaft geübt wurde, weil sie durch die Verehrung für die pflegenden 
Brüder bei Aerzten und Behörden vielfach beeinträchtigt wurde. 

4. Die dortigen Missbräuche geben Veranlassung, auf die wirkliche und 
strenge Ausübung der gesetzlich bestehenden Vorschriften über Beaufsichtigung 
der Irrenanstalten zu dringen, nicht aber in Bezug auf die Aufnahme von 
Kranken solche Erschwerungen einzuführen, welche die Irrenanstalten aus Heil¬ 
anstalten zu Pflegeanstalten Unheilbarer herabzudrücken geeignet wären. 

5. Die dortigen Missbräuche zeigen endlich die Berechtigung der irrenärzt¬ 
lichen Forderung, dass Privatirrenanstalten nur dann die Conzession ertheilt 
werde, wenn dieselben eine verantwortliche ärztliche Leitung erhalten, und dass 
die dirigirenden Aerzte derselben ihre Befähigung zu dieser Stellung durch 
mehrjährige praktische Thätigkeit an Irrenanstalten bewährt haben.“ 

D. R. 
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Die Kassenarztfrage auf dem 23. deutschen 
Aerztetage. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 


Die im Vordergrund der ärztlichen Interessen stehende Kassenarzt¬ 
frage, die begreiflicher Weise bereits vielfach Gegenstand der Erörterung des 
deutschen Aerztetages gewesen, 1 ) hat durch die diesjährigen Verhandlungen 
zweifellos eine wesentliche Förderung erfahren. 

Nach Lage der Sache konnten auch sie zwar die überaus complicirte 
Frage zu einem endgültigen Abschluss noch nicht bringen, sie werden aber 
gleichwohl eine wichtige Etappe bilden, die bei der weiteren Behandlung des 
Gegenstandes nicht wird unbeachtet bleiben dürfen. Dank der sorgfältigen 
Vorbereitung durch den Geschäftsausschuss, der eingehenden Erörterung im 
Organ des Bundes,*) der erschöpfenden Ausführungen der Referenten haben 
sie in einer durchweg sachlichen, in im besten Sinne des Wortes parlamen¬ 
tarischen Formen sich bewegenden Discussion einerseits die Ansichten und 
Wünsche der überwiegend grossen Mehrheit der deutschen Aerzte zu einem 
unzweideutigen Ausdruck gebracht und werden voraussichtlich andererseits 
die Wirkung haben, den in einigen Orten und namentlich in Berlin unter den 
Collegen ausgebrochenen Widerstreit 3 ) zu hemmen und ihn durch eine leiden¬ 
schaftslose, objective und forderliche Behandlung der fraglichen Angelegenheit 
zu ersetzen. 

Die deutsche Aerzteschaft hat sich für die freie Arzt¬ 
wahl ausgesprochen. 

Von den dem deutschen Aerztevereinsbunde zur Zeit angehörenden 
249 Vereinen mit 14270 Mitgliedern waren auf dem 23. Aerztetag 120 Delegirte 
anwesend, die 156 Vereine mit 11817 Mitgliedern vertraten. Von diesen votirten 
für die die freie Arztwahl declarirenden Thesen des Referenten 9284 gegen 
1020, für die These des Correferenten hingegen nur 3077 gegen 7997. 

Die Thesen selbst lauteten: 

I. Thesen des Referenten Dr. Busch: 

1. Die freie Arztwahl entspricht am besten der Stellung der Aerzte 
in den Krankenkassen. 

2. Durch die freie Arztwahl werden die Aufgaben der Krankenkassen 
am besten erfüllt. 

3. Die freie Arztwahl ist eine berechtigte Forderung der Aerzte und 
der Kassenmitglieder. 

4. Dem Begriffe der fr^jen Arztwahl entspricht jede Einrichtung, 
welche einerseits jedem Arzte eines Kommunalbezirkes die Berechtigung 
gewährt, bei einer Kasse unter bestimmten, vorher vereinbarten, den 
einzelnen Arzt verpflichtenden Bedingungen als Kassenarzt zu fungiren, 
andererseits jedem Kassenmitgliede in jedem Krankheitsfalle die Wahl 
unter diesen Aerzten freilässt. 

*) So in Eisenach 1884, Dresden 1887, Bonn 1888, Braunschweig 1889, München 
1890 und in Weimar 1891. 

*) Cfr. Aerztl. Vereinsbl., namentlich No. 300 bis 306. 

:J ) Cfr. Heft 1 pag. 41. 
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5. Die Organisation dieser Einrichtung geschieht am zweckmässigsten 
durch Abschluss von Verträgen zwischen ärztlichen Vereinigungen, und 
zwar, wo solche vorhanden sind, von den staatlich organisirten Vereinen, 
mit den Vorständen der Krankenkassen. Diese Verträge müssen Be¬ 
stimmungen enthalten über das Honorar, über Abwehrmaassregeln gegen 
Simulation, Arznei Verschwendung und über andere im Interesse der 
Kassen und Aerzte jiothwendigen Maassregeln. 

II. These des Correferenten Dr. Windeis: 

Wenn die freie Arztwahl aus idealen Gründen dem System der 
festangestellten Kassenärzte auch vorzuziehen ist, so stehen ihrer all¬ 
gemeinen Durchführung doch schwerwiegende Hindernisse und Bedenken 
entgegen. Der Aerztetag kann sich deshalb nicht dafür aussprechen, 
dass es anzustreben sei, sie überall und mit allen Mitteln ein- bezw\ 
durchzuführen. 

Die Ansichten des Herrn Busch sind unseren Lesern in der Hauptsache 
bereits bekannt. Busch war Referent in dieser Frage auch auf der diesjährigen 
Conferenz der Centralstelle für Arbeiter-Wohlfahrtseinrichtungen, über die 
bereits in Heft 2 der ,,Zeitschrift“ pag. 120 eingehend berichtet worden ist. 
Wie dort ist auch hier Busch für die freie Arztwahl warm und überzeugend 
eingetreten ; er hat sich dieses Mal naturgemäss darauf beschränkt, vorzugsw eise 
die bereits durch die Ausführungen im Vereinsblatt bekannt gewordenen Ein¬ 
wendungen seines gegnerischen Correferenten Windeis zu widerlegen. 

Dieser führte aus, dass er keineswegs ein Gegner der freien Arztwahl quand 
meme sei, er stehe ganz auf dem Boden der Beschlüsse des Weimarer Aerztetages, 1 ) 
er glaube aber, dass die freie Arztwahl Vorbedingungen erheische, die nur selten 
gegeben seien. Für die Kassenvorstände und die beaufsichtigenden Behörden sei 
die ganze Frage eine rein finanzielle; die seitens der Berliner Gewerbedeputation 
aufgestellte Statistik habe ergeben, dass unter der freien Arztwahl, trotzdem die 
Beiträge erhöht, die Leistungen hingegen herabgesetzt worden, die Ausgaben der 
Kassen eine erhebliche Steigerung erfahren haben, w r as übrigens auch ganz er¬ 
klärlich sei, denn man könne füglich behaupten, je mehr Aerzte eine Kasse 
habe, desto mehr habe sie auch Patienten und Arzneikosten; übrigens Hesse 
sich doch nicht in Abrede stellen, dass nicht jeder Arzt befähigt sei, die Func¬ 
tionen eines Kassenarztes auszuüben. Das System mache eine geordnete Ver¬ 
waltung geradezu unmöglich, ohne den Arbeitern selbst irgendwelche Vortheile 
zu bringen. Aber auch den Aerzten biete dasselbe nicht die erwarteten Vorzüge: 
das Honorar zersplittere sich in einzelne kleine Theile, nur einzelne sich 
vordrängende Individuen w erden grössere Einnahmen erzielen, die Werth¬ 
schätzung der ärztlichen Leistungen aber noch mehr sinken, während bei dem 
System der fixirten Kassenärzte doch wenigstens einzelne Collegen ein an¬ 
gemessenes Honorar erhielten, das dem der Beamtengehälter entspräche. 
Gleiches gelte aber auch bezüglich der angeblichen ethischen Vorzüge. Statt 
des Wettbewerbs bei den Kassenvorständen werde ein viel schlimmerer bei 
der Masse der Arbeiter eintreten, und die vermeintliche Abhängigkeit der 
Aerzte von den Kassenvorständen sei überhaupt nicht so schlimm und 
müsse mit in den Kauf genommen werden; bei der heutigen Ueberproduction 
seien überhaupt die Aerzte mehr denn je vom Publicum abhängig, es stehe 
zu befürchten, dass sie sich bei freier Arztwahl noch erheblich vergrössere, 
da die 19 Millionen, die etwa das ärztliche Honorar der Kassen ausmachten, 
für manche Bevölkerungsklassen eine verführerische Anziehungskraft ausüben 
werde. Was endlich das Recht des Arbeiters auf die Wahl seines Arztes 

') Cfr. Heft 1, pag. 41. 
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betreffe, so sei dies ein leeres Schlagwort. Wie Jedermann, so müsse sich 
auch der Arbeiter den gegebenen Verhältnissen fugen und sich gewisse 
Schranken auferlegen. Nicht die freie Arztwahl sei zu erstreben, sondern 
Organe, in welchen die Aerzte und Kassenvorstände vertreten seien und 
welche die Aufgabe haben müssten, die beiderseitigen Pflichten zu über¬ 
wachen, aber auch die Aerzte in ihren Rechten zu schützen, ferner Erhöhung 
des Honorars bis an die mögliche Grenze und vor Allem Erweiterung der 
Disciplinarbefugniss der staatlich anerkannten ärztlichen Organisationen. 

Der reiche Beifall, der den Ausführungen des Herrn Correferenten folgte, 
galt augenscheinlich seiner Persönlichkeit und der ^Art, mit der er seiner 
Ueberzeugung Ausdruck zu geben verstanden, nicht der Beweiskraft seiner 
Gründe. Denn fast sämmtliche Redner traten für die freie Arztwahl ein und 
suchten in längeren oder kürzeren Ausführungen und unter Vorführung zahl¬ 
reicher Beispiele seine Befürchtungen zu widerlegen. 

In der sehr lehrreichen Discussion wurde namentlich hervorgehoben, 
dass einzelnen unter freier Arztwahl aufgetretenen ungünstigen finanziellen 
Ergebnissen auch eine Anzahl günstiger gegenüberständen, so in Leipzig, Kann- 
stadt, Nürnberg, Baden, Mainz, 1 ) dass durch ein collegialisches Zusammen¬ 
halten der Aerzte, wie Lindmann an den Vorgängen in Mannheim über¬ 
zeugend nachwies, ausserordentlich viel zu erreichen sei, dass, wie der 
Vertreter für Bremen zeigte, die entgegenstehenden Schwierigkeiten keine so 
grossen seien und es gar nicht einer grossen Agitation bedürfe und man 
sogar besser zum Ziele gelange, wenn man statt derselben den Kassen die 
freie Arztwahl anbiete und ihnen die Entscheidung selbst überlasse, dass in 
Süddeutschland das System schon grosse Fortschritte gemacht und selbst Be¬ 
hörden bereits auf Mittel und Wege sinnen, dasselbe allgemein einzufuhren. 
Andererseits bestand aber auch keine Meinungsverschiedenheit darüber, dass, 
w T ie ja auch These 5 zum Ausdruck bringt, das System gewisse Cautelen 
und Vorsichtsmaassregeln nöthig mache und dass überhaupt noch aus¬ 
gedehnte statistische Untersuchungen erforderlich seien. Busch theilte mit, 
dass die Rheinische Aerztekammer eine solche auch beabsichtige. Wir 
selbst hatten die Absicht, eine allgemeine Enquöte seitens des Aerztetags 
zu beantragen, verzichteten aber selbstverständlich hierauf, als wir hörten, 
dass der Geschäftausschuss bereits eine solche in Aussicht genommen habe. 
Eine eingehende, womöglich staatlich unterstützte Enquöte ist aber noch un¬ 
bedingt erforderlich, um über die vielfachen hier aufgeworfenen, zum Theil 

*) Um für die freie Arztwahl einzutreten, richtete Krug-Mainz, der selbst auf 
dem Aerztetag zu erscheinen verhindert war, ein Schreiben an den Geschäftsausschuss, 
das zur Verlesung gelangte und aus dem wir Folgendes entnehmen: „Da das Jahr 
1893 mit fixirten Kassenärzten schlecht abschloss und man nicht allein gezwungen 
war, dem Reservefonds 21000 Mark zu entnehmen, sondern auch die Krankenkassen - 
beitrage um 3 l j 2 v. H. des ortsüblichen Tagelohnes zu erhöhen, so beschloss man 
die freie Arztwahl einzufuhren. Und welches war nun das Ergebniss des Jahres 1894? 
Die erwähnte Summe wurde nicht bloss in den Reservefonds wieder abgeführt, sondern 
es wurden auch noch folgende Leistungen, die weit über das gesetzlich vorgeschriebene 
Mindestmaass hinausgehen, übernommen: I) freie ärztliche Behandlung der Familien 
der Mitglieder bis zur 13. Woche, 2) desgleichen der Mitglieder bis zur 20. Woche, 
3) Gewährung von Unterstützungen auch an unverheirathete Mitglieder. Envähnt sei, 
dass die Mitgliederzahl 906 betrug.“ Das sind sehr erfreuliche Thatsachen. Aber 
man wird aus diesen Ergebnissen nur eines Jahres bei der Complicirtheit der Frage 
weitgehende Folgerungen für die freie Arztwahl ebenso wenig machen dürfen, wie die 
Gegner derselben aus der oben citirten Statistik der Berliner Gewerbedeputation 
gegen dieselbe. 
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sehr schwierigen Fragen über den Einfluss der freien Arztwahl auf die Kassen 
und die bei denselben fungirenden Aerzten sowohl in wirtschaftlicher als 
ethischer Beziehung ins Klare zu kommen. 

Einer der auf dem Aerztetag stark vertretenen Berliner Gegner der freien 
Arztwahl machte in der Discussion geltend, man möge nur die Berliner ihren 
Streit allein austragen lassen. Ganz recht! Hoffen wir aber, dass die Ver¬ 
handlungen des deutschen Aerztetages denselben günstig beeinflussen und in 
ein ruhigeres Fahrwasser leiten werde. Man hat uns vorgeworfen, dass wir 
demselben, entgegen unserem Programm, nicht unparteiisch gegenüberständen. 
Ganz mit Unrecht! Wir selbst freilich sind von der Notwendigkeit der freien 
Arztwahl überzeugt und sind mit Busch der Ansicht, dass das Grab der¬ 
selben auch das Grab der ärztlichen Freiheit sein würde; uns in die eklen 
Berliner Streitigkeiten hineinzumischen, liegt aber den Aufgaben, die wir uns 
gestellt, ganz fern, wie ja überhaupt in unseren Ausführungen im i. Heft 
der Berliner Vorgänge vorzugsweise nur zwecks Illustration für die in ärzt¬ 
lichen Kreisen herrschende Zerfahrenheit Erw ähnung geschehen. Jedem Ver¬ 
such, uns in diesen Streit hineinzuzerren, werden wir wie bisher so auch ferner 
energischen Widerstand entgegensetzen. Jeder Eingeweihte weiss , dass die 
Berliner Vorgänge zu einem grossen Theil mit dem dortigen durchweg unerfreu¬ 
lichen und ungesunden ärztlichen Vereinsleben Zusammenhängen; hier wird man 
ansetzen müssen, um wieder einigermaassen erträgliche und erspriessliche Zu¬ 
stände in der Haupt- und Residenzstadt herbeizuführen. Weder eine ,,wüste“, 
noch eine Agitation überhaupt, um die Arbeiter für ärztliche Zwecke zu ge¬ 
winnen, ist nach unserem Geschmack, und wir bedauern nur lebhaft, dass 
die socialpolitische Gesetzgebung es nicht verstanden hat, solchem Beginnen 
von vornherein vorzubeugen. Schon fangen die Arbeiterkreise an, der ärzt¬ 
lichen Discussionen überdrüssig zu werden und die Anwesenheit der Aerzte 
in ihren Versammlungen sich zu verbitten. l ) Wohin soll das fuhren! Den 
organisirten Arbeitern gegenüber kann, wie die Sachen nun einmal liegen, 
nur eine geschlosseen ärztliche Coalition von Nutzen sein. Dass dies aber 
thatsächlich der Fall, bezeugen die Verhandlungen des 23. deutschen Aerzte¬ 
tages. 


') Cfr. Med. Ref. No. 28, pag. 226. 
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Die Regelung des ärztlichen Honorarwesens 
in den verschiedenen Culturstaaten. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 


Mit Rücksicht darauf, dass seitens unserer Regierung die von den Aerzten 
lang ersehnte Reform des ärztlichen Honorarwesens nunmehr in Aussicht ge¬ 
nommen ist (cfr. Entwurf zu einer neuen preussischen Medicinaltaxe, Heft 2 der 
Zeitschrift, pag. 115), wird es interessiren, auch über die fraglichen Zustände 
in den verschiedenen Culturstaaten möglichst genaue Auskunft zu erhalten, 
ln Folgendem geben wir daher die wesentlichsten Mittheilungen wieder, die 
bis jetzt unsere Herren Mitarbeiter die Güte hatten, uns zugehen zu lassen: 

Bezüglich Frankreichs schreibt uns Max Nordau: 

„Eine amtliche Taxe besteht in Frankreich nur für gerichtsärztliche oder 
auf Anordnung der Behörden vorgenommene ärztliche Handlungen. Bis zum 
30. November 1893 war die Verordnung vom 18. Juni 1811 maassgebend. Die 
Sätze jener Verordnung waren, der Kaufkraft des Geldes zu Anfang des 
Jahrhunderts entsprechend, sehr niedrig. Nach langem Zögern entschloss 
man sich endlich 1893, sie den geänderten Zeitverhältnissen entsprechend — 
übrigens recht mässig — zu erhöhen. Die neue Taxe war im Amtsblatt vom 
26. November 1893 und in allen Pariser medicinischen Zeitschriften am Ende 
November jenes Jahres abgedruckt. 

Für die Thätigkeit freier Aerzte giebt es keinen amtlichen Tarif. Brauch 
und Herkommen sind maassgebend. Entstehen zwischen Arzt und Client 
Meinungsverschiedenheiten über die Höhe des Honorars, die der Richter zu 
entscheiden hat, so geht dieser in seinem Urtheil vom Ortsbrauch aus, zieht 
die Stellung des Arztes und die Vermögenslage des Kranken in Betracht und 
hört, wenn in ihm Zweifel bestehen, einen von ihm berufenen Arzt als Sach¬ 
verständigen. 

In der Provinz haben zahlreiche Berufsgenossenschaften der Aerzte 
(Syndicats mddicaux) Tarife ausgearbeitet, die für die Mitglieder als Mindest¬ 
sätze bindend sind und an die in Streitfällen der Richter sich zu halten 
pflegt. Diese Tarife sind nach den Gegenden verschieden. In der Regel ist 
der kleinste Satz für einen einfachen Besuch im Orte 3 Frcs., Nachts (von 
9 Uhr Abends bis 8 Uhr Morgens) das Doppelte, jeder Eingriff, selbst Augen- 
und Kehlkopfspiegelung und Speculumeinführung, wird besonders berechnet. 
Für Paris gelten natürlich viel höhere Sätze.“ 

Ueber Russland theilt uns Erismann-Moskau Folgendes mit: 

„Was die Regelung des ärztlichen Honorars in Russland anbetrifft, so 
kann ich Ihnen sagen, dass neben veralteten gesetzlichen Normen, die ich im 
Weiteren Ihnen wörtlich wiedergebe, und die keinerlei practische Bedeutung 
haben, Alles dem Belieben des Publicums oder dem Uebereinkommen zwischen 
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Arzt und Kranken überlassen bleibt. Die Aerzte bei uns schicken den 
Kranken keine Rechnungen; 1 ) es kommt dies, soviel ich weiss, in ganz 
Russland nirgends vor. Das Leben selbst arbeitet an den verschiedensten 
Orten gewisse Normen aus. Diese sind verschieden nach Ort und nach der 
Stellung des Arztes. Einzelne Aerzte in grossen Städten, die sich eines be¬ 
sonderen Rufes erfreuen, setzten ein gewisses Honorar fest, und das Publicum 
erfährt z. B. durch den Diener des betreffenden Arztes, dass man dem Letz¬ 
teren so und so viel bezahlen muss. Diese Fälle bilden jedoch die Ausnahme; 
im Allgemeinen nehmen die Aerzte das, was das Publicum 
giebt. Viele Kranke, selbst in den Städten, namentlich sogenanntes intelli¬ 
gentes Proletariat, werden vom Arzte in seinem Hause ganz unentgeltlich 
behandelt. Ueberhaupt existirt in dieser Beziehung eine gewisse Ethik, die 
eigentlich von Arzt und Publicum beobachtet wird und die wenigstens der 
Arzt nicht ungestraft, d. h. nicht unbeschadet seinem Renommö als Mensch 
(nicht als Arzt), verletzen darf. 

In seinem Hause bekommt der Arzt (das Geld wird gewöhnlich un¬ 
mittelbar dem Arzte eingehändigt, meistens für jeden Besuch besonders) von 
o—3 oder 5 Rubel; einzelne Aerzte nehmen 10, zuweilen 25 oder sogar 
50 Rubel. Dies sind jedoch, wie gesagt, Ausnahmen. Für den Kranken¬ 
besuch bekommt der Arzt ebenfalls im Allgemeinen von 1—5 Rubel, je nach 
Ort, Vermögensverhältnissen des Kranken, Eigenschaften des Arztes etc. 

Hausärzte mit fixem Gehalt giebt es im Allgemeinen wenig, und die 
Aerzte lieben dies nicht besonders, weil sie fürchten, exploitirt zu werden. 
Unser Publicum ist überhaupt etwas misstrauisch dem Arzte gegenüber, das¬ 
selbe bleibt selten irgend einem Arzte treu, sondern läuft von einem zum 
anderen. 

Bei den städtischen Krankenhäusern giebt es unentgeltliche Ambulatorien; 
in den grösseren Städten hat ausserdem die Stadtverw altung besondere Am¬ 
bulatorien für die Armen eingerichtet, in Petersburg machen die von der 
Stadt angestellten Aerzte auch Besuche im Hause der Kranken und hierfür 
existirt eine bestimmte Taxe, so viel ich mich erinnere, 30 Kopeken für den 
Besuch. 

Auf dem Lande (in 34 Gouvernements, wo die Semstwo existirt) giebt 
es überall Landschaftsärzte, die von der Semstwo angestellt sind, meistens 
kleine Krankenhäuser von 10—20 Betten zu ihrer Verfügung haben und alle 
Kranken unentgeltlich behandeln. Diese Organisation der Landschaftsärzte 
ist eine eigenthümliche und eigenartige Erscheinung, die in dieser Weise 
andren Orts nicht existirt und sehr der Aufmerksamkeit des gebildeten Westens 
würdig ist; diese Landschaftsärzte, deren es in 440 Bezirken nicht weniger 
als 2000 giebt, bilden eine wirkliche Macht nicht nur als Specialisten, sondern 
als Culturträger überhaupt, namentlich in denjenigen Gouvernements, wo sie 
organisirt sind, d. h. w f o in regelmässigen Versammlungen die wichtigsten 
Fragen der Landschaftsmedicin und Gesundheitspflege berathen werden. 

Die gesetzlichen Bestimmungen über das ärztliche Honorar lauten fol- 
gendermaassen (dieselben sind in dem ärztlichen Statut der Gesammten Ge¬ 
setzessammlung des russischen Reiches enthalten): 

547. Vollkommen arme Leute, wenn sie sich an den Arzt um Rath oder 
um Verschreiben eines Receptes w r enden, werden der Menschenliebe des 
Arztes und unentgeltlicher Behandlung durch denselben empfohlen. 

(Gesetz vom Jahre 1789.) 


*) Ausser in Privatkrankenhäusem. 


Digitized by 


Google 


Correspondenz. 


I 9 I 

548. Aerzten, die von der Regierung besoldet werden, ist verboten, 
von armen Leuten, die sich in den ihnen zugewiesenen Stadttheilen oder 
ländlichen Bezirken befinden, irgend eine Bezahlung zu verlangen. 

(Gesetz vom Jahre 1845.) 

550. Die Aerzte müssen sich zufrieden geben, wenn sie von unvermög- 
lichen Leuten für ihre Arbeit folgendes Honorar erhalten: 

1. Der Doctor der Medicin für einen Krankenbesuch in der Stadt, 
mit Verschreibung eines Receptes 30 Kopeken; für einen Kranken¬ 
besuch ohne Verschreibung eines Receptes 15 Kopeken; für einen 
Krankenbesuch ausserhalb der Stadt 60 Kopeken; für einen münd¬ 
lichen oder schriftlichen Rath 1 Rubel 50 Kopeken. 

2. Ein Arzt für einen Krankenbesuch in der Stadt mit oder ohne Ver¬ 
schreiben eines Receptes 15 Kopeken; für einen Besuch ausserhalb 
der Stadt 30 Kopeken ; für einen mündlichen oder schriftlichen Rath 
90 Kopeken. 

3. Das Honorar für Aderlässen wird auf 7 1 Kopeken festgesetzt; für 
Entfernung eines verdorbenen Zahnes 15 Kopeken ; bei Schröpfen für 
jeden Schröpfkopf 3 Kopeken; für jeden Blutegel 6 Kopeken: für 
Auflegen eines spanischen Fliegenpflasters 7 1 Kopeken; für ein 
Clystier 7 1 / 9 Kopeken. 

4. Für ärztliche Operationen, z. B.: Augenoperationen, Entfernung von 
Blasensteinen und dgl. wird das Honorar nicht festgesetzt, sondern 
dem freiwilligen Uebereinkommen des Arztes und Kranken anheim¬ 
gestellt ; doch werden die Aerzte daran erinnert, dass die Medicinal- 
verwaltung im Falle ungebührlicher Forderungen sie zur Verantwort¬ 
lichkeit heranziehen wird. 

(Gesetz vom Jahre 1789.) 

551. Von vermöglichen Leuten, welche dem Arzte ihre Dankbarkeit 
für während der Krankheit geleistete Dienste beweisen wollen, dürfen die 
Aerzte auch eine Bezahlung annehmen, welche das im vorausgehenden § fixirte 
Maass überschreitet. 

(Gesetz vom Jahre 1789.) 

552. Ein Geburtshelfer, der bei einer schweren Geburt Hülfe geleistet 
hat, darf von unvermöglichen Leuten für seine Arbeit 1 Rubel 50 Kopeken 
annehmen; gänzlich armen Gebärenden oder Wöchnerinnen sollen Geburts¬ 
helfer, die vom Staate besoldet sind, unentgeltlich Hülfe leisten. 

(Gesetz vom Jahre 1789.) 

Alle diese Verordnungen sind, wie gesagt, rein antiquarisch, obgleich 
sie durch neue Gesetze nicht abgeschafft sind. Von Zeit zu Zeit spricht man 
davon, es wäre gut, das ärztliche Honorar in dieser oder jener Weise zu 
regeln, aber practische Versuche in dieser Richtung sind noch nicht gemacht 
worden; — wird auch schwerlich bald dazu kommen. 

Im Allgemeinen existirt vollkommene Freiheit, Alles ist der Tradition und 
dem freiwilligen, meist stillschweigenden Uebereinkommen überlassen; Rech¬ 
nungen werden nicht ausgestellt. Aerzte, die überhaupt Praxis haben, be¬ 
finden sich dabei gut.“ 

Nach dem Bericht des Herrn Prof. George H. Rohö in Baltimore giebt 
es in den Vereinigten Staaten keine gesetzlichen Medicinaltaxen. „In 
den Staatsgesetzgebungen sind schon Versuche gemacht worden, die Gebühren 
der Aerzte gesetzlich festzustellen. Solche Versuche sind aber immer, Gott 
sei Dank, gescheitert. Bei uns werden diese Sachen von den Aerztegesell- 
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schäften in den verschiedenen Staaten geregelt. Diese „Fee tables“ haben 
aber nichts Bindendes und jeder Arzt fordert, was er eben will. Freilich 
erhält er es nicht immer. Beiliegend sende ich Ihnen die Gebührentabelle 
der „Medical and Chirurgical Faculty of Maryland“, welche vor zwei Jahren 
angenommen wurde.“ 

Report of Committee on Revision of the Fee Table. 

Medical Practice. 

First Visit in any Case of Sickness.2 to $ 5 

Each Subsequent Visit. 2 to 5 

First Consultation Visit. 5 to 20 

Each Subsequent Consultation Visit . 2 to 10 

Single Visit and Advice. and Special cases where the Physician 

is not the regulär attendant. 5 to 10 

Distant Visits, for every mile over 2 miles in addition to 

usual Charge (night visits double). 1 to 3 

Night Visits (between 10 P. M. and 7 A. M.). 5 to 10 

Detention with patient all night. 10 to 50 

In case of several patients in one family Charge the visit to 
one, and to the others, each one-half the amount charged 
to the first. 

Advice at Physician’s office (night double). 1 to 10 

Advice any where except at office. 1 to 10 

Surgical Practice. 

Amputation of large Limbs. 100 to 1000 

„ „ Toes or Fingers. 10 to 100 

„ through Tarsal or Metatarsal, and Carpal or Meta¬ 
carpal Bones. 25 to 150 

Amputation of Penis. 25 to 100 

Resection or Excision. of large Joints. 100 to 500 

Reduction of Dislocations. 10 to 250 

Treatment of Fracture of Bones. 10 to 500 

Tentomy. 10 to 100 

Important Operations on the Eye. 50 to 1000 

Minor „ ,, „ „ . 10 to 50 

Extirpation of Tumor. 10 to 1000 

„ „ Testicle. 50 to 100 

Using Stomach Pump in case of Poisoning. 10 to 100 

Excising Tonsils or Uvula. 10 to 50 

Dressing recent Wounds. 2 to 10 

Each subsequent dressing, in addition to visit. 2 to 5 

Tying large arterics. 25 to 100 

Paracentesis. 25 to 150 

Tracheotomy. 25 to 250 

Lithotomy or Lithotripsy. 100 to 500 

Introduction of Catheter or Bougie. 5 to o 

Vaccination. 2 to 25 

Reduction of Hernia (by taxis). 25 to 100 

Operation for strangulated Hernia. 50 to 500 

Intubation. 25 to 100 

Venesection. 10 to 25 

Laparotomy. 100 to 1000 
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Extirpation of Mammary Gland. 0 50 to 0 100 

Curetting Uterus . 25 to 150 

Plastic Operation. 50 to 250 

Trephining. 50 to 250 

Operation for Hare Lip. 50 to 150 

,, ,, Aneurism. 50 to 1000 

„ „ Necrosis or Exostosis . . . /. 50 to 250 

„ „ Hydrocele. 10 to 50 

,, „ Hemorrhoids. 25 to 250 

„ „ Imperforate anus or vagina. 25 to 250 

„ „ Fistula in ano or perineo. 25 to 100 

„ „ Recto Vaginal or Vesico vaginal Fistula 50 to 500 

,, „ Phimosis or Paraphimosis. 5 to 20 

„ „ Stricture of Urethra. 50 to 250 

Evulsion of Nail on Finger or Toe. 5 to 25 

Opening Abscess . 2 to 10 

Obstetrical Practice. 

Ordinary case of Midwifery. 20 to 100 

Pretematural. 50 to 250 

Extracting Placenta alone. 10 to 25 

Miscarriage (same as ordinary case of Midwifery. 20 to 100 

Examination, per Vaginam. 5 to 10 


Miscellaneous. 


Microscopical or Chemical examination of Blood, Sputum, 


Urine or other secretions. 

• • 5 

to 

50 

Administering anaesthetic . 

• • 5 

to 

IO 

Application of Electricity. 

• • 3 

to 

5 

Gonorrhoea or Syphilis (in advance). 

. . 15 

to 

250 

Written opinion as to health of patient. 

• • 5 

to 

25 

Oral . 

• • 5 

to 

10 

Opinion involving aquession of law. 

• • 50 

to 

150 

Examination for Life Insurance. 

. . 2 

to 

10 

Family Physician’s Certificate for Life Insurance . . . 

5 

to 

IO 

Certificate of Cause of Death „ „ „ ... 



10 

Post-mortem examination for Legal investigation . . . 

. . 100 

to 

200 

„ „ „ ,, the family. 

• • 25 

to 

50 

All Services not herein specified to be rated in 

accordance 

with 

the 

above scale of charges. 




I. The foregoing table contains the Standard F 

ees of the 

medical 

profession of Baltimore. All bills should be rendered in 

conformity 

with 

the 


above fee table. They may be increased, according to the judgment of the 
practitioner concemed, in all cases of extraordinary detention or attendance; 
also, in proportion to the importance of the case, the responsibility attached 
to it, and the Services rendered, when these are extraordinary. They may 
be diminished at the discretion of the physician, when he believes the 
patient cannot aflford to pay the regulär fees and yet is able to make some 
compensation. It shall be considered, howewer, unprofessional to dimi- 
nish the Standard fees with a view to mercenary competition. 

II. It is not designed by these regulations to prevent gratuitous Service 
to those who are incapable of making remuneration without distressing 
themselves or families. 
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III. It is expressly enjoined on the members of the profession to decline 
all oflfers of a specific fee for attendance during any given period of time, 
as a measure unequal and often unjust in its action on one or the other of 
the parties, and as derogatory to the character and dignity of the medical 
profession. 

IV. Every physician should present his account immediately after ceasing 
his attendance in any giveif attack of sickness, especially in all cases of 
surgery or midwifery. 

V. It is desirable that consultation fees should be collected at each visit. 

^Fortsetzung folgt.) 


Die ärztliche Reclame und ihre Bekämpfung 
durch die Wiener Aerztekammer. 

Wien im Juni 1895. 

Der Aufschwung der Presse hat nebst anderen schädlichen Auswüchsen 
am Baume des ärztlichen Standes das denselben entwürdigende Unkraut der 
ärztlichen Reclame zu einer traurigen Blüthe gezeitigt. Von den Aerzte- 
kammem erwarten die Aerzte mit Recht, dass dieses abscheuliche Gebrechen 
am Organismus des ärztlichen Standes hinweggeschafft werde. Die W iener 
Aerztekammer ging aus naheliegenden Gründen — in der Grossstadt wird ja 
die ärztliche Reclame am schwunghaftesten betrieben — als erste unter den 
österreichischen Aerztekammem daran, diesem Unwesen zu steuern. Ein von 
der Kammer ad hoc eingesetztes Comitü lieferte ein ausgezeichnetes Referat 
in dieser Angelegenheit und die Kammer selbst beschloss die auf Grund 
dieses Referates vom Vorstande ausgearbeitete Codificirung. ,»Eines des 
ärztlichen Standes unwürdigen Verhaltens im Sinne des § 12, al. 5 des öster¬ 
reichischen Kammergesetzes macht sich der Arzt schuldig, welcher 

1. sich in Zeitungen (mit Ausnahme der ärztlichen), Plakaten, Reisehand¬ 
büchern, Fremdenführern, Wegweisern, Kalendern (mit Ausnahme der ärzt¬ 
lichen) , Flugblättern, Circularen, Hotelblocks und ähnlichen Druckwerken 
ankündigt oder die Ankündigung gestattet oder dieselbe nicht verhindert, 
wenn für ihn die Möglichkeit hierzu vorhanden war. 

Ausgenommen sind ein- bis höchstens dreimalige Anzeigen in Tages- 
blättem und die einmalige Versendung von Circularen über erfolgte Nieder¬ 
lassung, Rückkehr nach längerer Abwesenheit und Wohnungswechsel, wofern 
diesen Anzeigen nicht mehr als Name, akademischen Grad, legale ärztliche 
Titel, Bezeichnung des wissenschaftlich abgegrenzten Specialfaches, Adresse 
und Ordinationszeit hinzugefügt wird; welcher 

2. die Veröffentlichung von Dank- und Anerkennungsschreiben seitens 
einer von ihm behandelten Person oder deren Vertreter bestellt oder ver¬ 
anlasst oder es unterlässt, die Veröffentlichung solcher Erklärungen zu ver¬ 
hindern, wenn für ihn die Möglichkeit hierzu vorhanden war; welcher 

3. in populären Abhandlungen oder Vorträgen seine persönliche ärzt¬ 
liche Hülfeleistung oder ein seinen Namen tragendes Medicament oder Heil¬ 
verfahren im augenscheinlichen Gegensätze zu anderen Aerzten oder anderen 
Medicamenten oder Heilmethoden direct oder indirect empfiehlt oder an¬ 
bietet; wer 
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4. Hebammen, ferner Agenten, Hotelbedienstete, Commissionäre, Haus¬ 
besorger oder andere Personen für die Zuweisung von Patienten entlohnt; wer 

5. durch Anbringung von marktschreierischen Firmatafeln die Aufmerk¬ 
samkeit des Publicums auf sich lenkt; und wer 

6. eine von ihm geleitete oder ihm gehörige ärztliche Anstalt oder ein 
solches Institut in marktschreierischer Weise ankündigt.“ 

Bei dem erfindungsreichen Sinne, der von den Anhängern der ärztlichen 
Reclame entwickelt werden kann, war es unmöglich, dass durch eine der¬ 
artige Codificirung, die von einzelnen Kammermitgliedern perhorrescirt wurde, 
da dieselben die Beurtheilung auf Grund des Comitöreferates dem Ehren- 
rathe zuureisen wollte, alle möglichen Fälle der strafbaren Reclame ein¬ 
bezogen wurden. Da man jedoch dem Ehrenrathe einerseits eine gleichsam 
gesetzliche Handhabe bieten, andererseits denselben aber für unvorherzusehende 
Fälle sicherstellen wollte, wurde von der Kammer noch ein Schlusspassus 
beschlossen, ,,dem zu Folge der Ehrenrath in seinen Amtshandlungen nicht 
auf die angeführten Punkte beschränkt wurde, sondern, dass er auch andere 
analoge Verletzungen des ärztlichen Anstandes disciplinarirter ver¬ 
folgen könne.“ Diese Beschlüsse der Kammer sind nun in Druck gelegt 
und sämmtlichen, der Wiener Aerztekammer angehörigen Aerzten zur Dar- 
nachachtung zugesendet worden. 

Eis ist kein Zweifel, dass durch die Veröffentlichung der Kammerbeschlüsse 
jener Theil der Aerzte, welcher sich eine gewisse Anständigkeit, eine gewisse 
Scham vor den Collegcn bewahrt hat, der aber doch aus Eitelkeit oder irgend 
einem anderen Grunde die Reclame betrieben hat, nunmehr einlenken und 
aus Furcht vor der Schande auch der geringsten Bestrafung durch die frei 
gewählte Standesvertretung das weitere Betreiben der Reclame aufgeben wird. 

Einen schweren Stand wird der Ehrenrath aber jenen Aerzten gegen¬ 
über haben, welche bisher ihre Clientei durch Annonciren in den Tages- 
blättem erw arben. Es hat auch nicht an vereinzelten Stimmen gefehlt, welche 
darauf hinwiesen, dass für diese eine Uebergangszeit geschaffen werde, damit 
ihnen nicht plötzlich ihre Existenz resp. ihr Brod geraubt werde. Dem gegen¬ 
über wurde aber geltend gemacht, dass die Zahl der Annonceure im Ver¬ 
hältnisse zu der Gesammtzahl der Aerzte eine so verschwindend kleine sei, 
dass es nicht angeht, dass die Kammer das Herabwürdigen des Ansehens 
des ganzen Standes dieser geringen Zahl wegen dulde. Auch wurde hervor¬ 
gehoben, dass diese Aerzte ihre Clientei nicht verlieren werden, im Gegenthcil 
vielleicht vermehren werden, wenn sie den auch von anständigen und ge¬ 
bildeten Laien perhorrcscirten Weg verlassen. Zum Schlüsse fiel auch die 
Bemerkung, dass der Werth der ärztlichen Reclameannonce vielfach von 
den annoncirenden Aerzten selbst überschätzt wird. 

Es mag sich dies aber wie immer verhalten, die Kammer hat sicher¬ 
lich vollkommen Recht gethan, wenn sie jede ärztliche Reclame als strafbar 
hinstellt. 

Offen aber bleibt die Frage, ob die derzeit geltende Bestimmung des 
§ 12, österreichisches Kammergesetz vom 22. December 1894, welche lautet: 

,»Dieser Ehrenrath ist befugt, gegen in der Kammer vertretene Aerzte, 
welche sich eines des ärztlichen Standes unwürdigen Verhaltens schuldig ge¬ 
macht oder ihre Pflichten als Angehörige der Aerztekammer verletzt haben, 
nach Sicherstellung des Thatbestandes durch ordnungsmässige Erhebung mit 
Erinnerungen, Verwarnungen, im Wiederholungsfälle mit Rügen und bei er¬ 
heblichen Unzukömmlichkeiten nach Maassgabe der Geschäftsordnung mit 
Ordnungsstrafen in Form von Geldbussen bis 200 fl, endlich mit 
der Entziehung des passiven oder activen Wahlrechtes in die Kammer auf 
Zeit oder dauernd vorzugehen“ 
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in der gegenwärtigen Fassung geeignet ist, Aerzte, welche durch professions- 
mässige öffentliche Anbietung ihrer Kenntnisse den Stand prostituiren, ein- 
zuschüchtem. 

Man kann mit Bestimmtheit behaupten, dass von allen durch das Gesetz 
vorgesehenen Strafen einzig und allein die Geldstrafe, welche, wenn 
einmal verhängt, fruchtlos geblieben, auf das Zwei- bis Dreifache gesteigert 
werden müsste, geeignet ist, dem Annoncenwesen, wenn nicht aus ethischen, 
so doch aus finanziellen Gründen zu steuern. 

Es ist kaum anzunehmen, das grosse, immer wieder aufs Neue ver¬ 
hängte Geldstrafen auf die Annonceure wirkungslos bleiben werden. Sollte 
dies aber doch der Fall sein, dann wird den Aerztekammem nichts übrig 
bleiben, als eine Erweiterung ihres Disciplinarrechtes im Sinne des Disciplinar- 
statutes der Advocatenkammem anzustreben. 

Vorläufig hat die Wiener Kammer den Weg gezeigt, welcher geeignet 
ist, dem Unwesen der ärztlichen Reclame einen Hemmschuh entgegenzustellen. 
Es genügt aber nicht, eine Definition ,,der ärztlichen Reclame“ und einen 
Strafcodex für die Zuwiderhandelnden aufzustellen, sondern der Kammer ob¬ 
liegt für die Zukunft in dieser Beziehung eine strenge Ueberwachung der 
kammerpflichtigen Aerzte und die rücksichtslose Durchführung der Kammer¬ 
beschlüsse. — t — 


Das ärztliche Unterstützungswesen in der Provinz 
H essen - N assau. 


In der Provinz Hessen-Nassau bestehen zur Zeit folgende Vereine und 
Kassen zur Unterstützung von Aerzten bezw. deren Wittwen und Waisen: 

I. Unterstützungsvercin der Aerzte im Regierungsbezirk 
Wiesbaden. Er hat ein Capitalvermögen von etwa 25000 Mk. und 169 Mit¬ 
glieder. Er unterstützt bedürftige Aerzte, sowie deren Hinterbliebene. Die 
Höhe der Unterstützung ist unbestimmt. Sie betrug 1894 insgesammt 1300 Mk., 
die an vier Berechtigte gegeben wurden. Der Jahresbeitrag ist 10 Mk. 

II. Der Aerztliche Pensions- und Hülfsverein in Frank¬ 
furt a M. Das Vermögen beträgt nahezu 50000 Mk., die Zahl der Mitglieder 80. 
Für Unterstützungen (51 wurden 1894 ausgegeben: 1900 Mk. Nach den seit¬ 
her gültigen Satzungen hatte der Verein den Zweck, Mitglieder, welche in 
Folge von Alter, Krankheit oder unverschuldeter Unglücksfälle dessen be¬ 
dürfen , sowie Wittwen und Waisen von Mitgliedern unter gleicher Voraus¬ 
setzung mittels jährlicher, vom Vorstande festzusetzender Pensionen oder ein¬ 
maliger Bewilligungen zu unterstützen. Beitreten konnten nur Mitglieder des 
Aerztlichen Vereins, hiesige und auswärtige. Seit dem 1. Januar d. J. sind 
aber neue Satzungen in Kraft und es lautet jetzt der § 1: 

Der Zweck des am 4. November 1876 gegründeten „Aerztlichen Pensions¬ 
und Hülfsvereins zu Frankfurt a/M.“ ist ein zweifacher: 

1. Erwerbsunfähigen oder hülfsbedürftigen Mitgliedern, sowie deren 
Wittwen und Waisen unter der Voraussetzung der Hülfsbedürftig- 
keit einmalige oder dauernde Unterstützungen zu bewilligen. 
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2. Mitgliedern, welche das 60. Lebensjahr überschritten und mindestens 
10 Jahre dem Verein angehört haben, Pensionen, sobald der Pensions¬ 
fonds (jetzt 40000 Mk.) die Höhe von 50000 Mk. erreicht hat, zu 
gewähren (über die dann nähere Bestimmungen getroffen sind). 

Im § 3 ist bestimmt, dass vom 1. Januar 1895 ab nur in Frankfurt a/M. 
wohnhafte approbirte Aerzte, die das Wahlrecht zur Aerztekammer haben, 
beitreten können; die Aufnahme geschieht auf Beschluss des Vorstandes. 
Der Jahresbeitrag ist 20 Mk. 

III. Die Unterstützungs-Anstalt für unbemittelte Wittwen 
und Waisen kurhessischer Civilärzte (Harnier’sche Stiftung). 
Den Grundstock des Vermögens bildet das im Jahre 1857 von Dr. med. 
Richard Harnier letztwillig vermachte Capital von 6000 Thalem. Der Zins¬ 
ertrag des Hauptcapitals betrug im Jahre 1891/92 rund 3000 Mk.; die Ge- 
sammteinnahme 11 818 Mk., die Ausgabe 5402 Mk., darunter 28 Unterstützungen, 
Minimum 100 Mk., Maximum 250 Mk. Jahresbeitrag 3 Mk., Beitritt freiwillig. 
Zahl der Mitglieder 170. 

IV. Die Waldmann'sche Stiftung in Cassel bringt alljährlich 
800 Mk. zur Vertheilung. 

V. Die Wilhelm Wehr'sche Stiftung in Cassel ist von dem am 
20. Januar 1892 verstorbenen Dr. med. W. Wehr mit einem Capital von 20000 Mk. 
ins Leben gerufen zur Unterstützung von bedürftigen Civilarztwittwen des 
früheren Kurfürsfenthums Hessen. Sie gewährt jährliche Unterstützungen von 
50—150 Mk. 

VI. Die Pfeiffer’sche Stiftung in Cassel ist gegründet von dem 
am 5. Januar 1893 verstorbenen Dr. med. Theodor Pfeiffer mit einem Ver¬ 
mögen von 300 000 Mk. Der Zweck ist die Unterstützung in erster Linie von 
würdigen und bedürftigen Wittwen und Waisen approbirter Civilärzte des 
ehemaligen Kurfürstenthums Hessen; weiterhin aber auch von bedürftigen 
Wittwen und Waisen von ehemals kurhessischen Beamten, Anwälten und dgl. 
In der Regel soll eine Wittwe 300—500 Mk., eine Waise 100—200 Mk. pro 
Jahr erhalten. 

VH. Der Sterbekassen-Verein der Aerzte der Provinz Hessen- 
Nassau. Dieser Verein, hervorgegangen aus einem ähnlichen Vereine Nassauer 
Aerzte, ist im Jahre 1890 durch die Aerztekammer gegründet worden. Sein 
Zweck ist, der hinterbleibenden Familie eines Mitgliedes gleich nach ein¬ 
getretenem Todesfall ein Sterbegeld von 300 Mk. auszuzahlen. Die zur Auf¬ 
nahme berechtigte Altersgrenze ist das 50. Lebensjahr. Jene 300 Mk. werden 
nach jedem Sterbefall von den zeitigen Mitgliedern zu gleichen Theilen auf¬ 
gebracht, der Betrag für das einzelne Mitglied darf jedoch 20 Mk. pro Jahr 
nicht überschreiten; ev. wird dann der Reservefonds herangezogen, der aus 
den Beiträgen der Mitglieder, den Zinsen und den etwaigen Zuwendungen 
gebildet wird. Der Jahresbeitrag wird von drei zu drei Jahren von der 
Aerztekammer festgesetzt und beträgt zur Zeit 3 Mk. Die Vorstandsmitglieder 
werden aus den Vereinsmitgliedem von der Aerztekammer auf drei Jahre 
gewählt. 

Im Jahre 1893/94 betrug das Vermögen etwa 3000 Mk., die Einnahme 
2505 Mk., die Ausgabe 2040 Mk. Zur Auszahlung gelangten vier Sterbegeld¬ 
quoten ä 300 Mk. Die Zahl der Mitglieder betrug am 31. October 1894: 156. 

Aus vorstehenden Angaben darf mit Recht gefolgert werden, dass die 
Bestrebungen, das sociale Elend der Aerzte bezw. deren Wittwen und Waisen 
zu lindem, in der Provinz Hessen-Nassau thatsächlich Anerkennung gefunden 
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haben. Insbesondere haben in dem Regierungsbezirk Wiesbaden die ärzt¬ 
lichen Vereine durch Gründung von Unterstützungsvereinen wohlthätig ge¬ 
wirkt, während in dem Regierungsbezirk Cassel einzelne mit Glücksgütern 
gesegnete Aerzte nachahmungs- und dankenswerthe Beispiele von Gemeinsinn 
gegeben haben, wie man den Collegen, die keine Schätze sammeln und ihren 
Familien hinterlassen können, in der Noth beistehen soll. Die Aerztekammer 
unserer Provinz unterlässt keine Gelegenheit, auf Wohlfahrtseinrichtungen und 
Betheiligung der Aerzte hieran hinzuarbeiten. 1 ) Eine ausserordentlich segens¬ 
reiche Schöpfung, die ihr zu danken, ist der Sterbekassen-Verein, der, wie 
bemerkt, den Hinterbliebenen eines Mitgliedes auf die authentische Todes¬ 
nachricht hin sofort 300 Mk. ohne Weiteres zuschickt, eine Summe, mit der 
gar manchmal wenigstens die allernothwendigsten Ausgaben bestritten werden 
können. 

Sind also nach diesen Verhältnissen die Aerzte in der Provinz Hessen- 
Nassau in mancherlei Beziehung besser daran, als in verschiedenen anderen 
Theilen Deutschlands, so bleibt doch noch viel zu thun übrig und es muss 
unser allseitiges Bemühen sein, die bestehenden Wohlfahrtseinrichtungen weiter 
zu entwickeln und zur grösseren Betheiligung daran anzuregen. Leider herrscht 
bei vielen Collegen noch eine unbegreifliche Lässigkeit in der Sorge für die 
Zukunft ihrer Angehörigen; immer und immer muss daher auf das, was Noth 
thut, hingewiesen werden, und es ist darum freudig zu begrüssen, wenn die 
socialen Interessen der Aerzte auch durch diese neue Zeitschrift die geeignete 
Förderung finden. 

Frankfurt a M. Dr. £. Marcus. 
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Gesetzgebung. 

Statistische Erhebungen über die Besitz- und Be¬ 
triebsverhältnisse u. s. w. der Apotheken. Runderlass des 
Ministers der u. s. w. Medicinal - Angelegenheiten (gez. i. A.: v. Bartsch) 
vom 14. Juni 1895 — M. No. 5402 — an sämmtliche Königliche 
Regierungspräsidenten. 

Für die im Gange befindlichen Verhandlungen über die gesetzliche Neu¬ 
regelung des Apothekenwesens ist es erwünscht, genauere statistische An- 

*) Zwischen der Aerztekammer und der Providentia, Frankfurter Versicherungs¬ 
gesellschaft in Frankfurt a M., besteht ein Vertrag, welcher den sich gegen Unfall 
versichernden Aerzten der Provinz Hessen-Nassau grosse Vortheile bietet. Ebenso 
werden den Aerzten sowie dem Unterstützungsverein im Regierungsbezirk Wiesbaden 
von der Providentia zu Frankfurt a/M. und von der allgemeinen Versorgungsanstalt 
im Grossherzogthum Baden zu Carlsruhe bei Abschluss von Lebenszersicherungen 
nennenswerthe Vortheile gewährt. 
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gaben über die Zahl der im Reichsgebiet gegenwärtig vorhandenen Apotheken, 
über ihre Vertheilung auf die verschiedenen Bezirke, über ihre Besitzverhält¬ 
nisse und die Zahl der in ihnen beschäftigten Personen zu besitzen. 

Es ist deshalb eine statistische Aufnahme auf nachbezeichneter Grund¬ 
lage herbeizuführen: 

1. Die Erhebungen über die Zahl der Apotheken und Dispensiranstalten, 
über die Besitz- und Betriebsverhältnisse der Apotheken, sowie über das 
pharmaceutische Personal sind nach dem Stande vom 1. Juli d. Js. aus¬ 
zuführen. 

2. Die Aufnahme hat unter Anwendung des beigefügten Formulars (An¬ 
lage 1) und unter Berücksichtigung der beigegebenen Anleitung nach Kreisen 
für jede Gemeinde mit einem Apothekensitz stattzufinden. Im Interesse der 
Entlastung der mit der Berufs- und Gewerbezählung am 14. Juni d. Js. und 
demnächst mit den Vorbereitungen zur allgemeinen Volkszählung betrauten 
Behörden und zur Verhütung von Verwirrungen sind mit der Vornahme der 
jetzt in Rede stehenden statistischen Arbeiten die Physiker zu beauftragen, 
zumal dieselben aus ihrer amtlichen Thätigkeit die örtlichen Apotheken¬ 
verhältnisse genau kennen und zuverlässigen Aufschluss hierüber zu ertheilen 
vermögen. 

3. Die erforderlichen Formulare werden den betreffenden Medicinal- 
beamten von dem Kaiserlichen Gesundheitsamt unentgeltlich durch Vermittelung 
ihrer Vorgesetzten Verwaltungsbehörde in doppelter Anzahl geliefert. Von den 
Doppelexemplaren ist das eine zur Einsendung an das Gesundheitsamt, das 
andere für die dortigen Acten bestimmt. Die Formulare für das Gesundheits¬ 
amt sind demselben, sorgfältig ausgefüllt, bis spätestens zum 15. August d. Js. 
zu übersenden. Allenfalls nothwendig werdenden Rückfragen sollen im un¬ 
mittelbaren Verkehr zwischen dem Gesundheitsamte und dem Kreis- (Stadt-, 
Bezirks-, Oberamts-) Physicus ihre Erledigung finden. 

4. Die Bearbeitung des eingehenden Materials erfolgt durch das Kaiser¬ 
liche Gesundheitsamt. 

Unabhängig von der erwähnten statistischen Aufnahme ist es erwünscht, 
einen Ueberblick über die Bewegung der Apothekenwerthe während der 
letzten dreissig Jahre zu gewinnen und zu diesem Behufe für eine thunlichst 
grosse Anzahl von Apotheken, soweit es sich nach Lage der Verhältnisse er¬ 
möglichen lässt, eine Zusammenstellnng der Preise zu erhalten, zu denen sie 
in dem angegebenen Zeitraum unter Lebenden veräussert oder bei Erb- 
theilungen übernommen worden sind. Die Erhebungen hierüber werden nach 
den dort vorhandenen Nachrichten und Aufzeichnungen aus den Verhand¬ 
lungen über die Verleihung von Apothekenconcessionen zusammenzustellen 
oder es wird das erforderliche Material durch Nachfrage bei den Grundbuch- 
ämtem, den Nachlassgerichten oder den mit Erhebung der Erbschaftssteuer 
betrauten Stellen zu beschaffen sein. 

Ein Formular für die Nachweisung über die Apothekenpreise ist in der 
Anlage 2 beigefügt ; hinsichtlich der Lieferung der Formulare an die Er¬ 
hebungsstellen und hinsichtlich der Bearbeitung des eingehenden Materials 
gilt das unter 3 und 4 Gesagte. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, hiervon die Kreis- (Stadt-, 
Bezirks-, Oberamts-) Physiker gefälligst sofort zu benachrichtigen. 
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Fragebogen 


Anlage i 


zum Zweck der Ermittelung der Apotheken einschliesslich Filialen und Dis- 
pensiranstalten, sowie des pharmaceutischen Personals am i. Juli 1895 

im.Staat. 

Beantwortet von. 


In der Gemeinde 
(namentlich anzugeben *) 


Bemer¬ 

kungen. 


1. Apotheken 

a) Gesammtzahl der Apotheken u. Filialen 

b) Besitzverhältniss: (der Apotheken mit 

Einschluss ihrer Filialen). 

Apotheken Jm Privatbesitz und zwar privi- 
legirte und realberechtigte. 

! « veräusserliche 
darunter erst später ver- 

1 • 1 r 

ausserliche . 
ß unveräusserliche . 



sonstige.| 

Apotheken im Besitz der Krone, des Staates, 1 
der Gemeinde, Corporationen u. s. w. . . | 

Filialen.I 

c) Betriebsverhältniss: Apotheken aller , 
Art und Filialen mit einer pharmaceu- il 
tischen Hülfsperson (Gehülfe od. Lehrling) '1 
darunter concession. unveräusserlich |' 
zwei pharmaceutische Hülfspersonen etc. l! 

darunter concession. unveräusserlich ! 
drei pharmaceutische Hülfspersonen etc. 

darunter concession. unveräusserlich ^ 
vier pharmaceutische Hülfspersonen etc. 

darunter concession. unveräusserlich 
fünf und mehr pharmaceutische Hülfs¬ 
personen etc.| 

darunter concession. unveräusserlich ) 

2. Dispensiranstalten !| 

a) der Civil kranken häuser. 

b) der Aerzte (sog. ärztliche Hausapotheken) j 

darunter (unter b) homöopathische . . 


3. Pharmaceu tisch es Personal 

a) der Apotheken einschl. Filialen . 

Betriebsleiter (Besitzer, Pächter, Verwalter) 
Gehülfen. 

darunter im Besitz der Approbation 

als Apotheker. 

Lehrlinge. 

b) L)ispensiranstalten . 

Betriebsleiter .. 

Gehülfen. 

darunter im Besitz der Approbation als 

Apotheker. 

Lehrlinge. 


*) Wenn Apotheken in mehr als fünf Gemeinden vorhanden sind, ist die Zahl 
der Spalten event. durch Ankleben eines Verlängerungsstückes zu vermehren oder es 
sind weitere Formulare vom Gesundheits - Rathe zu erbitten. 
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Anleitung zur Ausfüllung der Fragebogen. 

Zu ia. Filialen. Die Filialen sind hier als besondere Apotheken zu 
zählen, die Gesammtzahl soll also Apotheken -}- Filialen derselben ergeben. 

Zu i b. Hier sind nur die Apotheken aufzufuhren, da die Filialen selbst¬ 
verständlich dem Besitzverhältniss der Mutteranstalt folgen. Wo Filialen vor¬ 
handen sind, muss also hier die Zahl kleiner sein, wie bei i a. Zu den 
concessionirten veräusserlichen Apotheken gehören auch solche 
Apotheken, deren Inhabern nur die Befugniss zusteht, der Behörde eine 
qualificirte Person mit dem Rechte der Nachfolge zu präsentiren. Sofern 
dies erst nach Ablauf einer gewissen Zeit der Fall ist (z. B. in Preussen bei 
den vom Juli 1886 bis Juli 1894 verliehenen Concessionen nach Ablauf von 
zehn Jahren) hat die Eintragung ausser unter a in der Untergruppe „darunter 
erst später veräusserliche“ zu erfolgen. 

Sonstige Apotheken. Die Besitzverhältnisse derselben sind näher 
zu erläutern. 

Filialen. Hier sind die Zweiggeschäfte von selbsständigen Apotheken 
anzugeben. Die Zahl dieser Zweiggeschäfte + der Zahl der unter ib auf« 
geführten selbstständigen Apotheken im Privatbesitz und im Besitz der Krone, 
des Staates, der Gemeinde, Corporationen etc. muss gleich sein der aus- 
den Eintragungen unter ia sich ergebenden Gesammtzahl von Apotheken 
und Filialen. 

Zu ic. Apotheken aller Art. Hier sind die Filialen wie bei ia 
zu zählen. Dagegen bleiben die Betriebsverhältnisse der Dispensiranstalten 
ausser Betracht. Falls der Personalbestand am 1. Juli 1895 dem regel¬ 
mässigen nicht entspricht — z. B. für eine eingetretene Gehülfenvacanz noch 
kein Ersatz beschafft ist — so ist der regelmässige Bestand einzusetzen. 

Zu 2a. Dispensiranstalten der Civilkrankenhäuser. Dis« 
pensiranstalten, welche gleichzeitig als öffentliche Apotheken concessionirt etc. 
sind, bleiben an dieser Stelle ausser Betracht und sind unter 1. Apotheken 
aufzuführen. 

Zu 3. Betriebsleiter. Es kommen hier nur solche Personen in Be¬ 
tracht, welche zum pharmaceutischen Personal gehören, demnach nicht auch 
blosse Vermögens Verwalter etc. Wenn eine Apotheke mehrere Betriebsleiter 
hat, ist in Anmerkung zu der, der betreffenden Gemeinde entsprechenden 
Gesammtzahl eine kurze Erläuterung beizugeben, z. B. „eine Apotheke hat 
ausser dem Besitzer noch einen Verwalter.“ In der Gesammtzahl sind beide 
Personen zu berücksichtigen. 

Darunter im Besitz der Approbation als Apotheker. Dies 
bezieht sich nur auf die Geholfen. 

Zu 3a. Apotheken. Filialen. Nur wenn etwa ein Krankenhaus 
eine Dispensiranstalt und eine räumlich getrennte Apotheke besitzt, ist jede 
Officin für sich zu zählen. 


Anlage 2. 

Nachweisung 

über Apothekenpreise seit dem 1. Januar 1865 
im.Stadt. 

Bemerkungen für die Ausfüllung des Formulars. 

1. Nur solche Apotheken sind zu berücksichtigen, welche während des 
angegebenen Zeitraumes mehr als ein Mal den Besitzer gewechselt haben. 
Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 14 
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2. Ausser den bei entgeltlichen Veräusserungen unter Lebenden (Kauf, 
Tausch, Hingabe an Zahlungsstatt etc.) erzielten Preisen sind auch die Preise 
anzugeben, zu welchen bei Erbauseinandersetzungen die Anrechnung oder 
Uebemahme einer Apotheke erfolgt ist. 

3. Die in Betracht kommenden Apotheken sind, und zwar jede einzelne 
unter besonderer Nummer, in fortlaufender Reihenfolge aufzufuhren. Bei jeder 
Apotheke sind die Angaben über die stattgefundenen Verkäufe je auf einer 
besonderen Zeile unmittelbar unter einander einzutragen. Soweit eine Aus¬ 
scheidung des Kaufpreises für den Erwerb der „Gerechtigkeit,“ „Einrichtung 
nebst Vorräthen“ und „Gebäude“ nicht möglich ist, genügt die Angabe des 
Gesammtverkaufpreises in Spalte 7. 

4. In Spalte 8 ist unter „Besitzverhältnisse“ einzutragen, ob die Apotheke 
im Privatbesitz oder im Besitz der Krone, des Staates, einer Gemeinde, 
Corporation etc. sich befindet, ob sie eine selbstständige Anstalt oder eine 
Filiale ist, ob sie auf einer Realberechtigung oder einer übertragbaren 
Personalconcession beruht. 


Sitz und Bezeichnung 
der Apotheken 


Jahr 

des 

Verkaufs. 

Gezahlter Preis für 

die Ge¬ 
rechtig¬ 
keit 

Einrich¬ 
tung nebst 
Vorräthen 

Ge¬ 

bäude 

im 

Ganzen 

1 ! 

1 ; 1 i 11 


Besitxverh&lt- 
nisse und 
Bemerkungen. 


Rechtsprech u ng. 

Die Berufsgenossenschaften haben nur so lange das 
Recht, Verletzte gegen ihren Willen in ein Kranken¬ 
haus einzuweisen (§ 7 des Unfallversicherungsgesetzes), als eine 
gewisse Wahrscheinlichkeit des Erfolges einer Kranken¬ 
hau sbehandlung vorliegt. Entscheidung des Reichs-Versicherungs¬ 
amtes vom 25. Januar 1895. 

In der Unfallversicherungssache des Tagelöhners E. Tr. zu J. wider die 
Ziegelei - Berufsgenossenschaft hat das Reichsversicherungsamt in der nach¬ 
stehenden Entscheidung ausgesprochen, dass den Berufsgenossenschaften das 
im § 7 des Unfallversicherungsgesetzes zuerkannte Recht, an Stelle der im 
§ 5 a. a. O. vorgeschriebenen Leistungen freie Cur und Verpflegung in einem 
Krankenhause zu gewähren, nur „bis zum beendigten Heilverfahren“ zusteht. 
Dabei kann von einem „Heilverfahren“ nur so lange gesprochen werden, als 
noch Aussicht auf Besserung der Folgen eines Unfalls vorhanden ist. Fehlt 
nach menschlicher Berechnung diese Aussicht, so muss das Heilverfahren als 
abgeschlossen gelten (vergl. Handbuch der Unfallversicherung, Anmerk. 3 
zu § 7 des Unfallversicherungssgesetzes, S. 154). Deshalb darf auch der 
§ 7 a. a. O. nur zur Anwendung gelangen, wenn eine gewisse Wahrscheinlich¬ 
keit des Erfolges einer Krankenhausbehandlung vorliegt; eine blosse mehr 
oder minder entfernte Möglichkeit eines solchen Erfolges genügt dagegen nicht 
(zu vergl. Recursentscheidung 752, Amtliche Nachrichten des R.-V.-A. 1889 

S. 358). Bei Anwendung dieser Grundsätze konnte in dem erwähnten Falle 
die Berufsgenossenschaft nicht für berechtigt erachtet werden, den Genannten 
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gegen dessen Willen nach § 7 a. a. O. in ein Krankenhaus einzuweisen. Selbst 
der Arzt, auf dessen Gutachten vom 18. März 1894 hin die Genossenschaft 
den angegriffenen Bescheid erliess, hat auf die Frage, ob eine Besserung in 
dem Befinden des Tr. zu erwarten sei, geantwortet, das sei sehr fraglich. 
Und diese Ansicht wurde bestätigt durch ein von dem Letzteren zu den 
Recursacten gereichtes Gutachten eines anderen Arztes, worin ausgefuhrt 
wurde, dass, nachdem seit dem Unfall bereits fünf Jahre verflossen seien, 
eine fernere ärztliche Behandlung keine grosse Aenderung in dem Zustande 
des Klägers mehr bewirken werde. Es lag demnach nicht der Grad von 
Wahrscheinlichkeit für den Erfolg einer Krankenhausbehandlung vor, welcher 
für die Anwendung des § 7 a. a. O. gefordert werden muss. 

Es kann hierbei unerörtert bleiben, ob die Beklagte etwa berechtigt ge¬ 
wesen wäre, den Tr. zur „Beobachtung“ in eine Anstalt zu weisen, in welchem 
Falle nicht § 7. a. a. O., sondern völlig andere Grundsätze in Frage kommen 
wurden; der angegriffene Bescheid verlangte ausdrücklich den Eintritt des 
Klägers in das Allgemeine Krankenhaus in Mannheim „zur Fortsetzung des 
Heilverfahrens.“ 


Kleine Mitteilungen 


Der psychiatrische Verein der RheinprovinB hat in seiner 
Sitzung vom 15. Juni bezüglich des Aachener Processes gegen 
Mellage und Genossen folgenden Beschluss gefasst: Der Verein beklagt 
auf’s Tiefste und verurtheilt auf’s Entschiedenste die jüngst in dem Processe 
in Aachen festgestellten unglücklichen Vorgänge in der Behandlung und 
Pflege von Geisteskranken, wie sie in der dortigen Pflcgeanstalt der Alexianer- 
Krankenbrüder Mariaberg hervorgetreten sind und die im schroffen Gegen¬ 
satz stehen zu den Anschauungen, Erfahrungen und Lehren der psychiatrischen 
Wissenschaft im letzten halben Jahrhundert. Der Verein hält fest an der 
Richtigkeit der diesen Gegenstand, namentlich die Nothwendigkeit der 
ärztlichen Leitung der Irrenanstalten, behandelnden und einstimmig an¬ 
genommenen Thesen des Vereins der deutschen Irrenärzte, wie sie dieser in 
seiner Versammlung am 25. Mai 1893 zu Frankfurt a. M. l ) aufgestellt und ein¬ 
gehend begründet hat. Er spricht die Hoffnung und das Vertrauen aus, dass 
nach solchen Vorkommnissen die staatlichen und provinziellen Behörden die 

*) Diese Beschlüsse lauten: 

Nicht unter ärztlicher Leitung und Verantwortung stehende 
Anstalten für Geisteskranke— einerlei, ob dieselben heilbar oder unheilbar sind—, 
für Epileptische und Idioten entsprechen nicht den Anforderungen der Wissenschaft, 
Erfahrung und Humanität und können deshalb als „zur Bewahrung, Cur und Pflege 
dieser Kranken geeignete Anstalten“, auch im Sinne des preussischen Gesetzes vom 
11. Juli 1891, nicht betrachtet werden. Unheilbare Geisteskranke bedürfen der ärzt¬ 
lichen Fürsorge. 

14* 
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dort von berufener Seite vorgeschlagenen nothwendigen Einrichtungen und 
Maassnahmen (wie sie in ärztlich geleiteten Privatanstalten längst bestehen) 
auch in allen sogen, religiösen Pflegeanstalten für Geisteskranke in unserer 
Provinz zur Geltung bringen und handhaben werden, sowie, dass die auf 
anderen Gebieten so einsichtsvolle und hochverdiente Verwaltung unserer 
Provinz nunmehr gewiss nicht länger zögern werde, die von ärztlicher Seite 
wiederholt betonte Nothwendigkeit zur That werden zu lassen und zur Ein¬ 
richtung eigener, auch für die Aufnahme ihrer Pflegekranken ausreichenden 
Anstalten zu schreiten. 


Bei den Berathungen über die Novelle nun Unfallversiche¬ 
rungsgesetz, welche in den politischen Zeitungen und Vereinen jetzt mehr¬ 
fach erörtert werden, ist von besonderem Interesse die Frage, ob wie bis¬ 
her der Recurs gegen die Entscheidungen der Schiedsgerichte an das R.-V.-A. 
beibehalten werden, oder nur eine Revision (wegen Formfehler u. s. w.) statt¬ 
haft sein soll. So viel wir den Stimmen in der Presse entnehmen, schreibt 
die „Aerztliche Sachverständigen-Zeitung“, würden sowohl Arbeitgeber als 
Arbeitnehmer gegen eine solche Neuerung sein. Es wird mit Recht dagegen 
angeführt, dass in den Unfallversicherungssachen das Reichsversicherungsamt 
eine eigentliche dritte Instanz gar nicht ist, denn die erste Instanz in Unfall¬ 
sachen ist die Berufsgenossenschaft, also eine der betheiligten Processparteien. 
Erst das Schiedsgericht ist die erste richterlich - unabhängige Instanz, und 
dieses würde dann die einzige Instanz bleiben, gegen deren Entscheidung hin¬ 
sichtlich der thatsächlichen Seite des Streites jedes Rechtsmittel ausgeschlossen 
sein würde. Wer von den Entscheidungen der Schiedsgerichte eine etwas um¬ 
fänglichere Kenntniss hat, wie man sie gewinnen kann durch Lectüre der 
Sammlung der Recursentscheidungen des Reichsversicherungsamts, heraus¬ 
gegeben von der Knappschafts - Berufsgenossenschaft, der wird zu der Ansicht 
kommen müssen, dass nicht nur die thatsächlichen Feststellungen bei ihnen 
oft sehr wichtige Ergänzungen in der Recursinstanz nothwendig machen, 


Es ist deshalb Pflicht des Staates, der Provinzial- und Kreisverbände, die 
hülfsbediirftigen Geisteskranken, Epileptischen und Idioten in eigenen, unter ärztlicher 
Leitung und Verantwortung stehenden Anstalten zu bewahren, zu behandeln und zu 
verpflegen. 

Alle im Besitz von Privaten oder religiösen Genossenschaften 
befindlichen Anstalten der genannten Art müssen unter verantwortliche ärzt¬ 
liche Leitung und unter besondere Aufsicht der Staatsbehörde gestellt 
■werden. 

Als leitende und für die Leitung verantwortliche Aerzte dürfen nur psych¬ 
iatrisch theoretisch und praktisch vorgebildete Aerzte angestellt werden. Ihre 
Anstellung an im Besitz von Privaten oder von religiösen Genossenschaften befind¬ 
lichen Anstalten bedarf, wie ihre Dienstanweisung, der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Die Anstalten sollen für Kranke aller Confessionen bestimmt sein, sogen, 
con fessionelle Anstalten sind nicht zu empfehlen. Für den Wartedienst 
in den Anstalten sind Angehörige religiöser Genossenschaften oder 
■Orden mit Rücksicht auf die nothwendige einheitliche ärztliche Leitung ebenfalls 
nicht zu empfehlen. 

Die fernere Annahme einer Stelle an einer nicht unter ärztlicher Leitung 
stehenden Anstalt durch einen Arzt widerstreitet dem öffentlichen Interesse und der 
Würde des ärztlichen Standes. 
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sondern dass sie auch unter einander so abweichende Entscheidungen treffen, 
dass es besonders für die ärztliche Sachverständigen-Thätigkeit von ausser¬ 
ordentlichem Werthe sein würde, wenn eine einheitliche Rechtsprechung wie 
bisher durch das Reichsversicherungsamt erhalten bliebe, denn nur auf Grund 
einer solchen einheitlichen Rechtsprechung kann sich auch eine gewisse gleich- 
mässige, ärztlich - sachverständige Schätzung der Unfallsfolgen und der In¬ 
validität ausbilden. — Eine weitere, für uns Aerzte ganz besonders wichtige 
Frage bei der Unfallversicherungsreform ist dann diejenige, ob es sich nicht 
empfiehlt, dass die Berufsgenossenschaften die Behandlung der Unfallverletzten 
schon früher als bisher, entweder nach der ersten oder vierten Woche oder 
gleich am ersten Tage nach der Verletzung, übernehmen. 


Bezüglich des im vorigen Jahre gegründeten Centralver- 
bandes von Ortskrankenkassen im Deutschen Reiche hat der 

Minister für Handel und Gewerbe Veranlassung genommen, die Regierungs¬ 
präsidenten darauf hinzuweisen, dass dieser Centralverband und seine Unter¬ 
verbände als Kassenverbände im Sinne des § 46 des Krankenversicherungs¬ 
gesetzes nicht angesehen werden könnten, und dass es daher unzulässig 
sei, aus Mitteln der betheiligten Kassen für die Kosten der Verbände oder 
für die Theilnahme von Verretern der Kassen an den Versammlungen der 
Verbände Aufwendungen zu machen. 


Der Qeschäftsaussohuss des deutschen Aerztevereinsbundes 

hat gemäss dem Beschlüsse des 22. deutschen Aerztetages an den Bundes¬ 
rath und Reichstag eine Eingabe gerichtet, in welcher beantragt wird, dass 
bei der bevorstehenden Novelle und Erweiterung des Unfall¬ 
versicherungsgesetzes 

1. in den Vorständen der Berufs- resp. Unfallversicherungs-Genossen¬ 
schaften, 

2. in deren SectTonen, 

3. im Reichsversicherungsamt ein Arzt Sitz und Stimme sowie 

4. in den Schiedsgerichten ein Arzt Sitz erhalte. 

(Aerztl. Vereinsbl. 1895. No. 298.) 


Die Bestimmungen über die Aufbewahrung und Abgabe des 
Diphtherie-Heilserums (Serum antidiptheriticum) in den Apotheken 
sind durch Verfügung des Kultusministers vom 4. April wie folgt abgeändert 
worden: Der Maximal-Berechnungspreis des Serum antidiphtheriticum ist von 
den beiden preussischen Fabricationstätten für den Verkehr mit den Apo¬ 
theken einheitlich für 100 Immunisirungseinheiten auf 35 Pfennige, für die zum 
Bezüge zu ermässigtem Preise berechtigten Institute, Kassen, Personen etc. 
auf 27^2 Pfennige festgesetzt, so dass sich der Fabrikpreis für ein Fläschchen 
enthaltend Serum mit 1000 Immunisirungseinheiten im Höchstfälle auf 3,50 Mark 
beziehungsweise 2,75 Mark stellt. Das dem Apotheker zustehende Entgelt 
für seine Bemühungen beim Vertriebe des Serums wird auf durchschnittlich 
7 1 / 2 Pfennige für 100 Immunisirungseinheiten, mindestens aber für das einzelne 
Fläschchen auf 50 Pfennige und höchstens auf 1 Mark festgesetzt, so dass der 
Apotheker für die Abgabe eines Fläschchens mit 1000 Immunisirungseinheiten 
75 Pfennige erhält, dagegen bei Fläschchen mit Serum von weniger als 1000 
Immunisirungseinheiten im Mindcstbetrage 50 Pfennige und bei Fläschchen mit 
Serum von mehr als 1000 Immunisirungseinheiten im Höchstbetrage 1 Mark. 
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Hinsichtlich des Bezuges des im Preise ermässigten Serums zu Gunsten der 
Krankenhäuser, Kassen etc. wird empfohlen, für einen begrenzten Bezirk 
(Kreis, Regierungsbezirk, Provinz) eine Centralstelle zu bezeichnen, durch 
welche der Verkehr mit den Fabrikationsstätten einerseits und den Apo¬ 
thekern andererseits vermittelt wird. Der Apotheker wird sich zunächst 
einen dem örtlichen Bedürfnisse entsprechenden Vorrath von Fläschchen zu 
dem gewöhnlichen Fabrikpreise (35 Pfennige für 100 Immunisirungseinheiten) 
beschaffen und von diesem bei Bedarf gegen ärztliches, mit Beglaubigungs¬ 
vermerk versehenes Recept Serum zum ermässigten Preise abgeben können. 
Den Ersatz für derartig abgegebene Fläschchen erhält der Apotheker zu 
ermässigtem Preise von der Centralstelle gegen Einsendung der mit amt¬ 
lichem Beglaubigungsvermerk versehenen ärztlichen Recepte. Als Beglau¬ 
bigungsvermerk gilt der Aufdruck eines behördlichen Stempels oder ent¬ 
sprechenden Vermerks des Pfarrers, Gemeindevorstehers, Armenvorstehers, 
der Ortspolizei etc. Hinsichtlich der Kassenrecepte genügt die übliche 
Stempelung, welche solche Kassenrecepte kennzeichnet. 


Die diesjährige Versammlung der Oentralverwaltung der 
thierärstlichen Vereine Preussens hat eine Reihe wichtiger Beschlüsse 
gefasst: Beschlossen ist u. A. eine Eingabe an den Kriegsminister, welche 
den Zweck verfolgt, die Organisation der Militärrossarztschule derjenigen 
der Pepiniöre gleich zu gestalten. Es besteht bekanntlich zur Zeit der in 
den thierärztlichen Kreisen seit Langem unangenehm empfundene Zustand, 
dass die in die Militärrossarztschule aufzunehmenden Aspiranten nicht, wie 
dies ihrer Bildung entsprechen würde, als Einjährig-Freiwillige, sondern als 
einfache Soldaten in die Armee eintreten müssen, woraus sich eine ganze 
Menge Unzuträglichkeiten ergeben. Beschlossen wurde ferner eine Eingabe 
an den Landwirthschaftsminister, dahingehend, dass die Pensionslosigkeit 
der beamteten Thierärzte möglichst bald beseitigt werde, eine Frage, zu der 
sich der Minister bereits im Abgeordnetenhause wohlwollend geäussert. Bei 
den zuständigen Ministerien soll ferner darauf hingewirkt werden, dass den 
Kreisthierärzten allgemein die Oberaufsicht über die Trichinenschauer, sowie 
die Prüfung derselben übertragen w’erde, w’ie dies in einigen Regierungs¬ 
bezirken bereits der Fall ist. Es wurde endlich auch die Einrichtung einer 
Unterstützungskasse für Thierärzte eingehend berathen. 


Der Senior der deutschen Aerste Londons, Dr. Herrn. Weber 

hat dem Royal College of Physicians die Summe von 2500 £ geschenkt mit 
der Bestimmung, dieselben zu Preisausschreiben über die Verhinderung 
der Tuberculose zu verwenden. In dem beigefügten Schreiben spricht 
er die Uebcrzeugung aus, dass der Mensch es in seiner Gewalt habe, die 
Verheerungen der furchtbaren Krankheit bedeutend durch hygienische und 
sociale Maassregeln zu verringern. Besonders sollten geeignete Hospitäler 
und Asyle für solche Kranke in verschiedenen Theilen des Landes gebaut 
werden. Das College hat die Schenkung dankend angenommen und wird 
dem Wunsche des Schenkers gemäss jedes zweite oder dritte Jahr dem Ver¬ 
fasser der besten Arbeit über den in Rede stehenden Gegenstand eine goldene 
Denkmünze verleihen. (A. V. f. D. No. 295.) 


Digitized by eaOOQLe 



Eduard Graf t 


Der ärztliche Stand hat einen grossen Verlust erlitten. 
Geh. San.-Rath Dr. Eduard Graf, der langjährige Vorsitzende 
des Geschäftsausschusses des Deutschen Aerztevereinsbundes ist 
nach langem schweren Leiden am 20. August in Constanz ver¬ 
schieden. Mit ihm ist einer der um den ärztlichen Stand ver¬ 
dientesten Männer dahingegangen. Als nach Wiedererrichtung 
des deutschen Reichs die Stellung der Aerzte eine durch¬ 
greifende Aenderung erfahren, war Graf einer der Ersten, 
der, die Gefahren der neuen Dinge voraussehend, zur Abwehr 
derselben ein enges Zusammenhalten der Collegen für unbedingt 
geboten erachtete. Neben Hermann Eberhard Richter 
ist er als einer der hervorragendsten Begründer des Deutschen 
Aerztevereinsbundes zu nennen. Ueber 20 Jahre stand er an 
der Spitze desselben und zwar zum grossen Vortheil der ganzen 
Bewegung. Er war sich des gesteckten Zieles voll bewusst: 
„Unsere Aufgabe präcisirt sich sehr leicht dahin, dass wir durch 
freien Meinungsaustausch die Missstände auf allen Gebieten 
des ärztlichen Lebens klar stellen, dass wir die Mittel und 
Wege zu ihrer Beseitigung genau erforschen, dass wir die Ideen 
der Medicinalreform wach halten und klären sollen, mögen sie 
der Gesetzgebung des Reiches oder der einzelnen Staaten, der 
öffentlichen Gesundheitspflege oder dem ärztlichen Standes¬ 
interesse anheimfallen. Das sind Aufgaben, die wohl des 
Schweisses der Edlen werth sind.“ Diesen Grundsätzen seines 
Programms, denen er auf dem dritten Deutschen Aerztetag in 
Eisenach in seiner Eröffnungsrede warmen Ausdruck verliehen, 
ist er bis zu seinem letzten Athemzuge treu geblieben. Und 
diese seine Bestrebungen sind dem ärztlichen Stand umso mehr 
zu Nutze gekommen, als Graf über hervorragende geistige 
Gaben, über eine seltene Arbeitskraft und eine angesehene 
bürgerliche Stellung verfugte. Am n.März 1829 zu Elberfeld 
geboren, besuchte er das Gymnasium zu Bielefeld, studirte 1847 
bis 1851 in Halle und Greifswald, war nach Absolvirung der 
ärztlichen Staatsprüfung im Jahre 1853 Assistent am städtischen 
Krankenhause in Danzig, practicirte dann in Imgenbroich und 
Roonsdorf, siedelte 1860 nach seiner Vaterstadt Elberfeld über 
und war anfangs Oberarzt und später consultirender Arzt des 
dortigen St. Josephs-Hospitals. 
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Neben seiner ausgedehnten ärztlichen entwickelte er gleich¬ 
zeitig eine hervorragende Thätigkeit im Interesse des Gemein¬ 
wohls, zunächst auf dem seinem Beruf zunächst liegenden Gebiete 
der ärztlichen Standesinteressen und der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege, alsdann aber auch auf communalem und politischem 
Gebiete. Er war langjähriger Vorsitzender des Aerztevereins 
des Regierungsbezirks Düsseldorf, des Niederrheinischen Ver¬ 
eins für öffentliche Gesundheitspflege und ausserordentliches Mit¬ 
glied des kaiserlichen Gesundheitsamtes, er war Stadtverordneter 
in Elberfeld und gehörte seit 1883 ununterbrochen dem Ab¬ 
geordnetenhause an, woselbst er nach v. Benda’s Rücktritt in 
das Amt des zweiten Vicepräsidenten berufen wurde. Gerade 
diese seine politische Stellung gab ihm Gelegenheit, ganz be¬ 
sonders für die ärztlichen Standesinteressen zu wirken. Er war 
stets auf dem Plan, wo es galt, für dieselben einzutreten. In 
Aller Gedächtniss sind seine jährlich wiederkehrenden Inter¬ 
pellationen bezüglich der Medicinalreform. Diesem seinem aus¬ 
dauernden und anregenden Wirken ist es schliesslich auch zu 
einem grossen Theil zu danken, dass auch in Preussen einer 
ärztlichen Standesvertretung durch Aerztekammem die Wege 
gebahnt wurden, und als diese 1887 durch königliche Ver¬ 
ordnung ins Leben gerufen wurde, war Graf ihr gegebener 
Führer. Er war Vorsitzender der rheinischen Aerztekammer 
und als sich 1891 der Ausschuss der preussischen Kammern 
constituirte, auch dessen Vorsitzender. In allen diesen Stellungen 
zeichnete er sich durch eine seltene Arbeitskraft und be¬ 
deutende organisatorische Leistungen aus; vor Allem war er ein 
ausgezeichneter Vorsitzender und führte als solcher ein strenges 
Regiment; hatte er aber Jemanden rectificirt, sofort erfolgte eine 
beschwichtigende Bemerkung, die auch den Widerstrebendsten 
versöhnte. Seine energische Haltung, seine politische Ueber- 
zeugung mögen dem einen oder andern Collegen nicht genehm 
gewesen sein, die überwiegende Mehrzahl der Aerzte hatte er 
aber, wie die alljährlich sich wiederholende meist einstimmige 
Wiederwahl zum Vorsitzenden des Aerztetages zeigt, hinter sich, 
und dieselbe schätzte sich glücklich, einen so ausgezeichneten 
Vertreter zu besitzen. 

Nun ist er dahin gegangen; Andere werden seinen Platz 
einnehmen müssen, hoffen wir, dass dem Aerztevereinsbunde ein 
gleich begabter und geeigneter Nachfolger beschieden sein möge. 
Denn der stark im Sinken begriffene ärztliche Stand ist eines 
solchen Führers mehr denn je bedürftig. — Die deutsche Aerzte- 
schaft wird dem Dahingegangenen ein treues und dankbares 
Andenken bewahren. 

A. O. 
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Zum Jubiläum 

des Königl. mediciidsch-chirurgischen 
Friedrich - Wilhelms - Instituts. 


Das Königliche medicinisch - chirurgische Friedrich- 
Wilhelms - Institut hat seine Jahrhundertfeier unter grosser Theilnahme 
der militärärztlichen Welt begangen. 

Was das Institut in dieser langen Zeit geleistet, ist gelegentlich 
dieser Feier von berufenster Seite zum Ausdruck gelangt. 

Für die heutige angesehene Stellung des Militairarztes in der deut¬ 
schen Armee, flir die hohe Entwicklung unseres Militairsanitätswesens ist 
dasselbe zweifellos von hervorragendster Bedeutung gewesen. Die aus¬ 
gezeichneten Leistungen der aus ihm hervorgegangenen Aerzte haben 
jedenfalls erst die hierzu nöthigen Vorbedingungen geschaffen. Und diese 
Leistungen selbst bilden wieder die Frucht der in dem Institute zur An¬ 
wendung gelangenden militairärztlichen Ausbildung, wie wir sie in dem 
unten folgenden Referat über die lehrreiche Abhandlung des Herrn 
Oberstabsarztes Sperling kennen lernen und die sich verkörpert in 
einem sorgfältigen theoretischen und praktischen Unterricht, in der un¬ 
mittelbar darauf folgenden praktischen Bethätigung des Erlernten und 
vor Allem in der ununterbrochenen Fortbildung der Sanitätsofficiere. 

Hoffen wir, dass diese musterhaften Einrichtungen die Anregung 
geben werden, gleiche Principien auch bei der Ausbildung der Civilärzte 
zur Anwendung zu bringen. Dem Institut selbst aber möge beschieden 
sein, unter gleich ausgezeichneter Leitung weitere und ähnliche Erfolge 
zu erzielen, wie in seinem ersten Jahrhundert! 

Vivat, crescat, floreat! 

A. O. 
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Ein statistisches Bild der medicinischen Facultät. 


Ein statistisches Bild der medicinischen 

Facultät. 

Von Professor Dr. A. Petersilie in Berlin. (Schluss.) 1 ) 


3. Die persönlichen Verhältnisse der studirenden 
M e d i c i n e r lassen sich nach Lage des statistischen Materials nur fiir die 
preussischen Universitäten untersuchen. Auf diesen befanden sich 



im W.-S. 

im S.-S. 

im W.-S. 

hn S.-S. 


1886/87 

1887 

1890/91 

1891 

Preussen . . . 

■ 315* 

3324 

2937 

3040 

andere deutsche 

309 

319 

357 

365 

Reichsausländer 

173 

_158 

227 

157 

zusammen 

• 3633 

3801 

3521 

3562 


Die Reichsausländer werden für die folgenden Betrachtungen aus¬ 
geschieden. 

Was zunächst das Lebensalter der studirenden Mediciner an¬ 
langt, so entfielen nach dem zehnsemestrigen Durchschnitte von Michae¬ 
lis 1886 bis dahin 1891 auf die Altersklasse von unter bis einschliess¬ 
lich 19 Jahren 3,12 Proc. des Bestandes; 34,83 Proc. waren 19 bis 22 
Jahre alt, 43,14 Proc. über 22 bis 25, 14,41 Proc. über 25 bis 28 
Jahre alt und 4,51 Proc. standen in einem höheren Alter. Da sich 
nur 54,84 Proc. des Bestandes in einem Alter bis einschliesslich 23 
Jahren befanden, d. h. in den Altersklassen, die das normale Alter fiir 
die Studenten sein würde, wenn deren Eintritt in die Universität bezw. 
der Abschluss des Studiums nicht verzögert würde, so muss man wohl 
annehmen, dass die jungen Mediciner theilweise die Schule zu spät ver¬ 
lassen, theilweise sich länger als nötig, auf der Universität aufhalten. 
Allerdings wird jener Procentsatz von 54,85 auch durch diejenigen 
älteren Herren herabgedrückt, die sich erst im späteren Lebensalter zum 
Studium entschliessen oder noch einmal zur Universität zurückkehren; 
ausschlaggebend ist deren Zahl aber doch nicht gerade. Dagegen 
wirkt der später zu besprechende Facultätswechsel auf die Alterszusam¬ 
mensetzung der Studentenschaft der Facultät ein. 

Verbindet man Lebens- und Studi enalter statistisch, so standen 
jenen 3,11 Proc. an Bisneunzehnjährigen 8,95 Proc. an solchen gegen¬ 
über, die sich im ersten Studiensemester befanden. Die erste Zahl ver¬ 
hält sich zur zweiten wie 1:2,87. Das will sagen: wenn unsere Stu¬ 
denten des ersten Semesters fast dreimal so zahlreich sind wie die 

’) cfr. Heft 3, pag. 166. D. R. 
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im Alter bis 19 Jahren stehenden, so müssen etwa zwei Drittel von 
ersteren auf der Schule zu alt geworden sein. Kein Zweifel, dass dies 
für die Betheiligten und für das Gemeinwohl nicht vortheilhaft ist. Es 
ist aber für die preussische Studentenschaft aller Facultäten eine durch¬ 
gängige Erscheinung, dass der Anfang des Studiums in ein zu hohes 
Lebensalter fällt, weil die jungen Leute zu lange auf der Schulbank 
zurückgehalten werden; bei den übrigen Facultäten mit Ausnahme der 
juristischen sieht es in dieser Hinsicht noch schlimmer aus als bei den 
Medicinem. Ebenso ist es aber auch mit dem Abschluss des Studiums, 
der gleichfalls zu weit hinaus geschoben wird. Verliefe Anfang und 
Abschluss des medicinischen Studiums normal, so dürften weder auf die 
höheren Lebensjahre noch auf die höheren Studiensemester so grosse 
Procentsätze fallen, wie es thatsächlich der Fall ist; denn nach dem 
zehnsemestrigen Durchschnitte standen von den Medicinern im 24. 
und höheren Lebensjahre 30,40, im elften und höheren Studien¬ 
semester 10,58 Proc. der Gesammtzahl, und noch 18,96 Proc. standen 
im 25. und höheren Lebensjahre, 14,58 Proc. aber im 10. und 
höheren Studiensemester. Die zwischen dem 21. und 25. Lebensjahre 
Stehenden vertheilen sich auf das erste Semester mit 4,13, auf das 
zweite mit 6,07, auf das dritte mit 8,24, auf das vierte mit 10,34, auf das 
fünfte mit 12,28, auf das sechste mit 14,34, auf das siebente mit 14,36 auf 
das achte mit 12,68, auf das neunte mit 10,17, auf das zehnte und höhere 
Semester mit 7,39 Proc. Dagegen waren auch von den Untereinund¬ 
zwanzigjährigen schon 15,24 Proc. im fünften oder einem höheren Se¬ 
mester. 2,88 Proc. der Mediciner standen im 17. oder einem höheren 
Semester, 2,37 Proc. im 30. oder höherem Lebensjahre. — Aus allen 
diesen Zahlen geht hervor, dass ebenso sehr unsere Schuleinrichtungen, 
die den Eintritt in die Universität allzu sehr verzögern, wie der zu späte 
Abschluss des Studiums an der immerhin wenig normalen Alterszusam¬ 
mensetzung unserer Studentenschaft Schuld haben. 

Was insbesondere die Dauer des Aufenthaltes auf der 
Universität anlangt, so verliessen nur 48,21 Proc. der Studenten 
des Studienabschlusssemesters, d. h. des neunten Semesters, die Universität 
nach ganz normaler Dauer des Studiums. Fasst man die normale Dauer 
des Aufenthalts der Mediciner ins Auge, so berechnet sich deren Stu¬ 
diendauer im Durchschnitt auf 12,29 Semester, aber auf 9,85 Semester, 
wenn man diejenigen ganz ausser Rechnung stellt, die anscheinend un¬ 
natürlich lange auf der Universität verbleiben. 1 ) 

Fertig mit dem Studium wurden von den im zehnten und höheren 
Studiensemester stehenden Medicinern nach neun Semestern 39,24, nach 

*) Die Methode, die Verfasser zur Berechnung dieser werthvollen Durch- 
schnittsziffem angewertdet hat, wolle man in der „Preussischen Statistik“ 
Heft 125, S. 61 der Einleitung nachlesen bezw. nachprüfen. 

*5* 
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zehn Semestern 15,53, nach elf Semestern 11,72, nach zwölf Semestern 
4,63, nach dreizehn Semestern 3,27, nach vierzehn Semestern 1,09, nach 
fünfzehn Semestern 1,63, später Wer anscheinend gar nicht 22,89. Bei 
einem immerhin noch merklichen Theile der studirenden Mediciner (wie 
übrigens auch mehrerer anderen Facultäten) lässt der Studieneifer zu 
wünschen übrig; im Ganzen gehören aber die Mediciner zu den arbeits¬ 
freudigsten Studenten, und sie müssen es, wenn sie den Lern- und 
Wissensstoff überwältigen wollen. 

Wie in jeder Facultät, so zeigt sich auch in der medicinischen 
eine bestimmte Vorliebe der jüngeren oder der älteren Se¬ 
mester für einzelne Universitäten. Jüngere Studenten wollen 
nach Befreiung vom Zwange der Schulbank, so weit es die Mittel er¬ 
lauben, das Leben geniessen und wählen gern solche Hochschulen, die 
am meisten Annehmlichkeiten bieten. Der wissenschaftlich ehrgeizige 
Theil sucht solche Stätten auf, wo die Anfangsfächer besonders gut ver¬ 
treten sind. Die älteren Semester aber richten ihren Blick mehr auf 
die Prüfung; Examensfragen und Zusammensetzung der Prüfungscom¬ 
mission mögen fiir die Wahl der Universität oft den Ausschlag geben. 
Verfasser hat in der „Preussischen Statistik“ einen ziffermässigen Aus¬ 
druck fiir die Vorliebe der jüngeren und der älteren Semester für ein¬ 
zelne Universitäten gegeben. Hier sei nur das Schlussergebniss für die 
medicinische Facultät mitgetheilt. In ihr ragt Kiel dadurch hervor, 
dass es von den jüngsten Semestern auffällig übersehen, von den reiferen 
Studenten aber besonders gesucht wird. Halle und Königsberg sind den 
älteren Semestern ebenfalls sympathisch. Breslau und Marburg werden 
von ihnen nicht gern gewählt. Dagegen sind Bonn, Breslau, Göttingen 
und Marburg bei den jüngeren Semestern vorzugsweise beliebt. Eine 
gleichzeitige Vorliebe der jüngeren und älteren Studirenden für eine 
und dieselbe Universität findet sich in der medicinischen Facultät über¬ 
haupt nicht; eine gleichzeitige Abstossung auf die jüngsten und ältesten 
Semester übt Greifswald aus. 

Im Zusammenhänge hiermit möge der Universitätswechsel 
besprochen werden. Dieser wird entweder bedingt durch das Streben, 
für gewisse Studienfächer oder Studienabschnitte die am besten mit 
Lehrkräften besetzte Universität und die aussichtsvollsten Prüfungscom¬ 
missionen ßiifzusuchen, oder durch die finanzielle Befähigung des Stu¬ 
direnden, der echt deutschen Wanderlaune zu folgen. In manchen 
Schichten unserer Studentenschaft wirken beide Gründe wohl gleich¬ 
zeitig. Grundsätzlich zu beklagen ist das Wandern von Universität zu 
Universität gewiss nicht; es trägt zur Erfrischung des Gemüthes bei und 
erweitert den Gesichtskreis der jungen Männer, die dem Zuge in die 
Ferne nachgehen können. Unsere Mediciner folgen diesem Zuge recht 
häufig und werden darin nur von den Juristen übertroffen, während sie 
den evangelischen Theologen nahe stehen. Dass beim Universitäts- 
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Wechsel ai\ch die Heimath der Studirenden mitspricht, ist wahrscheinlich, 
und deshalb die im Nachstehenden durchgefiihrte Trennung von Preussen 
und anderen Deutschen. Es hatten von der zehnsemestrigen Durch¬ 
schnittsfrequenz der preussischen medicinischen Facultäten 1619 Preussen 
und 79 andere Deutsche die Universität nicht gewechselt; darunter 
waren 279 bezw. 21 Studenten des ersten Semesters, die füglich zum 
Universitätswechsel noch keine Veranlassung hatten. Dagegen hatten 
die Universität gewechselt: einmal 585 Preussen und 105 andere 
Deutsche, zweimal 510 bezw. 77, drei- oder mehrmal 397 bezw. 80. 
Von 100 Medicinem wechselten sonach die Universität überhaupt 
52,68 Preussen und 81,88 andere Deutsche, und zwar im Ganzen ein¬ 
mal 21,89, zweimal 18,62, drei- und mehrmal 15,13. — Der Studien¬ 
zeit nach fiel der erste Universitätswechsel bei den Medicinem 32,73 
mal von 100 Fällen in das zweite Semester. Von 100 Fällen des 
zweiten bezw. dritten und öfteren Universitätswechsels kamen auf das 

3. Semester.14,10 bezw. — 

4- » 9,3° .. 3,i5 

5- » 22,09 „ 9,85 

6. oder höhere Semester 54,51 ,, 87,00. 

Die Zahlen der letzten Zeile sind ganz besonders charakteristisch. Reine 
Freude am Wandern wird es wohl nicht sein, die gerade die älteren 
Semester zum wiederholten Universitätswechsel drängt; es werden viel¬ 
mehr wissenschaftliche und Prüfungsbedürfnisse sein, die sie dazu treiben. 
Schade, dass man diese interessanten Thatsachen nicht durch alle 
deutschen Universitäten verfolgen kann; dann erst würde das Bild 
sprechende Farben bekommen. 

Vielleicht hängt der Universitätswechsel theilweise wenigstens auch 
mit dem FacultätsWechsel zusammen, der in der medicinischen 
Facultät den stärksten Umfang hat. Diese nimmt aus anderen Facul¬ 
täten sehr viele auf. Bei dem naturwissenschaftlichen Zuge der Zeit 
ist das erklärlich, zumal die hygienischen Bestrebungen in dem Verständ¬ 
nis des Volkes immer breiteren Boden gewinnen. So hatten unter 
100 Medicinem nicht weniger als 11,30 vorher einmal irgend einer 
anderen Facultät angehört, und zwar hatten davon 0,61 die Facultät 
schon zweimal, 0,06 sogar drei- oder mehrmal gewechselt. 54,77 Proc. 
der Mediciner mit einmaligem Facultätswechsel hatten vorher der phi¬ 
losophischen Facultät angehört. Von den früheren Medicinem, die in¬ 
zwischen in eine andere Facultät übergegangen waren, fanden sich nur 
28,57 Proc. wieder zur medicinischen zurück, während die übrigen 
Facultäten ihre ursprünglichen Angehörigen nach einem Versuche in 
anderen Facultäten zu sechs bis fast neun Zehnteln wieder zurückzuer¬ 
halten pflegen. Der Facultätswechsel fällt ganz überwiegend in das 
zweite Semester. 
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Die Frage, aus welchen Berufs-und socialen Schichten 
unsere Studenten stammen, findet in der preussischen Universi¬ 
tätsstatistik eine sehr gründliche Erörterung und hat gerade auch fiir 
die vorliegende Zeitschrift ein allgemeineres Interesse. Leider müssen 
wir uns, um nicht zu breit zu werden, auf einige wenige Bemerkungen 
beschränken, im Uebrigen den Leser auf die mehrgenannten Quellen 
verweisend. Unter den 3471 Medicinem der preussischen Universitäten 
hatten 831 oder 23,94 Proc. Väter mit Hochschulbildung. Ein 
Viertel ungefähr entstammt also Schichten der Gesellschaft, in denen 
man von akademischer Familienüberlieferung sprechen kann; drei 
Viertel aber kamen aus nicht akademisch gebildeten Kreisen und dürfen 
für den ärztlichen Stand, wenn man das Bild brauchen will, als Blut- 
emeuerung angesehen werden. Viel mehr, als die medicinische, unter¬ 
liegt die juristische Facultät in diesem Sinne dem Einflüsse akademischer 
Familientradition und was damit zusammenhängt. Sociale Steilung und 
wirthschaftliche Lage stehen häufig in engster Verbindung und Wechsel¬ 
wirkung. Deshalb ist ein Ausblick auf die Berufsschichten, denen 
die Studirenden entstammen, sehr lehrreich. Auf 1000000 der Bevöl¬ 
kerung Preussens lieferte studirende Mediciner 


die Berufsgruppe: 

Land- und Forstwirtschaft.36 

Bergbau und Industrie.60 

Handel und Verkehr.352 

Hausdienst und Lohnarbeit.1 

Hof-, Staats-, Gemeindeverwaltung und freie Berufe 810 
Rentner und unbestimmte Berufe.250. 


Lösen wir die Gruppe der Hof-, Staats-, Gemeindeverwaltung und der 
freien Berufe in ihre Bestandteile auf, so lieferten an studirenden Medi¬ 


cinem nach demselben Maassstabe 

das Heer und die Flotte. 106 

die eigentliche Staats- u. s. w. Verwaltung . 741 

die in Kirche und Gottesdienst Beschäftigten 2295 
die in Erziehung und Unterricht Thätigen . 949 

die Berufsschichten der Gesundheitspflege . 2757 

die Schriftsteller, Künstler u. dergl. 166. 


Söhne von Geistlichen und Kirchendienern sowie von Angehörigen der 
Berufe der Gesundheitspflege haben demnach eine ausgesprochene Vor¬ 
liebe für dieses Studium. Die vorstehenden Zahlen lassen überhaupt die 
verschiedene Neigung der einzelnen Erwerbsgruppen für das medici¬ 
nische Studium erkennen; nur muss man nicht vergessen, dass dieses 
theure Fach eben auch die wirthschaftliche Leistungsfähigkeit voraus¬ 
setzt, und diese ist bei den Berufs- und socialen Schichten sehr ver¬ 
schieden. Landwirtschaft und Industrie umfassen die breitesten Massen, 
denen die Mittel für das Studium fehlen. Hält man aber die ver- 
hältnissmässigen Anteile der Berufsgruppen an den einzelnen Facultäten 
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zusammen, so ist eine bestimmte Vorliebe für ein einzelnes Fach bei 
ihnen doch deutlich erkennbar. Für Medicin haben eine ausgesprochene 
Neigung grade die landwirtschaftlichen Berufskreise, die mehr als ein 
Viertel ihres verhältnissmässigen Anteils an der akademischen Jugend der 
Medicin zuführen; weiter die gewerblichen sowie die Handels- und Ver¬ 
kehrsberufe, die mit etwa einem Drittel die Medicin als Studium wählen; 
Studirende aus den Kreisen der eigentlichen Hof-, Staats- und Ge¬ 
meindeverwaltung treten mit über einem Viertel, aus den ärztlichen 
Kreisen mit n / 2 o ihres Anteils in das medicinische Studium ein. In 
dem letzten Antheilsatze spricht sich neben der Wirkung der akade¬ 
mischen Familienüberlieferung gleichzeitig die starke Neigung der Söhne 
für den väterlichen Beruf aus. 

Mit dem Herkommen der Studirenden steht in gewissem inneren 
Zusammenhänge ihre Anteilnahme am Genüsse von akademischen 
Beneficien. Stipendien und Unterstützungen fliessen bekanntlich 
nicht in allen Facultäten gleich reichlich, und die medicinische Facul¬ 
tät hat deren zwar mehr als die juristische und auch die philosophische, 
aber viel weniger als die teologische. So kommt es, dass in jener 
akademische Unterstützungen aller Art erhielten 35,85 Proc. der Preussen 
und 17,65 Proc. der anderen Deutschen, während diese Ziffern sich 
z. B. bei den evangelischen Theologen auf 53,46 bezw. 43,31 stellten. 
So weit sich die Beneficien unmittelbar in Geld ausdrücken lassen (Sti¬ 
pendien und Freitische), erhielten in der medicinischen Facultät 550 
Preussen für ein Semester im Durchschnitte 80782 M. oder der Ein¬ 
zelne 147 M, und 45 andere Deutsche 7861 M oder der Einzelne 
176 M. Ausserdem bezw. neben diesen Stipendien und Freitischen er¬ 
hielten noch 920 Preussen und 22 andere Deutsche Stundung bezw. 
Erlass des Honorars. Diese Formen der Unterstützung sind besonders 
charakteristisch; denn wer sie in Anspruch nimmt, muss die Unter¬ 
stützungsbedürftigkeit nachweisen, während dies bei Stipendien« (z. B. 
Familienstipendien usw.) nicht immer Voraussetzung ist. Die Bedürftig¬ 
keit der Mediciner kann man daher am besten an der Honorarstundung 
und dem Honorarerlass (in Marburg) erkennen, wobei natürlich die Fälle 
statutarischer Honorarfreiheit von Professorensöhnen u. dergl. ausgeschie¬ 
den werden müssen. Diese Untersuchung wird doppelt interessant, wenn 
sie mit dem Religionsbekenntniss verbunden wird. In diesem Sinne be¬ 
trachte man folgende Zahlen. Stundung des Honorars erhielten von 
je 100 Preussen 

in der in der in der 

medicinischen juristischen philosophischen 
F acultät F aculi ät F acultät 



1890/91 

0 

0^ 
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1890/91 
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Die durch diese Zahlen festgestellte Thatsache ist überraschend; sie 
widerspricht unzweifelhaft allen landläufigen Vorstellungen; denn sie be¬ 
deutet nicht mehr * und nicht weniger, als dass in der medicinischen 
Facultät mehr als in den beiden anderen nichttheologischen Facultäten 
die Honorarstundung beansprucht und gewährt wird, und dass die Medi- 
ciner jüdischen Bekenntnisses diese Wohlthat ebenso oft wie die Katho¬ 
liken und wesentlich mehr als die Evangelischen in Anspruch nehmen 
und erhalten. Darf die Honorarstundung — und darüber besteht kein 
grundsätzlicher Zweifel — als ein Merkmal thatsächlicher Bedürftigkeit 
angesehen werden, so müssen die Kreise, aus denen die evangelischen 
Mediciner stammen, im Allgemeinen als wesentlich wohlhabender gelten 
denn die übrigen, und es ist sicher, dass unter den katholischen und 
jüdischen Studenten dieses Faches (und auch der beiden anderen Facul¬ 
täten) viel mehr Unterstützungsbedürftige sind als unter jenen. Es folgt 
aber auch sicher daraus, dass Honorarschulden, die von der Universität 
mit in das .Berufsleben genommen werden, gerade bei den jungen Medi- 
cinern sehr häufig sind und eine Menge von ihnen, die in den ersten 
Jahren ihrer Berufsthätigkeit ohnehin nicht auf Rosen gebettet zu sein 
pflegen, recht empfindlich belasten. Hier ist ein Schaden unserer 
Universitätseinrichtungen angedeutet, der dringend der bessernden Hand 
bedarf: das Stundungswesen muss reformirt werden. 


Die vorstehende Auslese aus der reichhaltigen Universitätsstatistik 
Preussens könnte leicht vervielfacht werden. Die Fülle des in den 
Tabellen gebotenen Materials fordert zu den verschiedensten Unter¬ 
suchungen heraus, und nur mühsam unterdrückt man den Wunsch, noch 
weitere Striche dem universitätsstatistischen Bilde einzufügen. Wer eine 
statistische Beobachtung derjenigen werdenden Schichten unseres Volkes, 
die dereinst seine geistigen Führer liefern sollen, für ein wissenschaft¬ 
lich nützliches Unternehmen ansieht, wird dem preussischen Unterrichts¬ 
ministerium nur dankbar sein können, dass es die Mittel zu dieser mühe¬ 
vollen, aber auch ergiebigen Statistik bereit gestellt hat. 
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Die 

Rechtsverhältnisse der Curpfuscherei 
in Deutschland und die Bekämpfung 
Ihrer Gefahren für die Gesundheit.*) 

Von A. Joachim, 

Rechtsanwalt beim Kammergericht in Berlin. 


Die Ausdehnung der Curpfuscherei, 1 ) der Einfluss ihrer gesetzlichen 
Freigebung einerseits auf die Verhältnisse des ärztlichen Standes, anderer¬ 
seits auf die allgemeinen Gesundheitsverhältnisse und endlich die Mittel 
zur Bekämpfung und Beseitigung ihrer Schäden bilden seit Erlass der 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 eine ständige Rubrik in den Er¬ 
örterungen der Aerztevereine und der ärztlichen Presse. Die ursprünglich 
von einer kleinen, aber gewichtigen Gruppe von Aerzten angeregte und 
betriebene Freigabe des Heilgewerbes schien nach erfolgter gesetzlicher 
Festlegung fast allgemein Zustimmung zu finden, obwohl naturgemäss mit 
Oeffnung der bisherigen gesetzlichen Schranken auch die unlautersten 
Elemente in das Gebiet des Heilgewerbes Einzug gehalten und die neue 
Freiheit vielfach zur gewissenlosesten Ausbeutung der Heilungsuchenden 
missbraucht hatten. Man mochte sich vergegenwärtigen, dass auch früher 
die Curpfuscherei, trotz gesetzlichen Verbots, überall im Verborgenen 
geblüht, dass sie zum grossen Theil ihren Reiz und ihre unbestreitbare 
Sympathie in weiten Volkskreisen gerade aus dem sie umgebenden Ge- 
heimniss und dem Märtyrerthum gezogen hatte, welches ihr die gesetz¬ 
liche Verpönung einer auf Heilung von Uebeln gerichteten Thätigkeit 
verschaffen musste, dass endlich eine energische Bekämpfung ihrer ge- 
sundheitsgefahrdenden Ausschreitungen gerade durch die Heimlichkeit 
ihrer Ausübung erschwert oder ganz verhindert worden war. Die durch 
die Freigabe ermöglichte offene Ausübung der Heilthätigkeit war geeignet, 
den Nimbus zu zerstören, den Feind und seine Waffen zu zeigen und 
damit seine Bekämpfung zu ermöglichen. 

*) Nach einem in der Hygienecommission des Geschäftsausschusses der 
Berliner ärztlichen Standesvereine am 1. Mai 1895 gehaltenen Vortrag. 

*) Unter Curpfuscherei wird hier überall die gcwerbmässige Ausübung 
der Heilkunde ohne Approbation verstanden. Die Ausübung ohne Gewinn¬ 
absicht soll nicht erörtert w'erden, wie sie ja auch gar nicht principiell Gegen¬ 
stand des Pfuschereiverbots gewesen ist. 
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Gleichwohl hat sich in der Ansicht der ärztlichen Kreise ein voll¬ 
ständiger Umschwung vollzogen; immer lauter werden die Stimmen, 
welche einen völligen Bruch mit <Jem Principe der Curirfreiheit ver¬ 
langen und die alten Pfuschereiverbote wieder eingeführt wissen wollen. 
Die Berechtigung oder Zweckmässigkeit dieses Verlangens soll hier nicht 
weiter untersucht werden; nur das Eine mag hervorgehoben werden, 
dass jene Wünsche in allererster Reihe damit gerechtfertigt werden, dass 
das von der Gewerbeordnung adoptirte Princip der Curirfreiheit eine 
völlige Anarchie auf dem Gebiete des Heilwesens gezeitigt habe und noth- 
wendig habe zeitigen müssen, weil durch die Gewerbeordnung jedes 
Eingreifen des Staates und seiner Organe zum Schutze der gefährdeten 
gesundheitlichen Interessen principiell verhindert und verboten werde. 1 ) 

Es soll nun die Aufgabe der nachstehenden Ausführungen sein, zu 
zeigen, dass die Gewerbeordnung, wie sie bereits sehr weitgehende Be¬ 
schränkungen der Curpfuscherei enthält, so auch durchaus nicht eine 
weitere durchgreifende Regelung des Pfuschereibetriebes zum Schutze 
von Leben und Gesundheit der Staatsbürger verhindert, vielmehr gerade 
diese Aufgabe den Landesgesetzgebungen und Landesbehörden überweist 

Wenn hier zugleich auch Vorschläge fiir eine solche Regelung ge¬ 
macht werden, so erheben dieselben keinen Anspruch auf Vollständigkeit, 
sondern sollen nur andeuten, in welcher Richtung eine Besserung der 
bisherigen Verhältnisse erstrebt werden kann. 

I. 

Vor Einführung der norddeutschen Gewerbeordnung bestanden in 
fast allen deutschen Bundesstaaten Pfuschereiverbote, ähnlich dem § 199 
des preussischen Strafgesetzbuchs. 2 ) Ein Gewerbe der Curpfuscherei 
konnte es danach nicht geben, weil ein solches der staatlichen An¬ 
erkennung entbehrte. Mit der Aufhebung des Pfusch er ei Verbots hat 
daher die Gewerbeordnung das Pfuschereigewerbe völlig neu ge¬ 
schaffen, und es wäre danach nur sachgemäss und consequent ge¬ 
wesen, wenn dieses neue Gewerbe, wie jedes andere, seine vollständige 
Regelung in der Gewerbeordnung gefunden hätte und ins¬ 
besondere auch den allgemeinen Vorschriften über die Gewerbe unter¬ 
worfen worden wäre, zumal es keinem Zweifel unterliegen kann, dass 
die Pfuscherei, wenn sie als Mittel zum Gelderwerb betrieben wird, 
wegen Mangels des höheren wissenschaftlichen Moments als ein Gewerbe 

*) cfr. Heft 2, Fussnote der Redaction, pag. 103. D. R. 

-) „Wer, ohne vorschriftsmässig approbirt zu sein, gegen Belohnung oder 
einem besonderen an ihn erlassenen polizeilichen Verbote zuwider die Heilung 
einer inneren oder äusseren Krankheit oder eine geburtshülfliche Handlung 
unternimmt, wird mit Geldbusse von 5 bis 50 Thalem oder Gefängniss bis 
zu 6 Wochen bestraft.“ 
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im Rechtssinne anzusehen ist Aber gerade das Gegentheil ist 
geschehen: im § 6 der Gewerbeordnung werden eine Reihe von 
auf Gewinnerzielung gerichteten Tbätigkeiten aufgeführt, auf welche — 
aus den verschiedensten Gründen — die Gewerbeordnung keine An¬ 
wendung finden soll, und zu diesen gehört, vorbehaltlich einiger aus¬ 
drücklicher Bestimmungen, die „Ausübung der Heilkunde“ ganz allgemein, 
ohne Beschränkung auf die, als Gewerbe nicht anzusehende, wissenschaft¬ 
liche Thätigkeit der Approbirten, also auch die Curpfuscherei mit in¬ 
begriffen. *) 

Man wird nicht fehlgehen, wenn man diese Inconsequenz der etwas 
übereilten parlamentarischen Behandlung der ganzen Frage zur Last 
schreibt. Dem in allen seinen Theilen wohldurchdachten und auf be¬ 
stimmten Principien folgerichtig aufgebauten Regierungsentwurf hat das 
Parlament ein neues Princip eingefügt und übersehen, die bisherigen 
Bestimmungen überall diesem neuen Princip anzupassen. Die Folge 
dieses Versehens ist eine Lücke in der Regelung eines Gewerbebetriebes, 
der gerade, weil er die erheblichsten Gefahren für Leben und Gesund¬ 
heit in sich birgt, im öffentlichen Interesse einer gründlichen, die Ge¬ 
fahren verringernden Regelung in der Gewerbeordnung bedurft hätte. 

Die beiden Entwürfe der Gewerbeordnung von 1868 und 1869 
standen noch ganz auf dem Standpunkte der bisherigen Pfuscherei¬ 
verbote; sie verlangten für die Zulassung der Ausübung der Heilkunde 
den Befähigungsnachweis. 2 ) 

§ 29 des Entwurfs lautete deshalb: 

„Aerzte ... bedürfen einer Approbation, welche auf Grund eines 
Nachweises der Befähigung ertheilt wird.“ 


*) Der § 6 lautete in der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 dahin: 
„Das gegenwärtige Gesetz findet keine Anwendung auf . . . die Aus¬ 
übung der Heilkunde (vorbehaltlich der Bestimmungen in den §§ 29, 
30, 53, 80 und 144)“ • • • 

Bei der Neuredaction der Gewerbeordnung durch Gesetz vom 1. Juli 1883 
zog man es aus praktischen Gründen vor, statt der speciellen Vorbehalte 
einen generellen Vorbehalt zu machen. Der (hier maassgebende Theil des) § 6 
erhielt daher die keineswegs materiell, sondern lediglich redactionell ver¬ 
änderte Fassung: 

„Auf . . . die Ausübung der Heilkunde . . . findet das gegenwärtige 
Gesetz nur in so weit Anwendung, als dasselbe ausdrückliche Bestim¬ 
mungen darüber enthält.“ 

2 ) Die Motive zum Entwurf von 1868 (Reichstags-Verhandlungen 1868, 
Bd. II, S. 125) begründen diesen Standpunkt dahin, 

eine Aufhebung des Befähigungsnachweises könne flicht wohl in 
Frage kommen; damit würde die Gesetzgebung in tiefen Widerspruch 
treten mit dem öffentlichen Rechtsbewusstsein und mit den be¬ 
rechtigten Anforderungen, welche an die Staatsgewalt im Interesse 
der Sorge für Leben und Gesundheit der Staatsangehörigen gestellt 
werden. 
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So lange nun für die Heilkunst ausschliesslich der appro- 
birte Arzt in Betracht kam, war die, die Geltung der Gewerbeordnung 
ausschliessende Bestimmung des § 6 durchaus sachgemäss und nach 
keiner Richtung bedenklich. Wenn die approbirte Heilkunst wegen 
ihres wissenschaftlichen Charakters kein Gewerbe war, so war es auch 
nicht angängig, sie allen allgemeinen Vorschriften des die Regelung 
der Gewerbebetriebe bezweckenden Gesetzes zu unterwerfen; nur 
die behufs Herbeiführung der Freizügigkeit für das ganze Bundesgebiet 
einheitlich zu normirenden Voraussetzungen der Zulassung bedurften der 
Feststellung. Andererseits war aber auch, bei solcher Entbindung von 
den sonstigen gewerberechtlichen Ordnungsvorschriften, den Interessen, 
welche der Staat an einer die Gesundheit der Staatsbürger sicher¬ 
stellenden Ordnung des Heiiwesens haben musste, vollauf genügt durch 
die Aufrechterhaltung der bisherigen Medicinalgesetzgebungen der Bundes¬ 
staaten, deren Erhaltung gerade der Zweck des § 6 war. 1 ) 

Durch den Reichstag bekam nun aber der § 29 einen ganz anderen 
Inhalt, der auch eine Heilthätigkeit von Nichtapprobirten ermöglichte. 
Die „Ausübung der Heilkunde“ war damit nicht mehr, wie im Ent¬ 
wurf, ausschliesslich eine Bezeichnung für die Thätigkeit des ap- 
probirten Arztes, sondern umfasste jetzt auch die Thätigkeit des 
nichtapprobirten Heilkünstlers. Dass hierdurch auch die Tragweite 
und Bedeutung des § 6 eine ganz andere geworden war, springt in die 
Augen. Bei den Reichstagsverhandlungen scheint man auch das richtige 
Gefühl gehabt zu haben, dass der für ganz andere Verhältnisse geschaffene 
§ 6 nun nicht mehr in der bisherigen Form stehen bleiben könne; aber 
anstatt folgerichtig die Geltung des § 6 auf die Ausübung der Heilkunde 
durch den approbirten Arzt, wo er allein sachgemäss und un¬ 
bedenklich war, zu beschränken, beantragte der Abgeordnete Dr. Ste¬ 
phani bei der dritten Lesung, mit Rücksicht auf die veränderte Gestaltung 
des § 29, den § 6, soweit er sich auf die Ausübung der Heilkunde 
bezog, zu streichen, womit die gesammte Heilkunst den Bestim¬ 
mungen der Gewerbeordnung unterworfen worden wäre. Das hiess, das 
Kind mit dem Bade ausschütten! Es bedurfte deshalb auch nur der 
Hervorhebung, dass mit der beabsichtigten Streichung sämmtliche Me- 
dicinalgesetze der Bundesstaaten ausser Kraft treten würden, um den 
Antragsteller zu veranlassen, den Antrag, der nur eine redactionelle 


l ) Die Motive zu § 6 des Entwurfs besagen: 

,,Die Landesgesetze über die Ausübung der Heilkunde mussten Vor¬ 
behalten werden, weil es nicht in der Absicht liegen kann, durch die 
Gewerbeordnung in die Medicinaiverfassung der einzelnen Bundes¬ 
staaten weiter einzugreifen, als es nothwendig ist, um für das ärztliche 
Gewerbe, wie es in § 29 geschehen, die Freizügigkeit herzustellen. 
Es bewendet daher nicht nur bei den Bestimmungen über die Pflichten 
der Aerzte, sondern auch . . u. s. w. 
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Aenderung beabsichtigt habe (!), zurückzuziehen. So ist es schliesslich 
bei dem, auch die Curpfuscherei mit umfassenden Wort¬ 
laute des §6 geblieben. Die Vorschriften der Gewerbeordnung 
wurden auch für die Curpfuscherei ausser Kraft gesetzt, obgleich 
dieselbe ein Gewerbe ist, und obgleich es an jeder, den Medicinal- 
gesetzgebungen analogen Regelung des nichtapprobirten Heilwesens 
zur Abwendung von Gefahren für Leben und Gesundheit in den Bundes¬ 
staaten fehlte. 

So inconsequent nun aber auch diese Ausnahmestellung des Pfuscherei¬ 
gewerbes sein mag, so hat doch andererseits die grundsätzliche Ausschliessung 
der Geltung der Gewerbeordnung das Eingreifen der Landesgesetz¬ 
gebung ermöglicht. Und wenn man erwägt, dass dem Pfuscherei¬ 
betriebe ausschliesslich der Gewinnzweck zu Grunde liegt, dass die Jagd 
nach Gewinn hier in keiner Weise gemildert ist, weder durch ein Standes¬ 
bewusstsein oder die Rücksicht auf Standesehre, noch durch wissen¬ 
schaftliche oder andere Interessen höherer Art, so hatten die Landes¬ 
gesetzgebungen um so mehr die Aufgabe, die Lücke, welche der § 6 in 
die Regelung des Gewerbebetriebes der Curpfuscher gerissen, zum Schutze 
des Lebens und der Gesundheit der Staatsbürger auszufüllen, so weit 
dies gesetzlich zulässig war. 


II. 

Nach Art. 2 der Reichsverfassung gehen die Reichsgesetze den 
Landesgesetzen vor. Die 1 a n d e s gesetzliche Regelung des Heilwesens 
wird daher ihre Schranke finden müssen in denjenigen Vorschriften der 
Reichsgewerbeordnung, welche ausdrücklich von der Ausübung der Heil¬ 
kunde sprechen (§ 6). Letztere müssen deshalb hier zunächst auf ihre 
Bedeutung und Tragweite geprüft werden, und unter ihnen in erster Reihe 
der § 29, welcher die sog. Curirfreiheit gebracht hat. 

Bekanntlich verdankt § 29 seine Fassung einer Petition der Berliner 
Medicinischen Gesellschaft, deren Petitum wörtlich als Antrag v. Hennig- 
Runge zum Gesetz erhoben wurde. In seinem, für die folgende Er¬ 
örterung in Betracht kommenden Theile lautet § 29: 

Einer Approbation, welche auf Grund eines Nachweises der 
Befähigung ertheilt wird, bedürfen . . . diejenigen Personen, welche 
sich als Aerzte . . . oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen 
oder seitens des Staates oder einer Gemeinde als solche anerkannt 
oder mit amtlichen Functionen betraut werden sollen. 

Eine ausdrückliche und unzweideutige Bestimmung darüber, wie es 
fortan mit der bis dahin verbotenen Curpfuscherei zu halten sei, wird 
man vergebens in diesem Wortlaute suchen. Aus der Entstehungs- 
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geschichte des § 29 geht jedoch unzweifelhaft hervor, dass man mit 
dessen, allerdings unzureichender, Fassung beabsichtigt hat auszusprechen, 
dass fortan nicht mehr, wie bisher, Befähigungsnachweis und Approbation 
die nothwendige Voraussetzung jeder gewerbsmässigen Heilthätigkeit sein 
solle, dass vielmehr ein Jeder „heilen“ dürfe, ohne im Besitz einer Ap¬ 
probation zu sein. In so weit hat allerdings die Gewerbeordnung als 
Grundprincip die Curirfreiheit geschaffen, und diese Befreiung von dem 
Befähigungsnachweis könnte nur durch ein Reichsgesetz wieder auf¬ 
gehoben werden. 

Nun sind aber, ausser dem Befähigungsnachweis, für die Zulassung 
zu einem Gewerbebetriebe auch noch andere beschränkende Voraus¬ 
setzungen denkbar, z. B. die im Wesentlichen auf persönliche Zuverlässig¬ 
keit sich gründende Concession. Es fragt sich daher, ob auch alle 
derartigen Beschränkungen der Curirfreiheit durch die Gewerbeordnung 
— weil sie dieselben nicht aufstellt — derart ausgeschlossen worden 
sind, dass sie auch von den Landesgesetzgebungen nicht eingefuhrt 
werden dürfen. 

Eine solche Annahme dürfte sich nicht rechtfertigen lassen. Aus 
der Entstehungsgeschichte des § 29 ist wohl ersichtlich, dass der Reichstag 
vom Befähigungsnachweis absehen wollte, mit keinem Worte ist aber 
von irgend einer Seite die Frage berührt worden, ob man Concession 
verlangen solle oder dürfe; nur um den Befähigungsnachweis 
hat sich der ganze Streit gedreht. Auch das allgemeine Princip der 
Gewerbefreiheit, das seinen Ausdruck im § 1 der Gewerbeordnung dahin 
gefunden hat: 

„Der Betrieb eines Gewerbes ist Jedermann gestattet, so weit 

nicht durch dieses Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vor¬ 
geschrieben oder zugelassen sind“ 

kann man nicht in’s Feld fuhren; denn auch der § 1 findet gemäss 
§ 6 auf die Ausübung der Heilkunde keine Anwendung, weil er nicht 
ausdrücklich von dieser spricht. Wer daher aus § 29 ein Verbot, landes¬ 
gesetzlich eine Concession von den Curpfuschern zu fordern, construiren 
will, könnte sich nur noch auf die Annahme stützen, dass der § 29 
erschöpfende Bestimmungen über die Zulassung zum Heilgewerbe 
habe geben und alle Beschränkungen mit ihrer Nichterwähnung habe 
ausschliesseri wollen. Für diese Annahme bieten aber die Verhandlungen 
ebenso wenig Anhalt. 1 ) 


! ) Das Reichsgericht (Entscheidungen in Strafsachen Bd. VI, S. 260, und 
Bd. XIII, S. 260) meint, § 29 habe sich nur mit den Heilpersonen „höherer 
Kategorien“, nicht mit dem sog. niederärztlichen Personal beschäftigen wollen. 
Dies dürfte indessen kaum zutreffen. Allerdings hat der Entwurf in § 29 
nur an Aerzte §l1s Heilpersonen höherer Kategorie gedacht, aber der Entwurf 
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Lässt man nun aber auch diese Frage offen, weil es praktisch kaum 
werthvoll erscheinen kann, für den Pfuschereibetrieb eine Concession zu 
fordern und damit den „concessionirten Curpfuscher“ mit dem Nimbus 
einer staatlichen Anerkennung zu versehen, so kann doch von der 
grössten praktischen Bedeutung die Frage werden, ob es gegenüber den 
Bestimmungen der Gewerbeordnung den Landesgesetzen gestattet ist, 
Vorschriften dahin zu erlassen, dass einem Curpfuscher der fernere 
Gewerbebetrieb wegen Unzuverlässigkeit, z. B. wenn derselbe bereits 
wegen Betruges oder Gesundheitsbeschädigung in Ausübung seines Ge¬ 
werbes bestraft ist, untersagt werden kann. Bei einer Reihe von Ge¬ 
werben, z. B. dem der Curpfuscherei ähnlichen der sogen. Winkelcon- 
sulenten, kennt die Gewerbeordnung (§ 35) eine solche Untersagung. 
Diese Gewerbe bedürfen zu ihrem Beginn keiner Concession, ein Jeder 
kann sie ausüben; erst wenn die Unzuverlässigkeit in Bezug auf den 
Gewerbebetrieb durch Thatsachen dargethan wird, kann der weitere Ge¬ 
werbebetrieb untersagt werden. Die „Untersagung“ ist also nicht identisch 
mit der Zurücknahme der „Erlaubnis“ oder „Concession“ zum Gewerbe¬ 
betrieb, sondern ist eine ganz besonders geartete Einschränkung der 
Gewerbefreiheit. 

Die Ausschliessung einer solchen „Untersagung“ lässt sich nun aus 
§29 der Gewerbeordnung ebenfalls nicht rechtfertigen; weder Wortlaut 
noch Entstehungsgeschichte sprechen dafür, und selbst, wenn man in 
§ 29 eine erschöpfende Behandlung der zu regelnden Materie erblicken 
will, so hat doch § 29 lediglich die Voraussetzungen der 
Zulassung zu behandeln beabsichtigt, nicht aber auch die Rechts¬ 
verhältnisse nach erfolgter Zulassung bezw. nach Beginn des Ge¬ 
werbebetriebes. Irgend eine andere besondere Bestimmung, aus der 
man ein Verbot der „Untersagung“ folgern könnte, findet sich in 
. der Gewerbeordnung ebenfalls nicht, und da gemäss § 6 a. a. O. für 
das Gebiet des Heilgewerbes weder der § 1 noch der § 143 der 
Gewerbeordnung gilt, welche alle nicht ausdrücklich in der Gewerbe¬ 
ordnung aufgestellten Beschränkungen ausschliessen, so wird man aller¬ 
dings annehmen müssen, dass die Landesgesetze eine „Untersagung“ in 
dem oben angedeuteten Sinne einzuführen durch die Gewerbeordnung 
nicht gehindert werden. 


ist nicht Gesetz geworden: der § 29 des Gesetzes hat durch seine Fassung 
eine andere, das ganze Gebiet der Ausübung der Heilkunde umfassende 
Tragweite erhalten. Richtiger erscheint die Auffassung der preussischen 
Ministerial-Rescripte vom 27. December 1869 und 18. October 1880, die den 
§ 29 principiell auch für die Verhältnisse der Heilgehülfen als maassgebend 
erklären, daneben aber landesgesetzliche Bestimmungen für die Verleihung 
des besonderen Titels und Charakters eines „Heilgehülfen“ auch gegenüber 
dem •§ 29 noch für statthaft halten. 
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III. 

Die bisherigeren Erörterungen haben versucht, die grundsätz¬ 
liche Stellung der Gewerbeordnung zum Gewerbebetriebe der Cur- 
pfuscher zu bestimmen. Es hat sich dabei gezeigt, dass die Gewerbe¬ 
ordnung sich damit begnügt hat, das Princip der bisherigen Pfuscherei¬ 
verbote zu verlassen und die Approbation als nothwendige Voraussetzung 
der Heilthätigkeit aufzugeben, im Uebrigen aber nur Einzelbestimmungen 
zu geben und die allgemeine und durchgreifende Regelung des Heil¬ 
wesens den Landesgesetzgebungen zu überlassen. 

Aber auch schon nach dem Rechte der Gewerbeordnung und ihrer 
reichsgesetzlichen Ergänzungen ist die Curirfreiheit durchaus keine 
schrankenlose: fiir gewisse Gebiete ist sie direct beseitigt, und wo sie 
besteht, ist sie an Beschränkungen gebunden, die ihre praktische Be¬ 
deutung wesentlich herabmindem. 

Bei einer späteren Revision der Gewerbeordnung ist durch die 
Novelle vom i. Juli 1883, § 56a No. 1 der Gewerbebetrieb im Umher¬ 
ziehen den Curpfuschern gänzlich verboten worden.*) Die Zuwider¬ 
handlung gegen das Verbot bestraft § 148 No. 7 a der Gewerbeordnung 
mit Geldstrafe bis zu 150 Mark und im Unvermögensfalle mit Haft 
bis zu vier Wochen. Ein herumreisender Curpfuscher darf also weder 
Patienten in ihrer Behausung ohne vorherige Bestellung aufsuchen, noch 
auch dem Publicum sein Absteigequartier und seine Sprechstunde annon- 
ciren und seine Dienste leisten. 

Eine fernere Einschränkung der freien Ausübung der Heilkunde 
hat das Reichs-Impfgesetz vom 8. April 1874 gebucht, nach dessen 
§ 8 zur Vornahme von Impfungen ausser den Impfarzten nur Aerzte, 
d. h. approbirte Aerzte, befugt sind. Ein impfender Curpfuscher würde 
nicht nur der Strafe des § 16 des Impfgesetzes (Geldstrafe bis 150 Mark 
event. Haft bis zu 14 Tagen), sondern auch der Bestrafung wegen 
Körperverletzung verfallen. 

Endlich kann man eine weitere Abschwächung der Curirfreiheit in 
den Bestimmungen der Gewerbeordnung über die Privatkrankenanstalten 

4 ) Die Gewerbeordnung unterscheidet drei Arten des Gewerbebetriebes, 
den stehenden Gewerbebetrieb, den Gewerbebetrieb im Umherziehen und den 
Marktverkehr. Als Gewerbebetrieb im Umherziehen ist nach § 55 der Gewerbe¬ 
ordnung anzusehen der Betrieb eines Gewerbes ausserhalb des Gemeinde¬ 
bezirks des Wohnorts ohne Begründung einer gew erblichen Niederlassung und 
ohne vorgängige Bestellung. Der Marktverkehr, der gewisse Freiheiten geniesst, 
kann sowohl von Einheimischen als von Auswärtigen betrieben werden. Ob 
aber gewerbliche Leistungen überhaupt Gegenstand des Marktverkehrs 
sein können, ist bestritten und wird fast allseitig verneint; eine gewerbliche 
Leistung, die nicht Gegenstand des Gewerbebetriebes im Umherziehen sein 
darf, wie die Curpfuscherei, kann jedenfalls auch nicht von Auswärtigen im 
Marktverkehr angeboten w'erden. 
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erblicken. Bekanntlich bedarf die Errichtung solcher Anstalten, deren 
Characteristicum das Bereitstellen besonderer Räumlichkeiten zur Auf¬ 
nahme der Kranken ist, in allen Fällen, auch wenn sie von approbirten 
Aerzten unternommen werden, einer Concession, die nach § 30 in der 
Fassung der Novelle vom 1. Juli 1883 zu versagen ist, „wenn That- 
sachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Unternehmers in Be¬ 
ziehung auf die Leitung oder Verwaltung der Anstalt darthun“. Durch 
diese Fassung des § 30 hat man einer etwas laxen Praxis, die sich bei 
Beurtheilung der Zuverlässigkeit in missverständlicher Auffassung der 
früheren Bestimmung eingeschlichen hatte, begegnen wollen. „Es darf,“ 
wie die Motive sagen, „kein Raum für die Besorgniss bleiben, dass in 
der Leitung und Verwaltung der Anstalt derjenige besondere Grad von 
Umsicht, Erfahrung und Kenntniss nach der technischen wie nach 
der administrativen Seite fehlen werde, welcher erforderlich ist, wenn 
solche Anstalten ihren Charakter als gemeinnützige Unternehmungen be¬ 
haupten sollen. Der Staat darf verlangen, dass der Unternehmer, sei 
es in eigener Person oder durch einen vertrauenswürdigen Vertreter, 
nach den vorher bezeichneten Richtungen, und insbesondere auch in 
Ansehung der Sorge für die etwa pöthig werdende ärztliche Hülfe 
die dem Interesse der Kranken entsprechenden Garantien biete.“ Die 
über die Ertheilung der Concession befindende Behörde wird daher 
immer zu prüfen haben, ob der Unternehmer (oder sein Stellvertreter) 
für denjenigen Zweig der Heilkunde, dem die Anstalt dienen soll, 
die nöthige Fachbildung besitzt; eine Berufung auf die all¬ 
gemeine Curirfreiheit giebt es also hier nicht. So haben 
denn auch in der Praxis bereits wiederholt die höchsten Behörden aus 
der Art der Krankenuntersuchung und des Heilverfahrens auf den Mangel 
ärztlicher Fachbildung, und damit auf die Unzuverlässigkeit des Gesuch¬ 
stellers, geschlossen.*) 

Abgesehen von allen diesen directen Einschränkungen 
der Zulässigkeit der nichtapprobirten Heilthätigkeit hat aber auch 
schon die Gewerbeordnung vom Jahre 1869 die praktische Be¬ 
deutung der gewährten Curirfreiheit dadurch in sehr er¬ 
heblichem Maasse abgeschwächt, dass sie im § 29 an den Besitz 
der Approbation gewisse Vorrechte geknüpft hat. 

Die Reichstagsverhandlungen, welche zur Gewährung der Curir¬ 
freiheit geführt haben, ergeben, dass man die letztere allein dem Publicum 
gegenüber und in dessen Interesse für erforderlich erachtet hat, dass 
dagegen für die öffentlich-rechtlichen Verbände und deren Bedürfnisse 
ganz ausschliesslich die approbirte Ausübung der Heilkunde in Betracht 


*) Vergl. Erlass des sächsischen Ministeriums des Innern vom 22. Januar 
1889 bei Reger, Entscheidung X. S. 3 ; Entscheidung des Hamburger Senats 
vom 10. Mai 1890 im Aerztevereinsblatt 1890 S. 294. 

Zcitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. l6 
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kommen sollte. Desshalb bestimmte der § 29, dass von Staat und Ge¬ 
meinde nur die approbirten Aerzte als „Aerzte“ anerkannt und mit amt¬ 
ärztlichen Functionen betraut werden sollten. 

Die Tragweite dieser Bestimmung ist eine doppelte. 

Einmal besagt sie, dass überall, wo die Gesetze oder die von 
Behörden oder Gemeinden innerhalb ihrer Zuständigkeit getroffenen 
Anordnungen vom „Arzt“ oder von „ärztlicher Behandlung“ sprechen, 
immer . nur der approbirte Arzt bezw. dessen Behandlung gemeint ist. 
Damit ist insbesondere die Frage entschieden, was der § 6 des Kranken¬ 
versicherungsgesetzes unter „ärztlicher Behandlung“ versteht: die An¬ 
erkennung der Thätigkeit des Curpfuschers als „ärztlicher Behandlung“ 
im Sinne des § 6 a. a. O. widerspricht dem § 29 der Gewerbeordnung. 1 ) 

Sodann verbietet aber auch § 29 dem Staat und den Gemeinden, 
zu denen auch die höheren Communalverbände gehören, für ärztliche 
Verrichtungen Nichtapprobirte in Anspruch zu nehmen, und eine noth- 
wendige Folge hiervon ist dann die weitere, ausdrücklich ausgesprochene 
Vorschrift, dass amtsärztliche Functionen nur approbirten Aerzten über¬ 
tragen werden dürfen. 

Damit ist dem Curpfuscher das ganze grosse Gebiet der öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege, möge sie nun ausgehen vom Staat oder von 
den Communalverbänden, vollständig verschlossen, und übrig bleibt ihm 
nur die Ausübung der Heilthätigkeit an Privatpersonen. Aber auch 
dieses Gebiet seiner Thätigkeit ist dem Curpfuscher in ausserordentlich 
wirksamer Weise eingeschränkt durch die weitere Bestimmung des § 29, 
dass nur der approbirte Arzt sich als „Arzt“ oder mit einem gleich¬ 
bedeutenden Titel bezeichnen darf. Das Publicum erblickt in der 
Approbation und voraufgegangenen Prüfung des Arztes eine Garantie 
für die wissenschaftliche Grundlage und damit auch für die Wirksamkeit 


l ) Bei Berathung der Novelle zum Krankenversicherungsgesetz ist dies 
als Grundsatz auch allerseits anerkannt worden, selbst von dem sächsischen 
Bundesrathsvertreter, obgleich gerade das sächsische Ministerium zuerst das 
Eindringen von Curpfuschem in die Kassenpraxis durch die Anordnung der 
Bezahlung ihrer Hülfeleistungen seitens der Kasse ermöglicht hatte (Ministerial- 
verordnung vom 8. März 1886). Indessen glaubte man doch, dass gewisse 
Ausnahmsfälle eine Abweichung von der gesetzlichen Regel rechtfertigen 
könnten; alle Versuche, diese Fälle gesetzlich zu fixiren, schlugen jedoch 
fehl, und es verblieb bei der Fassung des früheren Gesetzes. Unter diesen 
Umständen ist die Bezahlung der Hülfeleistung eines Nichtapprobirten jeden¬ 
falls nicht aus § 6 a. a. O. zu begründen. Ob aber nicht in gewissen Noth- 
fällen, z. B. wenn schleuniges Eingreifen erforderlich, ein Arzt aber nicht zur 
Stelle ist, die Bezahlung sich aus anderen gesetzlichen Bestimmungen recht- 
fertigen wird, ist eine hier nicht zu erörternde Frage. Das sächsische Ministerium 
hat jetzt seinen Standpunkt dahin präcisirt, dass die Inanspruchnahme eines 
Curpfuschers nicht allgemein, sondern nur „in einzelnen besonderen Ausnahme¬ 
fällen“ nachgelassen wird (Verordnung vom 20. Februar 1891 und 24. März 
1892, abgedruckt im Aerztevereinsblatt 1891 S. 85 und 1892 S. 181). 
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der Heilthätigkeit; von geringen Ausnahmen abgesehen, vertraut es 
wissentlich sein Leben und seine Gesundheit nicht einem Curpfuscher 
an, wenn ihm ein Arzt zur Verfügung steht. Je leichter und sicherer 
daher für das Publicum die Möglichkeit vorhanden ist, den approbirten 
von dem nichtapprobirten Heilkünster zu unterscheiden, desto kleiner 
wird das Feld für die Thätigkeit des Curpfuschers. Der § 29 soll 
nun diese Sicherheit der Erkennung gewährleisten; um eine Täuschung 
des Publicums über die Qualitäten desjenigen, der seine Heilthätigkeit 
anbietet, möglichst zu verhindern, belegt § 147 No. 3 der Gewerbe¬ 
ordnung mit Geldstrafe bis zu 300 Mark oder Haft bis zu sechs Wochen 
denjenigen, welcher, ohne hierzu approbirt zu sein, sich als Arzt be¬ 
zeichnet oder sich einen ähnlichen Titel beilegt, durch den der Glaube 
erweckt wird, der Inhaber desselben sei eine geprüfte Medicinalperson. 
Wie sehr gerade durch diese Bestimmung die Curpfuscher sich in ihrem 
Wirken beengt fühlen, und damit auch die eminente Bedeutung dieser 
Bestimmung für die Einschränkung des Pfuschereibetriebes, zeigt die 
ausserordentlich grosse Zahl der selbst zu höchstrichterlicher Entscheidung 
gelangten Uebertretungsfalle. Und diese Bedeutung ist noch gesteigert 
worden durch eine ganz ausserordentlich scharfe Auslegung, die die 
Rechtsprechung der Strafvorschrift gegeben hat. Um dies zu er¬ 
kennen , wird es genügen, wenn an dieser Stelle aus den zahllosen 
höchstrichterlichen Entscheidungen nur die leitenden Grundsätze ge¬ 
geben werden. l ) 

Selbst die Beilegung des verbotenen Titels im Privatverkehr, 
also nicht nur die bei Gelegenheit der Ausübung der Heilkunde 
erfolgende, ist strafbar. 2 ) 

Eine ausländische (ausserdeutsche) Approbation berechtigt nicht 
zur Führung des Arzttitels in Deutschland; die Auslandsqualität muss 
desshalb deutlich erkennbar sein. 8 ) 

Auch Frauenspersonen dürfen sich nicht einen arztähnlichen 
Titel beilegen, obgleich sie gar nicht im Inlande eine Approbation 
erlangen können, und deshalb eigentlich eine Täuschung darüber, 
ob sie geprüft sind oder nicht, ausgeschlossen erscheint. 4 ) 


*) Eine reiche Casuistik findet sich bei Stenglein, Die strafrechtlichen 
Nebengesetze des Deutschen Reichs, zu § 147, Nr. 3 der Gewerbeordnung, S. 873. 

2 ) Entscheidung des preussischen Obertribunals vom 3. Mai 1872 in Golt- 
ammers Archiv Bd. 20, S. 268. 

a ) Entscheidungen des Obertribunals bei OppenhofT, Rechtsprechung 
Bd. 17, S. 591; Goltammer Archiv, Bd. 24, S. 616, des Oberverwaltungsgerichts 
in Entscheidungen, Bd. 17, S. 356, des Reichsgerichts in Annalen des Reichs¬ 
gerichts, Bd. 3, S. 33 und Rechtsprechung des Reichsgerichts, Bd. 2, S. 460. 

4 ) Jahrbuch der Entscheidungen des Kammergerichts Bd. 3, S. 241. 

16* 
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Unter einem arztähnlichen Titel versteht die Rechtsprechung 
jeden Titel, durch den eine Täuschung darüber, ob die bezeich- 
nete Person eine im Inlande geprüfte Medicinalperson ist, be¬ 
absichtigt und ermöglicht wird, wobei es genügt, wenn die Be¬ 
zeichnung auch nur geeignet ist, das nicht sachverständige Publicum 
zu täuschen, weil gerade dieses Publicum, nicht aber nur die 
Behörden oder sachverständige Personen, geschützt werden soll. 1 ) 

Ob eine solche Täuschung beabsichtigt und ermöglicht wird, 
wird im Wesentlichen aus den begleitenden Umständen erkannt 
werden müssen; manche Bezeichnungen sind daher unter Um¬ 
ständen strafbar oder nicht strafbar. So ist z. B. der rite er¬ 
worbene Titel „Dr. med.“ strafbar, wenn er von einem Nicht- 
approbirten auf einem an dem Hause angebrachten Schild geführt 
wird, auf welchem Krankenbehandlung annoncirt wird, dagegen 
nicht strafbar auf einem an einer Privatwohnung lediglich zur Be¬ 
zeichnung des Wohnungsinhabers angebrachten Schild. 2 ) 

Fasst man nun die schon durch die Gewerbeordnung gegebenen 
Beschränkungen der Curirfreiheit in ihrer Gesammtwirkung zusammen, 
so kann man mit Fug und Recht behaupten, dass die Freigabe der 
Pfuscherei überall da, wo Aerzte zur Verfügung stehen, lediglich in 
Betracht kommt für solche Privatpersonen, welche aus irgend einem 
Grunde sich nicht an einen Arzt, sondern an einen Curpfuscher wenden 
wollen. 

Ob nun der Staat die Pflicht oder auch nur ein Interesse daran 
hat, diese Privatpersonen, welche sich der Heilthätigkeit eines Cur- 
pfuschers anvertrauen wollen, daran zu hindern, ist eine Frage, die die 
Gewerbeordnung in verneinendem Sinne beantwortet hat. Darüber aber 
kann kein Zweifel bestehen, dass der Staat, bei der hohen Bedeutung, 
welche das Leben und die Gesundheit seiner Staatsbürger für ihn selbst 
haben muss, die Aufgabe hat, der Gefährdung des Lebens und der 
Gesundheit überall entgegen zu treten, wo sie sich zeigt. Diese Auf¬ 
gabe erfüllt der Staat der gesundheitsschädigenden Thätigkeit der Cur¬ 
pfuscher gegenüber, Mangels einer gegen dieselben gerichteten Special¬ 
gesetzgebung, durch seine allgemeine, für alle Staatsbürger maassgebende 
Gesetzgebung, in erster Reihe durch seine Strafgesetzgebung, welche 
Beeinträchtigungen des Lebens und der Gesundheit bestraft. 

Bei der Ausübung der Heilkunde durch Nichtapprobirte wird wegen 
der in den meisten Fällen mangelnden Sachkunde des die Heilung 

*) Entscheidung des Reichsgerichts in Rechtsprechung, Bd. i, S, 30, in 
Entscheidungen, Bd. 1, S. 30, Bd. 15, S. 170, bei Reger, Entscheidungen, Bd. 3, 
S. 148; ferner Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, Bd. 17, S. 356. 

*) Entscheidung des Kammergerichts vom 10. Mai 1894 im Aerztevereins- 
blatt 1894, S. 446. 
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Versuchenden wohl zumeist in Betracht kommen die fahrlässige Tödtung 
und die fahrlässige Körperverletzung (§§ 222 und 230 des Strafgesetz¬ 
buches). Aber gerade diese Strafbestimmungen hält insbesondere die 
ärztliche Presse, an der Hand vieler freisprechender Urtheile der Gerichte, 
für stumpfe Waffen, die gerade da versagen, wo schon die Leichtfertigkeit, 
mit der ein über die Fähigkeiten des Curpfuschers hinausgehender 
Heilungsversuch unternommen worden, eine Bestrafung gerechtfertigt 
hätte. Indessen wird doch hierbei die thatsächliche Würdigung des 
Einzelfalles mit dem aus der Strafbestimmung zu entnehmenden Rechts¬ 
grundsatz verwechselt; dass der letztere so, wie er durch höchstrichter¬ 
liche Entscheidungen festgestellt ist, ein ausreichendes Mittel der re¬ 
pressiven Bekämpfung darstellt, mögen folgende zwei Entscheidungen 
erweisen: ~ 

In seiner Entscheidung vom 17. October 1877 (Goltammers Archiv, 
Bd. 25, S. 573) billigt das Obertribunal die Ansicht, dass Jeder, der sich 
der chirurgischen Behandlung Anderer unterzieht, verpflichtet ist, sich 
vorher das Maass chirurgischer Kenntnisse anzueignen, welche es ihm 
ermöglicht, im einzelnen Falle das zur Heilung Erforderliche zu thun 
und anzuordnen, und dass, wer dieses nicht gethan, die Möglichkeit 
eines nachtheiligen Erfolges seiner Thätigkeit auf den Heilprocess im 
Auge haben muss. Diese Aufmerksamkeit, zu welcher sein Beruf ihn 
verpflichtete, habe der Angeklagte versäumt, indem er ungeachtet seines 
mangelhaften anatomischen und chirurgischen Wissens, anstatt einen 
kundigen Arzt zuzuziehen oder an einen solchen zu verweisen, die Be¬ 
handlung des erkrankten Kindes selbst übernommen, in Folge dessen 
den vorliegenden Bruch des Beines nicht erkannt und in der erfolgten 
Verkrümmung des Beines und den andauernden Schmerzen eine Gesund¬ 
heitsbeschädigung herbeigeführt habe. Zugleich widerlegt das Ober¬ 
tribunal die Annahme des Angeklagten, es hätte ihm nachgewiesen werden 
müssen, dass er den schädlichen Erfolg habe voraussehen müssen, mit 
der Ausführung: wer den Erfolg der Handlung voraussieht und dennoch 
die Handlung vomimmt, handelt nicht mehr fahrlässig, sondern absicht¬ 
lich ; Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Thäter die objective Möglichkeit 
eines nachtheiligen Erfolges seines Thuns und Lassens annehmen konnte, 
nichts desto weniger aber die Aufmerksamkeit ausser Acht setzte, welche 
die Abwendung dieses Erfolges erheischte. 

In demselben Gedankengange bewegt sich auch die Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 26. October 1893 (Goltammers Archiv, Bd. 41, 
S. 395): „Aus dem Umstande, dass Jemand die Heilkunde ohne wissen¬ 
schaftliche Vorbildung betreibt, folgt nicht ohne Weiteres ein fahrlässiges 
Handeln. Rechtlich besteht hinsichtlich der Verantwortlichkeit wegen 
Fahrlässigkeit kein Unterschied zwischen Approbirten und Nichtappro- 
birten. Thatsächlich allerdings wird der Letztere leichter dem Vorwurfe 
der Fahrlässigkeit ausgesetzt sein; denn bei ihm können ausser den 
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Verstössen gegen anerkannte Regeln des Heilverfahrens, den sogen. 
Kunstfehlern, noch alle die Fälle in Betracht kommen, in denen, obschon 
die Gefährlichkeit des Krankheitszustandes und die Schwierigkeit der 
Erkenntniss des rechten Heilmittels die Zuziehung eines Arztes angezeigt 
erscheinen lässt, unter Nichtbeobachtung dieser Pflicht eine Cur unter¬ 
nommen wurde, welche von einem gesundheitsschädlichen Erfolg be¬ 
begleitet war. Wo dieser Erfolg eingetreten ist, wird sich stets die 
doppelte Frage nöthig machen: 

1) ob der Beschuldigte nach dem Maasse seiner Kenntnisse und 
nach seiner sonstigen Einsicht und Erfahrung bei Anwendung gehöriger 
Sorgfalt jene schädliche Folge hätte voraussehen können; 

2) ob für ihn aus Rücksicht auf die * besondere Art des Krankheits¬ 
falles die Verpflichtung vorlag, vor dem Beginn einer Cur den Rath 
eines Arztes einzuholen, nicht minder ob, wenn dies geschehen wäre, 
der schädliche Erfolg vermieden oder doch eingeschränkt worden sein 
würde. 

Kann im Einzelfalle auch nur eine dieser beiden Fragen bejaht 
werden, so ist eine Fahrlässigkeitsschuld gegeben.“ 

Hiernach ist der Staat wohl im Stande, die Gesundheits¬ 
beschädigungen, welche sich aus der Zulassung wissenschaftlich nicht 
vorgebildeter Heilkünstler ergeben können, zu ahnden. Diese Ahndung 
kann eine um so energischere sein, als der gewerbsmässige Curpfuscher 
gerade vermöge seines Gewerbes zu der Aufmerksamkeit, welche er aus 
den Augen setzte, verpflichtet war, ein Umstand, der nicht nur eine 
höhere Strafe rechtfertigt (§§ 222, Abs. 2 und § 230, Abs. 2), sondern 
auch selbst bei den leichtesten Körperverletzungen die Strafverfolgung 
von der Stellung eines Antrages des Verletzten unabhängig macht 
(§ 232, Abs. 1). 

Aber auch an Präventivmaassregeln zur Verhütung von 
Gesundheitsbeschädigungen durch sachwidrige Behandlung lässt es die 
allgemeine Gesetzgebung nicht gänzlich fehlen; freilich beschränkt sie 
sich im Wesentlichen darauf, durch Regelung des Verkehrs mit Arznei¬ 
mitteln Gefahren zu verhüten. So sind nach der Kaiserlichen Verordnung 
vom 27. Januar 1890 eine grosse Reihe von Arzneimitteln dem freien Ver¬ 
kehr entzogen und nur in Apotheken verkäuflich; von diesen dürfen wieder¬ 
um nach landesgesetzlichen Vorschriften gewisse stark wirkende Mittel nur 
aufRecept eines Arztes abgegeben werden, sind demnach dem Curpfuscher 
nicht zugänglich. 1 ) 


*) Vergl. insbesondere den preussischen Ministerialerlass vom 3. Juni 1876 
und neuerdings vom 4. December 1891 (Aerztevereinsblatt 1892, S. 28). 

Die in vielen preussischen Landestheilen durch die Polizeibehörden er¬ 
lassenen Verbote des öffentlichen Anpreisens von Geheimmitteln sind weniger 
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Indessen leuchtet doch ohne Weiteres ein, dass die vorbeugen¬ 
den Schutzmaassregeln des Staates gegen die Gefahren der Heilthätigkeit 
der Curpfuscher in dieser Beschränkung völlig unzureichend 
sind. Aber gerade hier hätte die Landesgesetzgebung eingreifen können 
und müssen! Hier war das Feld für die im § 6 der Gewerbeordnung 
der Landesgesetzgebung vorbehaltene Thätigkeit. War schon gegenüber 
der mit allen Garantien einer durchgreifenden Fachbildung versehenen 
ärztlichen Heilkunst, zur Sicherung einer guten Gesundheitspflege und 
zur Verhütung von Gefahren, eine ganze, hochentwickelte Medicinal- 
gesetzgebung für nothwendig erachtet worden, so war es um so mehr 
nothwendig, den aus den Heilversuchen von Leuten, die jeder Fach¬ 
bildung entbehrten, drohenden Gefahren für die Gesundheit zu begegnen 
durch eine Regelung und Beaufsichtigung ihres Gewerbetriebes. 

Was hierin die Landesgesetzgebung bisher versäumt hat, wird sie 
allerdings im Interesse der Sorge ftir Leben und Gesundheit der Staats¬ 
bürger nachzuholen haben. In welcher Weise dies geschehen kann, 
mögen die folgenden Erörterungen andeuten. 


IV. 

Die erste Voraussetzung einer durchgreifenden Beaufsichtigung der 
Curpfuscher ist die Schaffung der Möglichkeit, die Thatsache der Aus¬ 
übung der Curpfuscherei in zuverlässiger Weise zur Kenntniss der Be¬ 
hörden zu bringen. Während jeder andere Gewerbetreibende den Beginn 
des Gewerbebetriebes der Polizeibehörde anzeigen muss (§ 14 der 
Gewerbeordnung), ist der gewerbsmässige Curpfuscher bisher, in Folge 
der Ausnahmebestimmung des § 6, von dieser Verpflichtung freigeblieben. 
Die Folge davon ist, dass die Polizeibehörden nur in höchst unzuver¬ 
lässiger Weise, zumeist nur, wenn sie eine bereits eingetretene Gesundheits- 


gegen Gesundheitsbeschädigungen, als gegen betrügerische Ausbeutung des 
Publicums, also gegen Vermögensbeschädigung, gerichtet. Das Gleiche gilt 
auch von der Verfolgung der Curpfuscher wegen Betruges aus § 263 des 
St.-G.-B. Einen für die Curpfuscher typischen Fall behandelt die Entscheidung 
des Reichsgerichts vom 16. Mai 1887 (Entscheidungen, Bd. 16, S. 93), welche 
die ,,Vermögensbeschädigung“ darin erblickt, dass der Kranke statt des Raths 
oder des Mittels eines Sachverständigen, welche für ihn einen Gebrauchswerth 
haben, den Rath oder das Mittel eines Nichtsachverständigen erhält, welche 
keinen Gebrauchswerth haben. Die weiteren gesetzlichen Merkmale des Be¬ 
truges, Irrthumserregung oder -Unterhaltung durch Vorspiegelung falscher 
oder Entstellung oder Unterdrückung wahrer Thatschen, können in den ver¬ 
schiedensten Thatbeständen liegen; hervorzuheben wäre die Titelbeilegung, 
die Ausnutzung eines Irrthums des Patienten über die Qualification als Arzt, 
endlich unter Umständen die Zeitungsannonce, durch die ein sicheres Heil¬ 
mittel oder die Fähigkeit des Curpfuschers zur Heilung von Krankheiten an- 
gepriesen wird. 
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beschädigung zu verfolgen haben, von der Existenz eines gewerbsmässigen 
Curpfuschers Kenntniss erhalten. 1 ) 

Die Landesgesetzgebung wird daher in erster Reihe anzuordnen 
haben, dass jede nichtapprobirte Person, welche irgend einen Zweig der 
Heilkunde gewerbsmässig ausüben will, den Beginn des Gewerbetriebes 
anzuzeigen hat, und zwar entweder bei der Ortspolizeibehörde oder 
vielleicht besser bei dem zuständigen Kreisphysicus. Die Unterlassung 
der Anzeige würde, wie bei jedem anderen Gewerbebetrieb nach §148 
Nr. 1 der Gewerbeordnung zu bestrafen sein. 2 ) 

Ist dann mit Aufstellung der Verpflichtung zur Anzeige die Mög¬ 
lichkeit einer Beobachtung des Gewerbebetriebes der Curpfuscher ge¬ 
schaffen , so wird die Landesgesetzgebung denselben einerseits zur 
Regelung ihrer Thätigkeit sogen. Gewerbspflichten auferlegen, 
andererseits durch eine ständige Beaufsichtigung über die Er¬ 
füllung dieser Pflichten wachen müssen. 

Die Berechtigung der Landesgesetzgebung zur Auferlegung von 
Gewerbspflichten kann nicht in Zweifel gezogen werden. Für das Cur- 
pfuschergewerbe ergiebt sich diese Berechtigung schon aus der oben 
entwickelten Construction des Verhältnisses zwischen Reichs- und Landes¬ 
gesetzgebung (§ 6); aber auch abgesehen hiervon ist für alle Gewerbe¬ 
betriebe anzunehmen, dass landesgesetzliche Vorschriften, welche die Art 
der Ausübung des Gewerbes im Interesse des allgemeinen Wohles 
zu regeln bestimmt sind, durch die Reichsgewerbeordnung nicht aus¬ 
geschlossen sind. 8 ) 

*) Die Ermittelungen der Berliner Polizeireviere über nichtapprobirte 
Heilbeflissene ergaben z. B. für ganz Berlin pro 1891 nur 191 derartige Personen, 
einschliesslich aller Zahnheilkünstler, Naturheilkünstler, Homöopathen, Sym- 
pathiecurirer, Receptvertreiber u. s. w. Für jeden Eingeweihten besteht kein 
Zweifel, dass diese Zahl auch nicht im Entferntesten der Wirklichkeit entspricht. 

2 ) In Preussen ist durch das Gewerbesteuergesetz vom 24. Juni 1891 
§ 52 Jedem, der den Betrieb eines stehenden Gewerbes anfängt, die Anzeige 
hiervon bei der Gemeindebehörde im Steuerinteresse zur Pflicht gemacht. 
Da die im § 4 No. 7 ausgesprochene Befreiung des „Arztes“ von der Gewerbe¬ 
steuer sich zweifellos nicht auch auf den nichtapprobirten Heilkünstler bezieht, 
so wäre allerdings für Preussen jetzt — bei strengem Vorgehen der Steuer¬ 
behörden — auf indirectem Wege die Möglichkeit behördlicher Kenntniss 
vom Gewerbebetriebe der Curpfuscher geschaffen. Indessen wird sich doch 
noch immer die Verpflichtung zu directer Anzeige aus naheliegenden Gründen 
empfehlen. 

8 ) Diesen Standpunkt vertreten schon die Motive zum Entwurf von 1868, 
Bd. II. S. 127, und die Motive zum Entwurf von 1869, Bd. III. S. 110, in, 117. 
ln der Gewerbeordnung selbst ist dieser Standpunkt zum Ausdruck gelangt 
durch die Bestimmung des § 144, der die bestehenden Gesetze über Be¬ 
strafung der Gewerbetreibenden wegen Zuwiderhandlungen gegen ihre Berufs¬ 
pflichten aufrecht erhält. Demzufolge haben auch die höchsten Gerichte 
polizeiliche Vorschriften, welche die Ausübung des Gewerbes, namentlich im 
Interesse der öffentlichen Ordnung, regeln, überall als rechtsgültig anerkannt. 
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Wie nun diese Gewerbspflichten im Einzelnen auszugestalten 
sind, ist eine Frage rein praktischer Erwägungen und des vorhandenen 
Bedürfnisses, die der sachverständigen Beurtheilung der Medicinalbeamten 
überlassen werden muss. Nur einige Gesichtspunkte mögen hier Platz 
finden. 

In erster Reihe werden die Curpfuscher, zur Verhütung der Ver¬ 
breitung ansteckender Krankheiten, zur Anzeige zu verpflichten 
sein, wie dies der Entwurf des Reichsseuchengesetzes vorgesehen und 
eine Reihe von PolizeiVerordnungen für ihre Bezirke bereits bestimmt 
haben. 1 ) 

Zu erwägen wird ferner sein ein allgemeines Verbot des Aus¬ 
gebens von Arzneien bei Ausübung des Heilgewerbes, analog dem 
Verbot des Selbstdispensirens der Aerzte. 

In dritter Reihe wird zu untersuchen sein, ob nicht zur Ermöglichung 
einer Controlle der Gewerbsthätigkeit die Führung von Journalen 
u. s. w. über die Krankenbehandlung vorzuschreiben wäre. 

Hand in Hand mit der Aufstellung solcher Gewerbspflichten müssten 
natürlich Vorschriften gehen, welche eine ständige Beaufsichtigung 
des Gewerbebetriebes der Curpfuscher durch die Medicinalbeamten und 
die Ueberwachung der Erfüllung der Gewerbspflichten zu sichern ge¬ 
eignet sind. 

Auf diese Weise wird dann auch für die Polizeibehörden ein 
sicheres Material für die Beurtheilung der Frage geschaffen, ob einem 
Curpfuscher, welcher beharrlich seinen Gewerbspflichten zuwiderhandelt 
oder wegen Gesundheitsbeschädigung bestraft werden muss, der weitere 
Gewerbebetrieb untersagt werden soll. Denn unter allen Umständen 
wird es sich empfehlen, dass die Landesgesetzgebung von dem ihr, 
wie oben gezeigt, zustehenden Rechte Gebrauch macht, bei erwiesener 


Vergl. Entscheidung des Obertribunals vom 18. Januar 1871 bei Goltammer 
Bd. 19, S. 124, Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 1. December 
1892 Bd. XXIV. S. 312; Entscheidung des Kammergerichts, Jahrbuch Bd. VIII, 
S. 149, Bd. IX, S. 185, Bd. XIII, S. 289. 

*) Vergl. insbesondere die Polizeiverordnung des Oberpräsidenten der 
Provinz Brandenburg vom 11. December 1879: „Jeder, der nach Besichtigung 
eines Kranken auf die Heilung desselben bezüglichen Rath ertheilt hat.“ Die 
Stellungnahme der Aerzte gegen die gleichlautende Bestimmung des Entwurfs 
zum Reichsseuchengesetz, weil sie eine Gleichstellung der Aerzte mit den 
Curpfuschem enthalte, erscheint schon desshalb als unbegründet, weil ja die 
gleiche Pflicht auch den Haushaltungsvorständen auferlegt ist. Gerade den 
Curpfuschem das Privilegium der Freiheit von der Last der Anzeige zu ver¬ 
schaffen, liegt gar keine Veranlassung vor; wohl aber würde durch eine solche 
Befreiung der gesetzgeberische Zweck gerade da, wo für rasche Verbreitung 
der Seuchen wegen der mangelhaften Lebenshaltung der gefährlichste Boden 
ist, nämlich bei der Landbevölkerung, völlig vereitelt werden. 


Digitized by t^ooQle 



234 


Rechtsverhältnisse der Curpfuscherei. 


Unzuverlässigkeit des Curpfuschers den ferneren Gewerbebetrieb zu 
untersagen. 1 ) 

Da endlich das Bedürfniss der Beaufsichtigung der Curpfuscher in 
den verschiedenen Landestheilen sich verschieden gestalten kann, so 
mag hier noch kurz die Frage erörtert werden, in wie weit einzelnen 
Polizeibehörden ftir ihren Bezirk das Recht zur Regelung des Gewerbe¬ 
betriebes der Curpfuscher in dem oben angedeuteten Sinne zusteht 

In Preussen — in den anderen Bundesstaaten bestehen ähnliche 
gesetzliche Bestimmungen — gehört es nach § io Th. II. Tit. 17 All¬ 
gemeinen Landrechts zum „Amt der Polizei, die nöthigen Anstalten zur 
Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Ab¬ 
wendung der dem Publicum oder einzelnen Mitgliedern desselben bevor¬ 
stehenden Gefahr zu treffen.“ Das Gesetz über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 führt dann im § 6 des Näheren aus, was zum 
Gegenstand ortspolizeilicher Vorschriften gemacht werden kann, und dazu 
gehört unter No. f: „Sorge für Leben und Gesundheit.“ 

So weit es sich demnach um Vorschriften handelt, welche bestimmt 
sind, die Gefahren, die sich aus der Behandlung durch Curpfuscher für 
Leben und Gesundheit ergeben können, zu vermindern oder zu be¬ 
seitigen, sind die Polizeibehörden zum Erlass solcher Polizeivorschriften 
für ihren Bezirk befugt, natürlich mit den im Gesetz näher bestimmten 
Einschränkungen. Bezüglich der Competenzen kann hier auf das vor¬ 
gedachte Gesetz und dessen Ergänzung durch das Gesetz über die all¬ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1893 verwiesen werden. Danach 
können Polizeiverordnungen erlassen werden vom Ressortminister für den 
ganzen Umfang der Monarchie, vom Oberpräsidenten für eine Provinz, 
vom Regierungspräsidenten für den Regierungsbezirk, vom Landrath für 
den Kreis, endlich von der Ortspolizeibehörde für ihren Geschäftsbezirk, 
von allen Behörden auch für einzelne Theile des ihnen zugewiesenen 
Bezirks. 


Nachtrag. 

Während der Drucklegung des vorstehenden Aufsatzes ist die Ent¬ 
scheidung des Preussischen Oberverwaltungsgerichts vom 22. April 1895 
zugänglich geworden (abgedruckt im Beilageheft 3 der Veröffentlichungen 
des Reichsgesundheitsamts), welche einen Theil der hier erörterten Fragen, 
insbesondere die über die Tragweite des § 29 der Gewerbeordnung, 
behandelt. Bei der präjudicieilen Bedeutung, welche Entscheidungen 


! ) Wenn übrigens noch ein Zweifel an der Zulässigkeit einer die „Unter¬ 
sagung“ einführenden landesgesetzlichen Vorschrift besteht, so wird es doch 
ein Leichtes sein, die Reichsgesetzgebung zur Einführung dieser, im Interesse 
des Gemeinwohls erforderlichen Bestimmung zu veranlassen. 
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dieses höchsten Verwaltungsgerichts beanspruchen, erscheint eine Be¬ 
sprechung des vorgedachten Urtheils geboten. 

Eine Polizeibehörde hatte einem Curpfuscher die Behandlung von 
Personen, welche an ansteckenden Krankheiten und insbesondere an 
Lungenerkrankung, an Frauen- und Geschlechtskrankheiten litten, unter 
Bezugnahme auf §§ 17, 72 des durch allerhöchste Ordre vom 8. August 
1835 bestätigten Sanitätsreglements verboten. Dieses Verbot ist jedoch 
vom Oberverwaltungsgericht aufgehoben worden. 

Die Entscheidung erscheint durchaus richtig, nicht so zweifelsohne 
aber ist die Begründung. Wenn das Gericht, was allerdings aus der 
Begründung nicht deutlich erhellt, den § 1 der Gewerbeordnung, welcher 
die Gewerbefreiheit ausspricht, aber nicht ausdrücklich die Ausübung 
der Heilkunde erwähnt, trotz des § 6 auch für das Heilgewerbe flir 
anwendbar hält, so würde dies dem Gesetze direct widersprechen. Wenn 
ferner ausgeführt wird, der Reichstag habe die Fassung des § 29 „in 
der ausgesprochenen Absicht gewählt, alle auf die Medicinalpfuscherei 
bezüglichen Vorschriften durch völlige Freilassung der gewerbsmässigen 
Ausübung der Heilkunde zu beseitigen“, so ergeben dem gegenüber die 
Reichstagsverhandlungen eine solche, über die Beseitigung des Be¬ 
fähigungsnachweises hinausgehende Absicht durchaus nicht, da nur über 
die Nothwendigkeit des Befähigungsnachweises gestritten worden, von 
einer anderen Beschränkung der freien Zulassung aber überhaupt nicht 
gesprochen worden ist. 

Zu einer Berichtigung der über die Frage der Zulässigkeit einer 
„Untersagung des ferneren Gewerbebetriebes“ gemachten Ausführungen 
bietet daher die Entscheidung keine Nöthigung; indessen lassen doch 
diese Ausführungen schon erkennen, dass auch eine andere Auffassung 
möglich ist, die zu einem anderen Ergebniss führen kann. Hält man 
daher mit dem Verfasser die „Untersagung“ für ein nothwendiges Correctiv 
der Curirfreiheit, so kann nur empfohlen werden, zur Beseitigung aller 
Zweifel die Reichsgesetzgebung um Einführung der „Untersagung“ in 
dem oben erörterten Sinne anzugehen. 
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Zur Vereinfachung 
des Reichsversicherungswesens. 

Von Dr. Ascher, Kgl. Kreiswundarzt in Bomst. 


Tageszeitungen brachten jüngst die Mittheilung, dass eine von dem 
Herrn Reichskanzler einberufene Immediatcommission sich demnächst mit 


der Vereinfachung des Reichsversicherungswesens befassen soll; gleich¬ 
zeitig wurde auf eine Aeusserung des Herrn Staatssecretärs v. Boetticher 
hingewiesen, wonach die Selbstverwaltung möglichst aufrecht erhalten 
werden solle und es auch zweifelhaft sei, ob auch das Krankenkassen¬ 
wesen in diese Reform mit einbezogen werden würde. Da diese Ge¬ 
setzgebung Lebensinteressen des Aerztestandes berührt, sie auch eigent¬ 
lich ohne Mitwirkung der Aerzte gar nicht möglich wäre, so dürften 
möglichst vielseitige Meinungsäusserungen von Aerzten jetzt sehr am 
Platze sein, zumal es nach dem bisherigen Brauch kaum anzunehmen 
ist, dass diesen an amtlicher Stelle Gelegenheit zur Vertretung ihrer 
Ansichten gegeben werden wird. 1 ) 

Alle drei Versicherungszweige: Krankenkasse, Unfall-, Alters- und 
Invaliditätsversicherung haben das Gemeinsame, dass sie Personen, 
welche weniger als 2000 Mark Jahreseinkommen haben — Arbeiter, 
Arbeitnehmer in der Mehrzahl — einen Ersatz für die Verminderung 
ihrer Erwerbsföhigkeit gewähren und zwar: die Krankenkassen auf drei¬ 
zehn Wochen einen nach Classen bestimmten, nicht schwankenden, die 
Unfallversicherung von der dreizehnten Woche ab einen nach der Höhe 
der Erwerbsminderung sich richtenden, daher zeitlich schwankenden, 
die Invaliditätsversicherung 2 / 3 bis a / 8 eines bestimmten Satzes, mit der 
Einschränkung, dass bei vorübergehender Erwerbsunfähigkeit diese Rente 
erst nach einjährigem Bestehen jener gezahlt wird, die Altersversicherung 
wiederum einen festen, ebenso wie die vorherigen Versicherungen nach 
Classen geordneten Satz. 2 ) Diese Einrichtungen sind in drei verschiedenen 
Zeitabschnitten entstanden; die Motive zu ihnen waren, obgleich im 


*) Aus redactionellen Gründen war es nicht möglich, den vorstehenden 
bereits im Juli uns zugegangenen Aufsatz noch vor dem Zusammentritt der 
oben erwähnten Commission, in welcher übrigens auch die Aerzte durch 
Herrn San.-Rath Dr. Busch vertreten waren, zum Abdruck zu bringen. Der 
Herr Verfasser beabsichtigt aber, demnächst auf diesen Gegenstand und die 
Beschlüsse der Commission zurückzukommen. D. R. 

9 ) Sterbegeld, Wittwenentschädigung etc. wird hier absichtlich übergangen. 
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Grunde dieselben, in der Ausführung verschiedene. In der Wirklichkeit 
hat sich das bei der Unfallversicherung befolgte Verfahren als das ge¬ 
rechteste erwiesen: es entschädigt nur die jeweilige Erwerbsunfähigkeit, 
mag sie noch so gross oder — ganz minimale Procente ausgenommen 
— noch so klein sein. Indessen berührt diese Frage die Aerzte weniger, 
und ihre Erörterung kann deshalb anderen Kreisen besser überlassen 
werden. Wohl aber interessirt uns Aerzte eine andere Seite der Reichs¬ 
versicherung ganz ungemein: das ist die Gewährung freier Cur bei 
Krankenkassen, Unfall- und auch Invaliditätsgesellschaften. 

Die Krankenkassen, die für die ersten dreizehn Wochen einer 
Krankheit völlig freie Cur — oder bei Auswärtigen eine entsprechende 
pecuniäre Unterstützung — zu leisten verpflichtet sind, sind einerseits 
durch die an sie gestellten Anforderungen, andererseits durch den 
Mangel an staatlicher Unterstützung und die im Verhältniss zu ihren 
Leistungen geringen Beiträge zu grösster Sparsamkeit gezwungen. Dazu 
kommt, dass — namentlich bei Kassen mit Saisonarbeitern — ihre Mit¬ 
gliedschaft eine sehr schwankende und wechselnde ist und daher die 
Verwaltung an dem Wohlergehen des Einzelnen einen recht geringen 
Antheil nimmt; da sie ausserdem auf einen plötzlichen Ansturm von 
Anforderungen wie bei Epidemien gefasst sein muss, so ist der Grund¬ 
zug des Krankenkassenwesens nach der curativen Seite: möglichst billig 
über die dreizehn Wochen hinwegzukommen. Dass es hier Ausnahmen 
giebt, bedarf keiner Erwähnung, namentlich da, wo Aerzte und Apotheker 
die Kassen an einer hier versuchten Sparsamkeit gehindert haben. Im 
Allgemeinen ist jedoch von den meisten betheiligten Factoren anerkannt, 
dass der Grundzug der Kasse: billig und schlecht ist. Während bei 
gelieferten Materialien (Apothekerwaaren, Krankenhausverpflegung etc.) 
der Kostenpreis ein Heruntergehen unter einen bestimmten Satz von 
selbst verbot, hat man bei den Aerzten in vielen Gegenden hierzu 
noch nicht gelangen können. Die Klagen der Patienten über un¬ 
genügende Behandlung von Seiten fixirter, unzureichend bezahlter Kassen¬ 
ärzte, die der Aerzte über den moralischen und finanziellen Schaden, 
den das Kassenwesen mit seinem Sparsamkeits- und Protectionssystem 
und dem Abhängigkeitsverhältniss von den Kassenleitem einem sehr 
grossen Theil ihres Standes gebracht hat, sind allgemein bekannt. 

Diese Klagen sind jedoch in jenen Zweigen des Reichsversicherungs¬ 
wesens gar nicht oder sehr wenig gehört worden, wo ein Interesse an 
dem dauernden Wohlergehen, an der dauernden Erwerbsfähigkeit der 
Versicherten besteht, also besonders bei der Unfallversicherung. Hier 
hat der ebenfalls vorhandene Zwang zur Sparsamkeit im Gegentheil 
dazu geführt, keine Mittel zu scheuen, um dem Erwerbsunfähigen seine 
Gesundheit, seine Erwerbsfähigkeit wiederzugeben, weil die theuerste 
Cur billiger als die billigste Rente ist. Hier begegnen sich im All¬ 
gemeinen die Interessen der Aerzte, Verwaltungen und der Ver- 
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sicherten, hier besteht nach der curativen Seite sogar das Bestreben, 
schon vor der gesetzlichen Frist eine nicht ausreichende Behandlung 
auf eigene Kosten zu verbessern, und nach der prophylaktisch¬ 
hygienischen Seite, die Versicherten vor dem Eintreten einer zur 
Erwerbsminderung führenden Gesundheitsschädigung — Unfall — zu 
hüten: Unfallverhütungsvorschriften, auf deren Nichtbefolgung empfind¬ 
liche Strafen stehen. Bis hierher kann der Arzt diese Einrichtungen 
als ideale bezeichnen, wenn auch zugegeben werden muss, dass die 
Wirklichkeit häufig hinter dem Ideal zurückbleibt. Das Letztere liegt 
aber stellenweise an der schwerfälligen Organisation; es ist Laien ein 
zu grosser Einfluss auf ärztliche Dinge eingeräumt, und die Folge dieser 
Behinderung ärztlicher Thätigkeit ist, dass häufig die kostbarste Zeit in der 
Behandlung, das heisst Wiederherstellung der Erwerbsfahigkeit, verloren 
geht, ein Verlust, der natürlich die Kasse und die Versicherten schädigt. 
Ein anderer Fehler liegt jedoch im Wesen des „Unfalls“ selbst. Um 
der Vortheile, die das Unfallgesetz dem Versicherten gewährt, theilhaftig 
zu werden, und die, wie wir noch weiter zeigen werden, grösser sind, 
als die der anderen Zweige der ReichsVersicherung, bedarf es eines 
ärztlichen Nachweises nicht nur der Erwerbsunfähigkeit und der Höhe 
derselben, sondern auch des Zusammenhanges dieser mit einem „Unfall“. 

Wenn auch diese Gesetzgebung den grossen Vortheil gebracht hat, 
dass der Zusammenhang einer Verletzung mit einer zeitlich nachfolgenden 
körperlichen oder geistigen Störung eifriger studirt wird, wenn auch 
das Reichs versicherungsamt in weitestgehender humaner Auffassung sich 
schon mit der Wahrscheinlichkeit desselben begnügt — in der richtigen 
Erkenntniss, dass bis jetzt jener Zusammenhang noch wenig untersucht 
ist und in vielen Fällen sich kaum je exact beweisen lassen wird, so 
kann sich doch der Arzt häufig des Eindrucks nicht erwehren, dass die 
Beweisgründe etwas Gesuchtes, Unwissenschaftliches, ja mitunter Ko¬ 
misches haben und dass eine einzige Entdeckung genügen kann, um 
ein „wissenschaftliches Beweisstück“, auf Grund dessen über das Wohl 
einer Person, mittelbar oft einer Familie, entschieden wird, umzustossen. 
Dazu kommt in vielen Fällen die Unmöglichkeit, sich vor Simulation 
oder Uebertreibung zu schützen, die Erkenntniss, dass die nicht zu um¬ 
gehenden Kosten dieses Attestwesens bisweilen in keinem Verhältniss zu 
der zu nehmenden oder zu gebenden Rente stehen, die Verantwortlich¬ 
keit, mit bisweilen unzulänglichen Mitteln der Erkenntniss auf das Wohl 
und Wehe eines Menschen oder einer Familie einen entscheidenden 
Einfluss ausüben zu müssen, vielleicht auch persönliche Schädigungen 
oder Unannehmlichkeiten von Seiten eines enttäuschten Rentenbewerbers, 
kurz Momente, welche das an sich nicht beliebte Attestwesen zu einer 
grossen Qual machen können. Da es sich auch in Zukunft in einer 
grösseren Zahl aller strittigen Fälle um den Zusammenhang zwischen 
Unfall und Erwerbsunfähigkeit resp. um die Ursache der letzteren handeln 
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wird, so würde beim Wegfall dieser Streitfrage durch den Fortfall der 
Kosten ftir einen bedeutenden Theil der Rechtsprechung (incl. Atteste etc.) 
ein so grosser Theil der Verwaltungskosten überhaupt gespart werden 
können, dass sich damit eine Reform in der gleich zu erörternden 
Richtung wesentlich erleichtern würde. 

Es soll nicht vergessen werden, dass die Unfallgesetzgebung das 
grosse Publicum erst zu socialpolitischer Erkenntniss erziehen musste 
und auch erzogen hat, und darum soll dieses Werk niemals unterschätzt 
werden. Nunmehr dürfte aber doch wohl die Zeit für die Einsicht 
gekommen sein, dass dem „Unfall“ eine viel zu grosse Bedeutung ein¬ 
geräumt wird, wenn man für ihn einen eigenen Zweig der Gesetzgebung 
und Verwaltung schafft. Der „Unfall“ ist doch nur ein Theil der zur 
Invalidität führenden Ursachen. Wird die „Invalidität“ überhaupt ent¬ 
schädigt, so ist doch gleichgültig, ob sie aus einem Unfall oder einer 
Krankheit entstanden ist, und der von einem Leiden Befallene braucht 
sich nicht zu sorgen, ob sein Leiden langsam oder plötzlich entstanden 
ist, er braucht nicht — um auch diese Seite nicht zu vergessen — 
in manchen Fällen erst durch einen Betrug zu erhärten, dass eine plötz¬ 
liche oder eine übermässige Betriebsanstrengung ihn geschädigt hat. 
Bisher ist es nämlich für den Arbeiter viel vortheilhafter, einen Unfall 
als eine Krankheit zu bekommen. Zunächst ist ein grosser Theil von 
Arbeitern, namentlich die ländlichen im Osten Deutschlands, gegen 
Krankheit nicht versichert; um aber eine Schädigung der landwirt¬ 
schaftlichen Berufsgenossenschaften durch die Unterlassung einer recht¬ 
zeitigen und geeigneten Cur zu vermeiden, haben die Gemeinden in 
den ersten dreizehn Wochen die Curkosten zu übernehmen — Aus¬ 
nahmen, wie bei im festen Dienst Stehenden abgerechnet —; da nun jeder 
Unfall behördlich untersucht wird, so wird hierdurch im Allgemeinen 
— obgleich auch hier noch häufig Unterlassungen Vorkommen — eine 
ärztliche Behandlung bis zur völligen oder theilweisen Wiederherstellung 
gewährleistet. Freilich haben namentlich landwirtschaftliche — aber 
auch industrielle — Berufsgenossenschaften den Uebelstand, dass sie 
sich häufig erst zu spät um ihre Patienten kümmern, und dass in Folge 
dessen eine Cur oft nach dreizehn Wochen unterbrochen werden muss, 
bis — was namentlich für die Ueberführung eines Kranken in ein Bad 
oder eine Heilanstalt sehr unangenehm empfunden wird — die Provinzial¬ 
behörde oder auch die Berufsgenossenschaft sich dazu entschlossen hat, 
wobei häufig Wochen, ja Monate vergehen. Doch hat der Unfallverletzte 
wenigstens die Sicherheit, dass er jede wirkliche Erwerbsminderung 
entschädigt bekommt. 

Wesentlich ungünstiger liegen die Verhältnisse für den Arbeiter, 
wenn er auf die Invaliditätsversicherung angewiesen ist. Zunächst erhält 
er hier erst eine Entschädigung, wenn mindestens zwei Drittel seiner 
Erwerbsfahigkeit verloren gegangen sind; dann tritt bei einer nicht 
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dauernden Erwerbsunfähigkeit jene Rente erst nach einjähriger Dauer 
derselben ein. Man begreift leicht, dass die Zeit von der vierzehnten 
Woche ab, wo die Verpflichtung der Krankenkasse erlischt, bis zum 
Ende des ersten Jahres den von der Hand in den Mund lebenden 
Arbeiter geradezu ruiniren kann, ihn wie seine Familie. Es ist dies 
die Zeit, in welcher der von einer schweren Krankheit Genesende gerade 
der besten Pflege und Sorgenlosigkeit bedarf; sie ist wichtiger für seine 
Zukunft als die Zeit nach Ablauf des ersten Jahres. Allerdings hat das 
Gesetz in dem in der letzten Zeit viel citirten § 12 Absatz 1 der Ver¬ 
sicherungsgesellschaft die Möglichkeit gegeben, ftir die Versicherten die 
Curkosten zu übernehmen, wenn dadurch eine zukünftige Rente erspart 
wird. Einige Gesellschaften — führend war hier die hanseatische unter 
dem vielverdienten Director Gebhard, grosse Verdienste erwarb sich 
hier gleichzeitig Sanitätsrath Dr. Pauly (Posen) — haben sogar eigene 
Genesungshäuser für die verbreitetste der in Betracht kommenden Krank¬ 
heiten, die Lungentuberculose, gebaut und Abkommen mit den Kranken¬ 
kassen ihres Bezirks getroffen, um die Patienten beim ersten, noch un¬ 
bedeutenden Auftreten der Krankheit in die bestmöglichen Heil¬ 
bedingungen zu versetzen. Auch andere Krankheiten sollen früh genug 
in Behandlung genommen werden, um eine spätere Rente zu ersparen, 
dazu gehören: Nervenleiden, die Ernährungsstörungen, die Brüche, 
Krampfadern, kurz alle jene Leiden, deren frühzeitige Behandlung durch 
Operationen oder andere geeignete Maassnahmen dem Kranken seine 
Gesundheit, also Erwerbsfähigkeit sichert. Hierzu müsste man auch alle 
Erschöpfungszustände rechnen, wie sie häufig durch eine unterbrochene 
Reconvalescenz oder zu grosse Ueberanstrengungen im Beruf hervor¬ 
gerufen werden. Gleichzeitig müsste dem Kranken zur Unterstützung 
seiner Familie eine temporäre Rente — Krankengeld — gewährt werden, 
schon damit er die Cur nicht durch die Sorge um die erstere stört oder 
überhaupt verweigert. Wo die Versicherungsanstalten in diesem Sinne 
gewirkt haben, blieb der Erfolg nicht aus, vorausgesetzt, dass sie die 
Antragstellung durch Vereinfachung des Schreibwerks erleichtert und die 
Aerzte für ihr Vorhaben interessirt haben. Ohne die thätige Mitwirkung 
der letzteren dürfte das Vorgehen der Gesellschaften überhaupt wenig 
Aussicht auf Erfolg haben, da sie in erster Linie es sind, die die Patienten 
der Gesellschaft zuführen. Man darf nicht übersehen, dass es in einer 
grossen Reihe von Fällen für den Arzt einen pecuniären Schaden bedeutet, 
wenn ein Patient aus seiner Behandlung genommen wird, um in eine 
Curanstalt geschickt zu werden, und für dieses Opfer — eins von 
den vielen in neuerer Zeit, wie man es einem anderen Stande bisher 
noch nicht zugemuthet hat — kann er zum Mindesten einiges Entgegen¬ 
kommen von Seiten der Gesellschaft und möglichste Vereinfachung des 
Schreibwerks beanspruchen. Begegnen sich ja doch auch hier wieder 
die Interessen aller Betheiligten, wenn ohne das bisher nöthige Befragen 
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unterer Verwaltungsbehörden und der sogenannten Vertrauensmänner etc., 

— die doch alle in medicinischen Dingen kein Urtheil haben können, 
die Stellung des Antrages einfach auf ein kurzes ärztliches Attest hin 
erfolgt — wie das ja auch schon bei einzelnen Gesellschaften durch - 
gefiihrt ist Das Ausliefern eines solchen Attestes an halbwissende oder 
auf dem Lande unwissende untere und unterste Behörden — womöglich 
noch als Bruch des ärztlichen Geheimnisses aufgefasst — kann dem 
Patienten häufig Schaden bringen, setzt ihn tactlosen und inhumanen 
Fragen aus, wie in Fällen, wo der Arzt dem Kranken den Beginn eines 
chronischen Leidens verbergen will, bei Frauenkrankheiten etc., und 
bringt gar keinen Nutzen. Auch hier wirkt jeder Eingriff in die ärzt¬ 
liche Thätigkeit schädigend für die Anstalt wie für die Versicherten; 
auch hier gebietet das Interesse dieser Beiden die möglichst schnelle 
Ueberftihrung des Patienten in das geeignete Heilverfahren und erspart 
Kosten für Schreibwerk und Verwaltung. 

Es geht ein grosser Zug des Misstrauens gegen die Aerzte durch 
die ganze socialpolitische Gesetzgebung; es ist dem Laienelement ein 
viel zu grosses Uebergewicht eingeräumt — zu seinem eigenen Schaden, 
zu sehr das Geld berücksichtigt gegenüber dem Wissen — zum 
Schaden Beider. 

Die geschilderten Mängel des Reichsversicherungswesens sind im 
Wesentlichen die, dass in Folge zu geringer Mittel die Behandlung der 
Kranken in den ersten dreizehn Wochen meist eine nicht ausreichende 
ist, dass in Folge der nicht genügend in einander greifenden Organisation 
die Behandlung am Schluss der dreizehnten Woche oft auf mehr oder 
minder lange Zeit unterbrochen wird, und dass durch zu starke Berück¬ 
sichtigung des „Unfalles“ eine Menge Arbeit und Kosten unnöthig ver¬ 
braucht wird. Durch Zusammenfassen der drei Zweige der Versicherung 

— von der Besprechung der Altersversicherung, die wenig medicinisches 
Interesse hat, sehen wir hier ab — in eine einzige Verwaltung mit dem 
Zweck der dauernden Erhaltung der Erwerbsfähigkeit bei Ent¬ 
schädigung des Ausfalls an derselben, liessen sich diese Mängel be¬ 
seitigen; dazu wäre es ferner nöthig, den Aerzten die Entscheidung über 
das Heilverfahren zu überlassen, wodurch gleichfalls viel Kosten, Arbeit 
und Zeit erspart werden würde. Damit aber eine Controle über die 
Aerzte und auch eine Belehrung über die zweckmässigste Versorgung 
der Patienten den Anstalten gewahrt bleibt, sollen sie sich mit ärztlichen 
Körperschaften, z. B. den Aerztekammern, in dauernde Verbindung setzen 
und durch diese sich den Einfluss auf die Aerzte sichern, falls sie eines 
solchen nicht entbehren zu können glauben. 1 ) Es wäre ferner nöthig, 
die Invaliditätsgesetzgebung im Sinne des Unfallgesetzes zu ändern, der- 


*) Eine Krankenjoumalführung bietet jedenfalls eine andere Controle als 
die jetzt übliche. 
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gestalt, dass eine fortlaufende Behandlung und eine fortlaufende Unter¬ 
stützung — Rente, Krankengeld — gewährt wird. 

Will man mit der Reform nicht so weit gehen, die bestehende 
Organisation aufzuheben, so schaffe man in jeder Gemeinde einen 
Centralpunkt, von dem aus die Verpflegung resp. Behandlung der 
Kranken und die Zahlung der Rente (Krankengeld) gesichert wird. Diese 
Centrale hätte dann die ausgelegten Gelder von den zur Zahlung ver¬ 
pflichteten Verwaltungen einzuziehen; es bedürfte dann nicht erst eines 
Antrages des Versicherten um Uebernahme des Heilverfahrens etc., 
sondern die Cur wäre eine fortlaufende, vom ersten Tage ab ununter¬ 
brochene. Wo Krankenkassen nicht capitalkräftig genug sind, müsste 
die Invaliditätsversicherung sie unterstützen; andererseits brauchten jene 
in Folge des Rückhaltes an der Invaliditätsversicherung nicht mehr in 
dem Maasse wie bisher Mittel zur Ansammlung eines Reservecapitals 
dem Verkehr entziehen. 

Von Seiten der Aerzte kann beansprucht werden, dass auch ihre 
Arbeitsleistung in den ersten dreizehn Wochen in dem Maasse honorirt 
werde, wie sie in einer staatlichen Taxe vorgesehen und auch jetzt schon 
von allen Verwaltungen bis auf eine Anzahl Krankencassen, denen 
lediglich mangelnde Einigkeit der Aerzte das Gegentheil ermöglichte, 
geleistet wird. 

Es ist jüngst in einer kleinen, sehr lesenswerthen Schrift (Vorschläge 
zur Beseitigung des Klebesystems in der Invalidäts- und Altersversicherung. 
Von Victor Sittel, Düsseldorf. L. Schwann. 1895) der Vorschlag ge¬ 
macht worden, sämmtlichen Gemeinden die Einziehung der Beiträge 
für die Invaliditäts- und Altersversicherung zu übertragen. Die Beiträge 
für die landwirtschaftlichen Unfallgenossenschaften ziehen sie schon 
jetzt ein, in manchen Gegenden auch die für die Ortskrankenkassen 
und leisten für die letzteren auch die Zahlungen. Es würde also kein 
grosser Schritt sein, das ganze Versicherungskassenwesen den Gemeinden 
zu übertragen. Den Versicherten würde bei der Eintragung in ein 
Arbeitsregister resp. der Beitragsleistung ein Coupon ausgehändigt, der 
beim Eintritt einer Krankheit von dem Arzt (oder auch Krankenhaus¬ 
arzt) ausgefüllt und an die Kasse geschickt würde, ein Abriss bleibt in 
den Händen des Arztes oder auch der Krankenhausverwaltung, auf ihm 
wird die Zahl der Hülfeleistungen resp. der Pflegetage vermerkt und 
allwöchentlich gegen Auszahlung des Betrages der Kasse eingeliefert. 
Gegen Abgabe des ersten Coupons wird ein auf acht Tage lautender 
kurzer Zettel wiederum mit einem Abriss für den Arzt ausgehändigt. 
Beide Theile werden von der Aerztekammer und der staatlichen Auf¬ 
sichtsbehörde controlirt 

Dieser Gemeindecentrale könnte auch die Sorge für die Behandlung 
der im Bereich der Gemeinde lebenden unbemittelten Personen über¬ 
tragen werden, wogegen ihr die Befugniss zustehen müsste, die Aus- 
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lagen von den zur Unterstützung jener Verpflichteten, seien es Behöiden 
oder Private, einzuziehen. Hierdurch wäre auch den Armen eine fort¬ 
laufende, rechtzeitig einsetzende Behandlung gewährleistet; namentlich 
würde sich eine solche Stelle sehr segensreich für die Unterbringung 
acut erkrankter Geisteskranker in eine Heilanstalt erweisen, bei der 
durch die Verhandlungen über die Aufbringung der Kosten häufig un¬ 
ersetzliche Zeit verloren geht. 

Diese Vereinheitlichung des Heilwesens, die dadurch bewirkte 
Kenntniss der Kosten von Krankheit und Erwerbsunfähigkeit des grössten 
Theiles des Volkes und der Zwang zur Sparsamkeit würde, wie bei den 
Unfallgenossenschaften zur Unfallverhütung, — hier zur Krankheits¬ 
verhütung führen. Die Erkenntniss, dass die Hygiene kein Luxus¬ 
gegenstand, sondern ein ungeheurer national-öconomischer Factor, dass 
die sociale Hygiene die Lehre von der Erhaltung der 
Kraft einer Nation sei, wäre die unausbleibliche Folge und die 
Umsetzung dieser Lehre in Thaten würde als Forderung der Sparsam¬ 
keit nicht mehr dem hemmenden Unverstand des Publicums begegnen. 
Vorschläge für die Verbesserung der Lage der arbeitenden Bevölkerung, 
die bisher als socialistische Schlagworte auf Widerstand stiessen, würden 
als hygienische Forderungen, also Forderungen des nationalen Selbst¬ 
erhaltungstriebes der Förderung Aller sicher sein, sie wäre nicht mehr 
Partei-, sondern nationale Angelegenheit. 
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Dr. P. Sperling, Die Ausbildung der Militairärzte im Deutschen 
Reiche. Klinisches Jahrbuch, Bd. V. Referent: Pagel (Berlin). 

Die Reform des medicinischen Unterrichts ist eine brennende Tagesfrage 
geworden. Von allen Seiten wird die Thatsache zugegeben, dass gegenüber 
den gewaltigen Fortschritten der ärztlichen Wissenschaft und Kunst die bis¬ 
herige Art des Unterrichts nicht genüge, dass eine viel intensivere praktisch¬ 
technische Schulung der Medicinstudirenden schon während der Studienzeit 
erforderlich sei, um einerseits dem Arzt für die grossen Ansprüche, welche 
die Praxis der Neuzeit gerade an sein künstlerisches Können stelle, eine 
festere Grundlage zu geben, andererseits dem immer weiter um sich greifen¬ 
den Zerfall in Specialistenthum zu steuern. Vielleicht ist man auf einzelnen 
Seiten bezüglich der erhobenen Forderungen zu weit gegangen, wenn man 
sogar den Ruf nach Gründung von speciellen ärztlichen Fachschulen und 
Loslösung des ärztlichen Studiums aus dem Verbände der Universität er¬ 
hoben hat. Immerhin lässt sich nicht leugnen, dass ein gewisser berech¬ 
tigter Kern in diesem Verlangen steckt. Angesichts solcher Bestrebungen 
dürfte es jedenfalls von Interesse sein, die Darstellung kennen zu lernen, 
welche Oberstabsarzt z. D. P. Sperling in einem schönen, in der Ueber- 
schrift bezeichneten Aufsatze von der Handhabung des militairärztlichen Un¬ 
terrichts entwirft, weil sie deutlich zeigt, wie selbst auf dem Boden der Uni¬ 
versitätseinrichtungen und im Zusammenhänge mit diesen sich gleichzeitig 
eine so vollkommene, auch nach der praktisch-technischen Seite hin vor¬ 
zügliche, universelle Fachausbildung erreichen lässt, wie sie bekanntlich un¬ 
seren aus dem Königlichen medicinisch-chirurgischen Friedrich Wilhelms-In¬ 
stitut hervorgegangenen „Sanitätsofficieren“ eigen ist. Thatsächlich gehören 
diese, wie jeder Sachkenner weiss, durchschnittlich zu den besten, d. h. am 
vielseitigsten gebildeten Aerzten der Welt und stehen in dieser Beziehung 
nicht einmal dem physician nach. Ein Auszug aus Sperling’s Arbeit dürfte 
überdies gerade jetzt im Hinblick auf die Jahrhundertfeier, die das genannte 
Institut nachträglich zu begehen sich anschickt, ebenso zeitgemäss als will¬ 
kommen sein, und dies um so mehr, als einzelne der von Sperling mit- 
getheilten Thatsachen nicht so allgemein bekannt und gewürdigt sind, wie 
sie es verdienen. 

Im ersten Abschnitt giebt Verf. zunächst einen kurzen Abris^der historischen 
Entwickelung des militairärztlichen Unterrichts. Das Verdienst, die „Pepiniöre“, 
die unzweifelhaft einen Wendepunkt für das Bildungsw’esen nicht bloss der 
preussischen Militairärzte, sondern auch aller deutschen Aerzte überhaupt 
bildet, ins Leben gerufen zu haben, kommt dem bekannten preussischen 
Generalchirurgus Goercke zu. In verschiedenen Feldzügen, besonders im 
Rheinkriege der Jahre 1792—1795 hatte dieser die schweren Schäden kennen 
gelernt, an welchen das preussische Heeres-Medicinalwesen krankte. Die 
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bekannte Mangelhaftigkeit der ärztlichen Leistungen jener Zeit machte sich 
besonders in der Armee fühlbar; selbst die drei in Berlin bereits bestehenden 
Einrichtungen, das theatrum anatomicum (seit 1713), das collegium medico- 
chirurgicum (seit 1724) und das Kgl. Charite-Krankenhaus (seit 1724) waren 
nicht im Stande gewesen, verschiedenen Missständen abzuhelfen. Der Ge¬ 
danke zur Gründung einer speciellen militairärztlichen Bildungsanstalt war 
dann bei Goercke noch mehr gereift, als er während eines Studienaufenthalts 
in Wien die Einrichtungen der damals schon zehn Jahre lang bestehenden 
militairärztlichen Josephs-Akademie kennen lernte. Trotz des Widerstandes 
von Hufeland, der die Möglichkeit einer gründlichen, gleichzeitigen Aus¬ 
bildung in Chirurgie und Medicin merkwürdigerweise heftig bekämpfte, konnte 
die neue Anstalt doch bereits am 2. August 1795 ms Leben treten. Wenn 
später auch der Universitätsunterricht nach diesem Gesichtspunkte eine Um¬ 
gestaltung erfuhr, in dem Sinne nämlich, dass Chirurgie und Medicin 
vereinigt wurden, so ist das indirect ein Verdienst von Goercke. In 
Folge der Aufhebung des collegium medico - chirurgicum im Jahre 1811 
und der Weigerung der Universitätsbehörden, die Eleven der Pepiniöre 
mit ihrer oft minderwerthigen Vorbildung in das Album der Medicin- 
studirenden einzutragen, gründete Goercke noch die medicinisch-chirurgische 
Academie für das Militair, welche nun neben der Pepiniöre, die seit 1818 den Namen 
„Medicinisch-chirurgisches Friedrich Wilhelms-Institut“ führte, existirte. Als im 
Jahre 1825 an den Universitäten das medicinische Studium zumTheil auf Grund 
der auf den militairärztlichen Bildungsanstalten gewonnenen Erfahrungen neu or- 
ganisirt und neue Vorschriften für die Prüfung der Aerzte erlassen wurden, ging 
auch das Institut mit entsprechenden Aenderungen vor. Gymnasialreife wurde von 
jetzt ab verlangt, der Lehrplan dem der Universität angepasst, die Studiren- 
den der Anstalten machten statt des früheren sogen. „Cursus auf die Armee“ 
fortan das Staatsexamen wie die sogen. Civilstudenten. 1852 wurde auch 
die Academie in diesem Sinne umgestaltet; die frühere Einrichtung, wonach 
Wundärzte I. u. II. Klasse auf der Academie höhere Ausbildung erhielten, 
fiel; das gesammte militairärztliche Personal steht nunmehr durchweg auf 
dem Boden der Universitätsbildung; die Professoren der Universität werden 
auch Lehrer der Pepiniöre; aber nicht bloss das Lehrpersonal, auch die 
Ausbildung und Prüflingen sind mit denjenigen der Universitätsstudirenden 
identisch. Die Concurrenz für die militairärztlichen Bildungsanstalten, welche 
vorher nur auf die preussischen Landestheile sich erstreckte, wurde im Jahre 
1888 auf die Angehörigen des Norddeutschen Bundes und des Grossherzog¬ 
thums Hessen, demnächst auf diejenigen des Deutschen Reichs mit Ausnahme 
von Bayern ausgedehnt. Eine Erweiterung des Unterrichts im specifisch mi¬ 
litairärztlichen Sinne trat 1867 ein, wo eine Professur für Kriegsheilkunde 
eingeführt wurde. Ein seit 1868 bestehender dreimonatlicher Sommer- und 
viermonatlicher Wintercursus in militairischer Gymnastik (Turnen, Hieb- und 
Stossfechten) ging 1879 wieder ein, dagegen besteht der 1873 eingeführte 
vierwöchentliche Reitunterricht noch. Seit 1874, wo das Semester Waffendienst 
für den Mediciner obligatorisch ist, werden nur völlig felddienstfahige junge 
Leute in’s Institut aufgenommen; dafür ist jetzt statt der früheren besonderen 
wissenschaftlichen Vorprüfung die Einreichung des letzten Schulzeugnisses 
genügend. 

Im zweiten Theil seines Aufsatzes schildert Verf. die militairärztliche Aus¬ 
bildung in der Gegenwart. Er berichtet zunächst über das Curatorium, die 
sogenannte Hierarchie der Anstalten, über die Zahl der Stabsärzte, die 29 be¬ 
trägt, wovon zwei der Marine angehören und je einer aus Sachsen und Württem¬ 
berg commandirt ist. Die Stabsärzte haben die Aufgabe, die Erziehung und 
den Bildungsgang der Studirenden zu überwachen; sie besuchen mit ihnen 
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die Vorlesungen, Curse und Kliniken, unterstützen sie bei denselben mit 
Rath und That und geben ihnen in den wichtigsten Gegenständen regel¬ 
mässigen Wiederholungsunterricht. In der Charite thun die Stabsärzte an 
den verschiedenen Kliniken und Abtheilungen Dienst als Assistenten, zwei 
sind überdies noch der Kgl. chirurgischen und Augen-Universitätsklinik, einer 
zur chirurgischen Klinik der Charitö als wissenschaftlicher Assistent commandirt. 

,.Welche Fülle von Material,“ sagt Verf., „zur wissenschaftlichen Weiterbildung 
hierdurch den betreffenden Militairärzten geboten wird, liegt auf der Hand. 
Während sie im Institut durch Lehren und Lernen ihr theoretisches Wissen 
nach allen Richtungen hin zu fördern im Stande sind, bietet ihre Thätigkeit 
als Assistenten ihnen dieselbe Gelegenheit zur Vervollkommnung in allen 
Theilcn der Praxis ganz allgemein und auf allen Specialgebieten.“ — Von 
hervorragender Bedeutung für die Ausbildung der Eleven sind die wissen¬ 
schaftlichen Sammlungen, deren sich das Institut in seltener Reichhaltigkeit 
erfreut und die unmittelbar zum Unterricht der Studirenden, besonders bei 
ihren officiellen Repetitionen dienen. Dadurch wird einestheils die historische 
Entwickelung auf den betreffenden Gebieten übersichtlich zur Anschauung 
gebracht, andererseits werden die Erfordernisse der Sanitätsverwaltung im 
Krieg und Frieden „nach den jetzt gültigen Vorschriften im Urbilde oder 
im verkleinerten Maassstabe vorgeführt, so dass der angehende Sanitäts- 
officier in der Lage ist, einen Ueberblick über das ganze Verwaltungsgebiet 
seines späteren dienstlichen Wirkens zu gewinnen.“ Weltbekannt ist die etwa 
50000 Bände umfassende Bibliothek, fast lauter medicinische Litteratur ent¬ 
haltend. Ein eigenes hygienisch-chemisches Laboratorium, ganz dem neuesten 
Standpunkt der Wissenschaft entsprechend ausgestattet, bietet Stabsärzten 
und Eleven Gelegenheit zu wissenschaftlichen Arbeiten. Dazu finden 
auch chemische und bacteriologische Cürse in der Untersuchung von 
Nahrungsmitteln statt. Die ordentlichen Universitätsprofessoren und eine 
Reihe von ausserordentlichen sind Lehrer am Institut. Zur Zeit existiren an 
demselben 207 etatsmässige Eleven und 57 Akademiker = 264, wovon 18 
für die Marine bestimmt sind. Bei der Auswahl der Studirenden wird mit 
besonderer Sorgfalt verfahren; ausser auf ihre körperlichen und geistigen 
Eigenschaften wird auch auf häusliche Erziehung, die öconomische und so¬ 
ciale Lage ihrer Familien geachtet. Die Zöglinge dürfen bei der Aufnahme 
nicht über 21 Jahre alt sein, müssen Gardemass (167—170 cm) haben. Bei 
der jährlichen Stiftungsfeier werden die durch Fleiss und Leistungen aus¬ 
gezeichneten mitStudienhülfsmitteln (Instrumenten, Mikroskopen u. s. w.) prämiirt. 
Auch in Bezug auf gewisse Aeusserlichkeiten, gesellschaftliches Zusammensein, 
Lebenshaltung, Oeconomie ist in comfortablcr Weise gesorgt. Vor dem 
Staatsexamen dient die grössere Zahl der Eleven ein Jahr lang als Unter¬ 
ärzte in der Charitö. Nach Absolvirung der Staatsprüfung erfolgen die Com- 
mandirungen zu den resp. Truppentheilen. — Der aus den militairärztlichen 
Bildungsanstalten hervorgehende Nachwuchs an Militairärzten kommt mit 
Ausnahme der bayerischen und sächsischen Truppen der ganzen deutschen 
Armee und Marine zu Gute und bildet den weitaus grössten Theil des be¬ 
züglichen Ersatzes; nur wenige Assistenzärzte gehen aus übertretenden Civil- 
ärzten hervor. Von sämmtlichen 555, im Laufe der Jahre 1884—1893 be¬ 
förderten Assistenzärzten der Landarmee gehörten nur 127 = 29,6% der 
letzteren Categorie an. — 

In einem dritten Theil beleuchtet Sperling nun noch die Fortbildung 
der Sanitätsofficiere. Diese muss wegen der vielseitigen Anforderungen, die 
an den Militairarzt als den hygienischen Behüter „der Blüthe der männlichen 
Jugend aller Stände“ gestellt werden, eine sehr gründliche, besonders aber 
auf dem Gebiet der Militairgesundheitspflege, der Epidemiologie, Kriegs- 
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Chirurgie und des Lazarethwesens sein. Sperling schildert die Organisation des 
Lazarethdienstes, erwähnt die kriegsmässig gestalteten ärztlichen Dienst- 
Übungen , die jährlichen Sanitätsdetachementsübungen, berichtet über die 
musterhaften Einrichtungen der Gamisonlazarethe, die mit allen Hülfsmitteln 
für Untersuchung und Behandlung, für chemische Wasseruntersuchungen, mit 
guten Bacterienmikroskopen, Apparaten zum constanten Strom, Instrumenten¬ 
bestecken ausgestattet sind, erwähnt die regelmässig wöchentlich statt¬ 
findenden Conferenzen der Sanitätsofficiere, wobei wichtige Fälle besprochen 
und seltene Krankheitsdemonstrationen vorgenommen werden, die Stations¬ 
berichte, statistischen Sanitätsberichte, den segensreichen Einfluss, den die 
Lectüre der deutschen militairärztlichen Zeitschrift, der bekannten Roth’schen 
Jahresberichte, die militairärztliche Gesellschaft, die Stipendien zu wissen¬ 
schaftlichen Reisen in’s Ausland, die von Zeit zu Zeit an Stabsärzte des In¬ 
stituts verliehen werden, ausüben, die Abcommandirungen einer Anzahl von 
Sanitätsofficieren zum Kaiserlichen Gesundheitsamt, zum Berliner Hygienischen 
Institut, zum Institut für Infectionskrankheiten, wo ihnen Gelegenheit zur spe- 
cialistischen Ausbildung gegeben- ist, bespricht dann weiter die hygienisch- 
bacteriologischen Curse, für die ganz besondere Fürsorge von der obersten 
Behörde getroffen ist, endlich die wichtigste staatliche Leistung für die Fort¬ 
bildung der Sanitätsofficiere, nämlich die regelmässigen Fortbildungscurse, 
von denen in jedem Jahre drei in Berlin (zwei im Frühjahr für Assistenz- und 
Oberstabsärzte, einer im Herbst für Stabsärzte) abgehalten werden. Zu jedem 
werden 35 Theilnehmer aus der preussischen, württembergischen Armee und 
der Marine commandirt. Jeder Cursus dauert drei Wochen und besteht aus 
Operationsübungen, Secirübungen unter besonderer Berücksichtigung der 
topographischen Anatomie, diagnostischen Uebungen, Augenuntersuchungen 
und gerichtlichen Obductionert, praktischen Uebungen am Hygienischen In¬ 
stitut, hygienischen Vorträgen und practischer Chirurgie (Operationen und 
Verbänden). Zum Schluss erwähnt Sperling den regelmässigen, militairärzt¬ 
lichen Dienstunterricht, den auch die Aerzte des Beurlaubtenstandes erhalten, 
sowie deren jährliche Fortbildungscurse in der chirurgischen Anatomie, 
Operationsübungen, Kriegssanitätsdienst und Hygiene. Diese Curse, zu denen 
regelmässig auch eine Anzahl activer Assistenzärzte hinzugezogen wird, finden 
unter Leitung eines Obermilitairarztes alljährlich im Frühjahr (bei der Theil- 
nahme von 4—20 inactiven resp. 4—10 activen Assistenzärzten) in folgenden 
Universitätsstädten statt: Königsberg, Greifswald, Breslau, Halle, Rostock, 
Göttingen, Marburg, Giessen, Bonn, Freiburg, Strassburg und neuerdings auch 
in Kiel. 


M. Mendelsohn, Krankenpflege und speciflsche Therapie. Separat¬ 
abdruck aus der Zeitschrift für Krankenpflege. 1895. No. 3. 
Referent: P. Jacobsohn (Berlin). 

Die also betitelte Abhandlung stellt die Habilitationsschrift des Ver¬ 
fassers dar und bezweckt die Bedeutung der Krankenpflege als einer auf echt 
wissenschaftlicher Grundlage ruhenden Disciplin der heutigen Medicin dem 
Leser vor Augen zu fuhren. Es ist unzweifelhaft ein nicht geringes Verdienst 
Mendelsohn’s, dass er fort und fort auf’s Eifrigste bemüht ist, diesen so wich¬ 
tigen Factor der Heilkunst in den Vordergrund des allgemeinen Interesses 
zu bringen, der leider in der letzten Zeit über dem hastenden Bestreben, 
specifisch wirksame Heilmittel zu entdecken, fast ganz vernachlässigt wurde. 
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Und doch verdient es gerade die Krankenpflege, dass ihr so umfassendes 
und interessantes Gebiet von Seiten der Aerzte eine recht eingehende und 
vielseitige Ausgestaltung und Bearbeitung erfahre, — ist sie doch derjenige 
Theil der Therapie, der bei der Krankenbehandlung in der That unzweifelhafte 
Erfolge erzielen kann durch Aufbietung aller nur erdenklichen Mittel zur 
Hebung der Widerstandsfähigkeit des kranken Körpers. Gerade heut zu Tage, 
wo wir wiederholt Gelegenheit haben, zu sehen, dass die Hoffnungen, welche 
von vielen Aerzten auf bestimmte Mittel, die sich gegen den specifischen 
Krankheitsprocess richten, gesetzt wurden, sich nicht erfüllen, gerade heute, 
wo es viele Aerzte giebt, die geneigt sind, einen übergrossen therapeutischen 
Pessimismus zu hegen und an der Möglichkeit einer irgendwie bedeutsamen 
Beeinflussung des Krankheitszustandes zu verzweifeln, gerade heute, wo selbst 
das grosse Publicum eine gewisse unberechtigte Unzufriedenheit gegenüber 
dem ärztlichen Können an den Tag legt, ist es von der allergrössten Wichtig¬ 
keit, alles dasjenige um so energischer in’s Vordertreffen zu führen, was 
wirklich dazu dienen kann, als unbedingt gesundheitsfördernd angesehen zu 
werden. Wir können uns nicht der Hoffnung hingeben, dass die Medicin je 
in der Lage sein wird, alle „Krankheiten“ zu heilen, indem sie durch ein in 
den Körper eingefuhrtes Mittel das krankmachende Agens in ihm abtödtet, 
wohl aber kann sie den Körper in so günstige Lebensbedingungen bringen, 
dass er selbst die Kraft gewinnt, in dem Kampfe mit den auf ihn einstürmenden 
Schädlichkeiten Sieger zu bleiben oder aber trotz der irreparablen Schädigung 
sich ihr mit seinen gesammten Functionen in möglichst weitgehendem und 
möglichst erträglichem Grade anzupassen. Und erreicht sie diesen Zweck, so 
erfüllt sie damit ihre hauptsächlichste Aufgabe. Wissenschaftlich sein kann 
und muss man auch auf diesem Wege der Therapie. Denn man muss gerade 
hier danach streben, Alles zu wissen, was nur dazu beitragen kann, den 
Kräftezustand, die Widerstandsfähigkeit des Kranken zu heben, ihn zu unter¬ 
stützen in seinem Bestreben, sich den schädlichen und feindlichen Einwirkungen 
anzupassen. Da ferner jeder wissenschaftlich denkende Mensch ein Handeln 
ohne Begründung verschmähen muss, so ist die nächste Consequenz die Be¬ 
mühung, in möglichstem Maasse zu erkennen, wesshalb alle diese Maass¬ 
nahmen und Rücksichtnahmen den erstrebten Zweck fördern können und wie 
sie wirken. Mit der grössten Exactheit und der grössten Gewissenhaftigkeit 
werden wir zu diesem Behufe den tausendfältigen Wechselwirkungen zwischen 
dem kranken Körper und der Aussenwelt nachspüren und Alles daran setzen, 
in jedem einzelnen Falle unter Vermeidung jedes Schemas herauszufinden, in 
welcher Weise jedes Mal am besten unsere wissenschaftliche Erkenntniss in 
erfolgreiche Thätigkeit umgesetzt werden kann. Das ist wissenschaft¬ 
liche Krankenpflege. Sie zu erlernen, sich ihr zu widmen, sie auszuüben, 
sollte eine der Hauptaufgaben jedes Arztes sein, die ihn für seinen eigentlichen 
Beruf sicherlich mehr förderte, als w enn er statt dessen im Laboratorium ein 
sicheres Mittel gegen die „Krankheit“ ausfindig zu machen bestrebt w'äre oder 
etwa in übertriebenem Nihilismus verzweifelnd die Hände in den Schooss 
legen wollte. Wenn die Aerzte diese ihre Aufgabe anerkennen und beherzigen 
werden, wird sicherlich auch der thatsächliche Erfolg nicht ausbleiben. Schliess¬ 
lich werden dann auch weite Kreise sich der natürlichen Grenzen der medi- 
cinischen Wissenschaft, des Unterschiedes zwischen „ärztlicher Kunst und 
medicinischer Wissenschaft“* bewusst werden und nicht mehr vom Arzte 
Wundercuren verlangen, sondern nur Hülfe im Bereiche des Möglichen. 

Dies etwa ist der Ideeninhalt der Mendelsohn’schen Abhandlung; möge 
er im Innern möglichst vieler Aerzte einen recht starken Wiederhall finden! 
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Zadek, Die Arbeiterversicherung. Eine social - hygienische Kritik. 

Jena, Gustav Fischer, 1895. Referent: Landsberger (Posen). 

Verfasser ist zu der inhaltreichen Arbeit durch ein Referat veranlasst 
worden, welches er auf dem VHI. internationalen Hygiene-Congress zu Budapest 
über die Angelegenheit der kranken und arbeitsunfähigen Arbeiter erstattete. 
Es ist da ein umfassendes und vielseitiges Material zusammengetragen und 
mit grossem Geschick und sehr belehrender Uebersichtlichkeit verarbeitet — 
aus dem In- und Auslande, über die Haupt - und Nebenfragen. Wie alle 
Menschenfreunde kommt der Verfasser zu dem Schluss, dass die Entwickelung 
der modernen Industrie die Lage der arbeitenden Klassen nicht verbessert 
hat, — und wie alle Kenner der einschlägigen Verhältnisse zu dem ferneren 
Schluss, dass lediglich die obligatorische staatliche Zwangsversicherung eine 
Besserung herbeiführen kann. Denn die freiwillige Versicherung lässt 
gerade die kranken und alten, also die bedürftigsten, sowie die wirthschaftlich 
schlechtestgestellten Arbeiter unversorgt; selbst in England, wo die feste und 
machtvolle Organisation der Trade-Unions bereits so lange wirkt, stehen 
89 Procent aller Arbeiter noch ausserhalb derselben. Die staatliche obli¬ 
gatorische Arbeiterversicherung ist bekanntlich zuerst, in Deutschland ein¬ 
geführt worden, und sie ist bisher nur da und in Oesterreich Gesetz. Dass 
an ihr sehr viel zu bessern und fortzubilden ist, wird allgemein empfunden, 
und man wird hierin selbst bei Anerkennung der Schwierigkeiten ein rascheres 
Tempo wünschen müssen, auch mit dem Verfasser darin einig sein, dass ohne 
eine Verkürzung der Arbeitszeit, Einschränkung der Frauen-, Verbot der 
Kinderarbeit alle Prophylaxe der Gewerbekrankheiten ein Torso bleiben 
wird. Besonders dringlich erscheint in unserer Zeit des raschen Berufs- und 
Arbeitswechsels die weitere Ausdehnung des Versicherungszwanges in allen 
seinen Arten, womit dann eine Vereinfachung der Verwaltung (Centralisation 
der verschiedenen Zweige) sich als nothwendig von selbst ergeben würde. 
In welcher Richtung Verbesserungen im Einzelnen zu erstreben sind, setzt 
Verfasser ausführlich aus einander; wenn er dabei ausser der Erhöhung und 
Dauer der Leistungen der Kassen, der Aufhebung der Carenzzeit, der Für¬ 
sorge für die Reconvalescenten u. s. w. auch gleich die Versorgung der 
Arbeitslosen fordert, so schiesst er sicherlich über das Ziel hinaus und 
erschwert die Reform. Es gehört freilich zu den Glaubenssätzen des wohl¬ 
bekannten Verfassers, dass die „gesellschaftliche Organisation der Arbeit“, 
wie sie die Socialdemokratie erträumt, eine wahre Panacee gegen Arbeits¬ 
losigkeit und alles menschliche Elend sein w r erde — und gegen Glaubens¬ 
sätze ist nicht anzukämpfen. 

Dass die Kritik des Verfassers namentlich an unserer Unfall- und In¬ 
validitätsgesetzgebung Vieles auszusetzen hat, kann nicht Wunder nehmen; ist 
doch die Empfindung über deren Mängel eine allgemeine, und schwindet 
doch der Ruf nach ihrer Aenderung nicht von der Tagesordnung. Ueberall 
hat man diese Gesetze als schüchterne, erste Versuche betrachtet und ist 
sich der Nothwendigkeit bew r usst, die in ihnen gegebenen Leistungen allmählich 
in jeder Hinsicht — extensiv wie intensiv — steigern zu müssen; und auch 
darüber dürfte Einigkeit bestehen, dass diese Steigerung ohne weitere Be¬ 
lastung der Arbeiter eintreten müsse. Wie zu allen Seiten der hier in Be¬ 
tracht kommenden Fragen bringt der Verfasser auch zu der Frage der 
Stellung der Aerzte mannichfache Beiträge; dass ein „Conflict zwischen dem 
materiellen Interesse des Arztes und dem idealen des Hygienikers“ 
irgendwo besteht, werden wir allerdings dem Verfasser mit Entschiedenheit 
bestreiten müssen. 
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Es ist, wir wiederholen es, aus der Brochure Vieles zu lernen, und der 
warme Ton und die durchweg interessante Schreibweise werden sie Jedem 
werth machen. Manche Uebertreibung mus? man freilich in den Kauf nehmen 
(dahin gehört auch die Bemerkung, dass in manchen Heilstätten für Verletzte 
die Folterkammern des Mittelalters wieder erstanden seien!) und vor allen 
Dingen die Begeisterung an der utopistischen Weltanschauung des Autors. 
Klingt es nicht wie aus dem Munde eines religiös-verzückten Propheten, wenn 
der Verfasser von der Zeit des Verschwindens der Lohnarbeit ausruft, dass 
erst sie die Vermeidung aller überhaupt vermeidbaren Krankheit und In¬ 
validität, erst sie Farr’s Ideal verwirklichen werde, ,»wonach kein Mensch 
sterben dürfe, bevor er 100 Jahre alt geworden“! 


Dr. Credö, Heilgymnastik in Krankenhäusern. Berliner Klinische 
Wochenschrift. No. 29. 1895. Referent: Dr. Ascher (Bomst). 

Dem Zuge der Zeit folgend, der die in den heilgymnastischen Special¬ 
anstalten den Wohlhabenden gebotenen Vortheile bald Allen, auch den weniger 
Bemittelten, aber durch die sociale Gesetzgebung Versorgten, mitgetheilt hat, 
richtete Credö, Oberarzt am Carolahause zu Dresden, im Jahre 1892 im An¬ 
schluss an seine chirurgische Abtheilung ein einfaches Gebäude ein, in welchem 
die Mechano- und Hydrotherapie ausgeübt wird. In diesem Gebäude be¬ 
findet sich ein grosser Uebungssaal (9:13 m), an diesen stossen das Massir- 
und Elektrisirzimmer, ein Arbeitsraum, in dem Holz gesägt, gehackt und Kies 
geschaufelt wird, der Doucheraum, in welchem Dampfbäder, Douchebäder, 
Schwitzbäder und kohlensaure Bäder (System Keller) verabfolgt werden, ein 
Laboratorium, das Esszimmer für die Assistenten und die Wohnung des 
2. Assistenten, dem der ganze Betrieb im Hause unterstellt ist. Eine solche 
Einrichtung würde sehr gut geeignet sein, die Studirenden im Anschluss an 
die Klinik mit den einschlägigen Gegenständen, sowie den socialpolitischen 
Gesetzen und der Bearbeitung der Fälle bekannt zu machen. — Es ist in der 
That höchste Zeit, dass die Gedanken Credö’s in weiten Kreisen Nachahmung 
finden; selbst in dem kleinsten Krankenhause dürften Mittel, um die Patienten 
nicht nur zu bessern, sondern völlig erwerbsfähig zu machen, nicht fehlen; 
und den Studirenden kann die Bekanntschaft mit diesen Dingen gar nicht 
genug an’s Herz gelegt werden. Eine Hauptaufgabe des Arztes unter dem 
Zeichen der socialen Gesetzgebung und seiner Wirkung auch auf die dabei 
nicht direct betheiligten Kreise ist die Individualtherapie, das Versenken in 
das Studium nicht nur der Krankheit, sondern des Kranken und vielleicht 
noch mehr des Genesenden, der an der Hand des Arztes zur vollen Aus¬ 
übung seines Berufes geleitet werden soll und nicht bloss als gebessert ent¬ 
lassen werden darf, um nach einiger Zeit in der Behandlung eines Pfuschers 
als ,,von den Aerzten verpfuscht, aber von ihm geheilt“ aufzutauchen. 
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Dr. Pauly, Wie fördert der Arzt die Absichten der Unfallgesetz¬ 
gebung P Vortrag gehalten im Aerzteverein des Reg.-Bez. Posen. 
Centralblatt für Unfallheilkunde No. 6 1894. Referent: Dr. Ascher 
(Bomst). 

Es ist bedauerlich, dass dieser nach Form und Inhalt gleich vorzügliche 
Vortrag keine weitere Verbreitung gefunden hat; wenigstens haben wir keine 
Besprechung desselben entdecken können. Es sei deshalb gestattet, auf seinen, 
für die sociale Stellung eines sehr grossen Theiles unserer Collegen wichtigen 
Inhalt an diesem Orte etwas ausführlicher einzugehen: Während früher der 
Arzt lediglich dem kranken Individuum gehörte, hat er bei dem Unfall¬ 
verletzten zugleich der Allgemeinheit zu dienen, eine Aufgabe, die ihm häufig 
durch das ,,Rentenbewusstsein“ seines Patienten erschwert wird. Diese Prä¬ 
disposition des Versicherten zu gesteigerter hypochondrischer Selbstbetrachtung 
darf der Arzt jedoch nicht als Makel ansehen, er hat das ganze Indivi¬ 
duum als Einheit zu beurtheilen. Pauly bespricht nun etwas ein¬ 
gehender die häufigsten Unfallsfolgen; er verlangt die sorgfältigere Beobachtung 
und Behandlung der Distorsionen, von denen er die erheblicheren wegen 
der besseren Beaufsichtigung und Behandlung in die Krankenhäuser weisen 
möchte. Interessant sind hierbei seine Anschauungen über die Frage der 
Disposition: „Kann der scrophulöse Arbeiter einen Unfall nachweisen, so hat 
er das Recht, die Folgezustände als Grund zum Rentenanspruch geltend zu 
machen, wenn nur der Unfall im Betriebe entstanden ist, mag er auch an¬ 
scheinend geringfügig erscheinen. Das Gesetz sucht gleichsam gut zu machen, 
was die stiefmütterliche Natur dem armen Menschen, kraft der Vererbung 
mit auf den Lebensweg gab.“ — Interessant ist seine Betrachtung der Nach¬ 
behandlung der Distorsionen: „Zwischen Schonung und Uebung schwankt 
alles therapeutische Handeln.“ Darum soll auch die Behandlung von der 
Nachbehandlung nicht so principiell getrennt werden, darum soll möglichst 
früh massirt und bewegt werden. Dasselbe gilt für die Luxationen. Bei 
der Behandlung offener Wunden hat Lister’s Lehre unsere Verantwortung 
gesteigert; mehr noch als die Antisepsis verlangt die Asepsis anti- 
bacterielles Denken; jeder Verbandswechsel soll uns Veranlassung zur 
Selbstcontrolle geben, „ob wir mit der Natur im Bunde arbeiten“. Die ver¬ 
letzte Arbeiterhand soll uns Gegenstand grössten Interesses sein und darum 
sollen die Universitätspolikliniken mehr gefördert und — besucht werden. 

Ausser der sorgfältigen Behandlung, der nicht mehr so sparsamen Ein¬ 
richtung wie früher, kann die sociale Gesetzgebung von den Kranken¬ 
häusern eine genaue Führung des Krankenjournales verlangen. 

Pauly nimmt nicht einen Hang zur Simulation, sondern nur zur Ueber- 
treibung an; deshalb ist auch das Vertrauen des in seiner Gesammtheit zu 
studirenden Individuums anzustreben; deshalb soll auch nicht der Arzt sich 
auf den Standpunkt des bestimmt gefragten Gerichtsarztes, sondern des 
human vermittelnden Interpreten von Störungen stellen, die das Individuum 
treffen, also einen Menschen mit Nerven und anderen indirect zu schädigenden 
Organen (Nieren etc.). 
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The lunatic asylums of the oounty of New York. New York, 
Medical Journal, 15. June 1895. Referent: Placzek (Berlin). 

Eine bedeutungsschwere Maassnahme ist es, welche nach vorliegender 
Mittheilung die Stadt New York beabsichtigt und welche nicht weniger besagt, 
als die Uebergabe aller städtischen Irrenanstalten an den Staat New York. 
Wer wie Referent die wenig erquicklichen Zustände in den Irrenasylen auf 
den Inseln des East River kennt, wird die baldige Verwirklichung des Projectes 
von Herzen wünschen. Der Wunsch dürfte um so leichter erfüllbar sein, als 
schon jetzt die Stadt New York die Kleinigkeit von 8000000 Mark für die 
Irrenanstalten des Staates New York zuschiesst und ausserdem noch für ihre 
eigenen Anstalten zu sorgen hat. Wenn mit dieser radicalen Umwandlung 
gleichzeitig des Verfassers Wunsch sich erfüllte, dass die Anstalten zu Lehr¬ 
zwecken Verwendung finden möchten, so wäre für den bisher arg vernach¬ 
lässigten Zweig medicinischen Fachwissens, für die Psychiatrie, ein schätzens¬ 
werter Erfolg errungen, zu dessen Fructificirung alsdann nur noch das Eine 
fehlte — die erforderliche Anzahl Lehrer. 


Tagesfragen. 

Die reichsgesetzliche Regelung des Apotheken¬ 
wesens. 

Von M. F'roelich, Berlin. 


Ais das Deutsche Reich in seiner Verfassung die Maassregeln der Medi- 
cinal- und Veterinärpolizei als zu seiner Competenz gehörig in Anspruch 
nahm, fiel ihm auch die Pflicht zu, die verworrenen Verhältnisse in der Ge¬ 
setzgebung bezüglich des Apothekenwesens durch eine einheitliche Regelung 
der Materie zu ordnen. Der erste Versuch nach dieser Richtung Hess denn 
auch nicht lange auf sich warten. Am 23. Februar 1876 ersuchte der 
Bundesrath das Reichskanzleramt, ihm auf der Grundlage des rein persön¬ 
lichen Concessionssystems unter Ausdehnung dieses Principes vom Jahre 1900 
ab auch auf die bis dahin verkäuflichen Concessionen, aber ohne Berührung 
der dinglichen Berechtigungen (Privilegien u. s. w.) einen Gesetzentwurf über 
die Ordnung des Apothekenwesens vorzulegen. Unter dem 28. Mai 1877 kam 
der Reichskanzler dieser Aufforderung nach, fügte aber dem Entwürfe eine 
Denkschrift bei, welche noch heute als eine wahrhaft klassische, vernich¬ 
tende Kritik des Personalconcessionssystems betrachtet werden kann. Gleich¬ 
zeitig unterbreitete der Reichskanzler, gestützt auf diese Denkschrift, einen 
zweiten Entwurf, welcher auf der Veräusserlichkeit und Vererblichkeit der 
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Concession beruhte, jedoch die erstere erst nach Ablauf des zehnten Jahres 
nach der Errichtung der Apotheke zuliess. Das Ergebniss der Verhand¬ 
lungen war, dass der Bundesrath im nächsten Jahre von einer einheitlichen 
Regelung des Apothekenwesens zur Zeit Abstand zu nehmen beschloss, da 
die preussische Regierung die Frage nicht für hinreichend geklärt hielt, ob¬ 
wohl sie, trotz eines verunglückten Versuches im Beginne der vierziger Jahre, 
theoretisch auf dem Boden der Personalconcession stand, während die übrigen 
Bundesregierungen durch die schlagenden Gründe der Denkschrift sich für 
das System der Veräusserlichkeit und Vererblichkeit hatten gewinnen lassen. 

Seitdem hat, abgesehen von gelegentlichem Meinungsaustausch zwischen 
den einzelnen Bundesregierungen, die Angelegenheit geruht. Unterdessen hat 
sich die preussische Regierung thatsächlich auf den Standpunkt der Denk¬ 
schrift des Reichskanzlers gestellt und seit 1886 die zehnjährige Unverkäuflich¬ 
keit für die neuerrichteten Apotheken durchgeführt. Trotzdem hielt sie an 
ihrer Theorie unbeirrt fest, nahm aber erst im Jahre 1892 die Arbeiten in 
dieser Richtung wieder auf und begann mit der Ausarbeitung eines Gesetz¬ 
entwurfes für die einheitliche Regelung des Apothekenwesens im Reiche. 
Aus den sich daran schliessenden Verhandlungen der preussischen mit der 
Reichsregierung gingen die Grundzüge für die reichsgesetzliche Regelung des 
Apothekenwesens hervor, welche im Reichsamte des Innern ausgearbeitet 
und im Herbste vorigen Jahres den Regierungen der grösseren Bundesstaaten 
zur Aeusserung überwiesen wurden. 

Mit diesen Grundzügen hat die Reichsregierung eine bedeutsame Schwen¬ 
kung vollzogen. Während der Reichskanzler vor nunmehr fast zwanzig Jahren 
noch entschieden gegen die Personalconcession eintrat, hat er sich jetzt für 
dieselbe entschieden, indem er sich auf den Standpunkt der preussischen 
Regierung stellt. 

Die enge Beziehung, in welcher Medicin und Pharmacie zu einander 
stehen, bedingt, dass auch der Arzt ein hohes Interesse an der Entwickelung 
des Apothekenwesens hat. Eine nähere Betrachtung der Pläne der Regierung, 
mit besonderer Berücksichtigung derjenigen Punkte, welche den ärztlichen 
Interessenkreis berühren, dürfte daher angebracht erscheinen. 

Wirft man die Frage auf, was denn eigentlich die Veranlassung zu dem 
Vorgehen der Regierungen bildet, so kann zunächst zugegeben werden, dass 
die Verworrenheit der gesetzlichen Bestimmungen in den einzelnen Bundes¬ 
staaten in der That Grund genug für ein Eingreifen des Reiches bietet. 
Das ist auch das Ziel des Apothekerstandes gewesen, welches er immer er¬ 
strebt hat und noch erstrebt. Der Zweck, den die Regierungen, wie es sich 
aus den Erklärungen des preussischen Herrn Cultusministers im Abgeordneten¬ 
hause ergiebt, verfolgen, ist die Abschaffung angeblicher Uebelstände, welche 
sich aus den hohen Verkaufspreisen der Apotheken entwickelt haben sollen. 
Es ist dies eine Seite der Sache, die auch für den Aerztestand von nicht un¬ 
wesentlicher Bedeutung sein könnte, wenn die aus ihr entfliessenden Miss¬ 
stände thatsächlich von Einfluss auf die Leistungen der Apotheke, den An¬ 
forderungen des Arztes gegenüber wären. Die Frage, ob die deutsche Apo¬ 
theke dem Arzte alles das bietet, was er von ihr zu erwarten berechtigt 
ist, konnte bis jetzt von Jedermann rückhaltslos bejaht werden, und der 
Cultusminister hat aus seiner dienstlichen Erfahrung heraus noch im vorigen 
Jahre den „guten Zustand unserer Apotheken und die vorzügliche Qualität 
der darin verkauften Arzneiwaaren“ öffentlich anerkannt. Wenn man aus dieser 
Stimme und zahlreichen anderen einen Schluss zu ziehen berechtigt ist, so 
hat der deutsche Apotheker bisher seine Schuldigkeit vollauf gethan, und 
man kann von den angeblich zu hohen Verkaufspreisen der Apotheken nicht 
behaupten, dass sie, und das ist das Wichtigste für den Arzt, die Versorgung 
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der Kranken mit guten Arzneien ungünstig beeinflusst haben. Wenn neuer¬ 
dings Zweifel aufgetaucht sind, ob der Durchschnittsapotheker auch in Zu¬ 
kunft den an ihn zu stellenden Ansprüchen wird genügen können, so liegt 
der Grund hierfür auf einem ganz anderen Gebiete. Die gewaltigen Fort¬ 
schritte, in denen die Naturwissenschaften sich entwickeln, rufen das Be¬ 
denken hervor, ob der Apotheker mit der bislang geforderten Vor- und Aus¬ 
bildung auf die Dauer im Stande sein wird, den ihm in der Zukunft winkenden 
Aufgaben, den Arzt da zu entlasten, wo er in seinem sich stetig erweiternden 
Thätigkeitskreise entlastet werden kann und muss, gerecht zu werden. Denn 
dass schon jetzt und noch vielmehr in Zukunft eine Entlastung des Arztes, 
durch den Apotheker nach mehreren Richtungen hin wünschenswerth, ja 
nothwendig ist, kann nicht bestritten werden. Die Erweiterung des Kreises, 
den der moderne Arzt beherrschen soll, macht es ihm unmöglich, manchen 
in das Gebiet der eigentlichen Naturwissenschaften fallenden Disciplinen 
sich so zu widmen, wie es nothwendig wäre. Es darf nur an bacteriologische 
Untersuchungen zu hygienischen Zwecken u. s. w. erinnert werden. Hier 
wird der Apotheker, wenn er die volle wissenschaftliche Qualification be¬ 
sitzt, ergänzend eingreifen und dem Arzte die nöthige Unterstützung bieten 
müssen. Der Apothekerstand hat den guten Willen, mit der Wissenschaft 
Schritt zu halten, und er hat niemals einen Zweifel daran gelassen, dass er, 
um dies zu können, eine erhöhte wissenschaftliche Vor- und Ausbildung er¬ 
strebt. Er hat aber für dieses Streben bisher nicht die Unterstützung der 
Staatsbehörden gefunden. 

Wichtig ist daneben die Erhaltung der wirtschaftlichen Existenz¬ 
bedingungen. Der Besitz einer gesicherten Lebensstellung des Apothekers 
bietet unbestritten, neben der vollen wissenschaftlichen (Jualification, die beste 
Gewähr dafür, dass er das leistet, w r as im öffentlichen Interesse von ihm ge¬ 
fordert werden muss. Dieser Grundsatz ist bisher in Deutschland bei dem 
Privilegien- wie bei dem Concessionssystem der leitende gewesen, und es 
wird wohl zu prüfen sein, ob die neuen Pläne es nicht vielleicht verhindern, 
dass der gute alte Kern auch in die Zukunft hinübergerettet werde, und ob man 
durch die neue Ordnung der Verhältnisse nicht so manche werthvollen Eigen¬ 
schaften der bisherigen Apotheke unwiederbringlich verloren giebt. 

Die Grundzüge beruhen, wie gesagt, auf dem System der Personal- 
concession. Das heisst, die Erlaubniss zum Betriebe einer Apotheke wird 
dem Berechtigten nur für seine Person verliehen, und sie fallt bei seinem 
Rücktritte oder seinem Tode an den Staat zurück. In dem letzteren Falle 
soll jedoch den Erben auf Antrag gestattet wrerden, den Betrieb der Apotheke 
noch höchstens ein Jahr lang, falls sich aber unter den Erben eine Wittwe 
oder ein minderjähriges Kind des Berechtigten befindet, bis zur Wieder- 
verheirathung der Wittwe bezw. bis zur Grossjährigkeit des hinterlassenen 
Kindes fortzusetzen. Der Reichskanzler hat es in einem Begleitschreiben der 
Erwägung anheimgegeben, ob nicht eine Beschränkung der letzteren Frist 
auf etwa fünf Jahre angezeigt sei. Dieser Grundsatz soll für alle neu zu er¬ 
richtenden Apotheken, von einem noch zu bestimmenden Zeitpunkte ab aber 
auch für die jetzt verkäuflichen, sogenannten „Realconcessionen“, gelten. 
Die dinglichen Rechte sollen unberührt bleiben. 

Das System der Personalconcession ist nach dem Urtheile der über¬ 
grossen Mehrheit der Fachleute geeignet, die Grundlagen, auf denen die 
Blüthe der heutigen deutschen Apotheke beruht, zu zerstören. Es wird be¬ 
fürchtet, dass es den Apotheker leicht dazu drängen könnte, mehr auf den 
augenblicklichen Verdienst zu sehen, als grössere Opfer für die Ausgestaltung 
seines Geschäftes zu bringen, w*enn es zweifelhaft ist, ob der Nutzen ihm und 
seinen Angehörigen oder nicht vielmehr einem fremden Nachfolger zufallen 
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könne. Es will hier immer bedacht sein, dass der Apotheker für die Grün¬ 
dung einer Apotheke nicht nur der Concession, sondern auch unter der Per- 
sonalconcession eines nicht unbedeutenden Capitals bedarf, da er nicht nur 
die „vasa et materialia“ anzuschaffen hat, sondern durch die peinlich genauen 
Vorschriften über die Einrichtung der Apotheken zum Erwerbe eines Hauses 
fast gezwungen wird und einen nicht unbedeutenden Betriebsfonds zur Ver¬ 
fügung haben muss. Die Apotheke ist eben im Grunde genommen ein Ge¬ 
schäft, das geschäftsmässig betrieben werden muss und darum auch einen 
Geschäftswerth hat, der nicht durch die Concession gedeckt wird. Diese Um¬ 
stände würden dazu treiben, dass der „Mercantilismus“, die rein geschäft¬ 
liche Ausbeutung immer mehr überhand nehme. Die üblen Folgen einer 
solchen Geschäftsführung der Apotheken würden sich bald unangenehm fühl¬ 
bar machen. Bedenklich verschlimmert wird die Aussicht auf die Zukunft 
durch die geplante Ausdehnung der Geltung des Systems auf die Real- 
concessionen. Diese stellen heute, nach der fast hundertjährigen Praxis der 
Regierungen, bedeutende Werthe dar, welche auf mehrere Hunderte von 
Millionen Mark geschätzt werden. In dem Augenblicke, in welchem ein Entwurf, 
wie der vorliegende, bei den gesetzgebenden Factoren eingebracht wird, sind 
diese Werthe, welche zu ihrem grössten Theile mit Hypotheken belastet 
sind, vernichtet. Denn die kurze Uebergangsfrist für die allgemeine Durch¬ 
führung des Gesetzes (im preussischen Entwürfe waren 25 Jahre vorgesehen) 
würde die voraussichtlich entstehende Panik nicht aufzuhalten, kaum ab¬ 
zuschwächen im Stande sein. Das bedeutete aber für diese Apothekenclasse 
— sie umfasst, abgesehen von Bayern, wo die Verhältnisse ganz eigenthüm- 
lich liegen, ungefähr 2300 Apotheken — die wirtschaftliche Vernichtung. 
Es ist nicht verständlich, wie der Staat diese Verantwortung auf sich nehmen 
will, während die Entstehung der Concessionswerthe unter seinen Augen und 
mit seiner ganz ausdrücklichen Genehmigung vor sich gegangen ist. 

Zu den folgenschwersten Bestimmungen der Grundzüge gehört auch die 
Behandlung der Wittwen und Waisen. Ihre Aufnahme in ein Gesetz bedeutet 
an und für sich die Durchbrechung des Princips der Personalconcession und 
beweist, dass eine schroffe Durchführung des Systems nicht möglich ist, ohne 
zu den grössten Härten zu gelangen. Ist dasselbe aber einmal zu Grunde 
gelegt, so würde die Ausdehnung der Frist bis zur Grossjährigkeit der 
Kinder u. s. w. wohl annehmbar sein, wenn man sich auch sagen muss, dass 
bei dieser Ordnung der Frage die Kinder, deren Mutter noch lange nach 
der Grossjährigkeit derselben lebt, ganz unverhältnissmässig vor denen be¬ 
vorzugt sind, welche auch die Mutter früh, d. h. schon vor dem Tode des 
Vaters oder noch vor ihrer Grossjährigkeit verloren haben. Aber das sind 
eben Härten, welche in der Unvollkommenheit des Systems selbst liegen. 
Dagegen ist die Beschränkung der Frist auf fünf Jahre unter allen Umständen 
als zu kurz zu bezeichnen, wenn man bedenkt, wie schwer die Kosten der 
Verwaltung auf einer kleinen Landapotheke lasten. In solchem Falle würden 
die Verhältnisse nach fünf Jahren die gleichen trostlosen sein, wie bei der 
rücksichtslosesten Durchführung der Personalconcession, d. h. bei der Ent¬ 
ziehung der Erlaubniss zur Verwaltung überhaupt. 

Schwere Bedenken flösst auch der Geist ein, der durch die übrigen Be¬ 
stimmungen der „Grundzüge“ weht. Namentlich sind es diejenigen bezüglich 
der Versagung resp. der Entziehung der Betriebserlaubniss, welche zu be¬ 
gründeten Befürchtungen Anlass geben. Dieselben können jedoch hier über¬ 
gangen werden, da sie für den Arzt ohne grösseres Interesse sind. Bei den 
Anordnungen über die Concessionsertheilung ist das starre Anciennitätsprincip 
festgehalten, welches in der Praxis sich bald als undurchführbar erweisen 
würde, da die Behörde dadurch gezwungen wäre, ohne Rücksicht auf die 
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so sehr verschiedenen Verhältnisse in Stadt und Land, den Bundesstaaten 
und Gegenden u. s. w\, einem völlig unpassenden Bewerber, weil er der älteste 
ist und sonstige Einwendungen gegen ihn nicht gemacht werden können, die 
Concession zu ertheilen. Die Bestimmung, wonach dem neuen Besitzer die 
Uebemahme der Vorrichtungen, Gerätschaften und Waarenbestände (neben¬ 
bei bemerkt nicht des Hauses bezw. Grundstücks) nur auferlegt werden darf, 
also nicht muss, kann leicht die Quelle für manche thatsächlichen Ungerechtig¬ 
keiten bilden. 

Weitere Einzelbestimmungen, welche weniger wichtig sind oder den 
ärztlichen Interessen kreis weniger berühren, können hier unerwähnt bleiben. 

Dass nach der Jahrzehnte langen Unsicherheit ein endlicher Abschluss 
der Frage der gesetzlichen Regelung des Apothekenwesens äusserst erwünscht 
ist, wird von Niemandem geleugnet werden. Der deutsche Apothekerstand 
bietet gern seine Hand dazu, etwas Positives zu schaffen, und es darf auch 
der Ueberzeugung Ausdruck gegeben werden, dass die Reichsregierung hohen 
Werth darauf legt, ein gesetzgeberisches Werk zu Stande zu bringen, welches 
der Hoffnung auf eine längere Dauer Raum lässt. Um das zu vollbringen, 
wird es nothwendig sein, dass der Apothekerstand von der Regierung zu 
möglichst ausgedehnter Meinungsäusserung herangezogen wird. Derselbe 
wird sich gegen jede Aenderung der Gesetzgebung wehren müssen, welche 
weder der Allgemeinheit noch ihm selbst zum Segen gereichen kann und 
ihn von dem heutigen Niveau herabdrücken würde. Leider macht der ganze 
Mittelstand in den jetzigen Zeiten eine schwere Krisis durch; von ihr sind 
auch die Apotheker, die man mit Recht zu dem Kerne des Mittelstandes zu 
rechnen gewohnt ist, nicht verschont geblieben. 

Möge aus der geplanten Umgestaltung die Apotheke als ein Institut 
hervorgehen, welches in immer vollkommenerer Weise den Anforderungen ge¬ 
recht wird, die im Interesse der Allgemeinheit, sowie vom Standpunkte der 
Wissenschaft und des ärztlichen Berufes an dasselbe gestellt werden. 


Die Anweisung über die Aufnahme und Entlassung 
von Geisteskranken, Idioten und Epileptischen in 
und aus Privatanstalten, sowie über die Einrichtung, 
Leitung und Beaufsichtigung solcher Anstalten. 1 ) 


Die gemeinsam von den Ministern der Medicinalangelegenheit, des 
Innern und der Justiz erlassene Verfügung hat, so weit wir uns aus der 
Fach- und Tagespresse haben orientiren können, in den sachverständigen 
Kreisen eine im Ganzen zustimmende Aufnahme gefunden. Vor Allem 
wird hierbei an erster Stelle hervorgehoben, dass sie, namentlich was 
Leitung und Einrichtung der Anstalten betrifft, ganz auf dem Boden der 
vom Verein der deutschen Irrenärzte aufgestelltcn Thesen 2 ) fusst, demgemäss 
den Krankheitsbegriff bei den Geistesgestörten, Epileptischen und Idioten 

*) cfr. unten pag. 268. 

-) cfr. Heft 3, pag. 203 und 204. 
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zur wirklichen Durchführung bringt und die bezüglichen Anstalten unter 
Leitung eines in der Psychiatrie bewanderten Arztes stellt. Hiermit ist 
aber ein ungemein wichtiger Fortschritt in der Reform uuseres Irrenwesens 
angebahnt. 

Bei der gegenwärtig noch ungenügenden Ausbildung des praktischen 
Arztes in der Psychiatrie muss auch ferner die Bevorzugung, die dem be¬ 
amteten Arzte in den die Aufnahme regelnden Bestimmungen eingeräumt 
wird, als völlig berechtigt anerkannt werden. Dass hier aber Abhilfe geboten, 
die Einführung der Psychiatrie als obligatorisches Fach in die medicinische 
Staatsprüfung eine unbedingte Nothwendigkeit ist, hat unser hochverehrter 
Mitarbeiter Professor Sommer in Heft 3 der Zeitschrift (pag. 150) eingehend 
erörtert. Ist diese Forderung aber einmal erfüllt, ist der Praktiker erst im 
Besitz genügender psychiatrischer Kenntnisse, dann wird er auch berechtigt 
sein, einen bevorzugten Platz auf dem einschlägigen Gebiete zu fordern, da 
seinem Gutachten alsdann unter Umständen ein grösseres Gewicht wird bei¬ 
gelegt werden müssen, als dem des beamteten Arztes. 

In einer in Nr. 250 der „Tägl. Rundschau“ publicirten Kritik der in Rede 
stehenden Anweisung bemerkt in dieser Hinsicht Sommer u. A.: „Man 
darf nämlich nicht vergessen, dass dieser praktische Arzt in den meisten 
Fällen der Hausarzt sein wird, bezw. der, welcher den Kranken schon früher 
behandelt hat, so dass er die Persönlichkeit des Kranken besser kennt, als 
der beamtete Arzt, der einen ihm ganz fremden Menschen zu begutachten hat. 
Schon jetzt spielt dieses Moment der grösstmöglichen Kenntniss des 
Individuums eine grosse Rolle. Würden sämmtliche Aerzte in Psychiatrie 
unterrichtet, so würden die Hausärzte vermöge dieser genaueren Kenntniss 
über den Charakter und das Vorleben des Kranken, ferner über die Be¬ 
schaffenheit der nächsten Angehörigen, welche für den Erfahrenen bei der 
Frage der Anstaltspflege eine grosse Rolle spielt, sachlich öfter zuständigere 
Gutachter sein, als die Amtsärzte, welche den Krankheitszustand während 
weniger Stunden in diagnostischer und socialer Beziehung erkennen und be- 
urtheilen sollen.“ 

Auch noch nach einer anderen Richtung hin betont Sommer die Mit¬ 
wirkung des praktischen Arztes. Insofern es sich gemäss der vorliegenden 
Anweisung bei der Aufnahme auf Grund eines amtsärztlichen Zeugnisses in 
eine von einem erfahrenen Irrenarzt geleitete Anstalt eigentlich nicht um 
ein, sondern um zwei sich gegenseitig beaufsichtigende Urtheile handelt, 
würde, wenn man ausserdem noch das Gutachten eines psychiatrisch 
unterrichteten praktischen Arztes, und zwar desjenigen praktischen 
Arztes, welcher die meiste persönliche Kenntniss des Kranken 
hat (Hausarzt u. s. w.), die zum Schutze der Kranken vielfach aüfgestellte 
Forderung der Prüfung der Aufnahme durch eine „Commission“ erfüllt 
sein und zwar in ihrem eigentlichen und richtigen Sinn, den auch die Ver¬ 
fügung innehält, nämlich, dass nur solche Personen staatlich giltige Gutachten 
über Geisteskrankheit abgeben sollen, vrelche zu diesem Beruf besonders 
ausgebildet sind, also psychiatrisch gebildete Aerzte. 

Durch diesen in der Verordnung festgehaltenen Grundsatz der ärzt¬ 
lichen Begutachtung von Geisteszuständen erscheint in Bezug auf die Auf¬ 
nahme jede Möglichkeit einer Freiheitsberaubung ausgeschlossen. 

Dagegen wünscht Sommer die Bestimmungen über die Entlassung und 
Beurlaubung mit Rücksicht auf die persönliche Freiheit des Kranken etwas 
weiter gefasst, und nach dieser Richtung hin für die behandelnden Aerzte 
eine grössere Machtvollkommenheit: 

„Abschnitt II, § 10 bestimmt: Die Entlassung muss erfolgen, wenn 1) der 
Kranke geheilt ist, 2) sein gesetzlicher Vertreter die Entlassung fordert. 
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Wie aber, wenn der franke noch nicht geheilt ist, aber doch schon für einen 
Aufenthalt in einer Familie geeignet erscheint, wenn er den Austritt selbst 
wünscht, während der gesetzliche Vertreter ihn nicht fordert? Hier scheint 
in der That eine Lücke vom Standpunkt der erlaubten individuellen Freiheit, 
den gerade die bahnbrechenden Irrenärzte wie Pinel, Conolly, Griesinger in 
der Behandlung der Geisteskranken eingenommen haben, vorhanden zu sein. 
Warum soll z. B. ein früher Paranoischer, der allmählich in harmlosen 
Schwachsinn übergegangen ist, immer in der Anstalt bleiben, während er für 
die freieste Verpflegungsform, die es in der praktischen Psychiatrie giebt, für 
die Familie tauglich ist ? Die Entlassung von solchen ungeheilten Kranken 
wird durchaus nicht immer gefordert." 

Es empfehle sich daher, einerseits den Anstaltsärzten grössere Befugnisse 
einzuräumen in Bezug auf die probeweise stattfindende Entlassung und anderer¬ 
seits bei den von ihm gestellten Entlassungsgesuchen für einen auf behörd¬ 
lichen Antrag eingelieferten Kranken diese Erlaubniss möglichst rasch zu 
ertheilen. 

Die Anweisung vom 20. September c., der voraussichtlich weitere Maass¬ 
nahmen auf dem reformbedürftigen Gebiete des Irrenwesens folgen werden, 
erscheint durchaus geeignet, die über Gebühr aufgeregte öffentliche Meinung 
bezüglich vermeintlicher Freiheitsberaubung in den Irrenanstalten wesentlich 
zu beruhigen. A. O. 
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Aerztliche Standesfragen in England. 

Reiseerinnerungen von dem Londoner Meeting der British Medical 
Association (1895) von A. Martin, Berlin. 


Die Versammlung der British Medical Association in den letzten 
Tagen des Juli dieses Jahres bot mir die erwünschte Veranlassung, meine 
Kenntnisse der englischen ärztlichen Verhältnisse durch neue Beobachtungen 
zu erweitern. — Als ich vor 23 Jahren mich mehrere Monate zu Studien¬ 
zwecken im Vereinigten Königreich aufhielt, war mir damals der tiefgehende 
Contrast zwischen dem Gros der allgemeinen Praktiker und den Auserwählten, 
welche Mitglieder der Royal Colleges of Physicians and Surgeons sind, auf¬ 
gefallen. Nicht etwa, dass diese Mitgliedschaft an sich eine sichere Bürg¬ 
schaft glänzender Lebensstellung mit sich brächte; auch für diese Collegen 
heisst es, in schwerer Arbeit um die eigene Existenz zu ringen. Wohl aber 
hat sich in den streng vorgeschriebenen Bahnen des bürgerlichen eng¬ 
lischen Lebens für diese Fellows eine ausserordentlich begünstigte Stellung 
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in der Praxis herausgebildet. Für sie gilt der Honorarsatz einer Guinea pro 
Consultation als Minimum. Freilich .erfuhr ich schon damals im vertrauten 
Verkehr mit jungen Fachgenossen, die Mitglieder dieser Colleges waren, dass 
auch für sie dieser Satz keineswegs ohne Ausnahme gilt, und dass oft für die 
mit einer Guinea bezahlte Consultation zwei auch drei unentgeltliche in freund¬ 
schaftlicher Weise gewährt werden. Schon damals war es mir vergönnt, in 
die verschiedensten Kreise auch der general practitioners, also der prak¬ 
tischen Aerzte, volle Einsicht zu gewinnen. Und damals schon hatte ich die 
Ueberzeugung, dass unsere englischen Collegen mit nicht geringeren Schwie¬ 
rigkeiten um ihre Stellung und ihre Existenz ringen als wir auf dem Con- 
tinent. 

Eine eigenartige Einrichtung der englischen Praxis ist der Mangel eines 
für uns scheinbar integrirenden Bestandteiles des ärztlichen Hülfspersonals: 
der Hebammen. Seit langen, langen Zeiten übernahm die Leitung der Ge¬ 
burt der Hausarzt, an seiner Stelle bei den oberen Zehntausend die geburts- 
hülfliehen Consiliarii. Dabei fällt sofort auf, dass es keine Royal Colleges 
of Obstetricians und Gynaecologists giebt. Die Obstetricians sind in der 
Regel Mitglieder eines College of Physicians 1 ), die Gynaecologists eines solchen 
of Surgeons. Dieser Zwiespalt bringt eine Fülle von Uebelständen mit sich, 
die wir nur dann zu würdigen verstehen, wenn wir im Auge behalten, dass 
in England die beiden Schwesterwissenschaften, Geburtshülfe und Gynaeko- 
logie, in Zusammenhang mit einander stehen. Die Geburtshelfer und Physicians 
beschränken ihre Thätigkeit auf die Hülfeleistung bei der Geburt und auf die¬ 
jenigen Krankheiten, welche von der Scheide aus zugänglich sind — die 
Surgeons beherrschen alle die von der Bauchhöhle aus anzugreifenden, ohne 
jemals geburtshülfliche Functionen zu übernehmen. 

Diese Zweitheilung wird heute noch in den Frauenhospitälern, Hospital 
for Women, Samaritan free Hospital und den ihnen verwandten festgehalten. 
Auch in den grossen Krankenhäusern bildet sie ein unverbrüchliches Gesetz. 
Die jüngeren Generationen kämpfen auf das Nachhaltigste gegen diese Art 
von Arbeitsteilung; aber bis heute noch ist keine Aussicht auf Erfolg, wenn 
auch einzelne Physicians Coeliotomien machen und einzelne Surgeons vaginale 
Operationen in ihrer Privatpraxis ausführen. Surgeons sind aber wohl auch 
in der Privatpraxis kaum zur Hülfeleistung bei Geburten zu haben. 

Bei dieser Sachlage auf Seiten der Aerzte in Bezug auf die Hülfe¬ 
leistung bei Geburten ist es zu natürlich, dass die Hinzuziehung eines spe- 
cialistischen Geburtshelfers eine ziemlich kostspielige Sache ist, dass aber 
auch die Hülfeleistung eines praktischen Arztes doch immerhin eine nicht 
unerhebliche Belastung des Familienbudgets darstellt. Dieser Uebelstand 
hat darin einen ganz natürlichen Ausdruck gefunden, dass eine grosse Zahl 
von Unbemittelten, wohl aber auch manche nicht ganz Unbemittelte, auf jede 
fachgemässe Beihülfe verzichten und dass sich die Frauen unter einander 
helfen. Es ist statistisch festgestellt, dass beinah 50°/ 0 der Geburten in 
dieser Weise abgewartet werden. Das erklärt die relativ hohe Morbidität 
und Mortalität am Puerperalfieber in England, das erklärt die Fülle von 
Beispielen vollständig verfahrener Geburtsfälle, an denen die englische Litte- 
ratur sehr reich ist. Es konnte unter diesen Umständen nur naturgemäss er¬ 
scheinen, dass in dem Kreise der Geburtshelfer Abhülfe gesucht wurde durch 
die Ausbildung von Hebammen, die also mehr als eine Wochenpflegerin, 
nurse, in die natürliche Entwickelung der Geburtsvorgänge theoretisch und 
praktisch eingeweiht werden sollen. In den grossen geburtshülflichen Gcsell- 


*) Der medicinische Tarif auf Seite 265 enthält daher gleichzeitig auch den für 
geburtshülfliche Leistungen. D. R. 
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schäften von London und Edinburgh und in der geburtshilflichen Section der 
Medicinischen Gesellschaft von Dublin wurden Ausschüsse gebildet, welche 
die so ausgebildeten Frauen prüfen sollten. Von diesen Comitös bekamen 
die Frauen ein Diplom als „Midwife“. Der ganzen Einrichtung fehlt jede 
staatliche Hülfe. Ihre Autorität ist eine rein private; es fehlt ihr jeder staat¬ 
licher Rückhalt. Die Erfahrungen, welche mit diesen Midwifes gemacht 
worden ‘sind, entsprechen nicht den daran geknüpften Erwartungen. Es 
haben sich deswegen wieder Stimmen erhoben, welche eine Einrichtung ver¬ 
langen, welche unserer Hebammen - Organisation sehr nahe steht. 

Um dieses Ziel zu erreichen, wurde seit Jahren darauf hingearbeitet, 
jetzt aber von einem dazu berufenen Ausschuss beantragt, dass auf dem 
diesjährigen Meeting der British Medical Association, der Vertretung von 
ungefähr 18000 englischen Aerzten, eine Resolution in diesem Sinne gefasst 
werden sollte. Es sollten aus den Mitteln der Association die Unkosten 
einer Agitation bestritten werden, wie sie nothwendig ist, um eine Parla¬ 
mentsacte herbeizufuhren, durch welche die ganze Frage gesetzmässig ge¬ 
löst werde. Diese Bewegung in der British Medical Association ist alsbald 
auf heftigen Widerspruch gestossen. Praktische Aerzte erhoben den Ein¬ 
wand, dass die natürliche Folge der staatlichen Legalisirung von Hebammen 
eine intensive Curpfuscherei sein werde, dass dadurch die Wirkungskreise 
der praktischen Aerzte empfindlich eingeschränkt würden. Es werde nicht 
ausbleiben, dass die mit dem Diplom vor das Publicum tretende Frau eine 
der Autorität des Arztes gefahrdrohende Stellung einnehmen werde. Auch 
von diesem Kreise wurde die vorhandene Schwierigkeit keineswegs geleugnet; 
es wurde dabei aber hervorgehoben, dass Aerzte bereit seien, bei solchen 
Unbemittelten eventuell für fünf Shilling und noch weniger eine Geburt zu 
leiten. Es wurde weiter darauf hingewiesen, dass da, wo auch dieses Honorar 
nicht aufgebracht werden könne, es die Pflicht der Gemeinde sei, dafür ein¬ 
zutreten. Unter allen Umständen aber machten sich die Besorgnisse von der 
durch diplomirte Hebammen zu erwartenden Concurrenz so mächtig geltend, 
dass ein tiefer Zwiespalt die ganze Association zu durchzittem schien. Der 
Austrag der Frage wurde in der ersten allgemeinen Versammlung des dies¬ 
jährigen Meeting vorgenommen. Der Antrag des Comitös auf Einleitung einer 
Agitation wurde überaus sachgemäss begründet und in Aussicht genommen, 
dass bei dem zu erwirkenden Gesetz die Autorität des Arztes als Vorgesetzten 
der Hebammen nebst einem strengen Beaufsichtigungsrecht geplant sei. Das 
Plenum stimmte diesen Ausführungen nicht zu. Namentlich nachdem der be¬ 
kannte Gynäkologe Lawson Tait-Birmingham in einer geist- und witz¬ 
sprühenden Rede für den Standpunkt der praktischen Aerzte eingetreten, 
nahm die Debatte einen wahrhaft dramatischen Charakter an. Bei der Ab¬ 
stimmung fiel der Antrag des Comitös vor einer überwältigenden Majorität. 

Referent wurde vielfach über die analogen Verhältnisse in Deutschland 
ausgefragt. Gerade das Beispiel des deutschen Hebammeninstitutes sollte zu 
Gunsten des Comitöantrages verwerthet werden. Referent konnte die vor¬ 
zügliche Schulung der deutschen Hebammen in unseren heute so wesentlich 
umgestalteten Hebammenschulen nur rühmend hervorheben. Andererseits 
konnte er auch nicht verschweigen, dass in der That bei uns die Stellung 
der Hebamme dem Arzt gegenüber Manches zu wünschen übrig lässt, dass 
die Beaufsichtigung der Hebamme auch noch heute von der Energie der 
einzelnen Kreisphysiker abhängig ist und dass namentlich in den grossen 
Verkehrscentren die Gefahr für die Hebamme nicht gering ist, auf Abwege 
zu kommen, eine Thatsache, die ja auch von unseren Praktikern auf das 
Tiefste empfunden wird. Referent ist der Ueberzeugung, dass diesem Uebel- 
stand nur durch die sorgsame Auswahl solcher Personen für Hebammen- 
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schulen abgeholfen werden könnte, deren moralische Eigenschaften weitest¬ 
gehende Garantien bieten. Freilich ist der Lohn, welchen eine Hebamme 
erarbeitet, oft, ja in der Regel so gering, dass dadurch die aufgewandten 
Opfer nicht compensirt erscheinen, ganz abgesehen davon, dass die Dienst¬ 
leistungen der Hebamme oft das Tactgefühl einer gebildeten Frau auf eine 
entsetzlich schwere Probe stellen. In England wird zunächst also der alte 
Zustand noch weiter fortbestehen; doch hörte ich schon während dieses 
Meetings, dass die Vertreter der Hebammenausbildung keineswegs gewillt 
sind, sich zu ergeben, und dass sie von einer weiteren Agitation ihrer Sache 
den Sieg erwarten. 

Jedem Besucher einer englischen oder amerikanischen medicinischen 
Versammlung fällt die Betheiligung weiblicher Aerzte an den Verhand¬ 
lungen auf. Die Frage der Zulassung weiblicher Personen zu dem Aerztestand 
ist dort ebensowenig legal gelöst wie bei uns. Und dennoch giebt es eine ganze 
Anzahl weiblicher Doctoren, die ihre Examina auswärts, z. B. in Paris, ab¬ 
gelegt haben. Die weiblichen Aerzte gemessen zum Theil sehr bemerkens- 
werthe Achtung. Nur scheinen sie mit einer bescheideneren Art von Praxis 
sich behelfen zu müssen. Sicher ist für England das Emporkommen weiblicher 
Aerzte daran gebunden, dass sie zu den Royal Colleges zugelassen werden. 
Dazu aber liegt zur Zeit nur wenig Aussicht vor, denn wenn auch vielleicht 
die Physicians für eine solche Zulassung zu haben sein werden, so scheint 
es, dass die Surgeons vorläufig noch ganz ablehnend sich verhalten. Bei den 
Verhandlungen der geburtshülflichen Section des diesjährigen Meetings be¬ 
theiligten sich an der Discussion mehrere Damen, von denen mir erzählt 
wurde, dass sie viel beschäftigt seien. Es darf wohl nicht besonders hervor¬ 
gehoben werden, dass sich unsere Colleginnen als vorzügliche Debatter aus¬ 
wiesen. Nicht bloss in der Frage der Erziehung der jungen Mädchen, welche 
in sehr bemerkenswerther Weise von dem Professor der Geburtshülfe am 
Kings College, Wil. Playfair, erörtert wurde, auch in der Discussion der 
Totalexstirpation wegen Carcinom und der Behandlung des Puerperalfiebers 
ergriffen die Damen in sehr geschickter Weise das Wort. Wenn man nach 
den hier gefallenen Aeusserungen schliessen darf, scheint die allgemeine Aus¬ 
bildung der jungen Mädchen in England in der That mit sehr bemerkenswerthen 
Mängeln behaftet zu sein. Das deutsche Turnen soll durch die bekannten Spiele 
ersetzt werden. Aber gewiss wurde auch mit vollem Recht hervorgehoben, 
dass, während die Knaben die Erschöpfung nach geistiger Arbeit bei Turnen 
und Spielen leicht abschütteln, das Mädchen naturgemäss, namentlich in den 
Entwickelungsjahren, der psychologischen Erschlaffung nach geistiger Arbeit 
erliegt, so dass ihr die Lust am Spielen vergeht und damit auch der Nutzen 
der körperlichen Uebungen w T egfällt. Es machte geradezu einen tiefen Ein¬ 
druck, als eine der Colleginnen die Aufmerksamkeit von den für die Schü¬ 
lerinnen bestehenden Schwierigkeiten auf die Nothlage der jungen Lehrerinnen 
lenkte. In dem Kampf gegen das Corset gerade in dieser Lebensphase trat 
nur eine junge Dame von sympathischer Erscheinung auf. Wir Alle werden 
gewiss dem hier mehrfach geäusserten Rath aus vollster Ueberzeugung und 
Erfahrung beistimmen, dass gerade in den Entwickelungsjahren mit Medi- 
cation und Localbehandlung ausserordentlich viel mehr geschadet als genützt 
w T ird und dass die allgemeine Pflege gerade in diesen Entwickelungsjahren 
gemeinhin auch von den Schulautoritäten keineswegs die genügende Berück¬ 
sichtigung findet. Auf diesen letzten Punkt wmrde mehrfach hingew-iesen und 
sicherlich mit vollem Recht; unter dem Beifall der Versammlung wurde das 
Concurrenztreiben der Schulvorsteherinnen, unter dem die körperliche Pflege 
nur zu sehr zu Gunsten des wissenschaftlichen Drills leidet, als ungeeignet 
zurückgewiesen. 
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Nicht bloss in praktischer Thätigkeit sind in England Frauen in unserem 
Beruf aufgetreten. Referent wurde bei einem der Abendempfange einer jungen 
Frau vorgestellt, welche als die Wittwe eines früh verstorbenen Collegen 
und Redacteurs seine medicinische Zeitung übernahm. Die junge Wittwe führt 
mit grossem Geschick dieses ärztliche Blatt weiter. Im Drange der Gesellig¬ 
keit wurde es nicht möglich, sich des Näheren zu informiren, namentlich als 
Frau Redacteurin immer wieder die bindende Zusage einer Mitarbeiter¬ 
schaft erbat. 

Um noch mit einem Wort in dieser Beziehung des Meetings der British 
Medical Association zu gedenken, will ich nicht unterlassen, hervorzuheben, 
wie für die Frauen bei diesem Congress in jeder Beziehung gesorgt war. 
Unter dem Protectorate der Princessin Christian von Schleswig-Holstein leitete 
die Präsidentin des Damencomitös, Lady Priestley, die gastlichen Veran¬ 
staltungen für die Damen mit grossem Geschick und unermüdeter Liebens¬ 
würdigkeit. Was eine solche Leitung aber bedeutet, wird Jeder ermessen, 
der sich den Verlauf eines solchen Empfangs vorstellt. Die Frau Präsidentin 
hatte ungefähr 3000 Besuchern bei verschiedenen Empfangen unter gnädigster 
Begrüssung die Hand zu schütteln. 

Im Anschluss an diese bei Gelegenheit des Meetings der British Medical 
Association empfangenen Eindrücke ist es mir vielleicht gestattet, einige 
wesentlich den Geburtshelfer betreffende Fragen in Bezug auf die englischen 
Verhältnisse zu erörtern. Die Frage der Ausbildung der jungen Aerzte ist zur 
Zeit in Deutschland wieder lebhaft in Fluss gebracht. Abgesehen von ge¬ 
wissen Defecten unseres Lehrplans wird namentlich die praktische Ausbildung 
der jungen Aerzte bei uns als mangelhaft oder jedenfalls ungleich gegenüber 
namentlich der in England hervorgehoben. Inwieweit dieser Vorwurf für die 
anderen Disciplinen zutrifft, entzieht sich meiner Beurtheilung. Freilich habe 
ich auch da mancherlei jene ungünstigen Urtheile nicht bestätigende Er¬ 
fahrungen gemacht. So habe ich vor Zeiten gehört, dass junge Aerzte 
deutsche Hochschulen verlassen, ohne je einen frischen Chancre gesehen zu 
haben. Das klang mir damals sehr absonderlich. Zufällig waren gerade drei 
junge schottische Aerzte bei mir zu Besuch, sehr wackere und vergleichs¬ 
weise ausgezeichnet vorgebildete junge Collegen, die alle drei versicherten, 
weder in Edinburgh noch in Glasgow während ihrer langen Studienjahre ein 
solches Ulcus gesehen zu haben, als ich ihnen zufällig eins bei einer gynaeko- 
logischen Kranken zeigte. 

Für die geburtshülfliche Ausbildung ist jedenfalls die Einrichtung 
der medicinischen Schulen in England eine sehr unvollkommene. Wenn 
wir von dem altberühmten Gebärhaus der Rotunda in Dublin absehen und 
den sehr beschränkten Verhältnissen in Edinburgh und Glasgow, so haben 
augenblicklich die ärztlichen Studenten gar kein Analogon zu unseren geburts- 
hülflichen Kliniken. Der Student wird theoretisch in der Geburtshülfe unter¬ 
richtet. Die Praxis lernt er in der geburtshülflichen Poliklinik. In diese 
geht kaum jemals der Professor der Geburtshülfe. In London z. B. wohnen 
diese Herren im fernen Westen, meilenweit von ihren Hospitälern entfernt 
und von der an dieselben sich räumlich anschliessenden geburtshülflichen 
Poliklinik. Die Ausbildung der Studenten in der Geburtshülfe liegt fast ganz 
ausschliesslich in der Hand junger Assistenten, die ein, höchstens zwei Jahre 
fungiren, .ausserhalb des Hauses wohnen und gerufen werden sollen, wenn 
die Geburt nicht spontan verläuft. Es hängt also ganz von dem Belieben 
dieser jungen Assistenten ab, ob sie den Studenten am Kreissbett in der Poli¬ 
klinik eine Vorstellung vom Geburtsmechanismus, von der aseptischen Ab¬ 
wartung der Geburt und des Wochenbettes und all den anderen weiteren 
Fragen beibringen wollen. Dabei ist nun zu bedenken, dass auch nicht ein- 


Digitized by ejOOQle 



Correspondenz. 


263. 


mal ein wissenschaftlich durchgebildetes Hebammenmaterial zur Hand ist. 
Die Studenten sind mehr oder weniger auf sich selbst angewiesen. Es spricht 
gewiss sehr deutlich für den Werth des theoretischen Unterrichtes, wenn die 
jungen Herren nicht noch mehr unliebsame Erfahrungen sammeln, als wie es 
in der That geschieht. Andererseits wird freilich dabei die Entscheidung, 
wann anzugreifen und wie grossen Schwierigkeiten zu entgehen ist, ebenso wie 
die Warnung vor einer verhängnisvollen geburtshülflichen Vielgeschäftigkeit 
ganz in die Hand der jungen Assistenten gelegt. Bewunderungswürdig ist, 
dass trotz dieser eigenartigen Ausbildung die praktischen Aerzte so nach¬ 
haltig für ihre Bethätigung als Geburtshelfer eintreten. 

Wie früher ist mir auch jetzt von den verschiedensten Seiten bestätigt 
worden, dass Placenta praevia, Eklampsien und Beckenanomalien auffallend 
seltene Complicationen in der englischen Praxis seien. Die Art der Aus¬ 
bildung der beobachtenden Aerzte wird aber bei der Beurtheilung einer 
solchen Frequenzfrage gewiss nicht ganz ausser Acht gelassen werden dürfen. 

Die staatliche Selbstständigkeit der englischen Aerzteschaft hat die 
überaus energische Sammlung aller Kräfte in der British Medical Association 
gezeitigt. Nicht bloss im Vereinigten Königreich, in allen Colonien, auch in 
Amerika, sind Sectionen der British Medical Association in’s Leben getreten, 
welche gleichberechtigt in allen Fragen, welche den ärztlichen Stand betreffen, 
mit rathen und arbeiten. Nicht zum geringsten hat die Schöpfung des British 
Medical Journal, des Organs der British Medical Association, zu dem kräf¬ 
tigen Emporblühen dieser mächtigsten Aerztevereinigung geführt. Bekanntlich 
ist uns dieses Beispiel neuerdings als nachahmungswerth durch die Einrich¬ 
tung unseres medicinischen Waarenhauses erschienen. Freilich liegen bei 
uns die Voraussetzungen wesentlich anders, so dass von einer Uebertragung 
dieser Verhältnisse nur mit grossen Einschränkungen die Rede sein kann. 
Immerhin aber bleibt dieser mächtige Bau collegialen Zusammenwirkens als 
ein bewunderungswürdiges Beispiel corporativer Selbsthülfe in hohem Maasse 
anzuerkennen. 


Die Regelung des ärztlichen Honorarwesens 
in den verschiedenen Culturstaaten. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 

(Fortsetzung.) 1 ) 


Ueber Spanien schreibt uns Herr Sentinön-Barcelona: 

Ihre Anfrage, ob bei uns eine staatliche Medicinaltaxe besteht, wodurch 
das ärztliche Honorarwesen so zu sagen reglementirt wird, kann ich mit 
einem einfachen Nein beantworten, wenn die Thierärzte nicht in der Frage 
einbegriffen sind; für diese ist allerdings eine Taxe vorhanden, die ich Ihnen 
mittheilen kann, wenn das Interesse für Sie hat. Was die Behandlung von 


*) Cfr. Heft 3, pag. 189. 
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Menschen anbetrifft, so ist das Honorar dafür durchaus der freien Ueber- 
einkunft zwischen Patienten und Arzt überlassen. Der Kranke fragt, was er 
schuldig ist, und bezahlt, was von ihm gefordert wird; gewöhnlich hat er 
sich ja vorher erkundigt, vras der Arzt, den er zu befragen kommt oder 
holen lässt, zu nehmen pflegt. Fordert der Arzt von einem neuen Kranken 
mehr, als sonst seine Gepflogenheit ist, so zahlt der männliche Kranke in 
der Regel, ohne Einspruch zu erheben; bei Frauen aber kommt es häufig 
genug vor, dass sie sich beschweren oder wenigstens um den Grund des 
Mehrbetrags fragen. Das Honorar für den einfachen Besuch, sowohl im 
Sprechzimmer des Arztes als in der Wohnung des Patienten schwankt zwischen 
zwei und zehn Pesetas (Francs). Der erstere Betrag ist die Regel für den an¬ 
spruchslosen Arzt bei anspruchsloser Clientschaft; den letzteren fordern nam¬ 
hafte Aerzte und besonders Chirurgen von wohlhabenden Kranken. Ueber- 
haupt sind die Vermögensverhältnisse des Clienten für die meisten Aerzte 
bei der Festsetzung des zu fordernden Honorars maassgebend; es giebt 
jedoch auch solche, die darauf keine Rücksicht nehmen und von Jedem die 
grösste Silbermünze, d. h. fünf Pesetas verlangen. 

Auch bei grösseren Rechnungen, sei es nach längerer Krankheit, sei es 
für das ganze Jahr, kommt es nur selten vor, dass man dieselbe zu hoch 
findet; häufiger ist es schon, dass man mit der Bezahlung zögert, bis ein neuer 
Krankheitsfall dazu mahnt. Nur ganz ausnahmsweise kommt es vor, dass ein 
Arzt sich genöthigt sieht, das Gericht anzurufen, um zu seinem Honorar zu 
kommen. Wenn in einem solchen Falle der Verklagte die Forderung seines 
Arztes übertrieben findet, so ersucht das Gericht die nächste Real Academia 
de Medicina y Cirurgia um ein Gutachten, das natürlich nur dann zu Un¬ 
gunsten des Arztes ausfallen kann, wenn derselbe in seiner Forderung das 
ortsübliche Maximum gar zu arg überschritten haben sollte. 

Es dürfte wohl kaum einen spanischen Arzt geben, der nicht in der 
Aufstellung einer staatlichen Medicinaltaxe einen unbefugten Eingriff in Privat¬ 
sachen von Seiten der Verwaltung erblicken würde. 

Ueber Grossbritannien entnehmen wir einem Bericht des Herrn 
Dr. Ludwig El kind-London Folgendes: 

Eine Medicinaltaxe in dem Sinne, dass sie etwa von einer legislativen 
Corporation dictirt worden wäre, existirt hier nicht. Dagegen hat sich mit 
der Zeit eine, so zu sagen, formelle Medicinaltaxe ausgebildet, und obwohl 
sie ihre Entstehung einer vollständig privaten Initiative verdankt, doch bald 
allgemeine Anerkennung und Beachtung erfahren, und man kann wohl sagen, 
dass sie jetzt im privaten wie im öffentlichen Verkehr, z. B. vor Gerichten, 
die Basis einer normalen correcten Honorirung des Arztes bildet. Der erste 
Anstoss hierzu ging im Jahre 1870 von der Shropshire Ethical Branch der 
British medical Association aus. Ein noch in demselben Jahre aus den 
Mitgliedern des Zweigvereines der oben genannten medicinischen Gesell¬ 
schaft , deren Hauptsitz London ist, zusammengesetztes Comitö arbeitete 
auf Grund zahlreicher Gutachten hervorragender Aerzte aus allen Theilen 
des British Empire einen geeigneten medicinischen Honorartarif aus, der — 
von ganz geringfügigen Abänderungen abgesehen — noch jetzt seine volle 
Giltigkeit besitzt. Als Grundlage dient die verschiedene Wohlhabenheit; 
dieselbe wird nach der Wohnungsmiethe geschätzt und in dieser Hinsicht 
die gesammte Bevölkerung in drei Classen eingetheilt, in Familien, die jähr¬ 
lich für Hauswohnung von £ 15 bis £ 25 = 300 bis 500 Mk., Familien, die 
von £ 25 bis £ 50 — 500 bis 1000 Mk., und in Familien, die £ 50 bis £ 100, 
nach deutschem Gelde 1000 bis 2000 Mk., und darüber zahlen. Auf einen 
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Tarif für Leute mit weniger als 300 Mk. jährlicher Miethezahlung wurde ver¬ 
zichtet, weil diese Personen in der Regel in ausserordentlich ungünstigen 
socialen Verhältnissen leben und von den Sick Clubs und anderen Benefit 
Societies ärztliche Behandlung und die nöthigen Medicamente zu jeder 
Zeit frei erhalten: 


A. Medicinischer Tarif. 


Derselbe enthält gleichzeitig den Tarif für geburtshülfliche Leistungen. 1 ) 



I. Classe 

M. 

II. Classe | 
M. 

III. Classe 

M. 

1. Gewöhnlicher ärztlicher Be¬ 
such im Hause des Patienten* 2 ) . . 

2.50 bis 5 

3.50 bis 7.50 

5 bis 10.50 

2. Nachtbesuch :J ). 

5 bis 10.50 

7.50 bis 21 

10.50 bis 21 

3. Consultirung des Arztes in 
seiner Sprechstunde. 

2.50 bis 5 

3.50 bis 7.50 

5 bis 10.50 

4. Für schriftliche Ratherthei- 
lung in medicinischer Hinsicht . . 

5 bis 10.50 

I 

7.50 bis 10.50 , 

10.50 bis 21 

5. Für Impfung. 

5 bis 7.50 

5 bis 10.50 

7.50 bis 21 

6. Für Ausstellung eines Ge¬ 
sundheitszeugnisses : 

a) Im Interesse des Patienten 
gegenüber seinen Angehörigen. . 

2.50 bis 5 

1 

3.50 bis 7.50 

5 bis 10.50 

b) Im Interesse einer Versiche- 
rungsgesellschaft oder einer an¬ 
deren corporativen Behörde . . 


10 bis 42 



Anm.: Behandelt der Arzt die Dienerschaft einer Familie, und ist letztere 
für die Zahlung verpflichtet, so liegt kein Grund vor, dass eine Preisemiederung 
erfolgt. 

Sind zwei oder mehr Kranke in einem Hause und gehören sie einer und 
derselben Familie an, so wird es in der Weise gehandhabt, dass für Einen 
der gewöhnliche volle Preis, für die Andern je die Hälfte des Preises ge¬ 
rechnet wird. 

Wird ein praktischer Arzt zu einer Consultation zugezogen, so kommt 
es darauf an, ob dies in Gegenwart oder in Abwesenheit des behandelnden Haus¬ 
arztes erfolgt; im ersteren Falle soll er das Doppelte seines gewöhnlichen Preises, 
im letzteren nicht weniger als 21 M. rechnen. 


*) Cfr. pag. 259. 

-) Verlangt es die Dringlichkeit des Falles oder der specielle Wunsch der Um¬ 
gebung des Patienten, dass der Arzt länger als üblich am Krankenbette verweilt, so 
ist er zu einer Erhöhung seiner sonstigen Visitenpreise berechtigt. 

3 ) Der Nachtbesuch rechnet von 10 Uhr Abends bis 7 Uhr Morgens. 
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1 I. Classe 

II. Classe | III. Classe 


I M. 

M. | M. 

7. Für die Leitung einer Ge¬ 
burt: 

1 i 

1 

i 

a) Bei normalem Verlaufe . . 

21 bis 42 

21 bis 63 , 42 bis 105 
(und darüber 

b) Für die Anwendung der Zange 

Der gewöhnliche Preis plus die Hälfte 
desselben. 

c) Für Verabreichung von Chlo¬ 
roform . 

10.50 .bis 21 

21 bis 31.50 21 bis 42 

d) Für eine Ausführung der 
Wendung. 

Der gewöhnliche Preis plus die Hälfte 
desselben. 

e) Für Embryotomie .... 

Der doppelte Preis. 

f) Sectio caesarea. 

| 210 bis 315 | 

210 bis 420 | 315 bis 630 

8. Für die Leitung einer Früh¬ 
geburt und wenn Alles sonst normal 
verläuft. 

Dasselbe 

wie für eine gewöhnliche 

Geburt. 

9. Abortus. 

Der gewöhnliche Visitenpreis plus 
eine Extrazurechnung für die Zeit, 

| die die manuelle Entfernung der Ei- 
j häute etc. verlangt. 


Anm.: Diese oben erwähnten materiellen Entschädigungen für geburts- 
hülfliche Leistungen schliessen die weiteren Besuche des Arztes während der 
ersten Woche nach der Entbindung ein, ist hingegen über diese Periode hinaus 
noch eine ärztliche Ueberwachung nothwendig, so wird von da ab jeder 
weitere Besuch gebucht und nach üblichen Regeln berechnet. 


B. Chirurgischer Tarif. 

Die Classeneintheilung fallt hier weg, und an deren Stelle treten nun 
Maximal- und Minimalpreise. 

1. Für die Einleitung einer Narkose 21—42 M. 

2. Einrichtung frischer Luxationen, je nachdem es sich um grössere oder 
kleinere Gelenke handelt 21—210 M. 

3. Einrichtung veralteter Luxationen 42—420 M. 

4. Herstellung von Fracturen aller Art 21 —100 M. 

5. Amputationen 21—420 M. 

6. Resectionen 105 —410 M. 

7. Für die Anlegung einer Ligatur behufs Blutstillung oder Excision 
eines Tumors in einer topographisch-gefährlichen Gegend 105—410 M. 

8 . Eröffnung eines Tonsillarabscesses resp. Entfernung einer vergrösser- 
ten Tonsille 21—63 M. 

9. Trepanation 63 — 210 M. 

10. Cataractoperation 127—520 M. 

11. Iridectomie 105—420 M. 

12. Extirpation von Tumoren aus der Orbita 63—315 M. 
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13. Aneurysma- oder. Naevus - Operation 21—105 M. 

14. Die Entfernung eines Nasenpolyps 10—105 M. 

15. Die Entfernung von Fremdkörpern aus verschiedenen Körperhöhlen 

10.50—42 M. 

16. Tracheotomie 63—210 M. 

17. Paracentesis thoracis oder abdominis 21—105 M. 

18. Radicaloperation einer strangulirten Hernie 105—315 M. 

19. Reposition einer Hemia 21—105 M. 

20. Digitalexploration per vaginam oder anum; Einführung eines Pes- 
sariums 10.50—21 M. 

21. Punction einer Hydrocele 10.50—42 M. 

22. Injection von Medicamenten in die Blase 7.50—21 M. 

23. Die Vornahme einer Obduction auf Wunsch der Familie des Ver¬ 
storbenen 42—105 M. 

Dies wären die wesentlichsten Punkte des chirurgischen Tarifs, so weit 
er eben für praktische Aerzte, die an die Ausführung solcher Operationen 
herangehen, bestimmt und berechnet ist. Chirurgen von Beruf und andere 
Specialärzte haben natürlich ganz andere, im Wesentlichen höhere Preise, die 
sie als Honorirung für ihre Leistungen zu fordern berechtigt sind. Ein strict 
ausgebildetes System nach dieser Richtung existirt da nicht, vielmehr be¬ 
stimmen die jeweiligen Verhältnisse des vorliegenden Falles über die Höhe 
der zu erhebenden Honoraransprüche. 

Es ist ferner im Tarif ausdrücklich vorgesehen, dass diese Normalpreise 
sich nur auf die Operationen beziehen, die Besuche, die nach der Operation 
stattfinden, sollen getrennt davon als solche berechnet werden. 

Es wird im Weiteren vorgeschlagen — und dies wird auch in der Regel 
von praktischen Aerzten befolgt — den Clienten die Rechnung halbjährlich 
vorzulegen — etwa im Monat Januar und Juli — und hierbei nicht die ein¬ 
zelnen Besuche, sondern die Totalsumme anzugeben. Der Arzt aber ist seiner¬ 
seits verpflichtet, jeden Besuch in sein Hauptbuch einzutragen und dem 
Patienten — nur auf ausdrücklichen Wunsch hin — zu gestatten, Einblick 
darin zu thun, um sich über die näheren Verhältnisse seiner Schuld zu in- 
formiren. (Fortsetrung folgt.) 
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Gesetzgebung. 

Anweisung über die Aufnahme und Entlassung von 
Geisteskranken, Idioten und Epileptischen in und aus 
Privat-Irrenanstalten (§ 30 der Gewerbeordnung), so¬ 
wie über die Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigung 
solcher Anstalten. 

Unter Aufhebung des Erlasses vom 19. Januar 1888 (M.-Bl. d. 
i. V. S. 39) und der zu seiner Ergänzung später ergangenen, sowie 
der allgemeinen Vorschriften in dem Erlasse vom 17. Juni 1874 be¬ 
stimmen wir, was folgt: 


I. Aufnahme. 

§ 1. Die Aufnahme einer Person in eine Privatanstalt für Geisteskranke, 
Idioten und Epileptische darf nur auf Grund eines ärztlichen Zeugnisses er¬ 
folgen, aus welchem ersichtlich sind: Veranlassung zur Ausstellung und Zweck 
des Zeugnisses, Zeit und Ort der Untersuchung, die dem Arzt gemachten 
Mittheilungen einerseits und seine eigenen Wahrnehmungen andererseits. Das 
Zeugniss soll sich darüber aussprechen, an welcher Form geistiger Störung 
der Kranke leidet, und begründen, weshalb er der Aufnahme in die An¬ 
stalt bedarf. 

' § 2. In der Regel soll das Zeugniss vom Kreisphysicus oder, wenn dieser 

behindert oder Arzt der Anstalt ist, von dem für das Physicat geprüften Kreis¬ 
wundarzte des Kreises, in welchem der Kranke seinen Wohnsitz hat, aus¬ 
gestellt werden. Ist auch dies nicht angängig, so erfolgt die Ausstellung durch 
einen anderen Physicus oder für das Physicat geprüften Kreiswundarzt Der 
letztere hat seinem Amtscharakter den Vermerk hinzuzufügen, dass er ftir das 
Physicat geprüft ist. 

§ 3. Liegt bereits ein den Anforderungen des § 1 entsprechendes Zeug¬ 
niss eines Arztes vor, so genügt es, wenn der beamtete Arzt (§ 2) auf Grund 
persönlicher Untersuchung des Kranken dem Inhalte des Zeugnisses beitritt. 

§ 4. In dringenden Fällen kann die Aufnachme vorläufig auf Grund 
eines nach Vorschrift des § 1 abgefassten Zeugnisses eines jeden approbirten 
Arztes erfolgen. 

Auf diese Weise Aufgenommene müssen jedoch spätestens innerhalb 
48 Stunden nach der Aufnahme durch den Physicus oder, wenn dieser be¬ 
hindert oder Arzt der Anstalt ist, durch den für das Physicat geprüften Kreis¬ 
wundarzt oder durch den Physicus eines benachbarten Kreises untersucht 
werden. Der Untersuchende hat sofort ein Zeugniss auszustellen, welches für 
das Verbleiben des vorläufig Aufgenommenen in der Anstalt oder für seine 
Entlassung maassgebend ist. 
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In zweifelhaften Fällen ist die Untersuchung in kurzen Fristen zu wieder¬ 
holen; das Zeugniss ist alsdann spätestens innerhalb zwei Wochen nach der 
Aufnahme auszustellen. 

§ 5. Von der nachträglichen amtsärztlichen Untersuchang kann ab¬ 
gesehen werden: 

1. wenn der Kranke mit einem privatärztlichen Zeugniss, welches 
den Vorschriften des § 1 genügt, auf Antrag des ihm als Geisteskranken 
bestellten Vormundes aufgenommen worden ist; 

2. wenn das nach Vorschrift des § 1 abgefasste Aufnahmezeugniss 
von dem ärztlichen Leiter einer öffentlichen Irrenanstalt oder einer 
psychiatrischen Universitätsklinik unter Beifugnng des Amtscharakters 
ausgestellt worden ist. 

§ 6. Die Aufnahme eines Kranken in eine Privatanstalt darf nur inner¬ 
halb einer Frist von zwei Wochen nach der letzten ärztlichen Untersuchung 
erfolgen. 

Der Zeitpunkt der letzten Untersuchung ist in dem ärztlichen Zeugnisse 
anzugeben. 

§ 7. Die Uebemahme eines Kranken aus einer anderen Anstalt — sei 
es eine öffentliche oder eine private — darf nur erfolgen, wenn von deren 
Vorstand ein Uebergabeschein und eine beglaubigte Abschrift des Aufnahme¬ 
zeugnisses, zutreffenden Falls auch des Nachweises der erfolgten Entmündi¬ 
gung, sowie ein Zeugniss über den Fortbestand der Krankheit übergeben 
wird. Das Zeugniss ist von dem ärztlichen Leiter der Anstalt auszustellen, 
in der sich der Kranke bisher befunden hat, und hat sich darüber aus¬ 
zusprechen, ob das Leiden als heilbar anzusehen ist. 

§ 8. Die Aufnahme eines Kranken ist binnen 24 Stunden der für die 
Anstalt zuständigen Ortspolizeibehörde vertraulich anzuzeigen. 

Ist die Aufnahme ohne Wissen der Polizeibehörde des Wohnorts erfolgt, 
so ist ausserdem dieser Behörde binnen derselben Frist unter Beifügung einer 
beglaubigten Abschrift der Aufnahmezeugnisse und der Ueberweisungspapiere 
vertrauliche Mittheilung zu machen. 

Innerhalb derselben Frist ist die Aufnahme nicht entmündigter Kranker 
dem Ersten Staatsanwalt desjenigen Gerichts, welches für die Entmündigung 
des Kranken zuständig ist, oder falls dieses Gericht unbekannt ist, dem Ersten 
Staatsanwalt desjenigen Gerichts anzuzeigen, in dessen Bezirk die Anstalt liegt. 

Die Aufnahme entmündigter Kinder ist dem zuständigen Vorraundschafts- 
gericht anzuzeigen. 

§ 9. Bei Ausländem ist die Aufnahme auch dem für die Anstalt zu¬ 
ständigen Regierungspräsidenten anzuzeigen. Hierbei ist die Person oder 
die Behörde, welche die Aufnahme veranlasst hat und der Heimatsort des 
Kranken anzugeben. 


II. Entlassung und Beurlaubung. 

§ 10. Die Entlassung muss erfolgen, wenn 

1. der Kranke geheilt wird, 

2. sein gesetzlicher Vertreter die Entlassung fordert. 

Ist der Kranke unter Mitwirkung einer Polizeibehörde aufgenommen, so 
darf die Entlassung nicht ohne Zustimmung dieser Behörde erfolgen. 

§ 11. Beurlaubungen eines Kranken aus einer Privatanstalt dürfen die 
Dauer von zwei Wochen nicht überschreiten und in dem Falle des § 10, Abs. 2 
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nur mit Genehmigung der Polizeibehörde stattfinden. Eine Rückführung nach 
Ablauf dieser Zeit gilt als Neuaufnahme. 

§ 12. Ein Kranker, welcher als für sich oder Andere gefährlich zu be¬ 
trachten ist, darf nur entlassen oder beurlaubt werden, wenn die Polizei¬ 
behörde des zukünftigen Aufenthaltsortes auf vorherige Anzeige der Anstalt 
der Entlassung oder Beurlaubung zustimmt und wenn für die sichere Ueber- 
fuhrung gesorgt ist. 

Ist die unmittelbare Ueberführung in eine andere Anstalt sicher gestellt, 
so genügt es, dass die Polizeibehörde des Ortes der entlassenden Anstalt 
vorher benachrichtigt wird. 

§ 13. Sobald die Entlassung eines Kranken thatsächlich erfolgt ist, so 
muss davon den in § 8 genannten Behörden sofort Anzeige gemacht werden 
unter Angabe des Tages der Entlassung und des Ortes, wohin der Kranke 
entlassen ist. 

Diese Behörden sind auch dann zu benachrichtigen, wenn ein Kranker 
gestorben ist oder sich aus der Anstalt entfernt hat. 


III. Bestimmungen über freiwillige Pensionäre. 

§ 14. Beabsichtigt der Unternehmer freiwillige Pensionäre, d. h. solche 
Kranke aufzunehmen, die aus eigener Entschliessung in die Anstalt ein¬ 
zutreten wünschen, so bedarf er hierzu die Erlaubniss der Ortspolizeibehörde. 

Vor ihrer Ertheilung hat sich die Ortspolizeibehörde der Zustimmung 
des Regierungspräsidenten zu versichern, die in Landkreisen durch Ver¬ 
mittelung des Landraths einzuholen ist. Die Erlaubniss wird nur unter Vor¬ 
behalt des jederzeitigen Widerrufs ertheilt. 

§ 15. Die Genehmigung darf nur einer Anstalt ertheilt werden, in welcher 
ein Anstaltsarzt wohnt. 

§ 16. Zur Aufnahme eines Pensionärs ist erforderlich: 

1. eine ärztliche Bescheinigung der Zweckmässigkeit der Auf¬ 
nahme vom medicinischen Standpunkte, 

2. die schriftliche Einwilligung des Pensionärs selbst, die, wenn 
er einen gesetzlichen Vertreter hat, von diesem zu genehmigen ist. 

Die Aufnahme ist binnen 24 Stunden bei der Ortspolizeibehörde 
der Anstalt vertraulich anzuzeigen. 

§ 17. Anträgen auf Entlassung muss, wenn sie von den gesetzlichen 
Vertretern der Pensionäre ausgehen, in jedem Falle entsprochen werden. 
Die Ablehnung eines von dem Pensionär selbst gestellten Antrages darf nur 
stattfinden, wenn zugleich der Anstaltsvorstand das im § 4 vorgesehene Ver¬ 
fahren einleitet. 

Die Entlassung ist alsbald der Ortspolizeibehörde (§ 16, Abs. 2) anzuzeigen. 


IV. Einrichtung und Leitung. 

§ 18. Die Privatanstalten für Geisteskranke, Idioten und Epileptische 
unterliegen den allgemeinen gesundheitspolizeilichen Vorschriften über die 
baulichen und technischen Einrichtungen von Krankenanstalten. Ausserdem 
gelten für die Privatanstalten folgende besondere Bestimmungen: 

1. Die Anstalten müssen, soweit es sich nicht um wirthschaftliche 
und Bureauangelegenheiten oder um den Unterricht der Kranken handelt, 
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von einem in der Psychiatrie bewanderten Arzte geleitet werden, der 
durch längere Thätigkeit an einer grösseren öffentlichen Anstalt oder 
an einer psychiatrischen Universitätsklinik — wenn auch als Volontär — 
sich die nöthigen Kenntnisse verschafft hat. 

2. Der Unternehmer der Anstalt bedarf für die eigene Uebemahme 
der ärztlichen Leitung oder für die Anstellung des leitenden Arztes der 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde, die nicht ohne Zustimmung des 
Regierungspräsidenten zu ertheilen ist. 

Die Genehmigung kann zurückgenommen werden, wenn die Un¬ 
richtigkeit der Nachweise dargethan wird, auf Grund deren sie ertheilt 
worden ist, oder wenn aus Handlungen oder Unterlassungen des Arztes 
sich dessen Unzuverlässigkeit in Bezug auf die ihm übertragene Thätig¬ 
keit ergiebt. 

3. In Anstalten, in denen heilbare Kranke Aufnahme finden, oder 
welche für mehr als 50 Geisteskranke oder mehr als 100 Epileptische 
bestimmt sind, muss mindestens ein nach Vorschrift der No. 1 aus¬ 
gebildeter Arzt wohnen. 

4. Uebersteigt die Zahl der Geisteskranken 100 oder der Epilep¬ 
tischen 200, so muss ein Zureiter Arzt bestellt urerden und in der An¬ 
stalt wohnen. 

Für den zweiten Arzt ist zwar ebenfalls der Nachweis einer psych¬ 
iatrischen Vorbildung erforderlich, doch brauchen in dieser Beziehung 
nicht die Bedingungen erfüllt zu werden, die an den leitenden Arzt zu 
stellen sind. 

5. Sind mehr als 300 Geisteskranke oder mehr als 400 Epileptische 
in Behandlung, so kann für je 100 Geisteskranke und je 200 Epileptische 
die Anstellung eines weiteren Arztes angeordnet werden. 

6. Für jeden Kranken müssen Personalacten mit fortlaufender 
Krankengeschichte vorhanden sein, ausserdem muss ein Haupt uch und 
eine Zu- und Abgangsliste nach den beifolgenden Anweisungen geführt 
werden. 


§ 19. Der Unternehmer hat dem leitenden Arzte namentlich folgende 
Obliegenheiten zu übertragen: 

1. Die Anordnung der Isolirung eines Kranken — abgesehen von 
Nothfällen, in denen jedoch nachträgliche ärztliche Genehmigung er¬ 
forderlich ist —, sowie die Eintragung jedes Falles von Isolirung in ein 
besonderes, hierfür bestimmtes Buch. 

2. Die Anordnung etwaiger mechanischer Beschränkung eines Kran¬ 
ken durch sogenannte Jacken, Binden oder ähnliche Vorrichtungen, so¬ 
wie die Eintragung jedes solchen Falles und des Grundes der Anordnung 
in ein besonderes, hierzu bestimmtes Buch. 

3. Die Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährenden be¬ 
sonderen Kost und Verpflegung. 

4. Die Bestimmung über die gesammte Thätigkeit des Wartpersonals, 
soweit es sich um die Krankenpflege handelt. 

5. Die Beantwortung aller schriftlichen und mündlichen Anfragen 
von Behörden, Anverwandten und gesetzlichen Vertretern, soweit die 
Anfragen sich auf den Zustand der Kranken beziehen. 

Ausserdem darf der Unternehmer Verlegungen von Kranken auf 
eine andere Abtheilung, die Beschäftigung der Kranken und die all¬ 
gemeine Regelung ihrer Beköstigung, sowie die Vertheilung des Wart¬ 
personals nur mit Zustimmung des leitenden Arztes vornehmen. 
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V. Beaufsichtigung. 

§ 20. Die Privatanstalten werden regelmässig durch den zuständigen 
Physicus oder einen zu dessen Vertreter bestellten Medicinalbeamten und 
ausserdem durch eine von den Ministem der Medicinalangelegenheiten und 
des Innern einzusetzende Besuchscommission besichtigt. 

§ 21. Die Besichtigungen finden unvermuthet statt, und zwar: 

1. Durch den Physicus oder dessen Stellvertreter ohne besonderen 

Auftrag alljährlich zweimal — einmal im Sommer, einmal im Winter. 

2. Durch die Besuchscommission in der Regel einmal jährlich. 

Der zuständige Physicus hat dieser Besichtigung beizuwohnen. 

Bei jeder Besichtigung sind die Aerzte der Anstalt zur Anwesen¬ 
heit und Ertheilung von Auskunft verpflichtet. 

§ 22. Der Physicus oder dessen Stellvertreter hat über jede von ihm 
vorgenommene Besichtigung dem Regierungspräsidenten nach Anleitung des 
anliegenden Schemas zu berichten. 

Ausserdem ist Betreffs des Wechsels u. s. w. der Kranken und der Zahl 
u. s. w. des Personals jedesmal das beiliegende bereits vorgeschriebene 
statistische Formular auszufullen. 

§ 23. Die Besuchscommission hat die unter I bis III des Schemas für 
den Bericht des Kreisphysicus angeführten, ausserdem sonst wichtig er¬ 
scheinende Punkte (ausreichende Versorgung mit Aerzten [§ 18, 5], Verhalten 
des Wartepersonals, Vollständigkeit der Krankengeschichten) zu berück¬ 
sichtigen, über das Ergebniss an den Regierungspräsidenten zu berichten und 
hierbei zur Abstellung Vorgefundener Uebelstände die geeigneten Maassnahmen 
vorzuschlagen. 

VI. Schluss- und Uebergangsbestimmungen. 

§ 24. Bei sämmtlichen auf Grund dieser Anweisung zu erstattenden An¬ 
zeigen sind, wenn sie nicht mittelst Postbehändigungsscheines erfolgen, die 
betreffenden Behörden um eine Empfangsbestätigung zu ersuchen. 

§ 25. Als Aerzte im Sinne dieser Anweisung sind nur die im Deutschen 
Reiche approbirten Aerzte (§ 29 der Gewerbeardnung) zu verstehen. 

§ 26. Ueberall, wo in dieser Anweisung vom Regierungspräsidenten die 
Rede ist, tritt an dessen Stelle für Berlin und Charlottenburg der Polizei¬ 
präsident von Berlin. 

§ 27. Die Vorschriften dieser Anweisung treten sofort in Kraft, soweit 
nicht in den folgenden Paragraphen etwas Anderes bestimmt wird. 

§ 28. Privatanstalten, denen die Genehmigung zur Aufnahme freiwilliger 
Pensionäre (Abschnitt III) unter anderen Voraussetzungen als denen des § 15 
ertheilt ist, dürfen künftig solche Kranke nicht aufnehmen. 

Die Bestimmung im letzten Satze des § 14 gilt auch für bestehende 
Anstalten. 

§ 29. Bei den an Privatanstalten bereits thätigen Aerzten kann, so lange 
sie bei derselben Anstalt verbleiben, vom Nachweise der im § 18, 1, 3 und 4 
geforderten Vorbildung mit Zustimmung des Regierungspräsidenten abgesehen 
werden. 

Im Uebrigen muss den Vorschriften des § 18, 3, 4 und 5, soweit sie 
nicht früher erfüllt werden können, bis spätestens zum 1. October 1896 ge¬ 
nügt werden. 
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§ 30. Aus den im § 18, 2. Abs. 2 angegebenen Gründen kann auch einem 
beim Inkrafttreten dieser Anweisung eine Anstalt leitenden Arzte diese Leitung 
entzogen werden. 

§ 31. Auf die beim Inkrafttreten dieser Anweisung bereits bestehenden 
Anstalten, deren Einrichtung der Polizeiverordnung über Anlage, Bau und Ein¬ 
richtung von öffentlichen und Privat-Kranken-, Entbindungs- und Irrenanstalten 
vom 19. August 1895 nicht entsprechen, kommen die dort getroffenen Be¬ 
stimmungen erst dann zur Anwendung, wenn ein Neubau, Umbau oder 'Er¬ 
weiterungsbau stattfindet. 

Soweit die Bestimmungen der Polizeiverordnung vom 19. August 1895 
(§ 8) nicht Platz greifen, bewendet es für die Bemessung des jedem Kranken 
zu gewährenden Luftraumes und für die Versorgung der Anstalt mit Bade¬ 
einrichtungen bei den bestehenden Bestimmungen. 

Jedoch dürfen neue Kranke nicht eher aufgenommen werden, bis in Folge 
der Verminderung des Bestandes durch Abgang und Entlassung die im § 8 
der Polizeiverordnung vorgeschriebenen Maasse des für den Kopf zu ge¬ 
währenden Raumes auch in diesen Anstalten erreicht worden sind. 

Berlin, den 20. September 1895. 

Der Minister der geistlichen, Der Justiz- Der Minister des Innern. 
Unterrichts- und Medicinal- Minister. In Vertretung: 

Angelegenheiten. Schönstedt. Braunbehrens. 

Bosse. 


Anlage A. 

ad. M. 8234 I. 

Das Hauptbuch ist derart zu fuhren, dass am 1. Januar jedes Kalender¬ 
jahres der Bestand — jedes Geschlecht getrennt — in der Art aufzunehmen 
ist, dass der am längsten in der Anstalt Befindliche mit No. 1 anfangt. An 
den Bestand reihen sich dann in fortlaufender Ziffer die im Laufe des Jahres 
neu Aufgenommenen an. Mit Ablauf des Jahres wird die Reihe geschlossen. 
Die Kranken sind nach folgender Eintheilung einzutragen: 

a) Fortlaufende Nummer. 

b) Vor- und Zuname des Kranken. 

c) Stand oder Gewerbe — bei Mädchen, die nur im Hause der Eltern 

waren, und bei Unmündigen Stand des Vaters. 

d) Jahr und Tag der Geburt 

e) Religion. 

f) Letzter Aufenthalt vor der Aufnahme. 

g) Tag der Aufnahme. 

h) Durch wen ist die Aufnahme veranlasst? 

i) Bezeichnung der Form der Krankheit. 

k) Datum der Entmündigung (Actenzeichen). 

l ) Genaue Angabe des Vormundes oder Pflegers (Actenzeichen). 

m) Tag des Abganges mit Angabe: ob geheilt, gebessert, ungeheilt, ge¬ 

storben. — Im letzten Falle die letzte Krankheit oder sonstige 
Todesursache. 

n) Bemerkungen. 
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ad M. 8234 I. 


Anlage B. 


Die Zugangsliste enthält: 

Fortlaufende Nummer. 

Vor- und Zuname des Kranken. 

Jahr und Tag der Geburt. 

Aufnahmetag. 

No. des Hauptbuches des Kalenderjahres. 


Die Abgangsliste enthält: 

Fortlaufende Nummer. 

Vor- und Zuname des Kranken. 

Jahr und Tag der Geburt. 

Aufnahmetag. 

Abgangstag. 

Angabe, ob geheilt, gebessert, ungeheilt, gestorben. 
No. des Hauptbuches des Kalenderjahres. 


ad M. 8234 I. Anlage C. 

Schema 

für den Bericht über die Besichtigung der Privatanstalten 
durch den Kreisphysicus. 


Lage, baulicher Zustand, 
etwaige Veränderun¬ 
gen. 

Lüftung. 

Beleuchtung. 

Heizung. 

Wasserversorgung. 

Schlafräume. 

Tagräume. 

Beschäftigungsräume. 

Flure. 

Treppen. 

Isolirräume. 


I. Räume der Anstalt. 

Absonderungsgelegen- | 
heit für Kranke mit 1 
ansteckenden Leiden. 

Feststellung, ob den An¬ 
forderungen bezüglich 
der Grösse genügt ist. 

I Reinlichkeit der Räume. 

Ausstattung (Betten, Mo¬ 
biliar). 

Abschlüsse (Sicherungen 
der Thüren, Fenster, 
Ocfcn etc.). 


| Badeeinrichtungen. 

1 Aborteinrichtungen. 

Entfernung der Abgänge, 
des Mülls. 

Desinfectionsvorrichtun- 

gen. 

Gärten und Spazierplätze. 

Küche. 

Wäscherei. 

Etwaige Land- und Vieh- 
wirthschaft. 

Sonstige Bemerkungen. 
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II. Die Kranken ( . . . M. . . . Fr.). 


Aerztliches — namentlich 
anzuführen. 


Freiwillige Pensionäre 
... M. ... Fr. 

Ernährungszustand der 
Kranken (Verpflegung, 
Speisezettel). 

Reinlichkeit des Körpers. 

Etwaige Verletzungen, 
Entstehung derselben. 

Kleidung. 

Erkrankungsfalle, die zu 
besonderen Bemerkun¬ 
gen Anlass geben. 

z. Z. etwa angewandte 
mechanische Beschrän¬ 
kungen mit Bespre¬ 
chung dieser Fälle. 


III. Personal. 

Wirthschaftspersonal 
(Zahl und Art). 


| Etwaige Beschwerden 
der Kranken. 

Geistliche Versorgung. 

Unterhaltung und Ge¬ 
selligkeit. 

Ausserdem sind in der 
| Anstalt als Kranke be¬ 
findlich, nicht Geistes¬ 
kranke: ... M., ... Fr. 

Wie getrennt ? 

Besondere Vorkomm¬ 
nisse seit der letzten 
Besichtigung. 

! Unglücksfalle. 

| Selbstmord. 

Entfernung aus der An¬ 
stalt. 


Bettlägerige Kranke. 

Beschäftigte Kranke, in 
welcher Art (Hand¬ 
werk, Garten- und Feld¬ 
arbeit, Hausarbeit). 

Nicht reinliche Kranke. 
Vorkehrungen für die* 
selben. 

z. Z. etwa isolirte Kranke 
und deren Zustand. 

Tuberculöse Kranke,Vor¬ 
kehrungen bezüglich 
derselben. 

Etwa an anderen Infec- 
tionskrankheiten Lei¬ 
dende, Unterbringung 
derselben. 


Hauptbuch mit den Per¬ 
sonalien der Kranken 
und den Einzelheiten 
des Zu- und Abganges 
(nach Anlage A ein¬ 
gerichtet). 

Zu- und Abgangsliste (ent¬ 
sprechend Anlage B). 


IV. Registratur. 

Personalacten der Kran¬ 
ken m. Aufnahmeantrag. 

Aufnahmezeugniss. 

Bescheinigung des Em¬ 
pfanges der Zu- und Ab¬ 
gangsmeldungen, Nach¬ 
weis über Entmündi¬ 
gung , Nachweis über 
Vormund, Nachweis 


i Warte- und Pflegeperso¬ 
nal (soweit nicht aus 
dem statistischen For¬ 
mular ersichtlich). 


über Pfleger, Nach¬ 
weis über etwaige Be¬ 
urlaubung — 
mit ärztlich geführter 
Krankengeschichte. 
Bücher für Isolirungen 
und Anwendung me¬ 
chanischer Beschrän¬ 
kung. 


1? 
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durchfahren lässt, muss die Zahl der xum niedrigsten Satze verpflegten Kranken getrennt abgegeben werden. 
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Rechtsprechung. 

Begriff „Verdorbensein“ im Sinne des § 10 des 

Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 un€ * des § 367, 
No. 7 des R.-Str.-G.-B. # Urtheil des Reichsgerichtes (IV. Strafsenates) 
vom 5. Februar 1895. 

Nach Inhalt des angefochtenen Urtheiles hat der Angeklagte das Fleisch 
von einer im kranken Zustande geschlachteten Kuh als Nahrungsmittel für 
Menschen verkauft. Eine Zuwiderhandlung gegen das Gesetz über den Ver¬ 
kehr mit Nahrungsmitteln vom 14. Mai 1879 ist hierin nicht erblickt worden, 
weil weder feststeht, dass der Genuss des Fleisches die menschliche Ge¬ 
sundheit zu schädigen geeignet war, noch Bew’eis dafür vorliegt, dass der 
Angeklagte den Käufern die Thatsache, dass das Fleisch von einer kranken 
Kuh herrührte, verschwiegen hat. Dagegen ist der Angeklagte einer Ueber- 
tretung des § 367 No. 7 des St.-G.-B. schuldig befunden worden, weil das 
zum Verkaufe gebrachte Fleisch verdorben gewesen sei. Die Feststellung 
des Verdorbenseins ist darauf gestützt, dass das verkaufte Fleisch von dem 
normalen Zustande, welchen das Fleisch gesunder Thiere aufweise, zum 
Schlechteren verändert, sein Nähr- und Genusswerth vermindert gewesen sei, 
da die Ausblutung von Thieren, welche wegen schwerer innerer Erkrankung 
nothgeschlachtet würden, in der Regel eine imvollständige sei, das Fleisch 
deshalb rascher der Fäulniss anheim falle und nicht recht aufbewahrt oder 
zu Würsten verarbeitet werden könne. Die gegen diese Entscheidung sowohl 
von dem Angeklagten als von der Staatsanwaltschaft zu Gunsten des An¬ 
geklagten erfolgte Revision ist begründet. Anerkannt ist in der Rechtsprechung, 
dass die Strafvorschrift des § 367 No. 7 a. a. O. neben dem Gesetze vom 
14. Mai 1879 ihre Geltung nicht verloren hat. Auch kann kein Zweifel darüber 
aufkommen, dass insoweit als nicht der Thatbestand der §§ 10 und 11 des 
Gesetzes vom 4. Mai 1870 gegeben ist, ebenso wie das Feilhalten auch der 
Verkauf verdorbenen Fleisches der Strafvorschrift des § 367 No. 7 a. a. O. 
unterliegen muss. Ferner hat es keine rechtliche Basis, dass der Begriff des 
Verdorbenseins in § 367 a. a. O. nicht der nämliche sei, wie in dem Gesetze 
vom 14. Mai 1879. 

In anderer Hinsicht aber ist dieser Begriff von dem Vorderrichter falsch 
aufgefasst worden. Als verdorben im Sinne des einen und des anderen der 
oben angezogenen Gesetze gelten Nahrungsmittel, die entweder nach ihrer 
fertigen Herstellung oder bereits in ihrem Entwicklungsstadium nachtheilige 
Veränderungen erlitten haben, durch welche ihre Tauglichkeit und Ver- 
werthbarkeit entweder ganz aufgehoben oder in dem Vergleiche zu dem 
normalen Zustande gemindert worden ist. Allein insoweit das Verdorbensein 
einer zum Verkaufe gebrachten Waare nur aus der Abweichung von dem 
normalen hergeleitet werden soll, muss der vermuthliche Wille der den Ver¬ 
kauf schliessenden Personen, die Erwartung, welche nach den Umständen des 
Falles der Käufer hinsichtlich der Beschaffenheit der Waare hegen durfte, 
für die Bestimmung des Normalen als maassgebend angesehen werden. 

Da nun nach den hier getroffenen Feststellungen das von dem Angeklagten 
verkaufte Fleisch zum Genüsse für Menschen nicht überhaupt untauglich war, 
eine Abweichung von dem normalen Zustande nur insofern vorlag, als das 
Fleisch weniger haltbar war und die Käufer von dem Thatumstande, in 
welchem die Minderung der Haltbarkeit ihren Grund hatte, in Kenntniss ge¬ 
setzt worden waren, eine bessere Beschaffenheit der Waare also nicht er¬ 
warten konnten, so fehlt es an der nöthigen Voraussetzung für die Annahme 
des Verdorbenseins. 
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Kleine Mittheilungen. 


Kleine Mittheilnngen. 


Der im Niederländischen Staats - Courant Nö. 86 vom 
11. April 1895 veröffentlichte Königliche Beschluss auf Grund des 
Gesetzes vom 12. April 1895 bestimmt, dass diejenigen Mediciner, welche 
in Deutschland das staatliche Arzt- oder Zahnarztexamen bestanden und in 
den Niederlanden ihre Praxis ausüben wollen, von den beiden naturwissen¬ 
schaftlichen Prüfungen befreit werden können und demgemäss sich in den 
Niederlanden regelmässig nur noch dem theoretischen und praktischen 
medicinischen Examen zu unterziehen haben werden. 


Der Verein zur Unterstützung invalider, hülfsbedürftiger 
Aerzte in Bayern hat, wie der Rechenschaftsbericht für das Jahr 1894 
ausweist, im verflossenen Jahre 20 Collegen unterstützt. Die Gesammt- 
leistung des Vereins an Unterstützungen ergiebt die Summe von 13945 Mark, 
welche sich in Beträgen von 200—1450 Mark auf die einzelnen Unterstützten 
vertheilt. Die Mitgliederzahl, die wiederum eine Steigerung erfahren hat, 
betrug Ende 1894 1785 und umfasst somit ungefähr 85 Procent sämmtlicher 
Aerzte Bayerns, ein rühmliches Zeugniss für den collegialen Sinn der letzteren. 
Ein höchst erfreuliches, in der Geschichte des Vereins einzig dastehendes 
Beispiel collegialen Wohlthätigkeitssinnes lieferte das Ach er'sehe Ehepaar 
in Würzburg, das den Verein zum Haupterben seines Vermögens von 
77000 Mark einsetzte. Durch dieses Vermächtniss ist die Stabilität des 
Vereins fest gegründet. 


Der ärztliche Fensions- und Hülfsverein in Frankfurt a. M. 

hat in seiner letzten Generalversammlung den Beschluss gefasst, dass in ca. 
fünf bis sechs Jahren jeder Arzt, der das 60. Jahr erreicht hat und dem 
Verein mindestens zehn Jahre angehört, eine von Jahr zu Jahr festzusetzende 
Pension erhalten soll. 


Die Hauptversammlung des Preussischen Medicinalbeamten- 
vereins hat in der Sitzung vom 26. April d. J. bezüglich der Stell¬ 
vertretungskosten bei Beurlaubung der Kreisphysiker folgenden 
Antrag: „Der Vorstand des Preussischen Medicinalbeamtenvereins möge beim 
Herrn Cultusminister dahin vorstellig werden, dass die für die Beurlaubung 
unmittelbarer Staatsbeamter nach dem Staatsministerialbeschluss vom 
15. März 1843 maassgebende Begründung, wonach diesen Beamten bei allen 
in den Umständen gerechtfertigten, also unter Belassung des ganzen Gehaltes 
ertheilten Beurlaubungen, die unvermeidlichen Vertretungskosten nicht zur 
Last fallen, sondern auf die betreffenden Staatsfonds anzuweisen sind, 
künftighin auch bei Beurlaubung der Kreisphysiker Anwendung findet“ ein¬ 
stimmig angenommen. 
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Adolf v. Bardeleben f. 

Der Senior der deutschen Chirurgen, Geheimer Ober- 
Medicinalrath, Professor, Generalarzt I. CI., Adolf v. Barde¬ 
leben ist, über 76 Jahre alt, in Berlin nach kurzer Krankheit 
am 24. September gestorben. Unseren Lesern ist die glän¬ 
zende Laufbahn dieses hervorragenden Mannes bereits aus 
den Fach- und Tagesblättem hinreichend bekannt; wir be¬ 
schränken uns daher in diesem kurzen Nachruf darauf, dem 
Verstorbenen den Dank zu zollen, den wir ihm für die Theil- 
nahme schulden, die er ungeachtet seiner hervorragenden 
Stellung und seiner grossen Berufsthätigkeit den Interessen 
des praktischen Arztes entgegengebracht. 

Als Mitte der siebziger Jahre auf unsere Anregung die 
Vorstände der hiesigen ärztlichen Bezirksvereine sich zu 
einem Comit£ constituirten, um die Statuten für einen Ge- 
sammtverband zu berathen, da war es Bardeleben, der 
als Vorsitzender die Aufgabe unternahm, eine Einigung der 
dissentirenden Ansichten herbeizufiihren, und dem es endlich 
nach langen Verhandlungen auch gelang, den sogenannten 
Centralausschuss der Berliner ärztlichen Bezirksvereine An¬ 
fang des Jahres 1878 zu Stande zu bringen. Aus Com- 
promissen hervorgegangen, war diese Organisation zwar 
schwerfällig und mit Mängeln behaftet, jedoch zweifellos 
schon dadurch von Nutzen, dass sie die Collegen näher und 
wenigstens nach aussen hin eine gewisse Einigkeit zum Aus¬ 
druck brachte. Dass diese Organisation nicht vorhielt, dass 
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der Centralausschuss sich jüngst schliesslich in einen Ge¬ 
schäftausschuss der Standesvereine und Geschäftsausschuss 
des Vereinsbundes gespalten —, ja, gegen die Zerfahrenheit 
der Berliner Collegen kämpfen Götter selbst vergebens! 
Bardeleben hat sich energisch gegen eine solche Spaltung 
gewehrt und den Heissspomen noch in einer letzten Zu¬ 
sammenkunft zugerufen: „Lieber keinen Ausschuss 
als zwei!“ 

Durch die im Berliner Vereinsleben gemachten trüben 
Erfahrungen hat sich der Verstorbene jedoch* ganz seiner 
energischen Persönlichkeit entsprechend, nicht abhalten lassen, 
für die ärztlichen Interessen weiter einzutreten, und es weder 
verschmäht, dem Geschäftsausschuss des Deutschen Aerzte- 
vereinsbundes seine Dienste zu leisten, noch als Vorsitzender 
des Westvereins, und als dieser sich gespalten, des IX. Ver¬ 
eins, dessen Ehrenmitglied und Ehrenvorsitzender er bis zu 
seinem Tode war, zu wirken. — Dem Dahingeschiedenen 
werden die deutschen Aerzte stets ein treues und dank¬ 
bares Andenken bewahren. 

A. O. * 
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Entwurf eines Gesetzes 


betreffend 


das Irrenwesen. 

Von Landgerichtsrath Prof. Dr. Medem, Greifswald. 

Siehe Seite 138. 


Durch ein Versehen ist § 7 nicht ganz vollständig wiedergegeben. 
Der Absatz 2 muss heissen: 

„Die Entmiindigungskammern sind auch zuständig für die Be¬ 
schwerden über Anordnungen des Vormundschaftsrichters, sowie für 
die nach § 5 zu erlassenden Anordnungen, insofern dieselben nicht 
dem Process- oder Vormundschaftsgericht zufallen/' 

Es ist damit für die nach § 5 zu erlassenden Anordnungen in 
jedem Falle die Möglichkeit gegeben, auch wo die Process- und Vor¬ 
mundschaftsordnungen darüber Vorschriften nicht enthalten. 
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Die lieentia praetieandi 
in den Vereinigten Staaten. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 


Im vorigen Heft*) hat unser hochverehrter Mitarbeiter Herr Rechts¬ 
anwalt A. Joachim sich der Mühe unterzogen, vom juristischen Stand¬ 
punkte aus in längerer Ausführung die Mittel zu entwickeln, die nach 
seiner Ansicht geeignet erscheinen, die Gefahren zu mindern, welche 
dem Gemeinwohl aus dem durch die Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869 geschaffenen Rechtszustand in Folge der Freigebung der Cur- 
pfuscherei erwachsen. 

Wir selbst freilich sind der Ansicht, dass dies am zweckmässigsten, 
für den ärztlichen Stand sowohl wie für das Gemeinwohl, durch eine 
principielle Regelung der Frage, durch Aufhebung der Curirfreiheit 
zu erreichen sei und haben dieser Ansicht bereits in einer Fussnote 
in Heft 2 dieser Zeitschrift pag. 103 Ausdruck gegeben. Bei dieser 
Gelegenheit haben wir auf die Verhältnisse in den Vereinigten 
Staaten hingewiesen, wie wir sie aus dem belehrenden Aufsatz des 
Herrn Prof. Rohd in Heft 1 dieser Zeitschrift kennen gelernt. Es 
muss doch sehr auffällig erscheinen, dass die freien Amerikaner in 
der in Rede stehenden Frage gerade den entgegengesetzten Weg 
machen. 

Während wir in Deutschland das Curpfuschereiverbot aufgehoben 
und die Curirfreiheit eingeführt haben, sehen umgekehrt auf Grund ihrer 
Erfahrungen die Amerikaner sich gezwungen, Schutzvorkehrungen gegen¬ 
über unberechtigtem ärztlichen Wettbewerb zu treffen und die Ausübung 
der ärztlichen Praxis von einem Befähigungsnachweis, sowohl wissen¬ 
schaftlicher als ethischer Natur, abhängig zu machen. Von diesem 

*) Heft 4, pag. 217 ff. 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 20 
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Die licentia practicandi in den Vereinigten Staaten. 


Gesichtspunkt verdienen die hierauf bezüglichen Gesetzesbestimmungen 
hohe Beachtung, und bringen wir deshalb einige besonders bezeichnende 
Gesetzesparagraphen, die wir einem im Bulletin of the American Academy 
of Medicine *) im Octoberheft 1895 veröffentlichten Aufsatz „Laws regu- 
lating the practice of medicine“ entnehmen, in Folgendem in deutscher 
Uebersetzung *) zum Abdruck: 


Delaware. 8 ) 

§ 13. Nach Erlass dieser Gesetzesacte soll Jeder, der in diesem Staate 
die ärztliche Praxis auszuüben wünscht, zehn Dollar an den Secretär der 
Staatsmedicinalbehörde zahlen und gleichzeitig schriftlich um Zulassung zur 
Prüfung bitten, ausserdem den Beweis erbringen, dass er älter als 21 Jahre ist, 
einen guten moralischen Charakter besitzt, eine gehörige Schul¬ 
ausbildung genossen hat und sein Diplom von einem anerkannten medicinischen 
College stammt. Wer nach Erlass dieser Acte den medicinischen Grad empfing, 
muss nachweisen, dass er wenigstens vier Jahre Medicin studirt hat. Nach form¬ 
gerechter Erfüllung dieser Bedingungen erhält der Applicant die Aufforderung, 
eine der Staatsprüfungsbehörden sich zu wählen. Besteht er das Examen 
nicht, so kann er es nach sechs Monaten und vor Ablauf von zwei Jahren 
vor derselben Prüfungsbehörde wiederholen, ohne dass er von Neuem zehn 
Dollar zu bezahlen braucht. Wird das Zulassungsgesuch in dem gleichen Zeit¬ 
raum zurückgezogen, so soll die Examensgebühr zurückgezahlt werden. 

§ 14. Niemand soll in diesemStaate ohne die erforderliche 
Licenz als Arzt oder Chirurg prakticiren. 

§ 15. Der Friedensrichter eines jeden Bezirkes dieses Staates stellt den 
Erlaubnissschein aus. Dieser muss vom Gouverneur unterzeichnet und vom 
Staatssecretär gegengezeichnet sein, das Amtssiegel tragen und besagen, dfiss 
nur der Besitzer dieses Documents die licentia practicandi im Staate Dela¬ 
ware besitzt. 

§ 16. Die vorgenannten Bestimmungen finden keine Anwendung auf 
Aerzte, welche nur zu gelegentlichen Consultationen in den Staat kommen. 

§ 17. Wer in Verletzung vorgenannter Bestimmungen in 
diesem Staate als Arzt oderChirurg prakticirt, ist eines Ver¬ 
gehens schuldig und wird von dem zugehörigen Gerichtshöfe 
mit Geldstrafe von 100 — 500 Dollar oder Gefängniss bis zu 
einem Jahre bestraft. 

*) Published Bi- Monthly for the Academy by it Secretary Lafayette College, 
Easton, Pa. 

-) Von Dr. Placzeck-Berlin. 

3 ) Die Gesetzesbestimmungen werden durch folgende bemerkenswerthen Worte 
eingeleitet: 

Whereas, the safety of the public may be endangered by i n - 
competent physicians and surgeons, and due regard for public 
health and the preservation of human life demands that none but 
competent and properey qualified physicians and surgeons shall be 
allowed to practise theire profession, therefore, Be it enacted by 
the Senate and House ofReprentatives of the State of Delaware in 
General Assembly met: 
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Maine. 

§ 4- Jeder nicht im Register geführte Arzt soll nach Zahlung von zehn 
Dollar geprüft werden, und wenn seine Qualification von einer Majorität 
der Prüfungsbehörde als zu Recht bestehend angesehen wird, als Arzt oder 
Chirurg registrirt werden und ein Zeugniss hierüber empfangen. 

§ 8. Vom 1. Januar 1896 wird die Behörde alle Applicanten auf ihre 
licentia practicandi prüfen. Jeder Applicant muss nachweisen, dass 
er über 21 Jahre alt und von gutem moralischen Charakter 
ist, dass er ein ausreichendes Wissen in dem Theil der Me- 
dicin besitzt, in dem er prakticiren will, und muss das vor¬ 
geschriebene Honorar entrichten. Die Prüfung soll zum Theil oder ganz 
schriftlich und theoretisch und praktisch sein. 

§9. Wer nach dem 1. Januar 1896, ohne registrirt zu sein, 
prakticiren oder annonciren oder sonstwie dem Publicum 
sich als Arzt oder Chirurg in diesem Staate ausgeben sollte 
oder wer unter gleichen Verhältnissen seinem Namen die 
Buchstaben M. D. anhängen oder den Titel Doctor unter Vor¬ 
spiegelung des Doctor medicinae gebrauchen sollte, soll mit 
Geldstrafe von 100—500 Dollar für jede Zuwiderhandlung oder 
Gefängniss bis zu drei Monaten gestraft werden. 

Von Interesse ist noch, namentlich in Rücksicht auf unsere Verhält¬ 
nisse, §11: 

Dieses Gesetz findet nicht Anwendung auf Hellseher oder Personen, 
welche praktisch anwenden den Hypnotismus, den Magnetismus, die psychische 
Behandlung, die Massage, die sogen. ,,Christian Science“ oder irgend eine 
andere Methode, wofern keine giftigen oder gefährlichen Stoffe verwendet 
werden oder chirurgische Operationen ausgeführt werden, vorausgesetzt, dass 
diese Personen nicht die Bestimmungen über den Titel M. D., Doctor oder 
Arzt verletzen. 


Louisiana. 

§ 1. Die Generalversammlung von Louisiana bestimmt, dass nach Ver¬ 
öffentlichung dieser Acte Niemand, mit alleiniger Ausnahme jener, die bereits 
unter den derzeit geltenden Gesetzen als Aerzte, Chirurgen, Zahnärzte, Heb¬ 
ammen prakticiren, — innerhalb der Grenzen dieses Staates als praktischer 
Arzt fungiren kann, wenn er nicht die von dieser Acte verlangte Qualification 
besitzt. 

§ 2. Hiernach hat jeder Arzt — ausgenommen sind die Zahnärzte — 
vor Eintritt in die Praxis der Prüfungsbehörde ein von einem 
anerkannten medicinischen College ausgestelltes Diplom vor¬ 
zulegen und sich einer Prüfung in folgenden Fächern zu unterwerfen: 
Anatomie, Physiologie, Chemie, medicinische Propädeutik, Geburtshülfe, physi¬ 
kalische Diagnostik, Chirurgie, Materia medica, Hygiene. Ausserdem hat jeder 
nachzuweisen, dass er schon 21 Jahre alt ist, guten Charakter besitzt und 
eine genügende Schulbildung genossen hat. Sind alle diese Vorbedingungen 
erfüllt, so ist der Arzt zugelassen. 

§ 13. Als prakticirender Arzt ist anzusehen, wer dem Namen die Buch¬ 
staben M. D. oder M. B. hinzufügt oder zum Gebrauche für Menschen irgend 

20* 
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eine Drogue oder Medicin oder ein anderes Agens zwecks Heilung von Krank¬ 
heit und Verletzung verordnet. 

§ 19. Zuwiderhandlungen werden gestraft mit Geldstrafe 
von 50—100 Dollar oder Gefängniss von 10—90 Tagen oder mit 
beiden Strafen. 


Montana. 

§ 3. Wer als Arzt zu prakticiren wünscht, hat der Prüfungsbehörde sein 
Diplom zu überreichen, über dessen Rechtsgültigkeit entschieden wird. Ist 
es anerkannt, so hat der Applicant sich einer Prüfung zu unterwerfen, ferner 
nachzuweisen, dass er wenigstens vier Sechsmonatscurse gehört hat. Letztere 
Bedingung ist erst vom 1. Juli 1898 ab zu erfüllen. Die Prüfung soll wissen¬ 
schaftlich und praktisch und möglichst gründlich sein. 

§4. Die Behörde kann die Anerkennung des Zeugnisses 
verweigern wegen unstandesgemässen, unehrenhaften oder 
unmoralischen Betragens. Zur ersteren Art gehört die öffent¬ 
liche Anpreisung ärztlicher Behandlung. 

§7 Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe von 100 
bis 500 Dollar oder Gefängniss von 30—90 Tagen oder mit 
beiden Strafen gestraft. 

Welche schlimmen Erfahrungen müssen die Amerikaner mit der 
Curirfreiheit gemacht haben, wenn sie zu solchen rigorosen gesetzlichen 
Maassnahmen greifen! 1 

Wir können unseren Parlamentariern, auch denen, die jeder Zeit 
bereit sind, für den Befähigungsnachweis einzutreten, nur nicht, wenn 
es sich um das Heilwesen handelt, nur dringend empfehlen, von diesen 
amerikanischen Gesetzen Kenntniss zu nehmen. Vielleicht entwickeln 
sich dann auch bei uns Anschauungen, welche die auf eine Aenderung 
des gegenwärtigen Rechtszustandes gerichteten Bestrebungen nicht mehr 
aussichtslos erscheinen lassen. 
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Der ärztliche Beruf 
und die Standesordnungen. 

Von Professor O. Rosenbach, Breslau. 


Die Bestrebungen der Aerztevereine, die freie Thätigkeit der Aerzte 
oder wenigstens die Selbstbestimmung über die Art des Betriebes der 
Praxis einzuengen und eine Zunft mit festen und gleichen Normen für 
alle Lebensverhältnisse und Persönlichkeiten zu schaffen, haben zur Aus¬ 
arbeitung von Standesordnungen geführt, die solche Tendenzen in immer 
schärferer Weise zum Ausdruck bringen. 

Ich muss aber offen gestehen, dass mich die bisherigen Erfahrungen 
über diese Thätigkeit der ärztlichen Organisationen, welchen Namen sie 
auch immer tragen mögen, nur in der Ueberzeugung bestärkt haben, 
dass die wahren Interessen des einzelnen Arztes (und wohl auch des 
hülfesuchenden Publicums) keine schlechtere Vertretung finden können 
als dort, wo man schönen Redensarten über ärztliche Ethik und (künstlich 
construirte) Standes interessen die Bedeutung einer materiellen 
Leistung zu vindiciren scheint. Glaubt man wirklich Positives zu schaffen, 
die Lage des Einzelnen zu verbessern oder den Stand dadurch zu heben, 
dass man in erster Linie das ethische Verhalten seiner Vertreter be¬ 
mängelt und beständig vom Niedergange des sittlichen Niveaus spricht, 
als ob die Pflichttreue im Berufe, die doch in erster Linie in 
Frage kommt, sich wirklich vermindert habe? Ist von Strafparagraphen 
und Disciplinarmaassregeln eine Besserung der wirthschaftlichen 
Nothlage und der ethischen Schäden zu erhoffen, die höchstwahr¬ 
scheinlich einzig und allein auf den Kampf um die Existenz, also 
wieder auf die wirtschaftliche Nothlage, zurückzuführen sind und 
— unter dem allein richtigen Standpunkte der allgemein mensch¬ 
lichen, nicht der beruflichen Stand esethik betrachtet — über¬ 
haupt nicht so gross sind, als sie von gewisser Seite zum Zwecke der 
Vernichtung der Individualitäten und der Beseitigung der freien Con- 
currenz geschildert werden? 

Die Stellung der praktischen Aerzte — wir können nicht sagen 
der Stand der Aerzte, da in Wirklichkeit heut leider mindestens drei 
Stände oder Stufen bestehen, der der Professoren und der gleich¬ 
geachteten Leiter grösserer Krankenhäuser, der der Specialisten und 
(last und leider least) der der praktischen Aerzte — hat zvveifellos an 
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Bedeutung verloren. Das Ansehen der Praktiker ist natürlich um so 
viel gesunken, als sich das Ansehen der zwei oder drei anderen Stände 
(Stufen) gehoben hat, und da bei freien Berufen, d. h. bei solchen, 
die ihre Einnahmen nur aus der subjectiven Werthschätzung ziehen, die 
die Clienten ihren Leistungen gewähren, die Einnahme ziemlich pro¬ 
portional ist dieser Schätzung durch die öffentliche Meinung, so ist auch 
abgesehen von der beträchtlichen Vermehrung der Zahl der Aerzte klar, 
warum gerade bei den praktischen Aerzten die wirtschaftliche und so¬ 
ciale Misere so gross ist. Sie wird voraussichtlich auch bei den Spe- 
cialisten allmählich zu Tage treten, wenn sich ihre Zahl weiter häufen 
und vor Allem, wenn durch die so dringend verlangte staatliche Ab¬ 
stempelung durch einen Schutzzoll auf den Import von 
Specialisten wieder eine kleinere Reihe von solchen als Autori¬ 
täten höherer Ordnung charakterisirt und zu höheren Preisen 
qualificirt werden wird. 

Die Verringerung des Einkommens kann übrigens nicht allein von 
der allzu grossen Vermehrung der Zahl der Aerzte und von der Er¬ 
richtung der Kassen abhängen; einen wesentlichen Theil der Schuld trägt 
die ungleichmässige Verteilung der Summe der ärztlichen Ein¬ 
künfte auf die drei erwähnten Kategorien von Vertretern des Standes, 
d. h. die allzu beträchtliche Höhe der Honorarquote, die auf die Thätig- 
keit der Specialisten und sogenannten Autoritäten entfällt. Jedenfalls 
müsste man zur Widerlegung des alten Ausspruches von den Schätzen, 
die Galenus verleiht, den Beweis erbringen, dass der gesammte Betrag 
für Honorirung ärztlicher Leistungen in geringerem Maasse ge¬ 
wachsen ist als die Zahl der Aerzte und die Ansprüche des Lebens. 
Dieser Beweis aber wird nicht gelingen, und ich stehe — auf Grund 
geeigneter Erfahrung — nicht an, es auszusprechen, dass, wenn man 
die für ärztliche Leistungen in einem grösseren Gebiete aufgebrachte 
Summe mit der vor zwei oder drei Decennien demselben Zwecke ge¬ 
widmeten vergleichen wollte, man zweifellos zu dem Resultat kommen 
würde, dass das Budget der Ausgaben zu ärztlichen Zwecken 
für den Einzelnen und die Gesamintheit sich um das Mehrfache und 
mindestens entsprechend der Zunahme der Aerzte vergrössert hat. Mit 
anderen Worten: Die gesammte Summe der Honorare für 
ärztliche Leistungen ist wesentlich gestiegen, aber an 
der Steigerung participirt nicht die Gesammtheit der Aerzte, namentlich 
die Praktiker, sondern der Löwenantheil kommt den Specia¬ 
listen zu, und der Rest, der für die so beträchtlich vermehrte Zahl der 
praktischen Aerzte zur Verfügung bleibt, ist natürlich recht klein. 

Man erwäge nur, welche Summen heut für die Behandlung von 
Nerven-, Haut-, Frauen- und Geschlechtskrankheiten, für Massage etc. 
ausgegeben werden, und wird dann verstehen, warum so wenig für die 
praktischen Aerzte übrig bleibt. Das Einkommen des Standes hat sich 
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wahrscheinlich sogar in noch beträchtlicherem Maasse vermehrt, als die 
Zahl seiner Vertreter, sowie in den letzten Decennien das Capital über¬ 
haupt mehr gewachsen ist als die Bevölkerungsquote, aber den Genuss 
des Zuwachses haben nur relativ Wenige. Desshalb werden alle Standes¬ 
ordnungen dem praktischen Arzte von dieser Vergrösserung der 
Gesammtsumme von Ausgaben für ärztliche Zwecke 
ebenso wenig etwas zuführen als von dem Zuwachs des Capitals durch 
unsere gesetzgeberischen Maassnahmen Schutzzölle, Zunftbestrebungen, 
Beschränkung der Handelsfreiheit etc. etwas in die Tasche des kleinen 
Mannes gelenkt wird. 

Wenn man ferner erwägt, welche colossalen Summen für prophy¬ 
laktische und therapeutische Desinfectionszwecke ausgegeben 
werden, so kann man weder den Verbänden, noch dem Einzelnen Vor¬ 
würfe machen, dass mit Ausgaben zum Schutze der Gesundheit gekargt 
werde; aber von den bei der Erhaltung der Gesundheit, wenn man sich 
so ausdrücken darf, betheiligten Factoren (Hygieniker, Chemiker, Fa¬ 
brikanten von Präparaten, Mitteln und Werkzeugen, Specialisten und 
Praktiker) dürfen sich die praktischen Aerzte mit wenigen Ausnahmen 
als die allein Enterbten betrachten. 

Schliesslich vergesse man auch nicht, dass bei der geringeren Be- 
werthung der Würde des Arztes (Galenia honores könnte man mit 
einer Modification des bekannten Wortes sagen) noch andere Einflüsse 
betheiligt sind. In der jüngsten Zeit ist überhaupt die Werthschätzung 
aller freien Berufe resp. ihrer Vertreter sichtlich geringer geworden, 
da der Zeitgeist der Wiederherstellung des Standes- und 
Titelwesens forderlich ist, da die Uniform und Beamtenqualification 
— wie die Decoration der Fagaden auf dem Gebiete der Archi¬ 
tektur, immer höhere Bedeutung gewinnt. 

An dieser Veränderung und Umprägung der Werthe, an dieser 
Ueberschätzung von Aeusserlichkeiten und Unterschätzung der eigent¬ 
lichen Persönlichkeit und Individualität muss natürlich der 
Stand der Aerzte um so grösseren Antheil haben, je mehr gleichzeitig 
auch seine Schutzgöttin, die Wissenschaft (deren Launen die Jünger 
manchmal mehr dienen, als ihren Clienten und ihrer eigenen Stellung 
zuträglich ist), und ihre gegenwärtigen Oberpriester in den Augen der 
Menge ihren Nimbus verloren haben. Das Ideal der Wissenschaft und 
die beschränkten Realitäten, die Aeusserungen der wissenschaftlichen 
Tagesmode, die man so gern damit verwechseln lässt, sind eben 
grundverschieden, und die Vertauschung differenter Begriffe wird schliess¬ 
lich auch den weniger Einsichtigen offenbar, wie der Aufschwung der 
Behandlungsmethoden beweist, die sich in bewussten Gegensatz 
zur* wissenschaftlichen Medicin setzen. 

Die grosse Wirksamkeit dieser bedeutungsvollen Factoren, denen 
man ja noch manche andere anreihen kann, unterschätzen nun viele 
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Aerztevereine, wie andere Vereinigungen, die in Z u n ft bestrebungen 
das Heil sehen, vollkommen. Sie glauben durch Beschränkung der Zu¬ 
lassung zum Studium (Gymnasialbildung), durch längere Dauer des 
Studiums, strenge Examina, durch strenge Gesetze gegen sogenannte 
Uncollegialität — deren Definition eins der schwierigsten Probleme 
ist, zumal Collegialität und Humanität resp. Pflichten gegen den Patienten 
oft nicht leicht zu vereinigen sind — durch Maassnahmen, die den u n - 
bemittelten Arzt stärker treffen als den von Hause aus gut Situirten, 
den Aufstrebenden stärker als den beatus possidens, kurz 
durch prohibitive Maassnahmen aller Art (durch strenge Schutzzölle), dort 
Abhülfe schaffen zu können, wo sich nur neue wirthscha ft liehe 
Formen mit aller Macht an's Tageslicht drängen, wo eben alle Werthe 
und Anschauungen wieder einmal umgeprägt werden müssen. 

So erklärt sich die auf den ersten Blick befremdliche, weil eine 
merkwürdige Einigkeit heterogener Elemente bekundende 
Thatsache, dass in den Aerztevereinen Moralprediger der älteren • 
Generation mit heissspomigen Anfängern aus der jüngsten Periode das 
grosse Wort führen und nach demselben Ziele zu streben scheinen. 
Die Ersteren, die als wirthschaftlich und social gesicherte 
Existenzen sich der Schwierigkeiten des Ringens im Berufe entweder 
nicht mehr erinnern wollen oder noch so gut erinnern, dass sie nicht 
gern noch einmal durch die Concurrenz mit ungesättigten Existenzen 
in diesen Kampf gezogen werden möchten, dringen, da sie eben ftir’s 
Erste keine wirthschaftliche Nothlage empfinden und alle 
Schäden, d. h. die neuen Formen der Concurrenz und sonstige Ver¬ 
änderungen der gewohnten Standesanschauungen nur von mangelnder 
Ethik herleiten, auf den Erlass von Standesordnungen und 
Bestimmungen zur Hebung der ärztlichen Sittlichkeit, 
Maassnahmen, die für den, der die Mannigfaltigkeit ärztlicher Beziehungen 
kennt, von vornherein den Stempel der Illusion und der Unwirksamkeit 
tragen müssen und nur dazu dienen können, einzelnen kleinen Sündern 
die Schwere und Bedeutung irdischer, zumal collegialer Gerechtig¬ 
keit fühlbar zu machen. 

Neben diesen satten Unzufriedenen, die den baldigen An¬ 
sturm auf ihre mühsam erworbene Position voraussehen, giebt es natürlich 
hungrige Unbefriedigte, nämlich solche, deren Existenz noch 
völlig in Frage steht, und die deshalb Reformen anstreben, weil sie 
bei jeder Reform etwas für sich erhoffen dürfen und meist auch erlangen. 
Sie vermögen ihr Ziel, die ihnen günstigen wirthschaftlichen Verände¬ 
rungen herbeizuführen, aber nur zu erreichen, wenn sie sich mit den 
Ersten, den Vertretern der angesehenen und mächtigen Partei, verbinden. 

Zwischen beiden steht die grosse Masse, der mässig situirte 
Mittelstand, der bei allen solchen Bestrebungen nur zu verlieren 
hat, aber in wirklicher Erkenntniss der Missstände im 
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modernenen Berufe — wenn auch ohne genügende Einsicht in 
den Zusammenhang der Dinge und jedenfalls in der, den Praktiker stets 
auszeichnenden, ehrlichen Ueberzeugung, dass etwas ge¬ 
schehen müsse — beiden Arten von Führern folgt, weil er leider 
in den Schlagworten der Leiter das erstrebenswerthe Ziel erblickt 
So kommt die Verquickung von Ethik und Interessen- 
wirthschaft, im Gewände der Humanität, Collegialität und Standes¬ 
würde zu Stande, während doch die wirtschaftlichen Probleme 
für den Arzt ziemlich einfach liegen und keinesfalls nur durch draconische 
Maassnahmen der Lösung entgegengeführt werden können. 

Ich weiss, dass diese Ansichten über die hauptsächlichen Tendenzen 
der Vereine, die sich in gleicher Weise dem Unparteiischen, weil an 
allen Vorgängen durchaus Unbeteiligten, und demjenigen, der sich 
bemüht, die Wurzel aller Geschehnisse tiefer zu suchen, als es die 
Tagesmeinung thut, aufdrängen, nicht von Vielen und namentlich 
nicht von denen getheilt werden, die als treue Anhänger alter Schul¬ 
weisheit glauben, dass schöne Reden über Idealität den aus materiellen 
Gründen Unzufriedenen von der Nichtigkeit seiner Tendenzen überzeugen, 
dass drakonische Strafen im Stande seien, das Bewusstsein der Ungleich¬ 
heit der Pflichten, der Rechte und der Existenzbedingungen, sowie alle 
berechtigten Ansprüche auf friedliche Ausgleichung der Gegensätze 
aus der Welt schaffen, und dass Repressivmaassregeln das Gesetz von 
der Verdrängung des Alten durch das Neue, das sich für die Be¬ 
theiligten stets um so merkbarer vollziehen muss, je mehr sie in 
alte Anschauungen und Handlungsformen eingelebt sind, aufzuheben im 
Stande seien. 

Die Ueberzeugung, dass meine Ansicht über die Ursache der ärzt¬ 
lichen Misere und die Mittel, sie, wenn auch nicht zu beseitigen, so 
doch weniger fühlbar zu machen, wesentlich abweicht von der 
heute und vielleicht noch lange herrschenden, kann mich nicht abhalten, 
sie hier zu äussem, da man meines Erachtens nicht mit kleinen Mittelchen 
und symptomatischen Curen sich vertrösten, sondern die Erkenntniss der 
Ursachen des Krankheitsprocesses anstreben soll. Wenn die Klarheit 
über den Zusammenhang der Dinge leider auch nicht immer die Mittel 
zur Abhülfe bietet — eine Thatsache, die die medicinische Wissenschaft 
und Praxis (trotz aller utopischen Hoffnungen) nur zu oft zu bestätigen 
Gelegenheit hat —, so wird die Erkenntniss doch wenigstens verstehen 
lehren, warum sich die Dinge so entwickeln, und wer sich bemüht zu 
verstehen, wird Manches verzeihen, was die satten pharisäischen Ge- 
müther jetzt als Inbegriff aller Vernachlässigung idealer Interessen 
ansehen und brandmarken. Vielleicht wird man sich dann sogar der 
Einsicht nicht mehr verschliessen, dass die Entwickelung auch ohne 
schmerzhafte Eingriffe, die oft ihren Zweck verfehlen, da sie auf 
mangelnder Einsicht beruhen, ihren richtigen Gang geht, dass nicht 
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immer etwas geschehen müsse, wie diejenigen glauben, die in 
jedem Symptom auch das zu bekämpfende Uebel sehen, kurz dass sich 
die Dinge auch ohne unser energisches Zuthun in dieser 
besten aller Welten gedeihlich entwickeln. 

Veranlassung zu dieser Erörterung, die zu meinem Bedauern vielleicht 
Manchem etwas lang und deplacirt erscheinen wird, hat mir der Erlass 
einer neuen Standesordnung für den Verein der Aerzte 
des Regierungsbezirks Breslau gegeben, in der sich eine Reihe 
von Bestimmungen findet, die theils höchst bedenkliche Eingriffe in die 
sociale und ärztliche Freiheit darstellen, theils wegen ihrer Dehn¬ 
barkeit in die Kategorie der Kautschukparagraphen gehören, 
die jede beliebige Interpretation zulassen. 

Ich halte es desshalb nicht für unwichtig, den Paragraphen der 
Standesordnung eine kurze Erörterung zu widmen, die mit meinen so¬ 
cialen und beruflichen Anschauungen und vielleicht auch mit den An¬ 
schauungen mancher Collegen mehr oder weniger in directem Wider¬ 
spruche stehen, Anordnungen, die ich für äusserst unheilvoll halte, weil 
sie in den Händen von herrschenden Parteien zur schärfsten 
Waffe der Unterdrückung anderer Meinungen und der 
Selbstbestimmung werden können. 

Nach § 4, Al. 4*) würde es in keinem Falle, auch nicht unter 
besonderen Cautelen, gestattet sein, actuelle medicinische Fragen in 
populärer Weise vor einem aus Aerzten und Laien zusammen¬ 
gesetzten Publicum und in öffentlichen Blättern zu behandeln; ja es ist 
dadurch sogar verboten, solche Themata in einer allgemeinen 
Sitzung der Naturforscherversammlung zu erörtern. Da 
nun die diesjährige Versammlung in der ersten allgemeinen Sitzung, zu 
der auch Laien Zutritt haben, einen Vortrag über die Heilserum- 
frage, in der zweiten einen solchen über chirurgische Opera¬ 
tionen am Gehirn bietet, so würden sich die Herren Vortragenden 
nach dem Codex der schlesischen Vereine einer Verletzung der Standes¬ 
pflichten schuldig machen. 

Um auf speciell schlesische Verhältnisse zu exemplificiren, so müssen 
alle diejenigen Aerzte resp. wissenschaftlichen Vertreter der praktischen 
Medicin, die in der Wanderversammlung der Schlesischen Gesellschaft 
für vaterländische Cultur oder in der Hygienischen Section Vorträge 
halten, zur Verantwortung gezogen werden; denn sie berichten über 
Krankengeschichten, Operationen und Heilerfolge in 
einer nichtärztlichen Versammlung. Auf den erwähnten 
Wanderversammlungen der Schlesischen Gesellschaft, die in den grösseren 


J ) Untersagt ist das Berichten über Krankengeschichten, Operationen 
und Heilerfolge in nichtärztlichen Versammlungen, nicht fachwissenschaftlichen 
Zeitungen und Flugschriften. 
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Provinzialstädten abgehalten werden, finden Vorträge statt, zu denen 
der Zutritt Jedermann freisteht. Ein grosser Theil der Vorträge bewegt 
sich natürlich auf praktisch medicinischem Gebiete, und es ist z. B. 
über die Behandlung der Tabes, der Basedow’schen Krankheit, der 
Blennorrhoe der Neugeborenen u. s. w. gesprochen worden; bis jetzt 
hat aber noch Niemand in diesen Berichten über Krankengeschichten, 
Operationen und Heilerfolge etwas der Würde des ärztlichen Standes 
Zuwiderlaufendes gefunden. Die Vorträge der Hygienischen Section sind 
natürlich ebenfalls Allen, die sich für Hygiene interessiren, zugänglich, 
und auch hier lassen sich Handlungen, die unter den § 5 fallen, nicht 
vermeiden. 

Man wende nicht ein, dass die Vortragenden in den erwähnten 
Fällen Männer von anerkannter wissenschaftlicher Bedeutung sind, denen 
jede Reclame und Absicht auf materielle Vortheile fern liegt, da sie mit 
ihren Vorträgen nur die Zwecke der Wissenschaft fördern wollen. Dieser 
Umstand ist gegenüber dem klaren Wortlaute der Paragraphen völlig 
bedeutungslos. Es kommt ja nicht auf den Zweck der Mittheilung, 
sondern allein darauf an, ob eine in die ärztliche Praxis schlagende 
Mittheilung vor Laien, denen die Kenntniss medicinischer Fragen fern 
gehalten werden muss, gemacht worden ist. 

Uebrigens lässt sich in der That bei der heutigen Verquickung 
von Wissenschaft und Praxis eine Beeinflussung des Publicums in solchen 
Fällen — so fern sie auch dem Vortragenden liegt — nicht ausschliessen, 
da die Hörer aus jedem solchen Vortrage praktische Schlussfolgerungen 
über die Richtigkeit bisheriger Behandlungsmethoden und die Quellen, 
von denen man am besten Heilung erhoffen darf, ziehen werden und 
zu ziehen um so mehr berechtigt sind, je grösser die Autorität 
oder der Nimbus des Mannes ist, dessen Ausführungen man 
lauscht. Die Anschauung, die der Vortragende als Ergebniss seiner 
Forschungen bietet, ist nach seinem subjeetiven Ermessen natürlich 
stets die beste, und er hält sich ja desshalb in seinem wissenschaftlichen 
Gewissen für verpflichtet, das, was er für wahr hält, auch zur all¬ 
gemeinen Kenntniss zu bringen, nur um den Leidenden Nutzen 
zu bringen und ohne an praktisch-materielle Folgerungen 
zu denken; aber die günstigen Resultate, zu denen er auf dem Wege 
der reinen Wissenschaft gekommen ist, und die er darum für 
besonders mittheilenswerth hält, werden schliesslich doch ohne seinen 
Willen seinen Nimbus als Arzt erhöhen müssen, und zwar 
um so mehr erhöhen, je weiter er sich wegen seiner Autorität und des 
Ortes und der Art seiner Mittheilung vernehmlich machen kann. Die 
Erfahrungen der letzten Zeit haben immer deutlicher gezeigt, dass der 
wahre Mann der Wissenschaft sogar verpflichtet ist, auch den Laien 
seine Ergebnisse vorzufiihren, damit sie des Heils schneller theilhaftig 
werden, als es bei der engherzigen Kritik und dilatorischen Prüfung 
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durch manchen wenig enthusiastischen Vertreter des ärztlichen Faches 
sonst möglich sein wird. 

Ein Paragraph, wie der eben erwähnte, ist also nach jeder Richtung 
hin zu bekämpfen; denn er ist erstens ein Hemmschuh fiir den wissen¬ 
schaftlichen Eifer, der die sicheren Resultate der Forschung dem ge¬ 
bildeten Publicum mitzutheilen wünscht, er beraubt zweitens das Publicum 
der Möglichkeit, aus berufenem Munde über ärztliche Fragen aufgeklärt 
zu werden, und er liefert drittens eine Handhabe, parteiische 
Distinctionen zwischen einfachen Aerzten, Vertretern 
nicht officieller Anschauungen und Autoritäten zu 
machen. „Der Vertreter der Wissenschaft, spricht eben 
nur im Namen der Wissenschaft, der praktische Arzt zu 
Reclamezwecken“, das ist leider eine Anschauung, der man häufig 
begegnet, während man doch eigentlich kein Recht hat, an dem humanen 
Bestreben beider Kategorien von Aerzten zu zweifeln oder, 
wenn es bezweifelt wird, gerade den einfachen Arzt als den Reclame- 
helden hinzustellen. 

§ 5 1 ) lässt durch Einführung der vieldeutigen Begriffe der „nahe¬ 
stehenden Personen“, der „Zahlungsfähigkeit“ und der „Gewohnheits- 
mässigkeit“ nicht nur der willkürlichen Interpretation vollsten Spielraum, 
sondern beschränkt in durchaus unzulässiger Weise das Recht des 
Arztes, allein die Verhältnisse seiner Clienten und den Werth seiner 
Leistung zu beurtheilen. 

Vor Allem würde nach diesem Paragraphen eine Reihe von ge¬ 
achteten Collegen, die grundsätzlich (oder wenigstens in einer grossen 
Zahl von Fällen) an zahlungsfähige Personen der sogenannten 
höheren Stände keine Liquidation schicken und die Nichtberück¬ 
sichtigung der Honorarverpflichtung oder sogar die constante Ignorirung 
der etwa gesendeten Rechnung — die ja in gewissen Kreisen nicht 
selten Vorkommen soll — in Ansehung der betreffenden Personen still¬ 
schweigend hinnehmen, sich eines Vergehens schuldig machen. 

Nach meiner Auffassung ist auch nichts ungerechter, als die 
Freiheit bezüglich der Höhe der Liquidation zu be¬ 
schränken; denn meiner Erfahrung nach lässt sich das Publicum durch 
die Billigkeit der Behandlung nur selten auf die Dauer fesseln. 
Selbst den Curpfuscher schätzt es oft besonders nach der Höhe der 
Forderung oder macht aus der Höhe seiner Preise einen Schluss auf 
die Ueberlegenheit seiner Kunst über die des billig liquidirenden Arztes; 
ja wie oft werden sogar Specialärzte nur nach der Höhe des Honorars, 


*) Es ist unstatthaft, zahlungsfähigen Personen — mit Ausnahme von 
Verwandten, Standesgenossen, deren Angehörigen und dem Arzte Nahe¬ 
stehenden — das Honorar zu erlassen oder gewohnheitsmässig die Honorar¬ 
forderung unter die Sätze der ärztlichen Gebührentaxe herabzusetzen. 
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das sie fordern, classificirt. Der Arzt, der zu geringe Honorarforderungen 
stellt, schädigt sich also gewöhnlich selbst. 

Nun liegen die Verhältnisse für Abschätzung des Werthes einer ärzt¬ 
lichen Leistung aber doch nicht so einfach, als man im Allgemeinen 
annimmt; denn die Grösse der Leistungen ist verschieden und die 
Schätzung der eigenen Person, des Zeitverlustes, der Leistung ist durchaus 
verschieden und richtet sich nach den Umständen. Ein Arzt z. B., der 
in einem Stadttheile viele neben einander wohnende Clienten hat, kann 
mit vollem Rechte relativ weniger für einen Besuch in Rechnung setzen, 
als der, der nur einige Besuche in verschiedenen Stadttheilen zu machen 
hat; denn der Preis kann oder soll sich doch nach der Arbeits¬ 
leistung, nach dem Aufwande von Zeit und Mühe richten. Auch 
sehe ich keinen Grund, warum ein jüngerer Arzt nicht billiger 
prakticiren solle als ein älterer, warum er eventuell nicht unter die 
Taxe heruntergehen soll, da es ihm ja auch erlaubt ist, eine billigere 
Wohnung zu haben, zu Fuss zu gehen und seine Lebensführung 
wesentlich einfacher einzurichten als der besser Situirte. Vielleicht kommt 
man aber noch dahin, aus Gründen der Standesehre den Aerzten auch 
hierüber Vorschriften zu machen. 

Wenn der Anfänger gleiche Preise nimmt, wie der geschätzte ältere 
Arzt, der im Besitze von Titel, Equipage u. s. w. mit ganz anderem 
Aplomb auftreten kann, so müsste es wunderbar zugehen, wenn sich das 
Publicum nicht lieber an diesen höheren Vertreter des Standes wendete, 
als an den Neuling. So lange also nicht der erstgenannte College 
stets die höchsten Sätze der Taxe in Anwendung bringt, muss 
der neue Jünger Aesculaps unter die Taxe gehen, wenn er nicht 
hungern soll. 

Dass durch solche Verbilligung der Preise schliesslich doch kein 
allgemeiner Preisdruck hervorgerufen werden kann, liegt auf der Hand; 
denn die Grenze der Leistungsfähigkeit und der Mög¬ 
lichkeit, seinen Bedarf einzuschränken, ist namentlich beim 
Arzte schnell erreicht, zumal wenn das Publicum, wie das jetzt auch 
in der Kassenpraxis immer mehr die Regel wird, eine genaue Unter¬ 
suchung und eingehende Beschäftigung mit dem Kranken 
verlangt. Dann wird auch der zu billigen Preisen (zu Schleuderpreisen) 
Geneigte bald einsehen, wie falsch er daran thut, seine Zeit und Leistung 
zu billig zu taxiren. Bei den Kassen- wie bei den Hausärzten, also 
fast ausnahmslos, kann somit ein besonderer Preisdruck nur auf 
Kosten der Qualität der ärztlichen Leistung erzielt werden, und das 
lässt sich auf die Dauer weder das Publicum der Kasse, noch der Privat- 
kranke gefallen; also wird auch hier stets, wenn auch nicht immer sofort, 
eine Regulation eintreten. 

In der hier vertretenen Anschauung, dass Billigkeit der Preise auf 
die Dauer Niemandem nütze, und dass doch der Anfänger, der mit 
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einem angesehenen Collegen auf engem Gebiete in Concurrenz tritt, 
niedrigere Honorare, als die Taxe erlaubt, beanspruchen dürfe, könnte 
man einen Widerspruch erblicken; er ist aber, wie die nähere Be¬ 
obachtung zeigt, nur scheinbar; denn auf die Dauer lassen sich die 
niedrigen Preise nicht aufrecht halten, und das erlaubte Herab¬ 
gehen unter den Minimalsatz der Taxe gilt ja nur für 
denFall, dass der besser situirte Arzt seine Forderungen 
nicht über dieses Minimum erhebt, ja häufig gerade an- 
gesehenen Personen gegenüber besondere Milde walten lässt. Von 
letzterem Verfahren aber erlangt in diesen Fällen nur selten Jemand 
Kenntniss, da sich keiner der beiden Betheiligten dieses Verhältnisses 
zu rühmen pflegt, während ärmere und einfache Leute öfter die Billig¬ 
keit ihres Arztes besonders rühmend hervorzuheben pflegen. 

Der Preis der Leistung wird zweifellos mit der Zunahme der Praxis, 
also mit der Höhe der Nachfrage, wie auf allen wirtschaftlichen Ge¬ 
bieten steigen; aber damit dieses erfreuliche Verhältniss eintrete, muss 
eben erst die Aussicht auf eine Praxis und die Grundlage für die Be¬ 
tätigung gegeben sein. Sie kann aber der Anfänger nur gewinnen, 
wenn er seinen Clienten die gemässen Vortheile bietet. 

Ich kann also in der Beanspruchung eines unter dem Minimum 
der Taxe liegenden Honorars durch jüngere Collegen, die für Viele als 
der Typus uncollegialer und die Standesinteressen ver¬ 
letzender Handlungsweise gilt, unter den erwähnten (Con¬ 
currenz-) Verhältnissen — Liquidation der niedrigsten Sätze durch an¬ 
gesehene und gut situirte Collegen — weder eine unmoralische noch 
eine uncollegiale Handlungsweise erblicken. Der jüngere Arzt muss 
eben berechtigt sein, namentlich wenn seine pecuniäre Lage es 
dringend erfordert, billiger zu liquidiren als der ältere. Er wird ja im 
Allgemeinen sich wegen Ueberflusses an Zeit auch dem einzelnen Falle 
mehr widmen können und sich durch besondere Liebenswürdig¬ 
keit zu empfehlen versuchen müssen. Soll man ihm das etwa auch 
als sträfliche Praxisjägerei verübeln? Wenn seine Menschen¬ 
würde und sein Ansehen beim Publicum nicht leidet, wird seine ärzt¬ 
liche (Standes-)Würde auch nicht leiden. Die besondere Billigkeit 
wird fürs Erste nur die weniger gut Situirten anlocken, und damit 
ist allen Theilen geholfen: der ältere Arzt ist entlastet, der 
jüngere beschäftigt und wenigstens vor dem Hunger geschützt, und 
das Publicum wird durch besonders liebenswürdige Behandlung 
befriedigt. 

Ich bin überzeugt, dass man diese Auffassung in der Zeit des 
Reglementirens und der peinlichen Standesvorschriften leb¬ 
haft bekämpfen wird, aber ich kann die Unrichtigkeit meiner Dar¬ 
legungen erst einsehen, wenn man mir zahle nmässig nachweist, dass 
erstens das bessere Publicum vorzugsweise die besonders billigen Aerzte, 
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d. h. die dauernd unter dem Durchschnitte Prakticirenden, 
aufsucht, und dass zweitens das Gesammthonorar fiir ärztliche Leistungen 
nicht mindestens proportional der Zunahme der Aerzte 
gewachsen ist. Das Publicum verlangt meiner Erfahrung nach — und 
das gilt besonders für die hausärztliche Thätigkeit — vor Allem nach 
Aerzten, deren äussere Lebensverhältnisse günstig scheinen, 
die, wie man sagt, etwas reprasentiren, und bevorzugt daher Aerzte 
mit Titeln und entsprechendem Haushalte vor solchen, die sich dieser 
Auszeichnungen und Vorzüge nicht erfreuen. 

Durch irgend etwas muss also der junge Arzt auf die Clientei zu 
wirken suchen, und wenn er das Publicum aus finanziellen und sonstigen 
Gründen nicht durch die genannten Aeusserlichkeiten captiviren kann 
oder das Glück hat, offenkundige Beweise seiner besonderen 
Tüchtigkeit zu geben, so muss er eben durch besondere Liebens¬ 
würdigkeit und billige Preise sich die Grundlage für eine 
Praxis zu schaffen suchen. Sonst gehört viel Zeit und stoische Philo¬ 
sophie dazu, um ohne Subsistenzmittel zu warten, bis die Ver¬ 
hältnisse sich durch irgend einen glücklichen Zufall oder die Absterbe¬ 
ordnung günstig gestalten. 

§ 8 l ) endlich scheint mir den schlimmsten Eingriff in die indi¬ 
viduelle Freiheit, nach abgelegtem Examen ein Theilgebiet der 
M e d i c i n zum speciellen Arbeitsfelde zu wählen, darzustellen. Die 
Bezeichnung als „Specialist“ enthält meiner Auffassung nach an sich 
doch nur die Erklärung, dass man ausschliesslich eine bestimmte 
Art von Kranken in Behandlung nehmen und auf den Ertrag der all¬ 
gemeinen Praxis verzichten wolle. Ob diese Beschränkung aus dem 
Wunsche, durch specialistische Thätigkeit möglicher Weise reichere Ein¬ 
nahmen zu erzielen, aus dem Gefühle der Unzulänglichkeit für die all¬ 
gemeine Praxis, aus der besonderen Neigung zu einem bestimmten 
Gebiete oder aus dem Bedürfnisse nach ruhiger und bisweilen weniger 
verantwortlicher Thätigkeit entspringt, kann für die Stellung der 
Gesammtheit der Aerzte oder der (Standes-) Vereine gegenüber einem 
solchen Entschlüsse doch ganz gleichgültig sein: Jedenfalls wird dadurch 
gerade der praktische Arzt nicht direct geschädigt, sondern verliert 
sogar einen Concurrenten; die neue Concurrenz betrifft ja nur die 
Specialärzte desselben Faches. 

ln der Bezeichnung als Specialist liegt aber doch ebenso wenig 
die Usurpation eines Titels oder einer Würde, wie in der Bezeich¬ 
nung Patentanwalt, Drain- und Brennereitechniker, sondern nur eine Be¬ 
schränkung des Arbeitsfeldes u. s. w. Der Arzt, der sich eine specialistische 
Bezeichnung beilegt, geht gerade deshalb unseres Erachtens, wie jeder 


') Die missbräuchliche Bezeichnung als Specialist ist unstatthaft. 
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Berufsspecialist, ein beträchtliches Risico ein, — er kann sich ja in der Be¬ 
urteilung der Bedürfnissfrage irren — und während der allgemeine 
Praxis treibende Arzt bei bescheidenen Ansprüchen wohl überall seine 
Rechnung findet, findet der Specialist nicht immer einen geeigneten Boden. 

Dass man ein Examen für Nahrungsmittelchemiker ein¬ 
führt, also das Recht auf diese Bezeichnung nicht freistellt, kann an 
dieser Darlegung nichts ändern; es sei denn, dass man in einem Examen 
auch wirklich die Garantie für die Leistung erblickt. Man kann 
es ja nicht so ohne Weiteres von der Hand weisen, dass der vor die 
Aussicht auf eine strenge Prüfung Gestellte auch wirklich intensiv 
arbeiten wird, um gewissen Anforderungen zu entsprechen; aber man 
vergesse doch nicht, dass beim Examen manche Imponderabilien 
eine grosse Rolle spielen, dass der einfache Examinand doch eigentlich 
nur bewiesen hat, dass er die Ansichten seines Examinators kennt, aber 
nicht, dass er zu besonders selbstständigen praktischen 
Leistungen befähigt ist. Es herrscht sogar vielfach die — wohl in 
dieser Allgemeinheit unrichtige — Anschauung, dass gerade die sieg¬ 
reichen Ueberwinder schwerer Prüfungen als besondere Be¬ 
weise für diese Annahme dienen können. 

Vor Allem aber erwäge man die nicht genug oft hervorzuhebende 
Thatsache, dass die hohe Ausbildung sämmtlicher specia- 
listischer Disciplinen einer Reihe von nicht specialistisch 
examinirten Männern zu verdanken ist. Einige Krittler behaupten 
sogar, dass die specialistischen Leistungen in den Händen der absoluten 
Specialisten ihre Vollkommenheit verlieren (on a les ddfauts de ses 
vertus), und dass gerade der Specialist mit einigen reichlichen Tropfen 
allgemein medicinischen Oels gesalbt sein müsse. 

Wenn das Publicum der Bezeichnung als Specialist eine besondere 
Bedeutung, nämlich die eines Mannes beilegt, der auf seinem Gebiete 
besondere Kenntnisse besitzen müsse, weil er mit der Beschränkung 
auf ein kleines Gebiet ein grosses Risico eingeht, so thut es das 
entweder in Anlehnung an das Dichterwort: „In der Beschränkung zeigt 
sich erst der Meister“, oder auf dieselbe — vielleicht falsche — Voraus¬ 
setzung hin, die es hoffen lässt, bei einem Kaufmann, der nur eine 
bestimmte Sorte von Waaren führt, gerade für diesen Fall besser bedient 
zu werden, als bei einem, der alle Waaren verschleisst. 

Uebrigens hat sich das Publicum zu allen Zeiten seine Specialisten 
selbst geschaffen, indem es aus der Reihe der praktischen Aerzte 
den einen oder den anderen ohne sein Zuthun, ja oft gegen seinen 
Willen, für besonders befähigt zur Behandlung auf einem bestimmten 
Gebiete, dem der Geburtshülfe, der Kinderheilkunde, der Magenkrank¬ 
heiten u. s. w., erklärte und ihm nur auf diesem Gebiete Vertrauen schenkte. 
Ja ich kannte sogar Aerzte, denen das Publicum eine besondere Fähig¬ 
keit zur Behandlung der Wassersucht zuschrieb. 
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Es wäre vielleicht angebracht, noch eine Reihe anderer Bedenken, 
zu denen die Breslauer Standesordnung und, so weit meine Kenntniss 
reicht, auch die übrigen Veranlassung geben, hier zu erörtern. Es 
kommen hier namentlich die Vorschriften über das collegiale Ver¬ 
halten bei Berufung an das Krankenbett in Betracht; vor 
Allem aber verdient eine Erörterung die vom Standpunkte der Logik 
höchst merkwürdige Bestimmung, dass kein Arzt ohne Wissen des anderen 
einen Patienten besuchen darf, während ein halbes Dutzend die Be¬ 
handlung in beliebigem Sinne leiten kann, wenn der Patient nur im 
Stande ist, sich in die betreffenden Sprechstunden bringen zu lassen. 
Vielleicht findet sich Gelegenheit zur Besprechung dieser Punkte, falls 
meine vorstehenden Ausführungen, wie ich hoffe, zu einer Discussion in 
weiteren Kreisen Veranlassung geben seilten. 

Es ist ja nicht wunderbar, dass in der Aera der Bestrebungen, 
einen Ausgleich der Stände herbeizuführen, als naturgemässe Re- 
action auch die entgegengesetzten Tendenzen an Macht 
zunehmen, dass namentlich die Lehre von der Bedeutung der Stand es - 
interessen, von der Heilkraft dieses Factors auch für die wirtschaft¬ 
lichen Schäden, an Boden gewinnt; aber sonderbar nimmt sich die 
Anempfehlung dieses Heilmittels im Munde von Aerzten, den Vertretern 
der freiesten aller Künste — denn ihr Object ist das Individuum 
— aus. Die Aerzte, denen die Gleichheit aller Menschen und die 
Bedeutung des Individuums im Berufe täglich vor Augen geführt 
wird, müssten von der Bedeutungslosigkeit des Schlagwortes von 
den gemeinsamen Interessen der Stände — die doch aus 
verschiedenartigen Individuen mit verschiedenen Bedürfnissen 
bestehen — am ehesten und festesten überzeugt sein. 

Sollten überdies nicht gerade die Aerzte täglich die Erfahrung 
machen, dass- die Werthschätzung ihrer Leistung durch den Einzelnen 
und die Gesellschaft nicht an die Kaste (den Stand), sondern nur an 
die Persönlichkeit, für die selbst heute das Amt und der Titel 
noch nicht in allen Fällen einen genügenden Ersatz liefert, geknüpft ist? 
Man schilt heute den Stand der Aerzte — wie man ihn zu allen 
Zeiten zur Zielscheibe guter und schlechter Witze machte 1 ) — hat aber 
stets die einzelnen Vertreter wegen ihrer persönlichen Eigen¬ 
schaft besonders hoch geachtet, ein Beweis dafür, dass die Miss¬ 
achtung des Standes nicht identisch ist mit einer Geringschätzung 
des Berufes und der Leistungen des Einzelnen. Wer davon noch 
nicht überzeugt ist, den müsste doch der Zulauf, den die von wissen¬ 
schaftlichen Erwägungen freien, einseitigen Anschauungen ergebenen, 
aber als Persönlichkeiten oft imponirenden Vertreter der Laien- 

') Cfr. Referat über R. Fletcher: Medical lore in the older english 
dramatists and poets, p. 306. D. R. 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 21 
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medicin stets erfahren haben und auch heute in steigendem Maasse 
erfahren eines Besseren belehren. 

Also nicht davon, dass die heterogensten Bestrebungen künst¬ 
lich unificirt werden, dass die Aerzte das Abstractum Stand statt 
der Individualität in den Vordergrund stellen, kann Besserung erwartet 
werden, sondern nur von der Erkenntniss, dass das Concretum, der 
einzelne Arzt nach seinen Kräften dazu beitragen muss, dem Publicum 
die Ueberzeugung beizubringen, dass er als Mensch und Vertreter 
eines ehrenvollen Berufs das Mögliche und Beste leistet. 
Dadurch wird das Ansehen der Gesammtheit gehoben, aber nicht durch 
Proclamirung einer Solidarität, die nicht vorhanden ist und nicht vor¬ 
handen sein kann, da die bisherige Entwickelung der Wissen¬ 
schaft im specialistischen Sinne die Anschauung befestigt hat, 
dass die Wissenschaft und das Heil nur bei wenigen Be¬ 
vorzugten zu finden sei. 1 ) 

*) Mit dem vorstehenden Aufsatz eröffnen wir die Discussion über die 
Disciplinarfrage, wohl eine der wichtigsten und brennendsten, welche augen¬ 
blicklich die ärztliche Welt in Deutschland beschäftigt. Wir stehen zwar 
in dieser Frage nicht auf dem Standpunkte unseres hochverehrten Mitarbeiters, 
glauben aber von der uns ertheilten Erlaubniss, den unserigen näher entwickeln 
zu dürfen, um so mehr Abstand nehmen zu können, als Entgegnungen sicher 
nicht ausbleiben werden. Nur die eine Bemerkung sei uns gestattet, dass 
wir selbst, trotz mancher ungünstigen Erfahrungen, die wir im Vereinsleben 
gemacht, doch den Eindruck empfangen haben, dass wohl in der Mehrzahl 
der ärztlichen Vereine es sich keineswegs in erster Reihe um Förderung 
der wirtschaftlichen Interessen handelt; was die heterogenen Elemente zu¬ 
sammenführt, junge und alte Collegen zu gemeinsamem Handeln anspornt, ist 
vielmehr das allseitig empfundene Unbehagen, dass in Folge allerlei Ursachen 
und nicht am wenigsten einer den Aerzten ungünstigen Gesetzgebung, in der 
ärztlichen Gemeinschaft, um nicht das von dem Herrn Verfasser verpönte Wort 
Stand zu gebrauchen, mehr und mehr Vorkommnisse der beschämendsten Art 
unbeschränkt zu Tage treten, Vorkommnisse, die in der unten (s. pag. 315) 
folgenden Begründung des Gesetzentwurfes über die ärztlichen Bezirksvereine 
im Königreich Sachsen eingehend erörtert sind und die kein anderer aka¬ 
demischer Beruf ungestraft duldet. Das ist der Kitt, der in den Vereinen 
die besseren Elemente zu gemeinsamer Abwehr verbindet. Es ist keines¬ 
wegs das erste Mal, dass von Seiten des radicalen Individualismus diese 
Bestrebungen als zünftige bezeichnet werden; welche Früchte diese Richtung 
für die Aerzte gezeitigt, diese Frage hat bereits Hüppe in seinem Aufsatz 
„Naturheilkunde und Schulmedicin“ in Heft 2 pag. 65 gestreift. 

Alsdann will es uns scheinen, als ob der Herr Verfasser durch die 
Mängel in der Codification einzelner Standes- oder Disciplinarordnungen 
sich zu sehr in seiner Meinung hat bestimmen lassen. Kein Geringerer als 
Virchow hat, wenn das Gedächtniss uns nicht täuscht, einmal öffentlich 
ausgesprochen, dass Aerzte für die Redaction von Gesetzesbestimmungen 
sich nicht besonders eignen, dass jedenfalls die Juristen ihnen hier „über“ 
sind. Schlecht codificirte Standesordnungen involviren freilich eine grosse 
Gefahr, und nach dieser Richtung hin erscheint allerdings grosse Vorsicht 
geboten. Aber eine schlechte Codification berechtigt doch noch nicht dazu, 
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Was kann die medicinische Statistik 
dem Arzte, was kann der Arzt der medi- 
cinischen Statistik nützen? 

Von Dr. Theodor Altschul, k. k. Sanitätsrath, Prag. 


Dem witzigen Talleyrand wird der Ausspruch zugeschrieben: „Die 
Statistik ist die Lüge der Zahlen.“ Nicht jeder geistreiche Ausspruch 
entspricht aber der Wahrheit, und das eben citirte geflügelte Wort des geist¬ 
reichen Franzosen ist ebensowenig thatsächlich berechtigt, wie sein bekannter 
Spruch: „Die Sprache ist dem Menschen gegeben, um seine Gedanken zu 
verbergen.“ 

Die medicinische Statistik ist das Stiefkind der medicinischen 
Wissenschaften geworden, die sogenannten „exacten Doctrinen“, in erster 
Linie die experimentellen Wissenschaften und allen voran die Bacteriologie 
haben die medicinische Statistik weit zurückgedrängt, und nur wenige Aerzte 
wenden diesem Aschenbrödel der Medicin ihre Aufmerksamkeit zu. 

Zwar ist die Medicinal-Statistik nicht ganz von der Bildfläche ver¬ 
schwunden; im Gegentheile! Es erscheinen alljährlich eine grosse Menge 
umfangreicher Bände (meist officieller) Statistik; aber von den Aerzten ver- 
stossen, hat sich die medicinische Statistik in die officiellen Statistischen 
Aemter gerettet, wo sie von Laien, oder richtiger gesagt von Fachstatistikem, 
die nicht Aerzte sind, gepflegt, wie das Aschenbrödel des Märchens von dem 
Märchenprinzen mit Gold und Flitter, hier mit complicirten mathematischen 
Formeln und Wahrscheinlichkeitsrechnungen aufgeputzt wird, ohne dadurch 
an Werth für den Arzt thatsächlich zu gewinnen. 

Die medicinische Statistik muss, wie dies schon der Name be¬ 
sagt, der Medicin, den Aerzten wieder zurückgegeben werden, was schon 
Oesterlen in seinem bekannten Werke: „Handbuch der medicinischen 
Statistik“ (Tübingen 1865) mit Recht betonte. Ich habe die ausführliche Be¬ 
gründung dieser Forderung in meiner vor Kurzem erschienenen Schrift: „Kritische 
Bemerkungen zur medicinischen Statistik“ (Klinische Zeit- und Streitfragen, 
Heft 8. Wien 1894) versucht und verweise diesbezüglich auf diese Arbeit. 
Hier soll nur untersucht werden, ob dieser Eroberungszug, dieser Kampf 
der Mühe lohnt, und was die medicinische Statistik dem Arzte 
nützen kann? 


den Werth einer Disciplinarordnung überhaupt in Abrede zu stellen. Das 
hiesse doch, das Kind mit dem Bade ausschütten! Die grosse Mehrzahl der 
deutschen Aerzte ist der Ansicht, dass bei der kritischen Lage, in der sie 
sich befinden, eine Disciplinarordnung erforderlich ist; in einem Theil der 
deutschen Staaten, Baden, Braunschweig, Hamburg, ist sie, und zwar mit 
Erfolg bereits durchgeführt, Sachsen schickt sich an, das Gleiche zu thun, 
von Preussen wissen wir, dass es sich nicht überstürzt; es bleibt somit hin¬ 
reichende Zeit, die wichtige Frage in aller Ruhe, sine Studio et ira zu 
discutiren und hierbei namentlich die in den anderen deutschen Staaten 
gemachten Erfahrungen nicht ausser Acht zu lassen. D. R. 

21* 
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Da drängt sich uns sofort die weitere Frage auf: die medicinische 
Statistik, wie sie heutzutage (mit wenigen Ausnahmen) geübt wird, oder die 
medicinische Statistik, wie sie sein soll? 

Unsere heutige Statistik kann allerdings dem Arzte keinen allzu 
grossen Nutzen bringen (w’omit durchaus nicht behauptet werden soll, dass 
selbst in der üblichen Form die Statistik nutzlos ist), denn die Grund¬ 
zahlen, die von den Aerzten geliefert werden, sind leider nicht immer, fast 
könnte man sagen sehr oft, wenig verlässlich, wodurch die aus denselben 
abgeleiteten Schlussfolgerungen an Verlässigkeit naturgemäss nicht gewinnen 
können; es wird also dieses Urmaterial exacter geliefert werden müssen, und 
in der Auseinandersetzung, wie dies zu geschehen habe, wird die Antwort 
auf den zweiten Theil des Titels dieses Artikels: „Was kann der Arzt 
der medicinischen Statistik nützen?“ gegeben werden müssen. 
Dass die medicinische Statistik in der That einer Reform an Haupt und 
Gliedern überaus bedürftig ist, habe ich des Näheren in meiner vorher 
citirten Schrift erörtert, in welcher ich mit einer Reihe diesbezüglicher Vor¬ 
schläge hervorgetreten bin. Ich bin weit entfernt davon, diese Vorschläge 
als die einzig möglichen oder auch nur die einzig richtigen hinzustellen, aber 
ich bin der festen Ueberzeugung, dass nur eine entsprechend reformirte 
medicinische Statistik für den Arzt und seine Wissenschaft von Nutzen sein 
kann, und dass diese Reform, welcher Art immer die Details derselben sein 
mögen, in erster Linie in einem durch eine internationale Staaten¬ 
convention gesicherten einheitlichen Vorgehen in der Gewinnung und 
Bearbeitung der Urzahlen bestehen muss. 

Durch ein derartiges gleichartiges Vorgehen ist erst eine Ver¬ 
gleichung der Zahlen möglich, und in dieser Vergleichung liegt der wichtigste 
Nutzen für unsere Wissenschaft verborgen. Durch eine auf diese Weise ge¬ 
wonnene exacte Medicinalstatistik w f ird es nicht allzu schwer werden, uns 
über die Verbreitung der Volksseuchen und über deren Zusammenhang mit 
äusseren supponirten oder bisher gar nicht geahnten Entstehungsursachen 
(dem ätiologischen Moment) Gewissheit zu verschaffen. Diese Gewissheit 
kann nur die medicinische Statistik geben, w-eiche die wichtigste Grund¬ 
lage jeder epidemiologischen Forschung und Schlussfolgerung bildet. Fragen 
wir uns, was hat die Bacteriologie, die jetzt die epidemiologische Forschung 
beherrscht, bisher zur Aufklärung der Verbreitung der Volksseuchen bei¬ 
getragen? Wir müssen, w'enn wir aufrichtig sein wollen, gestehen: Sehr 
wenig! 

Nehmen wir die Cholera, als eine der beststudirten Volksseuchen als 
Beispiel. Es ist ein unsterbliches Verdienst von Robert Koch, in dem 
Choleravibrio die Ursache der Cholera er krank ung gefunden zu haben, das 
ist ein Triumph der Bacteriologie; aber es ist dies auch der einzige Triumph 
in der Cholerafrage. 

Ueber die Art der Verbreitung dieses Keimes, über die Entstehung 
von Choleraepidemien wissen wir trotz dieser epochalen Entdeckung blut¬ 
wenig. Man braucht nur die Verhandlungen des „Deutschen Vereins für 
öffentliche Gesundheitspflege“ (September 1894, zu Magdeburg) über „die 
Maassregeln zur Bekämpfung der Cholera“ aufmerksam zu verfolgen, um sich 
zu sagen, dass Alles, was bisher zur Bekämpfung der Cholera Thatsäch- 
liches geleistet w'urde, nicht durch den Fund des Choleravibrio, sondern 
weit mehr durch die auf statistischer Basis gewonnenen epidemiologischen 
Thatsachen veranlasst erscheint. 

Wenn man in den von keiner Seite widersprochenen Thesen, die in 
Magdeburg aufgestellt w'urden, den Satz findet, dass Verkehrsbeschrän¬ 
kungen hinsichtlich der Ein- und Durchfuhr auf das Mindestmaass zurück- 
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Zufuhren seien, so ist damit implicite zugegeben, was übrigens auch Koch 
selbst zugeben musste, dass es noch Hilfsursachen giebt, die nach Ein¬ 
schleppung des Cholerakeimes den Ausbruch der Seuche erst bedingen; dann 
wird man aber auch, was gleichfalls bei den erwähnten Verhandlungen ein- 
müthig zugestanden wurde, die örtlichen und zeitlichen Dispositionen, gleich¬ 
gültig, worin diese bestehen, als die wichtigsten Momente ansehen müssen, 
und diese Momente sind schon in der vorbacteriologischen Zeit durch die 
medicinische Statistik unwiderlegbar als maassgebend für die Cholera¬ 
verbreitung hingestellt worden. Ist der Cholerakeim als solcher für sich 
allein im Stande, Cholera zu erzeugen, dann ist die weitgehendste Verkehrs¬ 
beschränkung vollauf gerechtfertigt, dann wäre der materielle Schaden, der 
dadurch der Bevölkerung zugefugt wird, aufgewogen durch die bedeutende 
Verminderung der Gefahr einer Choleraepidemie; sow r ie man aber diese 
„Beschränkung“ als nutzlos aufgiebt, hat man auch ausgesprochen, dass 
der Cholerakeim allein die Cholera in einem Orte nicht erzeugt, was 
durch die bekannte Statistik der indischen Aerzte schon längst be¬ 
wiesen wTirde. 

Die medicinische Statistik ist also in weit höherem Maasse, als die 
Bacteriologie, im Stande, den Arzt über die Verbreitungsart der Seuche und 
über die wahren veranlassenden Momente derselben zu unterrichten, und dies 
gilt nicht nur für die Cholera, sondern für alle epidemischen Krank¬ 
heiten überhaupt. 

Die medicinische Statistik ist aber auch Weiteres im Stande, dem Arzt 
über den Werth der prophylaktischen Maassnahmen Aufklärung 
zu geben. 

Durch vergleichende Statistik kann man sicher stellen, ob jene Maass¬ 
regeln , die man in einem Staate oder einer Stadt als „verlässlich“ zur Be¬ 
kämpfung einer Seuche anspricht, auch die in sie gesetzte Zuversicht recht- 
fertigen. Und auch nach dieser Richtung bietet uns die Choleraprophylaxe 
lehrreiche Belege. 

Die Statistik der Choleraepidemien hat es für Jeden, der die Zahlen 
zu lesen versteht, über allen Zweifel gestellt, dass die bis vor ganz kurzer 
Zeit üblich gewesenen strengen Schutzmaassregeln weit über das Ziel 
schiessen; die Statistik hat den Beweis erbracht, dass wederdereinseitige 
Contagiositätsglaube, noch die starre localistische Auffassung für alle Fälle 
das Richtige getroffen habe. 

Dass das Trinkwasser in manchen, vielleicht in vielen Fällen mit der 
Choleraverbreitung in einem gewissen ätiologischen Zusammenhänge steht, 
hat die Statistik schon zur Zeit der ersten Choleraepidemien wahrscheinlich 
gemacht; spätere exactere statistische Untersuchungen haben aber anderer¬ 
seits sicher gestellt, dass wir damit nicht die einzige, ja sogar nicht die 
häufigste Ursache der Choleraverbreitung erforscht haben; es mehrten sich 
die statistischen Nachweise, dass in sehr vielen Fällen dem Trinkwasser die 
Rolle des Trägers des Choleravirus nicht zuerk^nnt werden kann. Erst in 
allerjüngster Zeit sind von zwei böhmischen Städten sehr genaue statistische 
Untersuchungen („Die Cholera in Podebrad“ von Boucek und „die Cholera 
in Jungbunzlau“ von Semeräd) erschienen, die es ausser Zweifel stellen, 
dass für diese Städte in allen bisher beobachteten Choleraepidemien das 
Trinkwasser als Verbreitungsmittel der Cholera nicht angesehen werden kann, 
und in den choleraimmunen Orten kann das Trinkwasser noch so schlecht 
sein, und es können viele Cholerafälle „eingeschleppt“ werden, ohne dass es 
zu einer Epidemie kommen kann. 

Die medicinische Statistik weist mit Macht darauf hin, dass die Cholera 
auf verschiedenem Wege in die Ortschaften und in den Menschen gelangt. 
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dadurch wird es klar, dass eine Prophylaxe, die nur ein Moment, zumeist 
das Trinkwasser, berücksichtigt, nicht sehr wirksam sein kann. 

Nur die vollständige Assanirung der Ortschaften ist das beste Prophy- 
lacticum, das hat man in Indien (so z. B. im Fort William) erkannt und be¬ 
wiesen, und man kommt jetzt auch in Deutschland allmählich zu derselben 
Erkenntniss. 

Die grosse Zuversicht, die Koch gelegentlich der bereits erwähnten 
Verhandlungen der „Deutschen Gesellschaft für öffentliche Gesundheitspflege“ 
in die im Deutschen Reiche angeordneten Schutzmaassregeln setzt, scheint 
mir daher durch die Thatsachen nicht gerechtfertigt. Vor wenigen Jahren 
noch hätte man im Deutschen Reiche und hätte Koch selbst die (glücklicher 
Weise eingeschränkten) prophylaktischen Maassnahmen von heute als durch¬ 
aus nicht ausreichend befunden, und es wird, dessen bin ich überzeugt, über 
kurz oder lang noch die Zeit kommen, wo man auch auf das „Trinkwasser“ 
und die „Flussläufe“ nicht so sehr pochen wird, wie das jetzt geschieht. 
Die Assanirungswerke, über welche gegenwärtig fast alle 
deutschen Städte verfügen, sind der Schutzwall gegen die 
drohende Choleragefahr gew esen, nicht die „prophylaktischen Maass¬ 
nahmen“, die in Russland vielleicht noch strenger durchgeführt wurden, ohne 
dort jene Wunder zu wirken, wie in Deutschland. 

Dazu kommt aber noch, dass die Statistik aus früheren Pandemien Bei¬ 
spiele genug darbietet, dass die Cholera den ihr imputirten „gesetzlichen“ 
Weg nicht beschritten hat, und auch gegenwärtig können wir die Thatsache, 
dass die in Galizien herrschende Seuche w-eder nach Deutschland, noch auch 
in die anderen österreichischen Provinzen Übergriff, nur dem Charakter 
der diesmaligen Epidemie und keineswegs den sehr zahmen prophylaktischen 
Maassnahmen zuschreiben. In dem durchseuchten Gebiete fanden ausgedehnte 
militärische Uebungen mit einem Massenaufgebot von Mannschaft statt, und 
dennoch wurde dieSeuche nicht in einem einzigen Falle weiter¬ 
geschleppt. 

Das kann man statistisch nachweisen, bacteriologisch erklären 
kann man es aber wenigstens vorläufig nicht. 

Aehnliche Beispiele Hessen sich in Menge anfiihren, die oben angeführten 
genügen wohl, um zu bew-eisen, dass die Statistik in der Seuchenlehre bereits 
sehr viel geleistet hat und noch mehr leisten wird, wenn sie exacter und 
gründlicher von Aerzten geübt wird, als bisher — quod erat demonstrandum! 

Einen sehr grossen Nutzen kann weiter die Statistik in den Fragen der 
Schulhygiene schaffen und insbesondere zu der wichtigen Frage: Ist die 
Schule wirklich das Verbreitungsmittel der acuten Exantheme 
(und der Diphtherie) des schulpflichtigen Alters, und kann durch die jetzt aller 
Orten übliche Maassregel des Schulausschusses der Hausgenossen 
eines an einer infectiösen Erkrankung darnieder liegenden Schülers die Aus¬ 
breitung der epidemischen Krankheit unter denSchülern ver¬ 
hütet werden? 

Unser bisher übliches Verfahren in derartigen Fällen entspricht mehr 
einer alten Gewohnheit, einem Glauben, als einem positiven Wissen und 
der Gewissheit, durch die beliebten Maassregeln thatsächlich einen Nutzen 
gestiftet zu haben. 

Haben die strengen Isolirungs- und Ausschliessungsmaassregeln in den 
Schulen, seitdem sie zu Recht bestehen, thatsächlich eine irgendwie auffallende 
Verminderung der epidemischen Kinderkrankheiten im Gefolge gehabt? Ist 
es z. B. gelungen, die Masernepidemie irgend nennenswerth zu beschränken, 
seitdem man alle Kinder vom Schulbesuch femhält, deren Hausgenossen an 
Masern erkrankt sind? Wasserfuhr hat schon vor längerer Zeit dies 
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verneint, aber eine sichere Antwort auf diese Frage kann wieder nur die 
Statistik geben. 

In einem auf dem Berliner Congresse vom Jahre 1890 gehaltenen Vor¬ 
trage: „Ueber die Durchführbarkeit der ärzlichen Schulaufsicht“ habe ich 
gezeigt, dass in Prag, Berlin, Breslau, Dresden und München trotz der strengen 
Maassnahmen die Masemmortalität gar nicht beeinflusst wird, und dass hier 
die von Oldendorff gefundene „Periodicität der Zahlen“ Epidemiejahre 
mit freien Jahren fast typisch abwechseln lässt, wie in früherer Zeit, wo 
man mit dem Schulausschlusse weniger rasch bei der Hand war und wo eine 
Anzeigepflicht noch nicht bestand. 

Damit ist nicht etwa behauptet, dass die Masern nicht contagiös sind, 
obwohl der stricte statistische Beweis auch hierfür noch nicht erbracht 
ist, aber die üblichen prophylaktischen Maassregeln in den Schulen sind den 
Masern gegenüber ziemlich machtlos, dass steht statistisch fest, und deshalb 
kann man schon heute auf Grund der statistischen Ergebnisse den Vorschlag 
machen, bei Masern mit dem Schulausschlusse der Hausgenossen nur bei bös¬ 
artigen Epidemien und höchstens noch in Kleinkinderbewahranstalten und 
Kindergärten, wo mit dem Femhalten von der Schule den Kindern kein päd- 
agogischer Nachtheil erwächst, einzuschreiten, sonst aber ein Auge zuzudrücken. 
Für das Vorgehen bei den anderen infectiösen Krankheiten der Schuljugend 
fehlt bisher eine genügend verlässliche und gerade auf diesen einen Punkt 
hin gerichtete Statistik. Was bisher nach dieser Richtung hin vorliegt, ist 
von der vorgefassten Meinung dictirt, dass die Schule die Brutstätte der 
infectiösen Kinderkrankheiten ist. Vielleicht ist diese Meinung richtig, 
aber bewiesen ist sie durch das bisherige statistische Material keineswegs, 
und es wird noch einer grossen Reihe genauer statistischer Erhebungen durch 
Schulärzte, die allein ein vollständiges und verlässliches Material herbei- 
schaflfen können, und zwar nicht an einem oder dem anderen Orte, sondern an 
den verschiedensten Orten, unter den verschiedensten localen Aussen- 
verhältnissen bedürfen, ehe man hier mit irgend einer Berechtigung sein 
Endurtheil wird abgeben können. 

Ein Eingehen in die Details dieser interessanten statistischen Frage 
würde den mir zur Verfügung gestellten Raum weit überschreiten, weshalb 
ich, so verlockend dies auch ist, davon abstehe. 

Dass die therapeutischen Erfolge einer neuen Operation, einer Drogue 
oder eines anderen Heilmittels z. B. des Diphtherieheilserums, um gleich 
die acuteste Tagesfrage zu berühren, nur durch genaue, vorurtheilslose 
und zahlreiche, über einen längeren Zeitraum ausgedehnte statis¬ 
tische Erhebungen sicher gestellt werden können, bedarf keines weiteren 
Beweises. Die jüngste Vergangenheit bringt in fast jedem Jahre neue Belege 
hierfür. Wie viele Mittel und Heilmethoden wurden nicht in den letzten 
Jahren als fast unfehlbar und ganz unschädlich hingestellt, mit einer Casuistik, 
die an die Richtigkeit dieser Behauptung glauben liess, ausgestattet in die 
Welt geschickt? Da kam dann die unerbittliche Statistik, indem von allen 
Seiten die Aerzte ihr statistisches Material zur Verfügung stellten — und 
der schöne Wahn entfloh! 

Mit der Anführung dieser Thatsache bin ich unversehens schon in das 
Gebiet der zweiten, oben aufgeworfenen Frage gelangt: Was kann der Arzt 
der Statistik nützen? Die Beantwortung dieser Frage kann wesentlich 
kürzer gehalten sein, als jene der ersten; denn diese Antwort ist eigentlich 
schon in den bisherigen Ausführungen grösstentheils enthalten. 

Der praktische Arzt muss für die medicinische Statistik, insoweit sie 
den Namen medicinische Statistik verdient, Alles leisten, die medi- 
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cinische Statistik ist ohne die werkthätige und freudige Mit¬ 
hülfe des Arztes einfach unmöglich. 

Der Arzt hat die Urzahlen für unsere Statistik zu liefern, und der Nutzen, 
den der Arzt der Statistik bringen kann, besteht in erster Linie in der Wahr¬ 
heit seiner Angaben und in der Erfüllung seiner Anzeigepflicht. Dass ihm 
die Letztere leicht gemacht werde, leichter wie bisher, ist eine berechtigte 
Forderung, und ich verweise, um nicht weitläufig zu werden, auf meine oben 
citirte Schrift: „Kritische Bemerkungen zur medicinischen Statistik“, worin 
diese Frage ausführlich dargelegt erscheint. 

Der Arzt kann aber der medicinischen Statistik, ausser dieser mehr 
officiellen Dienstleistung noch unendlich viel nützen, wenn er aus freien Stücken 
bei allen Fragen, welche die Entstehungsart und Therapie einer Krankheit 
betreffen, seine s p e c i e 11 e n Erfahrungen bekannt giebt und damit einen über¬ 
aus werthvollen Beitrag liefert zu umfangreichen und verlässlichen statistischen 
Forschungen in eben diesen Fragen. 

Es ist durchaus nicht nöthig (und auch gar nicht erwünscht), dass jede 
solche Mittheilung eine streng wissenschaftliche Arbeit darstellt, welche die 
gesammte Fachlitteratur anführt, es ist die knappe und vorurtheilsfreie 
Anführung der Thatsachen für die Statistik ungleich werthvoller, als eine 
gelehrte theoretische Auseinandersetzung, die von vom herein den Nebenzweck 
verfolgt, die construirte Theorie scheinbar ziffermässig zu beweisen. 

In der Statistik gelten aber nur jene Schlüsse, die aus einem sehr 
grossen, unter den verschiedensten Aussenverhältnissen ge¬ 
sammelten Material unzweideutig und mit zwingender Nothwendig- 
keit abgeleitet werden. Deshalb ist die Mitwirkung aller Aerzte aller 
Nationen nöthig, wenn man richtige statistische, bezw. epidemiologische 
Schlüsse ziehen will; dass dabei eine internationale Staatenconvention die 
Gleichartigkeit und dadurch die Vergleichbarkeit der Urzahlen zu sichern 
hätte, wurde schon früher erwähnt. 

Man wrird hier vielleicht einwenden, dass die Spitalsstatistik den 
eben erhobenen Anforderungen entspricht und bekanntlich dennoch nicht allzu 
verlässlich ist. 

Der Einwand ist aber durchaus nicht stichhaltig: die Krankenhausstatistik 
ist ein werthvoller Theil der Morbiditätsstatistik (weniger schon der Mor¬ 
talitätsstatistik), sie ist aber eben nur ein Theil, der für sich allein betrachtet 
gar keine Schlüsse auf das Ganze zulässt. 

Die Kranken der Spitäler sind nicht ein äquivalenter Theil der Gesammt- 
bevölkerung, sie sind eine Menschengruppe, die rein zufällig (und für jedes 
Krankenhaus können die äusseren Momente, die den Kranken in die Kranken¬ 
anstalt treiben, verschieden sein) gerade in dieser Zusammensetzung nach 
Krankheit, Alter und Beruf sich hier zusammengefunden haben (vgl. auch 
Oesterlen, S. 30). Die Krankenhausärzte werden demnach allen Grund 
haben, bei der statistischen Verwerthung ihres Materials sehr vorsichtig zu 
Werke zu gehen, sonst führt gerade die Spitalsstatistik zu den grössten Trug¬ 
schlüssen, wie dies leider nur zu oft geschieht. 

Damit der Arzt aber sich nützlich in den Dienst einer verlässlichen und 
dann gewiss überaus nutzbringenden Statistik stelle, ist es nöthig, schon 
während der Studienzeit dem jungen Mediciner die Nothw r endigkeit und den 
Werth einer solchen Statistik klar zu legen; die medicinische Statistik soll 
ein Lehrgegenstand an allen Universitäten werden, wodurch ihr Ansehen in 
Aerztekreisen gewiss wieder zunehmen würde. 

Soll aber die Medicinalstatistik und das gesammte öffentliche Gesundheits¬ 
wesen überhaupt mit Erfolg ausgebaut werden, dann muss, w r as ich bei jeder 
sich mir darbietenden Gelegenheit betont habe, und was ich immer aufs 
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Neue wiederholen werde, die öffentliche Gesundheitspflege einen be¬ 
sonderen Zweig der Staatsverwaltung bilden, und es muss ein 
Arzt mit voller parlamentarischer Verantwortung und aus¬ 
gerüstet mit den Gewalten eines Ministers an der Spitze dieses 
Ressorts stehen, es muss mit einem Worte Gesundheitsministerien 
ebenso geben, wie Ministerien für Ackerbau und Viehzucht. Ob dieses mit 
voller Executive ausgerüstete und unter einer ärztlichen Leitung stehende 
Staatsamt dann den Namen „Ministerium“ wirklich fuhrt, oder nur „Gesund¬ 
heitsamt“, das ist hier irrelevant, die Hauptsache ist die „Selbstständig¬ 
keit“ desselben und die Gleichstellung bezüglich der Machtbefugnisse mit 
den anderen Ressortministerien. — 

Wir haben gesehen, was bei dem keineswegs einwurfsfreien Material die 
medicinische Statistik trotzdem bisher Positives geleistet hat, und ich habe 
mich bestrebt, anzudeuten, um wie viel mehr noch zu leisten wäre, wenn 
man die medicinische Statistik intensiver pflegen und entsprechend reformiren 
würde. Ich will dadurch keineswegs die Erfolge der Bacteriologie etwa 
verringern oder negiren; auf biologischem und therapeutischem Ge¬ 
biete hat die Bacteriologie ganz Grossartiges geleistet und wir können von 
der nächsten Zukunft von diesem jüngsten, aber „hoffnungsvollsten“ Zweig 
unserer Wissenschaft noch weit mehr mit voller Zuversicht erwarten, aber 
bezüglich der epidemiologischen Verwerthung der bisherigen bacterioiogischen 
Funde bin ich etwas weniger optimistisch, als die meisten Hygieniker resp. 
Bacteriologen, die aus dem Laboratoriumsversuch, aus dem Mikrokosmus, 
auf den Makrokosmus, den Vorgang in der grossen Natur, schliessen zu können 
meinen; hier, meine ich, ist trotz aller, gern zugegebenen epochalen Fort¬ 
schritte der Bacteriologie noch immer die medicinische Statistik die 
kräftigere Schwester, das sollte man anerkennen. Bacteriologie und Statistik 
müssen sich ergänzen, nicht aber w r ie bisher eine „ausgewählte“ Statistik, die 
der bacteriologisch gestützten Theorie passt, sondern eine freie, unabhängige 
und exacte Statistik, die Thatsachen sammelt, deren Erklärung die 
Bacteriologie zu besorgen hat; hat man dazu sich aufgeschwungen, dann ist 
der Zeitpunkt gekommen, w r o thatsächlich die Statistik dem Arzte, 
der Arzt der Statistik und beide in Gemeinschaft mit der Bac¬ 
teriologie der gesammten Menschheit den grössten Nutzen 
w’ürden bringen können! 
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Bobert Fletoher, Medical lore in the older english dramatists and 
poets (exclusive of Shakespeare). Bulletin of the Johne Hopkins 
Hospital. Baltimore, May-June 1895. Referent: Placzek (Berlin). 

Nur zu oft erhoben und leider wohl begründet ist die Klage, dass bei 
dem neuzeitlichen Schnellschritt medicinischer Fortentwicklung die heran- 
wachsende Aerztegeneration für ferner liegende Dinge keinen Sinn hat und 
selbst einen so wichtigen Wissenszweig wie die Geschichte der Medicin arg 
vernachlässigt. Um so grössere Anerkennung verdient es, wenn dessen un¬ 
geachtet die Forschung sich solchen Gebieten zuwendet und die Grenzen 
ärztlicher Allgemeinbildung zu erweitern strebt. So leiten auch das Maiheft 
des nicht nur in den Vereinigten Staaten wohlbekannten Bulletins des John 
Hopkins Hospitals derartige hochinteressante Untersuchungen ein. Der Ver¬ 
fasser, welcher seine Arbeit „Medicinisches aus älteren englischen Dramatikern 
und Poeten (mit Ausnahme Shakespeares)“ betitelt, ist ein verdienter Forscher, 
und wenn die Lectüre der Arbeit ein Bedauern auftauchen lässt, so ist es 
jenes über die selbst gesetzte Einschränkung, da gerade Shakespeare’s Werke 
eine reiche Fundgrube culturell wichtiger Thatsachen zur Beurtheilung der 
Medicin seiner Zeit enthalten. Doch auch das Gebotene bietet uns des Lehr¬ 
reichen eine Ueberfülle und verdiente wohl eine vollständige Uebertragung 
in’s Deutsche, um es auch den weniger polyglotten Collegen zugänglich zu 
machen. Für den Augenblick muss ich mich darauf beschränken, Einiges zu 
citiren, welches uns über die Werthschätzung des Arztes und seines Könnens 
in längst entschwundener Zeitepoche Aufschluss giebt und öfters eine geradezu 
köstliche Persiflage ärztlicher Pedanterie darstellt Wie erheiternd wirken 
z. B. der „Arzt“ und „Chirurg“ in den Dramen Beaumont’s und Fletcher’s, in 
denen sie fast als ständige Figuren auftreten! Als in dem Drama „Monsieur 
Thomas“ (1639) Francesco in Ohnmacht sinkt, entspinnt sich zunächst zwischen 
seinen Freunden folgendes Zwiegespräch: 

Valentin: „Komm, führ’ ihn hinein, er soll zu Bett; 

Ich werde ihm ein Brechmittel geben.“ 

Alice: „Zuerst ein Abführmittel. 

Und wenn man ihm dann zur Ader Hesse —“ 

Valentin: „Nein, nein, kein Blut; 

Ein Clystier wird Alles heilen.“ 

In Scene 4 muss derselbe Patient folgende Consultation über sich er¬ 
gehen lassen: 

Drei Aerzte erscheinen mit einem Uringlas. 

1. Arzt: „Eine Pleuritis ist es, wie ich sehe.“ 

2. Arzt: „Ich halte es eher für Tremor cordis.“ 
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3. Arzt: „Sehen Sie die Faeces. 

Sicher ist es ein contagiöses Fieber; 

Eine Magenüberladung; er muss bluten.“ 

1. Arzt: „Keinesfalls.“ 

3. Arzt: „Ich sage, Blut.“ 

1. Arzt: „Ich sage, es ist gefährlich, 

Wenn die Person schon vorher erschöpft wird. 

Nur Clystiere, kalte Clystiere.“ 

2. Arzt: „Jetzt, mit Ihrem Verlaub, würde ich zu einem Brechmittel 

rathen, 

Denn nimmt man die Ursache hinweg, so muss die Wirkung 

eintreten. 

Der Magen ist überladen; der Stuhl frei von Schleim.“ 

3. Arzt: „Nein, nein, wir werden ihn durch mildere Mittel in Ord¬ 

nung bringen. 

Eine so damiederliegende Constitution verträgt keine Ge- 

w r altcur.“ 

In dem nächsten Act liegt Francesco, dessen einziges Leid hoffnungslose 
Liebe ist, zu Bett, während die drei Aerzte, vermehrt um den Apotheker, 
ihre Mittel anzuwenden sich bemühen. 

1. Arzt: „Legen Sie dieses Kataplasma auf.“ 

Franc.: „Meine verehrten Herren—“ 

2. Arzt: „Machen Sie die Fleischbrühe in einer Stunde fertig. — 

Bitte, die Arme unter die Decke, 

Die Luft ist rauh und schädlich.“ 

Franc.: „Bitte, lassen Sie mich; ich ersuche Sie darum, meine Herren. 

Ich verspüre kein andres Leid als Ihre Gegenwart. 

Verordnen Sie Ihre Kataplasmen, wem es Noth thut, 

Ebenso Ihre Brechmittel und Clystiere.“ 

3. Arzt: „Seien Sie geduldig, Sir.“ 

1. Arzt: „Herein die Salatblätter. Sie werden sofort in Schlaf verfallen.“ 

Nicht minder interessant ist die Figur eines Chirurgen, welche Middleton 
in seinem Drama „A Fair Quarrel“ (1613) auftreten lässt und dessen hart¬ 
näckige Pedanterie wirksam contrastirt mit der Ungeduld und Zomeswuth 
der Schwester des Patienten. In der Scene liegt der Oberst verwundet auf 
der Bahre. Seine Schwester beginnt den Dialog: 

Schwester: Kommt hierher, ehrwürdiger Arzt, und schenkt neuen 
Muth einer unglücklichen Jungfrau. Was ist zu hoffen? 

Arzt: Die Gallenblase ist w'underbarer Weise entgangen, meine Gnädige. 

Schwester: Was soll das bedeuten? 

Arzt: Vena cava; ich kümmere mich nur wenig um seine Wunde, es 
ist der Oesophagus; doch dringt es zum Zwerchfell, zum Dünndarm, dem 
Rückenmark oder Wurzeln edler Theile, dann furchte ich einen Shock; die 
Weichen eingezogen, Urin blutig, Excremente eitrig, der Schmerz prickelnd. 

Schwester: Ich weiss nach Ihrer Antwort ebenso wenig wie zuvor. 

Arzt: Jetzt muss ich Ihnen gestehen, der Hauptschmerz liegt in der 
Lebergegend, und dort ist Entzündung und Schwellung zu fürchten; ich mache 
ihm einen viereckigen Umschlag, zu welchem ich sanguis draconis und Fleisch 
erzeugende Pulver setze, die ich wiederum mit Oel von „hypericon“ und 
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anderen Flüssigkeiten mildere. Das nächste Mal versuche ich ein Fleisch 
erzeugendes Medicament, hergestellt aus cris von Florenz; so mastic, colo- 
phena, opoponax, sarcocolla — 

Schwester: Was nützen all’diese Worte einem armen Weibe? Sagen 
Sie mir lieber in klaren Ausdrücken, was Sie denken. 

Arzt: Nun, in klaren Worten, ich kann gar nichts über ihn sagen. 

Geradezu köstlich ist ein Epigramm, in welchem Timothie Kendall (1577) 
die proteusartige Wandelbarkeit des Publicums geisselt, mit welcher dieses 
des Arztes Mühen dankt; leider muss ich mich Mangels dichterischer Fähig¬ 
keit mit nachfolgender Uebertragung begnügen, welche der originellen Form 
keineswegs gerecht wird. 

„Dreifach erscheinet des Arztes Gestalt. 

Erstmals als Engel er kommt, 

Naht er dem Kranken; als Gott man ihn ehrt, 

That er auch das, was ihm frommt; 

Und hat er zuletzt gar in’s Jenseits gesandt 

Den Menschen aus Schmerzensgestöhn 

Und wünschet noch Lohn, als Gesandter der Holl’ 

Die Treuen alle ihn sehn.“ 

Könnte nicht getrost als Entstehungsjahr dieses Epigramms 1895 gelten 
ohne dass irgend wem der Gedanke käme, mehrere Jahrhunderte in die Ver¬ 
gangenheit hinabzusteigen? So wenig änderten sich im Laufe der Zeit die 
Beziehungen zwischen Arzt und Publicum. 

Aus den wenigen Proben dürfte zur Genüge erhellen, welch’ inhaltreiche 
Arbeite uns der Autor schenkte. Ihre Lectüre sei nochmals angelegentlichst 
all’ denen empfohlen, denen es Vergnügen bereitet, „sich in den Geist der 
Zeiten zu versenken“. 


Dp. med. E. Bayr, Wissenschaft und Wassercur. gr. 8, 242 S. 

6 lithographische Abbildungen. Nördlingen, 1894. Referent: 

Dr. Steyerthal (Bad Kleinen i. M.). 

Die alternde Erde steht im Zeichen der „Naturheilkunde“! Seit den 
Tagen des Wasserkünstlers von Gräfenberg, bis zum Zeitalter des Giess¬ 
kannen schwingenden Monsignore in Wörishofen haben die Naturheilkundigen, 
die die Welt „Naturärzte“ zu nennen beliebt hat, ihre Triumphe gefeiert. 
Das stets dem „therapeutischen Mysticismus“ geneigte Publicum ist zu den 
Altären dieser Priester geströmt. Maasslos waren die Erfolge, maassloser 
noch der Ruhm, den der Prophet erntete, denn nur der Genesene trug den 
Namen seines Retters in alle Winde, Niemand der Geschädigten war thöricht 
genug, ausser dem Schaden auch noch den Spott der Menschen auf sich zu 
laden, und über die Opfer, die die Stufen des Altars bedecken, drängt sich 
noch heute immer auf’s Neue die urtheilslose Menge! Grollend haben sich 
die Aerzte abseits gewandt von dem sinnlosen Treiben, um „an diesen Aus¬ 
wüchsen des Jahrhunderts mit souveräner Verachtung vorüberzugehen“ und 
mit Recht sind diejenigen in Acht und Bann gethan, welche unter Verleug¬ 
nung dessen, was eine durch Jahrhunderte erprobte Wissenschaft sie lehrte, 
um schnöden Gelderwerbs willen in das Lager der Naturheilkünstler hinüber¬ 
gingen und sich zu den laienhaften Ansichten jener bekannten. 

Mehr noch hätten die den Bannstrahl verdient, welche versuchen, an 
Stelle der überkommenen Lehren der Wissenschaft neue Lehrsätze aufzubauen, 
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vor denen zwar selbst die Anhänger der altersgrauen „Humoralpathologie“ 
einen gelinden Schauder empfinden würden, die aber dem Laien, der sich 
mit Feuereifer dem Studium der Naturheilkunde widmet, mehr denn beweis¬ 
kräftig erscheinen, um die glorreichen Erfolge des „Naturheilverfahrens“ an 
seinem „entnervten“ Körper zu erklären. Im Kampfe, den die Aerzte mit 
dem Unverstände fuhren mussten, ist Manches gewonnen an Kriegskunst und 
Kriegslist, was sie dem Feinde abgelemt haben. Aber Vieles ist auch ohne 
Grund als laienhaft verdammt, was wohl geeignet ist, manchem Leidenden 
zu helfen. In diesem Streit der Meinungen ist es nur mit Freude zu be- 
grüssen, wenn sich ein Mann findet, der mit klaren Worten zur Verständigung 
beiträgt. Diese Rolle hat Bayr mit seinem Buche Wissenschaft und Wasser- 
cur übernommen. Der Verfasser hat fleissige Studien in der Physiologie 
der wissenschaftlichen Schule gemacht und auf Grund dieser die Ergebnisse 
der Wassercur mit den Lehren der Physiologie in Uebereinstimmung zu 
bringen versucht. Ein grosser Theil des Buches besteht demgemäss aus 
den Erfahrungen, die die Physiologen gemacht haben, und enthält rein physio¬ 
logische Lehrsätze, die, da das Buch für Mediciner und gebildete Laien be¬ 
stimmt ist, gewiss sehr am Platze sind. Auf Grund seiner physiologischen 
Studien ist der Verfasser zu einem Axiom gelangt, dass er dem Titel seines 
Buches beigefugt hat: „Die Ergebnisse der modernen Physiologie über die 
Vergrösserung der roten Blutzellen, die langsame Strömung der Lymphe, die 
Wichtigkeit der Hautathmung, die Uebcrführung der chronischen Leiden in 
acute, stellen die Wassercur auf den ersten Platz in der Cellulartherapie.“ 
Den Beweis für diesen Satz sucht der Verfasser mit vieler Gewandtheit und 
stellenweise nicht ohne einigen gesunden Humor zu erbringen. Nach seiner 
Ueberzeugung ist es die Lymphe, die die gelösten, festen Verbrennungs- 
producte in erster Linie abführt, während das venöse Blut zum Abschieben 
der gasförmigen Stoffwechselproducte, hauptsächlich der Kohlensäure, aus¬ 
erlesen ist. 

Durch die Hydriatik wird die Natur direct in der Bereitung der Blut¬ 
zellen, in der Vergrösserung der rothen Blutzellen und der Athmungsflächen 
des Blutes und in der Leistungsfähigkeit der Leukocythen unterstützt. Wie 
die Natur im Fieber, das durch dem Blute beigemischte, abnorme Zersetzungs- 
producte entsteht, durch bedeutende Fieberhöhen heilend wirken kann, eben 
so sei die Wassercur befähigt, durch Anregung des Stoffwechsels die 
Krankheitsursachen endgültig zu verbannen. Mag sich sowohl gegen die 
Lehrsätze, wie gegen die Beweisführung Manches einwenden lassen, der 
Verfasser hat sich den Dank seiner Collegen und besonders der speciell mit 
der Wassercur beschäftigten Collegen verdient, da er von seiner streng 
wissenschaftlichen Grundlage aus die Thatsache zu erklären versucht, die 
die Erfolge seiner Curen ihm geliefert haben, und mag er dabei zuweilen 
auch einen schwierigen und unsicheren Pfad betreten haben, er hat doch die 
breite Strasse vermieden, die leider viele Aerzte gewandert sind, um zu 
ihrem Ziel, dem Laien verständlich zu werden, zu gelangen. 


Dr. R. Ledermann, Ueber Arbeitsunfähigkeit geschlechtskranker 
Rassenmitglieder. Berlin, 1895. Referent: Ascher (Bomst). 

Während für die öconomische Receptverschreibung die Berliner 
Magistralformeln dem weniger in dieser Beziehung erfahrenen Arzte sehr 
willkommene Fingerzeige geben, fehlt es bisher an entsprechenden Normen 
für die sog. „Krankschreibung“. Ledermann will auf dem Gebiete der 
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Geschlechtskrankheiten diesem Mangel abhelfen und bespricht in der kleinen, 
sehr lesenswerthen Broschüre eine Reihe von Fällen, in denen der junge Arzt 
in Zweifel sein könnte, mit Ausnahme derer, in denen Kranke fiebern 
und daher eo ipso der Bettruhe bedürfen. Bei der Gonorrhoe 
gehören jugendliche Individuen, ferner tuberculöse und solche, welche bei 
früheren Gonorrhoen stets schwere Hodenentzündungen hatten, in das Bett 
am besten in’s Hospital, ebenso solche mit heftigen Reizerscheinungen, 
acute, wie chronische mit acuten Exacerbationen in Folge instrumenteller 
Behandlung, ferner weibliche Kassenmitglieder, wenn nicht eine 
sichere Ueberwachung gewährleistet und eine regelmässige ärztliche Behand¬ 
lung ermöglicht werden kann. Bei Ulcus molle soll man Fälle von phage¬ 
dänischem oder gangränösem Schanker in’s Krankenhaus senden, bei der 
Syphilis war das früher zum Zwecke der Schmierkur gewöhnlich nöthig; 
jetzt hat die Einführung der Resorbinquecksilbersalbe und die Injectionscur(?) 
dies in vielen Fällen überflüssig gemacht. Unbedingt in’s Krankenhaus 
gehören weibliche, ungenügend beaufsichtigte Personen mit frischen Papeln 
an den Genitalien, ferner Patienten mit papulösem Exanthem, bei welchen 
durch ihre Thätigkeit die' Uebertragung des Virus zu befürchten ist, z. B. 
Kellner, Fleischer etc., dann auch Kranke, bei welchen die Erscheinungen 
der Syphilis die Ausübung des Berufes verhindern. Im Allgemeinen verlangen 
in der bezeichneten Richtung die Geschlechtskranken von den Kassen keine 
all zu grossen Opfer. Ledermann wünscht die Einrichtung von dermato¬ 
logischen Stationen an den städtischen Krankenhäusern in Berlin, nach dem 
Muster von Breslau, Elberfeld, Hamburg und Frankfurt a. M. 


Paul Jacobsohn, Der Arzt und die häusliche Krankenpflege. Se¬ 
parat-Abdruck aus der Zeitschrift für Krankenpflege, 1895, 5. Heft. 
Referent: Landsberger (Posen). 

Es ist sicherlich eine höchst wichtige Angelegenheit, die der Verfasser 
da behandelt, und sie ist ja auch im letzten Jahrzehnt sehr vielfach in der 
Oeflfentlichkeit beleuchtet worden. Hat es doch kein Geringerer als Billroth 
trotz seiner ungeheuren Inanspruchnahme auf anderen Gebieten als Bedürfniss 
empfunden, ein Lehrbuch der Krankenpflege herauszugeben. Es ist ver¬ 
dienstlich, wenn immer wieder die Aufmerksamkeit auf diesen Gegenstand 
gerichtet wird, denn der Verfasser hat Recht, dass die Wartung der Kranken 
in ihrer Häuslichkeit noch vielfach im Argen liegt, und dass ihre berufenen 
Helfer, die Aerzte, auf Verbesserungen in dieser Richtung unablässig bedacht 
sein müssen. Ausser der Empfehlung geeigneter Schriften (Verfasser hätte 
auch des vom Reichsgesundheitsamt herausgegebenen, sehr inhaltreichen und 
sehr billigen „Gesundheitsbüchleins“ gedenken sollen) würde die Abhaltung 
von Unterrichtscursen durch Aerzte nützlich sein, und auch der Vorschlag des 
Verfassers, entsprechende Lehrcurse in den obersten Klassen der Schulen, 
mindestens aber der Fortbildungsschulen einzuführen, verdient volle Berück¬ 
sichtigung. Weniger wichtig erscheint mir das Inventar zur Krankenpflege, 
das der Verfasser empfiehlt, ja, ich bin ketzerisch genug, dieses instrumentale 
„Rüstzeug“ für vollständig überflüssig, vielfach sogar für schädlich zu halten. 
Was das Körperthermometer bei der Momentdiagnose der Mütter für Unfug 
und unbegründeten Allarm anzurichten vermag, hat wohl jeder Arzt dutzend¬ 
fach erfahren, und an mancher unnöthig gestörten Nachtruhe trägt es die 
Schuld. Selbstverständlich ist seine Verwendung bei bestimmten Krankheiten 
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auf Erfordern des Arztes zur Ergänzung seiner Beobachtungen darum nicht 
entbehrlich. Ebensowenig halte ich einen Inhalationsapparat, einen Zungen¬ 
spatel und nun gar eine Pulsuhr (!), welche sich in der vom Verfasser zu¬ 
sammengestellten „Sanitäts-Collection für häusliche Krankenpflege“ befinden, 
im Haushalte für erforderlich; über die Pulsuhr habe ich durch das Aus¬ 
rufungszeichen meine Meinung gesagt, der Spatel wird besser durch den alt¬ 
fränkischen, aber stets um so gründlicher gesäuberten Löffelstiel vertreten — 
und der Einathmungsapparat wird sicherlich zum Theil zerbrochen, zum Theil 
verrostet sein, wenn er einmal wirklich in Action treten soll! Eisblase und 
Gummi bettun terlage vorräthig zu halten ist ebenfalls keine dankbare Sache — 
sie leiden bekanntlich durch Lagern und werden sich, wenn man sie braucht, 
leck oder brüchig zeigen. Da ich den Maassgläschen eine epochale Bedeutung 
nicht zugestehen kann, so bleiben sonach von der „Collection“ des Verfassers 
nur Stechbecken, Badethermometer und Irrigator übrig, deren Anwesenheit 
in jedem Haushalte allerdings wünschenswerth ist, aber selbst von ihnen 
kommt etwa nur dem Irrigator die Unentbehrlichkeit zu, während sich die 
anderen beiden, wenn nicht vorhanden, stets beschaffen lassen und niemals 
sonderliche Eile haben. Es ist viel wichtiger dafür zu sorgen, dass jederzeit 
(z. B. Nachts oder am Feiertag) Eis erhältlich ist, als die Eisblase unter 
den nothw r endiger Weise stets vorräthigen Dingen aufzufiihren. Diesen ne- 
girenden Standpunkt hält Verfasser in anderen Beziehungen selbst für den 
richtigen; so bezüglich der Hausapotheken, die er für überflüssig, und be¬ 
züglich der Verbandkästen, die er für unzw r eckmässig hält. Er meint, dass 
zwei Cambricbinden, ein Päckchen sterile Watte, ein wenig Jodoformgaze 
und ein Fläschchen mit 2 procentigem Karbolwasser genügen; — bei näherer 
Erwägung wird man auch auf sie verzichten können, da von Sterilität der 
Verbandstoffe bei der üblichen Aufbewahrung keine Rede und ein sauberes 
Leinentuch aus dem Schranke als erster Verband weit zweckmässiger ist. 
Die Hausapotheke verlockt, wie Verfasser mit Recht sagt, zum „zwecklosen 
Herumcuriren ohne Arzt“; — sollte das von dem Besitz der „Sanitäts- 
Collection“ nicht ebenfalls gelten?? 


Dr. Siegfried Rosenfeld, Ueber die Lage des ärztlichen Standes. 

Wien, 1895. 4. Referent: Ascher (Bomst). 

Als Heilmittel gegen die schlechte Lage der Aerzte, die ja die Leser 
dieser Zeitschrift zur Genüge aus eigener Anschauung kennen werden, schlägt 
Rosenfeld die Verstaatlichung und die obligatorische Spitalsbehandlung vor. 
Ein Hinweis auf die geringe Praxis der meisten staatlich angestellten Aerzte: 
Physiker, Militärärzte etc. und der Ruf nach „freier Arztwahl“ bei Kassen¬ 
kranken dürfte genügen, um dem Verfasser zu beweisen, dass nicht die 
Autorität es ist, welche dem Arzte in vielen Fällen fehlt, und die Rosenfeld 
dem Arzte gern verleihen möchte, sondern das Vertrauen. Und darum 
wird wohl, ganz abgesehen von der Abneigung der meisten in einigermaassen 
auskömmlicher Praxis befindlichen Collegen, das Publicum es sein, an dem 
dieser Vorschlag scheitern wird. 

Nach den Berechnungen des Verfassers erhält der Kassenarzt in Wien 
durchschnittlich 15—16 Kr. für den Krankheitstag, bei den sogen. Vereins¬ 
krankenkassen nur 7—11 Kr., auf dem Lande ist die Bezahlung etwas besser, 
namentlich nachdem sich die Aerzte grösserer Landstrecken zusammengethan 
und den Kassen einen besseren Tarif abgerungen haben. So erhalten vom 
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i. Januar 1895 ab die Aerzte an den Krankenkassen Obersteiermarks bei 
einer Visite pro Kilometer 50 Kr., für ein verlangtes Consilium dazu noch 
2 fl., für Operationen ausserdem noch Preise, mit denen auch bei uns die 
meisten zufrieden wären. Rosenfeld hält die Einzelhonorirung der Leistungen 
für durchaus nothwendig; um dies zu erreichen, sei aber Einigkeit und Corps¬ 
geist nöthig. 


J. Fröhlich, „Heilkunst“ und „Heilwissenschaft“. München, 1895, 
Seitz & Schauer. Referent: Landsberger (Posen). 

Wie schon in den Anführungszeichen angedeutet ist, die er in den 
Titel seiner Broschüre mit aufgenommen hat, bekämpft Verfasser den in 
neuerer Zeit bisweilen urgirten Gegensatz zwischen einer besonderen Heil¬ 
kunst und Heilwissenschaft. Wir können ihm darin nur beipflichten, w r ie ja 
auch schon sonst von mehreren Seiten das Ueberflüssige jener Gegenüber¬ 
stellung hervorgehoben w’orden ist. Die Schreibweise des Verf. freilich 
ist eine etwas hyperbolische; er macht seine Auseinandersetzungen allzu 
gründlich, verquickt sie mit philosophisch-speculativen Betrachtungen und 
bekennt sich als Anhänger des teleologischen Anschauungsprincips. Er geht 
so weit, das Letztere „trotz aller Anstürme“ für den festen Punkt und „die 
Grundlage der heutigen naturwissenschaftlichen Medicin“ zu halten, worin ihm 
nicht viele Collegen beistimmen können werden. Die medicinische Kunst, 
„die schw-erste aller Künste“, sieht Verf. in dem Erfassen einer fremden 
Individualität und hält deshalb den Arzt für den besten, der bei tiefstem 
Einblick in das Wesen der Krankheitsvorgänge am feinsten zu individualisiren 
versteht. Aber bei allem Individualisiren bedarf es doch leitender Grund¬ 
sätze, und diese verschafft uns die Medicin als Wissenschaft, deren Sache 
es auch ist, die weniger durchsichtigen Heilpotenzen aufzuklären, also neben 
den physikalischen Heilmethoden auch die Einwirkung der Medicamente 
auf das Zellenleben. 


Gaffky, Die Cholera in Hamburg. (Arbeiten aus dem Kaiserlichen 
Gesundheitsamte. Bd. X. Heft I). Referent: E. Marcus (Frank¬ 
furt a. M.)*) 

Die Choleraepidemie, von welcher die Stadt Hamburg im Herbst 1892 
heimgesucht w r ar, befiel 16956 Personen, von denen 8605 gestorben sind. 
Das unsägliche Unglück, welches innerhalb weniger Wochen über die' be¬ 
troffenen Familien gekommen, wird nicht abgemildert durch die Thatsache, 
dass die Stadttheile, die kein Leitungswasser hatten oder verbrauchten, von 
der verheerenden Seuche fast verschont blieben. Ueber dem Verluste an 
Menschenleben und neben den Erkrankungen kommen aber noch andere 
schwere Schädigungen in Betracht, unter denen die Stadt sowohl wie der 
Einzelne grausam zu leiden hatte. Handel und Wandel lagen darnieder und 
es ist nicht abzuschätzen, wie hoch sich die geschäftlichen Verluste belaufen 
haben. Grosse Opfer mussten von allen Seiten gebracht werden, um das 
Elend in den befallenen Familien zu mildem, um die weitere Ausdehnung der 

*) Nach einem im Aerztlichen Verein zu Frankfurt a. M. erstatteten Referate. 
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Krankheit zu verhindern, um sanitär bessere Zustände für die Zukunft zu 
schaffen. Wie jede Epidemie, so hat auch die Cholera im Jahre 1892 wieder 
gezeigt, dass hygienische Fragen zugleich auch wichtige sociale Fragen sind 
und dass, wer an der Lösung der ersteren arbeitet, auch ein gutes social¬ 
politisches Werk verrichtet. 

Ausserordentlich lehrreich in socialer Richtung sind die Erfahrungen, die 
man in Hamburg über den Einfluss der durch die Höhe des Einkommens 
bedingten Verhältnisse, insbesondere der Beschaffenheit und der Benutzungsart 
der Wohnungen, sowie der Bevölkerungsdichtigkeit auf die Verbreitung der 
Cholera gesammelt hat. „Wohlstand und Armuth begründen sehr ver¬ 
schiedene Dispositionen. Die Cholera ist überwiegend eine Krankheit des 
Proletariats, überhaupt der unteren* Volksklassen, um so mehr, je mehr diese 
in Schmutz und Feuchtigkeit, in überfüllten Räumen, in schlechten Wohnungs¬ 
verhältnissen, kurz in Elend leben.“ Diese im Jahre 1857 von Griesinger aus¬ 
gesprochenen Worte fanden auch in Hamburg ihre Bestätigung. In der über¬ 
zeugendsten Weise wurde in Hamburg dargethan, dass die Gefahr im Grossen 
und Ganzen in umgekehrtem Verhältnisse stand zu der Höhe des Einkommens 
und dass die einzelnen Stadttheile und Vororte um so mehr von der Seuche 
zu leiden hatten, je zahlreicher in ihnen die den unteren Steuerklassen zu¬ 
gehörigen Bevölkerungskreise waren. Selbstverständlich bleibt aber dabei, 
dass günstige Lebensverhältnisse keinen absoluten Schutz gewährten. Unter 
den verschiedenen von der Höhe des Einkommens abhängigen Factoren sind 
in erster Linie die Wohnungsverhältnisse zu bezeichnen: je überfüllter und 
enger, je dunkler und feuchter die Wohnungen, um so günstiger ist der Boden 
für Verbreitung des Cholerakeimes. Gerade in Hamburg bestanden zur Zeit 
des Ausbruches der Krankheit sehr ungünstige Verhältnisse. Geringe Breite 
bei sehr beträchtlicher Tiefe der Häuser, schmale Höfe ohne Licht und Luft, 
Ausnutzung der Bauplätze und der Wohnräume, vielfache Umwandlung der 
letzteren zu gewerblichen Gelassen, seit 1888 Umzug eines Theiles der Arbeiter¬ 
bevölkerung — etwa 24000 Personen — nach den ohnehin dicht bevölkert 
gewesenen Stadttheilen in der Nähe des Freihafens, alles das verschlechterte 
die Wohnverhältnisse der unteren Stände ausserordentlich. Auch die Lage 
der Wohnungen nach den Stockwerken ist von Einfluss. Die höchste Er- 
krankungs- und Sterblichkeitsziffer weisen die Kellerwohnungen auf; in ihnen 
sind von 100 Befallenen 55,9 °/ 0 gestorben. Die Kellerwohnungen finden sich 
besonders zahlreich in den Bezirken, die von der ärmeren Bevölkerung be¬ 
wohnt sind. Und mit der Armuth geht Hand in Hand noch ein anderer Factor 
von grosser Bedeutung: der durch das Elend oft erzeugte, wenig entwickelte 
Reinlichkeitssinn der Bevölkerung in den dicht bewohnten Räumen. Je dichter 
an und für sich aber das Wohnen ist, desto grösser ist die Verbreitung und 
Gefährlichkeit der Cholera; mit abnehmender Bevölkerungsdichtigkeit nimmt 
auch die Erkrankungs- und Sterbeziffer ab. Die übervölkerten Wohnungen 
haben oft auch ungünstige Closeteinrichtungen. Die Räume sind in der Regel 
eng, unventilirt und dunkel, es finden Verstopfungen statt, das Spülwasser 
sickert in das Grundwasser. Manche Wohnhöfe haben nur ein einziges Closet 
zu ebener Erde, das von den Etagen nur unbequem zu erreichen ist, und die 
Dejectionen werden daher manchmal zum Fenster hinausgeschüttet. In einer 
grossen Anzahl Etagenhäuser sind die Rinnsteine der Küchen nicht in Ordnung, 
in den Closeträumen befinden sich Wasserzapfhähne, die Wände sind feucht, 
kein Wunder, dass in solchen Häusern die Cholera eine starke Verbreitung 
findet. Aber nicht bloss die Beschaffenheit der Wohnung ist oft von ver¬ 
heerendem Einfluss gewesen, sondern oft auch die Lebensführung und Haltung 
der Bewohner. Vielfach bildeten freiliegende, gute Wohnungen wahre Seuchen¬ 
herde, weil die Bewohner in den traurigsten Lebensverhältnissen sich befanden. 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bei 22 
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Eine wichtige Rolle bei der Cholera spielt ferner der Beruf. Von selbst¬ 
ständigen Personen erkrankten 8,48 °/ 0 , von unselbstständigen 41,94 °/ 0 , von 
Angehörigen 49,58 °/ 0 . Stark betheiligt waren die Gasarbeiter, vielleicht wegen 
ihres starken Bedürfnisses nach Wassertrinken. Die in Brauereien beschäftigten 
Personen dagegen hatten ganz geringe Sterblichkeit, wohl weil der Genuss 
von inficirtem Leitungswasser fast ganz ausgeschlossen war. Von 1837 Per¬ 
sonen in Brauereien erlagen nur 2 (0,1 °/ 0 ). — Von nahezu 400 Aerzten Ham¬ 
burgs ist trotz der anstrengendsten und aufopferndsten Thätigkeit nicht ein 
einziger der Cholera zum Opfer gefallen, von den zahlreichen auswärtigen 
Aerzten, die sich zur Zeit der Epidemie zur Verfügung gestellt, nur einer, der 
in einer Desinfectionsanstalt Dienst gethan. Auch das Pflegepersonal litt 
wenig, von 836 Angestellten des Neuen Allgemeinen Krankenhauses erlagen 
nur 6. — Die im Wasserverkehr beschäftigten Personen hatten eine hohe 
Gefährdung. Von 7676 unmittelbar am Hafen thätigen männlichen Fabrik¬ 
arbeitern starben mehr als i5°/oo* und von 1100 Erdarbeitern am Hafen 21 °/ 00 
an Cholera, alle unter dem Einflüsse des inficirten Wassers. Die meisten 
Erkrankungen während der Epidemie fanden nicht, wie früher angenommen, 
Montags, sondern Freitags und dann am Sonnabend statt. 

Von wesentlicher Bedeutung ist die grosse Empfänglichkeit der Kinder 
in den ersten Lebensjahren und der verhältnissmässig geringen der Alters¬ 
klassen von 7—20 Jahren, alle Schulbezirke hatten Todesfälle, am meisten die 
Volksschulen, während die Lehrer und Lehrerinnen an den höheren Schulen 
die doppelte Mortalität hatten, wie die an Volksschulen. Heruntergekommene, 
dem Trünke ergebene Personen sind der Infection stark ausgesetzt. Wöchne¬ 
rinnen sind besonders gefährdet. 

Auf dem Israelitischen Friedhofe sind im August und September 1892 
nur 3,5 Mal so viel Leichen bestattet, als nach dem Durchschnitt der letzten 
drei Jahre zu erwarten war, auf dem Allgemeinen Friedhofe dagegen 6,4 Mal 
so viel. Die relative Immunität der israelitischen Bevölkerung durfte wohl 
in erster Linie auf die grosse Sorgsamkeit bei Störungen des körperlichen 
Befindens, vielleicht auch auf die sorgfältige Beachtung der Warnung vor dem 
Genuss von Leitungswasser zu setzen sein. 

Schliesslich ist noch auf die aussergewöhnlichen Anforderungen und 
Maassnahmen hinzuweisen, welche die gewaltig um sich greifende Seuche an 
alle zur Hülfe berufenen staatlichen und privaten Organe stellte. Nach Gaffky 
waren die Leistungen der Hamburger Behörden und Bürger in jeglicher Hin¬ 
sicht bewunderungswürdig. Zur Bestreitung der Kosten bewilligte die Bürger¬ 
schaft 3V2 Millionen Mark, aus freiwilligen Unterstützungsgeldern gingen 
ebenfalls 3 l / 2 Millionen Mark ein, waren auf Deutschland 2700000 Mark ent¬ 
fallen, darunter aus Hamburg selbst etw r a 1300000 Mark. 


E. BotK, Ueber die Stellung des Communalarztes und seine 
Aufgaben. Deutsche Vierteljahresschrift für öffentliche Gesundheits¬ 
pflege. 27. Bd. 3. Heft. 1895. Referent: Dr. Ascher (Bomst). 

Wie die Aufgabe des privaten Arztes nicht mit der Ertheilung von 
curativen Hülfeleistungen — nach der neuzcitigen Auffassung — erschöpft ist, 
sondern wie gerade die Vertiefung derselben in hygienischen und prophylak¬ 
tischen Rathschlägen besteht, soll überhaupt die öffentliche Desinfection eine 
wirksame sein, so verlangt auch die Stellung des Communalarztes eine Reform 
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in dem Sinne der communalen und socialen Hygiene. Italien, Oesterreich, 
Frankreich, Belgien, in Deutschland die Reichslande, weniger die süddeutschen 
Staaten und einige kleine Fürstenthümer sind dieser Forderung mehr oder 
minder gerecht geworden. Für die übrigen deutschen Staaten, namentlich 
für den Osten, bleibt jedoch noch viel zu thun übrig. Der Communalarzt 
soll in Gemeinschaft mit den Sanitätscommissionen für die Assanirung von 
Boden, Luft und Wasser sorgen, er soll der Polizeibehörde bei der Fest¬ 
stellung und Unterdrückung von Seuchen helfen die Wohnungen, namentlich 
der ärmeren Bevölkerung, beaufsichtigen, alle Bestrebungen für die Beschaffung 
gesunder und billiger Nahrungsmittel, sowie für die Unterdrückung des Alcohol- 
missbrauches fördern, Hospitäler, Herbergen u. s. w. besichtigen, Schulen in- 
spiciren, kurz, sich ganz in den Dienst der Hygiene stellen. Dafür soll er 
entsprechend entschädigt werden; auch soll er ständiges Mitglied der Armen¬ 
commissionen sein. Wird in diesem Sinne die Stellung des Communalarztes 
reformirt, so dürfte, nach der Ansicht des Referenten, eine Abgrenzung zwischen 
seinen Pflichten und denen des staatlichen, beamteten Arztes ausserordentlich 
schwierig sein. 


Tagesfragen. 


Der Gesetzentwurf über die ärztlichen Bezirks¬ 
vereine im Königreich Sachsen. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 


Der vorliegende Entwurf, den wir weiter unten 1 ) zum Abdruck bringen, 
verdankt der Initiative der sächsischen Aerzte sein Dasein. Hervorgegangen 
aus Anträgen der dortigen Aerztevereine, verfolgt er den Zweck, den Kreis 
der diesen Vereinen obliegenden Aufgaben zu erweitern und namentlich deren 
Disciplinarbefugnisse zu erhöhen und einheitlich zu regeln. 

Insofern in Zukunft sämmtliche prakticirenden Aerzte den Bezirksvereinen 
angehören und deren Disciplin unterstellt sein sollen, handelt es sich hier 
allerdings um eine Zwangsorganisation, die aber die sächsischen Aerzte frei¬ 
willig dringend herbeiwünschen, um den unhaltbaren Zuständen, die wir bereits 
oben 2 ) berührt, ein Ende zu machen. 


4 ) S. pag. 336 ff. 

2 ) S. Fussnote pag. 299. 
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Ueber diese Zustände äussert sich die dem Gesetzentwurf beigefugte 
Begründung u. A. folgendermaassen: 

.„Mit dem Inkrafttreten der Gewerbeordnung, welche nach § 6 

auf die Ausübung der Heilkunde in so weit, als sie ausdrückliche Bestimmungen 
darüber enthält, Anwendung erleidet, sind aus den Kreisen der Aerzte Klagen 
über die schweren Schädigungen, die der ärztliche Stand erfahren habe, laut 
geworden. Durch die Curirfreiheit, die gesetzlich zugelassene Ausbeutung 
des Curpfuscherthums sei dieser Stand in eine schwierige Lage gerathen, die 
sich geradezu zu einem No.thstand entwickelt habe, seitdem die Organisation 
eines grossen Theiles des Publicums in Krankenkassen, die als mächtige Ver¬ 
bände den einzelnen Aerzten gegenüber ein unheilvolles Uebergewicht be¬ 
sitzen, unter den letzteren, die ohnehin bei dem Zudrange zum Medicin- 
studium eine Ueberzahl aufweisen, eine wilde Concurrenz entfesselt, die 
Erwerbsverhältnisse in unwürdiger Weise gedrückt habe und in der Lage 
sei, ihren Aerzten, wie es vielfach geschehen sei, unwürdige Bedingungen 
aufzuerlegen. So sei es gekommen, dass den ihrer Standesehre und der 
Pflichten, die ihnen ihr verantwortungsreicher Beruf auferlege, eingedenken 
Aerzten vielfach solche gegenüberstehen, welche ihren Erwerb in Ausbeutung 
des Publicums mittels schwindelhafter Reclamen und dadurch suchten und 
fänden, dass sie sich geradezu in den Dienst von Curpfuschem stellten, deren 
Uebergriflfe energisch zu bekämpfen ihre Pflicht wäre. Unter diesen Ver¬ 
hältnissen habe nicht nur der Theil der Aerzte zu leiden, der unwürdige 
Mittel zur Begründung und Förderung seiner Existenz verschmähe, sondern 
der ganze ärztliche Stand, der seinen Halt in moralischer wie materieller Be¬ 
ziehung verloren habe und bei den wichtigen Beziehungen des Arztes zur 
menschlichen Gesellschaft selbst die letztere. In einer Sitzung des Herren¬ 
hauses zu Wien anlässlich der Verhandlung über das vorgelegte Aerztekammer- 
gesetz ist von einem der berühmtesten Vertreter des Aerztestandes auf die 
grosse Gewalt hingewiesen worden, die namentlich auf dem Lande und in 
kleineren Städten neben dem Geistlichen, dem Lehrer, dem Richter und 
Rechtsanwalt der Arzt vermöge seiner Stellung auf die menschliche Gesell¬ 
schaft auszuüben vermöge, und zwar sowohl in cultureller wie in politischer 
Beziehung. Während aber der Geistliche und Lehrer die Macht der Kirche 
beziehentlich seiner Gemeinde hinter sich habe und der Richter und Rechts¬ 
anwalt in so nahen Beziehungen zu den Gesetzen stehen, dass sie schon durch 
die Autorität des Staates geschützt seien, der Rechtsanwalt ausserdem noch 
seinen Halt in den Anwaltskammern habe, schwebe der Arzt dagegen mit 
seinem Berufe in staatlicher Beziehung gewissermaassen in der Luft; trotzdem 
ihm die Gesellschaft eine Stellung angewiesen habe, welche an persönlicher 
Verantwortung von Mensch zu Mensch mit gar keiner anderen vergleichbar 
sei, sei er doch dem Gesetze gegenüber immer nur ein Einzelner, ja es sei 
sogar für ihn sehr schwierig und kann für ihn unangenehme Folgen haben, 
wolle er, falls er sich vom Publicum geschädigt fühle, den Schutz der Ge¬ 
setze anrufen.“ 

.„Dass der ärztliche Stand unter den beklagten Misständen zu 

leiden hat, muss in der That ebenso anerkannt werden, als dass der einzige 
Weg zur Beseitigung oder doch Milderung dieser Missstände in der Verleihung 
der Disciplinargewalt an eine Aerztevertretung gegenüber ihren Standes¬ 
genossen zu erblicken sein wird, sowie dass es nicht ungerechtfertigt erscheint, 
diese Disciplinargewalt den Aerzten in ähnlicher Weise zu gewähren, wie die¬ 
selbe den Rechtsanwälten ertheilt ist, deren Verhältniss zum Staate manche 
Analogien mit dem der Aerzte aufweist. Da in Sachsen der ärztliche Stand 
bereits eine Vertretung in den Bezirks- und Kreisvereinen hat, deren Ver¬ 
hältnisse zur Zeit durch das mittels Verordnung, die ärztlichen und pharma- 
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ceutischen Kreisvereine betreffend, vom 29. Mai 1872 (Gesetzblatt S. 307) 
veröffentlichte, an Stelle des der Allerhöchsten Verordnung vom 12. April 
1865, die Errichtung eines Landes-Medicinalcollegiums betreffend (Gesetz¬ 
blatt S. 115) beigegebenen Regulativs getretene Regulativ bestimmt und 
geregelt werden, so lag es nahe, die hiernach in das Leben gerufenen 
ärztlichen Bezirks- und Kreisvereine 1 ) mit einer solchen Disciplinargewalt 
auszustatten. 

Wollte man, was an sich das Nächstliegende und jedenfalls Unbedenk¬ 
lichste sein würde, die Disciplinargewalt diesen Vereinen lediglich gegenüber 
ihren Mitgliedern einräumen, so würde eine derartige Maassnahme, wie es 
wohl weiteren Nachweises nicht bedürfen wird, zur Erreichung des angestrebten 
Zieles ungenügend sein: ausserhalb der Disciplinarbefugniss würden alle 
diejenigen Aerzte stehen, welche den Bezirksvereinen von Anfang an fern 
bleiben, oder wenn sie seither denselben angehört haben, ihren Austritt er¬ 
klären, weil sie furchten, dass deren Disciplinargewalt wegen ihres Verhaltens 
gegen sie zur Anwendung gebracht werden könnte; der Disciplinargewalt 
würden schliesslich nur diejenigen Aerzte unterworfen sein, die überhaupt 
zu einem Einschreiten wegen Verletzung der Standesehre keinen Anlass bieten. 
Auch die den Vereinen zu ertheilende Befugniss, unwürdige Elemente aus 
denselben auszuschliessen, würde keine wirksame Schutzwaffe bieten; eher 
würde zu befurchten stehen, dass ausgeschlossene Mitglieder ihren unfrei¬ 
willigen Austritt aus dem Vereine noch dazu benutzen würden, um für sich 
Reclame zu machen oder die Vereinsbestrebungen in den Augen des urtheils- 
unfühigen und mit den einschlagenden Verhältnissen unbekannten‘Publicums 
herabzusetzen und in ein falsches Licht zu stellen. Den Bezirksvereinen aber 
eine Disciplinargewalt auch über diejenigen Standesgenossen zu gewähren, 
die ausserhalb der Vereine stehen, erscheint grundsätzlich nicht ohne Be¬ 
denken. Es blieb daher allerdings kein anderer Ausweg, als entweder die 
allen Aerzten des Staatsgebietes gegenüber wirksame Disciplinargewalt einer 
besonderen von allen Aerzten zu wählenden Standesvertretung zu übertragen 
oder, falls vorgezogen würde, die Disciplinarordnung an die bereits bestehende 
Organisation des ärztlichen Standes oder doch deren Grundgedanken anzu- 
gliedem, dafür Sorge zu tragen, dass fortan alle 'Aerzte — mit Ausnahme 
derer etwa, die bereits einer staatlichen Disciplinargewalt unterstehen — von 
dieser Organisation erfasst werden. Die Staatsregierung hat sich in dem vor¬ 
stehenden Gesetzentwürfe für den letzteren Weg entschieden, in Ueberein- 
stimmung mit den Anschauungen des Landes-Medicinalcollegiums, wie sie in 
den Beschlüssen der letzten Plenarversammlung vom 26. November 1894 Aus¬ 
druck gefunden haben, sowie den Wünschen der ärztlichen Bezirks- und Kreis¬ 
vereine selbst, und demgemäss eine Aenderung der Organisation der letzteren 
dahin vorgesehen, dass in Zukunft der Beitritt zu den zuständigen Bezirks¬ 
vereinen nicht mehr in das Ermessen des einzelnen Arztes gestellt, sondern 
dass jeder Arzt verpflichtet sein soll, einem solchen Vereine anzugehören, 
beziehentlich dass er von selbst und ohne Weiteres als Mitglied eines dieser 
Vereine betrachtet und behandelt werde etwa in der Weise, wie nach § 19 
des Krankenversicherungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 10. April 


J ) Die sächsische Standesorganisation setzt sich aus 26 Bezirksvereinen zusammen, 
die ihrerseits vier Kreisvereinsausschüsse wählen. Diese berathen die Vorlagen, die 
an die Spitze der Organisation, des Landes-Medicinalcollegiums gelangen sollen. 
Dieses Collegium besteht aus vom König ernannten ärztlichen Beamten, Vertretern der 
Kreisvereine und einem Mitglicde der medicinisehen Facultät der Universität Leipzig. 

D. R. 
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1892 die in den Gewerbszweigen und Betriebsorten, für welche eine Orts¬ 
krankenkasse errichtet ist, beschäftigten Personen mit dem Tage, an welchem 
sie in die Beschäftigung eintreten, im Zweifel Mitglieder dieser Kasse werden. 
Gleichzeitig war der Kreis der den Bezirksvereinen gestellten Aufgaben ent¬ 
sprechend zu erweitern und als solche insbesondere auch die Pflege des 
Gemeingeistes und die Aufrechterhaltung und Stärkung der Standesehre unter 
den Standesgenossen, sowie die Förderung des gedeihlichen collegialen Ver¬ 
hältnisses zu bezeichnen; es waren ferner Bestimmungen darüber zu treffen, 
dass und auf welchem Wege jeder Verein eine Standes- und Disciplinar- 
ordnung zu errichten und welche Grundbestimmungen diese Ordnungen zu 
enthalten haben, es waren endlich die Grenzen der auszuübenden Disciplinar- 
gewalt für alle Bezirksvereine in gleicher Weise festzusetzen. Obwohl die 
bisherige Organisation der ärztlichen Standesvertretung im Verordnungswege 
herbeigeführt worden ist, erschien es doch angemessen, die Bestimmungen 
über die den Vereinen beigelegte Disciplinarbefugniss, sowie die dadurch 
sich erforderlich machenden grundsätzlichen Aenderungen in der Vereins¬ 
organisation im Gesetzeswege herbeizuführen, da diese Maassnahmen immerhin 
mit einer gewissen Beschränkung der freien Entschlies§ung der dem ärztlichen 
Stande Angehörenden verbunden sind, während die nähere Ausführung dieser 
Bestimmungen, die Ordnung der übrigen Angelegenheiten der Vereine, das 
Verhältnis der Bezirksvereine zu den Kreisvereinen, die Mitgliedschaft der 
Apotheker in denselben etc. unbedenklich wie bisher der Regelung durch 
blosses Regulativ beziehentlich im Verordnungswege Vorbehalten und über¬ 
lassen werden könnte.“ 

Wie diese Motive ergeben, sind es neben der Curirfreiheit namentlich 
die Folgen des Krankenversicherungsgesetzes, welche die Missstände im 
ärztlichen Stande hervorgerufen. In der Sitzung der sächsischen zweiten 
Kammer vom 22. November 1895 haben sich denn auch ganz folgerichtig 
lediglich die Socialdemokraten dem Gesetzentwurf grundsätzlich entgegen¬ 
gestellt. 

Sie widerstreben einer Coalition der Aerzte, wie sie der Gesetzentwurf 
anstrebt, weil sie augenscheinlich furchten, dass sie hierdurch an ihrem bis¬ 
herigen Einfluss Einbusse erleiden und die Kassen einen grösseren Aufwand 
für die ärztlichen Mühewaltungen werden machen müssen. Sehr offen hat sich 
in dieser Hinsicht der socialdemokratische Abgeordnete Herr Frässdorf, 
Vertreter der Dresdener Ortskrankenkasse, ausgesprochen. Er sagt u. A.: 
„Ueberlegen wir uns hierbei, dass bei der Ausführung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Arbeiter die Aerzte eine sehr wesentliche Rolle 
spielen! Wir erkennen von Seiten der Krankenkassen zwar an, dass die Aerzte 
selbst persönlich Opfer bringen, um das Gesetz vollständig durchzuführen; 
besonders bei Beginn der Krankenversicherung war das der Fall, als die 
obligatorische Krankenversicherung eintrat; damals haben in hochherziger 
Weise auch die sächsischen Aerzte, die hiesigen Aerzte mitgewirkt, um die 
Einführung derselben zu erleichtern, überhaupt zu ermöglichen. Es kann 
aber jetzt anders werden, man kann z. B. in den ärztlichen Be¬ 
zirksvereinen beschliessen: ,Ihr Collegen habt in kein Ver- 
tragsverhältniss mehr einzutreten, es muss nach Einzel¬ 
leistungen bezahlt werden.' Wenn das Bestreben in unserem engeren 
Vaterlande auch noch nicht aufgetreten ist, so ist doch solches auf Aerzte- 
tagen schon verlangt worden, und wdr sehen heute z. B. in Berlin, dass die 
Leute in zwei Theile getheilt sind; ein Theil ist noch gewillt, mit den Orts¬ 
krankenkassen Verträge abzuschliessen, w r ährend der andere Theil unter allen 
Umständen verlangt, dass nach Einzelleistungen bezahlt werden soll. Wird 
aber so etw r as beschlossen, so muss die Familienunterstützung, die heute von 
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den Krankenkassen gewährt wird, sofort beseitigt werden. Wären z. B. hier 
in Sachsen die Ortskrankenkassen gezwungen, nach Einzelleistungen zu hono- 
riren, so wäre es ganz unmöglich, die ärztliche Behandlung und die Lieferung 
von Medicamenten auf die Familienmitglieder auszudehnen. Deshalb möchte 

ich hier besonders davor warnen, dies anzunehmen“*) und ferner: „.Herr 

Abgeordnete Niethammer hat dann gesagt, die Ortskrankenkassen sind social¬ 
demokratische Organisationen. Nun, meine Herren, wenn aber die social¬ 
demokratische Organisation so vorzüglich wirkt, wie z. B. die Ortskranken¬ 
kasse in Chemnitz *), in Dresden und in Leipzig, dann können sie sich auch 
die socialdemokratischen Organisationen gefallen lassen“. „Ich er¬ 

suche Sie deshalb noch einmal, die Krankenkassen, die Arbeiter zu schützen, 
indem Sie sie nicht an solche ärztliche Bezirksvereine ausliefern, die, wenn 
sie auch heute noch das Beste wollen, für die Zukunft doch einmal etwas 
ganz Anderes anstreben können, als es jetzt der Fall ist.“ 8 ) 

Wir stossen also hier bei dem vorliegenden Gesetzentwurf auf die sehr 
beachtenswerthe Thatsache, dass seit Emanirung des Krankenversicherungs¬ 
gesetzes, unseres Wissens zum ersten Male eine hohe Staatsregierung auch für 
die Interessen des ärztlichen Standes eintritt und nicht lediglich für die der 
Kassen. Die sächsische Regierung hat, was aber leider Gottes nicht bei allen 
Regierungen zutrifft, Vertrauen zu dem ärztlichen Stand, und Herr Frässdorf 
braucht sicherlich nicht zu fürchten, dass derselbe seine Machtbefugnis über¬ 
schreiten wird. Er hat ja selbst zugegeben, dass die Aerzte in hochherziger Weise 
mitwirken und nicht Opfer scheuen, um die culturelle Aufgabe der Kranken¬ 
versicherung zu ermöglichen. Es steht ganz ausser Zweifel, dass der Stand 
als solcher, wie immer, so auch hier seine Samariterdienste zu leisten bereit 
ist, nur darf er nicht in seiner Existenz und seinem Ansehen gefährdet werden. 
Dass dies aber durch die Krankenkassen vielfach der Fall, ist in den Motiven 
zur Genüge nachgewiesen. 

Und gerade nach dieser Richtung hin beansprucht der vorliegende Ge¬ 
setzentwurf das allergrösste Interesse; denn die Erfahrungen, die man auf 
diesem Gebiete Gelegenheit haben wird, zu machen, werden zeigen, ob die 
Kassen überhaupt, wenn den Aerzten ihr Recht werden soll, in ihrer jetzigen 
Organisation werden bestehen können, oder ob man nicht Vorschlägen wird 
näher treten müssen, die, wie der des Herrn Dr. Ascher in Heft 4 pag. 236, 
auf eine Vereinfachung des Reichsversicherungswesens, oder der von Dr. Trilling 4 ) 
in seiner lesenswerthen Brochure gemachte, auf eine Verstaatlichung der Kassen¬ 
ärzte hinauslaufen. 

Nach § 1 des Entwurfs sind auch die beamteten Aerzte verpflichtet, den 
Bezirksvereinen beizutreten, befreit hiervon sind nur die Praxis nicht aus¬ 
übende Aerzte und die Sanitätsofficiere, gleichviel ob sie Civilpraxis ausüben 
oder nicht. Die hieraus sich ergebenden Schwierigkeiten, an denen u. A. 
in Preussen die Regelung der Disciplinarbefugnisse der Aerztekammem bisher 
gescheitert ist, sind im Entwurf durch die Bestimmungen des § 7 glücklich 
überwunden, indem die Angelegenheit der bereits einer staatlich geordneten 


*) Cfr. Beilage zu Bd. 59 No. 11 des Correspondenzblattes der ärztlichen Kreis- 
und Bezirksvereine im Königreich Sachsen vom 1. December 1895 pag. 194. 

2 ) Die Ortskrankenkasse in Chemnitz ist bekanntlich diejenige, welche zuerst die 
Zulassung der Curpfuscher zur Behandlung der Kassenmitglieder durch eine eigenartige 
Interpretation des Wortes „ärztliche“ in § 6 des Krankenversicherungsgesetzes vom 
15. Juni 1883 einzuführen versuchte. Cfr. Heft 1 pag. 44 ff. 

3 ) Cfr. 1 . c. pag. 197. 

4 ) E. Trilling, Die sociale Lage der deutschen Aerzte. Leipzig, G. Fock, 1895. 
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Disciplinarbehörde unterstellten Aerzte ohne Weiteres an diese Behörde ab¬ 
zugeben sind und auch die Militärärzte, auch wenn sie nicht Mitglieder eines 
Bezirksvereins sind, den Bestimmungen der Standesordnung unterliegen. 

In der Begründung heisst es hierüber u. A.: 

„Bezüglich des Disciplinarverfahrens war zunächst aus naheliegenden 
Gründen eine Unterscheidung zu machen, je nachdem der angeschuldigte 
Arzt bereits einer staatlichen Disciplinarbehörde untersteht oder nicht, und 
nur in dem letzteren Falle die Einleitung des Disciplinarverfahrens dem vom 
Verein nach Maassgabe seiner Statuten eingesetzten Ehrenrathe zu überlassen, 
während bei dem Vereinsvorstande angebrachte Beschwerden über einen 
einer staatlichen Disciplinarbehörde unterstehenden Arzt ohne Weiteres an 
diese Behörde zur Entschliessung abzugeben sein sollen. Letzteres hat auch 
zu geschehen, wenn die Beschwerde sich über einen Civilpraxis betreibenden 
Militärarzt und dessen dabei beobachtetes Verhalten richtet, und zwar 
gleichviel, ob dieser Arzt von seiner Berechtigung, dem zuständigen Bezirks¬ 
vereine beizutreten, Gebrauch gemacht hat oder nicht, da das Kriegs¬ 
ministerrum zugesichert hat, darauf halten zu wollen, dass 
alle die Civilpraxis betreibenden Militärärzte — eine übrigens 
verhältnissmässig geringe Anzahl — bei Ausübung dieser 
Praxis die Bestimmungen der Standesordnungen beobachten.“ 
Eine Standes- und Disciplinarordnung selbst enthält der Entwurf nicht, nur 
die Disciplinarstrafen, erstere soll der statutarischen Festsetzung der Bezirks¬ 
vereine überlassen und auf dem Verwaltungswege eingefiihrt werden. Ob es 
zweckmässig wäre, den einzelnen Vereinen die Festsetzung dieser Ordnungen 
zu überlassen, erscheint, wenngleich dieselben auch erst dem Minister des 
Innern zur Genehmigung vorgelegt werden müssen, doch sehr fraglich. 

Die hierfür in den Motiven beigebrachten Gründe, dass sich die Standes¬ 
ordnung den localen Bedürfnissen, den Unterschieden der städtischen und 
ländlichen Verhältnisse anpassen sollen, erscheinen nicht stichhaltig. Mit 
Recht hat in dieser Hinsicht der Herr Abgeordnete Dr. Schill betont, dass 
der Begriff der Ehre nirgends Verschiedenheiten zulasse und deshalb auch 
eine einheitliche Regelung der Frage zu erstreben sei. Herr Schill hat hierbei 
gleichzeitig die Frage aufgeworfen, ob es zur Mehrung der Ehre und Ansehen 
des Standes nicht möglich sei, von einer Standesordnung überhaupt abzusehen 
und sich bloss, wie bei derartigen Entwürfen in anderen Staaten, mit einer 
allgemeinen Clausel zu begnügen und das Uebrige dem discretionären Ermessen 
der Ehrengerichte zu überlassen. In der That dürfte dem Letzteren der Vor¬ 
zug zu geben sein, schon deshalb, weil, wie bereits bemerkt, die Codificirung 
einer solchen Standesordnung sehr schwierig ist, unklare Bestimmungen aber, 
wie Herr Prof. Rosenbach oben mit Recht hervorgehoben, mancherlei Gefahren 
in sich bergen. 

Die sächsischen Aerzte wünschen nun allerdings eine casuistisch gestaltete 
Standesordnung und meinen, dass die von den Vereinen ausgearbeitete und 
der Regierung überreichte lediglich das enthält, was der Arzt als Schutz 
gegen das bedrohte Ansehen des Standes verlangen muss: Verbot des Reclame- 
wesens, Verhütung unlauterer Concurrenz, Verhinderung geschäftlicher Ver¬ 
bindung von Aerzten und Curpfuschem, Sicherung gegen Ausnutzung durch 
die Krankenkassen u. drgl. m. Wir meinen, man könne das Eine thun und 
brauche das Andere nicht zu lassen. Dies würde beispielsweise geschehen, 
wenn der allgemeinen Clausel jene einzelnen Punkte als vorzugsweise zu 
berücksichtigende Momente beigefügt würden. 

Bezüglich der disciplinirenden Collegien endlich sollen nach 
dem Entwurf die Bezirksvereine, bezw. deren Ehrenrath die erste und die 
Kreisvereinsausschüsse die zweite und letzte Instanz bilden, während die 
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Aerzte nicht die Bezirksvereine, sondern, um Parteilichkeit und Befangenheit 
möglichst auszuschalten, die Ausschüsse der Kreisvereine als erste und das 
Landes-Medicinalcollegium als zweite Instanz in Vorschlag gebracht hatten. 

Weshalb die Regierung diesem Vorschlag nicht zugestimmt, ist aus den 
Motiven nicht recht ersichtlich; bei dem Ansehen und der Zusammensetzung 
dieser Collegien würde derselbe entschieden den Vorzug verdienen, und es 
würden hierdurch die oben von Herrn Prof. Rosenbach bezüglich solcher 
Ehrengerichte gemachten Bedenken zu einem grossen Theile fortfallen. 

Der Gesetzentwurf wurde in der erwähnten Sitzung der sächsischen 
zweiten Kammer vom 22. November der Gesetzgebungsdeputation zur Bericht¬ 
erstattung überwiesen. Nach dem Verlauf der Debatte steht zu erwarten, 
dass der Entwurf Gesetzeskraft erhalten werde. 

Hiermit ist aber für die deutsche Aerztewelt die Gelegenheit gegeben, 
über die schwierige Frage der ärztlichen Disciplin reiche Erfahrungen zu 
sammeln. Sicherlich wird einem Theil der deutschen Aerzte diese Zwangs¬ 
organisation zuwider sein, namentlich steht alsbald in dem freisinnigen Lager 
der Gressstädte* grosse Erregung über Vergewaltigung, Zunftwesen, Reaction 
zu erwarten. Aber Meinungen und Ansichten sind bekanntlich wohlfeil wie 
Brombeeren. Auch auf diesem Gebiete ist es in letzter Instanz doch die 
Erfahrung, die entscheidet. 


Correspondenz. 

Die ökonomische und sociale Steilung des 
dänischen Aerztestandes. 

Von Örum. 

Ugeskrift for Läger. Band XXVIU. 14. 

Mit Genehmigung des Verfassers aus dem Dänischen übersetzt von 
Dr. H einrich Joachim, Berlin. 


Hochgeehrte Versammlung, werthe Collegen! 

Als wir uns das letzte Mal in einer collegialen Versammlung trafen, um 
ein paar Tage im Kreise von Berufsgenossen von nah und fern zu verleben, 
wurden unsere Sitzungen mit einem vortrefflichen Vortrag eines wissenschaft¬ 
lich bedeutenden Mannes geschlossen. Es wäre nun ausserordentlich wün- 
schenswerth, wenn in den Sitzungen des Allgemeinen dänischen Aerztevereins- 
bundes, der ja wesentlich unseren Fachinteressen dienen soll, den Mitgliedern 
regelmässig ein Vortrag geboten würde, der Ihnen eine Uebersicht über einen 


Digitized by LiOOQle 



3 22 


Correspondenz. 


zur Zeit gerade actuellen Gegenstand in unserer Wissenschaft giebt. Leider 
ist es den Bemühungen des Vorstandes nicht gelungen, auch für heute einen 
derartigen wissenschaftlichen Vortrag, der sich auch für eine Versammlung 
mit Damen eignet, zu beschaffen — was ich selbst im Interesse der geehrten 
Versammlung aufs Lebhafteste beklage. Sie werden sich deshalb mit einem 
Vortrage begnügen müssen, der weder den Anspruch darauf macht, ein wissen¬ 
schaftliches Interesse zu besitzen, noch auch den, etwas wesentlich Neues 
zu bringen. 

Für Mitglieder einer Vereinigung, wie wir es sind — eine Vereinigung, 
welche die Aerzte des ganzen Landes umfasst —, dürften einige Bemerkungen 
über die heutige Stellung unseres Standes ein gewisses Interesse haben. Die 
Behandlung dieser Frage in Aerzteversammlungen ist ja nicht neu, und die¬ 
jenigen Herren, die sich seit einer Reihe von Jahren an unseren Sitzungen 
betheiligt haben, werden sich wohl erinnern, dass der Gegenstand zum ersten 
Mal im Jahre 1879 auf dem Aerztetag in Soendborg verhandelt wurde; es 
wurden ferner im Jahre 1888 sehr ausführliche und in mancher Hinsicht inter¬ 
essante Aufschlüsse über die ökonomische Lage der Aerzte gegeben. Seit¬ 
dem haben sich die Verhältnisse, die sich ja in unseren Tagen mit Eisen¬ 
bahngeschwindigkeit entwickeln, in mehrfacher Beziehung geändert; ich hielt 
es deshalb für angebracht, diese Frage einmal wieder in einer Aerzteversamm- 
lung zur Sprache zu bringen. 

Im Laufe der Jahre, in denen ich dieEhre habe, an der Spitze 
des Bureaus des Aerztebundes zu stehen, bin ich — sei es münd¬ 
lich, sei es schriftlich — mit einer grossen Zahl von älteren und jüngeren 
Collegen, die über das ganze Land zerstreut wohnen, in Berührung gekommen. 
Ich schmeichle mir, dabei einen, wenn auch mangelhaften und unvollkommenen 
Einblick und Kenntniss der ökonomischen Verhältnisse vieler Aerzte erhalten 
zu haben ; das Resultat dieser Erfahrungen und Betrachtungen habe ich die 
Ehre, Ihnen im Folgenden mitzutheilen. 

Es kann darüber kein Zw r eifel bestehen, dass sich die ökonomischen 
Verhältnisse des ärztlichen Standes in den letzten 50 Jahren 
gebessert haben; fraglich ist nur, ob dieser Fortschritt ebenso bedeutend 
ist, wie der, den wir bei den meisten übrigen Gesellschaftsklassen in dieser 
Zeit finden. Das Volksvermögen und damit das Verlangen, ärztliche Hülfe 
in Anspruch zu nehmen, ist ja bedeutend gestiegen; auf der anderen Seite 
aber hat die Zahl der Aerzte so beständig zugenommen, dass die Ein¬ 
nahmen des einzelnen Arztes sich kaum erheblich vermehrt 
haben dürften. Indessen kann man gewiss annehmen, dass ein Arzt, der 
die nöthigen Kenntnisse besass und der mit seiner Clientei umzugehen ver¬ 
stand , durchschnittlich einen so grossen Ertrag aus seiner Arbeit zog, dass 
er im Grossen und Ganzen einen entsprechenden Ersatz für die hohen Kosten 
seiner Ausbildung und die anstrengende, verantw-ortungsreiche Thätigkeit, die 
unser Beruf nun einmal mit sich führt, erhielt. Es lässt sich ja natürlich nicht 
angeben, wie gross die jährliche Einnahme in Mark und Pfennigen sein muss; 
ganz allgemein aber kann man behaupten, dass ein durchgebildeter Arzt eine 
Einnahme verlangen kann, die ihn in den Stand setzt, seine sociale Stellung 
zu behaupten, seinen Kindern eine standesgemässe Erziehung zu geben, für 
sein Alter und seine Hinterbliebenen hinreichend zu sorgen und ausserdem 
noch einen Betrag zu erübrigen, den unser Stand ja jederzeit gern theils für 
unsere eigenen ungünstig gestellten Collegen und deren Hinterbliebene, theils 
für das Allgemeinw'ohl zu opfern gewollt ist. 

Leider muss ich damit beginnen, es auszusprechen, dass sich die 
Verhältnisse in den letzten Jahren nicht unwesentlich ver¬ 
schlechtert haben, und es deutet Alles darauf hin, dass für 
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die ersten Jahre kaum eine Besserung zu erwarten ist. Nach 
meiner Erfahrung giebt es jetzt schon gar manche Aerzte, die, ohne dass 
man ihnen dabei irgend einen Vorwurf machen kann, schon heute einen 
schweren Kampf um’s Dasein fuhren müssen; das gilt gleichmässig für die 
Hauptstadt sowohl als auch für die Provinzialstädte und das platte Land. 
Wenn dieser Rückgang in den Einnahmen der Collegen ausschliesslich oder 
doch im Wesentlichen darin seine Erklärung finden würde, dass sich das 
ganze Land ökonomisch in einer absteigenden Periode befände, wie das auch 
in früheren Jahren bisweilen schon der Fall war, so hätten wir ja natürlich 
gar kein Recht, uns als Aerzte besonders zu beklagen. Indessen werde ich 
sogleich zeigen, dass diese ökonomische Decadence in besonderen Verhält¬ 
nissen des ärztlichen Standes ihren Grund hat; wenngleich auch auf der 
anderen Seite zugegeben werden muss, dass sich ähnliche Verhältnisse in 
mehr oder weniger erheblichem Grade auch bei den übrigen Gesellschafts¬ 
klassen geltend machen. 

Ich mache dafür besonders verantwortlich, dass wir an einer Ueber- 
production an Aerzten und einer dadurch bedingten Ueber- 
fluthung des Landes mit praktischen Aerzten leiden. Die Klage 
ist ja nicht neu und ich erinnere nur daran, dass bereits die Aerzteversamm- 
lung in Odense im Jahre 1867 eine Resolution annahm des Inhalts, dass 
„die Zahl der Medicinstudirenden in keinem Verhältnis zu den in einer Reihe 
von Jahren im Lande gebrauchten Aerzten stehe“. Ob diese Resolution irgend 
einen Einfluss ausgeübt hat oder ob andere Gründe hier mitsprechen, kann 
ich mit Sicherheit nicht entscheiden; Thatsache aber ist, dass nach dem 
grossen Zugang am Schluss der sechziger und Anfang der siebziger Jahre 
die Zahl der Studirenden — wenn sie auch immerhin noch den Abgang reich¬ 
lich deckte — nicht unbedeutend abnahm. Augenblicklich dagegen ist sie 
wieder stark im Zunehmen. Für die letzten fünf Jahre stellen sich die Ver¬ 
hältnisse wie folgt: 


1889: Zugang an Aerzten 
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Es starben 

24 . 

1890: .. 

48. 

>> 

„ 

21. 

1891 : 

40. 

M 

11 

22. 

1892: „ ,, ,, 

55 - 

11 

11 

27 - 

1893: 

79 . 

11 

11 

23 . l ) 


In diesen fünf Jahren betrug also der Zufluss 277, der Abgang nur 117; es 
ergiebt sich demnach ein Ueberschuss von 160. Nehmen wir eine 
etwas längere Periode von zehn Jahren, 1884—1893, so betrug der Zugang 
in dieser Zeit 426, der Abgang 176, mithin ein Ueberschuss von 250. Um 
die Bedeutung dieser Zahlen recht zu verstehen, sei daran erinnert, dass der 
ganze dänische Aerztestand am 1. Juli 1893 1236 Mitglieder zählte, von denen 
275 oder 22 °/ 0 erst in den letzten fünf Jahren approbirt sind. 

Die kommenden Jahre lassen kaum geringere Zahlen erwarten; das 
letzte Jahr, für welches ich aus den Jahrbüchern der Universität Mittheilungen 
über die Zahl der Studirenden erhalten konnte, die die ärztliche Vorprüfung 
gemacht haben, war das Jahr 1891: danach haben nicht weniger als 96 Can- 
didaten in dem genannten Jahre das Examen bestanden. 

Zum Vergleich führe ich Ihnen noch an, dass während des ersten grossen 
Zudranges in den siebziger Jahren, 1871—1875, der ganze Zuwachs 228 betrug, 
davon 49 allein im Jahre 1872 — dem Jahre mit dem grössten Zugang. Was 
aber die damaligen Verhältnisse von den heutigen wesentlich unterscheidet, 


1) Die letzten Zahlen wurden aus Berechnungen gewonnen. 
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ist der Umstand, dass der frühere Zugang mit einer in ökono¬ 
mischer Beziehung aufsteigenden Periode im ganzen Lande 
zusammen fiel und dass ausserdem damals noch »viele Orte im Lande vor¬ 
handen waren, an denen sich ein Arzt seine Praxis gründen konnte. Damals 
hörte man die Klage: „Wir sind zu der Arbeit nicht zu viel, aber wir sind 
zu viel, um von der Arbeit leben zu können.“ Heute dagegen muss es 
heissen: „Wir sind beides, nämlich zu viel, um von der Arbeit 
leben zu können, und auch zu viel, um Arbeit zu finden.“ Meine 
Erfahrungen haben mir gezeigt — und ich bin in der Lage, die Beweise dafür 
zu liefern —, dass sich jetzt kaum noch im Lande Orte finden, wo der einzelne 
Arzt sich eine Praxis erwerben kann, um davon anständig mit seiner Familie 
leben zu können. Manche werden erstaunt sein, von mir einen derartigen 
Ausspruch zu hören, da ja fast täglich sowohl in unserer Fachpresse, als 
auch in den politischen Blättern Aerzte verlangt werden. Ich besitze über 
diese Verhältnisse eine grosse Erfahrung, da an das Bureau — Vortragender 
ist Chef des Bureaus des dänischen Aerztebundes — besonders häufig Ge¬ 
suche um Beschaffung eines Arztes für eine Stadt pder Ortschaft * gerichtet 
werden, wo eine glänzende Praxis in Aussicht gestellt wird. Abgesehen von 
solchen Fällen, w t o das Verlangen nach einem Arzt mit dem Wunsche zu¬ 
sammenfallt, eine leer stehende Wohnung gut zu vermiethen, oder wo die 
Bevölkerung mit einem Arzte darum nicht zufrieden ist, weil er nicht die¬ 
selbe politische oder religiöse Ueberzeugung wie sie hat, oder wo der Arzt 
sich mit einer maassgebenden Persönlichkeit des Ortes nicht zu stellen wusste, 
ergab sich aus den genaueren und gewissenhaften Untersuchungen des Bureaus 
fast regelmässig, dass ein Arzt an dem vorgeschlagenen Orte nicht zu bestehen 
vermochte und nur auf Kosten eines oder mehrerer Collegen aus der Nachbar¬ 
schaft eine Praxis erwerben konnte. Das Bureau hat immer den Grundsatz 
befolgt, nur solche Plätze wieder zu besetzen, wo schon früher ein Arzt 
prakticirte und davon anständig leben konnte; neue Plätze dagegen empfahl 
cs nur dann, wenn aus den Umfragen die Ueberzeugung gewannen wurde, 
dass ein Arzt sich an dem betreffenden Orte eine Praxis erwerben könnte, 
von der er mit Familie anständig leben konnte, ohne doch dabei die Nachbar- 
collegen erheblich zu schädigen. Ich will hier gleich hinzufugen, dass wir 
meines Wissens einen Ort der letzteren Kategorie im abgelaufenen Jahre nicht 
empfehlen konnten, und die Thätigkeit des Bureaus hat sich deshalb darauf 
beschränken müssen, von zuverlässigen und bei der Frage uninteressirten 
Personen möglichst genaue und sichere Aufschlüsse zu erhalten, und hat diese 
Mittheilungen dann den betreffenden Reflectanten bekannt gegeben. 

Ab und zu kam der Fall vor, wo es mir leider nicht möglich war, der 
betreffenden Ortschaft einen Arzt zu beschaffen; es giebt nämlich hier im 
Lande Orte, wo die Niederlassung eines Arztes für die Bevölkerung sehr 
wünschenswerth wäre. So finden sich in Jütland Gegenden, wo die Bevölke¬ 
rung so zerstreut w'ohnt und ihre Zahlungsfähigkeit so gering ist, dass die 
Aerzte nur sehr w-eit von einander w-ohnen können, was das Requiriren eines 
Arztes sehr erschwert und auch der grossen Entfernungen wegen sehr ver¬ 
teuert. Da unser Staat ferner auf dem besten Wege ist, aus einem reinen 
Ackerbau treibenden Lande ein Industriestaat zu werden, so giebt es natur- 
gemäss kleine Communen, die wesentlich von Arbeitern gebildet werden, die 
an die Gegend durch irgend ein industrielles Etablissement gebunden sind. 
In derartigen Communen kann sich leicht der Mangel eines Arztes fühlbar 
machen, auch wenn die einzelnen Orte nicht gar zu weit von einander ent¬ 
fernt sind, denn die Bevölkerung befindet sich dort meist im Besitze von nur 
wenigen Beförderungsmitteln. In diesen beiden Kategorien von Fällen wäre 
es nun sehr wünschenswerth, wenn der Staat oder die einzelne Commune 
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oder noch besser beide gemeinschaftlich in grösserer Ausdehnung, als es 
bisher geschehen ist, helfend eingreifen würde, um so jungen Aerzten die 
Niederlassung an solchen Orten zu ermöglichen. Bei den meisten Gesuchen 
um die Besetzung von neuen Arztstellen verwechseln die Bewerber in der 
Regel das Bedürfniss nach einem Arzt mit der Annehmlichkeit, ärztliche Hülfe 
sofort zur Stelle zu haben und so an den Ausgaben für den Arzt möglichst 
zu sparen. Dass auch wir Aerzte den Wunsch haben, unsere Thätigkeit nicht 
in gar zu grossen Entfernungen auszuüben, habe ich wohl vor Ihnen nicht 
nöthig zu erörtern. Ich will in diesem Zusammenhang nur mit ein paar 
Worten die Verhältnisse in Kopenhagen berühren. Das Bureau erhält nicht 
gar so selten theils von Landärzten, theils auch von ganz jungen Collegen 
die Anfrage, ob sie sich nicht in Kopenhagen niederlassen sollen; wie Ihnen 
ja aus den Mittheilungen des Bureaus bekannt ist, ist ja auch der Zufluss nach 
der Hauptstadt ein sehr bedeutender. Ich habe älteren Collegen immer davon 
abgerathen, den Kampf um’s Dasein — wie er durch die Uebersiedelung 
nach Kopenhagen bedingt ist — aufs Neue zu beginnen, denn es ist ausser¬ 
ordentlich schwer und kostet gewöhnlich viel Zeit, sich dort eine Praxis zu 
begründen. Nun finden sich ja gewiss in den grossen Arbeiterquartieren der 
Vorstädte noch Plätze, wo junge, arbeitskräftige Aerzte eine Praxis erwerben 
können ; aber sie werden in der Regel für ihre Thätigkeit so schlecht bezahlt, 
oder richtiger, es ist in den meisten Fällen so überaus schwer, überhaupt 
eine Bezahlung — selbst nach der sehr bescheidenen Taxe vom Jahre 1629 
(siehe meinen Artikel in der Deutschen Medicinal-Zeitung 1894. S. 761: „Arzt¬ 
honorare in Dänemark in früheren Zeiten“) zu erhalten, dass ein Arzt ziemlieh 
geringe Anforderungen an das Leben stellen muss, um bei derartigen Ein¬ 
nahmen leben zu können. 

Damit komme ich auf den zweiten grossen Factor, der in der 
Frage der ökonomischen Stellung des Aerztestandes ein£ Hauptrolle spielt, 
nämlich die Verwandlung eines grossen Theiles unserer Privat¬ 
praxis, ja man kann vielleicht sagen, des bei weitem grössten 
Theiles derselben, in Krankenkassenpraxis. Der Zulauf zu den 
Krankenkassen ist ja sehr gross und er wird sicherlich in den nächsten Jahren 
noch zunehmen, nachdem das Krankenkassengesetz ausserordentlich günstige 
Bedingungen für die Entwickelung der Krankenkassen geschaffen hat. 

Man kann gewiss, ohne einer anderen Gesellschaftsklasse zu nahe zu 
treten, behaupten, dass die Krankenkassen dem Aerztestande sehr Vieles 
verdanken. Es haben aber nicht nur philanthropische Aerzte die Initiative 
zur Errichtung von Krankenkassen ergriffen und einen grossen Theil der Arbeit 
bei ihrer Organisation und Verwaltung geleistet, sondern es haben weiter 
Aerzte eine lange Reihe von Jahren die Behandlung bei diesen Kassen für 
ein Honorar übernommen, das in keiner Weise im Verhältnis zu der ge¬ 
leisteten Arbeit stand. So war z. B. in Kopenhagen bei verschie¬ 
denen Kassen für den Besuch das Honorar zu dem resp. unter 
den Satz herabgesunken, den ein Dienstmann als Bezahlung 
für einen gewöhnlichen Weg in der Stadt zu fordern berechtigt 
ist. So lange die Krankenkassen nur aus Mittellosen bestanden, wraren der¬ 
artige Verhältnisse, w r enn auch ungünstig für den ärztlichen Stand, so doch 
immerhin begreiflich; denn auch der Aerztestand hat seinen Beitrag für dieses 
Stiefkind der menschlichen Gesellschaft zu leisten. Nachdem sich aber die 
Institution in der Weise entwickelt hat, dass sic heute die grosse Masse der 
Gesammtbevölkerung umfasst — denn bei dem erheblich gestiegenen Arbeits¬ 
löhne ist die grosse Mehrzahl in der Lage, den für die Krankenversicherung 
erforderlichen Betrag zu entrichten —, unter diesen veränderten Verhältnissen 
also bekam die Sache für den gesammten Aerztestand eine ausserordentlich 


Digitized by 


Google 



326 


Correspondenz. 


grosse Bedeutung. Denn es liegt doch auf der Hand, dass ein einzelner 
Stand, zumal bei der verhältnissmässig geringen Zahl seiner Mitglieder, es 
unmöglich auf sich nehmen kann, einen so erheblichen Beitrag für die All¬ 
gemeinheit zu leisten. Nun haben sich ja die Verhältnisse in den 
letzten Jahren etwas gebessert, die schreiendsten Missverhält¬ 
nisse sind beseitigt; trotzdem glaube ich, noch immer be¬ 
haupten zu dürfen, dass das starke Anwachsen des Kranken¬ 
kassenwesens für einen grossen Theil der ärztlichenLeistungen 
eine Reduction der Einnahmen um 25°/ 0 veranlasst hat. Be¬ 
ständen die Krankenkassen nur aus Mitgliedern, deren ökonomische Stellung 
eine derartige Unterstützung von Seiten der Aerzte erforderte, so würde ich 
es als unsere Pflicht ansehen, ihnen diese Unterstützung zu leisten, und zwar 
mit Freuden zu leisten. Aber wenn die Kassen auch wohlsituirte 
Leute aufnehmen, dieganz gut ein anständiges Honorar zahlen 
könnten, so halte ich es für eine Pflicht gegen uns selbst und 
unseren Stand, diesen Krankenkassenmitgliedern die ärzt¬ 
liche Hülfe gegen die geringe Bezahlung zu versagen. Ich 
betrachte es als eines der wesentlichsten Resultate, die bei unseren Verhand¬ 
lungen mit den Krankenkassen erreicht wurden — die übrigens ihren Aus¬ 
druck auch im Krankenkassengesetz gefunden haben —, dass wohlsituirte 
Kassenmitglieder keinen Anspruch auf Arzthülfe gegen die 
sonst übliche geringe Bezahlung erheben können. Dass Aerzte 
bei der Bestimmung des Wortes ,>wohlsituirt“ sehr liberal Vorgehen werden, 
sehe ich als selbstvsrständlich an. Es mag hier noch daran erinnert werden, 
dass die geringen Honorarsätze, wie sie den Kassenmitgliedem zugestanden 
werden, nicht etwa darin ihre Berechtigung finden, dass die Bezahlung der 
ärztlichen Leistung hier zu Lande besonders hoch ist. Ganz im Gegentheil; 
sie ist gewiss sehf niedrig, sowohl im Vergleich mit anderen entsprechenden 
Thätigkeiten, als auch im Vergleich zu den Arzthonoraren, wie sie anderwärts 
gezahlt werden. Man vergleiche z. B. das Honorar, das ein Anwalt am Ober¬ 
tribunal für eine Consultation oder eine andere Thätigkeit erhält, mit dem, 
was ein Arzt für eine genaue Untersuchung oder für eine schwere Operation 
empfängt. Ein Vergleich mit anderen Ländern ist natürlich sehr schwierig, 
indessen kann kein Zweifel darüber bestehen, dass in keinem Lande 
der Welt — einige Gegenden in Deutschland vielleicht aus¬ 
genommen— die ärztliche Hülfe so billig wie in Dänemark ist, 
vorausgesetzt natürlich, dass man sich an einen wissenschaftlichen Arzt wendet; 
das gilt sowohl für die gewöhnliche Praxis, als auch für die hausärztliche 
Thätigkeit. Die Institution der Hausärzte, die ja eigentlich nur eine Ver¬ 
sicherung für Arzthülfe ist, ist in Kopenhagen und in den Provinzialstädten 
viel gewöhnlicher als auf dem Lande, hat natürlich ihre Licht- und ihre 
Schattenseiten. Ohne auf die Frage genauer einzugehen, will ich nur be¬ 
merken, dass die Institution für unsere Clientei einen gewissen Vortheil dar¬ 
stellt; für uns Aerzte dagegen hat sie die Annehmlichkeit, dass die Einnahmen 
in den verschiedenen Jahren nicht gar zu fluctuirend sind. Dabei muss natür- 
vorausgesetzt werden, dass die Hausarzthonorare nicht allzu niedrig sind; 
leider scheint jetzt — wenigstens in Kopenhagen — die Ten¬ 
denz zu bestehen, diese Honorare unter diejenige Norm herab¬ 
zudrücken, die man bisher als anständig und angemessen er¬ 
achtet hat. 

Von Seiten des Staates wird ja ebenfalls jetzt der Versuch gemacht, 
die festen Arztgehälter zu erniedrigen. Die Gehälter der Districts- 
ärzte sind ja b.ei uns unanständig niedrig, und ein Vorschlag um 
eine kleine Erhöhung, der den letzten Reichstag beschäftigte, ging nicht durch; 
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statt dessen wurde dort eine Ansicht geäussert, die für die Zukunft nichts 
Gutes verspricht. Wenn sie jemals realisirt würde, so würde sie sicher dazu 
führen, dass wir eine grosse Zahl von angestellten Aerzten mit ausserordent¬ 
lich grossen Arbeiten und einem äusserst geringen Gehalt erhalten würden. 

Man könnte vielleicht meinen, diese Betrachtungen über die ökono¬ 
mischen Verhältnisse seien nicht von der Bedeutung, dass sie es verdienen, 
in einer Sitzung des Bundes besprochen zu werden. Darauf habe ich zu er¬ 
widern, dass ich es für ausserordentlich wichtig halte und — zwar nicht nur 
für unseren Stand, sondern auch für die grosse Allgemeinheit —, dass wir 
einen in ökonomischer Beziehung wohlsituirten und social unabhängigen Aerzte- 
stand besitzen. Bis jetzt hat sich die dänische Aerzteschaft eine geachtete 
Stellung in der Gesellschaft sowohl durch ihre Tüchtigkeit als auch durch ihre 
ehrenhafte Gesinnung errungen, und sie hat alle Zeit die Humanität gezeigt, 
die unseren Stand so vortheilhaft auszeichnet. Es wäre deshalb in höchstem 
Grade beklagenswerth, wenn der Kampf um’s Dasein dazu beitragen würde, 
das Niveau, auf dem der Äerztestand sich zur Zeit befindet, herabzudrücken. 
Ich sehe deshalb in der zunehmenden Ueberproduction eine grosse Gefahr, 
denn bei der damit verbundenen Concurrenz werden schwache Seelen, um 
sich überhaupt über Wasser zu halten, zu Mitteln ihre Zuflucht nehmen, die 
sich mit der Würde des ärztlichen Standes und der ärztlichen Kunst nicht 
vereinen lassen. 

Von den grossen Culturländem wissen wir ja, wozu eine Ueberfullung 
von Aerzten führen kann. Bis jetzt haben wir uns von den damit verknüpften 
Schädigungen noch frei gehalten: Reclame, Absenden von Broschüren, Em¬ 
pfehlen von Geheimmitteln und Anderes wird ja bei uns noch als nicht fair 
angesehen. Ganz gewiss hat bisweilen der eine oder andere Arzt, für den 
der Zweck die Mittel heiligt, den bei uns herrschenden Gepflogenheiten zu¬ 
wider gehandelt, aber das absprechende Urtheil der Collegen hat schon 
genügt, den betreffenden Arzt wieder auf den rechten Weg zu bringen. 

Ich habe oft die Meinung äussern hören, dass eine Ueberproduction 
von Aerzten nicht die Gefahren mit sich bringt, wie ich sie im Vorangehenden 
kurz angedeutet habe; denn im Gegensatz zu Juristen und Theologen be¬ 
fanden sich die Mediciner in der glücklichen Lage, ihre Kenntnisse auch in 
anderen Ländern fruchtbringend verwerthen zu können und sich so einen 
lohnenden Wirkungskreis zu beschaffen. Theoretisch mag ja diese Art der 
Betrachtung ganz richtig sein, in praxi aber sind hier ganz bedeutende 
Schwierigkeiten zu überwinden. Ganz abgesehen von dem betrübenden 
Factum, dass junge Leute, deren Ausbildung dem Staat und ihren Familien 
bedeutende Summen kostete, zur Auswanderung gezwungen sind und so viel¬ 
leicht niemals mehr in ihr Vaterland zurückkehren, stehen auch einer solchen 
Auswanderung selbst sehr bedeutende Hindernisse im Wege. In den europä¬ 
ischen civilisirten Staaten ist nirgends ein Mangel an Aerzten vorhanden, da 
diese Länder ebenfalls an Ueberproduction leiden; ausserdem setzen die be¬ 
treffenden Regierungen alle Hebel in Bewegung, um eine solche Invasion zu 
verhindern. Es kann sich deshalb nur noch um überseeische Länder handeln, 
indessen ist die Reise dahin meist sehr theuer und noch theurer pflegt das 
Leben in derartigen Staaten zu sein; denn selbstverständlich kann ein junger, 
mit den localen Verhältnissen unbekannter Arzt nicht darauf rechnen, sich 
in kurzer Zeit eine Stellung zu begründen, die ihm ein standesgemässes Leben 
gewährleistet. Deswegen muss er bei seiner Abreise über ein nach unseren 
Verhältnissen nicht gerade kleines Capital verfugen und das haben nur Wenige; 
wenn man mit jungen Aerzten viel verkehrt, so merkt man bald, dass das 
einer der wundesten Punkte ist. Die Studien haben lange gedauert und die 
Hülfsquellen der betreffenden Familien verschlungen; ein Capital und noch 
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dazu ein grösseres zu schaffen, ist deshalb den meisten von ihnen absolut 
immöglich. — Eine zweite Schwierigkeit, die indess zu überwinden ist — und 
ich nehme Veranlassung, darauf hier ganz besonders hinzuweisen —, ist die 
geringe Sprachkenntniss unserer jungen Aerzte. Sie studiren wohl eine nicht 
geringe Zahl medicinischer Werke deutscher und französischer Sprache, aber 
nur wenige besitzen die Fähigkeit, speciell sich französisch zu unterhalten. 
Noch schlimmer steht es mit Englisch und Spanisch; die Kenntniss dieser 
grossen, weitverbreiteten Sprachen wäre für eine Auswanderung in über¬ 
seeische Länder von eminenter Bedeutung. Als Beispiel hierzu will ich an- 
fuhren, dass das Bureau es versucht hat, den einen oder anderen jungen Arzt 
zur Auswanderung zu veranlassen. Es war möglich, ein paar junge Aerzte, 
wenn auch nicht gerade unter besonders glänzenden Bedingungen, in den 
Diensten des Congostaates unterzubringen; verlangt wurde Fertigkeit im 
Französichsprechen, und daran scheiterte die Sache. Ebenso hatte das 
Bureau von einem Landsmann in Südamerika das Anerbieten, ihm für die 
Stadt, in der er wohnte, einen dänischen Arzt zu schaffen; er machte aber 
besonders darauf aufmerksam, dass die Kenntniss des Spanischen oder Portu¬ 
giesischen absolut erforderlich sei; ein College mit derartigen Kenntnissen 
konnte indess nicht gefunden w'erden. Ich glaube deshalb, dass unter den 
gewöhnlichen Verhältnissen die Auswanderung keine so grosse Rolle für die 
Verminderung der Zahl der Aerzte hier im Lande spielen kann. Unter be¬ 
sonderen Verhältnissen haben wir eine grössere Auswanderung beobachtet, 
so Mitte der siebziger Jahre, wo nicht wenige dänische Aerzte Anstellung in 
der holländischen Colonialarmee in Atchin fanden; doch wirkten sie unter 
so ungünstigen Verhältnissen, dass gar manche ihr Leben oder ihre Gesund¬ 
heit einbüssten. 

Der einzige Weg, den man zu dem Zwecke betreten könnte, eine Ueber- 
fluthung des Landes mit Aerzten zu verhindern, wäre der, Eltern und Vor¬ 
münder darauf aufmerksam zu machen, dass es zur Zeit un¬ 
verantwortlich wäre, ihre Söhne und Mündel Medicin studiren 
zu lassen, es sei denn, dass besondere Verhältnisse eine Aus¬ 
nahme gestatteten. Es wäre doch sehr betrübend, wenn auch nur einige 
von den jungen Leuten nach einem lange dauernden und theuren Studium 
eine Ausbildung erhalten würden, die sie für sich und andere fruchtbringend 
zu verwerthen absolut keine Gelegenheit finden. In grossen Ländern ist es 
ganz gewöhnlich, dass eine nicht geringe Procentzahl nach bestandenem 
Examen eine andere Lebensstellung suchen muss; dabei kommt als er¬ 
schwerendes Moment in Betracht, dass diese Leute dann gezwungen sind, 
zu einem ziemlich späten Zeitpunkt ihres Lebens eine passende Beschäftigung 
zu suchen. Denn die ersten Jahre nach dem Examen sind nicht die schwie¬ 
rigsten; es besteht nämlich eine ziemlich grosse Nachfrage nach jungen 
Aerzten: in den Hospitälern des Landes, in Irrenanstalten und Kranken¬ 
häusern finden sich eine grosse Anzahl von Plätzen für Candidaten; das Heer, 
die Marine und die Ausw'andererschiffe brauchen ebenfalls nicht wenige Aerzte 
und ebenso findet ein Theil als Vertreter und Amanuenses Beschäftigung; 
Nach den ersten Jahren, die ja zum Theil zur Ausbildungszeit gerechnet 
werden müssen, kommt erst die schwierige Zeit im Leben des Arztes, dann 
nämlich, wenn er einen passenden Ort zur Niederlassung suchen muss. 

In früheren Aerzteversammlungen war davon die Rede, ob man nicht 
den grossen Andrang zum ärztlichen Beruf durch verschärfte 
Bedingungen beim Examen verhindern könnte; ich würde das 
für einen unglücklichen und ungerechtfertigten Ausweg ansehen. Die Forde¬ 
rungen bei dem ärztlichen Staatsexamen sind schon jetzt verhältnissmässig 
hohe, und kaum Hesse sich durch ein grösseres Quantum an Wissen eine 
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grössere Tüchtigkeit des ärztlichen Standes erreichen. Etwas könnte freilich 
leicht geändert werden, nämlich dass man nicht Arzt mit dem Zeugniss 
„kaum genügend“ werden kann; bei dem grossen Andrang kann man Leute, 
die ein so geringes Wissen haben, leicht entbehren. Dagegen wäre es un¬ 
gerechtfertigt, das Examen in der Weise zu verschärfen, dass man die Studi- 
renden eine Reihe von kostbaren Jahren auf die Vorbereitung eines Examens 
verwenden lässt, das sie dann nicht bestehen können. Die Zahl der 
Aerzte wird eben nur dadurch vermindert, dass die Zahl der 
Medicin Studirenden abnimmt; das hat auch den Vortheil, dass die 
jetzige Ueberfullung, sowie der erschwerte Zutritt zu den Kliniken und 
Uebungen gehoben wird; denn zur Zeit ist es auch sehr schwer oder fast 
unmöglich, das nöthige Uebungsmaterial herbeizuschaffen. Ein zweiter wesent¬ 
licher Factor, der mit der Verminderung der Zahl der Medicin Studirenden 
eng zusammenhängt, ist der, dass dadurch auch die Gelegenheit, Candidat 
am Hospital zu werden, erleichtert wird. Augenblicklich liegen die Verhält¬ 
nisse so, dass Volontaire am Friedrichs-Hospital erst zwei bis drei Jahre 
nach bestandenem Staatsexamen als Candidaten angenommen werden können; 
am Communehospital liegen die Verhältnisse etwas günstiger. Die natürliche 
Folge davon ist die, dass viele junge Aerzte es aufgeben müssen, sich diese 
wünschenswerthe praktische Ausbildung als Hospitalcandidaten zu verschaffen, 
dass sie sich vielmehr sofort nach bestandenem Examen als praktische 
Aerzte niederlassen. Dass sie auch so sehr tüchtige Aerzte werden können, 
ist ja gewiss nicht zu leugnen; es erfordert das aber ganz besondere Be¬ 
dingungen von Seiten des betreffenden Arztes und eine jahrelange Praxis; 
und so höre ich ganz gewöhnlich von Aerzten, die eine praktische Aus¬ 
bildung als Hospitalcandidaten nicht genossen haben, später im Leben 
# darüber Klage fuhren. Uebrigens müssen eine ganze Reihe von jüngeren 
Aerzten in Folge äusserer Verhältnisse auf die Hospitalthätigkeit verzichten; 
sie selbst beklagen diesen Verzicht am allermeisten, die dura necessitas zwingt 
sie dazu. 

Ein Ausweg, der in den letzten Jahren verschiedentlich benutzt wurde, 
ist der, dass die jungen Aerzte sich an dem oder jenem kleinen Orte nieder- 
lassen, wo ein unverheiratheter Arzt mit geringen Bedürfnissen von der Praxis 
leben kann, und den Platz wieder verlassen, sobald sie als Hospitals- 
candidaten eintreten können. Diese interimistischen Niederlassungen ent¬ 
sprechen weder den Interessen der Bevölkerung, noch denen der Collegen 
aus der Nachbarschaft. 

Ich kann unmöglich diese Bemerkungen über die Stellung des ärztlichen 
Standes schliessen, ohne nicht auch einige Fortschritte und Verbesserungen 
unserer Verhältnisse hier kurz zu berühren. Wie ich bereits hervor¬ 
gehoben habe, ist es meistens geglückt, eine mehr oder minder 
zufriedenstellende Ordnung mit den Krankenkassen zu be¬ 
werkstelligen und das Verhältniss zwischen Krankenkassen 
und Aerzten in die richtigen Geleise zu bringen. Diese Institution 
wird von den Aerzten in Zukunft mit demselben Interesse wie bei ihrer Be¬ 
gründung verfolgt werden; wir können uns nur darüber freuen, wenn wir 
sehen, wie diese Einrichtung, die für einen grossen Theil unserer Mitbürger 
eine Wohlthat und von unermesslichem Nutzen ist, immer weiter wächst und 
gedeiht. — Weiter war es an vielen Orten möglich, eine einheit¬ 
liche Taxe für die Mitglieder der einzelnen Bezirksvereine 
durchzuführen; dadurch wird eine ungesunde, auf Arzt und Publicum in 
gleicher Weise demoralisirend wirkende Concurrenz femgehalten. — Endlich 
ist es uns auch gelungen, den gesammten Aerztestand zu einem 
gemeinsamen Aerztebund zusammenzuschli essen; derselbe ist 
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in 17 Bezirksvereine mit zusammen 809 Mitgliedern und um¬ 
fasst annähernd die sämmtlichen praktischen Aerzte Dänemarks. 
Der letzte grosse Schritt nach dieser Richtung ist die neue Organisation des 
Aerztevereins für Kopenhagen und Umgegend mit seinen verschiedenen Unter¬ 
abtheilungen. Es ist das der grösste Bezirksverein mit 284 Mitgliedern; ihm 
gehören die bei weitem überwiegende Zahl aller in Kopenhagen prakticirenden 
Aerzte an. Ich glaube, dass wir den Collegen in Kopenhagen, die mit ausser¬ 
ordentlicher Energie diese Arbeit vollbracht haben, zu besonderem Danke 
für den Dienst verpflichtet sind, den sie damit dem gesammten Aerztestande 
geleistet haben. Wir Kopenhagener Aerzte haben ja stets sehr gute collegiale 
Beziehungen zu einander unterhalten; trotzdem kann nicht geleugnet werden, 
dass das Interesse für die eigentlichen Standesfragen in Kopenhagen sehr 
gering war; die wenigen, die seit einer längeren Reihe von Jahren, zuerst in 
dem nordseeländischen Aerzteverein und später in dem kleinen Kopenhagener 
Verein, für die collegialen Angelegenheiten und namentlich für ein Zusammen¬ 
arbeiten mit dem Allgemeinen dänischen Aerztebund — der früher wesent¬ 
lich aus Aerzten der Provinz bestand — gewirkt haben, haben oft an dem 
Erfolg gezweifelt. Um so erfreulicher ist es, dass wir, Dank der Mitarbeit 
von neuen Kräften, ein so schönes Resultat erreicht haben, und wenn der 
Aerztestand in wenigen Jahren die fünfzigste Wiederkehr der ersten dänischen 
Aerztevcrsammlung feiert, so kann er das in dem Bewusstsein thun, dass die 
dänische Aerzteschaft in sich geschlossen als einzige Körperschaft dasteht. 
Die Frage, die in den früher todten Flecken Kopenhagen ein 
ganz besonders reges Leben brachte, waren die Kranken¬ 
kassen, und so haben wir hier wiederum eine Bestätigung des alten Satzes, 
„dass nichts so schlecht ist, als dass es nicht auch etwas Gutes im Gefolge 
hätte“. Nun hat stets ein starkes Standesbewusstsein im Aerztestande existirt^ 
der Grund dafür ist wohl in dem Umstande zu suchen, dass alle Mitglieder 
des Standes ungefähr auf derselben Bildungsstufe stehen, dass sie alle die¬ 
selbe wissenschaftliche Ausbildung auf der nämlichen Hochschule genossen 
haben und dass die jungen Leute, bevor sie in das praktische Leben heraus¬ 
treten, mit ihren gleichalterigen Collegen verschiedene Jahre an Hospitälern 
und praktischen Uebungen gemeinschaftlich gearbeitet haben. Die einzige 
Dissonanz, die ich bei den Aerzten des Landes bemerkt habe, ist eine An¬ 
schauung, die ich von älteren Aerzten der Provinz seit einigen Jahren wenigstens 
habe äussem hören, nämlich die, dass die Kopenhagener Aerzte sie als Aerzte 
zweiter Klasse betrachten und dass der Ausdruck „Landarzt“ eine herab¬ 
setzende Bedeutung hat. Ich will gleich hinzufügen, dass ich diese Ansicht in 
den letzten Jahren sehr selten oder niemals habe aussprechen hören; das 
ist in jedem Falle sicher, dass, wenn diese Anschauung vorhanden ist, sie 
absolut keine Berechtigung hat. Ich glaube, im Namen der Kopenhagener 
Collegen sprechen zu dürfen, wenn ich sage, dass wir vor der Tüchtigkeit 
der Collegen vom Lande alle Hochachtung haben, und oft könnten wir sie 
in einer missmuthigen Stunde um ihre verantwortungsreiche, den wirklichen 
Arzt aber zufriedenstellende Thätigkeit beneiden. Denn in Kopenhagen und 
den grösseren Provinzialstädten ist die Gefahr für den Arzt, ganz zu „ver¬ 
sumpfen“, viel grösser als auf dem Lande; es liegt hier so ausser¬ 
ordentlich nahe, wenn die Verantwortung eine besonders 
grosse oder die Diagnose etwas schwerer ist, Beistand bei 
einem erfahreneren Collegen zu suchen oder den Patienten in 
das Krankenhaus zu schicken, dass der Arzt in der grossen 
Stadt, und besonders der Hausarzt, viel häufiger, alsesnöthig 
ist, davon Gebrauch macht. So sinkt denn der Arzt gar zu leicht 
zu einem blossen „Visitator“ — hier würden wir dafür den 
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treffenden Ausdruck „wandelnd es Ad ressbuch“ gebrauchen — 
herab. 

Ich möchte die Gelegenheit noch benutzen, um ein paar Bemerkungen 
über ein anderes Wirkungsfeld des ärztlichen Standes zu machen, ich meine 
die Theilnahme der Aerzte am öffentlichen Leben in Staat 
und Commune. Ich habe nämlich den Eindruck, als ob die Collegen daran 
viel weniger theilnehmen, als es für die Gesammtheit des Volkes und die 
eigenen Interessen des ärztlichen Standes nöthig wäre. Wenn ich auch die 
grossen Schwierigkeiten nicht verkenne, die damit für den Arzt verknüpft 
sind — er, der ausschliesslich auf seine persönliche Arbeit angewiesen ist 
und der keine bestimmte Arbeitszeit kennt —, wenn also hierbei auch ge¬ 
wisse Schwierigkeiten bestehen, so ist es doch auf der anderen Seite Pflicht 
des Standes, wenn Fragen sanitärer Art oder solche, die für den Aerztestand 
von grosser Wichtigkeit sind, zur Discussion stehen, mit unseren Kenntnissen 
und Erfahrungen nicht zurückzuhalten, sondern sie der Allgemeinheit willig 
zur Verfügung zu stellen. Es wäre deshalb ganz wünschenswerth, wenn wir 
einen besonders geeigneten Candidaten dazu bestimmen könnten, sich in eine 
der Kammern, die ja überhaupt keinen medicinischen Sachverständen be¬ 
sitzen, wählen zu lassen: dasselbe gilt für die Thätigkeit als Amts- und Stadtrath. 

Mit diesen Bemerkungen will ich schliessen; ich selbst beklage es am 
allermeisten, dass es mir nicht möglich ist, Ihnen bessere Rathschläge zur 
Hebung unserer ökonomischen Verhältnisse zu geben. Ich empfehle Ihnen 
vor Allem, zu sparen und in jederWeise sich einzuschränken; 
vor Allem aber denken Sie daran bei Zei ten, Vorsorge zu treffen 
für den Augenblick, wo durch Krankheit oder die Gebrechen 
des Alters die Einnahmen von selbst geringer werden oder 
wenn der Tod früher oder später Ihrem Wirken ein Ziel setzt 
und Frau und Kinder ihren Ernährer verlieren. Da die Zahl der 
Aerzte immer noch zunimmt und somit auch die Einnahmen des ^einzelnen 
Arztes zurückgehen, so wird ja auch die Fähigkeit des Standes, die bedürftigen 
Berufsgenossen und ihre Nachkommen zu unterstützen, abnehmen. Es sollten 
deswegen die Aerzte viel mehr, als es bereits jetzt geschieht, unsere vorteil¬ 
haften ärztlichen Institutionen, wie Kranken- und Wittwenkassen, Unter- 
stützungs- und Hülfsverein, benutzen. In Verbindung hiermit möchte ich noch 
eine Einrichtung erwähnen, die das Bureau des Aerztevereins durchgeführt 
hat, nämlich das Gnadenjahr für die Arztwittwen. Da es bei den 
heutigen Verhältnissen sehr schwierig ist, neue Niederlassungsplätze zu finden, 
die Praxis suchenden Aerzte also im Wesentlichen die Praxis der verstorbenen 
Collegen übernehmen müssen, so erschien es uns nur recht und billig, dass 
der College, der die Früchte aus der von dem früheren Arzt geleisteten Arbeit 
einheimst, auch den Hinterbliebenen einen gewissen Ersatz dafür leistet. Wir 
haben das in der Weise geordnet, dass sich der Nachfolger contractmässig 
verpflichtet, an die Wittwe oder die Angehörigen seines Vorgängers eine 
Summe zu zahlen, die gleich ist der Einnahme im ersten Jahre nach der 
Niederlassung; diese Summe muss in den folgenden drei Jahren gezahlt 
werden. Diese Einrichtung haben wir bisher erst in einigen Fällen durch¬ 
geführt, und es lässt sich gewiss dagegen ein begründeter Einwand nicht 
erheben. 

Ich bin am Schluss meiner Bemerkungen und danke Ihnen für die Auf¬ 
merksamkeit, mit der Sie meinen Ausführungen gefolgt sind. Wir haben 
einen ernsten und schweren Beruf und trösten uns mit dem Bewusstsein, dass 
all’ unsere Thätigkeit darauf hinausläuft, Nutzen zu bringen und zu lindem, 
niemals aber zu schaden oder Unrecht zu thun. Wir leben in einer für die 
Entw'ickelung der Medicin hoch bedeutsamen Zeit, Entdeckung folgt auf Ent- 
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deckung, ein Fortschritt verdrängt den anderen; eine solche Zeit erfordert 
auch von jedem Einzelnen eine grössere Anstrengung, um der Wissenschaft 
folgen zu können: die Aussichten, unserer Aufgabe gerecht werden zu können, 
werden von Jahr zu Jahr grösser. 

Wir sehen es Alle für eine grosse Ehre an, dem dänischen Aerztestande 
angehören zu dürfen, gewiss nur Wenige werden sich einen anderen Beruf 
wünschen. Möchte doch die Zukunft wieder hell und licht für unseren Stand 
sein, zum Heil und Frommen unserer Patienten und der Allgemeinheit, für 
die wir rastlos wirken, zur Freude und Ehre für den gesammten dänischen 
Aerztestand! 


Die Regelung des ärztlichen Honorarwesens 
in den verschiedenen Culturstaaten. 

Von A. Oldendorff, Berlin. 

(Fortsetzung.) 1 ) 


Ueber Oesterreich theilt uns Herr Sanitätsrath Dr. Altschul (Prag) 
Folgendes mit: 

Bezüglich des ärztlichen Honorarwesens in Oesterreich (Cisleithanien) 
ist eigentlich nur das zu wiederholen, was Max Nordau über Frankreich 
schreibt (Heft 3 der Zeitschrift, pag. 189): Auch in Oesterreich besteht eine 
amtliche Taxe nur für ärztliche Handlungen, die auf Anordnung der Behörden 
vorgenommen werden, und auch bei uns sind die Honorarsätze sehr niedrig. 
Die Gebühren für die zu gerichtsärztlichen Zwecken verwendeten Sanitäts¬ 
personen sind „geregelt“ durch die „Verordnung der Ministerien des Innern, 
der Justiz und der Finanzen vom 17. Februar 1855 (R.-G.-B. 33).“ Der 
Tarif I „für die streng gerichtsärztlichen Verrichtungen“ ist zwar auch sehr 
niedrig, bewegt sich aber immerhin in Gulden, der Tarif II „für die ärzt¬ 
lichen, wundärztlichen und geburtshülflichen Verrichtungen im Aufträge der 
Gerichtsbehörden“ ist aber beschämend gering: So wird „für einen Besuch 
oder eine Untersuchung des Gesundheitszustandes oder der Leibesbeschaffen¬ 
heit für jedes Individuum“ dem Arzte 10 Kreuzer (beiläufig 18 Pfennige), dem 
Wundarzte und der Hebamme 5 Kreuzer bewilligt; für jedes Individuum über 
sechs, die bei einem Besuche untersucht werden, werden aber dem Arzte nur 
5 Kreuzer (!), dem Wundarzt nur 2 1 /. 2 Kreuzer bemessen. 

Der höchste Honoraransatz in diesem Tarife ist 10 Gulden (etwa 18 Mk.) 
„für die Amputation eines Armes, Schenkels, einer Hand oder eines Fusses“ 
oder „für die blutige Einrichtung einer eingeklemmten Darmvorlagerung“. 
Ausser diesen Gebühren ist auch noch die obgenannte „Besuchstaxe“ (10 
oder 5 Kreuzer!) zu entrichten. Verbandsstücke und andere Utensilien, die 


l ) Cfr. Heft 3, pag. 189 und Heft 4, pag. 263. 
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nur einen einmaligen Gebrauch erlauben, sind entweder zu liefern oder be¬ 
sonders zu vergüten. Die bei Operationen etwa nothwendig gewesene As¬ 
sistenz ist nachzuweisen, ,,eine angemessene Entlohnung dafür zu beantragen 
und der zuständigen Behörde zur Entscheidung vorzulegen“. Die zur Vor¬ 
oder Nachbehandlung nothwendigen Besuche sind „nach den bezüglichen 
Tarifansätzen aufzurechnen und zu honoriren“. 

Es kann wahrlich nicht Wunder nehmen, dass bei der eben skizzirten 
Sachlage von den in Oesterreich seit Kurzem erst in’s Leben gerufenen 
„Aerztekammern“ der einzelnen Länder die meisten sofort (Mitte des 
Jahres 1894) gegen diese Tarife Stellung nahmen — ein rascher Erfolg ist 
aber natürlich nicht zu gewärtigen, und so sind die erwähnten Ansätze heute 
noch in voller Kraft. Eine weitere gesetzliche Regelung der Honorarfrage 
der Aerzte ist im Reichsgesetze nicht enthalten, hingegen begegnen wir 
in einzelnen Landesgesetzen bestimmten Ansätzen, die sich allerdings nur 
auf die Gehälter der „Districtsärzte“ beziehen. So enthält z. B. das ,,Gesetz 
für Böhmen vom 23. Februar 1888, betreffend die Organisirung des Sanitäts¬ 
dienstes in den Gemeinden“ (L.-G.-Bl. vom 23. März 1888, III. Stück Nr. 9), 
in § 8 Bestimmungen über den Gehalt der Gemeinde- und Districtsärzte. 
(Böhmen ist in Sanitätsdistricte getheilt, deren jeder einen Arzt besitzen und 
besolden muss; Gemeinden über 6000 Einwohner haben für sich selbst die 
erforderliche Anzahl von Aerzten zu bestellen; wohlhabende kleinere Ge¬ 
meinden können aber nur im Einverständnisse mit der politischen Landes¬ 
behörde einen eigenen Gemeindearzt bestellen). 

In dem erwähnten § 8 heisst es im Schlusspassus: „Der Gehalt eines 
Gemeinde- oder Districtsarztes darf nicht weniger als 400 Gulden betragen.“ 

Es ist* beinahe selbstverständlich, dass von den meisten Districten dieser 
Mini mal satz auch gleichzeitig als Maximalsatz angesehen wird, und so 
werden die Districtsärzte für ihre ganz ungewöhnlich ausgedehnten „dienst¬ 
lichen“ Verrichtungen mit diesem kargen Lohne (denn „Honorar“ kann man 
diesen Gehalt kaum nennen) bedacht. 

Auch gegen diese „Taxe“ haben die Aerzte Böhmens bereits Stellung 
genommen, jedoch bisher ohne praktischen Erfolg. 

Eine fernere gesetzliche Regelung der Entlohnung für ärztliche Ver¬ 
richtungen besteht noch für die Vornahme der Impfung. Wir besitzen 
bisher in Oesterreich leider kein Impfzwanggesetz; trotz vielfachen Drängens 
seitens der ärztlichen Vereine und einzelner Parlamentarier konnte ein solches 
Gesetz noch nicht erreicht werden. Dieser merkwürdige Zustand ist nur 
zu verstehen, wenn man bedenkt, dass Oesterreich ein polyglotter Staat ist, 
in dessen einzelnen Ländern (Provinzen) die sanitätspolizeilichen Obliegen¬ 
heiten den Gemeinden im autonomen Wirkungskreise zugewiesen erscheinen; 
die politischen Eifersüchteleien, die zwischen den einzelnen Nationalitäten 
bestehen, machen oft selbst vor rein sanitären Fragen nicht Halt, und so 
fürchtet man wohl, dass ein Reichsimpfgesetz im Parlamente auf grosse 
Schwierigkeiten stossen w-ürde. Die Sanitätsverwaltung (das Ministerium des 
Innern und die ihr untergeordneten Landesregierungen [Statthaltereien]) wenden 
aber dem Impfgeschäfte fortgesetzt die grösste Sorgfalt zu, so dass trotz des 
Mangels eines Reichsgesetzes die Impfrenitenz von Jahr zu Jahr abnimmt; 
immerhin aber besteht sie in einzelnen Gemeinden und Ländern noch in sehr 
erheblichem Maasse fort. 

Die „Impfauslagen“ hat der Landesfonds zu bestreiten; für Böhmen 
wurden die Diäten der Impfärzte durch Erlass der k. k. Statthalterei vom 
18. Juli 1876 Z. 39512 wie folgt geregelt.* „Sämmtliche Medicinal-Doctoren, 
die sich dem Impfgeschäfte widmen, haben den gleichen Anspruch auf den 
Diätenbezug von 3 Gulden 36 Kreuzern“ (Wundärzte 2 Gulden); bei Impfungen 
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im Wohnorte dürfen aber keine Diäten angerechnet werden (Hofkanzleidecret 
vom 17. December 1812); ausserdem sind noch „Meilengelder“ zugestanden. 
Sehr erträgnissreich ist demnach die Besorgung des öffentlichen Impf¬ 
geschäftes nicht. 

Für die Privatpraxis bestehen keine gesetzlichen Normen, nur bei 
Honoraransprüchen gegenüber einer Concursmasse hat der Arzt nach 
der Concursordnung vom 25. December 1868 (R.-G.-Bl. Nr. 1 vom Jahre 
1869) die Bevorzugung, dass seine Forderung in die erste Klasse gehört, 
aber nur wenn die Forderung nicht über ein Jahr von der Concurseröffnung 
zurückdatirt. 

Sonst erfahren die ärztlichen Honorarforderungen nicht nur keinen 
gesetzlichen Schutz, sondern eher eine gesetzliche Beschränkung, indem § 879 
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches (Patent vom 1. Jtrni 1811) be¬ 
stimmt: „Insbesondere sind folgende Verträge ungültig: Wenn ein Wundarzt 
oder was immer für ein Arzt sich von dem Kranken für die Uebemehmung 
der Cur . . . eine bestimmte Belohnung bedingt.“ Die Höhe des Honorars 
wird bei Honorarklagen durch richterliches Ermessen, eventuell nach dem 
Ausspruch von Sachverständigen, bestimmt. 

Auf diese Weise ist es leicht erklärlich, dass die Honorare der prak¬ 
tischen Aerzte in Oesterreich im Grossen und Ganzen sehr niedrige sind, 
wozu die sehr grosse Concurrenz (namentlich in Städten) noch ihr Theil bei¬ 
trägt. Es gibt daher in den Städten Aerzte — „um jeden Preis“ — das 
Publicum nützt diese Situation aus und zahlt (mit wenigen Ausnahmen) den 
Aerzten so w r enig wie möglich. 

Für Wien ist selbst bei besser situirten Familien für einen Kranken¬ 
besuch 1 Gulden 50 Kreuzer „ortsüblich“, in Prag 1 Gulden; aber Unter¬ 
bietungen und Unterzahlungen sind leider keine seltenen Ausnahmen. 

Sehr schlecht honoriren auch die Krankenkassen, die zumeist ein 
geringes Pauschale n\it dem Arzte vereinbaren und trotzdem sich auch 
in Oesterreich eine Bewegung zu Gunsten der freien Aerztewahl geltend 
macht — auch immer Aerzte in hinreichender Anzahl finden, die mit Allem 
zufrieden sind. 

Auch bezüglich der Honorarfrage fangen die neugebildeten Aerzte - 
kammern an entschiedene Stellung zu nehmen. In der deutschen Section 
der Aerztekammer für das Königreich Böhmen wurde auf Anregung des 
„Clubs deutscher praktischer Aerzte in Prag“ im Monat August vorigen Jahres 
eine „Honorar-Enquöte“ abgehalten, die im Princip die Aufstellung einer 
Minimaltaxe anrieth. Bei dieser Enquöte zeigte es sich aber, dass eine 
einheitliche Lösung der Honorarfrage bei den überaus differenten Inter¬ 
essen der Stadt- und Landärzte, ja sogar der einzelnen Aerzte derselben 
Stadt auf bedeutende Schwierigkeiten stösst, so dass dieser Gegenstand noch 
vielfacher Ueberlegung und Berathung bedarf. 

Dass aber auch bei uns in Oesterreich eine durchgreifende Reform 
des ärztlichen Honorarwesens nöthig ist, das fühlen Alle, und dass eine 
derartige Reform die geringen Einnahmen der Aerzte, die sehr viel Pflichten, 
aber wenig Rechte haben, in gerechter Weise erhöhe, das wünschen Alle. 

Ueber die Niederlande schreibt uns HerrMinisterialrath Dr. Ruysch: 

Auf Ihr gefälliges Schreiben beehre ich mich, Ihnen zu erwidern, dass 
eine Regelung des ärztlichen Honorariums im Allgemeinen seitens unserer 
Regierung nicht besteht. 

Nur allein besteht sie für gerichtsärztliche oder auf Anordnung der Be¬ 
hörden vorgenommene ärztliche Handlungen. 

Die Sätze sind sehr niedrig. 
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Die Honorarforderungen der Aerzte sind frei. 

Entstehen Meinungsverschiedenheiten über die Höhe des Honorares 
zwischen Arzt und Client, so entscheidet der Richter. 

Verschiedene Vorstände von Armenpflege- und Berufsgenossenschaften 
haben indessen Tarife ausgearbeitet. 

So auch die Abtheilungen des Niederländischen Vereins für Medicin, 
wie die im Haag (Beilage), aber eine allgemeine Taxe giebt es nicht: 


Tarief 

Voor genees- en heelkundige visites im Haag. 

1. Voor gewone genees- of heelkundige visites f. 3.00, f. 2.00, f. 1.50, f. 1.00, 

f. 0.75, f. 0.50. 

2. Voor geappointeerde visites f. 6.00, f. 4.00, f. 3.00, f. 2.00, f. 1.50, f. 1.00. 

3. Voor consulten en nachtvisites (van ’s avonds elf tot ’s morgens zeven uur) 

f. 9.00, f. 6.00, f. 4.50, f. 3.00, f. 2.25, f. 1.50. 

4. Voor hulp, het eerst ingeroepen des avonds tusschen vijf en elf uur, kan 

de visite als geappointeerde in rekening worden gebracht. 

5. Visites, waarbij een meer omstandig onderzoek noodzakelijk is, worden 

afzonderlijk in rekening gebracht. 

Voor heelkundige kunstbewerkingen enz. 

1. Voor assistentie van den gewonen geneesheer bij 


operaties met of zonder narcose.f. 25.00 — f. 8.00. 

2. Vaccinatie.. 5.00 — „ 2 50. 

3. Galvanische seances.„ 5.00 — „ 1.00. 

4. Aderlating, bloedige koppen, onderhuidsche inspui- 

tingen, openen van abces.. 5.00 — „ 1.00. 

5. Gipsverband.. 25.00 — „ 5.00. 

6. Reponeeren van beenbreuken en ontwrichtingen . „ 50.00 — „ 10.00. 

7. Bloedige hechtingen, inbrengen van catheter of 

bougie (de elastieke bougies worden afzonderlijk 

berekend).„ 10.00 — „ 2.00. 


8. Exstirpeeren van gezwellen, tonsillotomie, kleine 
oogoperaties, hydrocöle, punctio abdominis vel 
thoracis, amputatie van vingers, verrichten van 


taxis bij hemia incarcerata, operatie van fistula 

ani en tenotomie.. 50.00 — „ 5.00. 

9. Grootere kunstbewerkingen.. 800.00 — „ 50.00. 

10. Door belanghebbenden gevraagde lijkopening . . „ 200.00 — „ 25.00. 


(Fortsetzung folgt.) 
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Gesetzgebung. 

I. Königreich Sachsen, 

Der Entwurf eines Gesetzes über die ärztlichen Be¬ 
zirksvereine vom 12. November 1895: 

Wir, Albert, von Gottes Gnaden König von Sachsen etc. 
etc. etc. haben eine Ergänzung der die ärztlichen Bezirksvereine betreffenden 
Bestimmungen für nöthig befunden und verordnen daher mit Zustimmung 
Unserer getreuen Stände wie folgt: 


§ 1. 

Die in § 4 des Regulativs, die ärztlichen und pharmaceutischen Kreis¬ 
vereine betreffend, — veröffentlicht durch Verordnung des Ministeriums des 
Innern vom 20. Mai 1872, Gesetz- und Verordnungsblatt S. 307 —, bezeich- 
neten ärztlichen Bezirksvereine werden durch sämmtliche innerhalb des be¬ 
treffenden Medicinalbezirks (§ 5 des Regulativs) wohnende und ihre Praxis 
ausübende mit Approbation versehene Aerzte und diejenigen Aerzte und 
Wundärzte gebildet, welche bereits vor Verkündung der Gewerbeordnung für 
das Deutsche Reich vom 21. Juli 1869 zur Praxis berechtigt waren und als 
approbirt im Sinne von § 29, al. 5 der Gewerbeordnung zu gelten haben. 
Approbirte Aerzte und Wundärzte, welche ihre Praxis nicht oder nicht mehr 
ausüben, sind zum Beitritte nicht verpflichtet. Dasselbe gilt von Sanitäts- 
officieren des Friedensstandes, gleichviel ob sie Civilpraxis ausüben oder nicht. 

Den Bezirksvereinen steht das Recht der juristischen Persönlichkeit zu. 

§ 2 - 

Mit Genehmigung der betheiligten Bezirksvereine kann einer der im § 1 
bezeichneten Aerzte aus dem Vereine, dem er angehört ausscheiden, wenn 
er den Nachweis erbringt, dass er die Mitgliedschaft eines benachbarten 
Bezirksvereins erlangt hat oder doch erlangen wird. 

§ 3 . 

Approbirte Zahnärzte können auf ihren Antrag durch Beschluss des be¬ 
treffenden Bezirksvereins als Mitglieder aufgenommen werden. 

§ 4. 

Die Angaben der Bezirksvereine sind ausser den in § 7 des Regulativs 
bezeichneten die Förderung der öffentlichen Gesundheitspflege, der ärztlichen 
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Wissenschaft und Kunst und der wirtschaftlichen Interessen der Aerzte, die 
Pflege des Gemeingeistes und die Aufrechterhaltung und Stärkung der Standes¬ 
ehre unter den Standesgenossen, die Förderung des gedeihlichen collegialen 
Verhältnisses zwischen denselben und die Schlichtung der unter ihnen ent¬ 
standenen Streitigkeiten, endlich die Herstellung von Einrichtungen, welche 
die Unterstützung nothleidender und hülfsbedürftiger Mitglieder, beziehent¬ 
lich deren Familien bezwecken. 

§ 5 - 

Jeder Bezirksverein hat ein der Genehmigung des Ministeriums des 
Innern bedürfendes Statut aufzustellen. In demselben sind insbesondere über 
die Wahl des Vorstandes, sowie über Festsetzung einer Standes- und Dis- 
ciplinarordnung Bestimmungen zu treffen. Diese dürfen jedoch weder mit dem 
gegenwärtigen Gesetze noch mit dem Regulative, die ärztlichen und pharma- 
ceutischen Kreisvereine betreffend (zu vergleichen § 8 dieses Gesetzes), im 
Widerspruche stehen. 

§ 6 . 

Die Standesordnung hat eine Zusammenstellung derjenigen Pflichten 
zu enthalten, die den Mitgliedern des Bezirksvereins in Ausübung ihres Be- 
rufss und znr Wahrung der Ehre und des Ansehens ihres Standes in wie 
ausserhalb ihrer Berufsthätigkeit obliegen. 

§ 7 - 

Die Disciplinarordnung hat über Untersuchung und Aburtheilung 
von Uebertretungen der Standesordnung Bestimmung zu treffen. 

Beschwerden über ein Mitglied oder Anträge auf Einleitung des Dis- 
ciplinasverfahrens gegen dasselbe sind bei dem Vorstande des Bezirksvereins 
schriftlich anzubringen. Ist der Beschuldigte ein einer staatlich geordneten 
Disciplinarbehörde unterstehender Arzt, so ist die Angelegenheit ohne Weiteres 
an diese Behörde abzugeben. Beschwerden über einen Civilpraxis betreiben¬ 
den Sanitätsofficier des Friedensstandes, gleichviel ob derselbe einem Be¬ 
zirksvereine als Mitglied angehört oder nicht, sind an die Sanitätsdirection 
zu richten beziehentlich abzugeben. Anderenfalls ist die Beschwerde nach 
Maassgabe der im Statute über das Verfahren zu treffenden Bestimmungen zu 
erörtern und von einem aus mindestens drei Mitgliedern des Vereins be¬ 
stehenden Ehrenrathe zu entscheiden. 

Die Entscheidung kann lauten: 

a) auf vorläufige Einstellung des Verfahrens während der Dauer des gegen 
den Beschuldigten wegen einer strafbaren Handlung eingeleiteten ge¬ 
richtlichen Strafverfahrens; 

b) auf Freisprechung; 

c) auf Verurtheilung zu einer Disciplinarstrafe. 

Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 

a) Warnung; 

b) Verweis; 

c) Geldstrafe von 20 bis 1500 Mk.; 

d) Aberkennung des Wahlrechts und der Wahlfähigkeit zu den vom Ver¬ 
eine zu bewirkenden Wahlen bis zur Dauer von fünf Jahren; 

e) wenn die Untersuchung gegen einen durch Vereinsbeschluss aufgenom¬ 
menen Zahnarzt sich gerichtet hat, Ausschluss aus dem Vereine mit 
oder ohne Anerkennung der Fähigkeit, später wieder einem Bezirks¬ 
vereine beitreten zu können. 
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Die unter c und d bezeichneten Strafen können auch gleichzeitig, nicht 
minder kann im einzelnen Falle auf Veröffentlichung der verurtheilenden Ent¬ 
scheidung im ärztlichen Correspondenzblatte oder in einer anderen von der 
entscheidenden Behörde hierfür bestimmten Zeitschrift erkannt werden. 

Gegen die dem Beschuldigten schriftlich zu eröffnende Entscheidung 
des Ehrenraths steht demselben innerhalb 14 Tagen die Berufung an den 
Disci plinarhof zu. 

Derselbe wird für jeden Regierungsbezirk gebildet aus einem vom 
Ministerium des Innern zu ernennenden höheren Verwaltungsbeamten als Vor¬ 
sitzenden und drei von den Mitgliedern des Kreisvereinsausschusses (§ 15 
des Regulativs) aus ihrer Mitte gewählten Beisitzern. 

Die Entscheidung des Disciplinarhofs sind endgültig. 

Die Vollstreckung der Urtheile des Ehrenraths und des Disciplinarhofs 
liegt dem betreffenden Vorsitzenden ob. Erkannte Geldstrafen, welche in die 
Kasse desjenigen Bezirksvereins fliessen, dem der Verurtheilte angehört, sind 
auf Antrag des Vorsitzenden von der Verwaltungsbehörde des Wohnortes 
des Verurtheilten nach Maassgabe der Bestimmungen über Zwangsvollstreckung 
wegen Geldleistungen in Verwaltungssachen beizutreiben. 

§ 8. 

Mit Ausführung dieses Gesetzes, insbesondere Festsetzung der dureh 
solches sich erforderlich machenden Abänderungen des Regulativs, die ärzt¬ 
lichen und pharmaceutischen Kreisvereine betreffend, vom 29. Mai 1872, so¬ 
wie Bestimmung des Zeitpunktes, mit welchem das Gesetz in Wirksamkeit 
treten soll, ist Unser Ministerium des Innern beauftragt. 

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser 
Königliches Siegel beidrucken lassen. 


II. Königreich Preussen. 

1. Inanspruchnahme der preussischen Aerzte- 
kammern zur Benennung von O b e r gut a cht ern in Unfall¬ 
versicherungssachen. Rundschreiben des Reichsver¬ 
sicherungsamtes vom 18. October 1895 an die Vorstände 
der sich über preussisches Staatsgebiet erstreckenden Berufsgenossen¬ 
schaften : 

Die Genossenschaftsvorstände werden ergebenst davon in Kenntniss ge¬ 
setzt, dass die Aerztekammem in Preussen unter Umständen von den Berufs¬ 
genossenschaften zur Ernennung von Obergutachtern in Unfallversicherungs¬ 
sachen in Anspruch genommen werden können. Indessen ist für derartige 
Anträge nach einer Entscheidung des Königlich preussischen Herrn Ministers 
für die geistlichen Unterrichts und Medicinalangelegenheiten stets die Ver¬ 
mittelung des Königlichen Oberpräsidenten nachzusuchen. Auch darf die 
Inanspruchnahme der Aerztekammem nur bei Unfällen, die sich auf preussi- 
schem Staatsgebiete ereignet haben, nur dann erfolgen, wenn die Verletzten 
in Preussen wohnen. 
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Diese Mitwirkung der Aerztekammem, beziehungsweise ihrer Vorstände 
wird sich darauf beschränken, im einzelnen Falle auf jedesmaligen Antrag 
einen einzelnen geeigneten Obergutachter zu benennen und die Erstattung 
eines Gutachtens durch denselben zu vermitteln. Dagegen ist es den preus- 
sischen Aerztekammem versagt, etwa besondere Collegien von Sachverstän¬ 
digen zu bilden, oder auch nur von vornherein allgemein eine Anzahl von 
Aerzten als Obergutachter zu bezeichnen. 


2. Verordnung wegen Ergänzung der Verordnung 
vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung einer 
ärztlichen Standesvertretung. Vom 6. Januar 1896. 

Die Verordnung ist gleichlautend mit dem bereits in Heft 2, pag. 129 ff. 
veröffentlichten Entwurf. 


Rechtsprechung. 

Syphilis als Ehescheidungsgrund. Unheil des Reichs¬ 
gerichts vom 26. September 1895. 

Das Reichsgericht hat als erwiesen angesehen, dass der Beklagte an einer 
hochgradigen syphilitischen Krankheit zur Zeit der Klageanstellung gelitten 
habe, und angenommen, dass diese Krankheit als ein ekelerregendes körper¬ 
liches Gebrechen zu erachten sei. Es hat jedoch die Anwendbarkeit des 
§ 697 Theil II, Titel 1 des A.-L.-R.*) verneint, weil es ,.als gerichtsbekannt 
zu bezeichnen, dass die Syphilis nach dem heutigen Stande der Wissenschaft 
nicht als unheilbar zu erachten ist“. In* dieser Erwägung liegt, wie von der 
Revision hervorgehoben ist, eine Rechtsnormverletzung. Worauf es die 
Offenkundigkeit stützt, hat das Reichsgericht nicht ausdrücklich angegeben. 
Aber nach dem Wortlaut der Erwägung ist anzunehmen, dass die Heilbarkeit 
der Syphilis als eine allgemein anerkannte wissenschaftliche Wahrheit und 
deshalb als offenkundig hat bezeichnet werden sollen. Eine derartige Wahr¬ 
heit kann nun allerdings die Grundlage der Offenkundigkeit bilden. Aber 
die absolute Heilbarkeit der Syphilis ist keine solche Wahrheit. Denn die 
Frage, ob die Syphilis heilbar oder unheilbar sei, ist eine rein medicinische 
Specialfrage, die nur für einen geringen Bruchtheil der Menschheit von Inter¬ 
esse ist und deren Beantwortung Seitens der Wissenschaft keineswegs Gemein¬ 
gut aller gebildeter Menschen geworden oder auch nur dazu zu werden be¬ 
stimmt ist. Selbst wenn daher die medicinische Wissenschaft es als un- 
umstössliche Wahrheit betrachten würde, dass jede Syphilis heilbar sei, so 
würde doch hierauf eine Offenkundigkeit im Sinne des § 264 des C. P. O. 
nicht gegründet werden können. Aber nicht einmal von den Fachgelehrten wird 
die Frage einheitlich beantwortet. Es muss daher stets auf den concreten Fall 

l ) Der betreffende Paragraph des A. L. R. lautet: Ein Gleiches gilt (Grund zur 
Scheidung) von anderen unheilbaren körperlichen Gebrechen, welche Ekel und 
Abscheu erregen oder die Erfüllung der Zwecke des Ehestandes gänzlich verhindern. 
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zurückgegangen und für diesen durch Sachverständigenbeweis festgestellt 
werden, ob die Krankheit als unheilbar im Sinne des § 697 zu erachten ist 
oder nicht. Zum Zwecke dieser Feststellung wird im vorliegenden Rechts¬ 
streit zu ermitteln sein, wie lange der Beklagte bereits mit der Krankheit be¬ 
haftet ist, bis zu welchem Grade sie vorgeschritten ist, ob sie einen bös¬ 
artigen Charakter hat, und ob unter Berücksichtigung der sonstigen Körper- 
beschaflfenheit des Beklagten zu erwarten ist, dass derselbe ohne Schädigung 
der Gesundheit der betheiligten Frau und ohne Gefahr für das Leben und 
die Gesundheit etwaiger Kinder die eheliche Pflicht wird erfüllen können. 
Dieserhalb muss die Zurückverweisung der Sache in die Berufungsinstanz er¬ 
folgen. Denn der Scheidungsgrund des § 697 schliesst ebenso wie derjenige 
des §711 die Anwendbarkeit des § 718a Theil II, Titel 1 des A. L. R. *) 
aus und bedingt eine anderweite Regelung der Schuldfrage. (Rechtspr. und 
Medicin-Gesetzgebung No. 24. 1895). 


Verlust des Endgliedes des linken Mittelfingers 
bedingt an sich keine Minderung der Erw er b s fäh i gk e i t. 
Recursentscheidung des Reichsversicherungsarates vom 8. Juni 1895. 

Am 29. September 1893 zog sich der Hauer T. S. zu S. eine gewalt¬ 
same Amputation des Endgliedes des linken Mittelfingers zu. Die dem Ver¬ 
letzten anfangs gewährte Rente von io°/ 0 wurde vom Sectionsvorstande mit 
Ende December 1894 eingestellt. Hiergegen legte jener Berufung ein, die 
aber sowohl vom Schiedsgericht als vom Reichsversicherungsamt zurück¬ 
gewiesen wurde; von dem letzteren unter folgender Begründung: 

Mag wirklich, wie der Kläger behauptete, zwischen seinem Verdienst 
vor und nach dem Unfall ein Unterschied bestehen/ so kann darauf doch ein 
erhebliches Gewicht nicht gelegt werden, da dieser Unterschied sehr wohl 
auch in anderen Gründen als in dem Unfall seine Ursache haben kann, dem 
Verlust des Endgliedes des linken Mittelfingers kann, wenn die Wunde gut 
verheilt ist, eine die Erwerbsfiähigkeit beeinträchtigende Bedeutung im All¬ 
gemeinen überhaupt nicht beigemessen werden. Dass die Verheilung eine gute 
und von der Verletzung irgendwelche Schwächung des Armes und der Hand nicht 
zurückgeblieben ist, hat der Knappschaftsarzt Dr. F. überzeugend und glaub¬ 
haft unter dem 10. December 1894 und 22. Februar 1895 begutachtet. Der 
Renteneinstellungsbescheid des Vorstandes der Section VI und das jetzt an- 
gefochtene Urtheil des Schiedsgerichts hat daher für gerechtfertigt erachtet 
werden müssen. (Rechtspr. und Medicin.-Gesetzgebung. No. 24. 1895.) 


Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten. Ur¬ 
theil des Kammergerichts vom 25 April 1895. 

Der praktische Arzt Dr. Ch. war auf Grund einer Polizeiverordnung 
des Königl. Regierungspräsidenten zu P. vom 12. August 1892 in eine Geld- 


*) Scheidung bei heftigem, tief eingewurzeltem, eine Aussöhnung ausschliessendem 
Widerwillen. 
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strafe von fünf Mark verurtheilt worden, weil er unterlassen habe, von einem 
unter choleraverdächtigen Umständen erfolgten Todesfall dem zuständigen 
Kreisphysicus unverzüglich die vorgeschriebene Anzeige zu erstatten. Es 
wurde festgestellt, dass der Todesfall früh Morgens eingetreten war und dass 
der Angeklagte Mittags gegen ein Uhr dem Kreisphysicus mündlich davon 
Anzeige gemacht habe. In seiner Berufung machte der Angeklagte geltend, 
dass er sofort nach dem Ableben des Kranken zunächst der Ortspolizei¬ 
behörde die Anzeige gemacht habe. Sodann sei er noch im Laufe desselben 
Vormittags persönlich in die nahe gelegene Kreisstadt gegangen, um auch 
dem Kreisphysicus mündlich eine Meldung zu erstattan. Diesen habe er je¬ 
doch nicht gleich zu Hause getroffen und ihm lediglich aus diesem Grunde 
die Anzeige allerdings erst um ein Uhr machen können. Die Strafkammer 
zu Posen verwarf die Berufung mit der Ausführung, dass der Angeklagte 
seiner Pflicht nicht genügt habe; vielmehr habe er sofort und ohne jeden 
Verzug eine schriftliche Meldung an den Kreisphysicus senden müssen. Nun¬ 
mehr legte der Angeklagt Revision ein, zu deren Rechtfertigung er ausführte: 
Zunächst sei die Polizeiverordnung vom 12. August 1892 formell ungültig, 
weil sie ohne Zustimmung des Bezirksausschusses erlassen sei, und es könne 
daher eine Verurtheilung auf Grund derselben, überhaupt nicht erfolgen. So¬ 
dann habe eine Anmeldepflicht für ihn auch deshalb nicht bestanden, weil 
er den Fall für Cholera überhaupt nicht gehalten, sondern eher an eine Opium¬ 
vergiftung gedacht habe; es sei demnächst auch durch die Obduction fest¬ 
gestellt worden, dass der Patient nicht an Cholera verstorben sei. Endlich 
habe er aber auch den Vorschriften der Verordnung genügt. Dass eine 
schriftliche Anzeige früher in die Hände des Kreisphysicus gelangen werde 
als die mündliche Meldung, habe er gar nicht annehmen können. Die Ver¬ 
zögerung, die dadurch veranlasst wurde, dass er den Physicus nicht gleich 
angetroffen habe, könne ihm nicht zur Last gelegt werden. 

Der Strafsenat des Kammergerichtes gab der Revision statt und er¬ 
kannte am 25 April er. unter Aufhebung der Vorentscheidung auf Freisprechung 
des Angeklagten. Der Gerichtshof nahm an, dass die Polizeiverordnung zwar 
formell gültig, aber rechtsirrthümlich angewendet sei. Eine bestimmte Form 
der Anzeige sei nicht vorgeschrieben; dieselbe könne also ebensowohl münd¬ 
lich als schriftlich geschehen. Wenn ferner eine ungesäumte Anzeige vor¬ 
geschrieben sei, so könne doch von dem Angeklagten nicht mehr verlangt 
werden, als dass er seinerseits nichts versäume und Alles thue, was erforder¬ 
lich sei, um die Anzeige so rasch als möglich an den Physicus gelangen zu 
lassen. In dieser Beziehung aber sei dem Angeklagten im vorliegenden Falle 
kein Vorwurf zu machen. (A.-S.-Z. 1895. No. 19). 
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Ueber ©in erspriessliches Zusammenwirken der Vertrauens¬ 
ärzte der Berufsgenossenschaften mit den leitenden Aerzten derjenigen 
Anstalten, welchen Unfallverletzte überwiesen werden, schreibt Dr. Georg 
Müller-Berlin in der „Aerztlichen Sachverständigen-Zeitung“ (No. io; 1895): 

Zur Abschätzung der durch einen Unfall bedingten Erwerbsbeeinträch¬ 
tigung bedürfen die Berufsgenossenschaften sowohl als die höheren Instanzen, 
die Schiedsgerichte und das ^.eichsversicherungsamt, eines ärztlichen Gut¬ 
achtens, aus welchem sie mit Sicherheit ein Bild von der dem Verletzten 
verbliebenen Erwerbsfähigkeit erlangen können. Diese genannten Instanzen 
haben sich mit geringer Ausnahme daran gewöhnt, dass der betreffende be¬ 
gutachtende Arzt am Schlüsse seines Gutachtens einen Vorschlag zur pro- 
centualen Entschädigung macht, dem zumeist Folge gegeben wird. Es haben 
damit die ärztlichen Gutachten durch die Einführung des Unfallversicherungs¬ 
gesetzes an Zahl ungeheuer zugenommen und im ganzen socialen Leben eine 
enorme Bedeutung gewonnen; ebenso hat sich für den Arzt durch seine gut¬ 
achtliche Thätigkeit ein neues practisches Schaffensgebiet erschlossen. Wie 
ich schon anführte, wird den im ärztlichen Gutachten in Bezug auf Renten- 
entschädignng gemachten Vorschlägen zumeist entsprochen, weil dem Gut¬ 
achten ein durchaus objectiver Charakter zuerkannt wird. Und gerade diese 
strenge Objectivität ist es, welche dem Gutachten gewahrt werden muss, so¬ 
fern es auch in Zukunft seinen ideellen Werth bewahren soll, und auch jeder 
Schatten eines Mangels an Objectivität ist ängstlich zu vermeiden. Nun wird 
gerade den Leitern solcher Institute gegenüber, welchen Verletzte zur mög¬ 
lichsten Wiederherstellung ihrer Erwerbsfähigkeit nach Heilung des primären 
Unfalls überwiesen werden, nicht selten in den Kreisen der Verletzten, und 
jüngst auch an maassgebender Stelle, im Reichsversicherungsamt, die Ver- 
muthung ausgesprochen, dass sie geneigt seien, die Erwerbsbeeinträchtigung 
bei der Entlassung aus ihren Instituten zu niedrig zu bemessen. Ich für mein 
Theil, als auch im Namen aller anderen Institutsinhaber, weise diesen Vor¬ 
wurf mit Entschiedenheit zurück, erkenne aber gerne an, dass man leicht 
versucht sein kann, uns eine derartige zu niedrige Abschätzung der ver¬ 
bliebenen Erwerbsunfähigkeit zu insinuiren, da man ja immerhin sich sagen 
kann, dass, während andere Gutachter absolut kein Interesse daran haben, 
ob der Verletzte eine. hohe oder niedrige Rente bekommt, der Instituts¬ 
inhaber wohl ein berechtigtes Interesse daran hat, dass die Erwerbsfahigkeit 
so weit als möglich hergestellt, und damit eine nur möglichst geringe Rente 
gewährt zu werden braucht. Ist dieses Streben einerseits ganz selbstverständ¬ 
lich — denn zur Heilung werden uns ja die Verletzten überwiesen — so 
werden wir andererseits den Vorwurf, zu niedrig einzuschätzen, nicht immer 
umgehen können, besonders dann, wenn andere Gutachter nach uns zu einer 
höheren Einschätzung gelangen. Und diese Verhältnisse sind geeignet, so¬ 
wohl das Ansehen der Institutsleiter als auch den Werth des ärztlichen Gut- 
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achtens überhaupt zu beeinträchtigen. Deshalb muss hierin Wandel geschaffen 
werden — und dies ist nicht allzu schwer. Wie dies ungefähr zu erreichen 
wäre, will ich nun in Kurzem erörtern. 

Bis jetzt war es Brauch, dass, wenn ein Verletzter aufgenommen wurde, 
ein Aufnahmebefund, und vor der Entlassung ein Abgangsbefund aufgenommen 
wurde. Diese beiden Befunde kamen dann in das Schlussgutachten, ferner 
w r urde in diesem erörtert, welcherlei Besserung durch die Institutsbehandlung 
erreicht sei, und schliesslich w r urde gesagt, zu wie viel Procent der Verletzte 
noch enverbsbeeinträchtigt sei- — Nunmehr möchte ich folgendes Verfahren 
vorschlagen: Sobald der Verletzte aufgenommen wird, wird gemeinsam mit 
dem Vertrauensarzt der Berufsgenossenschaft der Aufnahmebefund festgestellt 
und von Beiden unterzeichnet zu den Acten eingereicht. Durch regelmässig 
zu wiederholende gemeinsame Untersuchungen wird gemeinsam der Tag der 
Entlassung bestimmt. Vor der Entlassung wird wiederum ein gemeinsamer 
Befund aufgenommen und zu den Acten überreicht. Damit endet die Thätig- 
keit des Institutsleiters. Der Vertrauensarzt stellt nunmehr in einem aus¬ 
führlichen Gutachten auf Grund der beiden Befunde fest, ob und wie w r eit eine 
Besserung eingetreten ist, und macht unter genauer Motivirung seine Vor¬ 
schläge für die Höhe der Rentengewährung. 

Ich halte diesen Modus für durchaus opportun und leicht durchführbar, 
und ich bin überzeugt, man wird ein solches Vorgehen überall sympathisch 
begrüssen, und indem wir uns hierdurch selbst vor allen berechtigten oder 
unberechtigten Vorw r ürfen salviren, nützen wir zugleich dem Ansehen des 
ärztlichen Gutachtens und befestigen unsere Stellung, die wir Aerzte bei der 
Realisirung des Unfallversicherungsgesetzes auszufüllen berufen sind. 


In einer Eingabe vom 14. Mai v. J., betr. Maassnahmen zur 
Bekämpfung der Tuberculose, unterbreitete der Vorstand des deutschen 
Landwirthschaftsraths dem Reichskanzler die Bitte: 

Zur Ermöglichung einer einheitlichen Reichsgesetzgebung über Tilgung 
der Tuberculose unserer Hausthiere a) in allen Staaten des Reichs nach 
Möglichkeit die Veranstaltung von diagnostischen Tuberculinimpfungen ganzer 
Rindviehbestände nach der Art der in Dänemark zur Ausführung gelangten 
Impfungen zu veranlassen; b) unter Gew'ährung einer Beihülfe versuchsweise 
in einzelnen hierfür besonders geeigneten Wirtschaften eine Tuberculose- 
tilgung nach den von Prof. Bang auf dem VII. internationalen Congress für 
Hygiene und Demographie in Pest dargelegten Grundsätzen in’s Werk zu 
setzen; c) die periodische Veröffentlichung des amtlich festgestellten Vor¬ 
kommens der Tuberculose des Rindviehs zu veranlassen. 


Ueber die Behandlung der Beschwerden der Militairärste 
und Militairkrankenwärter hat der Kriegsminister mit Bezug auf die Cabi- 
netsordre vom 12. Juni 1894, betreffend die Beschw^erdeführung der 
Personen des Soldatenstandes, folgende Anordnungen getroffen: Die 
besonderen Allerhöchsten Vorschriften über den Dienstweg und die Behandlung 
von Beschwerden sind auch für die Sanitätsofficiere maassgebend. Be¬ 
schwerden von Unterärzten und einjährig-freiwilligen Aerzten über ärztliche 
Vorgesetzte werden durch den Compagnie- etc. Chef zur Entscheidung des 
Vorgesetzten Stabs- oder Regimentsarztes, oder wenn sie gegen diesen selbst 
gerichtet sind, zur Entscheidung des nächsten höheren ärztlichen Vorgesetzten 
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gebracht. Die zum Friedrich-Wilhelms-Institut commandirten Unterärzte 
haben ihre Beschwerden dem Hausstabsarzt des Instituts, die zum Charitd- 
krankenhaus commandirten dem ältesten Stabsarzt dieses Krankenhauses 
mündlich vorzutragen. Die Militairkrankenwärter tragen ihre Beschwerden 
mündlich dem Chefarzt oder, wenn sie gegen diesen gerichtet sind , dem 
rangältesten dienstthuenden Arzt vor; thut kein anderer Arzt im Lazarett 
Dienste, so nimmt der Chefarzt die Beschwerde zu Protocoll und legt sie 
dem Corpsarzt vor. Im übrigen finden überall die Bestimmungen der Cabinets- 
ordre vom 12. Juni Anwendung. 


Ein internationaler Congress für Kinderwohlfahrt findet in 
diesem Jahre in Florenz statt. Der Hauptzweck des Congresses besteht 
darin, das Interesse der staatlichen und humanitären Factoren für die das 
leibliche und geistige Wohl der Kinder betreffenden Fragen wachzurufen. 
Folgende Punkte sollen berathen werden: 1. Kinderspitäler; 2. Taubstummen¬ 
wesen ; 3. Blinde, geistig zurückgebliebene Kinder und Idioten; 4. Versorgung 
scrophulöser und rhachitischer Kinder; 5. Fcriencolonie und Kindergärten; 
6. Waisenpflege und Kinderversorgung. (B. kl. W., No. 22.) 


Theodor Billroth über den ärztlichen Beruf. In einem der Briefe 
des bei Hahn (Hannover und Leipzig) erschienenen Briefwechsels schreibt Bill¬ 
roth an einen Vetter der seinen Sohn Medicin studiren lassen will: „Spärlich 
sind die Freuden des Arztes: hier und da treue Anhänglichkeit der Patienten; 
zuweilen, doch nicht oft, auch mit materiellem Nachdruck; Dankbarkeit für 
die grösseste Pflichttreue, ja selbst für Opfer selten. Freude an einer ge¬ 
lungenen Cur, Bewusstsein der Pflichterfüllung, das ist meist das Höchste, 
was der Arzt erreichen kann. Du meinst vielleicht, ich male zu sehr in 
Schwarz; doch wenn .Dein Robert einmal nach 20 Jahren diese Zeilen in die 
Hände bekommen sollte, so wird er mir vielleicht Recht geben. Hat er ein¬ 
mal eine entschiedene Neigung, Arzt zu werden, so darf ihn das Alles nicht 
stören. Du wünschest, dass ich Dir offen und ausführlich darüber schreibe. 
Fürchte nicht, dass es so weiter geht, das Schlimmste ist gesagt, und am 
Ende ist es auch nicht viel schlimmer, wie mit manchem andern Lebens¬ 
beruf. Was ist die Haupteigenschaft, um ein guter Arzt zu sein? Mein 
hiesiger College Nothnagel, dessen Buch über Nervenkrankheiten Dein Robert 
später schätzen lernen wird, sagte in seiner Antrittsrede als hiesiger Professor 
der inneren Klinik unter Anderem: „Nur ein guter Mensch kann ein guter 
Arzt sein.“ Dies ist auch meine Meinung; es ist die Grundbedingung für 
den inneren, ja meist auch für den äusseren Erfolg der ärztlichen Thätigkeit. 
Ich möchte zu dem „guten Menschen“ noch hinzugefügt wissen: und „gut 
erzogen“, d. h. in einer Familie, in der ein wohlwollender Geist gegen alle 
Menschen lebt. Das trifft ja Alles bei Deinem Robert zu. Er muss einen 
unwiderstehlichen Drang zum Helfen anderer unglücklicher Menschen haben, 
zunächst angeboren und anerzogen; dann kommt er später auch auf dem 
Wege geläuterter Empfindung und Lebenserfahrung durch Reflexion zu der 
Ueberzeugung, dass, so viel der sittlich erzogene Mensch auch nach Glück 
jagen mag, er doch schliesslich das Glück wesentlich darin findet, Andere 
nach Kräften glücklich zu machen.“ 
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Mit dem vorliegenden Hefte müssen wir uns leider von 
unseren Lesern vorläufig verabschieden. Die Verlagshandlung glaubt 
auf die Weiterfiihrung des Unternehmens in der jetzigen Art, da 
der bisherige Erfolg den Erwartungen nicht entsprochen, verzichten 
zu müssen. 

Wir selbst geben aber hiermit unser Programm, 
das in den maassgebenden Kreisen ungetheilte An¬ 
erkennung gefunden, keineswegs auf. In welcher Weise 
dasselbe zur Durchführung gelangen soll, darüber etwas Bestimmtes 
mitzutheilen, sind wir jedoch noch nicht in der Lage. 

Gleichzeitig benutzen wir diese Gelegenheit, um unseren 
Herren Mitarbeitern und Abonnenten für die bisherige freundliche 
Unterstützung unsern verbindlichsten Dank auszusprechen. 


Der Herausgeber. 
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Entwurf eines Gesetzes betreffend das 

Irrenwesen. 

Von Landgerichtsrath Prof. Dr. Medem, Greifswald. 

(Fortsetzung.)*) 


Zu §§ i bis s. 

I. 

Dem römischen Recht waren die anormalen Geisteszustände selbst¬ 
verständlich nicht unbekannt, Ausdrücke wie amentia, dementia, furor u. a. 
deuten auch mehr oder weniger deutlich auf die verschiedenen Grund¬ 
formen der Psychosen hin. Aber theoretische Definitionen werden 
nicht gegeben und verschiedene Folgen werden an die Verschieden¬ 
heiten nicht geknüpft, sondern es wird Alles dem praktischen Ermessen 
des laienhaften Richters überlassen. Zu einer Aenderung hierin schritt 
die Gesetzgebung des vorigen Jahrhunderts, indem sie feste Begriffe und 
strenge Definitionen aufzustellen unternahm, — damit aber mehr ver¬ 
darb als nützte. 

Nach dem Preussischen Allgemeinen Landrecht steht die Sache so: 

i. Rasende und Wahnsinnige werden diejenigen genannt, 
welche, „des Gebrauchs ihrer Vernunft, ihres Verstandes, gänzlich be¬ 
raubt“, „nicht mächtig“ sind, sei es dauernd, sei es vorübergehend durch 
„Trunk, Schrecken, Furcht oder andere heftige Leidenschaft“. Sie 
werden den Kindern unter sieben Jahren gleichgestellt und sind nach 
geschehener Entmündigung völlig rechtsgeschäftsunfähig, ohne dass auf 
die Behauptung lichter Zwischenräume Rücksicht genommen werden 
dürfte; während bis zur Entmündigung die Vermuthung gilt, dass sie 
ihren Willen „bei völliger Verstandeskraft“ geäussert haben. Raserei 
und Wahnsinn, welche länger als ein Jahr andauern (aber nicht Blöd¬ 
sinn) bilden einen Ehescheidungsgrund. 


l ) Cfr. Heft 3 p. 137. 

Zeitschr. f. sociale Medicin. I. Bd. 24 
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Blödsinnige werden diejenigen genannt, welchen „das Ver¬ 
mögen, die Folgen ihrer Handlungen zu überlegen, mangelt“. Nach 
geschehener Entmündigung sind sie rechtsgeschäftsfähig nur zum Er¬ 
werben von Vortheilen; aber auch vorher steht dem, der sich mit ihrem 
Schaden bereichern will, die Vermuthung des Betruges entgegen. Im 
Ganzen erscheint der Blödsinn nur als geringerer Grad des Wahnsinns. 
Beide Begriffe werden als fest abgeschlossene behandelt. Von den viel¬ 
fachen Abstufungen und Complicirungen der Psychosen, mit denen die 
heutige Psychiatrie rechnet, weiss die Gesetzgebung von 1794 noch 
nichts. Trotzdem gilt sie noch jetzt. Dass sie aber unzureichend ist, 
mögen folgende Fälle zeigen: 

(1894.) Der Sohn der achtzigjährigen Wittwe H. in Anklam focht 
deren kurz vor ihrem Tode errichtetes Testament, in dem er schlechter 
als bisher gestellt war, an, indem er behauptete, seine Mutter sei zur 
Zeit der Testamentserrichtung blödsinnig gewesen; sie sei in Folge ihres 
Alters schwachsichtig und schwerhörig, vergesslich und zerstreut gewesen, 
so dass sie einmal die Graupendüte in den Blaubeutel entleert, auch 
wohl einmal von einem zweiten Sohn gesprochen, obgleich sie einen 
solchen nicht gehabt; oft missgestimmt und misstrauisch, habe sie nament¬ 
lich vor dem Bestohlenwerden Angst gehabt; endlich habe sie die flir 
ihn ungünstigen Testamentsbestimmungen damit motivirt, dass er ihr 
Geld gestohlen, was nicht wahr sei, indem er das Geld zwar an sich 
genommen habe, aber mit vollem Recht. Dass hieraus der von ihm 
behauptete Blödsinn seiner Mutter zu folgern, dafür brachte er ärztliche 
Gutachten bei. 

Dem gegenüber erörterte ein anderer Psychiater: das Testament 
sei in sich durchaus logisch; sollte sich die Testatrix hinsichtlich des 
ihrem Sohne vorgeworfenen Diebstahls im Irrthum befunden haben, so 
sei ein Irrthum an sich doch nichts Abnormes, Krankhaftes; von dem 
Testamentrichter sei ihre Rechtsgeschäftsfähigkeit ausdrücklich constatirt, 
nachdem ihm die wegen Blödsinns in Aussicht genommene Anfechtung 
schon damals kund gegeben worden; die Testatrix habe auch bis zu 
ihrem Tode ihre Wirtschaft versehen und ihr nicht unbedeutendes Ver¬ 
mögen, von dessen Zinsen sie gelebt, verwaltet. Wenn sie nun auch als 
altersschwach und stumpfsinnig, ja immerhin als altersblödsinnig im psycho- 
pathologischen Sinne zu bezeichnen sein möge, so sei sie dies doch 
nicht in einem höheren Grade gewesen, als viele achtzigjährige allein¬ 
stehenden Wittwen, und nicht in einem solchen Grade, dass man sagen 
könne, sie habe nicht gewusst oder nicht gewollt, was sie that, als sie 
das Testament errichtete. 

Das Gericht schloss sich dem letzten Gutachten an und wies den 
Angriff auf das Testament ab — in offenem Gegensatz zu dem Wort 
Blödsinn § 28 I. 1. Allg. Landr. 
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In einem anderen Falle, in welchem Ungültigkeit einer Ehe wegen 
Geisteskrankheit des klagenden Gatten zur Zeit der Eheschliessung be¬ 
hauptet war, setzte sich das Gericht ebenfalls über die Legalbegriffe 
des Allgemeinen Landrechts hinweg und schied die Ehe, indem es 
für erwiesen annahm, dass der Kläger bei Eingehung derselben sich 
nicht in dem Zustande von Willensfreiheit befunden habe, welcher be- 
einem jeden Rechtsgeschäft, also auch bei Eingehung der Ehe, erforder¬ 
lich sei. Ob Wahnsinn oder Blödsinn als vorliegend anzunehmen, wurde 
nicht erörtert. 

2. Anders als wie im Civilrecht war die Rechtsentwickelung im 
Strafrecht: dort von vom herein feste Begriffsdefinitionen und starres 
Festhalten daran, hier eine möglichst flüssige Ausdrucksweise und ein 
fortwährendes Suchen nach festeren Begriffen, — aber auch ohne Erfolg. 

Das Allgemeine Landrecht sagt II, 20 §§ 16 bis 18: „Alles, was 
das Vermögen eines Menschen, mit Freiheit zu handeln, mehrt oder 
mindert, das mehrt oder mindert auch den Grad seiner Strafbarkeit. 
Wer frei zu handeln unvermögend ist, bei dem findet kein Verbrechen, 
also auch keine Strafe statt“ (absolute Unzurechnungsfähigkeit). „Un¬ 
mündige und schwachsinnige Personen können zwar zur Verhütung 
fernerer Vergehungen gezüchtigt, niemals aber nach der Strenge der 
Gesetze bestraft werden“ (verminderte Zurechnungsfähigkeit). 

Diese allgemeine Ausdrucksweise wurde demnächst für ungenügend 
erachtet, „weil sie dem Arzt das ganze Gebiet der willkürlichsten Specula- 
tion eröffne; nothwendig sei es, bestimmte Grundformen der Seelcn- 
krankheiten aufzustellen, dies freilich aber noch nicht möglich, denn die 
Theorie der psychischen Krankheiten sei noch weit davon entfernt, sich 
über solche Grundformen in einer Weise geeinigt zu haben, dass die 
Gesetzgebung ihr mit Vertrauen folgen könne.“ Daher schlug der Ent¬ 
wurf zum Preussischen Straf-Gesetzbuch von 1827 einen Mittelweg ein 
und sagte im § in: „Nur demjenigen kann ein Verbrechen zu¬ 
gerechnet und die Strafe desselben auferlegt werden, der mit Willkür zu 
handeln und die Unrechtmässigkeit seiner Handlungen dabei einzusehen 
fähig war“, sprach aber daneben im § 112 von denjenigen, „welche 
durch Wahnsinn, Raserei, Blödsinn oder überhaupt durch eine Seelen¬ 
krankheit des Gebrauchs der Vernunft beraubt sind“. 

Die Entwürfe von 1830, 1833, 1845 nahmen wieder von aller 
Specialisirung Abstand, ersetzten sogar das Wort „Seelenkrankheit“ 
durch Ausdrücke wie „Krankheitszustand,“ „besonderer Geisteszustand“, 
„oder sonst“. 

Und wiederum im Gegensatz hierzu sagte das Preussische Straf- 
Gesetzbuch (1851), strenger specialisirend, im § 40: „Ein Verbrechen 
oder Vergehen ist nicht vorhanden, wenn der Thäter zur Zeit der That 
wahnsinnig oder blödsinnig, oder die freie Willensbestimmung desselben 
durch Gewalt oder Drohungen ausgeschlossen war.“ 

24* 
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Inzwischen wiesen die Verordnung vom 3. Januar 1849 und das 
Gesetz vom 3. Mai 1852 „die Frage der Zurechnungsfähigkeit“ ohne 
alle Specialisirung den Geschworenen bezw. den Richtern zu, damit 
ganz zu dem alten Rechte zurückkehrend; und in Uebereinstimmung 
hiermit lautete der Entwurf zum Norddeutschen Straf-Gesetzbuch § 46: 
„Eine Handlung ist als Verbrechen oder Vergehen nicht anzusehen, 
wenn die freie Willensbestimmung des Thäters zur Zeit der That aus¬ 
geschlossen war“ (absolute Unzurechnungsfähigkeit). § 47: „Befand 
sich der Thäter zur Zeit der That in einem Zustande, welcher die freie 
Willensbestimmung zwar nicht ausschloss, aber dieselbe beeinträchtigte, 
so ist auf eine Strafe zu erkennen, welche nach den über die Bestrafung 
des Versuches aufgestellten Grundsätzen (d. h. geringer) abzumessen ist“ 
(verminderte Zurechnungsfähigkeit). 

Etwas weiter im Sinne der Specialisirung ging der Vorschlag der 
Wissenschaftlichen Deputation für das Medicinalwesen: „Ein Verbrechen 
oder Vergehen ist nicht vorhanden, wenn die freie Willensbestimmung 
des Thäters dadurch, dass er sich zur Zeit der That in einem Zustande 

von krankhafter Störung der Geistesthätigkeit befand,-oder durch 

besondere körperliche Zustände ausgeschlossen war“ (absolute Un¬ 
zurechnungsfähigkeit). 

„Der Thäter ist mit einer geringeren Strafe zu belegen, wenn er 
sich zur Zeit der That in einem Zustande befand, welcher die freie 
Willensbestimmung zwar nicht völlig ausschloss, aber dieselbe beein¬ 
trächtigte“ (verminderte Zurechnungsfähigkeit). • 

Das Reichs-Strafgesetzbuch lautet: 

§ 51. „Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden, wenn der 
Thäter zur Zeit der Begehung der Handlung sich in einem Zustande 
von Bewusstlosigkeit oder krankhafter Störung der Geistesthätigkeit be¬ 
fand, durch welchen seine freie Willensbestimmung ausgeschlossen war.“ 

§ 53. „— — Die Ueberschreitung der Nothwehr ist nicht straf¬ 

bar, wenn der Thäter in Bestürzung, Furcht oder Schrecken über die 
Grenzen der Nothwehr hinausgegangen ist.“ 

Man wird diese Arbeit und Mühe fast eines Jahrhunderts sicher¬ 
lich nicht unterschätzen dürfen. Aber dass das Resultat noch kein be¬ 
friedigendes ist, mag folgender Fall zeigen: 

(1891.) Der Forstreferendar M. in Wolgast brachte zur Anzeige 
und beschwor demnächst als Zeuge, dass der Gutsbesitzer W., der in 
dem Ruf stand, dass er es mit fremden Jagdgrenzen nicht allzu genau 
zu nehmen pflege, bei Gelegenheit einer Treibjagd mit der Jagdgesell¬ 
schaft unbefugt über fiscalisches Jagdterrain gegangen sei; dies habe er 
selbst mit angesehen, demnächst auch durch die Fussspuren im Schnee 
bestätigt gefunden. Sein Zeugniss führte zu einem Strafverfahren gegen 
ihn wegen fahrlässigen Meineides. Dies aber endigte mit seiner Frei- 
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sprechung, indem das Gericht annahm: zwar sei das Zeugniss objectiv 
falsch, aber subjectiv sei M. von dessen Richtigkeit fest überzeugt ge¬ 
wesen, und eine Fahrlässigkeit sei ihm nicht vorzuwerfen, denn, wie 
Professor Beumer dem Gericht nachwies, sei M., ihm selber bisher 
unbewusst, nicht frei von epileptoiden Zufallen; offenbar habe er an¬ 
fänglich ungenau beobachtet und habe, befangen von dem Ruf des W., 
das, was er gesehen, falsch ausgelegt, mit anderen Worten, er habe sich 
geirrt, habe sich eingebildet, etwas gesehen zu haben, was er in Wirklich¬ 
keit doch nicht gesehen. Dies sei nun zwar etwas ganz Alltägliches 
und bilde gerade die Grundlage des fahrlässigen Meineids, der eben 
dann strafbar sei, wenn der Schwörende es an dem ihm möglichen 
Nachdenken habe fehlen lassen, um zu Zweifeln an seinem eingebildeten 
Wissen und durch weiteres Nachforschen zu anderen Resultaten zu ge¬ 
langen; Personen aber, welche mit epileptoiden Zufallen behaftet seien, 
litten, wie die Psychiatrie lehre, daran, dass sie an ihren Meinungen und 
Einbildungen mit ganz besonderer Hartnäckigkeit festhielten, zu Zweifeln 
daran nur schwer zu gelangen und sich von der Unrichtigkeit ihrer 
Meinungen nur gar schwer zu überzeugen vermöchten. So müsse hier auch 
angenommen werden, dass M., ein Mann von bisher untadeliger Führung, 
zu einer anderen Ueberzeugung, als welcher er in seinem Zeugniss Aus¬ 
druck gegeben, zu gelangen, trotz Nachdenkens nicht vermocht habe. 

Hieraus ergab sich die Freisprechung auf Grund eines psycho- 
pathologischen Zustandes des Angeklagten, — obwohl von der An¬ 
wendung der §§ 51 , 53 des Straf-Gesetzbuches nicht die Rede sein 
konnte. 

II. 

Neben dem schon oben besprochenen Stumpf- und Blödsinn und 
den epileptoiden Zufällen interessiren die forensische Psychopathologie 
vornehmlich das moralische Irresein und die Bewusstseinsstörungen. 

1. An moralischem Irresein im eigentlichen Sinne leidend 
ist Frau Schlosser Frank, die, um ihre heissgeliebten Kinder von dem 
auf sie vererbten Siechthum zu erlösen, sie tödtet, sich selber auch zu 
tödten versucht, und, als ihr dies nicht gelungen, ihre Umgebung um 
den Tod anfleht. Sie ist im Schwurgericht (Berlin, 1895) freigesprochen. 
Mit Recht! Denn über Irrsinnige haben die Geschworenen nicht zu 
judiciren. 

Ein anderer Fall von moralischer Verrücktheit ist folgender: (1871.) 
Der Steinsetzer J. in Jarmen erschlug eine ihm ganz unbekannte alte 
Frau auf offener Strasse mit einem Stein. Dieserhalb zur Verantwortung 
gezogen, Hess er sich dahin aus: „Er sei mit der Stadt Jarmen und 
anderen seiner Arbeitgeber in mannigfache Processe verwickelt worden, 
habe stets Recht gehabt, habe aber stets Unrecht bekommen. Ver¬ 
geblich habe er sich an Regierung, Minister und andere hohe Stellen 
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gewandt, sei aber immer abschlägig beschieden. Deshalb habe er sich 
entschlossen, einen Mord zu begehen. Er werde nun vor’s Schwur¬ 
gericht gestellt und zum Tode verurtheilt werden. Die Vollstreckung 
der Todesstrafe bedürfe aber der königlichen Bestätigung, dazu werde 
der König sich alle seine Acten kommen lassen, werde sich von seinem 
Recht überzeugen und überall eine Revision der Processe und eine ge¬ 
rechte Entscheidung anbefehlen. Dass gegen*ihn die Todesstrafe voll¬ 
streckt werden würde, fügte er auf den von mir gemachten Einwand 
hinzu, fürchte er nicht-, denn er sei für wahnsinnig erklärt, und Wahn¬ 
sinnige köpfe man nicht/ 1 Die thatsächlichen Angaben des J. bestä¬ 
tigten sich sämmtlich, insbesondere dass er vor Jahren in einem Be- 
leidigungsprocess für quärulantenwahnsinnig erklärt und deshalb frei¬ 
gesprochen war. Auch wie er sich den Verlauf des Falles dachte, war 
an sich logisch ganz richtig. Verrückt war aber die egoistische Ueber- 
schätzung seiner Rechtsvertheidigung gegenüber dem Leben der alten 
Frau. Und kurzsichtig war sein Denken auch, weil er sich nicht sagte, 
dass, wenn er auch der Todesstrafe entgehen werde, er als höchst ge¬ 
meingefährlich sein ferneres Leben doch nur in einem Irrenhause werde 
zubringen dürfen. Er war hochgradig paralytisch und verstarb wenige 
Monate danach im Irrenhause. 

Auch der taubstumme Knecht M. auf Usedom, der in den Jahren 
1885 bis 1888 fast ein halbes Dutzend Mal Feuer anlegte, und als 
man endlich auf ihn verfiel und ihn verhaftete, höchst unbefangen seine 
Thaten erzählte, übrigens mit einem ganz vorzüglichen Gedächtnisse 
hierfür, und das Motiv angab, „er habe solche grosse Lust am Feuer“, 
konnte, als an moralischer Verrücktheit leidend, nicht vor das Schwur¬ 
gericht gestellt werden. 

Als aber ein Betrüger die Moral aufstellte: „Den Klugen gehört 
die Welt, die Dummen müssen gestraft werden, wer nicht die Augen 
aufmacht, muss den Beutel aufmachen“, stand das Gericht nicht an, 
strafrechtlich gegen ihn zu verfahren. 

2. Die Behauptung der Bewusstlosigkeit, z. B. Trunkenheit, 
ist eine sehr häufige, vornehmlich im Strafverfahren, aber auch im 
Civilprocess. 

(1891.) Der Schmied X. zu Wolgast kam eines Tages zu seinem 
Nachbar, dem Gastwirth Y., und bot diesem sein Grundstück zum Kauf 
an, weil dasselbe ihm zu viel Aerger mache. Der Gastwirth, der den 
Wunsch, das Grundstück zu kaufen, schon lange gehegt und geäussert 
hatte, aber immer vergeblich, ging sofort darauf ein. Der Kaufvertrag 
wurde vor Zeugen beredet und mit Handschlag abgeschlossen, und Y. 
traf auch sofort Veranstaltungen zu den vorzunehmenden baulichen Ver¬ 
änderungen. Als er aber nach einigen Tagen den Schmied zur Auf¬ 
lassung aufforderte, behauptete dieser, von der ganzen Sache nichts zu 
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wissen; allerdings habe er an jenem Tage auf seinem Grundstück schweren 
Aerger gehabt, sei von Hause fortgelaufen, habe mehrere Wirthshäuser, 
darunter auch das des Y., besucht und habe viel getrunken,, so dass er 
schliesslich von Anderen nach Hause gebracht worden sei; aber dass 
er dem Y. sein Haus verkauft, davon wisse er nichts. — Auf Grund 
der erhobenen Beweise erachtete der Gerichtshof den X. an den Ver¬ 
trag nicht für gebunden, weil er denselben abgeschlossen in einem 
Trunkenheitszustande, in welchem er die rechtliche Bedeutung seines 
Handelns nicht mehr zu übersehen vermocht, und wies die Klage 
des Y. ab. 

Ein anderer Fall: (1893.) Der Arbeiter St. in Wolgast, ein Trunken¬ 
bold und öfter schon am Säuferwahnsinn erkrankt, erwachte eines Nachts 
mit heftigen Kopfschmerzen, bat seine, für ihn durchaus gut sorgende Frau, 
ihm Hülfe zu holen, und als der Nachbar mit der Frau zurückkommt, er¬ 
greift St. ein Messer und stösst es dieser in den Leib, so dass sie daran 
verstirbt. Dann legt er sich wieder ins Bett, und als die Polizei, die 
inzwischen für die Frau gesorgt, kommt, schläft er. Er wurde zur Haft 
und dann ins Irrenhaus gebracht, überstand hier einen Säuferwahnsinns¬ 
anfall und sagte über den Vorfall aus: er habe Räuber und schreckliche 
Gestalten gesehen, und jemand habe ihm gesagt, er solle seine Frau 
erstechen, und darum habe er so thun müssen. — Es wurde das Ver¬ 
fahren gegen ihn eingestellt, weil er sich nicht bewusst gewesen, 
was er that. 

Entgegengesetzt lautete die Entscheidung in dem Verfahren gegen den 
Rendanten R. in Grimmen. (1893.) Derselbe entfernte sich von seinem 
Wohnort Grimmen heimlich und unter Mitnahme seines, übrigens nicht 
erheblichen Kassenbestandes. Er wurde steckbrieflich verfolgt. Nach 
einigen Wochen meldete er sich in Lindau (Bodensee) als der steck¬ 
brieflich Verfolgte, hatte noch seine Legimationen, aber kein Geld mehr, 
und liess sich polizeilich nach Grimmen zurücktransportiren. Vor Ge¬ 
richt gab er über viele Umstände seines früheren Lebens und seines 
Dienstes ausgiebige Auskunft, von seiner Reise aber gab er an: Er sei 
von Grimmen abgereist, um in Stralsund eine Rechnung zu bezahlen; 
dass er Kassengelder mitgenommen, dessen könne er sich nicht ent¬ 
sinnen, auch nicht, wie er nach Lindau hingekommen, und ebenso¬ 
wenig, wo er sein Geld verausgabt; seine Unbesinnlichkeit sei wohl 
auf eine syphilitische Erkrankung zurückzuführen, die er früher einmal 
sich zugezogen. Nun litt R. allerdings an den Folgen einer schweren 
Syphilis, einer Krankheit also, die vielfach psychische Störungen und 
den Tod einleitet (in der That starb R. daran zwei Jahre später); aber 
die wochenlange Reise des R. auf Bewusstlosigkeitszustände oder Zwangs¬ 
handlungen zurückzuführen, dazu vermochten sich die Geschwornen nicht 
zu verstehen, sondern sprachen den R. schuldig. 
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III. 

Die vorstehend skizzirten — übrigens aber nur als Beispiele 
skizzirten (!) — Fälle sind keineswegs die schwierigsten der psycho- 
pathologischen Judicatur; denn sie sind so zu sagen Endglieder in der 
Reihe zwischen „krank“ und „gesund“. Viel schwieriger sind die 
mittleren Glieder. Bezüglich deren bleibt zur Zeit nichts Anderes 
übrig, als auf das verständige Ermessen der Behörden zu verweisen 
und zu vertrauen. — 

Zu §§ 18 bis 21. 

I. 

* Bei jeder Freiheitsentziehung können folgende Interessen mit einander 
in Collision kommen: das Freiheitsrecht des Eingesperrten, ferner, 
sofern er krank oder schutzbedürftig ist, die Interessen seiner Heilung 
oder seines Schutzes gegen das Publicum, endlich, sofern er 
gemeingefährlich ist, der Schutz des Publicums gegen ihn. 

Im Ganzen steht obenan das Freiheitsrecht, und für die Geistes¬ 
gesunden ist auch, namentlich seit der Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 (Artikel 5: „Die persönliche Freiheit ist gewährleistet; 
die Bedingungen und Formen, unter welchen eine Beschränkung der¬ 
selben, insbesondere eine Verhaftung zulässig ist, werden durch das 
Gesetz bestimmt.“) die Frage der Freiheitsentziehung auf das Aller- 
peinlichste geregelt; die Gründe der Einsperrung sind auf’s Aeusserste 
beschränkt; und was die Zeitdauer anlangt, so darf nach dem Gesetz 
vom 12. Februar 1850 und der Strafprozessordnung die vorläufige Fest¬ 
nahme durch Staatsanwaltschaft, Polizei u. a. nicht Einen Tag, die amts¬ 
richterliche Verhaftung nicht Eine Woche und keinenfalls vier Wochen, 
die Unterbringung eines Beschuldigten in eine Irrenanstalt zwecks psycho- 
pathologischer Beobachtung sechs Wochen nicht überschreiten; erst 
die Haftbefehle des Untersuchungsrichters und der Schwurgerichte sind 
zeitlich unbeschränkt, unterliegen aber auch noch der Controlle im 
Instanzenwege und durch die allgemeine Dienstaufsicht. 

Dies gilt an sich auch für die Geisteskranken. Doch 
kommen bezüglich ihrer doch auch noch andere Rücksichten in Be¬ 
tracht. Bezüglich der noch nicht entmündigten, angeblichen oder 
wirklichen, Irrsinnigen wurde anfänglich auch das Freiheitsrecht obenan 
gestellt. So sagt das Staatsministerialrescript vom 29. September 1803: 
„Wir haben bemerken müssen, dass in Fällen, wo die Kammern (das 
sind die jetzigen Regierungen) um der Sicherheit des Pul?licums willen 
für nothwendig erachtet haben, einen wahn- oder blödsinnigen Menschen 
in eine Irrenanstalt unterzubringen, nicht jederzeit die gesetzlichen For¬ 
malitäten beobachtet und besonders das in der Allgemeinen Gerichts¬ 
ordnung I. 38 § 2 verordnete (Entmündigungs-) Verfahren nicht immer 
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eingeleitet, vielmehr öfters dergleichen Wahn- und Blödsinnige ohne 
vorgängiges richterliches Erkenntniss, bloss auf Instanz der Verwandten 
oder der Ortspolizeibehörden, wenn auch nach vorgängiger Untersuchung 
ihres Gemüthszustandes durch einen Sachverständigen,, in eine Irrenanstalt 
untergebracht werden. Es ^ind aber Gründe genug vorhanden, die es 
nothwendig machen, die in den Gesetzen einmal bestimmte Form des 
Verfahrens aufrecht zu erhalten, und Wir finden Uns daher veranlasst, 
Euch hierbei Folgendes zu Eurer Direction und Achtung zu eröffnen: 
i. Wenn die Ortspolizeibehörde in Erfahrung bringt, dass sich irgendwo 
in ihrem District eine wahn- oder blödsinnige Person aufhält, so gebührt 
derselben das Recht des ersten Angriffs und sie ist hiernach so be¬ 
rechtigt als verpflichtet, solche Vorkehrungen zu treffen, damit das 
Publicum gegen die Ausbrüche des Wahn- und Blödsinns möglichst ge¬ 
sichert werde. — 2. Diese Vorkehrungen zur Sicherstellung des Publicums 
können in der Regel nur durch eine an Ort und Stelle anzuord¬ 
nende Aufsicht über den des Wahnsinns verdächtigen Menschen 
bewirkt werden. Die Kosten u. s. w. — 3. 4. Einleitung des Ent¬ 
mündigungsverfahrens. — 5. Ehe nicht das Erkenntniss den Menschen 
für wahn- oder blödsinnig erklärt, darf derselbe in der Regel nicht 
in einer Irrenanstalt aufgenommen werden. Sollte jedoch 
das Erkenntniss in der Hauptsache nicht ohne Aufenthalt erfolgen 
können, die Umstände aber schleunige Maassregeln erfordern, auch das 
Vermögen des Wahnsinnigen nicht von der Beschaffenheit sein, dass 
daraus die zur Bestellung eines besonderen Aufsehers erforderlichen 
Kosten bestritten werden können, so ist das die Untersuchung dirigirende 
Gericht (!) befugt, die einstweilige Aufnahme des Wahn- oder Blöd¬ 
sinnigen in ein Irrenhaus durch die Kammer (!) zu veranstalten, wenn 
auch nur Ein Arzt (NB. im Gegensatz zur Allgemeinen Gerichts¬ 
ordnung, welche stets zwei Aerzte verlangt) ihn für wahn- oder blöd¬ 
sinnig erklärt.“ 

Auf ganz demselben Standpunkt steht die Cabinetsordre vom 5. April 
1804: — Ich kann die Besorgniss nicht unterdrücken, ob auch 

wohl in jedem Falle der Aufnahme eines Gemüthskranken (sc. in die 
Charite) der Zustand desselben nach Vorschrift der Gesetze gerichtlich 
untersucht und bestimmt werde. Die provisorische Aufnahme eines 
noch nicht gerichtlich dafür erklärten Gemüthskranken darf zwar nicht 
um dieser Form willen ausgesetzt werden, aber die gesetzliche Sicherheit 
und Freiheit der Person erfordert, dass gleich nach der Aufnahme dem 
competenten Gericht davon Anzeige geschehe, damit dasselbe nach 
Vorschrift der Gesetze die sorgfältige Untersuchung verfügen und darüber 
erkennen könne, weil unter keinem Vorwände irgend ein 
Gemüthskranker, der nicht durch gerichtliches Er¬ 
kenntniss dafür erklärt ist, in den zu deren Aufnahme 
bestimmten Anstalten behalten werden muss. —“ 
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Entwurf eines Gesetzes betreffend das Irrenwesen. 


In der folgenden Zeit machte nun aber die Psychiatrie (mit vollem 
Recht!) darauf aufmerksam, dass, wenn man eine Heilung Irrsinniger 
in Aussicht nehme, sowohl die möglichst baldige Ueberführung 
derselben in die Irrenheilanstalten als auch ein längeres Verbleiben 
derselben darin nothwendig sei; und dieser Anschauung folgten die 
Ministerial-Rescripte vom 16. Februar und 4. März 1839 und 3. Fe¬ 
bruar 1840, indem sie bei den „bloss zur Heilung in eine Irrenanstalt 
aufgenommenen Personen“, namentlich „bei der Aussicht einer baldigen 
Wiederherstellung“ die Aussetzung des Entmündigungsverfahrens 
und eine erleichterte Aufnahme angeblich Irrsinniger in Irrenanstalten 
für zulässig erklärten, das Weitere dem ziemlich ungebundenen Ermessen 
der Polizeibehörde und Gerichte überlassend, an die jedenfalls Anzeige 
erstattet werden sollte. Dies ist auch noch heute die geltende Rechts¬ 
lage (Rescript vom 17. Juni 1874, 2. Februar 1879, 19. Januar 1888 
20. September 1895); und dabei will es auch mein Vorschlag belassen, 
nur dass empfohlen wird, an die Stelle der Amtsgerichte und 
Staatsanwaltschaften, an welche gegenwärtig die Anzeige von der Inter- 
nirung zu richten ist, die Entmündigungkammern treten zu lassen, 
und dass die sechswöchige Frist, welche für die verbreche¬ 
rischen Irren gilt, auch für die nichtverbrecherischen in Anspruch 
genommen wird. 

Bezüglich der entmündigten Geisteskranken bestimmt das 
Allgemeine Landrecht II. 18 §§ 341, 344: „Wahn- und Blödsinnige 
müssen dergestalt unter beständiger Aufsicht gehalten werden, dass sie 
weder sich selbst noch Anderen schaden können. Finden der Vormund 
oder die Verwandten keine andere Gelegenheit, dergleichen Personen 
unterzubringen, so liegt dem Staate ob, dieselben in eine öffentliche 
Anstalt unterzubringen“, wozu das Ministerialrescript vom 19. Januar 
1888 § id sagte: „Schon wegen Geisteskrankheit entmündigte Kranke 
können auf Antrag ihres rechtlichen Vertreters ohne weitere Nach¬ 
weise als den der erfolgten Entmündigung auch in Privat¬ 
anstalten aufgenommen werden“ — also ohne Rücksicht darauf, ob sie 
schutzbedürftig oder gemeingefährlich sind, 'ohne Zeit¬ 
beschränkung und ohne eine andere Controlle als die der allge¬ 
meinen Dienst- und Anstaltsaufsicht! und nach dem Rescript vom 
20. September 1895 gilt wohl dasselbe. Diese ganz exorbitante 
Folge der Entmündigung ist eine Mahnung mehr zu 
ganz besonderer Vorsicht bei Verhängung derselben! 
Dass man bei Berathung der Civilprocessordnung dieser Mahnung, die 
von Seiten der Regierung laut genug erhoben wurde, entgegen an die 
Stelle des Regierungsentwurfes das jetzige Verfahren setzte, hatte darin 
seinen Grund, dass man die Wichtigkeit der Sache unterschätzte. „In 
den meisten Fällen sei gar kein Streit über die Nothwendigkeit der 
Entmündigung,“ hiess es; „neunzig Procent aller Entmündigungen seien 
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zweifellos“; „die grosse Mehrzahl der hier in Frage kommenden Kranken 
befinde sich schon in der Irrenanstalt“, so nahm man an. So auch 
nur ist’s erklärlich, dass die Frage der Kostspieligkeit und Billigkeit des 
Verfahrens eine so grosse Rolle spielen konnte! Aus diesen Er¬ 
wägungen ergab sich flir mich hinsichtlich des Entmündigungsverfahrens 
die Rückkehr zum Regierungsentwurf so zu sagen von selber. 
Aber auch nach geschehener Entmündigung bedürfen die Irrsinnigen 
eines besseren Schutzes, als sie gegenwärtig, z. B. in Mariaberg, ge¬ 
funden. Diesen Schutz sollen ihnen die Fürsorgeämter 
geben. 


Ueber das geordnete Zusammenwirken 
der verschiedenen im Betriebe der 
Krankenhäuser beschäftigten Berufs¬ 
stände. 

Von Dr. Oscar Schwartz, Geh. Med.-Rath in Cöln. 


Durch die Fortschritte der Heilkunde namentlich auf dem Gebiete 
der specialärztlichen Krankenbehandlung und der hygienischen Einrichtung 
der Krankenhäuser haben sich viele Krankheiten durch rechtzeitige Auf¬ 
nahme in geeignete Krankenhäuser als heilbar gezeigt, die früher als 
unheilbar angesehen wurden. Es sei hier nur hingewiesen auf die 
günstigen Ergebnisse rechtzeitiger Anstaltsbehandlung bei Geistes- und 
Nervenkrankheiten, tuberculösen Erkrankungen, namentlich beginnender 
tuberculöser Lungenschwindsucht, auf die vielen schweren in das Gebiet 
der Chirurgie, Laryngologie, Gynäkologie und Augenheilkunde fallenden 
Krankheiten, die erst durch die neuesten diagnostischen Hülfsmittel 
richtig erkannt und nur in entsprechend eingerichteten Krankenhäusern 
unter Anwendung der Anästhesirung und des aseptischen Heilverfahrens 
erfolgreich behandelt werden konnten. Es kann deshalb auch nicht auf¬ 
fallen, dass namentlich specialistisch ausgebildete Aerzte, welchen zur Be¬ 
handlung ihrer Privatkranken öffentliche Krankenanstalten nicht zur 
Verfügung stehen, entweder mit eigenen oder fremden Mitteln Kranken¬ 
häuser zu errichten suchen und dass die Zahl derselben in gleichem 
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Verhältnisse sich mehren muss, wie die Zahl der Specialärzte, da die 
Bedürfnissfrage, welche nach der früheren Gesetzgebung für die staatliche 
Concessionirung von Krankenanstalten maassgebend war, nach den Be¬ 
stimmungen der neuen deutschen Gewerbeordnung nicht mehr erörtert 
werden darf. Sobald also ein durch mehrjährigen Dienst als Assistent 
in grösseren Krankenanstalten vorgebildeter Specialist als selbstständiger 
Arzt sich niedergelassen hat, wird er auch bald zur Einsicht gelangen, 
dass er viele Kranke, die ihm Vertrauen schenken, nur in einer ge¬ 
eigneten Anstalt erfolgreich behandeln könne und also bestrebt 
sein, womöglich selbstständiger ärztlicher Leiter eines Krankenhauses 
oder einer den Anforderungen seiner Specialität entsprechender Kranken¬ 
hausabtheilung zu werden. Ist dieses Ziel nur durch Errichtung einer 
neuen Anstalt zu erreichen, so sieht sich der unternehmende Arzt 
auch sofort auf das Zusammenwirken mit anderen Berufsständen an¬ 
gewiesen, nicht nur, um die erforderlichen Geldmittel zu erlangen, son¬ 
dern auch die für die Concessionirung erforderlichen Vorlagen den 
staatlichen Aufsichtsbehörden einreichen zu können. Das harmonische 
Zusammenwirken des Arztes mit einem über die ärztlichen An¬ 
forderungen unterrichteten und im Krankenhausbau erfahrenen bau¬ 
technischen Sachverständigen ist das erste Erforderniss 
für eine jede neue Krankenhausanlage, die im späteren Betriebe als 
eine zweckmässige sich bewähren soll. Fehler, die in der Wahl der 
Betriebsstelle oder in den baulichen Einrichtungen gemacht werden, 
können erfahrungsgemäss später entweder gar nicht oder nur mit un- 
verhältnissmässigem Kostenaufwand beseitigt werden. Verfügt der Arzt 
über hinreichende eigene Mittel, um die Anstalt zu errichten und in 
Betrieb zu setzen, so wird er ausser dem Bautechniker kaum anderer 
Berufsstände bedürfen und ohne Weiteres selbstständiger ärztlicher und 
ökonomischer Leiter der neuen Krankenanstalt werden, bei deren Betrieb 
dann auch nur die Interessen der Krankenh e i 1 u ng maassgebend zu 
sein brauchen. Anders liegt die Sache aber dann, wenn der ärztliche 
Unternehmer einer Krankenanstalt über genügende eigene Mittel nicht 
verfügt, sondern auf die Hülfe bemittelter Privatpersonen, weltlicher oder 
geistlicher Genossenschaften, Stiftungscuratoren oder Vorstände von 
‘Krankenpflegegenossenschaften angewiesen ist. Werden dann von der¬ 
artigen Genossenschaften hauptsächlich finanzielle Ziele verfolgt, 
hohe Dividende aus der Krankenhausanlage erwartet, so müssen die 
Interessen der Krankenbehandlung vor den gewinnsüchtigen Bestrebungen 
bald zurücktreten. Conflicte gewissenhafter ärztlicher Anstaltsleiter mit 
den Vorständen solcher Genossenschaften sind dann unvermeidlich 
und endigen in der Regel mit dem Rücktritt des Arztes, falls die staat¬ 
liche Aufsichtsbehörde den Conflict nicht zu beseitigen und den ärzt¬ 
lichen hygienischen Anforderungen nicht Geltung zu verschaffen vermag. 
Nur auf solche nach Art der Fabriken, Bergwerke und grosser Gast- 
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höfe betriebene Privatkrankenanstalten wird die in Nr. 155 der Leipziger 
Nachrichten gebrauchte Bezeichnung als capitalistischer ledig¬ 
lich aus finanziellen Interessen betriebener Unterneh¬ 
mungen zutreffend sein und ebenso der dort ausgesprochene Wunsch 
baldigster Auflösung derartiger Institute, da Krankenanstalten, welche 
ihren Zweck einer möglichst schnellen und vollständigen Krankenheilung 
erfüllen sollen, ebenso wenig, wie der ärztliche Beruf, auf vorwiegend 
erwerbsmässiger und gewinnsüchtiger Grundlage betrieben werden dürfen. 

Es giebt aber nicht nur nach der Gewerbeordnung concessionirte 
Privatkrankenanstalten mit vorwiegend capitalistischem Betriebe, sondern 
nach meiner Erfahrung auch alte mit reichem Stiftungsvermögen dotirte 
Hospitäler, in welchen der ärztliche Einfluss zurückgedrängt ist, den 
dringendsten Anforderungen der Krankenbehandlung nicht genügt und 
statt auf Vermehrung der Krankheitsheilungeu, vorwiegend auf Ver¬ 
mehrung des Capital Vermögens gesehen wird. — Was die 
öffentlichen Krankenanstalten betrifft, so wurden dieselben in den 
früheren Jahrhunderten bis über das Mittelalter hinaus von der Geistlich¬ 
keit, den Bischöfen und Klöstern ausschliesslich zur Pflege armer, durch 
Krankheit und Altersschwäche arbeitsunfähig gewordener Personen und 
zur Aufnahme obdachloser Reisenden errichtet und bei dem damals noch 
bestehenden Mangel an wissenschaftlich ausgebildeten Aerzten und Wund¬ 
ärzten auch von Geistlichen oder Vorstehern religiöser Krankenpflege¬ 
gesellschaften geleitet. Viele Geistliche des Mittelalters hatten auf 
den medicinischen Schulen zu Paris, Toledo, Salerno und Bologna 
Heilkunde studirt und konnten deshalb als ärztlich aus- 
g e bildete Geistliche den Krankenanstalten vorstehen, von welchen meh¬ 
rere zu damaliger Zeit sich eines sehr guten Rufes und einer segens¬ 
reichen Wirksamkeit erfreut haben. Nachdem aber die geistliche Ver¬ 
waltung der Krankenanstalten in Folge der religiös-politischen Um¬ 
wälzungen der letzten Jahrhunderte beseitigt und durch eine sachkundige 
ärztliche Leitung noch nicht ersetzt war, musste, da es auch an 
einer sachkundigen staatlichen Beaufsichtigung fehlte, der Zustand der 
Hospitäler sich immer mehr verschlechtern und konnten die¬ 
selben schliesslich ihrem Hauptzweck, einer möglichst schnellen Heilung 
von Kranken, die der häuslichen Pflege entbehrten, in keiner Weise 
mehr entsprechen. So giebt über den Zustand des grossen Pariser 
Hospitales Hotel Dieu am Ende des vorigen Jahrhunderts der officielle 
Bericht des Dr. Tenon vom Jahre 1788 nähere Auskunft, nach welchem 
durch Ueberfüllung mit Kranken aller Art, Mangel an Luft und Reinlich¬ 
keit sowie ungeeignete Krankenpflege die Sterblichkeit des Kran¬ 
ken- und Pflegepersonals einen ungewöhnlich hohen Grad er¬ 
reichte. Tenon versicherte, dass es nach seiner Erfahrung in der ganzen 
Welt keine lebensgefährlichere Wohnung geben könne, wie das Hotel 
Dieu in Paris. Mehr oder weniger ähnliche Zustände herrschten aber 
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noch während der ersten Hälfte des laufenden Jahrhunderts in vielen 
grösseren Krankenhäusern anderer Staaten. — In der Berliner Charite 
verhielt sich während der Jahre 1789—1794 die Zahl der gestorbenen 
zu der Zahl der aufgenommenen Kranken wie 1:6. Erst durch das Regu¬ 
lativ vom 7. September 1830, betreffend Organisation eines 
Curatoriums zur Verwaltung der Charite und zur Ver¬ 
besserung aller Krankenhäuser der Monarchie wurde die 
Aufnahme der Kranken auf den vorhandenen Rauminhalt der Kranken¬ 
zimmer beschränkt, um den verderblichen Folgen einer Ueberfüllung 
und dem Auftreten contagiöser Krankheiten vorzubeugen, eine grössere 
Reinlichkeit durchgeführt und die sämmtlichen Directorial- 
geschäfte einem im Hospitaldienste bewährten Arzte über¬ 
wiesen. Um ein geordnetes Zusammenwirken aller übrigen im Dienste 
der Charit^ beschäftigten Berufsstände herzustellen, wurde die Führung 
der ökonomischen Angelegenheiten einem sogenannten Oberinspector 
anvertraut, unter welchem unmittelbar die Oekonomieadministrations- 
und Kassenbeamten fungirten. Die Beaufsichtigung des ganzen Anstalts¬ 
betriebes stand aber dem ärztlichen Director zu, welcher dem 
Kgl. Curatorium für Krankenhausangelegenheiten unterstellt war. Präsi¬ 
dent des Curatoriums sollte eine mit der administrativen Geschäfts¬ 
leitung vollständig vertraute Medicinalperson sein und als weitere 
Mitglieder fungiren ein Rath aus dem Ministerium des Innern, des 
Cultus, ein oberer Militärärzt, ein Justitiar und ein Kassenrath. Für 
die Abhaltung eines angemessenen religiösen Cultus sollte in der 
Anstalt gesorgt und zur Berathung über Bauangelegenheiten ein ge¬ 
eigneter Baubeamter hinzugezogen werden. 

Auch bei Errichtung der öffentlichen Irrenanstalten in Preussen 
wurde dem ersten Arzt die Leitung des ganzen Anstaltsbetriebes 
anvertraut unter dem Titel eines Directors, welcher instructionsmässig 
nicht nur die Krankenbehandlung verantwortlich zu übernehmen, son¬ 
dern auch die Hauspolizei und Dienstdisciplin zu handhaben und den 
ökonomischen Dienst, in so weit derselbe auf die Krankenbehandlung 
einwirkt, zu beaufsichtigen hatte. Für die unmittelbare Leitung des 
ökonomischen Betriebes wurde unter dem Titel eines Inspectors ein 
besonderer Beamter angestellt, welcher aber unter eigener Verant¬ 
wortlichkeit die Kassengeschäfte zu besorgen hatte. Die in den 
Krankenanstalten fungirenden Geistlichen sollten ein Jeder nach seiner 
Confession die gottesdienstlichen Verrichtungen im Betsaale der Anstalt 
sowie die Seelsorge der einzelnen Kranken übernehmen, bei der geistigen 
Behandlung der Irren in sittlich religiöser Beziehung dem ärztlichen 
Director beistehen (Rönne II. 429). 

Der Einfluss der neueren Hygiene, welche für Aerzte zum besonderen 
Lehr- und Prüfungsfach erhoben wurde, musste sich in letzter Zeit auch 
auf die Einrichtungen der öffentlichen Krankenanstalten geltend machen, 
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welche fast in allen Culturstaaten fortschreitend verbessert worden sind. 
Da erfahrene und tüchtige Aerzte, namentlich Specialärzte für Chirurgie, 
Augen- und Frauenheilkunde im öffentlichen Hospitaldienste angestellt 
wurden, wandte sich das Vertrauen auch der bemittelten Volksklasse, 
namentlich bei ernsteren chirurgischen Leiden und schwieriger opera¬ 
tiver Behandlung den öffentlichen Krankenhäusern zu, welchen ausserdem 
unter der neuen socialen Gesetzgebung, die bei Unfällen erkrankte 
Arbeiterbevölkerung von den Berufsgenossenschaften zur möglichst voll¬ 
ständigen und schnellen Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit über¬ 
wiesen zu werden pflegt. Die Verwaltungen der öffentlichen Kranken¬ 
häuser sahen sich deshalb genöthigt, die durch unheilbare Leiden oder 
Altersschwäche arbeitsunfähig gewordenen Armen besonderen vom Hos¬ 
pital getrennten Anstalten, Invaliden-, Siechen oder Armenhäusern zu 
überweisen, wodurch die öffentlichen Hospitäler immer mehr den Cha¬ 
rakter ausschliesslicher mit besondern Abtheilungen für die ver¬ 
schiedensten heilbaren Erkrankungen eingerichteter Heilanstalten 
erhielten. Ich erlaube mir hier zu verweisen auf die betreffende ein¬ 
gehende Abhandlung des Hospitaldirectors Prof. Dr. Böhm (Eulenburgs 
Encyklopädie der gesammten Heilkunde) und auf mein Referat über die 
Section der Staatshygiene des vorjährigen internationalen Hygiene- 
congresses zu Budapest. Wie Prof. Böhm auf Grund seiner langjährigen 
Erfahrungen im Hospitaldienst näher ausführt, haben sowohl die poli¬ 
tischen Gemeinden wie die religiösen Genossenschaften im Bau und in 
der Einrichtung ihrer Krankenanstalten den neuen Fortschritten Rech¬ 
nung getragen; im Betriebe der Anstalten wird aber noch 
oft das harmo nisch e Zusammenwirken aller competenten 
Factoren vermisst, von welchen erfahrungsgemäss die 
gedeihliche Wirksamkeit einer jeden Krankenanstalt 
haupstächlich abhängig ist. Wie aus dem die Reorganisation der 
Berliner Charite bereits mitgetheilten Regulativ hervorgeht, müssen in jedem 
grösseren Krankenhausbetriebe die verschiedensten Berufsstände: Aerzte, 
Oekonomen, Geistliche, Architekten, Ober und Krankenpflege-Genossen¬ 
schaften u. s.w. beschäfigt werden, und ist ein geordnetes Zusammenwirken 
im Interesse der Krankenbehandlung nur dann zu erwarten, wenn einem 
jeden Berufsstande durch besondere Geschäftsinstruction 
sein Wirkungskreis angewiesen, für den ganzen Krankenhausbetrieb 
aber eine einheitliche ärztliche Leitung hergestellt wird. Der 
verstorbene Verwaltungdsirector der Charitd, Dr. Esse, welchem zwar 
keine ärztliche Fachbildung, aber eine grosse Erfahrung im Hospital¬ 
verwaltungswesen zur Verfügung stand, äusserte sich über die Noth- 
wendigkeit einheitlicher Leitung der Krankenhäuser wie folgt: 
„Wenn man die Schicksale älterer Krankenhäuser vorurtheilsfrei be¬ 
trachtet, so kann darüber kein Zweifel sein, dass diejenigen, denen 
ein einheitliches, selbständiges Regiment gefehlt hat, 
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an vielfachen Unvollkommenheiten leiden und hinter den 
Anforderungen der Zeit Zurückbleiben mussten. Krankenhäuser bilden 
einen grossen Haushalt, und wie dieser nicht bestehen kann, wenn sich 
darin mehr als ein Wille zur Geltung bringt, so auch jene nicht, wenn 
in die Verwaltung sich viele Personen mischen oder, wenn die täglich 
wechselnden Bedürfnisse und Ereignisse durch Majoritätsbeschlüsse 
entschieden werden sollen“. (Esse, Krankenhäuser, ihre Einrichtung 
und Verwaltung. S. 168). Dieses von Dr. Esse geforderte einheitliche 
Regiment kann aber nach den zutreffenden Ausführungen des Hospital- 
directors Prof. Dr. Böhm nur von einem durchgebildeten Arzt 
geführt werden, welchem das ganze ärztliche und administrative Personal 
zu unterstehen hat. Zur Leitung eines Hospitals gehört nicht nur eine 
ärztliche, sondern eine specifische durch langjährigen 
Hospitaldienst erworb ene Be rufsbildung und besondere 
persönliche Eigenschaften. 

Da die neuen Krankenhäuser sich fast ausschliesslich zu Heil¬ 
anstalten umgestaltet haben und alle Einrichtungen derselben dem 
Heilzwecke und den Anforderungen der Hygiene möglichst voll¬ 
kommen entsprechen müssen, so kann von allen im Krankenhaus¬ 
betrieb beschäftigten Berufsständen nur ein Arzt die sachkundige 
Führung des ganzen Betriebes übernehmen, weil nur der Arzt die 
erforderliche Vorbildung in der Heilkunde und Hygiene erhalten, die 
vorgeschriebene Prüfung abgelegt hat und auch nur dem Arzte Ge¬ 
legenheit gegeben ist, durch mehljährigen Dienst als Assistent in grösseren 
Krankenanstalten seine berufliche Qualification zur späteren selbstständigen 
Leitung einer Krankenanstalt zu beweisen. Wenn Dr. Esse später für 
die grösseren Krankenhäuser auch die Anstellung eines besonderen Ver- 
waltungsdirectors und nur für die Irrenanstalten das einheitliche Regi¬ 
ment für nothwendig hält, so widerspricht er seinen eigenen früheren 
Ausführungen und dem von ihm in den Vordergrund gestellten Princip 
einheitlicher Leitung. Wer einen Krankenhausbetrieb o r g an i- 
siren will, muss auch dem Beispiel der organischen Natur folgen, 
die für jeden Organismus, den kleinsten wie den grössten, ein Cen¬ 
trum, einen Kopf geschaffen hat, unter dem aber alle anderen Or¬ 
gane mit relativer Selbständigkeit für die Zwecke des Gan¬ 
zen arbeiten. In diesem Sinne kann man auch dem Vortrage des 
Prof. Rindfleisch in der letzten Naturforscherversammlung beistimmen, 
dass in jedem Organismus die vielen Millionen Zellen in Abhängig¬ 
keit und in Freiheit bestehen, alle für einen und einer für alle 
arbeiten, Freiheit und Nächstenliebe aber für uns die höchsten Ideale 
sein sollen. 

Die Leitung der Krankenhäuser durch Geistliche und religiöse 
Genossenschaften in den früheren Jahrhunderten, namentlich im Mittel- 
alter war nothwendig, weil die Zahl der berufsmässig ausgebildeten 
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Aerzte und Wundärzte zur damaligen Zeit noch gering war, die alten 
Hospitäler auch vorwiegend als Pflege- und Armenanstalten 
wirkten, für welche die in der Arzneikunde ausgebildeten Geistlichen 
und Krankenpflegegenossenschaften als ausreichend erscheinen konnten. 
Aber schon im 12. Jahrhundert drangen die kirchlichen Oberen 
auf Heranziehung berufsmässig gebildeter Aerzte zur Krankenbehandlung 
und verboten die Ausübung der Heilkunst den Priestern mit Aus¬ 
nahme solcher Fälle, in welchen ärztliche Hülfe nicht zu beschaffen 
war. Diese Verbote wurden durch die Päpste Clemens XII. und Bene¬ 
dict XTV. noch besonders eingeschärft, um die Geistlichen vor allen 
Verschuldungen gegen das menschliche Leben zu bewahren, welche 
die Beschäftigung des Arztes mit sich bringen könne. Nach der sehr 
lesenswerthen Schrift des Dr. Kotelmann in Hamburg über die Ge¬ 
sundheitspflege des Mittelalters bekämpften die berühmten Prediger 
damaliger Zeit, obgleich sie die vielseitigste, auf alle Gebiete mensch¬ 
lichen Wissens einschliesslich der Heilkunde sich erstreckende Bildung 
besassen, namentlich der Prediger Geyler von Keysertsberg ausdrücklich 
die berufsmässige Ausübung der Heilkunde durch Priester. 
In der Pfingstpredigt des vorgenannten Priesters Geyler (Teyl III S. XXV.) 
heisst es wörtlich: „Ebenso wenig wie ein Arzt ohne Dispens Priester 
sein kann, darf der Priester ärztliche Handlungen vornehmen, denn 
Laien, welche kirchliche Stiftungen gemacht haben, wollten, dass die 
Priester für sie beten und nicht medicinische Curen vornehmen sollen. 
Ein Priester soll ein Arzt der Seelen sein und nicht des Leibes.“ Eben¬ 
so warnte Geyler vor allen Heilversuchen durch Curpfuscher und 
Zaubermittel, beklagte die mangelhafte Krankenbehand- 
lung in den Hospitälern, empfiehlt aber das Selbststillen der neu¬ 
geborenen Kinder durch die eigene Mutter als vemunftsgemäss und dem 
Willen Gottes entsprechend und warnte vor Völlerei und Trunksucht, 
Verfälschung der Nahrungs- und Genussmittel, vor dunkelen, schlecht 
gelüfteten Wohnungen und Anlage der Beerdigungsplätze innerhalb der 
Städte. 

Wenn also die in den Krankenanstalten für die religiösen Bedürf¬ 
nisse der Kranken fungirenden Geistlichen der verschiedenen Confessionen 
Uebergriffe in das ärztliche Gebiet, wie solche heutigen Tags 
ausserhalb der Krankenanstalten leider sehr üblich sind, vermeiden, die 
Aerzte sich gleichfalls auf die ihnen instructionsmässig angewiesene 
Thätigkeit beschränken und die Anstaltsgeistlichen mit der ihrem 
Berufe zustehenden Achtung behandeln, wird sich ein har¬ 
monisches Zusammenwirken der genannten beiden Berufsstände, wie 
solches ja auch am Krankenbett ausserhalb der Anstalten nothwendig 
ist, unschwer herstellen lassen. Erklärte ja auch kürzlich der Abge¬ 
ordnete Dauzenberg in der preussischen Aerztekammer gelegentlich der 
Verhandlungen über den Prozess Mellage, dass er neun Jahre als Seel- 
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sorger in der Irrenanstalt Siegburg fungiert und sich überzeugt habe, 
dass die Geisteskrankheiten als körperliche Krankheitszustände von 
einem psychiatrisch gebildeten Arzte zu behandeln seien, 
dessen Ansichten auch in allen sanitären Angelegenheiten maassgebend 
bleiben müssen. Dr. Dauzenberg erklärte deshalb die bisherige Organi¬ 
sation dfer Alexianeranstalt in Aachen als eine verfehlte, weil eine 
ärztliche Leitung derselben und Unterordnung des Krankenpfleger¬ 
personals unter den Arzt dort nicht bestanden habe. — 

Ueber das Krankenpflegepersonal und die in den heutigen Kranken¬ 
häusern wirkenden religiösen Genossenschaften äussert sich Dr. Esse in 
seiner genannten Schrift S. 172 dahin, dass die mangelhafte Beschaffen¬ 
heit des weltlichen Krankenwartpersonals, welches ohne Einsicht in 
die Wichtigkeit des Berufs und ohne guten Willen lediglich dem Brot¬ 
erwerb diene, in allen grösseren Krankenanstalten zu stets wieder¬ 
kehrenden Klagen Veranlassung gebe und es deshalb um die Kranken¬ 
pflege besser bestellt sei, wenn dieselbe von solchen Personen ausgeübt 
würde, welche sich diesem Berufe aus religiösem Antriebe widmen, 
um Gutes zu thun ohne Rücksicht auf äussere Vortheile. Die religiösen 
Genossenschaften würden aber in allen Krankenanstalten nicht immer 
mit gleichem Nutzen zu verwenden sein, wenn durch die Stellung der¬ 
selben zu ihren kirchlichen Oberen ein doppeltes Regiment in der An¬ 
stalt bedingt werde. 

Prof. Böhm erkennt gleichfalls in seiner Schrift die Vorzüge der 
religiösen Genossenschaft im Krankenpflegedienst mit den Worten an: 
„Können Mitglieder religiöser Genossenschaften im Sinne der für den 
Krankenwartdienst bestehenden Instructionen Verwendung finden, so 
bietet die Krankenpflege durch religiöse Genossenschaften Vortheile, 
welche durch weltliche Krankenpflege sich nicht erreichen lassen.“ 

Die mir persönlich durch langjährige Erfahrungen bisher bekannt 
gewordenen religiösen Krankenpflege - Genossenschaften wurden durch 
ihre kirchlichen Oberen und Ordensregeln nicht behindert, instructions- 
mässig unter ärztlicher Leitung und Aufsicht die Krankenpflege aus- 
zufuhren. Ich erinnere mich noch deutlich, dass während der Jahre 
1855 bis 1870, als mir die Leitung des Landesspitals in Sigma¬ 
ringen anvertraut war, der Superior der Vincentinerinnen, welche die 
Krankenpflege und Oekonomie der genannten Krankenanstalt zu be¬ 
sorgen hatten, sich wiederholt bei mir erkundigte, ob ich Klagen über 
die Schwestern vorzubringen habe, was ich aber stets verneinen und 
nur meine vollständige Zufriedenheit über das Verhalten der Schwestern 
namentlich bei Gelegenheit ansteckender, epidemischer Er¬ 
krankungen aussprechen konnte. Religiöse Genossenschaften, deren 
Obere sich nicht den für den Krankenwartdienst bestehenden Instruc¬ 
tionen fügen, sondern nach Dr. Esse ein doppeltes Regiment in 
die Krankenanstalten einführen, würden selbstverständlich ftir den Kranken- 
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pflegedienst in Hospitälern nicht zu verwenden sein. Werden aber 
die Genossenschaften von ihren geistlichen Oberen den Zwecken der 
Krankenanstalt entsprechend richtig geleitet, können sie auf das sittliche 
Verhalten der Kranken sowie des weltlichen Dienst- und Hülfspersonals 
nur vortheilhaft wirken und wesentlich zur Aufrechthaltung der Haus¬ 
ordnung und des Hausfriedens beitragen. 

Auch die seit vielen Jahren in den unter ärztlicher Leitung ge¬ 
stellten Militärlazarethen den Krankenpflegedienst besorgenden religiösen 
Genossenschaften haben nach den von mir eingezogenen Erkundigungen 
in Krieg und Frieden den dort gestellten ärztlichen Anforderungen voll¬ 
ständig entsprochen und zu keiner bezüglichen Ausstellung Anlass ge¬ 
geben. Wie oft aber das weltliche Wartpersonal wegen ungehorsamen, 
unsittlichen, unredlichen Verhaltens, wegen finanzieller Ausbeutung der 
Kranken und deren Angehörigen zu begründeten Klagen und sofortigen 
Entlassungen aus dem Anstaltsdienst Veranlassung giebt, ist namentlich 
aus den Berichten über den bisherigen Betrieb der Irrenanstalten hin¬ 
reichend bekannt. Ob es gelingt, durch erhöhte Lohnsätze und Aussicht 
auf Pension das weltliche Pflegepersonal zu verbessern und dauernder 
an den Anstaltsdienst zu fesseln, muss die Zukunft lehren. Da die 
heutigen Irrenanstalten sich aber immer mehr in Heilinstitute und Sana¬ 
torien für Gehirn- und Nervenkranke umzubilden, auch die geschlossenen 
Abtheilungen und Tobzellen durch geeignete Wachtsäle, sowie vermehrtes 
und zuverlässiges Wartpersonal zu ersetzen suchen, ist nicht einzusehen, 
weshalb religiöse Krankenpflegegenossenschaften unter entsprechender 
ärztlicher Leitung nicht ebenso für die Irrenpflege, wie für die 
übrige Krankenpflege geeignet sein sollten. Jedenfalls wird über diese 
Frage nur das Urtheil solcher Aerzte, welche Irrenanstalten mit religiösen 
Genossenschaften geleitet haben, maassgebend sein können. — 

Für die grösseren Krankenhäuser, namentlich die mit Corporations- 
rechten versehenen Anstalten, ist die Bildung von Curatorien er¬ 
forderlich zur höheren administrativen Leitung der Anstalten, Ver¬ 
waltung des Vermögens und Kassenwesens, Anstellung der Aerzte und 
übrigen Beamten, Genehmigung der Hausordnung und der für die ver¬ 
schiedenen Dienstzweige gültigen Geschäftsinstructionen u. s. w. Die 
den verschiedensten Berufsständen angehörigen statutenmässig zusammen¬ 
gesetzten Curatorien sind unter einem gewählten Vorsitzenden auf colle- 
gialisches Zusammenwirken angewiesen. Nach dem preussischen 
Regulativ vom 7. September 1830, betreffend Reorganisation der Charite, 
wurde nicht nur eine einheitliche ärztliche Anstaltsdirection vorgeschrieben, 
sondern auch bestimmt, dass stets eine Medicinalperson Präsident 
des Curatoriums sein sollte und der damals berühmteste Chirurg Ge¬ 
heimer Ober-Medicinalrath Dr. Rust durch Cabinetsordre mit diesem 
für das ganze Krankenhauswesen in Preussen einflussreichen Posten be¬ 
traut. Aus dieser Ernennung geht deutlich hervor, wie sehr man damals 
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nicht nur in den zuständigen Ministerien, sondern auch an aller¬ 
höchster Stelle in Preussen davon überzeugt war, dass der ärztliche 
Einfluss in den Krankenhäusern maassgebend sein müsse und nicht 
durch andere sachunkundige Berufsstände verdrängt werden dürfe. 
In heutiger Zeit finden wir dagegen im Sinne der Gewerbeordnung con- 
cessionirte Krankenhäuser, für welche nicht nur keine ärztliche Leitung 
besteht, sondern überhaupt besondere Aerzte gar nicht angestellt sind, 
auch in den Curatorien weder Sitz noch Stimme haben. Werden 
aber auch Aerzte angestellt, so kann die Entlassung derselben ohne 
jede sachliche Begründung und Mitwirkung der staat¬ 
lichen Aufsichtsbehörde erfolgen. Wie durch eine derartig 
durchaus abhängige Stellung der Anstaltsärzte von den Cura¬ 
torien und Concessionären von Krankenanstalten eine thatkräftige und 
sachkundige Anstaltsleitung sehr erschwert, ja 'unmöglich gemacht 
werden muss, bedarf keines weiteren Beweises und wird auch durch 
die mir vorliegenden thatsächlichen Erfahrungen hinreichend be¬ 
stätigt. — 

Dass die vorwiegend hygienische Leitung eines Krankenhauses 
durch einen dirigirenden Arzt die selbständige curative Kranken¬ 
behandlung durch andere Aerzte, namentlich durch die Oberärzte der 
verschiedenen Specialabtheilungen, wo deren Anstellung erforderlich ist, 
ebenso wenig wie die selbstständige Wirksamkeit der Geistlichen, Oeko- 
nomen und Bautechniker in ihren speciellen Berufsgebieten zu stören 
braucht, habe ich in meinem am 20. September 1886 in der hygie¬ 
nischen Section der Naturforscher-Versammlung in Berlin gehaltenen 
Vortrage der hygienischen Aufgaben des Krankenhausarztes eingehend 
nachzuweisen mich bemüht (Deutsche Vierteljahrsschrift für öffentliche 
Gesundheitspflege, Jahrgang 1887, S. 147). — 

Es handelt sich hier nicht um ein medicinisches Pascharegiment 
oder am eine einseitige ärztliche Herrschaft, sondern nur 
darum, dass im Krankendienst jeder Krankenanstalt auch jeder 
Berufsstand nach der ihm ertheilten Geschäftsanweisung zum Wohle des 
Ganzen seine Pflichten erfüllt und ungehörige Uebergriffe vermieden 
werden. Da die privaten und öffentlichen Krankenhäuser zu den wich¬ 
tigsten medicinalpolizeilichen Einrichtungen gehören, namentlich zur 
Verhütung von Volkskrankheiten die einflussreichsten Aufgaben zu 
lösen haben, auch in nächster Zeit die ärztliche Approbation von einem 
längeren Krankenhausdienst abhängig gemacht werden soll, können wir 
nur wünschen und hoffen, dass endlich im Sinne des § 4 des 
deutschen Reichs-Verfassungsgesetzes der Betrieb und die 
Beaufsichtigung sämmtlicher deutscher Krankenanstalten durch reichs¬ 
gesetzliche gesundheitspolizeiliche Vorschriften möge geregelt werden. 
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Die individuelle Freiheit der ärztlichen 
Berufsthätigkeit und die gemeinsamen 
Standesinteressen. 

Von Dr. A. Seidel, Berlin. 

♦ 


Vor der Einreihung der deutschen Aerzte in die Gewerbeordnung 
bestanden in den einzelnen Bundesstaaten nur wenige ärztliche Standes¬ 
ordnungen und Standesvertretungen mit Disciplinarbefugnissen. Die 
älteste Organisation findet sich seit 1864 in Bayern. Die Organisationen 
in Braunschweig und Sachsen datiren von 1865. Die Disciplinargewalt 
über die Aerzte wurde meist von den staatlichen Verwaltungsbehörden 
ausgeübt. Die ärztlichen Corporationen, die als nothwendige Glieder 
in den Organismus der Regierung hätten eingefügt werden müssen, 
fanden nicht die allgemeine Anerkennung. Eine collegiale Dis- 
cjplinargewalt war eigentlich nur in Braunschweig den ärztlichen 
Vertretungen auf dem Verordnungswege ertheilt worden. Als damals 
die liberalen Ideen wie ein befruchtender Frühlingssturm über alle 
Lande brausten und der Bureaukratie zugleich mit jeder „zünft- 
lerischen“ Einengung ein Ende bereitete, schien noch weniger Aussicht 
für eine Consolidirung des ärztlichen Standes vorhanden zu sein. — 
Aber auch diese Zeit der zügellosen individuellen Freiheit und 
agitatorischen Parteipolitik sollte sich bald überleben. Die gemein¬ 
samen wirtschaftlichen Interessen der verschiedenen Berufsarten ver¬ 
schafften sich immer mehr Gehör, und auch der ärztliche Stand blieb 
nicht zurück. Schon 1871 ging Bayern mit einer staatlichen Organisa¬ 
tion des Aerztestandes voran-, 1872 wurde der Deutsche Aerzte- 
vereinsbund von H. E. Richter gegründet. Die dazu ge¬ 
hörenden Vereine bildeten Ehrengerichte, welche alle Streitigkeiten 
zu entscheiden hatten. Als officielle Vertretung des ärztlichen 
Standes wurden aber anfangs ausser den Vereinen in Baden, Sachsen, 
Braunschweig und Bayern nur die in Württenberg (1875) und Hessen 
staatlich anerkannt. Diesem Umstande ist es auch zuzuschreiben, dass 
fast die Hälfte der deutschen Aerzte nicht ,zum Bunde gehört und von 
Disciplinarbefugnissen nichts wissen will. Aber auch im Schoosse der 
Bezirksvereine selbst waren die Meinungen über die Grenzen der 
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Jurisdiction localer Aerztevereine getheilt. Die Mehrzahl plaidirte fiir 
grössere objective Gemeinschaften. Leider wurde den 
Aerzten eine allgemeine Deutsche Aerzteordnung vorenthalten, 
während die Rechtsanwälte bereits seit 1878 eine D eutsche Rechts - 
anwaltsordnung mit einem besonderen Disciplinarhofe besassen. 
Bekanntlich wurden dann in den Einzelstaaten den Aerzten theils auf 
dem Verordnungswege (1883 in Baden, 1887 inPreussen), theils durch Ge¬ 
setz (1894 in Hamburg) die Aerztekammern gewährt Leider haben 
sich in Preussen die daran geknüpften Hoffnungen nicht erfüllt, da den 
Aerztekammern die gesetzliche Sanction fehlt und die Jurisdiction auf 
die Entziehung des Wahlrechts beschränkt ist. Die Anträge 
auf Erweiterung derDisciplinarbefugnisse scheiterten aber 
daran, dass' man sich unbegreiflicher Weise über die Stellung zu den 
Medicinalbeamten und Militärärzten nicht einigen konnte 1 ). 
Die Collegen in Sachsen sind jetzt besser daran, denn durch den Ge¬ 
setzentwurf über die Bezirksvereine haben sie eine neue 
Standes- und Disciplinarordnung erhalten, die vorläufig allen Ansprüchen 
eines Vereins genügt 2 ). — Das ist in Kürze die Geschichte der Organi¬ 
sationsbestrebungen des ärztlichen Standes. Auf die Ver¬ 
staatlichungsideen des Heilwesens soll hier nicht eingegangen 
werden, da sie erst in Frage kommen, wenn sich die noch neue be¬ 
rufsgenossenschaftliche Selbsthülfe überlebt hat. 

In Folgendem wollen wir die brennende Frage zu beantworten suchen, 
wie die individuelle Freiheit der ärztlichen Berufsthätigkeit weiter be¬ 
stehen kann, ohne die gemeinsamen Standesinteressen zu verletzen. 

Rosenbach’s Artikel „Der ärztliche Beruf und die Standesord¬ 
nungen“ in Heft 5 dieser Zeitschrift fordert zunächst unsere Kritik heraus. 

Eine warnende Stimme glauben auch wir nicht überhören zu dürfen 
in einer Zeit, die sich anschickt, die freien Berufe zu beschränken und 
Zwangsorganisationen einzuftihren, die einst berufen sein werden, 
bei der wirtschaftlichen und socialen Gesetzgebung direct mitzuwirken. 
Rosenbach aber steht auf einem so extremen politischen Standpunkt indi¬ 
vidueller Ungebundenheit, dass er ganz und gar die Schäden 
des liberalen Manchesterthums übersieht und in den Standes- und Dis- 
ciplinarordnungen der Aerztevereine nichts wie „Zunftbestrebungen“ 
und „Kasteneinrichtungen“ erkennen kann. Man vergesse aber 
nicht, dass das Innungswesen im 14. und 15. Jahrhundert zu den 
glänzendsten Erscheinungen des gewerblichen Lebens der damaligen 
Zeit gehört, das wie alle menschlichen Einrichtungen schliesslich aus¬ 
artete. Warum soll denn bei der heutigen wirtschaftlichen Depression 

J ) Wie der weiter unten pag. 402 zum Abdruck gelangte Gesetzentwurf 
zeigt, geht man nunmehr auch in Preussen daran, die Befugnisse der Aerzte- 
kammem ganz wesentlich zu erweitern. D. Red. 

-) Cfr. Heft 5 pag. 315. D. Red. 
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durch eine ähnliche Vereinigung verschiedener Berufsstände gegen 
die Uebermacht 'des Capitals und einer wilden Concurrenz nicht ein 
neuer gewerblicher Aufschwung möglich sein? Rosenbach leitet 
im Gegensatz zu den Socialisten von der Ungleichheit aller Menschen 
seine Abgeneigtheit gegen Standesunterschiede her. Während aber jene 
im Staatssocialismus die Rettung vor dem Untergange des Indi¬ 
viduums durch das materielle Capital und die zügellose Ausbeutung 
erblicken und deshalb gleiche Normen für Alle verlangen, ver¬ 
wirft Rosenbach diese „Uniformirung“ im Allgemeinen wie in einzelnen 
Berufsständen und erwartet einen regelmässigeren Ausgleich der ver¬ 
meintlichen Schäden, die nur „neue Formen der Concurrenz“ 
darstellen, „wo alle Werthe und Anschauungen umgeprägt werden“, durch 
ein „La iss er faire“ und „La iss er aller“ als durch „Schutz¬ 
zölle“ und andere Beschränkungen der individuellen Freiheit. „Ohne 
Eingriffe und ohne symptomatische Mittel“ glaubt er den nachtheiligen 
Folgen des krassesten Egoismus, des sogenannten „Individualismus“, 
entgehen zu können und will von einem „Coalitionsrecht“ nichts 
wissen. Leider sind aber die Menschen nicht so vollkommen, dass sie 
eine Codificirung sittlicher Principien entbehren könnten. Auch die 
A e r z t e sind nicht so erhaben über die menschlichen Schwächen, dass 
sie nicht einmal an ihre Pflichten gegen Clienten und Standesgenossen 
erinnert werden müssten, wenn im Kampfe um’s Dasein der Beruf droht 
zum „Geschäft“ zu werden. 

Der „Erlass einer neuen Standesordnung flir den Verein der Aerzte 
des Regierungs - Bezirks Breslau“ giebt Rosenbach Veranlassung, seine 
Ansichten über die vermeintlichen Schäden der individuellen Freiheit 
und die vorgeschlagenen Mittel, ihnen zu begegnen, näher auszusprechen. 
In den §§ 4, 5 und 8 ist die Reclame, Unterbietung und die 
missbräuchliche Bezeichnung als Specialist untersagt. 
Rosenbach bekämpft alle drei Verbote als Anordnungen, die in den 
Händen von herrschenden Parteien zur schärfsten Waffe der Unter¬ 
drückung anderer Meinungen und der Selbstbestimmung werden könnten. 
Das Verbot der Berichte über Krankengeschichten, Operationen und 
Heilerfolge in nicht ärztlichen Versammlungen, nicht fachwissenschaftlichen 
Zeitungen und Flugschriften betrachtet er als einen Hemmschuh für die 
Wissenschaft, deren Vertreter verpflichtet seien, auch den Laien die 
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung vorzuflihren. Was aber dem 
Manne der Wissenschaft gestattet sei, müsse auch dem Praktiker erlaubt 
sein, und es dürfte kein parteiischer Unterschied zwischen beiden ge¬ 
schaffen werden, welcher den einen allein zum Reclamehelden stempele. 
Damit sind wir einverstanden, denn wir wissen, dass der Mantel der 
Wissenschaftlichkeit und Humanität häufig genug die Reclamesucht decken 
muss. Aber darin besteht ja gerade der unlautere Wettbewerb, 
den die Standes- und Disciplinarordnungen mit jenen Paragraphen treffen 
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wollen. Der praktische Arzt und der Forscher haben keine Veranlassung 
mehr zur Popularisirung der wissenschaftlichen Ergebnisse, wenn bei der 
zu erstrebenden Organisation der Civilhygiene die hygie¬ 
nischen Lehrer des Volkes unabhängig von der Privatpraxis gemacht 
werden. Ausserdem würde es sich die Publicistik nicht nehmen lassen, 
auf klärend zu wirken, ohne dass sich die Mitarbeiter der Selbstberäucherung 
schuldig zu machen brauchen. Diese „Verquickung von Ethik und Inter¬ 
essentwirthschaft“ hat unserer Ansicht nach nichts Bedenkliches. — 
Während sich Rosenbach zuvor energisch gegen die Charakterisirung 
einer kleinen Reihe von Aerzten als Autoritäten höherer Ord¬ 
nung wendet, die auch zu höheren Preisen qualificirt werden, hat er 
dennoch nichts dagegen einzuwenden, dass die jüngeren und anspruchs¬ 
loseren Aerzte billiger, ja sogar unter der Taxe, arbeiten, als die älteren 
und anspruchsvolleren, und das Publicum durch besondere Liebens¬ 
würdigkeit zu captiviren suchen. Die Regulirung trete ja bald wieder 
von selbst ein, da das Gesammthonorar ärztlicher Leistungen pro¬ 
portional der Zunahme der Aerzte gewachsen sei, und das bessere Publi¬ 
cum nicht die billigeren Aerzte wähle. Rosenbach unterschätzt auch 
hier den unlauteren Wettbewerb, der die Preise so drückt, dass die 
Gesammtheit darunter leidet. Die gemeinsamen Stand es inter- 
essen, eine besondere Standesehre und besondereStandes* 
pflichten erkennt Rosenbach aber nicht an. Collegialität lasse sich 
oft nicht mit Humanität vereinigen, und die Gesetze gegen die Un- 
collegialität träfen den unbemittelten Arzt stärker als den bemittelten. 
An einer anderen Stelle (Nr. 15 des ärztlichen Praktikers 1895) sagt 
Rosenbach: „Nur für den, der materiell gesichert ist, fallen die sog. 
Standesinteressen mit der Standesehre zusammen.“ Wenn Rosenbach 
aber selbst die praktischen Aerzte als die allein Enterbten gegen¬ 
über den Professoren, Krankenhausleitern, Specialisten, Militärärzten, 
Heilmittelfabrikanten und Apothekern erklärt, so ist es unverständlich, 
wie er die Mittel, diesen Stand wieder zu heben und ihn den anderen 
Kategorien von Collegen in Bezug auf Honorirung gleich zu stellen, 
so geringschätzig beurtheilen kann. — Auch in den Bestrebungen, die 
Auswüchse des Specialistenthums zu beseitigen, sieht Rosen¬ 
bach Eingriffe in die individuelle Freiheit. Der praktische Arzt werde 
durch den Specialisten nicht geschädigt, der mit der Beschränkung des 
Arbeitsfeldes keine höhere Würde in Anspruch nehme (?). Auch das 
Ansehen des Specialisten würde sinken bei eintretender Vermehrung. 
Wird aber in demselben Verhältnis das Ansehen der Praktiker 
wieder steigen? Sicher nicht! „Special ist“ ist aber nach und nach 
zu einem Epitheton ornans geworden, indem, wie Rosenbach selbst sagt, 
die bisherige Entwickelung der Wissenschaft im specialistischen Sinne 
die Anschauung befestigt habe, dass die Wissenschaft und das Heil nur 
bei wenigen Bevorzugten zu finden sei. Diesen Titel wählt sich nun 
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Jeder selbst, und gar Mancher nur wegen des empfehlenden Beige¬ 
schmacks. Die Specialisten vergessen ferner oft, dass sie die Consiliarii 
xat l£o%rjv sind und die Patienten aus der Praxis eines praktischen 
Arztes nur mit dessen Zustimmung weiter behandeln sollen (auch in 
der Sprechstunde!). Wenn die Standesordnungen der unheilvollen 
Verschiebung der ärztlichen Erwerbsverhältnisse einen wirksamen Damm 
entgegensetzen, so verdienen sie nicht den Vorwurf schutzzöllnerisoher 
und zünftlerischer Bestrebungen, welche den „kleinen Mann“ doch nicht 
zu schützen im Stande seien. Eine „staatliche Abstempelung“ und einen 
„Schutzzoll auf den Import von Specialisten“ brauchen wir nicht zu 
verlangen. Dagegen erfordert es das Interesse des Publicums und des 
ärztlichen Standes, dass die praktischen Aerzte selbst in den wichtigsten 
Specialföchem auf der Universität unterrichtet werden, damit sie als 
tüchtige Hausärzte die Ueberweisung wirklich speciaiistischer Fälle 
wieder mehr in die Hand bekommen. Wenn der Specialist erst auf 
die Zuweisung von geeigneten Fällen durch die praktischen Aerzte 
allein angewiesen ist, dann brauchen wir ihm auch die Ausübung der 
allgemeinen Praxis nicht verbieten, und die Polikliniken hören von selbst 
auf, den Aerzten gefährlich zu werden. 

Bei den Bestrebungen nach einer richterlichen Gewalt über die 
Standesgenossen ist namentlich das Vorbild der Rechtsanwalts¬ 
ordnung der Ausgangspunkt einer energischen Opposition gewesen. 
Der ärztliche Verein in Frankfurt a. M. hat 1892 in dieser Angelegenheit 
ein Schreiben an die preussischen Aerzte gerichtet, das mit den auf 
vielen Aerztetagen bekundeten Anschauungen der Mehrheit der Collegen 
im Widerspruch steht. Die Analogie des Standes der Rechtsanwälte 
(Anwaltszwang) und des Standes der Aerzte (freie Berufsthätigkeit) wurde 
zunächst geleugnet. Privatärzte hätten keine öffentliche dienstliche 
Stellung und daher auch keinerlei disciplinare Verpflichtungen. Aus 
der Organisation der Anwaltsehrengerichte müsste der Staatsanwalt, der 
Richter und die Berufungsinstanz in die Organisation der ärztlichen 
Ehrengerichte übernommen werden. Die Berufspflichten der Aerzte 
würden nach dieser Analogie unter staatliche Aufsicht gestellt. 
Anklagen aus den Kreisen des Publicums würden massenhaft einlaufen, 
und selbst der gewissenhafteste und tadelfreieste Arzt könnte täglich ( 1 ) 
in die Lage kommen, dem Gerichte Rede stehen zu müssen, wodurch 
sein Ruf gefährdet würde. Unzulässige Reclame (Annonciren) und Aus¬ 
schreitungen der Concurrenz (Unterbieten) würden diese Gerichte nicht 
verhindern können. Das Verhalten des Arztes ausserhalb seines Be¬ 
rufes würde ebenfalls der Verfolgung ausgesetzt sein. Es sei nicht gleich¬ 
gültig, sich der Competenz eines Disciplinargerichtes zu unterwerfen. 
Ein solches Gericht entscheidet nicht, wue die ordentlichen Gerichte, 
nach feststehenden Normen und Gesetzen, sondern nach seinem Er¬ 
messen, und es seien ihm keine Grenzen gezogen bezüglich der Dinge, 
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welche es vor sein Forum ziehen wolle. Andererseits sei auch die 
Zahl der Coli egen, deren Ermessen man die Beurtheilung seines 
Verhaltens in- und ausserhalb des Berufes mit vollem Vertrauen an¬ 
heimgeben möchte, nicht sehr gross. Es wäre nicht unmöglich, dass 
der Recurs an den Oberverwaltungsgerichtshof oder an 
das Kammergericht in Berlin unter Zuziehung einiger Berliner 
Aerzte ginge. Wir würden aufhören, einen unabhängigen Beruf zu 
bilden. Die erstrebte Purificirung unseres Standes würde sich in 
Wirklichkeit reduciren auf eine Bestrafung oder Verhinderung einiger 
grober Ausschreitungen seitens solcher Aerzte, welche sich auch bisher 
ausserhalb unseres collegialen Verbandes gestellt haben. Ein derartiger 
Gewinn würde mit dem von uns geforderten Preis in gar keinem Ver¬ 
hältnis stehen. 

Darauf ist zu erwidern, dass eine gewisse staatliche Disciplinar- 
gerichtsbarkeit über Aerzte, „die eine öffentliche dienstliche Stellung 
nicht einnehmen“, bereits besteht (§ 5 der Verordnung vom 25. Mai 1887). 
Die Harmonie zwischen Arzt und Publicum wird am besten wieder her¬ 
gestellt und der willkürlichen Disciplinirung der Aerzte dadurch die Spitze 
abgebrochen, dass eine neue Me di ein al re form die Pflichten des 
Arztes genau fixirt. Eine gesetzliche Taxe muss das Unterbieten 
und Ueberfordem der Aerzte in Schranken halten. Auch in Bezug auf 
den Krankenkassenbetrieb müssen genaue Bestimmungen über Anstellung, 
Honorirung und Entlassung von Kassenärzten getroffen werden. Von 
einer lästigen Controlle der ärztlichen Pflichterfüllung durch die staatlichen 
Verwaltungsbehörden kann doch keine Rede sein, nachdem man sich 
seit 1845 schon für ä r z 1 1 i c h e Standesvertretungen geeinigt und in den 
meisten deutschen Staaten bereits Aerztekammern mit entsprechenden 
disciplinaren Befugnissen eingerichtet hat. Die staatliche Anerkennung 
setzt allerdings eine staatliche Oberaufsicht voraus, und es muss auch 
ein Appell an den Minister des Innern resp. des Cultus in Verbindung 
mit einem Aerztekammerausschuss vorgesehen sein. Eigenthümlich 
berührt die Angst einerseits vor dem Staatsanwalt und dem Richter¬ 
personal, dem man kein Verständniss für die ärztlichen Angelegenheiten 
zutraut, andererseits vor der Parteilichkeit der collegialen Ehrengerichte! 
Persönliche Eifersucht und Gehässigkeit, kleinliche Interessenpolitik, 
Terrorismus und Boycott müssen selbstverständlich ausgeschlossen sein, 
damit nicht Erscheinungen auftreten, welche Berlin und Gera gezeitigt 
haben. Ob die Organisation die durch die Deutsche Gewerbeordnung 
geschaffene Freizügigkeit in vollem Umfange aufrecht erhalten kann, 
muss noch einmal gründlich geprüft werden. Das Recht der Ver¬ 
weigerung ärztlicher Hülfe ist nur geeignet, den ärztlichen Stand 
in der öffentlichen Meinung in Misscredit zu bringen, und muss daher 
wieder einem wohlthätigen Zwange weichen, wogegen der Staat auch 
dem Arzte zu seinem Honorar verhelfen muss, wie er es dem Geist- 
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liehen, Richter etc. gegenüber thut. 1 ) Die ärztliche Praxis muss ab¬ 
hängig bleiben von einer technischen und sittlichen Quali- 
fication. Der Doctoreid muss wieder zu seinem alten Rechte 
kommen, und zwar nach Absolvirung des Staatsexamens (unentgeltlich!). 
Die Organisation muss sich an die Einrichtungen der übrigen Bundes¬ 
staaten anlehnen, damit eine möglichst einheitliche Vertretung der Standes¬ 
interessen der deutschen Aerzte geschaffen wird, die später als Grund¬ 
lage für eine Deutsche Aerzteordnung dienen kann. Die ärztlichen 
Standesinteressen dürfen mit den Interessen anderer Stände und mit 
gemeinnützigen Anstalten und Einrichtungen nicht collidiren (Allg. 
Landr. Theil II, Tit. 6, § 4). Eine Entziehung der Approbation 
darf auch fernerhin nur auf Grund des § 53 der Gewerbeordnung statt¬ 
finden. Dann aber muss dem betreffenden Arzte auch die Ausübung 
der Heilkunde ohne Gebrauch ärztlicher Titel verboten sein. Die 
noch zu erstrebenden Disciplinarbefugnisse werden hinaus¬ 
laufen auf Erinnerungen, Verwarnungen, Rügen, Geld¬ 
bussen, Befugnisse, welche in Braunschweig 1865, in Baden 1883 bereits 
auf dem Verordnungswege den ärztlichen Vertretungen ertheilt und in 
Oesterreich 1891, in Hamburg 1894 zum Gesetz erhoben worden sind. 
Der Ausschuss der preussischen Aerztekammern hat auch in diesem Sinne 
am 25. October 1892 nach eingehender Berathung dem § 5 der Aller¬ 
höchsten Verordnung vom 25. Mai 1887 eine Fassung gegeben, deren 
Wortlaut in No. 247 des „Aerztlichen Vereinsblattes“, Jahrgang 1892, 
abgedruckt ist. Unwürdiges Verhalten wird auch auf diese Weise gewiss 
nicht ganz aus der Welt geschafft werden können, aber die Möglich¬ 
keit der Ahndung und die einfache Entscheidung eines 
Streites bieten schon Garantien genug dafür, dass in den Aerzten 
das Standesbewusstsein wieder lebhafter wird und dieses 
auch auf das Publicum günstiger wirkt. Wenn sich die 
Disciplinargewalt ärztlicher Corporationen in diesen Grenzen hält, ist die 
Freiheit des ärztlichen Berufes in keiner Gefahr. Videant consules, 
ne quid detrimenti capiat — ars liberalis medicorum! 


x ) Hier können wir unserem verehrten Herrn Mitarbeiter nicht beistimmen; 
sowohl die Freizügigkeit als auch das Recht der Verweigerung ärzlicher Hilfe 
sind Errungenschaften, die wohl die überwiegend grosse Mehrzahl der deut¬ 
schen Aerzte nicht gesonnen ist, * wieder aufzugeben. Herr College Seidel 
geht hier unserer Ansicht nach viel zu w T eit. Im Uebrigen verweisen wir auf 
unsere Ausführungen weiter unten pag. 388. D. Red. 
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J. Hermann Baas, Die geschichtliche Entwickelung des ärztlichen 
Standes und der medicinischen Wissenschaften. Berlin 1896. 
Wreden’s Verlag, gr. 8. XI. 480 pp. 9 M. Referent: Pagel 
(Berlin). 

Verfasser des vorliegenden Werkes, Herr Medicinalrath Johann Her¬ 
mann Baas in Worms, ist den deutschen Aerzten durch eine ganze Reihe 
casuistisch-praktischer und populär - medicinischer Publicationen, besonders 
aber durch seinen verdienstvollen ,,Grundriss der Geschichte der Medicin und 
des heilenden Standes“ (Stuttgart 1876) gut bekannt. Nach dem Abschluss 
seines kleinen „Leitfadens der Geschichte der Medicin“ (Stuttgart 1880) und 
einer englisch-amerikanischen Ausgabe des genannten Grundrisses hat es Baas 
in seinem neuesten stattlichen Werke unternommen resp. unseres Wissens 
zum ersten Male zu Werke gebracht, eine lediglich der Geschichte des ärzt¬ 
lichen Standes in ihrem vollständigen Zusammenhänge und möglichst heraus¬ 
gelöst aus dem Rahmen der Universalgeschichte der Medicin gewidmete Dar¬ 
stellung zu liefern. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass, wenn Einer, 
gerade Baas in Folge seiner Beherrschung des Stoffes und Meisterschaft der 
Darstellungskunst zur Lösung dieser immerhin nicht ganz leichten Aufgabe 
besonders berufen war. 

Was Alles speciell in das Gebiet einer standesgeschichtlichen Betrachtung 
gehört, ist bekannt. Ausser den hauptsächlichsten Phasen, aber auch nur 
diesen, in der wissenschaftlichen Genese der Medicin rechnen w r ir dazu vor 
Allem die Geschichte des medicinischen Unterrichts, die bekanntlich durch 
Puschmann vor einigen Jahren (1889) eine vorzügliche Bearbeitung erfahren 
hat, das Verhältnis der Medicin und ihrer Vertreter im und zum Staate, zum 
Publicum, zu den übrigen Wissenschaften und Künsten, die Beziehungen der 
Aerzte zu einander, also Alles, was Vor- und Ausbildung, den Beruf und die 
Stellung des Arztes in den verschiedenen Ländern und Zeiten sensu strictiori 
betrifft, Honorarverhältnisse, Taxen, Collegialität, Medicinalgesetze, Medicinal- 
beamtenwesen, öffentliche medicinische Einrichtungen, Hospitalpflege, Militär- 
medicin, Vereine und Gesellschaften, ärztliche Ethik, besondere thera¬ 
peutisch-praktische Richtungen, Aftermedicin und Pfuscherthum, verschiedene 
Curiositäten, mit einem Worte gewisse, zum Theil äusserliche, mehr, wenn 
man so sagen darf, zur medicinischen Culturhistorie gehörige Dinge, die 
naturgemäss selbst in einem grösseren Lehrbuch der Geschichte nur en 
passant und stiefmütterliche Berücksichtigung finden können und dort zurück¬ 
treten müssen hinter der pragmatischen und literarischen Darstellung der 
eigentlichen Entwickelungsgeschichte der Wissenschaft. Alles dies hat Baas 
in seinem neuesten Werk in systematischem Zusammenhänge und, wie 
gleich vorweg bemerkt werden darf, nach guter und klarer Disposition be¬ 
handelt und damit eine entschieden bislang vorhanden gewesene literarische 
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Lücke ausgefullt. Wenn er nun gleichsam als Appendix [nach dem Titel des 
Buches] auch die einzelnen Disciplinen selbst und deren Entwickelungsgang 
mit in den Kreis seiner Betrachtungen gezogen, ja, wie es Referenten scheint, 
diesen hier und da etwas breiteren Spielraum gewährt hat, als man von vorn¬ 
herein erwarten durfte, so sucht er das in der Vorrede mit dem von ihm 
vertretenen Princip zu rechtfertigen, dass seiner Ansicht nach „auf diesem 
Wege die Einsicht in das genetische Geschehen resp. in die jeweils erreichte 
Entwickelungshöhe der Medicin als Kunst und Wissenschaft am besten er¬ 
möglicht wird; denn jede gegebene Entwickelungsstufe ist ja natürlich stets 
bedingt durch den erlangten Bildungsgrad, das Ansehen etc. der vorhandenen 
Aerzte, ihrer Schöpfer etc.“ Hiergegen lässt sich denn doch Manches 
einwenden. Leider hat unser Stand, das Können, ethische Verhalten, die 
Werthschätzung der Aerzte nach aussen durchaus nicht immer sich parallel 
mit der Höhe der Wissenschaft gehalten. Vielfach sind die Vertreter der 
letzteren geradezu isoliert gewesen. Schon Galen, den wir gewiss Alle als 
Heros verehren, musste darüber Klage führen, dass die Aerzte seiner Zeit 
sich nicht viel von — Räubern unterschieden. Nicht selten sind die Männer 
der Wissenschaft von dem gemeinen Haufen gewisser Praktiker aus purem 
Neid todtgeschwiegen, geschmäht worden, so dass beispielsweise ein Mann 
wie Harvey in Folge seiner berühmten Entdeckung resp. ihrer Veröffentlichung 
fast um seine ganze Praxis kam. Und dies Beispiel steht nicht vereinzelt da. 
Auch ein Blick auf die heutige Zeit, wo an dem recht bedeutenden „Höhen¬ 
grad“ unserer Wissenschaft und Kunst kein Vernünftiger zweifelt, lehrt, wie 
gerade recht niedrige Gesinnung neben und trotz den grossen Errungenschaften 
der modernen Medicin bei vielen Aerzten Platz gegriffen hat und selbst noch 
von einem nicht geringen Bruchtheil der rite vor- und ausgebildeten „Collegen“ 
mystische und leider geradezu an Schwindel streifende Richtungen der Therapie 
lucri causa vertreten werden. Dem gegenüber gefällt uns die p. 239 gegebene 
Definition des Begriffes „Standesgeschichte“ viel besser. Diese Stelle ist sp 
trefflich, dass wir den Lesern dieser Zeitschrift einen Dienst zu erweisen 
glauben, wenn wir sie hier wörtlich wiedergeben. Gleich zu Beginn der 
Schilderung des 17. Jahrhunderts bemerkt Baas: „Die Geschichte des ärzt¬ 
lichen Standes im Allgemeinen ist, wie die eines jeden anderen Berufsstandes, 
die Geschichte des Bildungsganges, des Daseins und Wirkens jener zahlreichen 
Tausende, welche für die Nachwelt eine eigene Bedeutung nicht erlangt haben, 
immerhin aber den Untergrund und das Milieu bildeten, aus dem einerseits 
die Hunderte hervorgingen, welche in fleissiger und redlicher Arbeit Einzelnes 
und Kleineres zu den Fortschritten der Wissenschaft und des ganzen Standes 
beigetragen haben, und aus denen andererseits jene wenigen und seltenen 
Geister hervorragen, welche Dauerndes und nachwirkend Grosses in der 
Medicin geleistet haben, d. h. jene grossen Wahrheiten entdeckten, welche zu 
Marksteinen in der Wissenschafts- und Menschheitsentwickelung wurden. Die 
fleissigen Arbeiter pries nicht selten ihre Zeit, und die Geschichte bewahrt we¬ 
nigstens ihre Namen, die grossen Wahrheitsfinder aber, von ihren Zeitgenossen 
oft verkannt, ja verfolgt, weil sie nicht verstanden wurden, legten allein die 
Saat der Zukunft in den Boden der Wissenschaft und drückten der Nachwelt 
den Stempel ihres Geistes auf. Sie bestimmen den Werth einer Epoche für 
den Gang der Wissenschaft.“ Trotz der Verquickung von eigentlicher Standes- 
mit der Wissenschaftsgeschichte wollen wir uns das Buch in seiner jetzigen 
Gestalt gern gefallen lassen und dem Verfasser dafür dankbar sein, dass er 
offenbar die löbliche Absicht gehabt, resp. die Gelegenheit benutzt hat, die 
allemeuesten historischen Forschungsergebnisse zu verwerthen, die in seinem 
früheren „Grundriss“ gemachten Mittheilungen daraufhin zu ergänzen, zu be¬ 
richtigen, zu erweitern und so quasi einen Grundriss redivivus oder renovatus, 
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wenn auch in vollständig umgekehrter und viel präciserer Redaction bezw. ein 
Lehrbuch der medicinischen Geschichte zu schaffen, das ganz auf der Höhe 
der Zeit steht. Denn gerade Geschichtsbücher veralten bei dem rasenden 
Tempo, das Medicin und Naturwissenschaften in den jüngsten Decennien an¬ 
genommen haben, schnell, auch auf dem engeren historischen Felde ist die 
exacte Forschungsthätigkeit reger geworden und manches schöne, nicht er¬ 
wartete Resultat zu Tage gefördert. Vielleicht hätte Baas gut daran gethan, 
im Einzelnen noch ausführlicher derjenigen Männer zu gedenken, die sich 
direct und indirect mehr um die äussere Hebung des Standes, um das Wohl 
und Gedeihen desselben in repräsentativer und materieller Beziehung verdient 
gemacht haben, ihre daraufhin abzielenden Bestrebungen besonders hervor¬ 
zuheben, und bei den literarischen Hinweisen die auf Hodegetik und ärzt¬ 
liche Ethik bezüglichen Schriften markanter dem Leser vor Augen zu fuhren. 

Die Eintheilung, die Verfasser seiner Darstellung zu Grunde legt, ist die 
in allen Lehrbüchern der Geschichte übliche: Alterthum, griechische, römische, 
mittelalterliche resp. arabische Medicin und diejenige der Neuzeit, geordnet 
nach den einzelnen Jahrhunderten (vom 16. an). Einen grossen Vorzug auch 
dieses neuesten Baas’schen Buches bildet der Umstand, dass der „Urmedicin“ 
resp. der Medicin bei den Naturvölkern ein eigenes, höchst interessant ge¬ 
schriebenes Capitel, das erste des Buches, gewidmet ist. Bekanntlich rührt 
die erste selbständige und zusammenhängende Darstellung dieses Gegen¬ 
standes von unserem Anthropologen Max Bartels her. Baas hat jedoch dies 
Werk nicht benutzt, sondern sich im Wesentlichen unter Heranziehung der 
schon im Grundriss vorhandenen Mittheilungen auf die Berichte von Reisenden 
gestützt. Bei der ägyptischen Medicin,’ bei der Verfasser in der glücklichen 
Lage war, den inzwischen vollständig verdeutschten Papyrus Ebers heran¬ 
zuziehen, hätte neben den Ebers, Lieblein, v. Oefele u. A. auch Joachim’s 
Namen schon im Text (nicht erst in dem gänzlich ungeordneten hinten an¬ 
gehängten Litteraturverzeichniss) eine mentio honorifica verdient. Von einer 
talmudischen Medicin zu sprechen ist Unsinn; es existirt keine Medicin des 
Talmuds, wie jeder Sachverständige weiss und erst kürzlich wieder College 
J. Preuss (nicht Preiss, wie durch einen Druckfehler p. 475 in den nach¬ 
träglichen Zusätzen zu lesen ist) in einem gediegenen Aufsatz in Virchow’s 
Archiv betont hat. Der Talmud hat mit der Medicin so wenig oder so viel 
als der Codex Justinianus zu thun oder meinetwegen auch die Kirchenväter. 
Bei der mittelalterlichen Chirurgie, speciell der französischen Schulen hätten 
die neuesten Studien von E. Nicaise vielleicht eingehendere Berücksichtigung 
verdient, bezüglich Hohenheims die gediegenen Forschungen von Karl 
Ludhoff (aus Hochdahl bei Düsseldorf). Der jüdische Apostat und Leibarzt 
des Papstes Benedict XIII. Hieronymus de Santa Fe (cfr. p. 144) hiess als 
Jude nicht Harlocki, sondern Lorki. Das 19. Jahrhundert hat Verfasser nur 
nebensächlich und implicite beim 18. behandelt. Referent bedauert das. 
Gerade von der Entwickelung, wie sie der Aerztestand, besonders in Deutsch¬ 
land, im laufenden Jahrhundert durchgemacht hat, interessirt so Manches, 
was bereits der Geschichte angehört. Vieles kann als abgeschlossene That- 
sache gelten, beispielsweise die Schaffung und Einrichtung des Reichs¬ 
gesundheitsamtes, die Stiftung des deutschen Aerztevereinsbundes u. A.; zum 
Theil hätte auch die Medicinalreformbewegung, wie sie bereits seit 1848 in 
Fluss ist, trotzdem sie noch keinen befriedigenden Verlauf genommen hat, die 
Neuregelung und Organisation des medicinischen Unterrichts- und Prüfungs¬ 
wesens, die Gewerbefreiheit etc. Erwähnung verdient. 

Dass Verfasser mit besonderer Vorliebe bei den die Augenheilkunde 
betreffenden Partieen verweilt, wollen wir dem Augenarzt Baas zu Gute halten. 
Auch hier erweist er sich übrigens als ein selten belesener und litterarisch 
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kundiger Autor. Weniger kann Referent es billigen, dass Baas ephemere 
Pfuscherexistenzen, Namen wie Kneipp, Ernst Mahner (wer ist Emst Mahner?), 
Tagesereignisse, wie die Vorgänge im Alexianerkloster, w r enn auch nur paren¬ 
thetisch und andeutungsweise erwähnt. Das erscheint mit der Würde eines 
wissenschaftlichen Werkes nicht vereinbar; späteren Generationen werden 
die betreffenden Stellen des Buches resp. die knappen Andeutungen, die da 
gemacht werden, nicht recht verständlich sein. Referent ist durchaus nicht 
so illiberal und zünftlerisch gesinnt, um nicht auch gegenüber dem Dilettan¬ 
tismus in der Medicin resp. der Laienmedicin volle Gerechtigkeit walten zu 
lassen; aber es heisst doch wohl über das Ziel hinausschiessen und Männern 
wie Kneipp, Schroth u. A. unverdiente Ehre erweisen, wenn man sie in einem 
historischen Werk erwähnt; diese Aftergestalten gehören in ein Werk von 
dem wissenschaftlichen Charakter, wie Referent dem Baas’schen hiermit vin- 
diciren möchte, nicht hinein. Das Bestreben, gewisse Repräsentanten, Rich¬ 
tungen und Ereignisse der Vergangenheit durch Parallelisirung mit Vorgängen 
der Gegenwart dem Verständnisse näher zu fuhren, ist gewiss an sich sehr 
löblich und dankenswerth, lässt sich aber gut ohne nomina odiosa realisiren. 

Doch genug der Monita! Sie können dem Werth des Ganzen keinen 
Eintrag thun. Wir haben Alles in Allem genommen ein Werk vor uns, bei 
dem nicht bloss die Materie selbst interessirt, sondern das auch wegen der 
ausserordentlich präcisen Fassung, der lebendigen und fesselnden, stellenweise 
eleganten Darstellung ein reizvolles Lesebuch mit allen Charakteren gediegener 
Wissenschaftlichkeit und eine wirkliche Bereicherung der raedicinisch-histori- 
schen Litteratur bildet, zu der wir uns beglückwünschen können. 

Dass das Buch viel gekauft und gelesen wird, wollen wir zur Ehre unserer 
Collegen hoffen. Aber wir hoffen noch mehr! Wir versprechen uns davon 
nicht bloss Belehrung für die Leser, sondern dass es auch eine Stimme des 
Predigers sein, dass es eine Art von erziehlicher Wirkung auf die modernen 
und namentlich die jüngeren Praktiker ausüben, dass es ihnen die Wege 
zeigen werde, die der Einzelne wie die Gesammtheit zum Heile des Standes 
einzuschlagen haben, dass es ihnen vorfuhren werde das Eine, was noth thut: 
nämlich dass der ganze deutsche Aerztestand sich wie ein Mann durch das 
geistige Band der Berufsgemeinschaft zusammengehalten fühle, geschützt gleich¬ 
sam durch ein Gebäude, in dem eine solide wissenschaftliche und künst¬ 
lerische Ausbildung den Boden, genügender staatlicher und materieller Schutz 
die Decke und eine straffe, alle Glieder umfassende Aerzteordnung bezw. 
eine die Ausmerzung der faulen Elemente ermöglichende Disciplin die Wände 
bilden. 


Ans der Aerztlichen Sachverständigen-Zeitung: 

1. Die Mitwirkung der ärztlichen Sachverständigen 
bei gerichtlichen Entscheidungen. Von Dr. B. Hilse- 
Berlin, Kreisgerichtsrath (No. 13). 

2. Die sogenannte „Moral Insanity“ und der prak¬ 
tische Arzt. Von Dr. P. Näcke■ Hubertusburg (Sachsen), 
Oberarzt (No. 13). 

3. Der Process Mellage und die psychische Ausbil¬ 
dung der ärztlichen Sachverständigen. Von Dr. Martin 
Brasch-Berlin, Nervenarzt (No. 14). 
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4. Körpermessung und Lebensversicherung. Von Dr. Flor¬ 
schütz-Gotha, Physicus a. D. (No. 15). 

5. Bestimmungen über die Arbeitszeit der Eisenbahn¬ 
angestellten. Von Dr. Braehme r-Berlin (No. 16). 

6. Die gerichtsärztliche Beurtheilung der körper¬ 
lichen Entstellung. Von Dr. Israel-Medenau (Ostpreussen), 
Kreisphysicus. Referent: Ascher (Bomst). 

1. Wenn auch durch das heutige Processrecht das Gericht nach seiner 
freien, aus dem Inbegriff der Verhandlungen geschöpften Ueberzeugung ent¬ 
scheidet, so ist dadurch die Bedeutung des Sachverständigengutachtens durch¬ 
aus nicht abgeschwächt, da im Gegentheil die Fachkenntnisse durch Klärung 
der Streitfrage eine Bedingung für das Urtheil bilden. Letzteres soll ja die 
Wechselbeziehungen zwischen den ermittelten Thatumständen und den 
geltenden Rechtsgrundsätzen herstellen. Da nun aber je nach der Streitfrage 
— ob es sich um Sühne einer Schuld oder um Entschädigung handelt — der 
Strafrichter bezw. der Processrichter zu verschiedener Würdigung der Beweise 
in abweichenden Endergebnissen kommen können, hat der Sachverständige 
auch die unscheinbarsten Erscheinungen zu berücksichtigen. Das durch die 
socialpolitische Gesetzgebung bewirkte Streben der Arbeiter nach Schadlos¬ 
haltung für jede Erwerbseinbusse fördere die Simulation, erschwere dadurch 
die Thätigkeit des Sachverständigen und werde durch die „so ausserordent¬ 
lich milde“ Rechtsprechung des Reichsversicherungsamtes unterstützt, das 
sich durch seine Auffassung über Zwecke und Ziele der Arbeiterversicherung 
oft in einen Gegensatz zu den ordentlichen Gerichten, also auch dem Reichs¬ 
gericht, bringe. Während das Reichsgericht entschieden hätte, dass der Ent¬ 
schädigung Fordernde (auf Grund des Haftpflichtgesetzes vom 7. Juni 1871) 
sich eventuell einer wenig gefahrvollen Operation zu unterziehen hätte, über¬ 
lasse es das Reichsversicherungsamt dem Verletzten, „ob er die erforderliche 
Kraft zur Duldung eines operativen Eingriffes sich zumuthen, den Gefahren 
eines solchen sich zu unterziehen, insonderheit die Verstümmelung durch 
Entfernung von Gliedmaassen sich gefallen lassen wolle“. — Hier irrt sich der 
Verfasser. Die entsprechende Entscheidung (ich citire nach Golebiewski: Aerzt- 
licher Commentar zum Unfallversicherungsgesetz etc.): „Die Verletzten sind 
nicht verbunden, Operationen an sich vornehmen zu lassen, die — in den Be¬ 
stand oder die Unversehrtheit des Körpers eingreifen, oder die, 
wie jede die Chloroformirung erheischende Operation, nicht ohne 
Lebensgefahr vorgenommen werden können“ — Gründe, denen kein Sach¬ 
verständiger seine Anerkennung versagen kann, so wenig wie den weitaus 
meisten anderen Entscheidungen des Reichsversicherungsamtes. 

Aus diesen verschiedenen Auffassungen ergeben sich auch zusammen 
mit den verschiedenen Zielen der betreffenden Gesetze die Differenzen zwischen 
den Gerichten und dem Reichsversicherungswesen. Der Arzt wird sich jedoch 
nach unserer Auffassung streng an die Beantwortung der ihm vorgelegten 
Fragen halten und principielle Erörterungen vor Gerichten vermeiden. Doch 
soll an dieser Stelle nicht verschwiegen werden, dass, wenn es eine Ver¬ 
schiedenheit in der Auffassung von Rechtsgrundsätzen in dieser Frage giebt, 
wir Aerzte in unserer überwiegenden Mehrheit auf der Seite des in unserem 
Sinne sehr sachverständig urtheilenden Reichsversicherungsamtes zu finden 
sein werden. Wir wollen auch nicht vergessen, dass, während es sich früher 
bei Entschädigung eines gesundheitlich bedingten Erwerbsausfalles um frei- 
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willige, humanitäre Acte handelte, der Arbeiter jetzt ein Recht — Arbeiter¬ 
recht — darauf hat. 

2. Die „Moral Insanity“ ist keine specifische Krankheit, sondern nur eine 
Abart des Schwachsinnes, allerdings unter starkem Zurücktreten der intellec- 
tuellen Störungen. Bei Intelligenzdefecten kommen diese Kranken ja bald 
in das Irrenhaus; sind sie aber, wie das häufig vorkommt, „durchtrieben 
oder „gescheut“, so können sie viel Unglück über ihre Familie bringen, bis 
sie richtig erkannt werden. Das Letztere ist aber von eminenter Wichtigkeit 
in der Praxis; es wird erleichtert durch das Auffinden geistiger und körper¬ 
licher Entartungszeichen. Zu der oft sehr schweren Unterscheidung von 
schlecht erzogenen, verlotterten Elementen ist die genannte Kenntniss der 
Anamnese und die Beobachtung während längerer Zeit womöglich in einer 
Anstalt nöthig. Es wird deshalb Aufgabe des Arztes, namentlich des Haus¬ 
arztes sein, möglichst frühzeitig die Ueberfiihrung in eine Irrenanstalt, im 
anderen Falle die Unterbringung in eine geeignete Erziehung zu veranlassen. 

3. Aus den Verhandlungen und den Erörterungen über den Process Mellage 
zieht Brasch den Schluss, dass an allen deutschen Landesuniversitäten, 
wer keine psychiatrischen Kliniken bestehen, solche unverzüglich zu errichten 
seien, dass die klinische Psychiatrie zum obligatorischen Prüfungsgegenstand 
des ärztlichen Staatsexamens erhoben werden müsse und dass Physicats- 
examinanden den Nachweis zu erbringen hätten, dass sie mindestens ein Jahr 
als Hülfsärzte an einer öffentlichen Irrenanstalt fungirt hätten. 

4. Die Wichtigkeit der Körpermessung wird, nach Ansicht Florschütz’, 
von den praktischen Aerzten nicht genügend gewürdigt, und doch ist jene 
für die Entscheidung des Bankarztes über die Aufnahme in eine Lebens¬ 
versicherung oft geradezu ausschlaggebend. Auch die medicinische Wissen¬ 
schaft ist an dieser Vernachlässigung schuld. Daher ergeben sich oft ganz 
widersprechende Ansichten über den Allgemeinzustand. 

5. Ungebührliche Länge der Arbeitszeit bei den Eisenbahnbeamten ge¬ 
fährdet die Sicherheit des Betriebes. Von 65 dadurch in acht Jahren ver¬ 
ursachten Unfällen in England hatte die London- und North-Westem-Eisenbahn 
mit den relativ besten diesbezüglichen Einrichtungen nur zwei zu beklagen. 
Braehmer bespricht die Functionen der einzelnen Beamten, die Bestimmung 
über die Arbeitszeit in den einzelnen Ländern und verlangt für das Maschinen¬ 
personal eine tägliche Arbeitszeit von 10—12, eine monatliche von 270—374. 
eine jährliche von 3105—3726 Stunden und für das übrige Personal eine solche 
von 12—14 bezw. 324—378 bezw. 3726—4347, sowie zur wirksamen Durch¬ 
führung dieser Bestimmungen staatlich bestellte Commissäre mit Vollzugs¬ 
und Strafgewalt. 

6. Eine erschöpfende Zusammenstellung der Litteratur und der Ent¬ 
scheidung der höchsten Gerichtshöfe über die Frage der körperlichen Ent¬ 
stellung giebt der Verfasser, auf die wir für gegebene Fälle verweisen möchten, 
da eine nur kurze Inhaltsangabe ohne Interesse wäre und auch eine längere 
der Bedeutung des Themas nicht gerecht w r erden würde. 
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1. Dr. W. Keil - Bücksheim, Die Cardinalmittel der Heilkunst 

(Separatabdruck der „Hygieia“). Stuttgart, R. Zimmer’s Verlag (Emst 
Mohrmann) 1895. 

2. Dr. Ziegelroth, Die Nervosität unserer Zeit, ihre Ursachen 
und Abhilfe. Eine social-hygieinische Studie. Stuttgart, R. Zimmer s 
Verlag (Emst Mohrmann) 1895. Referent: A. Eulenburg (Berlin). 

Die beiden angezeigten Schriften sind von ärztlichen Vertretern der 
sogen. Naturheilmethode verfasst — ein Umstand, der uns von vornherein 
keineswegs zu ihren Ungunsten stimmt, im Gegentheil, wenigstens so weit es 
sich um therapeutische Anwendungen handelt, eher für sie günstig beeinflusst. 
Freilich dürfen wir mit vollem Rechtsanspruch verlangen, dass, w f ie weit 
auch die therapeutischen Wege im Einzelnen aus einander streben, sie doch 
alle von dem gleichen und gemeinsamen Ursprungscentrum einer modem¬ 
wissenschaftlich geläuterten pathologisch - klinischen Anschauung ausgehen. 
Wer mit uns diesen Ursprung theilt und wer mit uns ganz auf diesen Boden 
sich stellt, den werden wir unter allen Umständen als den Unserigen be¬ 
trachten dürfen, mögen ihn seine auf wandelbarer und zufälliger Einzelerfahrung 
beruhenden therapeutischen Anschauungen früher oder später zum recht¬ 
gläubigen Polypraktiker oder zum Skeptiker, zum Verehrer und Freund 
vorzugsweise pharmaceutischer oder physiatrischer Heilbestrebungen, zum 
Psychotherapeuten oder meinetwegen — das grosse Wort ist heraus — zum 
Anhänger der Homöopathie machen. Es fuhren viele Wege nach Rom oder 
zum Mekka der Kranken, und jeder Weg, der zum Ziele führt, soll uns will¬ 
kommen — jeder Wandler darauf soll uns genehm sein; vorausgesetzt aber, 
dass er den wissenschaftlichen Ausgangspunkt festhält, und — selbstverständ¬ 
lich — dass wir der ehrlichen Ueberzeugung bei ihm völlig gewiss sind. 

Von diesem Standpunkte können wir die erste oben angezeigte kleine 
Schrift (den Wiederabdruck einer zuvor in der trefflich redigirten „Hygieia“ 
erschienenen Abhandlung) fast unbedingt anerkennen. Der Verfasser bespricht 
eingehend die von ihm als „Cardinalmittel“ bezeichneten Heilfactoren: 
regelrechte Ernährungsweise, Luft, Bewegung und Wasser; 
und er kommt zu dem Schlüsse, dass uns hier so wichtige Potenzen zur Er¬ 
haltung der Gesundheit und Befreiung von Krankheit zur Verfügung gestellt 
seien, wie es sonst keine giebt und „mit denerifder Arzt Alles vermag, was 
nur irgend zu ermöglichen ist“. Auch gegenüber den Volkskrankheiten, ins¬ 
besondere der socialen Krankheit der Scrophulose und Tuberculose seien 
damit die stärksten überhaupt zu erlangenden Waffen gegeben. Wir werden 
diese Anschauungen vielleicht als nicht frei von Einseitigkeit und in ihrer allzu 
wreiten Ausdehnung als gar zu optimistisch ansprechen dürfen — können ihnen 
aber innerhalb eines ziemlich gross bemessenen Krankheitsgebietes die re¬ 
lative Berechtigung nicht versagen und fühlen uns jedenfalls im Sinne un¬ 
befangener und vorurtheilsloser ärztlicher Beobachtung zu ihnen mehr hin¬ 
gezogen als zu der gegensätzlichen arzneilichen Vielgeschäftigkeit und den 
mit allen Hülfsmitteln moderner Reclametechnik in die Welt gesetzten 
Schöpfungen eines unter Concurrenzhochdruck fabricirenden pharmaceutisch- 
chemischen Industrialismus. 

Weniger günstig können wir über die zweite Schrift (eines Assistenz¬ 
arztes der bekannten Lahmann’schen Anstalt) urtheilen. Ton und Haltung sind 
nichts weniger als ernst wissenschaftlich, sie verfallen vielfach in’s Scurrille, 
ja Abgeschmackte; und ich weiss nicht recht, wem mit so sclnvachfüssigen 
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Auseinandersetzungen, wie sie namentlich die ersten Capitel (über Neurasthenie 
und Hysterie, Einfluss der Psyche, Hypnotismus und Suggestion, Degenerations¬ 
philosophie, sociale Frage, Erblichkeit u. s. w.) bieten, eigentlich gedient sein 
soll. Den Aerzten doch sicher nicht? — und*gegen die Absicht einer „popu¬ 
lären“ Beschreibung von allerlei Nervenkrankheiten verwahrt sich ja der 
Verfasser in der Vorrede ausdrücklich. Erfreulicher ist die die speciellen 
physiatrischen Methoden kurz erörternde zweite Hälfte, namentlich dem über 
Hautpflege und Ernährung Gesagten wird man vielfach gern zustimmen und 
vielleicht noch mehr den Bemerkungen über den Missbrauch der Genussmittel 
(Alkohol, Tabak und Morphium). Das Schlusscapitel enthält eine etwas über¬ 
schwänglich gerathene Lobpreisung des Rikli’schen Sonnenbades oder „Licht¬ 
luftbades 4 . 


Austin Flint, The coming role of the medical profession in the 
scientific treatment of crime and criminals. The New York 
Med.-Journ. Oct. 19. 1895. Referent: Placzek (Berlin). 

Eine sehr schätzenswerthe Arbeit, welche, wenn des Verfassers Ziele 
auch nur unvollkommen erreicht werden, nur von Neuem uns mahnend be¬ 
weist, wie der Schnellschritt des amerikanischen Culturvolkes das alternde 
Europa überholt. Obwohl LombroSo’s geistvolle Theorien, mögen sie auch 
übers Ziel hinausschiessen, die Juristen etwas unsanft aus ihrer Erstarrung 
wachrüttelten, obwohl sie das angestammte Dogma von der menschlichen 
Willensfreiheit ganz bedenklich erschütterten, was ist die Folge? Entweder 
verschliessen die Juristen einfach die Augen vor der unaufhaltsam nahenden 
Ideenrevolution auf strafrechtlichem Gebiete oder glauben an wohlfeilem Spott 
sich genügen lassen zu können. Und doch gesteht unser bedeutendster 
deutscher Strafrechtslehrer, dass das herrschende Strafsystem sich macht- 
los gegen das Verbrechen erwiesen hat. Die Zahl der Verbrechen wächst 
fortdauernd. Nach einem neuen Bericht der „Ohio Board of State Charties“ 
geben die Bürger der Vereinigten Staaten jährlich 59 Millionen Dollars für die 
Rechtspflege, die Polizei, die Gefängnisse und die Besserungshäuser aus, 
und mit vollem Rechte sagte der Präsident des Nationalen Gefängnisscongresses 
der Vereinigten Staaten: Zweifellos giebt es viele wuchtige, die Allgemeinheit 
erregende Fragen: das Land kann bestehen und gedeihen unter Freihandel 
oder Zollsystem, unter Bimetallismus oder Monometallismus, unter Demo¬ 
kraten oder Republicanem, doch es kann nicht existiren bei wachsender 
Verbrechenzahl, bei einem demoralisirten Volke.“ Eine deutliche Sprache 
sprechen die Zahlen von 1850 und 1890. Im ersten Jahre kam ein Gefangener 
auf 3442 Bewohner, im Jahre 1890 ein Gefangener auf 757. 

Angesichts dieser unleugbaren Thatsache hält Flint es dringend geboten, 
mit dem alten Strafprincip der Rache zu brechen und zu einer wirklichen 
Behandlung des Verbrechers überzugehen. Hierzu bedarf es zunächst einer 
sorgfältigen Diagnostik seines Zustandes. Ist diese auf Grund der Persön¬ 
lichkeit und der That des Verbrechers nicht klar zu stellen, muss der Aufent¬ 
halt im Gefängniss und „Reformatorium“ wirksam ergänzend eintreten, um 
seine Einreihung in die Rubriken: „Verbrechen aus Leidenschaft, Gelegenheits¬ 
verbrecher, geborener Verbrecher, Gewohnheitsverbrecher, verbrecherischer 
Geisteskranker“ zu ermöglichen. Zur Erreichung dieses Zieles der Verbrecher¬ 
diagnostik und weiter einer entsprechenden Behandlung führt uns ein Weg, 
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die unbestimmte Verurtheilung. Das Strafmaaes soll nicht genau fixirt werden. 
Schon heute gestattet das Recht des Staates New-York die Verwirklichung 
dieser Doctrin, und zwar in dem folgenden § 74: 

„Wenn eine männliche, über 16 Jahre alte Person eines Verbrechens 
überfuhrt wird, welches mit Gefangniss bestraft wird, so kann der Gerichts¬ 
hof, welchem das Recht der Urtheilssprechung zusteht, anstatt eine bestimmte 
Haftzeit zu fixiren, diese durch eine unbestimmte Frist mit Minimal- und 
Maximalgrenze ersetzen, nur darf die letztere nicht die für das Vergehen 
höchstmögliche überschreiten, die erstere nicht unter der geringsten Strafe 
bleiben. 

Für jedes Gefangniss existiren Besuchscommissionen, welche aus dem 
Oberleiter des Staatsgefängnisses, einem Friedensrichter, einem Caplan, Arzt 
etc. bestehen. Vor diesen darf jeder Gefangene erscheinen und um seine 
Entlassung bitten. Die Commision hat das Recht, diese zu gewähren, wenn 
sie der Ansicht ist, der Gefangene werde fortan ein anständiges Leben führen. 
Sie kann die ehrenwörtliche Versicherung verlangen, wenn sie des Gefangenen 
nicht ganz sicher ist. Andere Bestimmungen sorgen dafür, dass der Ge¬ 
fangene, der sein Ehrenwort bricht, zu jeder Zeit vor Ablauf des höchst¬ 
bemessenen Urtheils dem Gefangniss wieder überliefert werden kann.“ 

Sollte diese Urtheilsmöglichkeit, wie sie dieses Gesetz gestattet, von 
den Richtern gebührend beachtet werden, so wäre die vernünftige Behandlung 
der Verbrecher sehr gefördert. 

Jedes Gefängniss sollte ferner ein Reformatorium haben, um die Besserungs¬ 
fähigen von den Unverbesserlichen trennen zu können. Letzteren gegenüber 
gewähren folgende treffliche Bestimmungen des New-Yorker Strafrechts einen 
ausreichenden Schutz: 

„690. Gewohnheitsverbrecher. Wird Jemand eines Verbrechens überfuhrt, 
der in diesem Staate bereits wegen eines anderen Verbrechens verurtheilt 
wurde, oder wird jemand wegen eines Vergehens verurtheilt, der bereits 
fünfmal in diesem Staate wegen eines Vergehens verurtheilt wmrde, so kann 
er von dem Gericht ausser der ihm zukommenden Bestrafung für einen Ge¬ 
wohnheitsverbrecher erklärt werden. 

691. Der Gewohnheitsverbrecher untersteht der fortwährenden Beauf¬ 
sichtigung seitens der Gerichtsbehörden seines Aufenthaltsbezirks und der 
Armenräthe seines Aufenthaltsortes, in gleicher Ausdehnung wie der Minder¬ 
jährige den Eltern oder dem Vormunde. 

692. Der Gouverneur kann ihn begnadigen und so ihm das Mal des 
Gewohnheitsverbrechers nehmen; trotz solcher Begnadigung tritt das erste 
Urtheil aber bald wieder in Kraft, wenn er eines neuen Verbrechens sich 
schuldig macht.“ 

Gestatten solche Gesetze schon eine treffliche Classification der Ver¬ 
brecher, eine Aenderung der Besserungsfähigen und einen Schutz gegenüber 
den Unverbesserlichen, so ist andererseits nicht zu verkennen, dass der Arzt 
in Zukunft zur Erreichung dieses Zieles bedeutend mitwirken wird. Laurent 
sagt: „Der Arzt sollte sein der Freund und Forscher bei dem Verbrecher, 
wie er es bei dem Irren ist; er sollte unterscheiden können den Alkoholiker, 
Epileptiker, Irren, Vagabunden und moralisch Irrsinnigen. Das Gefangniss 
kann Gefangniss bleiben und doch entsprechend den Resultaten der Criminal- 
anthoprologie umgew r andelt werden.“ 

• Die reformatorische Behandlung der Verbrecher muss nur Aerzten ob¬ 
liegen, deren Mission es ja ist, Leiden zu lindern und Gesundheit und Leben 
zu schützen. Sehr ermuthigend klingen die bemerkenswerthen Resultate, 
welche, wie Flint aus eigener praktischer Erfahrung mittheilen konnte, Ver- 
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wirklichung des reformatorischen Behandlungssystems bereits erzielte, 78,5 °/ 0 
waren nicht rückfällig geworden. 

Die Vereinigten Staaten begannen die praktische Reformirung des Ge- 
fangnisswesens im Jahre 1825 mit dem „House of Refuge“ auf Randall’s 
Island und schufen das bisher Beste in dem „Elmira Reformatory“ im Jahre 
1876. Das letztere Institut nimmt männliche, erstmalig verurtheilte Gefangene 
im Alter von 16 bis 30 Jahren auf. Sie dürfen dort nicht länger zurückbehalten 
werden, als die höchstzulässige Strafzeit ihres Vergehens beträgt. Eine 
Minimalgrenze wird nicht bestimmt. Ueber jeden Ankömmling wird ein ge¬ 
naues Journal geführt, welches genaue Angaben enthält über des Gefangenen 
Geistesbeschaffenheit, moralische Eigenschaften, Erziehung, Beschäftigung, 
frühere Umgebung, Abstammung, Heredität etc. Der Insasse erhält zunächst 
für sechs Monate einen Probegrad. Führt er sich gut im Laufe weiterer 
sechs Monate, so erreicht er äen höchsten Grad. Es ist möglich, dass ein 
Gefangener schon nach 12 Monaten seine Freilassung erbitten kann. Die 
durchschnittliche Intemirungszeit betrug während sechs Jahren 22 Monate, 
die durchschnittliche Maximalgrenze aller bedingt Aufgenommenen 5 Jahre 
6 Monate. 

Das Reformatorium enthält ein Gefangniss, eine Schule, eine technische 
Abtheilung, eine Abtheilung für körperliches Training, eine Anzahl Fabrik¬ 
werkstätten, und eine militärische Organisation. Kein Insasse wird freigelassen, 
ehe er ein Unterkommen hat und ausreichend Geld besitzt bis zum Empfang 
des ersten Monatslohnes. Die trefflichen Resultate wurden erzielt 

1) durch die bedingte Verurtheilung, welche auf Befreiung hoffen lässt 
und den Insassen daher anspomt, 

2) durch straffe Disciplin, welche für die Meisten neu ist, 

3) durch körperliches Training ohne Gelegenheit zu Excessen, 

4) durch Fernhaltung aller demoralisirenden Einflüsse, 

5) durch geeignete Ausbildung und Erziehung. 

Aus Mangel an Raum muss ich davon abstehen, die sehr lesenswerthen 
Ausführungen Flint’s über die Todesstrafe inhaltlich hier wiederzugeben. 
Jedenfalls ist das stolze Bewusstsein des Verfassers durchaus begründet, wenn 
er alle Völker zur Nachahmung auffordert, denn der Staat New-York ist durch 
seine energische Initiative die Geburtstätte einer praktischen Strafrechts¬ 
reform geworden. 


M. Mendelsohn in Berlin. Krankenpflege und allgemeine Be¬ 
handlung der Bluterkrankungen. Separatabdruck aus dem Hand¬ 
buch der speciellen Therapie innerer Krankheiten, herausgegeben 
von Prof. Pentzold und Prof. Sti ntzing. Referent: P. Jacob- 
sohn (Berlin). 

Für jede Gruppe von Erkrankungen, welche durch Benachteiligung des¬ 
selben Organsystems in näherer Beziehung zu einander stehen lässt sich eine 
gewisse Anzahl von Momenten der Krankenbehandlung unter der Bezeichnung 
„Allgemeine Therapie“ zusammenfassen; so auch für die Gruppe der Er¬ 
krankungen des Blutes. Betrachtet man dieselbe genauer, so ergiebt sich, 
dass sie ihrem Wesen nach fast völlig identisch ist mit demjenigen wichtigen 
Antheil der Gesammttherapie, welchen man als Krankenpflege zu bezeichnen 
pflegt und welcher stets die Grundlage und den Ausgangspunkt aller übrigen 
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heilensollenden Maassnahmen bilden muss, um für die letzteren erst die ge¬ 
eigneten Bedingungen und einen günstigen Boden zu schaffen. 

Vor Allem fällt der Krankenpflege die Aufgabe zu, die verschieden¬ 
artigen Einwirkungen, welche den Kranken aus seiner Umgebung heraus treffen, 
in zweckentsprechender Weise zu regeln; alle jene so mannigfaltigen und 
verwickelten Einflüsse der Oertlichkeit, der Beschäftigung, der Lebensführung, 
der Ernährung u. s. w., deren richtige Würdigung als eine wesentliche Auf¬ 
gabe der modernen Heilkunst zu betrachten ist. Daher muss auch jede 
Bestrebung, bei der Besprechung der Therapie diese sociale Seite in den 
Vordergrund zu ziehen, als sehr berechtigt und zeitgemäss angesehen werden. 
Nun ist es ja keine Frage, dass gerade bei den Erkrankungen des Blutes, 
um welche es sich hier handelt, die gesellschaftlichen Einflüsse und Schä¬ 
digungen eine besonders hervorragende Bedeutung haben, was neuerdings 
von verschiedenen Seiten mit Nachdruck betont worden ist, besonders von 
Rosenbach, und so erscheint mir das detaillirte und verfeinerte Eingehen 
der vorliegenden Arbeit auf diese Verhältnisse als ein besonderer Vorzug. 
Einen hervorragenden Antheil der Ausführungen des Verfassers beansprucht, 
wie dies naturgemäss ist, die wichtigste und verbreitetste unter den Er¬ 
krankungen des Blutes: die Bleichsucht, insbesondere, da die wesentlichsten 
Gesichtspunkte aus der Krankenpflege und allgemeinen Therapie dieser Er¬ 
krankung auch für die übrigen dieser Gruppe angehörigen Krankheitszustände 
Werth und Geltung haben. 

Es wäre zu wünschen, dass auch bei der Darstellung der Therapie 
anderer Krankheitsgebiete hinfort die Angriffspunkte und Maassnahmen der 
Krankenpflege eine ebenso ausführliche Berücksichtigung erfahren, wie wir 
sie hier finden. Gerade dem Praktiker bietet der Verfasser einen vorzüglichen 
Ueberblick über alle in Betracht kommenden Erwägungen und Maassregcln, 
doch betont er wiederholt die Wichtigkeit, eine schematische Behandlung 
zu vermeiden und den besonderen Eigenarten jedes einzelnen Erkrankungs¬ 
falles gebührend Rechnung zu tragen. 


A. Neisser, Dermatologie. Sonderabdruck aus dem Werke: „Die 
deutschen Universitäten/' Berlin, Asher & Co. 

Derselbe. Die neue dermatologische Klinik in Breslau. Wien 
und Leipzig. Braumüller. 1894. 

Derselbe. Ueber den Nutzen und die Nothwendigkeit von Special¬ 
kliniken für Haut- und venerische Kranke. Klin. Jahrbuch II. 

Referent: A. Blaschko (Berlin). 

Dass der Dermatologie und ihrer Geschwisterspecialität, der Syphili- 
dologie, in den Augen der Praktiker das Odium der Minderwerthigkeit an¬ 
haftet, ist eine nicht zu bezweifelnde Thatsache. Es lassen sich hierfür ver¬ 
schiedene Gründe anführen. Die Behandlung der Geschlechtskrankheiten hat 
in Folge des sittlichen Makels, mit dem die bürgerliche Moral diese Krank¬ 
heiten bekleidet, Jahrhunderte lang in den Händen von Charlatanen und 
Pfuschern gelegen, für welche der „geheime“ Charakter derselben eine ergiebige 
Einnahmequelle abgab — Grund genug dafür, dass die Specialität grosse 
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Anziehungskraft für gewinnsüchtige Charaktere darbot. Ein Aehnliches gilt 
von der Kosmetik, die noch heute zum grössten Theil in den Händen 
geschäftskundiger Laien liegt. 

Gaben diese Umstände Veranlassung zur Vernachlässigung unserer 
Fächer auf der Universität, so erzeugte diese Vernachlässigung ihrer- 
seits bei den jungen Medicinem die Vorstellung, dass es nicht nöthig 
sei, von Hautkrankheiten und Syphilis etwas zu verstehen, 
um doch ein tüchtiger und wissenschaftlich gebildeter Arzt 
zu sein. 

In der Aera des modernen Specialistenthums wirkt zu dieser Gering¬ 
schätzung noch ein weiterer Umstand mit — das ist das Fehlen einer 
besonderen specialistischen Technik, wie sie für den Ophthalmo¬ 
logen, den Laryngologen, den Otologen u. s. w\ erforderlich ist. Zwar giebt 
es auch in diesen Fächern Routiniers, die mit einer sechswöchentlichen 
Schulung in die Praxis gehen ; aber ihre Technik, die dem allgemeinen Prak¬ 
tiker in der Regel mangelt, verleiht ihnen doch in dessen Augen einen ge¬ 
wissen Nimbus, der dem Dermatologen fehlt. 

Für jeden einsichtigen Mediciner wird es keinem Zweifel unterliegen, 
dass die Dermato-Syphilidologie, wissenschaftlich betrieben, den anderen 
Zweigen der Medicin vollauf ebenbürtig ist ; und die Minderheit der Aerzte, 
welche während oder nach ihrer Studienzeit Gelegenheit genommen hat, 
unter Leitung eines wissenschaftlich gebildeten Lehrers sich etwas eingehender 
mit diesem Fache zu beschäftigen, hat denn auch stets mannigfache geistige 
Anregung und reichen Gewinn für die Erweiterung und Vertiefung ihrer Kennt¬ 
nisse davongetragen. 

An dem grossen Aufschwung, den die wissenschaftliche Medicin in den 
letzten Decennien genommen, hat die Dermatologie ihren vollen Antheil. Waren 
es um die Mitte des Jahrhunderts meist Männer, die neben hervorragenden 
Leistungen in unserer Disciplin auch auf anderen Gebieten der Medicin grund¬ 
legend gewirkt haben, so treten in den letzten Jahrzehnten die Fachdermato¬ 
logen in den Vordergrund ; eine Fülle wissenschaftlicher Arbeit ist in den 
Archiven und Zeitschriften niedergelegt. Leider hat mit der fortschreitenden 
Ausbildung unserer Disciplin die Entwickelung des klinischen Unterrichts — in 
Deutschland wenigstens — nicht Schritt gehalten. Bis in die Mitte der sieb¬ 
ziger Jahre waren nur in München, Würzburg und Berlin Kliniken für Haut- 
und Geschlechtskranke, später trat Strassburg hinzu, 1877 Breslau, 1882 Bonn. 
In letztgenannter Universität w urde die erste mit den Hülfsmitteln der modernen 
Medicin ausgestattete Klinik geschaffen. Den Bemühungen Neisser’s gelang 
es endlich, dass im Jahre 1892 in Breslau eine neue dermatologische Klinik 
eröffnet wurde, die in der That als ein mustergültiges Institut bezeichnet 
werden kann, das nach allen Richtungen hin die Ansprüche erfüllt, die an 
eine für Lehr- und wissenschaftliche Zwecke bestimmte Anstalt gestellt werden 
können. 

Neisser ist es auch, der nicht nur durch seine eigene wissenschaftliche 
und klinische Wirksamkeit den besten Bew’eis für die Bedeutung unseres 
Specialfaches darbietet, sondern auch seit Jahren in Wort und Schrift bemüht 
ist, die Aufmerksamkeit der Aerzte und der Regierungen auf dasselbe zu 
lenken und den hohen Werth desselben für die Ausbildung der Mediciner zu 
betonen. Die drei Aufsätze, von denen der erste, den Entw ickelungsgang der 
deutschen Dermatologie behandelnde, in dem vom preussischen Unterrichts¬ 
minister für die Weltausstellung zu Chicago bestimmten Werke: ,,Die deutschen 
Universitäten“ publicirt wurde, sind sämmtlich diesem Zwecke gewidmet. 
Der zweite, welcher von Bau, Einrichtung und Organisation der Breslauer 
Klinik ein übersichtliches Bild entwirft, hat mehr Interesse für den Specialisten. 
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Von allgemeinerem Interesse ist der Aufsatz, in welchem Neisser den 
..Nutzen und die Nothwendigkeit von Specialkliniken für Haut- und venerische 
Kranke“ darlegt. Er weist nach, dass auf den meisten deutschen Universitäten 
die Studirenden die Universität verlassen, ohne genügende Kenntnisse in 
diesen Fächern erworben zu haben, dass in Folge dessen die Behandlung 
namentlich der venerischen Krankheiten fast ausschliesslich in den Händen 
der Specialisten oder gar der Pfuscher liegt, während der Staat eine besondere 
Verpflichtung habe, alle seine Aerzte in diesem Gebiete ausgebildet zu sehen. 
Die Lehre von der Syphilis greift so tief in die allgemeine Medicin ein und ist 
für alle anderen Specialzweige von solcher Bedeutung, dass die eingehendste 
Kenntniss ihrer Formen, ihres Verlaufes, ihrer Aetiologie, ihrer Folgen jedem 
praktischen Arzte durchaus geläufig sein müsse. Welche Bedeutung die 
Syphilis für die öffentliche und private Hygiene hat, welche Rolle sie in der 
Ehe, bei der Impfung, im Versicherungswesen u. s. w. spielt, ist bekannt. 
Dasselbe gilt von der Gonorrhoe, welche Neisser— w r ohl mit Recht — für 
eine in ihren Folgen noch schlimmere Krankheit als die Syphilis erklärt. 
Neisser fordert denn auch — in Uebereinstimmung mit dem internationalen 
hygienischen Congress zu Wien 1887 — dass alle staatlichen Prüfungen, sowohl 
das Staatsexamen, als auch Physicats- und militärärztliche Prüfungen, sich auf 
diese Disciplin mit erstrecken. Freilich ist hierzu die nothwendige Voraus¬ 
setzung Gelegenheit zur Ausbildung ; und an dieser mangelt es in Deutschland 
fast überall. Es müsste in jeder Universität eine Klinik bestehen, welche 
beide Specialitäten umfasst und mit einer Poliklinik verbunden ist. Diese 
Kliniken müssten mit genügenden Mitteln ausgestattet werden, um mikro- 
scopische, experimentelle und bacteriologische Arbeiten zu ermöglichen, sowie 
Gelegenheit geben, auf photographischem oder plastischem Wege Nachbildungen 
zu Lehr- und Demonstrationszwecken zu schaffen. Mit Recht betont Neisser, 
dass alle diese Forderungen nicht pro domo, sondern pro salute patriae ge¬ 
stellt sind; würde doch die Prophylaxe der venerischen Krankheiten durch 
die vorgeschlagenen Reformen auf ’s Wirksamste gefördert werden. 
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Zur Frage der Curpfuscherei. 

Von A. Oldendorf f, Berlin. 


Die Abhandlung des Herrn Rechtsanwalt A. Joachim in Heft 4 dieser 
Zeitschrift über die Rechtsverhältnisse der Curpfuscher in Deutschland und 
die hieran geknüpften Vorschläge zur Bekämpfung dieses öffentlichen Uebels 
haben in ärztlichen Kreisen die Anregung gegeben, sich mit dieser viel 
discutirten Frage *) wieder einmal von Neuem zu beschäftigen. 

Zunächst wurde in der Sitzung der Hygienecommission des Geschäfts¬ 
ausschusses der Berliner ärztlichen Standesvereine vom 29. Januar c. der 
Antrag eingebracht: „an den hohen Reichstag die Bitte zu richten, im An¬ 
schluss an die von der Reichsregierung vorgeschlagene Erweiterung des § 35 
Absatz 2 der Gewerbeordnung 2 ) im Absatz 3 hinter den Worten „dasselbe gilt“ 

*) Man vergleiche namentlich die eingehenden Verhandlungen der Berliner 
medicinischen Gesellschaft sowie des VII. und XV. Deutschen Aerztetages in den 
Jahren 1880 und 1887 (Berl. kl. Wochenschr. bez. Aerztl. Vereinsbl.). 

2 ) 8 35 der Gewerbeordnung lautet (die in der Novelle hinzugekommenen Be¬ 
stimmungen sind durch gesperrten Druck hervorgehoben): 

Die Ertheilung von Tanz-, Tum- und Schwimmunterricht ist zu unter¬ 
sagen, wenn Thatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Gewerbe¬ 
treibenden in Bezug auf diesen Gewerbebetrieb darthun. 

Unter derselben Voraussetzung sind zu untersagen: der Trödelhandel ( . . . ) 
sowie der Kleinhandel mit Gewebfällen oder Drösmen von Seide, Wolle, Leder¬ 
wolle oder Leinen, der Kleinhandel mit Bier, der Handel mit Dynamit 
oder anderen Sprengstoffen und der Handel mit solchen Droguen und 
chemischen Präparaten, welche zu Heilzwecken dienen. 

Dasselbe gilt von der gewerbsmässigen Besorgung fremder Rechtsangelegen¬ 
heiten und bei Behörden wahrzunehmender Geschäfte, insbesondere der Abfassung 
der darauf bezüglichen schriftlichen Aufsätze, von dem gewerbsmässigen Betriebe 
der Viehvorstellung (Viehzucht), des Viehhandels und des Handels mit ländlichen 
Grundstücken, von dem Geschäfte der gewerbsmässigen Vermittelungsagenten für 
Immobiliarverträge, Darlehne und Heirathen, von dem Geschäfte eines Ge- 
sindevermiethers und eines Stellenvermittlers, sowie vom Geschäfte eines Auctio- 
nators. Denjenigen, welche gewerbsmässig das Geschäft eines Auctionators be¬ 
treiben , ist es verboten, Immobilien zu versteigern, wenn sie nicht von der 
dazu befugten Staats- oder Communalbehörde oder Corporationen als solche an¬ 
gestellt sind. 
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einzuschalten „von der gewerbsmässigen Ausübung der Heilkunde, insoweit 
der Ausübende für dieselbe nicht approbirt ist,“ und derselbe folgender- 
maassen begründet: „Die Freigabe der Curpfuscherei hat die Möglichkeit ge¬ 
schaffen, dass die empfindlichsten Einwirkungen auf die Gesundheit erlaubter 
Weise vorgenommen werden von Personen, denen alle Vorbedingungen für 
die Zweckmässigkeit ihrer Eingriffe fehlen. Die hieraus entstehenden Ge¬ 
fahren für die Gesundheit werden noch vermehrt und vergrössert dadurch, 
das erfahrungsgemäss das Heer der Curpfuscher sich zu einem grossen Theile 
zusammensetzt aus solchen Elementen, die in einem anderen Erwerbszweig 
Schiffbruch gelitten haben und nun mit Zuhülfenahme schwindelhafter Re- 
clame die Hilflosigkeit und Noth gewissenlos ausbeuten. Gegen die zahl¬ 
reichen Vermögens- und Gesundheitsbeschädigungen durch die Curpfuscher 
bietet die strafrechtliche Ahndung keinen genügenden Schutz; kommt es 
wirklich einmal zu einer Bestrafung, so werden die erkannten Geldstrafen 
wie Geschäftsunkosten aus dem Geschäftsgewinn leicht gedeckt. Eine härtere 
Bestrafung aber verleiht dem Betroffenen in den Augen der leichtgläubigen 
Menge eine Märtyrerkrone, die ihm desto grösseren Zulauf sichert, wie ins¬ 
besondere der Fall des Curpfuschers Ast in Hamburg zeigt. So lange daher 
die Curirfreiheit aufrecht erhalten bleibt, hat der Staat, wie er bereits un¬ 
zuverlässigen Elementen in den im § 35 der Gewerbeordnung aufgeführten 
Gewerbebetrieben die Möglichkeit weiteren Missbrauchs der Gewerbefreiheit 
entzieht, um so mehr Veranlassung und Pflicht, zum Schutze des höchsten 
Gutes der Staatsbürger solchen Personen die Fortsetzung ihrer gemein¬ 
gefährlichen Thätigkeit möglichst zu untersagen, welche bereits durch ihr 
Verhalten ihre Unzuverlässigkeit bewiesen haben. Damit würde auch die 
merkwürdige Inconsequenz beseitigt ßein, die darin liegt, dass nach bis¬ 
herigem Recht zwar dem wissenschaftlich gebildeten Arzt, bei dem die 
Medicinalgesetzgebung, sowie die Standesehre und das Standesbewmsstsein 
eine gewissenhafte Ausübung seiner Kunst gewährleisten, die Approbation 
unter gewissen Umständen entzogen werden kann, dass auch die Concession 
zum Betriebe einer Krankenanstalt zurückgenommen w erden kann, dass aber 
der Curpfuscher, der an keine Rücksichten irgend einer Art gebunden ist, 
den allein das nackte Geldinteresse leitet, der endlich schon durch den 
Mangel jeder Fachbildung die Gefahr eines gesundheitsschädlichen Treibens 
nahe legt, sacrosanct sein soll. Die Unterzeichneten glauben, dass der hohe 
Reichstag ihrer, lediglich aus Gründen des Gemeinwohls ausgesprochenen 
Bitte um so weniger sich wird verschliessen können, als mit der in der 
Novelle zur Gewerbeordnung in Aussicht genommenen Zulassung der Unter¬ 
sagung des Handelns mit Droguen und chemischen Präparaten, w r elche zu 
Heilzwecken dienen, ein Schritt in derselben Richtung gethan werden soll.“ 
Dieser Antrag wurde indessen vom Geschäftsausschuss in seiner Sitzung 
vom 5. Februar mit grosser Majorität abgelehnt, und wie wir meinen, mit 
vollem Recht. Den gewerbsmässigen Curpfuschem die Pflichten eines Ge¬ 
werbetreibenden auferlegen, sie der Aufsicht der Medicinalbeamten unter¬ 
stellen und ihnen unter Umständen ihr Gewerbe entziehen, heisst nichts An¬ 
deres, als sie von Staatsw r egen zu Aerzten zweiter Classe erhöhen. Dass die 
Pfuscher sich aber dies mit aller Macht der Reclame voll und ganz zu Nutze 
machen werden, kann bei der Art der Persönlichkeiten, um die es sich hier 
meist handelt, nicht in Zweifel gezogen werden. Hiermit würde aber dem 
öffentlichen Wohl nicht nur nicht genützt, sondern geradezu geschadet. Das 
grosse Publicum sieht in der Curpfuscherei immer noch ein zwar erlaubtes, 
aber doch mehr und weniger unlauteres, nur geduldetes Geschäft, und selbst 
die eigenartige Interpretation des § 6 des Krankenkassengesetzes, von der wir 
in Heft 1 der Zeitschrift gesprochen, war nicht im Stande, hierin etwas zu 
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ändern. Als Jurist und Anhänger der Curirfreiheit handelt Herr Joachim nur 
ganz consequent, wenn er solche Maassnahmen in Vorschlag bringt; wer aber 
die Curirfreiheit als eine grosse Gefahr für das Gemeinwohl ansieht und ihre 
Beseitigung für dringend nöthig erachtet, wird ihnen schon aus dem Grunde 
entgegentreten müssen, weil sie nur geeignet sind, die principielle Regelung 
der Frage, die unserer Ueberzeugung nach sicherlich früher oder später wird 
eintreten müssen, hinauszuschieben. 

Aus ähnlichen Gründen haben wir auch gegen die von Herrn Collegen 
Arno Krüche-München angeregte Petition uns ablehnend verhalten müssen. 
Krüche schlug anfangs vor, an den Reichstag zu petitioniren, in den §§ 1 
und 4 des Gesetzentwurfes zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbes 1 ) 
hinter dem Satze ,,die Herstellungsart oder die,Preisbemessung von Waaren 
oder gewerblichen Leistungen“ einzuschalten ,,über Heilmittel und Heil¬ 
methoden“; eventuell in einem besonderen Paragraphen auszusprechen, dass 
unter gewerblichen Leistungen im Sinne dieses Gesetzes auch die Leistungen 
der die Heilkunde praktisch ausübenden, sowie der Heilmittel verkaufenden 
Personen verstanden werden. Dieser Vorschlag, der Aerzte sowohl wie 
Pfuscher als Gewerbetreibende dem in Rede stehenden Gesetze, eventuell 
den unlauteren Wettbewerb eines approbirten Arztes dem Urtheil des Schöffen¬ 
gerichtes und der Handelskammer unterstellt sehen will, fand begreiflicher 


x ) Die §§ I und 4 des Entwurfes eines Gesetzes zur Bekämpfung des un¬ 
lauteren Wettbewerbes lauten: 

§ 1. Wer in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mittheilungen, welche 
fiir einen grösseren Kreis von Personen bestimmt sind, über die Beschaffenheit, die 
Herstellungsart oder die Preisbemessung von Waaren oder gewerblichen Leistungen, 
über die Art des Bezuges oder der Bezugsquelle von Waaren, über den Besitz von 
Auszeichnungen, über den Anlass oder den Zweck des Verkaufs unrichtige Angaben 
thatsächlicher Art macht, welche geeignet sind, den Anschein eines besonders gün¬ 
stigen Angebotes hervorzurufen, kann auf Unterlassung der unrichtigen Angaben in 
Anspruch genommen werden. Dieser Anspruch kann von jedem Gewerbetreibenden, 
der Waaren oder Leistungen gleicher oder verwandter Art herstellt oder in den ge¬ 
schäftlichen Verkehr bringt, oder von Verbänden zur Förderung gewerblicher Inter¬ 
essen geltend gemacht werden, so weit die Verbände als solche in bürgerlichen Rechts¬ 
streitigkeiten klagen können. 

Neben dem Anspruch auT Unterlassung der unrichtigen Angaben haben die 
vorerwähnten Gewerbetreibenden auch Anspruch auf Ersatz des durch die unrichtigen 
Angaben verursachten Schadens gegen den Urheber der Angaben, falls dieser ihre 
Unrichtigkeit kannte oder kennen musste. 

Im Sinne der vorstehenden Bestimmungen sind den Angaben thatsächlicher Art 
bildliche Darstellungen und sonstige Veranstaltungen gleich zu achten, die darauf 
berechnet sind, solche Angaben zu ersetzen. 

§ 4. Wer in der Absicht, den Anschein eines besonders günstigen Angebots 
hervorzurufen, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mittheilungen, welche für 
einen grösseren Kreis von Personen bestimmt sind, über die Beschaffenheit, die Her¬ 
stellungsart oder die Preisbemessung von Waaren oder gewerblichen Leistungen, über 
die Art des Bezuges oder die Bezugsquelle von Waaren, über den Besitz von Aus¬ 
zeichnungen, über den Anlass oder den Zweck des Verkaufs wissentlich unwahrer 
und zur Irreführung geeignete Angaben thatsächlicher Art macht, wird mit Geldstrafe 
bis 1500 Mark bestraft. 

Ist der Thäter bereits einmal wegen einer Zuwiderhandlung gegen die vorstehende 
Vorschrift bestraft, so kann neben oder statt der Geldstrafe auf Haft oder auf Ge- 
fängniss bis zu 6 Monaten erkannt werden; die Bestimmungen des § 245 des Straf¬ 
gesetzbuches finden entsprechende Anwendung. 


Digitized by GiOOQle 



3 88 


Tagesfragen. 


Weise in den ärztlichen Kreisen keinen Anklang; der Ausschuss des deutschen 
Aerztevereinsbundes lehnte ihn in seiner Jahresversammlug vom 9. Februar c. 
einstimmig ab. Kröche machte alsdann den Vorschlag, dem § 12 des 
fraglichen Gesetzes 4 ) folgenden Passus hinzuzufugen: „sowie auch Aerzte und 
Apotheker hinsichtlich des unlauteren Wettbewerbs der den Vertrieb, die 
Herstellung und die Anwendung von Heilmitteln gewerbsmässig ausüben¬ 
den nicht approbirten Personen.“ Auch für diesen Antrag können wir uns 
nicht sonderlich erwärmen, da wir von solchen Bestimmungen einen sehr 
gehässigen, das Ansehen des Standes schädigenden ’ Kampf zwischen Arzt 
und Pfuscher befürchten. 

Halten wir nun auch die vorgeschlagenen Maassnahmen für unzweck¬ 
mässig und theilweise selbst für nachtheilig, so sind wir doch andererseits 
der Ansicht, dass alle diejenigen, denen darum zu thun ist, das gemein¬ 
gefährliche Treiben der gewerbsmässigen Curpfuscher möglichst einzuschränken, 
keineswegs die Hände in den Schooss zu legen brauchen. 

Die Geister, die man rief, wieder los zu werden, wird freilich schwer 
halten und viel Geduld und Ausdauer erheischen. Hätten die, welche die 
bekannte Petition der Berliner medicinischen Gesellschaft veranlasst, die Fol¬ 
gen geahnt, sie hätten den übereilten Schritt sicherlich unterlassen! Die 
Zeiten haben sich seitdem geändert; die argen Schäden, die durch die Curir- 
freiheit der salus publica und den Ärzten erwachsen, liegen jetzt so an 
der Oberfläche, dass sie leicht erkennbar sind. Die Anfangs ansehnliche 
Minorität, die unter den Aerzten für sie eintrat, ist nunmehr zu einer kaum 
nennenswerthen Zahl zusammengeschrumpft; nur noch einzelne unerfahrene 
Heissspome oder vereinzelte, den radicalsten Individualismus vertretende Partei¬ 
richtungen, wie der ärztliche Verein zu Frankfurt a. M.* 2 ), wollen an ihr nicht 
rütteln lassen. Der früher als Schreckgespenst vorgeführte § 200 des früheren 
Strafgesetzbuches, welcher die unbegründete Verweigerung ärztlicher Hilfe in 
Fällen dringender Gefahr unter Strafe stellte, kann heute nicht mehr verfangen! 
Die Gesetzgebung bedarf offenbar solcher Bestimmungen nicht mehr. Die 
Organisation der Krankenkassen hat die Zahl der zur Hilfeleistung ver¬ 
pflichteten Aerzte so erheblich gesteigert, die Zahl der Aerzte ist so erheblich 
im Wachsen begriffen, die durch die Concurrenz gebotene Nothwendigkeit, 
stets auf dem Platze zu sein, ist so gross, dass eine Verweigerung ärztlicher 
Hilfe im Falle dringender Gefahr kaum zu befürchten steht, ganz abgesehen da¬ 
von, dass wir ja den für solche Zwecke vorgesehenen § 300 3 ) des deutschen 
Strafgesetzbuches haben und eine Regelung der ärztlichen Disciplinarord- 
nung in Aussicht steht 4 ). Und warum sollte denn gerade in Deutschland nicht 
gehen, was doch in anderen Culturländern möglich ist! 

Obschon Petitionen an den hohen Reichstag um Wiedereinführung des 
Curpfuschereiverbotes allerdings zur Zeit ganz aussichtslos sind, sollte man 
auf dieselben doch nicht verzichten, vielmehr immer und immer wieder auf 
die thatsächlichen Verhältnisse die Aufmerksamkeit lenken, auf die Zustände 

! ) Paragraph 12 lautet : Die Strafverfolgung tritt .... nur auf Antrag ein. In 
den Fällen des § 4 hat das Recht, den Strafantrag zu stellen, jeder der in § I 
Absatz I bc/.eichneten Gewerbetreibenden und Verbände. 

' 2 ) Cfr. Aerztl. Vereinsbl. XXV. Jahrg. No. 323. 

s ) § 300 lautet: Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Noth, von 
der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hilfe aufgefordert, keine Folge leistet, 
wird mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft. 

*) Man vergleiche den weiter unten pag. 402 zum Abdruck gelangten Ent¬ 
wurf eines Gesetzes betreffend die ärztlichen Ehrengerichte sowie 
Heft 5 dieser Zeitschrift pag. 315 und 336. 
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in anderen Staaten hinweisen*), und vor allen Dingen für ein beweiskräftiges 
Material Sorge tragen und hierdurch versuchen, überzeugend zu wirken 
und Stimmung zu machen. Ein solches Material zu beschaffen ist Aufgabe 
der Aerzte. Kein ihnen zur Kenntniss kommender Fall sollte unbeachtet 
bleiben, sondern einer Centralstelle, der staatlich organisirten ärztlichen 
Standesvertretung zur weiteren Verwendung übermittelt werden. Das Corre- 
spondenzblatt der ärztlichen Kreis- und Bezirksvereine im Königreich Sachsen 
geht in dieser Beziehung mit gutem Beispiel voran.,, Es handelt sich,“ 
sagt u. A. Herr College Schmidt-Erdmannsdorf in No. 3, „vor Allem darum, 
recht viel positives Material zusammenzutragen. Wir müssen nach Jahres¬ 
frist vor die Regierungen treten mit dem positiven Nachweis, dass das durch 
die Curirfreiheit staatlich herangezüchtete gewerbsmässige Curpfuscherthum 
das Allgemeinwohl in ungeheurer Ausdehnung geschädigt 
hat und schädigt. Wenn ein Jeder sich zur Pflicht macht, ihm auf- 
stossende crasse Fälle mit vollen Personalien und Nachweisen seinem Ver¬ 
einsvorsitzenden einzusenden, dieser dann das Material nach ev. Sichtung an 
eine Centralstelle befördert, so müsste es bald gelingen, als Unterlage für 
einen Antrag zur Aufhebung der Curirfreiheit tausende concrete Fälle von 
empfindlicher Schädigung der Allgemeinheit an Gesundheit und Leben, an 
Gut und Geld, und last not least an Zucht und Sitte anzuführen, in tausend 
Fällen ferner zu beweisen, dass ein gut Theil der „berufenen“ Vertreter 
des Curpfuscherthums catilinarische Existenzen sind, die vor oder hinter dem 
Zuchthaus stehen, dass sich in tausenden von Fällen das Gesetz bezw. die 
Gesetzlosigkeit zum Mitschuldigen macht bei der Ausräubung des Volkes 
durch Schwindler. Eine Massenpetition tausender deutscher Aerzte mit 
solchen Unterlagen, für welche die Presse leicht zu interessiren wäre, dürfte 
nicht so leicht bei Seite geschoben werden können und würde bei verständiger 
Ausführung zu sicherem Ziele führen, trotz Indolenz und Widerspruch.“ Wir 
können dem nur bei pflichten. 

In Preussen hat zunächst die Aerztekammer der Provinz Pommern in 
ihrer 14. Sitzung am 18. Dezember v. J. sich an der Hand der Ergebnisse 
einer Enqußte mit der in Rede stehenden Frage beschäftigt; der Aerzte- 
kammerausschuss sollte sich der Sache bemächtigen, die Untersuchungen 
verallgemeinern und im Sinne des Herrn Schmidt-Erdmannsdorf für die 
Herbeischaffung eines ausreichenden Beweismaterials Sorge tragen und das¬ 
selbe den Behörden und dem Reichstage übermitteln. 

*) Cfr. den in Heft 5 veröffentlichten Artikel „Die licentia practicandi in den 
Vereinigten Staaten.“ 
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Die Regelung des ärztlichen Honorarwesens 
in den verschiedenen Culturstaaten 1 ). 

Von A. Oldendorff, Berlin. 

(Schluss.) 

Ueber Schweden theilt uns Herr Kreisphysicus J. F. Berg wall 
(Stockholm) Folgendes mit: 

Eine amtliche Taxe für die vom Staate angestellten Civilärzte, resp. die 
Regierungs-Medicinalräthe (Försteprovintialläkare), Kreisphysici (Provincial- 
läkare) und Extra Kreisphysici (Extraprovinzial läkare) besteht in Schweden 
seit 1890. Die Taxe ist eine Minimaltaxe, die Belohnung der ärztlichen 
Leistungen in der Privatpraxis bleibt dagegen der besonderen Vereinbarung 
der Parteien überlassen. Wenn aber eine solche nicht stattgefunden hat, 
oder über die Vergütung Streitigkeiten entstehen, so finden die Bestimmungen 
der Taxe ihre Anwendung. 

Für jede Berathung (auch ohne Verschreibung eines Receptes) in seinem 
Hause bekommt der Arzt 1 Krone = 1 Mk. 10 Pf. 

Für einen Krankenbesuch in einer Entfernung vom Wohnort des Arztes 
von höchstens 2 Kilometer = 3 Kr. 

,, „ 5 Kilometer = 5 Kr. 

„ „ 1 Meile = 6 Kr. 50 Oere 

,, „ 2 Meilen = 9 Kr. 50 Oere 

„ „ 3 = 12 Kr. 50 Oere 

„ „ 4 =15 Kr. 50 Oere 

Ist die Entfernung mehr als 4 Meilen, wird jede weitere Meile zu nur 

1 Kr. 50 Oere berechnet. 

Für Krankenbesuche in einer Entfernung vom Wohnort von mehr als 

2 Kilometern bekommt der Arzt auch freie Equipage oder das landesübliche 
Fahrgeld. 

Wenn der Arzt für seinen Krankenbesuch Eisenbahn oder Dampfschiff 
oder Boot benutzt, oder er muss zu Pferde oder zu Fuss reisen, wird das 
Honorar nach Zeit berechnet: mit 2 Kr. für jede Stunde bis 10 Stunden, und 
nachher 1 Kr. für jede weitere Stunde. Das kleinste Honarar nach dieser 
Berechnung beträgt 5 Kr. 

Für ärztliche Operationen ist das Honorar nicht festgesetzt, mit Aus¬ 
nahme für die geburtsärztlichen, welche honorirt werden mit einer Zulage von 
5 bis 25 Kr. zu dem oben erwähnten Honorare. 

Nachts (von 11 Uhr Abends bis 8 Uhr Morgens) wird das Honorar für 
Berathung im Hause erhöht mit 50 Oere, und für Krankenbesuche (mit Aus¬ 
nahme in geburtshülflichen Fällen) mit 1 Kr. für jede Stunde. 

! ) Cfr. Heft 3 pag. 189, Heft 4 pag. 263 und Heft 5 pag. 332. 
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Stadtphysici und Stadtarmenärzte werden von den städtischen Ver¬ 
waltungen angestellt und honorirt, wobei an mehreren Orten die Aerzte ver¬ 
pflichtet sind, die erwähnte Taxe anzuwenden. 

Für die Thätigkeit freier Aerzte sind im Uebrigen Brauch und Her¬ 
kommen maassgebend. In den kleinen Städten und auf dem flachen Lande 
ist der gewöhnliche Satz für eine einfache Berathung im Hause des Arztes 
1 Kr., in den grösseren Städten 2 Kr., für den Krankenbesuch 3—5 Kr.; Nachts 
das Doppelte. Für die Hauptstadt und bei Specialisten gelten viel höhere 
Sätze. 

Die Aerzte bei uns schicken den Kranken keine Rechnungen und im 
Allgemeinen nehmen sie das, was das Publicum giebt. 

Die Institution der Hausärzte mit einem fixen Jahrgehalt ist noch ganz 
allgemein, wenn auch etwas im Rückgang. Das Publicum ist unbeständig 
geworden, bleibt selten irgend einem Arzte treu, sondern läuft von einem 
zum anderen. 

Die schwedischen Aerzte recrutiren sich gewöhnlich aus den gebildeten 
Mittelklassen und haben sich immer ausgezeichnet durch ein starkes Gefühl 
der Zusammengehörigkeit. Die Gesellschaft räumt dem Arzt einen erstdn 
Platz ein, aber sie fordert auch von ihm als Gegendienst viele Gratisarbeit. 
Freilich waren früher die Einkünfte ziemlich gut, und wenn auch hier der 
junge Doctor nun den harten Kampf ums Dasein zu bestehen hat, so kann 
doch von einem ärztlichen Proletariat nicht die Rede sein. Durch den über¬ 
grossen Andrang zum medicinischen Studium zeigen aber die ärztlichen Ver¬ 
hältnisse eine entschiedene Neigung sich rasch zu verschlimmern, und Niemand 
kann wissen, w-as die Zukunft bringt. 

In Dänemark besteht, wie wir einer von Dr. H. Joachim übersetzten 
Arbeit G. Norrie’s 1 ) entnehmen, die von Christian IV. 1619 erlassene Taxe 
fasst unverändert noch heutigen Tages zu Recht. Hiernach hat der Arzt 
mindestens zu fordern für den ersten Besuch l j 2 Rthlr. = 1 Krone, für 
jeden folgenden Besuch 1 / 4 Rthlr. = V 2 Krone, sowie 25 Oere mehr für jedes 
Recept. Am 14. Mai 1813 wurde durch Kanzlei Verfügung bestimmt, dass für 
jeden Viertel Reichsthaler der alten Taxe 40 Schilling in Silber gerechnet 
w T erden sollten; danach sollte der erste Krankenbesuch nicht unter 80 Schil¬ 
ling = 165 Oere angesetzt werden, der zweite bis 40 Schilling = 80 Oere. 
Die Chirurgen hatten und haben keine Taxe. Vergleicht man den Geldwerth 
von 1619 mit dem heutigen, so kann man freilich behaupten, dass trotz der 
bei weitem grösseren Anforderungen, die die Gegenw-art an den Arzt stellt, 
die Taxe auf ’/.o ihrer ursprünglichen Höhe gesunken ist. „Wir müssen uns 
damit trösten,“ sagt der Autor, „dass es für die Zukunft festgelegt ist, dass 
die Taxe nur eine M i n i m a 11 a x e ist und dass das Gericht in der Regel mit 
Bezug auf den einzelnen Fall nach dem an dem Orte gültigen Brauch sein 
Urtheil abgiebt; indessen müssen wir immer daran festhalten, dass die Be¬ 
stimmungen der Taxe für uns nicht gelten, sobald w r ir als Chirurgen auf- 
treten; denn für diese hat es niemals eine Taxe gegeben, noch weniger für 
die eigentlichen Operationen.“ Jetzt soll, w r ie uns mitgetheilt wird, eine 
neue Taxe seitens des Justizministers, welchem in Dänemark die Medicinal- 
angelegenheiten unterstellt sind, zur Begutachtung vorgelegt w*erden, die 
dänischen Aerzte beabsichtigen aber, jede Taxe abzulehnen und selbst 
durch Vereinsthätigkeit die Normen zu bestimmen. 

! ) Acrztchonorare in Dänemark in früheren Zeiten. D. Med. Z. 1894 No. 68. 
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Ordinatio ruri absentibus aegris. 

Von Dr. Hugo Stark, Brunnenarzt in Carlsbad, 
gew. Gemeinde-, Districts- und Herrschaftsarzt in Buchers (Südböhmen). 


Löbliche Redaction! 

In das Programm Ihrer geschätzten „Zeitschrift für sociale Medicin“, 
deren Herausgabe eine bisher bestandene Lücke unserer medicinischen Lite¬ 
ratur thatsächlich auszufullen geeignet ist, finde ich asuch die kritische Er¬ 
örterung der wirtschaftlichen Verhältnisse unseres Standes aufgenommen. 
In der vor Antritt meiner gegenwärtigen Beschäftigung innegehabten Stellung 
als Landarzt in Südböhmen hatte ich nun Gelegenheit, Verhältnisse zu finden 
und zu studieren, die unsere sociale Stellung wesentlich beeinflussen und 
deren Publication durch Anregung zur Discussion der betreffenden Fragen 
die Abhülfe der zu beschreibenden Uebelstände anbahnen soll. Das Thema, 
das ich in Nachfolgendem erörtern werde, habe ich bereits im December 
1894 zu Budweis in einem vor der südböhmischen Section des Centralvereines 
deutscher Aerzte in Böhmen abgehaltenen Vortrage, dem damals versammelten 
Collegenkreise zur Kenntniss gebracht. Dasselbe wurde hierauf vom Central¬ 
vereine selbst behufs Discussion übernommen, von diesem aber nach Grün¬ 
dung unserer Aerztekammer letzterer zur Begutachtung abgegeben, so dass 
in Böhmen über kurz oder lang eine Regelung der fraglichen Verhältnisse 
auf Grund der von mir gegebenen Anregung erhofft werden kann. Da ähn¬ 
liche Verhältnisse nun aller Wahrscheinlichkeit nach auch jenseits der Grenzen 
unseres Kronlandes zu finden sein dürften und dieselben ein allgemeines 
Standesinteresse berühren, halte ich es nicht für überflüssig, auf dem Wege 
der Veröffentlichung in Ihrer werthen Zeitschrift die Kenntniss derselben 
weiteren Kreisen zu eröffnen, hoffend, auf diese Weise auch anderorts zur 
Abhülfe anzuregen. 

Ich gehe nunmehr zum eigentlichen Thema über, das sich 
„Die Inanspruchnahme ärztlicher Hülfe auf dem Lande für abwesende Kranke“ 
betitelt. Dasselbe dürfte vielen Herren Collegen, die nur in Städten practiciren, 
eine unbekannte Art der Ausübung unseres Berufes demonstriren. Gerücht¬ 
weise dürfte jedem derselben ab und zu zur Kenntniss gekommen sein, dass 
ein Arzt, vom Lande natürlich, auf Entfernung Kranke „behandelt“ habe. 
Besagte Collegen werden in diesen Fällen mit einem abfälligen Urtheil über 
den betreffenden Schuldigen, der, wie sie nach ihrer Erfahrung schliessen 
müssten, gegen die Würde und den Emst seines Berufes sich vergangen, ge¬ 
wiss recht schnell zur Hand gewesen sein, ohne zu ahnen, dass sie dem Be¬ 
schuldigten damit oft grobes Unrecht zufügten. Der Zweck der nachfolgenden 
Zeilen soll sein, die Gründe aus einander zu setzen, die die praktischen Land¬ 
ärzte zwingen, ad usum aegrorum derartige Rathschläge nicht zu verweigern; 
die Kenntnissnahme derselben wird, so hoffe ich, alle jene Collegen, die 
Aehnliches zu leisten nicht genöthigt sind, von einer vorschnellen, abfälligen 
Beurtheilung ähnlicher Vorkommnisse in Zukunft abhalten. 

In der Gegend, in der ich früher prakticirte und sicherlich auch in vielen 
anderen armen Landgegenden bildet das Erscheinen eines Verwandten oder 
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Bekannten eines gewöhnlich weiter entfernt wohnenden Kranken im Ordi¬ 
nationszimmer des Arztes eine ständige Type. Der Bote setzt nach seinem 
Verständnisse die Krankheitssymptome seines Auftraggebers dem Arzte aus¬ 
einander und bittet um ein dagegen helfendes Medicament. Es herrscht der 
Grundsatz: Medicina curat, non medicus. Setzt man auch eindringlichst dem 
Boten auseinander, dass es nicht angehe, ohne persönliche Untersuchung sich • 
selbst aus den genauesten Beschreibungen ein vollständiges, richtiges Krank¬ 
heitsbild zu construiren, dass man, selbst wenn man ihm willfahren wollte, 
nur indifferente, niemals differente Verordnungen treffen dürfe, dass hierdurch 
vielleicht, wegen der Verhinderung der Stellung einer frühzeitigen richtigen 
Diagnose und daher auch Verhinderung der Einleitung der entsprechenden 
Therapie, eine später nicht mehr gut zu machende Verschlimmerung, d. h. 
Schädigung des Kranken resultiren könne, die Antwort ist immer die gleiche: 

,»Versuchen wir es erst einmal mit einem Medicamente, wird’s darauf nicht 
besser, ist es immer noch Zeit, den Arzt zu holen.“ Klingt eine derartige 
Aeusserung auch roh, so ist sie doch aus den Verhältnissen erklärlich. Es 
handelt sich hierbei nämlich fast ausschliesslich um wenig bemittelte, weit 
entfernt wohnende Kranke, denen die Berufung eines Arztes grosse materielle 
Kosten verursachen würde. Durch die Inanspruchnahme ärztlicher Hülfe in 
Anfangs besprochener Weise genügen die Angehörigen nun scheinbar ihrer 
voll bewussten moralischen Verpflichtung gegen den Kranken und belasten 
zugleich, da derartige Consultationen nicht honorirt zu werden pflegen, in 
keiner Weise ihr Budget. Es wird nun gewiss jeder Arzt gleich mir im 
Beginne seiner Praxis die Ertheilung derartiger Rathschläge rundweg ablehnen. 
Aber mit welchem Erfolge ? Dass er so seine Berufung zum Kranken erzwingt, 
kommt nie vor. In den seltensten Fällen wird nun an anderer ärztlicher 
Stelle oder besonders in Apotheken, die mit Vorliebe derart den Aerzten 
in’s Handwerk pfuschen und gewissenlos genug sind, pecuniae causa gegen 
alle Beschwerden ohne ärztliche Verordnung Flaschen und Pulver zu ver¬ 
kaufen, in der gewünschten Weise Hülfe gesucht und gefunden; meist halten 
jedoch die Leute den Versuch, den sie zum Ersten erfolglos machten, für ge¬ 
nügend und lassen nun die Volksmedication, interpretirt durch w ? eise Frauen, zu 
ihrem Rechte kommen. Einige Beispiele dieser nun, die ich anführen will, wer¬ 
den Jedermann die Ueberzeugung beibringen, dass man im Interesse der Kranken 
gezwungen ist, wenn man sich vor die Wahl gestellt sieht, entweder die Hülfe 
in der verlangten Weise zu leisten oder den Kranken den Künsten der alten 
Weiber zu überlassen, sich für Ersteres zu entscheiden. Als Beispiele der 
Volksmedication führe ich an: Bei allen fieberhaften Krankheiten ist das Ein¬ 
packen der oberen Rumpfhälfte in einen frisch bereiteten Teig das be¬ 
liebteste Mittel. Hierbei kann man wegen der Verhinderung jeglicher 
Wärmeabgabe die unglaublichsten Temperaturen (einmal 42.8°) constatiren. 
Frische Verletzungen werden entweder mit Pinselungen rohen Terpentinöls 
behandelt, wodurch fast regelmässig durch den gesetzten Reiz Wucherungen 
der Granulationen zu bedeutenden Granulomen resultiren, oder sie werden 
mit Tischlerleim überkleistert, waraus in einem derartigen Falle ein schwerer 
Tetanus entstand, der w-undcrbarer Weise zur Genesung gelangte. Bei einer 
croupösen Pneumonie hatte ich Gelegenheit, die Methode der Ausräucherung 
kennen zu lernen: Bei sorgfältig verschlossenen Fenstern und Thüren wrnrde 
vor dem Bette des Kranken in einem offenen Becken Holzkohle verbrannt, 
in meinem Falle mit dem Erfolge einer heftigen Lungenblutung. Als Mittel 
für alles gelten Schröpfungen und Blutegel. So wurde ein Mann mit einer 
Oberarmfractur achtzehnmal geschröpft, w^as er mit einer Verheilung jedes 
Fracturendes für sich ohne Vereinigung und bedeutender Schwerhörigkeit zu 
büssen hatte, etc. etc. 
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Die wenigen angeführten Beispiele der Volksweisheit, die bis auf die 
unschädlichen Theesorten meist tief eingreifende Maassnahmen trifft, werden 
bewiesen haben, dass es für den Arzt Pflicht ist, zur Hintanhaltung derartiger 
Vorkommnisse selbst gegen seinen Willen und seine Ueberzeugung die ver¬ 
langten Rathschläge für den abwesenden Kranken zu leisten, allerdings nur 
• im Sinne einer indifferenten Therapie und Verordnung allgemeiner hygienisch 
diätetischer Maassnahmen. Denn nur so kann er es wenigstens verhindern, 
dass zu der bereits bestehenden Schädlichkeit eine neue hinzutrete, was 
anderenfalls regelmässig geschieht. Dass an dem Umsichgreifen dieses Un¬ 
fuges, der das materielle Interesse des Arztes wesentlich zu schädigen 
geeignet ist, da fast ein Drittel sämmtlicher Consultationen bei mir wenigstens 
der erwähnten Art zu sein pflegten, das Gebahren früherer Aerzte und be¬ 
sonders Wundärzte wesentlich mit Schuld trägt, muss zugestanden werden. 
Ebenso ist zu erwähnen, dass meine nächsten benachbarten Collegen sich 
seit Langem zur Leistung derartiger Dienste hergegeben, wodurch die Möglich¬ 
keit der Beeinflussung der erwähnten Uebelstände im Sinne einer Besserung 
durch einen, noch dazu neuen Arzt vollständig aussichtslos wurde. So 
musste auch ich nach Längerem nolens, volens die Gewährung derartiger 
Dienste, gezwungen durch die Verhältnisse, im Principe zugestehen. Ist dies 
einmal geschehen, so dürfte sich in jedem Arzte der Wunsch regen, auch in 
diesen Fällen, zumal dort, wo aus allen geschilderten Symptomen eine rich¬ 
tige oder wahrscheinliche Diagnose gestellt werden kann, auch durch* Ver¬ 
abreichung specifischer eventuell differenter Mittel das möglichst Beste zu 
leisten. Ist man dazu berechtigt oder nicht, ist nun die Frage. Im folgenden 
will ich die Beantwortung zu geben versuchen. 

Alle derartigen zur Kenntniss des Arztes gebrachten Krankheitsfälle kann 
man am zweckmässigsten in drei Klassen gruppiren. 

Die erste derselben umfasst alle jene Fälle, wo die Diagnose aus den 
gegebenen Daten vollkommen sicher gegeben ist und somit auch die thera¬ 
peutische Directive. Betrachten wir an Beispielen die Möglichkeit, dieser 
letzteren gerecht zu werden. Jemand schickt zum Arzte wegen Zahnschmerzen 
e cavo dente. Die Diagnose und Therapie ist ganz klar. Nur kann man auf 
Distanz eine Extraction nicht vornehmen und die nunmehr zur Anwendung 
kommen sollende medicamentöse Therapie kann, so weit sie wirklich wirksam 
ist, nämlich als Cocain in Substanz oder als concentrirte Carbolsäure, da diese 
schweren Gifte in wägbaren Mengen nicht abgegeben werden dürfen, wegen 
der Abwesenheit des Patienten nicht angewendet werden. Man muss sich 
mit der Verordnung von Opiaten begnügen, die gewöhnlich unwirksam 
bleiben, und ist so beim besten Willen nicht im Stande, dem Kranken that- 
sächlich zu helfen. Ein zweites Beispiel gleicher Kategorie giebt ein Fall, 
w : o ein Weib zu mir schickte, w r eil es sich einen verrosteten Nagel in den 
Fuss getreten. Auch hier wäre bei völlig klarer Diagnose die Therapie stricte 
vorgeschrieben gewesen. Eine Desinfcction auf Distanz bleibt aber unmöglich, 
ebenso ist es undurchführbar, den Boten über das Wesen der Antisepsis im 
Rahmen der Besuchstunde hinreichend zu belehren. Man ist also trotz 
besseren Wissens genöthigt, sich auf die Verordnung indifferenter in vor¬ 
liegendem Falle antiphlogistischer Maassnahmen zu beschränken. Die Ver¬ 
abreichung der specifischen Heilmittel verbietet sich also in den geschil¬ 
derten Fällen von selbst. 

Die zweite Klasse der fraglichen Krankheitsbilder umfasst jene Fälle, 
bei denen aus der gegebenen anamnesen Symptomatik sowie aus der Unter¬ 
suchung beigebrachter Se- oder Excrete eine Diagnose mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeitsberechtigung erschlossen werden kann. Soll man hier 
differente Mittel in Anwendung bringen oder nicht? Auch hier mögen Bei- 
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spiele die Antwort geben. Eine beliebte Laiendiagnose in der Gegend, 
wo ich prakticirte, ist die sogenannte „Wassersucht.“ Drei Fälle solcher 
Art, die in kurzen Intervallen zu meiner Kenntniss kamen, sollen ad exem- 
plum näher beschrieben werden. Von einem an „Wassersucht“ leidenden 
Kranken kommt ein Bote zu mir. Anamnestisch erfahre ich, dass es sich 
um einen sechzigjährigen Holzhauer handle, der unter den Zeichen der 
Athemnoth, Irregularität des Pulses, Oedembildung an den unteren Extremi¬ 
täten erkrankte. Die Untersuchung des herbeigebrachten Harnes giebt leichte 
Eiweissreaction (Stauungsham), keinerlei für Veränderungen des Nieren¬ 
parenchyms charakteristische Befunde. Ich glaube nun aus den angeführten 
Momenten auf eine Herzmuskelinsufficienz als Ursache des Hydrops schliessen 
zu dürfen, und vermuthe mit Rücksicht auf das Alter des Patienten das Be¬ 
stehen einer Myodegeneratio cordis (sogenannte Myocarditis). Ich verordne 
Pulver von Campher mit Calomel aa 0,2 g dreimal täglich mit Erfolg, indem 
Patient nach Ablauf einer Woche völlig beschwerdefrei sich mir vorstellt. Die 
nunmehr vorgenommene Untersuchung des Patienten ergiebt negativen Befund, 
und muss ich annehmen mit meiner seinerzeitigen Vermuthungsdiagnose das 
Richtige getroffen zu haben. Dieser „Erfolg“ lässt mich den Beschluss fassen, 
in ähnlichen Fällen die Anwendung differenter Arzneistoffe weiter zu ver¬ 
suchen. Gelegenheit dazu findet sich bald. Es kommt wieder ein Bote von 
einem „Wassersüchtigen“. Athemnoth und Schwellung der Extremitäten bilden 
die Hauptbeschwerden. Kein Eiweiss im Harne nachweisbar. Ich vermuthe 
auch hier eine Herzinsufficienz als Ursache der vorhandenen Störungen und 
verordne zur Kräftigung des Herzmuskels und Anregung der Diurese wie im 
ersten Falle Campher mit Calomel. Nach zwei Tagen werde ich schleunigst zu¬ 
gleich mit dem Pfarrer zu dem betreffenden Kranken geholt, dessen Zustand 
sich stetig verschlimmert hat. Ich finde einen hochfiebemdcn, delirirenden 
Kranken, dessen Herz keinerlei Störungen diagnosticiren lässt. Vielmehr 
zeigt sich der ganze Zustand als durch eine von einer Wunde des rechten 
Fussrückens ausgegangene progrediente Phlegmone hervorgerufen, die zu all¬ 
gemeinen Drüsenanschwellungen, Fieber und Delirien, d. h. zu septischen Er¬ 
scheinungen geführt hatte. Sofortige Incision und verticale Suspension der 
erkrankten Extremität, innerlich grössere Cognacdosen lassen die septischen 
Erscheinungen schwinden, doch tritt ausgedehnte Nekrose der Haut über der 
bestandenen Phlegmone ein, die erst nach multiplen Transplantationen nach 
Thiersch und nach mehrwöchentlichem Krankenlager zur definitiven Abheilung 
kam. Mein diagnostischer und damit therapeutischer Irrthum in diesem Falle 
war durch den Umstand bedingt worden, dass der Bote den einseitigen Be¬ 
stand der Extremitätenschwellung zu betonen unterliess und allgemein von 
geschwollenen Füssen sprach und dass ich die Athemnoth, die sich als Folge 
einer seit Langem bestehenden Struma zeigte, als ein charakteristisches Sym¬ 
ptom der bestehenden Krankheit auffasste. Meine Begeisterung für die An¬ 
wendung anderer als indifferenter Verordnungen bei ähnlichen Fällen erlitt 
durch das citirte Vorkommniss eine bedeutende Abkühlung. Ganz abkommen 
von derartigen Versuchen liess mich aber doch erst die Erfahrung, die ich 
bei dem dritten mir bald nachher zur Kenntniss gebrachten Falle von Wasser¬ 
sucht sammeln konnte. 

Es handelte sich diesmal um ein jugendliches Individuum, das angeblich 
multiple Rheumatismen überstanden, von Zeit zu Zeit an Oedemen der Füsse 
leide, die besonders nach grösseren Märschen auftraten. Die Annahme eines 
Vitium cordis post polyarthritidem wäre hier sehr verlockend gewesen. Die¬ 
selbe wurde aber hinfällig durch die auf Ausfragen herausgepresste Aussage, 
dass vorwiegend der rechte Fuss anschwelle und beiderseitige Oedeme nur 
immer ausnahmsweise bestünden. Völlig im Unklaren über die Ursache 
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dieser Art „Wassersucht“, verordne ich Bettruhe und Hochlagerung der ge¬ 
schwollenen Extremitäten. Nach einiger Zeit kommt derselbe Patient, dessen 
Oedeme nach Befolgung der gegebenen Rathschläge regelmässig schwanden, 
wegen irgend eines Zeugnisses persönlich zu mir. Als Ursache der bestehenden 
temporären „Wassersucht“ finde ich das Bestehen beiderseitiger Plattfusse, 
rechts stärker als links, welches Leiden ich nun mehr einer chirurgischen 
Therapie zufuhre. 

Diese drei Fälle von sogenannter „Wassersucht“, deren gegebene Sym¬ 
ptomatologie und Anamnese immer gleich lautete und die trotzdem drei ganz 
verschiedene Ursachen hatten, geben die beste Illustration für die Wahr¬ 
scheinlichkeitsgrösse, mit der man aus solchen Angaben eine Diagnose stellen 
kann. Sie ergeben die Nothwendigkeit, niemals andere als indifferente Ver¬ 
ordnungen zu treffen, d. h. sich womöglich nur auf die Verordnung allgemeiner 
hygienisch-diätischer Maassnahmen zur Hintanhaltung des Hinzutrittes neuer 
Schädlichkeiten zu beschränken. Die Anwendung specifischer oder differenter 
Anordnungen bei derartigen Consultationen musste also im Principe aus¬ 
geschlossen werden und hoffe ich durch meinen Bericht alle in ähnliche 
Lagen kommende Collegen davor zu bewahren, erst auf dem Wege eigenen 
Experimentirens an ihren Kranken zu den gleichen Schlüssen zu kommen. 

Dass sich eine rein indifferente Therapie bei der dritten Klasse der¬ 
artiger Fälle, bei denen aus den gegebenen Momenten ein Anhaltspunkt für 
eine Diagnose überhaupt nicht gefunden werden kann, von selbst versteht, 
ist ersichtlich. Hierher gehört das ganze Heer der rheumatischen und 
gastrointestinalen Beschwerden. Die Verabreichung einer schmerzstillenden 
Einreibung in ersteren, eines Amarums in letzteren Fällen kann immerhin zu¬ 
gestanden werden. 

In dem bisher Gesagten habe ich nun den Bestand der ordinatio ruri 
absentibus aegris zur Kenntniss gebracht und die Stellung, die wir Aerzte 
gegenwärtig dazu nehmen müssen, genannt und begründet. Müssen wir 
heute auch noch mit diesem Unfuge als bestehend rechnen, müssen wir 
auch heute noch im Interesse der Kranken demselben durch Willfahren der 
hierbei verlangten Dienste Vorschub zu leisten scheinen, so dürfen wir doch 
keinen Augenblick vergessen, dass die Pflicht gegen uns und die Kranken 
es erfordert, mit allen Mitteln die Ausrottung dieser Zustände anzustreben. 
Unter diesen Mitteln dürfte das vornehmste das sein, das Publicum selbst 
aufzuklären über das Schädliche und Unzukömmliche dieser Art Hülfeleistungen. 
Der Weg, auf dem dies zu geschehen hätte, wäre Schule und Kanzel. Eine 
Hebung des Bildungsniveaus der unteren Volksschichten wäre der kürzeste 
Weg, der zum Ziele führte. Wir Aerzte können dazu nur in der Weise bei¬ 
tragen, dass unsere Standeskörperschaften bei den politischen Behörden dies¬ 
bezügliche Vorstellungen machen. 

Ein zweiter Weg, der, wenn auch keine Ausrottung, doch eine wesent¬ 
liche Einschränkung der genannten Consultationsart verspricht, ist die Auf¬ 
stellung des Grundsatzes, dass derartige Consultationen von der Partei 
ebenso zu honoriren seien, als wenn sie persönlich vorgesprochen hätte. 
Denn die Billigkeit, mit der die Leute zu derartigen Rathschlägen kommen, 
ist ein wesentlich unterstützendes Moment dieses Unfuges. 

Sodann wäre darauf hinzuarbeiten, dass dem Verschleisse von Medica- 
menten seitens der Apotheken direct an die Parteien durch Aufhebung des 
sogenannten Handverkaufes ein Ende gemacht werde. 

Die Lust zu curpfuschen seitens des Laienpublicums selbst ist durch 
Aufstellung warnender Exempel in Form des Abstrafenlassens einiger der¬ 
artiger Schuldiger herabzusetzen. 

Ein gemeinsames, einiges Vorgehen sämmtlicher Collegen durch Vor- 
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Schriften der betreffenden Körperschaften bei Gefahr disciplinaren Vorgehens 
ist festzusetzen, um zu verhindern, dass der gewissenlose, diesen Unfug 
weiter begünstigende College auf Kosten seines ehrlichen, derartige Hülfe- 
leistungen ablehnenden Nachbars seine Clientei vergrössere. 

Nur auf diese Weise kann eine Einschränkung, eventuell Ausrottung 
dieses uns Aerzte schwer schädigenden, unwürdigen Unfuges erhofft werden. 
Mögen die diesbezüglichen Schritte bald geschehen und zu gedeihlichem 
Ende führen! 

Ich bin mit meinen Ausführungen zu Ende. Die angegebenen Remedien 
sind Ausdruck meiner persönlichen Vorstellung über die Art des nöthigen 
Vorgehens. Vielleicht gelingt es anderen Collegen, andere und bessere Mittel 
ln Vorschlag zu bringen. Um dies zu können, ist es nöthig, sich mit der 
Frage, deren Regelung für viele Collegen von grosser Bedeutung ist, ernstlich 
zu beschäftigen, wozu vorliegendes Elaborat angeregt haben soll. 


Ein Besuch im Rikugun Djusen Byöin in Tokio und 
im Medical Missionary Society-Hospital in Canton. 

Von Dr. E. Rap polt in Hamburg. 


Es ist noch immer nicht genügend bekannt und gewürdigt, dass weit 
von uns entfernt im fernen Osten sich eine Cultur innerhalb weniger Jahrzehnte 
entwickelt hat, die auf dem besten Wege ist, den in Europa durch Jahr¬ 
hunderte lange Entwicklung mühsam erworbenen Höhepunkt zu erreichen. 

Als Illustration für diese Behauptung in ärztlicher und speciell in militär¬ 
ärztlicher Beziehung möge folgende kleine Skizze dienen, die durchaus keinen 
Anspruch auf eine ausführliche und auf ausgedehnten Beobachtungen beruhende 
Darstellung der einschlägigen Verhältnisse machen kann und soll. 

Ich beabsichtige damit nur die Eindrücke wiederzugeben, die ich in 
Tokio bei dem Besuche eines der grössten Militärhospitäler Japans empfangen 
habe, und füge des interessanten Gegensatzes halber die in Canton im Hos¬ 
pital der medicinischen Missionsgesellschaft gemachten Erfahrungen hinzu. 

Ich fand in Rikugun Djusen Byoin eine so liebenswürdige Aufnahme, 
wie sie bei uns in Deutschland in ähnlichen Fällen nur Trägem hervorragender 
Namen zu Theil wird. Diese Aufnahme verdankte ich neben der den Japanern 
angeborenen überaus grossen Höflichkeit der liebenswürdigen Einführung des 
Ophthalmologen Herrn T. Inouye in Tokio. Nachdem die Vorstellungsceremonie 
unter zahllosen tiefen Verbeugungen der Japaner, bei denen die Luft unter 
deutlich hörbarem Geräusch mit dem Munde eingeschlürft zu werden pflegt, 
durch Vermittelung des Herrn Tatsuschich Inouye jun. vollzogen war, begann 
der Rundgang unter Führung des Chefarztes Herrn Matsushima, eines älteren 
höheren Militärarztes, der in seiner kleidsamen schwarzen Uniform recht 
martialisch aussah. In seiner Begleitung befanden sich mehrere jüngere, gleich¬ 
falls uniformirte Collegen, deren Uniform lebhaft an die unserer schwarzen 
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Husaren erinnerte. Zunächst besuchten wir mehrere Officiere, von denen die 
meisten nicht wegen ihrer Verwundungen, sondern w egen verschiedener acci- 
denteller Krankheiten im Hospital lagen. Jeder von ihnen hatte sein eigenes 
Zimmer, das im Wesentlichen ganz das Aussehen eines Einzelkrankenzimmers 
unserer Hospitäler der gleichen Gattung hatte. Unser Besuch wurde von den 
Officieren mit dem stereotypen japanischen Lächeln entgegen genommen, das 
auch die japanischen Collegen fast beständig zur Schau trugen. 

Die Patienten waren hier grösstentheils in der Reconvalescenz, doch 
sah man ihnen theilweise noch an, dass sie recht schwere Leiden durch¬ 
gemacht hatten. 

Weit interessanter war der Besuch bei den Mannschaften, die ausschliess¬ 
lich in Baracken untergebracht waren. 

Die einzelnen Baracken befinden sich in einem überaus geschmackvoll 
und anmuthig angelegten Garten japanischen Stiles. In demselben gingen 
die nicht mehr bettlägerigen Kranken ganz in der Weise und in ähnlicher 
Tracht wie die reconvalescenten Soldaten bei uns unter dem Schatten der 
in schönster, rosa Blüthe befindlichen Kirschbäume, sowie der herrlichsten 
Cryptomerien spazieren. Die Baracken waren einfach, aber äusserst sauber 
gehalten. Auffallend war das Ueberwiegen der Holzconstruction gegenüber 
der steinernen. Dass dies seinen guten Grund hatte, sah man an den zahl¬ 
reichen frisch vertünchten Rissen in den Mauern, die von den letzten Erd¬ 
beben, von denen Tokio so oft heimgesucht wird, herrührten. Eine Anzahl 
Baracken, die erst kürzlich in Folge der vermehrten Thätigkeit während des 
Krieges provisorisch errichtet waren, bestanden ganz und gar aus Holz. In 
den Baracken befanden sich circa 500 Soldaten, ausschliesslich verwundete 
oder verwundet gewesene, resp. reconvalescente. 

Fast auf jedem Bette lagen je zwei von malkundigen Soldaten an¬ 
gefertigte Aquarelle, von denen eines den betreffenden Patienten mit seinen 
Wunden bei der Aufnahme, und das andere denselben mit den Narben nach 
erfolgter Heilung darstellte. Die Bilder waren natürlich vom künstlerischen 
Standpunkte aus nicht immer tadellos ausgeführt, aber doch im Ganzen recht 
zweckentsprechend und durchaus nicht in dem Stile der japanischen Kriegs¬ 
bilder, wie sie neuerdings so massenhaft von Japan aus auf den europäischen 
Markt geworfen w'orden sind. Sie gaben vielmehr, wie ich mich verschiedentlich 
durch den Vergleich mit dem betreffenden Patienten überzeugte, die Art der 
Wunden, resp. Narben gut und deutlich wieder. Neben diesen Aquarellen, 
lag auf jedem Bette eine Geschichte der Verwundung des betreffenden Sol¬ 
daten sowie eine Temperaturtabelle. Die interessanteren Krankengeschichten 
wurden mir von den japanischen Collegen durch Vermittelung meines Dol¬ 
metschers mitgetheilt. 

Leider waren weder die japanischen Militärärzte im Stande, genügend 
deutsch sprechen zu können, noch ich genügend japanisch, um eine directe 
Verständigung zu ermöglichen. 

Wir gelangten unter anderen bei unserem Rundgang zu einem Soldaten, 
den man auf den ersten Blick für einen deutschen Studenten hätte halten 
können. Er hatte auf dem Kopfe und in dem Gesichte mehrere so kunst¬ 
gerechte Quarten, Terzen und Durchzieher, dass ihn gewiss mancher junge 
Fuchs darum beneidet haben würde. Dieser Soldat mit den schönen 
Schmissen hatte übrigens, wie mir mitgetheilt wurde, und wie ich mich auch 
persönlich überzeugte, nicht weniger als 28 Verwundungen erlitten und zwar 
fast ausschliesslich solche mit Hieb- und Stichwaffen. Einer der Stiche war 
vom am Halse unmittelbar neben der Luftröhre eingedrungen, um hinten 
am Nacken wieder herauszukommen. Man hatte diesen Soldaten ursprüng¬ 
lich für todt gehalten und erst bei dem Transport der vermeintlichen Leiche 
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bemerkt, dass der Mann noch lebe. Jetzt ist er natürlich der Renommirpatient 
des Hospitals und in ganz Japan ein berühmter Mann geworden. Vor einiger 
Zeit hat ihn sogar die Kaiserin besucht und ihm grosse Auszeichnungen 
persönlich überbracht. Ausser diesem Renommirpatienten sah ich noch manche 
andere interessante Fälle; vielfach hatten nicht die feindlichen Geschosse 
oder Schwerter den Schaden verursacht, sondern vielmehr die Kälte. Dass 
Leute mit amputirten Gliedern nicht fehlten, ist selbstverständlich; im Ganzen 
sah ich weniger, als ich erwartet hatte. Es wurden mir auch einige künst¬ 
liche Beine gezeigt, die, wie mir ausdrücklich auf meine Frage versichert 
wurde, in Japan hergestellt waren, wie denn überhaupt in dem ganzen Hospital 
kaum ein Stück zu finden war, das nicht in Japan selber gemacht war. Der 
ganze Krankenapparat vom Krankenbett bis zu den künstlichen Beinen und 
Augen schien sich mir bei meiner naturgemäss nicht allzu eingehenden Be¬ 
sichtigung in nichts von dem in Europa üblichen zu unterscheiden. 

Ich hatte erwartet, im Allgemeinen ausgedehntere Narben zu finden, da 
doch die äusseren Umstände, unter denen die Verwundeten sich wenigstens 
in der ersten Zeit nach der Verwundung befanden, für die Wundheilung nicht 
immer die günstigsten gewesen sein mochten. Doch fand ich die Narben 
meistens nur von geringer Ausdehnung und selten so, dass die Beweglichkeit 
der Glieder darunter gelitten hatte. Nur eine einzige allerdings colossale 
Narbe an der Schulter bekam ich zu sehen, die aber nicht die Folge einer 
Verwundung, sondern einer Verbrennung war. Es mag ja sein, dass von den 
Schwerverwundeten die Mehrzahl starb, so dass ich aus diesem Grunde nur 
wenig ausgedehnte Narben zu sehen bekam, immerhin erhielt ich den Ein¬ 
druck, dass bei weniger guter ärztlicher Behandlung wohl mancher Verwundete 
anders ausgesehen haben würde. 

Als wir den Operationsraum passirten, war einer der Collegen dort gerade 
im Begriff, eine kleine plastische Operation am Halse unter Cocainanästhesie 
auszufuhren, wie er mir in gutem Deutsch auf meine durch den Dolmetscher 
gemachte japanische Anfrage erwiderte; dies war übrigens der einzige von den 
Aerzten des Hospitals, die ich kennen lernte, der deutsch sprach. 

Erwähnenswerth ist noch ein Patient, dem eine Gewehrkugel unter 
totaler Zertrümmerung des Augapfels in die linke Augenhöhle gedrungen 
w r ar. Die Kugel hatte man im Lazareth entfernt und in die von den Resten 
des zertrümmerten Auges befreite Augenhöhle ein in Japan verfertigtes und, 
wie ich mich überzeugte, tadelloses künstliches Auge eingesetzt. Die Kranken¬ 
geschichte dieses Soldaten wurde mir von dem Chefarzt auf dem erwähnten 
indirecten Wege mitgetheilt „ indem er unter Verstärkung des beständig auf 
seinen Gesichtszügen ruhenden Lächelns zur grossen Heiterkeit des gesammten 
japanischen Auditoriums hinzufugte: Bei diesem Soldaten hätte sich also das 
Auge durch den bösen Feind in ein Geschoss verwandelt, die Kunst der 
Aerzte aber hätte das Geschoss nunmehr wieder von neuem in ein Auge ver¬ 
wandelt. Dieses an und für sich so harmlose, aber für die humoristische, 
um nicht zu sagen naive Lebensanschauung der Japaner so charakteristische 
Intermezzo brachte mir erst wieder recht zum Bew-usstsein, dass ich mich in 
Japan befände, was ich angesichts der meisten den unserigen nahezu gleichen 
Einrichtungen des Krankenhauses beinahe vergessen hatte. 

Der Abschied war wieder sehr feierlich und ceremoniell. Es wurde 
Thee servirt und dazu Cigarren gereicht. Herr Matsushima Hess mir sein 
Bedauern übermitteln, dass er nicht im Stande gewesen wäre, mir etw r as 
Besseres zeigen zu können. Die Regierung hätte bereits beschlossen, ein 
neues und schöneres Militärhospital in Tokio zu bauen, doch sei die Aus¬ 
führung des Baues in Folge von Erdbeben und durch den Ausbruch des 
Krieges sehr verzögert, er hoffe, falls ich einmal wieder nach Tokio kommen 
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sollte, mir etwas Besseres zeigen zu können. Ich war von dem Gesehenen 
vollauf befriedigt und Hess den japanischen Militärärzten meine volle An¬ 
erkennung und Dank für die liebenswürdige Führung übermitteln, woräuf wir 
uns unter zahllosen landesüblichen Verbeugungen von einander trennten. 

Unwillkürlich drängt sich mir der Vergleich mit den in China gewonnenen 
Eindrücken in Bezug auf Hospitalverhältnisse auf. Ich muss gestehen, dass 
ich aus eigener Anschauung nur ein einziges chinesiches Krankenhaus, nämlich 
das Missionshospital in Canton kennen lernte. Das Alice Memorial Hospital 
in Honkong, das ich gleichfalls besichtigte, beherbergt zwar ausschliesslich 
chinesische Patienten, auch die Hausärzte, Studenten und das niedere Sanitäts¬ 
personal besteht durchweg aus Chinesen, aber die ärztliche Oberleitung liegt 
doch in den Händen von englischen Collegen. Allerdings giebt es meines 
Wissens ausschliesslich unter chinesischer Leitung stehende Hospitäler, 
wenigstens solche, die w’ir selbst bei den mässigsten Ansprüchen noch als 
Hospitäler bezeichnen würden, überhaupt nicht. Das Alice Memorial Hospital 
kann aber eigentlich nicht als ein chinesisches Hospital mehr bezeichnet 
werden, da hier die gesammten Verhältnisse denen anderer Krankenhäuser 
der englischen Colonien im Osten analoge sind. Auch im Missionshospital 
in Canton ruht die ärztliche Oberleitung in den Händen von Europäern, resp. 
Amerikanern, vor allen bei dem überaus liebenswürdigen Missionsarzte Herrn 
Dr. Kerr, der mich in seinem jovialen Wesen lebhaft an meinen chirurgischen 
Lehrer, den kürzlich verstorbenen Professor Thiersch, dem er auch äusserlich 
sehr ähnlich sieht, erinnerte. Doch ist der Gesammteindruck des Missions¬ 
hospitals ein wesentlich verschiedener, und wenn ich so sagen darf, mehr 
chinesischer als der des erwähnten Krankenhauses in Honkong. Wenn man 
nun an das Missionshospital einen ganz europäischen Maassstab anlegen 
wollte, würde man allerdings zu keinem sehr günstigen Resultate kommen. 
Bedenkt man aber, welch unüberwindliche Abneigung die Chinesen gegen 
alle europäische Cultur, besonders der europäischen Medicin gegenüber be¬ 
sitzen, berücksichtigt man ferner, welch beschränkte Mittel für das Hospital 
zu Gebote stehen, so erscheint die Sache in ganz anderem Lichte. Der 
Hauptunterschied gegen unsere Hospitäler ist neben dem Mangel an Comfort, 
Luft, Licht und Reinlichkeit der, dass die Kranken sich ihre eigenen Betten, 
die naturgemäss nicht immer von der delicatesten Beschaffenheit sind, mit¬ 
bringen und selber gewässermaassen im Krankenhause Wirthschaft fuhren. 
Vielfach zieht die ganze Familie mit dem Kranken ins Hospital und erhält 
dort einen Raum angewiesen, wo das Leben dann ganz in derselben Weise 
vor sich geht wie zu Hause, auch für die Küche hat jeder Kranke resp. dessen 
Angehörige selbst zu sorgen. Von einer rationellen Desinfection und Kranken¬ 
pflege kann natürlich unter diesen Umständen keine Rede sein. Ich war nur 
zu kurze Zeit anwesend und kann die inneren Verhältnisse im Hospital zu 
wenig übersehen, um ein maassgebendes Urtheil zu fällen. Doch konnte ich 
mich des Eindrucks nicht erw ehren, dass etwas mehr Sauberkeit selbst unter 
diesen Umständen zu erzielen möglich gewesen wäre. Wie dem auch sei, 
immerhin wird durch das Hospital unendlich viel Gutes für die Chinesen 
gethan, namentlich in chirurgischer [Beziehung, in der die Chinesen noch 
weniger leisten als in der inneren Medicin, womit ich etwa nicht behaupten 
will, dass sie in letzterer etwas leisten. Eine der häufigsten Operationen, die 
in Canton ausgeführt werden, ist die Entfernung von Blasenstein, sei es 
durch Lithotomie oder durch Lithotripsie. Herr Dr. Kerr verfügt über eine 
Sammlung von Blasensteinen, wie sie w r ohl kaum die grösste chirurgische 
Universitätsklinik bei uns besser aufweist. Ueber die Entstehungsursache 
der auffallend häufig in Canton vorkommenden Blasensteine vermochte Herr 
Dr. Kerr mir keine näheren Angaben zu machen. Chemisch bestehen die 


Digitized by tjOOQLe 



Correspondenz. 


401 


Steine fast ausschliesslich aus Uraten. Während meiner Anwesenheit im 
Hospital vollfuhrte Dr. Kerr mit grosser Sicherheit und Eleganz bei einem 
jugendlichen Chinesen den tiefen Blasenschnitt und extrahirte einen etwa 
kiebitzeigrossen Uratstein. 

Mit dem Hospital ist eine chinesiche Medicinschule verbunden, in der 
einige zwanzig junge Chinesen und Chinesinnen in europäischer Medicin 
unterrichtet werden. Es ist zu bewundern, wie die Missionsärzte hier unter 
so schwierigen Verhältnissen mit relativ geringem Material und Mitteln zu 
arbeiten verstehen. Allein die Schwierigkeiten, die durch die Sprach- 
verhältnisse bedingt sind, sind schon ungeheure. Vielfach sind von den Missio¬ 
nären englische medicinische Lehrbücher ins Chinesische übersetzt, um auch 
den nicht englisch sprechenden Chinesen das Studium der europäischen 
Medicin zugänglich zu machen, t)ass das Unterrichtsmaterial an Modellen, 
Wandtafeln etc. nicht das allermodemste ist, ist selbstverständlich, trotzdem 
schien es mir fleissig benutzt zu w r erden. 

Zum Abschied überreichte mir Dr. Kerr den Jahresbericht der Medical 
Missionary Society in China für 1894, 1 ) sowie eine kleine illustrirte Broschüre; 
in der letzteren befinden sich alle mögliche, zum Theil auch unmögliche 
chirurgische Leiden in chinesischem Stile und zum Theil recht drastischer 
Darstellungsweise abgebildet und zwar dasselbe Leiden stets vor und nach 
der Operation. Diese Broschüre dient als Agitationsmittel für europäische 
Medicin unter den Chinesen. 

Dies sind im Wesentlichen die Eindrücke, die ich von dem Stande 
der europäischen Medicin in China resp. in Canton erhielt. Dass diese im 
Vergleich zu der ungeheuren Bevölkerung Cantons geringe Verbreitung 
europäischer Medicin nach dem Innern Chinas zu rasch abnimmt, um sehr 
bald ganz zu verschwinden, brauche ich kaum noch hinzuzufügen. Einen 
weiteren Vergleich mit den in Japan gewonnenen Eindrücken zu machen, 
hiesse Eulen nach Athen tragen. 

l ) „Der Jahresbericht der Medical Missionary Society in China für das Jalir 
1894“ giebt die Zahl der im Canton Hospital poliklinisch behandelten Patienten 
auf 19473 an, die der klinisch behandelten auf 1234. — 827 chirurgische Operationen 
wurden ausgeführt, sowie 394 Besuche im Hause der Patienten gemacht. Ausserdem 
unterhält die Gesellschaft noch fünf Polikliniken in Canton und Umgegend, die zu¬ 
sammen 19500 Patienten behandelten, 1154 chirurgische Operationen ausführten und 
1131 Patienten ärztliche Hülfe im Hause leisteten. Die Medicinschule in Canton 
wurde von 17 männlichen und 9 weiblichen Schülern besucht, von denen 6 männ¬ 
liche und 4 weibliche die Schlussprüfung bestanden und ein Diplom erhielten. 

Besondere Anerkennung verdient die geburtshülfliehe Thätigkeit der Missions¬ 
ärztinnen und ihrer chinesischen Schülerinnen. Die chinesischen Aerzte machen, wie 
der Bericht hervorhebt, überhaupt keinen Anspruch darauf, etwas von Geburtshülfe 
zu verstehen, und werden auch thatsächlich kaum zu geburtshülflichen Fällen geholt. 
Ist dies gelegentlich doch der Fall, so fühlen sie wohl den Puls und überlassen im 
Uebrigen die hülflose Kreissende den Händen ihrer ebenso hülflosen und unwissenden 
Umgebung. Dass unter diesen Umständen die Chinesen, wenn auch langsam, die 
Wohlthaten einer rationellen Geburtshülfe zu würdigen wissen, beweist die Zunahme 
der geburtshülflichen Fälle des Berichtes von 6 im Jahre 1884 auf 162 im Jahre 1894. 


Digitized by 


Google 



402 


Gesetzgebung und Rechtsprechung. 


Gesetzgebung und Rechtsprechung. 


Gesetzgebung. 

* 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend die ärztlichen 
Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kassen der 
Aerztekammern. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc., verordnen 
mit Zustimmung beider Häuser des Landtags für den Umfang der Monarchie, 
was folgt: 

I. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen. 

§ i. Für den Bezirk jeder Aerztekammer wird ein ärztliches Ehren¬ 
gericht, für den Umfang der Monarchie ein ärztlicher Ehrengerichtshof gebildet. 

§ 2. Die Zuständigkeit des Ehrengerichts erstreckt sich auf die appro- 
birten Aerzte mit Ausnahme: 

1. der beamteten Aerzte, 

2. der Sanitätsofficiere, 

3. der Sanitätsofficiere des Beurlaubtenstandes während ihrer Ein¬ 
ziehung zur Dienstleistung. 

§ 3. Das Ehrengericht hat die Aufrechterhaltung der ärztlichen Standes¬ 
ehre und insbesondere die Erfüllung der ärztlichen Berufspflichten zu über¬ 
wachen. 

Zu diesem Zwecke hat das Ehrengericht 

1. die ehrengerichtliche Strafgewalt zu handhaben, 

2. die Beilegung von Streitigkeiten zu vermitteln, welche sich aus dem 
ärztlichen Berufsverhältnisse zwischen Aerzten oder zwischen einem 
Arzte und einer anderen Person ergeben. 

Bei Streitigkeiten zwischen einem Arzte und einer anderen Per¬ 
son findet das ehrengerichtliche Vermittelungsverfahren nur auf An¬ 
trag der letzteren statt. 

§ 4. Kommen in Bezug auf einen der in § 2 No. 1—3 bezeichneten 
Aerzte Thatsachen zur Kenntniss des Ehrengerichts, welche, wenn sie in Be¬ 
zug auf einen anderen Arzt vorlägen, ein ehrengerichtliches Verfahren nach 
sich ziehen würden, so hat das Ehrengericht hiervon der Vorgesetzten Dienst¬ 
behörde des Arztes unter Uebersendung der Verhandlungen zur weiteren 
Veranlanlassung Mittheilung zu machen. 

§ 5. Die örtliche Zuständigkeit des Ehrengerichts ist begründet, wenn 
der Arzt, gegen welchen das ehrengerichtliche Strafverfahren oder der An¬ 
trag auf ehrengerichtliche Vermittelung gerichtet ist, zur Zeit der Erhebung 
der Klage oder der Einreichung des Antrags in dem Bezirke der Aerzte¬ 
kammer seinen Wohnsitz oder in Ermangelung desselben seinen Aufent¬ 
halt hatte. 


Digitized by Google 



Gesetzgebung und Rechtsprechung. 


403 


Streitigkeiten über die Zuständigkeit eines Ehrengerichts werden von 
dem Ehrengerichtshof endgültig entschieden. 

Wenn der Ehrengerichtshof das Vorhandensein von Gründen anerkennt, 
aus welchen die Unbefangenheit des Ehrengerichts bezweifelt werden kann, 
so tritt an die Stelle des letzteren ein anderes, von dem Ehrengerichtshof 
zu bezeichnendes Ehrengericht. 

§ 6. Das Ehrengericht beschliesst und entscheidet nach absoluter Stim¬ 
menmehrheit in der Besetzung von fünf Mitgliedern. 

Die Beschlüsse des Ehrengerichts können mittelst schriftlicher Abstim- 
mung gefasst werden, sofern nicht ein Mitglied mündliche Verhandlung 
verlangt. 

Die bei einer Angelegenheit betheiligten Mitglieder des Ehrengerichts 
sind bei einer Beschlussfassung oder Entscheidung über dieselbe ausgeschlos¬ 
sen und werden durch Stellvertreter ersetzt. 

In den Fällen des § 3 No. 2 kann das Ehrengericht die Vermittelung 
einzelnen seiner Mitglieder übertragen. 

§ 7. Das Ehrengericht besteht: 

1. aus dem Vorsitzenden, dem stellvertretenden Vorsitzenden und zwei 
anderen Mitgliedern des Vorstandes der Aerztekammer. Der Vor¬ 
stand wählt die letzteren für die Dauer ihrer Amtszeit und bestimmt 
die Reihenfolge, in welcher die übrigen Mitglieder des Vorstandes 
als Stellvertreter zu berufen sind; 

2. aus einem von dem Vorstande der Aerztekammer für die Dauer 
seines Hauptamts gewählten richterlichen Mitgliede eines ordent¬ 
lichen Gerichts. 

Das richterliche Mitglied des Ehrengerichts erhält, neben einer Ver¬ 
gütung aus der Kasse der Aerztekammer, Tagegelder und Reisekosten für 
Dienstreisen nach den ihm in seinem Hauptamte zustehenden Sätzen; im 
Uebrigen werden die Geschäfte des Ehrengerichts von den Mitgliedern un¬ 
entgeltlich geführt; baare Auslagen werden ihnen jedoch erstattet. 

§ 8. Den Vorsitz des Ehrengerichts führt der Vorsitzende des Vor¬ 
standes der Aerztekammer und bei seiner Verhinderung der stellvertretende 
Vorsitzende. 

Der Vorsitzende vertritt das Ehrengericht nach aussen und vollzieht die 
vorf demselben auszustellenden Urkunden im Namen desselben. Er beruft 
die Sitzungen und ist verpflichtet, die Beschlüsse und Entscheidungen des 
Ehrengerichts zur Ausführung zu bringen. 

§ 9. Die Aerzte im Bezirke des Ehrengerichts sind verpflichtet, auf die 
im Vermittelungsverfahren (§ 3 No. 2) an sie ergehenden Ladungen zu er¬ 
scheinen, die verlangten Aufschlüsse zu ertheilen und den zu diesem Zwecke 
erlassenen Anordnungen des Ehrengerichts und seiner beauftragten Mitglieder 
Folge zu leisten. 

Zur Erzwingung einer solchen Anordnung können Geldstrafen bis zum 
Gesammtbetrage von 300 Mark festgesetzt werden. Der Festsetzung einer 
Strafe muss deren schriftliche Androhung vorangehen. 

Gegen die Anordnungen oder Straffestsetzungen eines beauftragten Mit¬ 
gliedes des Ehrengerichts findet Beschwerde an das Ehrengericht statt. 

Die nach Absatz 1 an die im § 2 No. 1—3 genannten Aerzte ergehen¬ 
den Ladungen oder sonstigen Anordnungen sind der Vorgesetzten Dienst¬ 
behörde des Arztes mit dem Ersuchen um Zustellung zu übermitteln. Die 
Vorschriften der Absätze 1—3 bleiben ausser Anwendung, wenn die Vor¬ 
gesetzte Dienstbehörde des Arztes gegen die Ladung oder die sonst ge¬ 
troffene Anordnung Einspruch erhebt. 
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§ io. Gerichts- und Verwaltungsbehörden sind, soweit ein dienstliches 
Interesse nicht entgegensteht, verpflichtet, auf Ersuchen des Ehrengerichts 
oder seiner beauftragten Mitglieder behufs Aufklärung des Thatbeständes 
Auskunft zu ertheilen. 

Das Ehrengericht und seine beauftragten Mitglieder sind berechtigt, 
auch die Ortspolizeibehörden um Auskunft oder um protokollarische Ver¬ 
nehmung von Personen zu ersuchen. 

Das Recht, Zeugen oder Sachverständige eidlich zu vernehmen oder 
die Gerichte um Vernehmung von solchen zu ersuchen, steht dem Ehren¬ 
gericht und seinen beauftragten Mitgliedern nur im förmlichen ehrengericht¬ 
lichen Strafverfahren zu. 

§ ii. Die allgemeine Staatsaufsicht über den Geschäftsbetrieb des 
Ehrengerichts führt der Oberpräsident. 

Im ehrengerichtlichen Strafverfahren wird derselbe durch einen Von ihm 
dauernd oder für den einzelnen Fall bestellten Beauftragten vertreten. 

§ 12. Die Schriftstücke der Ehrengerichte und ihrer beauftragten Mit¬ 
glieder, sowie die an diese gerichteten Schriftstücke sind, soweit sie nicht 
eine Beurkundung von Rechtsgeschäften enthalten, frei von Gebühren und 
Stempeln. 

§ 13. Der Vorsitzende des Ehrengerichts hat alljährlich dem Ober¬ 
präsidenten einen schriftlichen Bericht über die Thätigkeit des Ehrengerichts 
zu erstatten. 

II. Abschnitt. Ehrengerichtliches Strafverfahren. 

§ 14. Jeder Arzt ist verpflichtet, seine Berufsthätigkeit gewissenhaft 
auszuüben und durch sein Verhalten in Ausübung des Berufs, sowie ausser¬ 
halb desselben sich der Achtung und des Vertrauens würdig zu zeigen, welche 
der ärztliche Beruf erfordert. 

Ein Arzt, welcher diese Pflichten verletzt, hat ehrengerichtliche Be¬ 
strafung verwirkt. 

§ 15. Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldstrafe bis 3000 Mark, 

4. zeitweise oder dauernde Entziehung des aktiven und passiven 
Wahlrechts zur Aerztekammer. 

Verweis, Geldstrafe und Entziehung des Wahlrechts können — mit Aus¬ 
nahme der Fälle des § 16 — gleichzeitig als Strafe ausgesprochen werden. 

In besonders geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der ehren¬ 
gerichtlichen Entscheidung erkannt werden. 

Die Veröffentlichung erfolgt durch die von dem Ehrengericht alljährlich 
bestimmten Blätter, falls das Ehrengericht nicht in dem einzelnen Falle eine 
andere Art der Veröffentlichung für angemessen erachtet. Die Kosten der 
Veröffentlichung gehören zu den Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens. 

§ 16. Wegen Handlungen, welche ein Arzt vor Erlangung seiner Appro¬ 
bation begangen hat, ist ein ehrengerichtliches Verfahren nur zulässig, wenn 
die Handlungen die dauernde Entziehung des Wahlrechts zur Aerztekammer 
zu begründen geeignet sind. 

§ 17. Ist gegen einen Arzt wegen einer strafbaren Handlung die öffent¬ 
liche Klage erhoben oder das Verfahren auf Zurücknahme der Approbation 
eingeleitet, so ist während der Dauer jenes Verfahrens wegen der nämlichen 
Thatsachen das ehrengerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen und das er- 
öffnete auszusetzen. 
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Ist im ehrengerichtlichen Verfahren auf Freisprechung oder auf Ein¬ 
stellung des Verfahrens erkannt oder ist das Verfahren auf Zurücknahme der 
Approbation eingestellt, so findet wegen derjenigen Thatsachen, welche in 
dem vorangegangenen Verfahren zur Erörterung gelangt sind, ein ehren¬ 
gerichtliches Verfahren nur insofern statt, als diese Thatsachen an sich und 
unabhängig von dem Thatbestande einer im Strafgesetze vorgesehenen Hand¬ 
lung oder des § 53 der Reichsgewerbeordnung die ehrengerichtliche Be¬ 
strafung begründen. 

Ist im gerichtlichen Strafverfahren eine Verurtheilung ergangen, auf 
Grund deren die Verwaltungsbehörde die Approbation nicht oder nur auf 
Zeit zurüknehmen kann (§ 53 der Reichsgewerbeordnung), so beschliesst 
das Ehrengericht, ob ausserdem das ehrengerichtliche Verfahren zu eröffnen 
oder fortzusetzen ist. 

Wird nach Eröffnung oder Aussetzung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
die Approbation des Angeschuldigten dauernd zurückgenommen, so ist das 
ehrengerichtliche Verfahren einzustellen. Veröffentlichung des Einstellungs¬ 
beschlusses ist nach Maassgabe des Schlusssatzes im § 15 zulässig. 

Kann im gerichtlichen Strafverfahren eine Hauptverhandlung nicht statt¬ 
finden, weil der Angeklagte abwesend ist, so findet die Vorschrift des Ab¬ 
satzes 1 keine Anwendung. 

§ 18. Warnung, Verweis und Geldstrafen bis zu 300 Mark können nach 
Anhörung des Beauftragten des Oberpräsidenten (§ n Absatz 2) ohne förm¬ 
liches ehrengerichtliches Verfahren durch Beschluss des Ehrengerichts ver¬ 
hängt werden. 

In jedem Falle ist jedoch der Angeschuldigte über die ihm zur Last 
gelegte Verfehlung zu hören. 

Dem Angeschuldigten und dem Beauftragten des Oberpräsidenten steht 
das Recht zu, vor der Beschlussfassung auf Eröffnung des förmlichen ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens anzutragen. Die Ablehnung dieses Antrages ist nur 
bei gleichzeitiger Einstellung des nicht förmlichen ehrengerichtlichen Ver¬ 
fahrens zulässig. 

§ 19. Ein nach § 18 Absatz 1 gefasster Beschluss ist in schriftlicher 
mit Gründen versehener Ausfertigung dem Angeschuldigten und dem Beauf¬ 
tragten des Oberpräsidenten zuzustellen. 

Beiden Theilen steht die Beschwerde an den Ehrengerichtshof zu. 

Die Beschwerdefrist beträgt vier Wochen und beginnt mit der Zustellung 
des Beschlusses. 

§ 20. Das förmliche ehrengerichtliche Verfahren besteht in Vorunter¬ 
suchung und Hauptverhandlung. 

§ 21. Die Voruntersuchung wird durch einen Beschluss des Ehrengerichts 
eröffnet, in welchem die dem Angeschuldigten zur Last gelegten Verfehlungen 
aufzuführen sind. 

Ausserdem ist in dem Beschlüsse der Untersuchungscommissar und der 
Vertreter der Anklage zu benennen. 

§ 22. Als Untersuchungscommissar ist in der Regel das richterliche 
Mitglied des Ehrengerichts zu bestellen. 

§ 23. Die Anklage vertritt der Beauftragte des Oberpräsidenten (§ 11 
Absatz 2). 

§ 24. Die Eröffnung der Voruntersuchung kann von dem Ehrengerichte 
sowohl aus rechtlichen, als aus thatsächlichen Gründen abgelehnt werden. 

Gegen den ablehnenden Beschluss steht dem Vertreter der Anklage 
binnen vier Wochen die Beschwerde an den Ehrengerichtshof zu. 
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Gegen den die Voruntersuchung eröffnenden Beschluss steht binnen 
vier Wochen dem Angeschuldigten die Beschwerde an den Ehrengerichtshof 
nur wegen Unzuständigkeit oder Befangenheit des Ehrengerichts zu. 

§ 25. In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte unter Mittheilung 
des Eröffnungsbeschlusses vorgeladen und, wenn er erscheint, gehört. 

Die Zeugen und Sachverständigen werden vernommen und die zur Auf¬ 
klärung der Sache dienenden sonstigen Beweise erhoben. 

Die Zeugen und Sachverständigen sind zu beeidigen, wenn ihre Aus¬ 
sagen für die Beurtheilung der Sache erheblich erscheinen und ihre Be¬ 
eidigung zulässig ist. Die Beeidigung erfolgt nach der Vernehmung; im 
Uebrigen finden auf das Verfahren bei der Vernehmung von Zeugen und 
Sachverständigen, sowie bezüglich des Rechts zur Verweigerung des Zeug¬ 
nisses oder Gutachtens und bezüglich der Zeugen- und Sachverständigen¬ 
gebühren die Vorschriften des sechsten und siebenten Abschnitts des ersten 
Buchs der Reichsstrafprocessordnung vom i. Februar 1877 (§§ 48, 49, 
51—57, 58 Absatz 1, 59—64, 66—68, 70, 71 Absatz 2, 72—80) entsprechende 
Anwendung. 

Erscheint ein ordnungsmässig geladener Zeuge oder Sachverständiger 
nicht oder verweigert derselbe ohne gesetzlichen Grund seine Aussage, so 
ist der Untersuchungscommissar berechtigt, das zuständige Amtsgericht um 
dessen eidliche Vernehmung zu ersuchen. 

Auf das Ersuchen finden die Vorschriften der §§ 158—160, 166 des Ge¬ 
richtsverfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877 entsprechende Anwendung. 

Die Vorschriften der Absätze 4 und 5 finden auch Anwendung, wenn 
der Untersuchungscommissar wegen weiter Entfernung des Wohn- oder Auf¬ 
enthaltsorts des Zeugen oder Sachverständigen das zuständige Amtsgericht 
um Vernehmung desselben ersucht. 

§ 26. Ueber jede Untersuchungshandlung ist unter Zuziehung eines ver¬ 
pflichteten Protokollführers ein Protokoll aufzunehmen. 

Die Verpflichtung erfolgt mittels Handschlags an Eidesstatt. 

§ 27. Der Vertreter der Anklage ist berechtigt, von dem Stande der 
Voruntersuchung durch Einsicht der Acten jederzeit Kenntniss zu nehmen und 
die ihm geeignet erscheinenden Anträge zu stellen. 

Weigert sich der Untersuchungscommissar, einem Anträge auf Ergänzung 
der Voruntersuchung stattzugeben, so ist die Entscheidung des Ehrengerichts 
einzuholen. 

§ 28. Erachtet der Untersuchungscommissar den Zweck der Vorunter¬ 
suchung für erreicht, so übersendet er die Verhandlungen dem Ehrengericht, 
welches dieselben, wenn es die Voruntersuchung für abgeschlossen hält, dem 
Vertreter der Anklage zur Stellung seiner Anträge vorlegt. 

Der Angeschuldigte ist hiervon zu benachrichtigen. 

§ 29. Der Vertreter der Anklage hat alsdann bei dem Ehrengericht 
entweder die Einstellung des Verfahrens oder unter Einreichung einer An¬ 
klageschrift die Anberaumung einer Sitzung zur Hauptverhandlung zu be¬ 
antragen. 

Die Anklageschrift hat die dem Angeschuldigten zur Last gelegte Pflicht¬ 
verletzung durch Angabe der sie begründenden Thatsachen zu bezeichnen 
und, soweit in der Hauptverhandlung Beweise erhoben werden sollen, die 
Beweismittel anzugeben. 

§ 30. Die Einstellung des ehrengerichtlichen Verfahrens erfolgt durch 
Beschluss des Ehrengerichts. 

Ausfertigung des mit Gründen zu versehenden Einstellungsbeschlusses 
ist dem Angeschuldigten zuzustellen. 
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Ist das ehrengerichtliche Verfahren ohne Hauptverhandlung eingestellt, 
so kann die Klage nur während eines Zeitraums von fünf Jahren und nur 
auf Grund neuer Thatsachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 

§ 31. Wird das Verfahren nicht eingestellt, so ist der Angeschuldigte 
unter abschriftlicher Mittheilung der Anklageschrift zu einer von dem Vor¬ 
sitzenden des Ehrengerichts anzuberaumenden Sitzung zur Hauptverhandlung 
vorzuladen. 

Der Angeschuldigte kann sich dabei des Beistandes eines Rechtsanwalts 
als Vertheidigers bedienen. Dem letzteren ist Einsicht der Untersuchungs¬ 
acten zu gestatten. 

§ 32. Die Mitglieder des Ehrengerichts, welche bei dem Beschlüsse 
auf Eröffnung der Voruntersuchung mitgewirkt haben, sind von der Theil- 
nahme an dem weiteren Verfahren, insbesondere der Hauptverhandlung, 
nicht ausgeschlossen. 

§ 33. Die Hauptverhandlung ist nicht öffentlich. 

Den Mitgliedern der Aerztekammer ist der Zutritt zu gestatten, anderen 
Personen nur nach dem Ermessen des Vorsitzenden. 

§ 34. In der Hauptverhandlung giebt nach Verlesung des Beschlusses 
über die Eröffnung der Voruntersuchung ein von dem Vorsitzenden des 
Ehrengerichts aus der Zahl der Mitglieder desselben ernannter Berichterstatter 
in Abwesenheit der Zeugen eine Darstellung der Sache, wie sie aus den bis¬ 
herigen Verhandlungen hervorgeht. 

Hierauf erfolgt die Vernehmung des Angeschuldigten, sowie die Ver¬ 
nehmung der Zeugen und Sachverständigen. 

Die Aussagen der nicht geladenen, bereits in der Voruntersuchung oder 
durch einen ersuchten Richter vernommenen Zeugen und Sachverständigen 
sind in der Hauptverhandlung zu verlesen, sofern es der Vertreter der An¬ 
klage oder der Angeschuldigte beantragen oder das Ehrengericht die Ver¬ 
lesung beschliesst. 

Zum Schlüsse der Hauptverhandlung werden der Vertreter der Anklage, 
sowie der Angeschuldigte und sein Vertheidiger mit ihren Ausführungen und 
Anträgen gehört. Dem Angeschuldigten gebührt das letzte Wort. 

§ 35. Das Ehrengericht kann jederzeit die Aussetzung der Hauptver¬ 
handlung anordnen, wenn es eine solche behufs weiterer Aufklärung der 
Sache oder beim Hervortreten neuer Thatumstände oder rechtlicher Gesichts¬ 
punkte für angemessen erachtet. 

§ 36. Das Ehrengericht kann nach freiem Ermessen die Vernehmung 
von Zeugen und Sachverständigen durch einen ersuchten Richter oder in der 
Hauptverhandlung anordnen. 

Die Vorschriften des § 25 Absatz 3—6 finden hierbei entsprechende 
Anwendung. 

§ 37. Die Hauptverhandlung kann stattfinden, auch wenn der An¬ 
geschuldigte trotz Vorladung nicht erschienen ist. 

Eine öffentliche Ladung oder Vorführung des Angeschuldigten ist un¬ 
zulässig. 

Der Angeschuldigte kann sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. 
Das Ehrengericht kann jedoch jederzeit das persönliche Erscheinen des An¬ 
geschuldigten unter der Verwarnung anordnen, dass bei seinem Ausbleiben 
ein Vertreter nicht werde zugelassen werden. 

§ 38. Die Haupt Verhandlung schliesst mit der Verkündung der Ent¬ 
scheidung. Dieselbe kann nur auf Freisprechung oder Verurtheilung lauten. 

Das Ehrengericht urtheilt dabei nach seiner freien Ueberzeugung. 

Eine Ausfertigung der mit Gründen versehenen Entscheidung ist dem 
Angeschuldigten zuzustellen. 
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§ 39. Ueber die Hauptverhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen. Das¬ 
selbe ist von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer (§ 26) zu unter¬ 
schreiben. 

§ 40. Gegen die Entscheidung des Ehrengerichts steht sowohl dem Ver¬ 
treter der Anklage, als dem Angeschuldigten die Berufung an den Ehren¬ 
gerichtshof zu. 

Die Berufung ist bei dem Ehrengericht, welches die angegriffene Ent¬ 
scheidung erlassen hat, schriftlich einzulegen, doch genügt zur Wahrung der 
Berufungsfrist auch die Einlegung bei dem Ehrengerichtshof. 

Von Seiten des Angeschuldigten kann die Einlegung der Berufung durch 
einen Bevollmächtigten geschehen. 

Die Berufungsfrist beträgt vier Wochen und beginnt für beide Theile 
mit dem Ablaufe des Tages, an welchem dem Angeschuldigten die Aus¬ 
fertigung der Entscheidung zugestellt ist. 

§ 41. Ist die Berufung verspätet eingelegt, so hat das Ehrengericht das 
Rechtsmittel als unzulässig zu verwerfen. 

Der Vertreter der Anklage und der Angeschuldigte können binnen einer 
Woche nach Zustellung des Beschlusses auf die Entscheidung des Ehren¬ 
gerichtshofes antragen. 

§ 42. Zur schriftlichen Rechtfertigung der Berufung steht dem einlegen¬ 
den Theile eine vom Ablauf der Einlegungsfrist ab zu berechnende Frist von 
zwei Wochen offen. 

Die Schriftstücke über die Einlegung und Rechtfertigung der Berufung 
sind, wenn der Vertreter der Anklage die Berufung eingelegt hat, dem An¬ 
geschuldigten in Abschrift zuzustellen oder, falls die Berufung seitens des 
Angeschuldigten eingelegt worden ist, dem Vertreter der Anklage in Urschrift 
vorzulegen. 

Innerhalb zwei Wochen nach erfolgter Zustellung der Berufungsbegrün¬ 
dung kann der Gegner eine Beantwortungsschrift einreichen. 

Die Fristen zur Rechtfertigung und Beantwortung der Berufung können 
von dem Ehrengericht auf Antrag verlängert werden. 

Neue Thatsachen, welche die Grundlage einer anderen Beschuldigung 
bilden, dürfen in der Berufungsinstanz nicht vorgebracht werden. 

§ 43. Nach Ablauf der in den §§ 40, 41 Absatz 2 und § 42 bestimmten 
Fristen werden die Acten an den Ehrengerichtshof eingesandt. 

§ 44. Der Ehrengerichtshof besteht: 

1. aus dem Director der Medicinalabtheilung des Ministeriums der 
Medicinalangelegenheiten oder in dessen Verhinderung aus dem 
rechtskundigen Mitgliede dieser Abtheilung als Vorsitzenden, 

2. aus drei ärztlichen Mitgliedern der Wissenschaftlichen Deputation 

* für das Medicinalwesen, 

3. aus drei Mitgliedern des Aerztekammerausschusses. 

Die drei Mitglieder der Wissenschaftlichen Deputation für das Medicinal¬ 
wesen und drei Stellvertreter derselben werden von dem König ernannt. 

Die drei Mitglieder des Aerztekammerausschusses und drei Stellver¬ 
treter derselben werden für die Dauer ihrer Amtszeit von dem Aerztekammer- 
ausschusse qjit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. 

§ 45. Der Ehrengerichtshof beschliesst und entscheidet nach absoluter 
Stimmenmehrheit in dtr Besetzung von sieben Mitgliedern. 

Ein Mitglied, welches bei der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt 
hat, ist von der Theilnahme an der Verhandlung und Entscheidung in der 
Berufungsinstanz ausgeschlossen. 
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§ 46. Auf das Verfahren in der Berufungs- und Beschwerdeinstanz 
finden die Vorschriften über das Verfahren erster Instanz entsprechende An¬ 
wendung. 

Für die Einlegung von Beschwerden gegen Beschlüsse des Ehrengerichts 
sind die Bestimmungen des § 40 maassgebend. 

Die Verrichtungen des Vertreters der Anklage werden von einem rechts¬ 
kundigen Commissar des Medicinalministers wahrgenommen. 

§ 47. Für das ehrengerichtliche Verfahren werden nur baare Auslagen 
in Ansatz gebracht. 

Der Betrag der entstandenen Kosten ist von dem Vorsitzenden des 
Ehrengerichts festzusetzen. Die Festsetzung ist vollstreckbar. 

Ueber die Kostenerstattungspflicht des Angeschuldigten ist von dem 
Ehrengericht oder dem Ehrengerichtshof mitzuentscheiden. 

Kosten, welche weder dem Angeschuldigten auferlegt, noch von dem 
Verpflichteten eingezogen werden können, fallen der Kasse der Aerztekammer 
zur Last. Dieselbe haftet den Zeugen und Sachverständigen für die ihnen 
zukommende Entschädigung in gleichem Umfange, wie in Strafsachen die 
Staatskasse. Bei weiter Entfernung des Aufenthaltsorts der geladenen Per¬ 
sonen ist denselben auf Verlangen ein Vorschuss zu geben. 

§ 48. Die Vollstreckung der eine Geldstrafe festsetzenden ehrengericht¬ 
lichen Entscheidung erfolgt auf Grund einer von dem Vorsitzenden des 
Ehrengerichts ertheilten, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit ver¬ 
sehenen beglaubigten Abschrift der Entscheidungsformel nach Maassgabe der 
Verordnung vom 7. September 1879, betreffend das Verwaltungszwangs¬ 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Ges.-S. S. 591). 

Dasselbe gilt für die Vollstreckung der die Kosten festsetzenden Verfügung. 

§ 49. Die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes erfolgenden Zu¬ 
stellungen und Vorladungen sind gültig und bewirken den Lauf der Fristen, 
wenn sie unter Beobachtung der für gerichtliche Zustellungen durch die Post 
vorgeschriebenen Formen — §§ 177, 178 der Civilproaessordnung vom 

31. Januar 1877 — demjenigen, an den sie ergehen, zugestellt werden. 

Der Beauftragung eines Gerichtsvollziehers bedarf es dabei nicht. 

III. Abschnitt. 

Das Um läge recht und die Kassen der Aerztekammer n. 

§ 50. Jede Aerztekammer ist befugt, von den wahlberechtigten Aerzten 
des Kammerbezirkes einen von ihr festzusetzenden jährlichen Beitrag zur 
Deckung ihres Kassenbedarfs zu erheben. 

Der Beschluss der Aerztekammer über die Höhe des Beitrags und über 
die Festsetzung des Beitragsfusses bedarf der Genehmigung des Oberpräsi¬ 
denten, welche von dem Vorstande der Aerztekammer nachzusuchen ist. 

Wird die Genehmigung ertheilt, so erfolgt die Einziehung der Beiträge, 
soweit dieselben nicht freiwillig gezahlt werden, nach Maassgabe der Ver¬ 
ordnung vom 7. September 1879, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren 
wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Ges.-S. S. 591). 

§ 51. Bei jeder Aerztekammer wird eine Kasse errichtet. Dieselbe gilt 
als Vertreterin der Aerztekammer in allen vermögensrechtlichen Angelegen¬ 
heiten. Sie kann Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Ge¬ 
richt klagen und verklagt werden. 

Zu der Kasse der Aerztekammer fliessen: 

1. Geldstrafen und Kosten (§§ 47 und 48); 

2. die Beiträge der Kammermitglieder (§ 50); 

3. die der Aerztekammer gemachten Zuwendungen jeder Art. 
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Aus der Kasse werden bestritten: 

1. die Verwaltungskosten einschliesslich der Tagegelder und Reise¬ 
kosten der Mitglieder des Vorstandes der Aerztekammer; 

2. die Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens, soweit nicht eine 
Erstattung derselben stattfindet; 

3. der durch Beschluss des Aerztekammerausschusses festgesetzte 
Beitrag der Aerztekammer zu den Kosten des Aerztekammer¬ 
ausschusses ; 

4. die sonstigen von der Aerztekammer beschlossenen Aufwendungen 
für Angelegenheiten des ärztlichen Standes. 

§ 52. Die Kasse wird von dem Vorstande der Aerztekammer verwaltet 
und nach aussen vertreten. 

Kassenführer ist der Vorsitzende des Vorstandes der Aerztekammer 
oder ein anderes Mitglied des Vorstandes. 

§ 53. Der Kassenfuhrei ist zur Empfangnahme von Geldern und zur 
Ertheilung von Quittungen, sowie auf Anweisung des Vorstandes der Aerzte¬ 
kammer zu Zahlungen berechtigt. 

Die einkommenden Gelder sind nach Maassgabe des § 39 der Vor¬ 
mundschaftsordnung vom 5. Juli 1875 (Ges.-S. S. 431) zinsbar zu belegen. 

Der Kassenfuhrer hat über Einnahmen und Ausgaben Bücher zu führen 
und die Beläge bis zur Entlastung aufzubewahren. 

§ 54. Der Kassenführer hat im Namen des Vorstandes der Aerzte¬ 
kammer die Einziehung der Geldstrafen und Kosten, sowie der nicht frei¬ 
willig gezahlten Beiträge der Kammermitglieder zu betreiben. 

Als Vollstreckungsbehörde im Sinne der Verordnung vom 7. September 
1879, betreffend das Venvaltungszw-angsverfahren wegen Beitreibung von 
Geldbeträgen (Ges.-S. S. 591), gilt der Vorstand der Aerztekammer. 

§ 55. Der Vorstand der Aerztekammer hat mindestens jährlich einmal 
durch zw'ei seiner Mitglieder die Kasse und die Bücher nebst Belägen zu 
prüfen. 

Der Kassenführer hat dem Vorstande und der letztere der Aerzte¬ 
kammer jährlich Rechnung zu legen. 

Die Aerztekammer ertheilt nach Erledigung etwaiger Anstände die Ent¬ 
lastung. 

§ 66. Der Oberpräsident ist befugt, jeder Zeit von dem Stande der 
Kasse selbst oder durch einen Beauftragten Kenntniss zu nehmen und Bücher 
und Beläge zu prüfen. 

IV. Abschnitt. Schlussbestimmungen. 

§ 57. Der § 5 der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Ein¬ 
richtung einer ärztlichen Standesvertretung (Ges.-S. S. 169) wird aufgehoben. 

§ 58. Dieses Gesetz tritt am.in Kraft. 

Mit der Ausführung desselben wird der Medicinalminister beauftragt. 


Prüfungsordnung behufs Erlangung der Befähigung 
zur Anstellung als Physicus. 

§ 1. Zur Physicatsprüfung w r erden nur Aerzte zugelassen, welche 
a) die mcdicinische Doctorwürde bei der medicinischen Facultät einer 
deutschen Universität nach vierjährigem medicinischem Studium auf 
Grund einer besonderen, von der ärztlichen getrennten, mündlichen 
Prüfung und einer gedruckten Dissertation erworben, 
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b) nach dem Zeugniss des betreffenden Fachlehrers an einer deutschen 
Universität eine Vorlesung über gerichtliche Medicin besucht, 

c) eine ausreichende psychiatrische Vorbildung erworben haben. 

Letztere wird als nachgewiesen erachtet durch das Zeugniss des ärzt¬ 
lichen Leiters einer psychiatrischen Klinik an einer deutschen Universität dar¬ 
über, dass der Candidat während seiner Studienzeit mindestens ein Halbjahr 
diese Klinik als Praktikant mit Erfolg besucht hat. 

Diesem Zeugniss wird gleich geachtet die Bescheinigung des ärztlichen 
Leiters einer psychiatrischen Klinik an einer deutschen Universität oder einer 
öffentlichen, nicht ausschliesslich für Unheilbare bestimmten Anstalt für 
Geisteskranke, welche mindestens 150 Betten und einen jährlichen Zugang 
von mindestens 150 Kranken hat, wonach der Candidat als approbirter Arzt 
mindestens drei Monate hindurch regelmässig an der Untersuchung und Be¬ 
handlung der Kranken mit Erfolg sich betheiligt hat. 

In besonderen Fällen können auch Zeugnisse und Bescheinigungen von 
anderen Anstalten für Geisteskranke als den im vorigen Absätze bezeichneten 
Kliniken und öffentlichen Anstalten als ausreichend angesehen werden. 

§. 2 Die Zulassung erfolgt zwei Jahre nach der Approbation als Arzt, 
wenn die ärztliche Prüfung „gut“ oder ,,sehr gut“ bestanden ist, in den übrigen 
Fällen nach drei Jahren. 

§ 3. Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist an den betreffenden 
Regierungspräsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) zu richten, welcher 
darüber an den Minister der Medicinalangelegenheiten berichtet. Von 
letzterem wird die Zulassung an den Candidaten verfügt. 

§ 4. Dem Zulassungsgesuche sind, ausser den im § 1 geforderten Nach¬ 
weisen beizufügen: 

die Approbation als Arzt, 
ein Lebenslauf, 

ein Abdruck des Doctordiploms und der Inauguraldissertation. 

g 5. Die Prüfung wird vor der Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medicinalwesen abgelegt und zerfällt in 

1. den schriftlichen, 

2. den praktischen, 

3. den mündlichen Prüfungsabschnitt. 

§ 6. Behufs der schriftlichen Prüfung hat der Candidat zwei 
wissenschaftliche Ausarbeitungen zu liefern, zu welchen die Aufgaben aus dem 
Gebiete der gerichtlichen Medicin und der öffentlichen Gesundheitspflege oder 
statt der letzteren aus dem Gebiete der Psychiatrie zu entnehmen sind. 

Bei der gerichtsärztlichen Aufgabe ist jedesmal zugleich die Bearbeitung 
eines fingirten forensischen Falles, der sich auf den Gegenstand der Aufgabe 
bezieht, mit vollständigem Obductionsprotokoll und legalem Obductions- 
bericht zu verlangen. 

§ 7. Die Ausarbeitungen sind spätestens sechs Monate nach Empfang 
der Aufgaben dem Minister der Medicinalangelegenheiten mit der Ver¬ 
sicherung des Candidaten einzureichen, dass er sie, abgesehen von den dabei 
benutzten literarischen Hülfsmitteln, ohne anderweitige fremde Hülfe an¬ 
gefertigt habe. 

Die Ausarbeitungen müssen sauber und leserlich geschrieben, auch ge¬ 
heftet und mit Seitenzahlen versehen sein und eine vollständige Angabe der 
benutzten Hülfsmittel, welche auch im Text regelrecht an den betreffenden 
Stellen zu citiren sind, enthalten. 

§ 8. Nach Ablauf der sechsmonatlichen Frist werden die Arbeiten nicht 
mehr zur Censur angenommen, es sei denn, dass besonders bescheinigte 
Gründe zu einer Ausnahme vorliegen oder dass auf besonderen Antrag des 
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betreffenden Regierungspräsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) eine Nach¬ 
frist bewilligt worden ist. 

Wer die sechsmonatliche Frist bezw. die bewilligte Nachfrist nicht innc 
hält, darf frühestens ein Jahr nach Ablauf derselben sich neue Aufgaben er¬ 
bitten. 

§ 9. Die Probearbeiten werden der Wissenschaftlichen Deputation für 
das Medicinalwesen zur Beurtheilung vorgelegt und von derselben mit einer 
motivirten Censur dem Minister der Medicinalangelegenheiten zurückgereicht. 

§ 10. Genügen die Arbeiten den Anforderungen, so wird der Candidat 
zu den übrigen Prüfungsabschnitten zugelassen. 

Wird eine der Arbeiten „ungenügend“ oder „schlecht“ befunden, so ist 
die ganze Prüfung zu wiederholen und dem Candidaten je nach dem Ausfall 
der Censur eine Frist von drei Monaten bis zu zwei Jahren zu stellen, um 
sich nach Ablauf derselben neue Aufgaben zu erbitten. 

Eine zweite Wiederholung ist nicht gestattet. 

§ 11. Zur praktischen und mündlichen Prüfung kann der Can¬ 
didat einen ihm mit Rücksicht auf die Abkömmlichkeit aus seiner ärztlichen 
Praxis passend erscheinenden Termin sich erbitten. 

In der Regel müssen diese Prüfungsabschnitte spätestens sechs Monate 
nach Mittheilung des Ausfalls der schriftlichen Prüfung abgelegt werden, 

Die praktische und mündliche Prüfung wird in dem Charitökranken- 
hause zu Berlin vor dazu bestimmten Mitgliedern der Wissenschaftlichen 
Deputation möglichst an zwei auf einander folgenden Tagen abgehalten. 

Während der Zeit vom 15. August bis 15. October finden keine Prü¬ 
fungen statt. 

§ 11. In der praktischen Prüfung hat der Candidat: 

1. a) vor einem Mitgliede der Wissenschaftlichen Deputation den Zustand 
eines Verletzten zu untersuchen und alsdann über den Befund einen 
begründeten Bericht mit Berücksichtigung der hierfür geltenden Be¬ 
stimmungen unter Clausur im Beisein des Examinators abzufassen, 
b) vor einem Psychiater, welcher Mitglied der Wissenschaftlichen 
Deputation ist, an einem oder zwei Geisteskranken seine Fähig¬ 
keit zur Untersuchung krankhafter Gemüthszustände darzuthun und 
über einen dieser Fälle eine gutachtliche Aeusserung zu einem von 
dem Examinator zu bestimmenden Zwecke unter Clausur schriftlich 
zu erstatten. 

Für jede der beiden schriftlichen Clausurarbeiten ist eine Frist 
von einer Stunde inne zu halten. 

2. Sodann hat er: 

a) ein ihm vorgelegtes frisches Leichenobject zur mikroskopischen 
Untersuchung zu präpariren, mit dem Mikroskop genau zu unter¬ 
suchen und dem Examinator mündlich zu demonstriren; 

b) an einer Leiche eine ihm aufgegebene Obduction zu verrichten und 
den Befund nebst vorläufigem Gutachten vorschriftsmässig zu Proto¬ 
koll zu dictiren. 

§ 13. Die mündliche Prüfung wird gleichzeitig mit dem in § 12 No. 2 a 
und b erwähnten Theile der praktischen Prüfung von vier Mitgliedern der 
Wissenschaftlichen Deputation, wovon eines der Psychiater ist, abgehalten. 
Es ist hierbei in der Staatsarzneikunde, Hygiene und gerichtlichen Psychiatrie 
zu prüfen. Die Prüfung in der gerichtlichen Psychiatrie kann auch unmittel¬ 
bar im Anschlüsse an die praktische Prüfung, somit getrennt von den anderen 
Theilen der mündlichen Prüfung, aber in Anwesenheit des Leiters der letz¬ 
teren vorgenommen werden. 
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§ 14. Ueber beide Prüfungen ist ein Protokoll aufzunehmen, welches 
die Gegenstände der Prüfung, das Urtheil der Examinatoren über das Ergeb¬ 
nis eines jeden Theils beider Prüfungen und die Schlusscensur über das 
Gesammtergebniss der Prüfung enthalten muss. 

§ 15. Im Fall eines ungenügenden Ergebnisses einer der beiden Ab¬ 
teilungen (§ 12 No. 1 und 2) der praktischen oder der mündlichen Prüfung 
oder aller zugleich ist entweder eine jede für sich oder es sind alle zusammen 
je nach der Censur nach drei bis sechs Monaten zu wiederholen. 

Eine zweite Wiederholung der schon einmal nicht bestandenen Prüfungs¬ 
abschnitte ist nicht gestattet. 

§ 16. Es kommen bei der Physicatsprüfung die Censuren: 
sehr gut, 
gut, 

genügend, 

ungenügend und schlecht 
in Anwendung. 

Auf Grund der drei ersten wird von dem Minister der Medicinal- 
angelegenheiten das Zeugniss der Befähigung zur Verwaltung einer Physicats- 
stelle ertheilt. 

§ 17. Auf diejenigen Candidaten, welche beim Erlass dieser Prüfungs¬ 
ordnung sich im letzten oder vorletzten Halbjahre ihres medicinischen Stu¬ 
diums befanden oder bereits als Aerzte approbirt waren, findet die Bestimmung 
im § 1 b keine Anwendung. 

§ 18. Diese Prüfungsordnung tritt am 1. October 1896 in Kraft. 

Mit diesem Zeitpunkte treten das Prüfungsreglement vom 10. Mai 1875, 
sowie die Circularverfiigung vom 4. März 1880, betreffend die Abänderung 
der §§ 1 und 2 dieses Reglements, ausser Kraft. 

Berlin, den 24. Januar 1896. 

Der Minister der geistlichen-, Unterrichts- und Medicinalangelegenheiten. 

Bosse. 


Rechtsprechung. 

Verurtheilung eines Curpfuschers wegen Betruges 
und unbefugter Anmaassung eines ärztlichen Titels. 
(Urtheil des Oberlandesgerichtes zu München, vom 26. April 1895.) 

Der Friseur N. hatte verschiedene Male in der in Niederbayem weit ver¬ 
breiteten Donauzeitung annoncirt, dass er jeden „nervösen Kopf- und Zahn¬ 
schmerz“, Migräne, Schwindel (eingenommenen Kopf), Ohrensausen, Magen¬ 
krampf, Verdauungsstörungen, Kreuzweh, gichtische und rheumatische Schmerzen 
durch Massage und einfache „Handgriffe“ in kürzester Zeit beseitige. Zugleich 
hatte er sich als „Masseur und Specialisten für Kopfleiden“ bezeichnet und 
bestimmte Sprechstunden während des Vor- und Nachmittags bekannt ge¬ 
geben. Auf erfolgte Anklage war er vom Schöffengericht wegen Betruges 
unter Annahme mildernder Umstände und wegen unbefugter Anmaassung eines 
arztähnlichen Titels (Vergehen gegen § 147 Ziffer 3 der Gewerbeordnung) vcr- 
urtheilt und dieses Erkenntniss von der Strafkammer des zuständigen Land¬ 
gerichts in der Revisionsinstanz bestätigt worden. Eine hiergegen eingelegte 
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Revision wurde von dem obengenannten Oberlandesgericht ebenfalls als un¬ 
begründet zurückgewiesen. In dem betreffenden Urtheile heisst es: 

„Die Frage, ob jemand einen dem Titel »Arzt« ähnlichen Titel sich 
beigelegt habe, welcher geeignet ist, den Glauben zu erwecken, der Be¬ 
treffende sei eine geprüfte Medicinalperson, ist nach den Umständen zu ent¬ 
scheiden . . . 

Die Bezeichnung »Specialist für einzelne Krankheiten« kommt der Bei¬ 
legung des Titels »Arzt« vollkommen gleich; das Gesetz giebt dieses deutlich 
zu erkennen, indem es neben der allgemeinen, die Ausübung der ganzen Heil¬ 
kunde umfassenden Bezeichnung »Arzt« auch besondere, auf den Betrieb ein¬ 
zelner Heilzweige beschränkte Bezeichnungen, wie Augenarzt, Zahnarzt, Wund¬ 
arzt u. s. w. als gleichbedeutend aufführt. Uebrigens wird allgemein auch 
unter einem Specialisten in der Heilkunde eine Medicinalperson und zwar 
ein Arzt verstanden, der sich die ärztliche Behandlung bestimmter, besonderer 
(specieller) Leiden zum Berufe gewählt hat. Das Berufungsgericht hat dem¬ 
nach ohne Rechtsirrthum angenommen, dass der Titel »Specialist für Kopf¬ 
leiden«, welchen sich der Angeklagte in seinen Annoncen beigelegt hat, ein 
dem Titel »Arzt« ähnlicher Titel sei. Nachdem im Uebrigen das Berufungs¬ 
gericht noch weiter festgestellt hat, dass der vom Angeklagten sich beigelegte 
Titel den Glauben erwecken konnte, dass der Angeklagte ein Arzt sei, dessen 
specielles Feld der Berufsausübung eben die Behandlung von Kopfleiden 
sei . . ., nachdem ferner festgestellt ist, dass der Angeklagte sich bewusst 
war, dass der von ihm gebrauchte Titel die Möglichkeit einer Täuschung des 
Publicums, namentlich des weniger gebildeten, gewähre, so erscheinen die 
sämmtlichen Begriffsmerkmale im Thatbestande eines Vergehens mit § 147, 
Ziffer 3, der Gewerbeordnung gegeben. 

Die Revision ist aber auch nicht begründet, sofern sie Verletzung des 
Gesetzes durch irrige Anwendung des § 263 des Strafgesetzbuches behauptet. 

Der Angeklagte hat annoncirt, dass er jeden nervösen Kopf- und Zahn¬ 
schmerz durch Massage und einfache Handgriffe in kürzester Zeit heile, wobei 
er sich zugleich fälschlich des Titels einer Medicinalperson mit der Unter¬ 
zeichnung »Specialist für Kopf leiden« bediente. Hierin hat das Berufungs¬ 
gericht ohne Rechtsirrthum die Vorspiegelung einer falschen Thatsache erblickt, 
da der Angeklagte vernünftigerweise sich sagen musste, bezw. sich bewusst 
war, dass er nicht jeden nervösen Kopf- und Zahnschmerz durch einfaches 
Drücken mit der Hand am Kopfe eines Patienten heilen könne, und da auch 
nicht bloss das, was wirklich schon vorhanden oder geschehen ist, sondern 
auch das, was nach dem Vorgeben des Täuschenden erst ausgeführt werden 
soll, als Thatsache zu gelten hat. Durch diese falsche Vorspiegelung wurden 
auch, wie festgestellt ist, die Patienten in den Irrthum versetzt, dass sie es 
mit einer sachkundigen, weil geprüften Medicinalperson zu thun haben und 
sichere Heilung erlangen werden; sie haben in Folge dessen die Thätigkeit 
des Angeklagten in Anspruch genommen, waren hiernach veranlasst, das 
Honorar für die Behandlung an den Angeklagten zu bezahlen, und werden 
auf diese Weise um diese Beträge an ihrem Vermögen geschädigt. Dem¬ 
gemäss erscheint auch vom Berufungsgericht ohne ersichtlichen Rechtsirrthum 
nicht bloss die Irrthumserregung bei den Getäuschten, sondern auch der Zu¬ 
sammenhang zwischen Irrthumserregung durch den Angeklagten und der Ver¬ 
mögensschädigung der getäuschten Parteien festgestellt. 

Eine Beschädigung des Vermögens der Patienten wurde aber mit Recht 
vom Berufungsrichter erblickt in dem Bezahlen des Honorars an den An¬ 
geklagten, weil die Behandlung nach der Persönlichkeit des Angeklagten nicht 
durch einen Sachverständigen, sondern durch einen Curpfuscher erfolgte und 
für die Patienten keinen Gebrauchswerth hatte. Nachdem endlich noch vom 
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Berufungsgericht ohne erkennbaren Rechtsirrthum die Absicht des Angeklagten, 
sich einen rechtswidrigen Vortheil zu verschaffen, festgestellt wurde, weil das 
Handeln des Angeklagten auf Gelderwerb gerichtet war und zwar auf rechts¬ 
widrigen, wie sich der Angeklagte bei seiner Eigenschaft als Curpfuscher und 
bei Kenntniss des Irrthums der ihn für einen Arzt haltenden Heilsuchenden, 
sowie der Erfolglosigkeit seines Heilmittels bewusst war, so erscheinen die 
sämmtlichen Begriffsmerkmale im Thatbestande eines Vergehens des Betruges 
nach § 263 des Strafgesetzbuches ohne ersichtlichen Rechtsirrthum festgestellt.“ 
(Aerztliche Sachverständigen - Zeitung Nr. 12, 1895.) 


Unzuverlässigkeit eines Fleischbeschauers. Ent¬ 
ziehung der Bestallung. Urtheil des Oberverwaltungsgerichts 
(III. Senats) vom 21. November 1895. (III. Nr. 1449). 

Fällt einem zur Untersuchung des Schweinefleisches auf Trichinen amt¬ 
lich bestellten Fleischbeschauer zur Last, dass er in einem ihm zur Unter¬ 
suchung abgegebenen Stück Schweinefleisch Trichinen nicht vorfand, obwohl 
in demselben solche vorhanden waren, so liegt hierin eine grosse Flüchtig¬ 
keit der Untersuchung. Bei dem grossen Unheil, welches eine ungenügende 
Untersuchung des Fleisches auf Trichinen zur Folge haben kann, ist die grösste 
Sorgfalt geboten und schon eine einmalige Vernachlässigung dieser Sorgfalt 
genügend, um den Fleischbeschauer als unzuverlässig erscheinen zu lassen und 
ihm auf Grund der §§ 36 und 53 der Reichsgewerbeordnung in Verbindung 
mit § 120 Ziff. 1 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 die Be¬ 
stallung zu entziehen (Rechtspr. und Med. Gesetzgeb. No. 5). 


Kleine Mittheilungen. 


Anfang dieses Jahres hat sich in Hamburg ein „Verein Ham¬ 
burger Schififeärzte gebildet, in den alle approbirten Aerzte, welche zur 
See fahren oder gefahren haben, aufgenommen werden können. 

Der Zweck des Vereins ist, collegialen Verkehr zu pflegen und standes¬ 
rechtliche und standesgemässe Interessen seiner Mitglieder zu vertreten. Jeden 
Montag Abend 8 h. findet im Münchener Hofbräu St. Pauli, Ecke Marien- und 
Eimsbüttlerstrasse, Versammlung statt. 


Am 8. April fand zu Berlin die constituirende Sitzung des 
Hauptausschusses des Deutschen Samariterbundes statt. Zum 

Vorsitzenden des Hauptausschusses wurde Dr. Assmus-Leipzig, zum Stell¬ 
vertreter Oberstabsarzt Dr. D ü m s - Leipzig, zum Schriftführer Dr. George 
Meyer-Berlin, zum Stellvertreter Stabsarzt Dr. Pannwitz gewählt. Der 
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Samaritertag, welcher dieses Jahr in Berlin stattfindet, wurde auf den 
19. September angesetzt, und als Ort der Vortragssaal der Gewerbeaus¬ 
stellung in Aussicht genommen. Die Feststellung der Mitglieder des Samariter¬ 
bundes rief lebhafte Erörterung hervor, von allen Seiten jedoch wurde betont, 
dass alle Vereine u. s. w. mit auf Curpfuscherei gerichteten 
Bestrebungen von vorn herein vom Samariter bunde aus* 
zuschliessen seien. Eine aus den vier Vorstandsmitgliedern bestehende 
Commission soll alle Körperschaften und Vereinigungen, welche sich mit 
Rettungs- und Samariterwesen befassen, durch Fragekarten ermitteln, um die 
Einladungen zum Samaritertage in die Wege zu leiten. In Betracht kommen: 

Die Staats- und städtischen (einschliesslich der Gemeinde-) Behörden, 
Samaritervereine, Rettungsgesellschaften, Sanitätswachen, Feuerwehren, deutsche 
Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger, die deutsche Turnerschaft, Berufs¬ 
genossenschaften, Verband der deutschen Berufsgenossenschaften, einzelne 
Fabrikbetriebe, Bergwerke, Fach- bezw. andere Schulen, Krankenpflege¬ 
genossenschaften und Einzelpersonen; von den Vereinen vom Rothen Kreuz 
diejenigen, welche sich mit Rettungs- und Samariterwesen befassen. 

Als Beitrag sind jährlich 3 Mark für jeden Verein bezw. jedes Mitglied 
festgesetzt. 

Als Abzeichen des Samariterbundes wurde nach längerer Berathung be¬ 
schlossen, dem Samaritertag zu empfehlen, das Genfer Kreuz anzunehmen, 
denjenigen Samaritervereinen aber, welche bisher ein anderes Abzeichen haben, 
dieses zu belassen. 

Der Entwurf der Satzungen des Bundes wurde dem vorbenannten Aus¬ 
schuss überwiesen. 

Alle Anfragen und Beitrittserklärungen zum Samariterbunde sind an den 
Schriftführer Dr. George Meyer, Berlin, Zimmerstr. 95/96 zu richten. 


Die k. k. Besirksärste Niederösterreichs, die wirtschaftlich nicht 
weniger ungünstig gestellt sind, wie unsere Kreisphysici, haben in einer am 
18. April v. J. in Wien stattgehabten Versammlung beschlossen, Petitionen 
wegen Verbesserung ihrer materiellen Lage an beide Häuser des Reichsrathes 
zu richten und die Bezirksärzte der anderen Kronländer zu einem gleichen 
Schritte zu veranlassen. (W. M. W. 1895, No. 18.) 


Berichtigung. 

In dem Aufsatz des Herrn Prof. O. Rosenbach „Der ärztliche Beruf 
und die Standesordnungen“ in Heft 5 dieser Zeitschrift sind folgende Druck¬ 
fehler zu berichtigen: 

S. 287. Z. 21 v. oben muss es statt Galenia heissen Galeniani 
„ 294. „ 19 ,, „ „ „ ,, den gemässen heissen gewisse 

„ 296. „ 13 „ „ „ „ „ einfache heissen erfolgreiche 

„ 297. „ 22 „ „ „ „ „ Gleichheit heissen Ungleichheit. 

Ausserdem ist auf Seite 295, Zeile 22 von oben hinter „darzustellen“ 
folgender Satz einzuschalten: und diese Anschauung wird nicht widerlegt 
durch die in einem späteren Paragraphen gegebenen Ausführungsbestimmungen, 
die eine missbräuchliche Anwendung verhüten sollen (Antrag des Vorstandes, 
Beschluss einer Generalversammlung etc.). 
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Inhalt des 6. Heftes: 


I. Entwurf eines Gesetzes betreffend das Irrenwesen (Fortsetzung). Von 
Landgerichtsrath Prof. Dr. Medern in Greifswald. 

II. Ueber das geordnete Zusammenwirken der verschiedenen im Betriebe 
der Krankenhäuser beschäftigten Berufsstände. Von Geh. Med.-Rath 
Dr. Oscar Schwartz in Köln. 

in. Die individuelle Freiheit der ärztlichen Berufstätigkeit und die ge¬ 
meinsamen Standesinteressen. Von Dr. A. Seidel in Berlin. 

IV. Kritiken und Referate: Es referiren: Pagel- Berlin über Baas: Die ge¬ 

schichtliche Entw ickelung des ärztlichen Standes. — Ascher - Bomst 
über: Aus der ärztlichen Sachverständigen - Zeitung. — A. Eulenburg- 
Berlin über W. Keil: Die Cardinalmittel der Heilkunst und Ziegelroth: 
Die Nervosität unserer Zeit. — Placzek - Berlin über Austin Flint: The 
coming role of the medical profession in the scientific treatment of 
crime and criminals. — P. Jacobsohn -Berlin über M. Mendelsohn: 
Krankenpflege und allgemeine Behandlung der Bluterkrankungen. — 
A. Blaschko- Berlin über A. Neisser: Dermatologie; die neue dermato¬ 
logische Klinik in Breslau; über den Nutzen und die Notwendigkeit 
von Specialkliniken für Haut- und venerische Kranke. 

V. Tagesfragen: Zur Frage der Curpfuscherei. Von A. Oldendorff in Berlin. 

VI. Correspondenz : i. Die Regelung des ärztlichen Honorarwesens in den 

verschiedenen Culturstaaten (Schluss). Von A. Oldendorff in Berlin. 

2. Ordinatio ruri absentibus aegris. Von Dr. Hugo Stark in Carlsbad. 

3. Ein Besuch im Rikugun Djusen Byoin in Tokio und im Medical 
Missionary Society-Hospital in Canton. Von Dr. E. Rappolt in Hamburg. 

VH. Gesetzgebung und Rechtsprechung: 1. Entwurf eines Gesetzes betreffend 
die ärztlichen Ehrengerichte. 2. Prüfungsordnung behufs Erlangung 
der Befähigung zur Anstellung als Physikus. 3. Urteil des Ober¬ 
landesgerichtes zu München vom 26. April 1895. 4. Urteil des Ober¬ 
verwaltungsgerichts (III. Senats) vom 21. November 1895. 

VIII. Kleine Mittheilungen. 

IX. Berichtigung. 


Zusendungen für die Redaction sind zu richten an 
San.-Rath Dr. A. Oldendorff, Berlin SW., Charlottenstr. 82. 


Druck von Fischer & Wittig in Leipzig. 
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